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I. 

über  B.ansteine  zur  iiiternatioiialeii  Uiiifikatioii 
des  Handelsrechtes. 

Eektoratsrede  in  der  Aula  der  Universität  Zürich, 
am   29.  April   188  1   gehalten. 

Von 

Dr.  jur.  Heinrich  Fick  pr.  p.  o.  in  Zürich. 

Hochansehnliche  Versammlung. 

Von  allen  gewerblichen  [d.  h.  auf  eine  dauernde  Einkom- 
mensquelle planmäfsig  gerichteten]  Thätigkeiten  ist  der  Handel  die- 
jenige, welche  am  meisten  einen  internationalen,  einen  kosmopoli- 
tischen Charakter  hat.  Handel  ist  ja  die  Thätigkeit,  die  darauf 
gerichtet  ist,  durch  den  Umsatz  ökonomischer  Güter,  durch  die  Ver- 
mittelung  zwischen  Konsumtion  und  Produktion,  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  Gewinn  zu  erzielen.  Produzenten  und  Konsumenten,  Ka- 
pitalisten und  Ai'beiter,  welche  räumlich  getrennt  wohnen,  welche  ver- 
schiedenen Landstrichen  desselben  Staates,  ja  verschiedenen  Staaten 
und  Erdteilen  angehören,  werden  durch  diese  Thätigkeit  zusammen- 
geführt. Der  Kaufmann  —  wir  rechnen  dazu  auch  den  Baiiquier, 
den  Assekurateur ,  den  Fabrik-,  den  Transport-,  den  Theaterunterneh- 
mer, den  Verleger  von  Schrift-  und  Kunstwerken  —  ist  nicht  wie  der 
Landwirt  an  die  Scholle,  oder  wie  der  Krämer,  der  Handwerker,  der 
einfache  Fuhrmann  an  enge  lokale  Grenzen  gebunden.  Der  Kaufmann 
sieht  sich  nach  allen  Seiten  hin ,  weit  über  die  Grenzen  seines  Lan- 
des hinaus  danach  um,  wo  durch  momentanes  Mifsverhältiiis  zwi- 
schen Nachfrage  und  Angebot  von  Produkten,  oder  von  Kapital  und 
und  Arbeit  die  Konjunkturen  günstig  sind,  um  durch  seine  Vei-mittler- 
thätigkeit,  durch  den  Abschlufs  der  mannigfaltigsten  in  einander  grei- 
fenden Kontrakte  Gewinn  zu  erzielen. 

Für  diese  h()chst  feine  geistige  Arbeit,  für  das  Risiko,  das  er 
läuft,  wenn  seine  Beurteilung  der  Konjunkturen  eine  irrtümliclie  war, 
kann  er  mit  vollem  Rechte  einen  Gewinn    beziehen,  der  weit  hinaus- 
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2  I>r.   jiir.   H  c  i  n  r  i  I'  h   F  ick, 

jft'ht.  iilxir  den  Zins  der  vtjrwciuletcn  Kapifiilicii ,  über  «leii  gewülm- 
liclicii  Lohn  ii  n  m  i  U,  (;  1  Ij  ii  r  ))ro(liiktivor  'riiiitigkeit.  Dieser  Netto-, 
Handels-,  oder  Spekulutionsj^ewinn,  das  Residtat  (iiner  richtigen  und 
g(!sehickten  lienut/nnj^  (hir  Konjunktur,  (iiner  richti^'en  geschickten 
Kombination  in  einander-  ^reifenibir  Keclilsgescliaiti!  (Kinkauf,  Verkaut, 
Mntb'hnung,  Aushnbung  von  KajjitaUen  ,  Kngageinent  von  lirlindern, 
von  höh(;rn  und  geringeiii  Ailx'itern,  Verwertung  der  Arbeitsprodukte) 
ist  so  oft  von  beidnischiin  lMiilosoj)hen  namentlich  von  Aristotehis,  von 
der  christliehen  Kii-che  und  von  den  modernen  Komnumisten  und  So- 
zialisten verachtet,  verdammt,  ja  als  Verbreclien  (la  propriete  c'est 
le  vol)  hing(istellt  worden.  Wie  das  kanoinsch<;  Recht  darüber  gedacht 
liat,  geht  aus  2  StfdhMi  des  cor])us  Juris  canonici  hervor.  Im  Decretum 
(üratiani  II  causa  14  (piaestio  4  cainui  'J  heilst  es:  „Wer  zur  Zeit  der 
Mrnte  oder  Weinlese;  nicht  aus  liedarf,  sondern  des  (jiewinnes  halber 
Vornite  von  (ietreide  oder  Wein  aufkauft  und  sich  z.  R.  für  2  Dena- 
rien  ein  Mals  verschallt,  dieses  aber  so  lange  aufbewahrt,  bis  er  es 
zu  4  oder  6  Denarien  oder  noch  teurer  verkaufen  kann ,  legt  nach 
unserem  Ermessen  eine  schändliche  Habsucht  an  den  Tag",  canon 
10:  „Wer  Zinsen  nimmt,  begeht  einen  Raub  und  ist  im  Leben  tod." 
Trotz  dieser  seltsamen  ÜbereinsLimnuing  der  Ansichten  des  Aristoteles  ' ), 
der  Kanonisten  des  Mittelalters  und  der  aller  modernsten  Sozialisten 
wird  der  Handi;l  wohl  noch  lange  Zeit  als  der  wichtigste  Faktor 
für  Relebung  der  volkswirtschaftlichen  Thätigkeit,  als  Förderer  des 
fiiedlichen  Verkehrs  aller  Völker  und  Länder  durch  die  Gesetzgebung 
aller  zivilisierten  Nationen  und  durch  zahllose  Staatsverträge  unter 
denselben  in  Schutz  genommen  werden.  Es  wird  dies  wohl  fortdauern, 
bis  vielleicht  nach  Jahrhunderten  oder  Jahrtausenden  ein  kommuni- 
stisches Weltreich,  sei  es  als  ein  grofses  die  ganze  W'elt  umfassendes 
Kloster  im  Sinne  der  christlichen  Chiliasten ,  oder  eine  eben  so  um- 
fangreiche; Zwangsanstalt  für  Arbeit  und  Vergnügen  im  Sinne  der 
rationalistischen  Weltverbesserer  die  grofsen  Aufgaben  der  Vermitte- 
lung  zwischen  Produktion  und  Konsumtion,  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  aller  Völker  in  die  Hand  nimmt,  Aufgaben,  welche  schon  zur 
Zeit  der  Römer  und  Griechen  und  ganz  bc^sonders  seit  dem  Aufhören 
der  mittelalterlichen  Naturalwirtschaft  bis  auf  den  heutigen  Tag  durch 
den  II  a  n  d  e  I  erfüllt  worden  sind.  — 

Wie  der  Handel  selbst,  so  tragen  auch  die  durch  seine  besonderen 
Bedürfnisse  hervorgerufenen  Rechtsiustitute,  die  man  herkömmlich  als 
Handelsrecht  im  weiteren  Sinne  des  Wortes,  Wechselrecht,  Seerecht, 
Transportrecht,  Assekuranzrecht,  s.g.  geistiges  Eigentumsrecht  umfas- 
send, bezeichnet,  einen  internationalen,  gcwissermassen  kosmopolitischen 
Charakter  an  sich.  Auf  keinem  anderen  Rechtsgebiete,  als  auf  dem 
dieses  Handelsrechtes,  findet  unter  den  höchst  zivilisierten  Nationen, 
unter  den  3  grossen  Kulturvölkerfamilien,  der  englischen  oder  englisch- 


1)  Die  BelegsteUen  dafür,  dafs  Aristoteles  Handel  und  Zinsnehmen  für  tadelnswert 
hielt,  sind  zusamuieiigestellt  in  einem  Aufsatze,  der  in  diesen  Jahrbüchern  erschien,  „Über 
Utopische  Rechts-  und  Staats-Theorie",    Jahrgang  1867   pag.   13  note   11. 


über  Bausteine  zur  internationalen   Unitikation  des  Handelsrechtes.  3 

amerikanischen ,  der  romanischen  und  der  deutschen  eine  so  grofse 
Übereinstimmung  statt. 

Seit  dem  Wiedererwachon  des  Handels  am  Ende  des  Mittelalters 
war  es  hauptsächlich  der  Einflufs  der  Italiener  und  die  Wiederbelebung 
des  römischen  Rechtes,  welche  in  der  ganzen  damaligen  zivilisierten 
Welt  eine  grofse  Übereinstimmung  der  Handelsrechtsinstitute  bewirk- 
ten. Die  grofsen  Meisterwerke  von  Straccha ,  Scaccia ,  Ansaldus  de 
Ansaldis  und  Casaregis  galten  überall  als  Autoritäten.  Seit  den 
grofsen  legislativen  Arbeiten  unter  Louis  XIV.  und  Napoleon  I.  war 
es  die  französische  Kodifikation  und  Litteratur  des  Handelsrechtes,  welche 
diesen  weltbeherrschenden  Einflufs  erlangte,  und  gegenwärtig  ist  es  seit 
der  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  vom  Jahre  1848  und  dem 
deutschen  Handelsgesetzbuche  vom  Jalne  1861  die  deutsche  Handels- 
rechtswissenschaft, welche  als  tonangebend  am  meisten  zu  einer  gleich- 
förmigen Gestaltung  des  Handelsrechtes  mitwirkt.  Interessante  Zeug- 
nisse dieser  kosmopolitischen  Gestaltung  des  Handelsrechtes  geben 
einige  Versuche ,  die  Handelsrechte  aller  zivilisierten  Staaten  zu  sam- 
meln und  nebeneinander  abzudrucken.  Ein  solches  Sammelwerk  in 
französischer  Sprache  von  St.  Joseph  erschien  in  erster  Auflage  im 
Jahre  1844  und  in  zweiter  1851  und  unifafste  44  Staaten  und  Länder. 
Ein  ähnliches  —  abgesehen  von  Hinzufügung  der  englischen  Länder  — 
fast  nur  Übersetzung  des  Werkes  von  St.  Joseph  wurde  1850  bis 
1852  von  Leone  Le vi  in  englischer  Sprache  verfafst,  59  Staaten 
und  Länder  umfassend.  Der  Verfasser  dieses  höchst  mangelhaften 
Werkes  machte  bei  Gelegenheit  der  Londoner  Weltausstellung  vom 
Jahre  1851  dem  Prinzen  Albert  den  Vorschlag,  einen  Kongrefs  zu 
berufen ,  um  ein  gemeinsames  einheitliches  Handelsgesetzbuch  für  die 
ganze  Erde  auszuarbeiten.  Damals  war  in  England  die  Überzeugung 
unter  den  Juristen  herrschend,  dafs  es  überhaupt  nicht  gut  sei,  das 
Handelsrecht  gesetzlich  zu  fixieren,  dafs  es  vielmehr  der  ge- 
wohnheitsrechtlichen Weiterentwickelung  überlassen  werden  müsse.  Es 
ist  daher  begreiflich,  dafs  Leone  Lcvi  gar  keiner  Antwort  gewür- 
digt wurde.  Diese  beiden  Sammelwerke,  so  wenig  gründlich  und  wis- 
senschaftlich exakt  sie  sind,  geben  immerhin  Zeugnis,  dafs  schon  vor 
mehr,  als  30  Jahren  in  sehr  vielen  Staaten  ähnliche  Haudelsrechtsin- 
stitute  bestanden  haben. 

Ein  wahrhaft  gründliches  und  exaktes  Sammelwerk  dieser  Art 
unter  dem  Titel  „Vollständige  Sammlung  der  geltenden  Wechsel-  und 
Handelsgesetze  aller  Länder"  ist  im  Jahre  1871  von  Borchaidt 
(Geh.  Justizrat  in  Berlin)  begonnen  und  wird  gegenwärtig  von  seinem 
Sohne  fortgesetzt.  Nur  die  erste  Abteilung  dieser  grofsartig  ange- 
legten Arbeit  „Vollständige  Sammlung  der  deutschen  Wechselgesetze 
und  der  ausländischen  Wechselgesetze  in  deutscher  Übersetzung  und 
im  Originaltext"  ist  vollständig  erschienen.  Alles  was  bis  1871  von 
Wechselgesetzen  erschienen  war,  ist  schon  von  Borchardt  Vater  her- 
ausgegeben und  enthält  das  Wechselrecht  von  4(5  StaatcMi  mit  einer 
ganz  kurzen  aber  trefflichen  Einleitung  über  die  wichtigsten  (  berein- 
stimmungen   und  Unterschiede    auf  diesem   Rechtsgebiete   und    einen 
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Aiiliiuij,'  Über  cliiiiesischcs  W'ccliselroclit.  l'.o  r  cli  ard  f  Sohn  hat  dazu 
im  Jahro  18H)J  (iincii  Naclitrau  (4eli(!fert ,  in  wcldicni  die  neuen  Wech- 
selKeset/Kcljuni^cn  lür  10  Staaten,  darunter  aueli  die  sciiweizerisclie 
mit  I.  Jan.  \W.i  in  Krait  {^'elreten,  im  ()ri^,Mnal  und  in  (jbersetzun;,'en 
mitj^eteilt  wcirden  —  seltsamer  Weise  liat  er  dabei  dii-  fran/ösisclie 
Itedalition  des  schweizerischen  (Gesetzes  als  Ori^^inal,  die  deut.-^che  als 
lib(!rs(tzun^  Ix'zeichnet.  An  der  zweiten  Ableilun^^,  die  alles  übrige 
Handelsrecht  uml'assen  seil,  hat  liorchardt  Scjjin  bereits  be{.;onnen,  ab(;r 
es  wird  f^ewils  noch  f^'oraume  Zeit  dauern,  bis  diese  lliesenarbeit  voll- 
end(!t  sein  wird. 

Durch  dieses  rrodiikt  deutschen  Fleilses,  das  die  erwähnten  alleren 
(sn^iischen  und  franzosischen  Arbeiten  weit  hinter  sich  zurücklälst,  i^t 
liir  ein  liandelsreciitsinstitut ,  oder  bess(;r  ;^esaf:jt ,  iür  eine  gewisse 
(Iruppe  von  llaiidclsiiislitutiMi,  ttii'  das  \V  ech  se  1  r(!C  h  t ,  Ijei  w(;ichem 
das  Ucdüriiiis  nach  internationaler  (  bereinstimmung  am  frühsten  und 
stärksten  hervorgetreten  ist,  der  Nachweis  geleistet,  dal's  schon  jetzt 
zwisdien  vielen  zivilisiertiMi  Staaten  in  den  wichtigsten  Fragen  that- 
sächliche  l'bereinstimmung  besteht  und  es  ist  zugleich  für  eine  künf- 
tige formelle  einheitliche  (Gestaltung  unter  vielen  vielleicht  allen  höchst 
zivilisierten  Staaten,  für  das,  was  man  internationale  Utiifikation 
des  Rechtes  nennen  kann,  eine  h(")chst  wertvolle  Vorarbeit,  ein  wich- 
tiger lUustein  geliefert. 

Schon  im  Jahre  1811,  wie  Borchardt  Vater  seine  Arbeit  voll- 
endete, bestanden  drei  grol'se  Ländergruppen  mit  wesentlich  überein- 
stimmendem VVechselrechte.  Die  erste  Gruppe  bilden  die  Länder  des 
englischen  common  law,  Grolsbritaniiicm  und  den  gröfsten  Teil  seiner 
Kolonien,  sowie;  die  nordamerikanische  Union  umfassend,  in  welchen  ein 
damals  noch  nicht  kodifiziertes  in  zahllosen  Richtersi)rüchen  nieder- 
gelegtes und  in  fortwährender  gewohnheitsrechtliclier  Fortentwickelung 
begritlenes  Wechselrecht,  als  Teil  des  englischen  common  law,  die  ge- 
meinsame Grundlage  bildet.  Borchardt  berechnete  den  Flächen- 
raum dieser  Länder  des  englischen  Wechselrechtes  auf  5ü9  40)  QMeilen 
und  die  Seelenzahl  auf  252  300  000.  Die  zweite  Gruppe  besteht  aus 
den  Ländern,  in  wcilchen  das  im  code  de  commerce  Napoleon's  I.  ent- 
haltene Wechselrecht  die  gemeinsame  Grundlage  bildet.  Es  umfafste 
die.se  Gruppe  damals  nahezu  alle  Länder  romanischer  Sprache  Haity, 
St.  Domingo  und  Rumänien  inbegriffen  und  überdies  russisch  J^len, 
Ägypten,  Holland  mit  seinen  Kolonien,  die  britischen  Besitzungen  von 
Unterkanada,  Malta  und  Mauritius,  Griechenland,  Serbien,  Aegypten 
und  die  Türkei,  ungefähr  507  500  n^'^'-'ü^jn  mit  233  7OOOiJ0  Seelen. 
Die  dritte  Grupi)e  der  Länder,  in  welchen  das  Produkt  deutscher 
Rechtswissenschaft  die  allgemeine  deutsche  Wechselordnung  vom  Jahr 
1848  die  (Grundlage  bildet,  umfafste  damals  aufser  dem  deutschen  Reiche, 
und  ganz  Österreich  mit  Ausschlufs  Ungarns  nur  noch  Schweden,  Finn- 
land und  0  Kantone  beziehungsweise  Kantonsteile  der  Schweiz  mit  nur 
32  130  pMeilen  und  71  600000  Seelen. 

Zwischen  diesen  drei  Gruppen  besteht  für  eine  grofse  Reihe  von  Fra- 
gen prinzipielle  Übereinstimmung,  aber  auch  für  sehr  erhebliche  Fragen 
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prinzipielle  Verschiedenheit.  So  z.  B.  kennen  die  Länder  der  ersten 
und  zweiten ,  der  englischen  und  französischen  Gruppe  nicht  das  in 
den  Ländern  der  dritten  oder  deutschen  Gruppe  wesentliche  Er- 
fordernis des  Wortes  Wechsel  in  der  Urkunde.  In  den  Ländern  der 
beiden  ersten  Gruppen  ist  dies  Wort  zwar  für  die  gezogenen  Wech- 
sel, die  Tratten  allgemein  üblich,  aber  eben  nicht  notwendig,  und 
bei  Eigenwechseln  (promissory  notes  und  billets  ä  ordre)  nicht  einmal 
üblich.  Dagegen  lassen  die  Länder  des  englischen  und  deutschen  Wech- 
selrechtes das  Blank 0 in  dossa  ment  zu,  während  dies  in  der  fran- 
zösischen Gruppe  nicht  der  Fall  ist. 

Diese  drei  grofsen  Gruppen  mit  ihren  sich  mannigfach  durchkreuzenden 
Übereinstimmungen  und  Verschiedenheiten  sind  im  Wesentlichen  noch 
heute  vorhanden.  Jedoch  hat  sich,  seit  Borchardt  Vater  schrieb, 
mancherlei  geändert.  Vor  Allem  ist  zu  bemerken,  dafs  England,  das 
früher  gegenüber  jeder  gesetzlichen  Fixierung  des  Handelsrechts 
überhaupt  und  so  auch  des  Wechselrechtes  höchst  feindlich  gestimmt 
war,  seit  dem  Jahre  1882  sich  eine  vollständige  Wechselrechts- 
kodifikation gegeben  hat.  Freilich  gilt  dies  Gesetz  vom  18.  August 
1882  zunächst  nur  für  Grofsbritannien,  nicht  für  alle  Länder  des  eng- 
lischen Rechtes  und  es  enthält  wenig  Neues,  im  wesentlichen  nur  eine 
systematische  Zusammenstellung  des  bereits  bestehenden  Gewohnheits- 
rechts. Doch  kann  darin  ein  wesentlicher  Baustein  für  eine  künftige 
internationale  Unifikation  des  Wechsel  rechtes  gefunden  werden.  Da 
eine  solche  Unifikation  nur  auf  dem  W^ege  der  Kodifikation 
möglich  ist,  so  liegt  schon  darin,  dafs  England  seine  Feindseligkeit 
gegen  Kodifikation  aufgegeben  hat,  ein  bedeutender  Schritt  zur  Ermög- 
lichung der  internationalen  Unifikation  ^).  Ja  es  hat  England  bei  dieser 
Arbeit  sich  offenbar  den  internationalen,  Unifikationsbestrebungen  gün- 
stig gezeigt,  welche  von  einer  seit  1873  wirkenden  Privatgesellschaft 
zur  Reform  und  Kodifikation  des  Völkerrechtes  (association  for  the 
reform  and  codification  of  the  law  of  nations)  angeregt  worden  sind. 
Diese  Gesellschaft  hat  auf  ihren  Konferenzen  zu  Bremen  1870  zu  Antwer- 
pen 1877  u.  zu  Frankfurt  1878  sich  über  27  einer  einheitlichen  Regelung 
des  Wechselrechtes  zu  Grunde  zu  legende  Normen  geeinigt.  Diese  Nor- 
men, die  im  wesentlichen  aus  dem  englischen  und  deutschen  Wechsel- 
rechte entnommen  und  den  französischen  mit  den  modernen  Bedürf- 
nissen nicht  mehr  im  Einklänge  stehenden  Bestimmungen  entgegenge- 
treten sind,  haben  offenbar  in  dieser  neuesten  englischen  Kodifikation 
Beachtung  gefunden. 

Aufserdem  sind  seit  jener  Zeit  sehr  bedeutende  Veränderungen 
in  dem  Sinne  vorgekommen,  dafs  sich  das  Geltungsgebiet  der  deut- 
schen Wechselordnung  wcisentlich  vergrössert ,  dafs  an  Seelenzahl  die 
deutsche  Ländergruppe  mindestens  um  52  500000  zugenommen  hat, 
also  von   71G00000  auf  mindestens   124100000   und   zwar  vorzugs- 


1)  Interessante  Mitteilungen  ül)er  den  Umschwung  der  (ifTentliclien  Meinung  Englands 
betreffend  die  KodilikationslVago  enthält  eine  im  April  1884  erschienene  Schrift  :  The 
formation  of  a  code  of  commcrcial   law  for   tlic  united   kingdom   von   >lniiir  Dove    Wilson. 
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wdisu  auf  Kosten  dci'  L;ui(lur  fruiizosisclicn  Wcclisclrcclites  gewachsen 
ist.     (iclien  wir  etwas  näher  auf  das  Einzehie  ein. 

In  lielf,'ien,  einem  so  durch  und  durch  von  Syinj)athie  für  fran- 
zösische Kultui'  und  französisches  Hecht  durchdrungenen  Lande  ist 
am  20.  iMai  1S72  ein  neues  \Vechs(;lgesetz  zu  Stanrh;  gekommen.  Es 
enlhiill  dasselbe  so  vi(!lfache  Anklänge  an  die  (h;utsche  Wechselordnung, 
dafs  sogar  von  französischen  Schriftstellern  Chretitni  und  (iide  und 
Lyon-Caön  licdgicm  jetzt  zu  der  deutschen  (iruppe  gerechnet  wird  '). 

In  Ungarn  war  die  dcutsc.lie  Wechselordnung  im  Jahre  IHöU  gleich- 
zeitig wie  für  alle  übrigen  östernMchischen  Landesteile  einschliefslich 
der  i)olnischen  und  italienis(-hen  in  Kraft  getreten.  Obgleich  dies  gegen- 
über dei'  iütcren  höchst  mangelhaften  ungai'ischen  Wechseloidnung  vom 
.luristen-  und  llandclsstande  als  ein  S(;gen  ani'i'kamit  werden  mulste, 
liatt(!  diis  neu  konslittTu^rte  autonomische  Königr(;icli  l'ngarn  im  Jahre 
ISCil,  dem  Ilassenhasse  iiiid  dem  noch  luMite  so  übermachtig  sich  geltend 
machenden  instinktiven  Übelwollen  gegen  alles,  was  an  deutsche  Sprache 
und  (lesittung  eiinrusrt,  huldigend,  nichts  Eiligeres  zu  thun,  als  mit 
einem  Schlage  das    alte  ungarische  Wechselrecht   wieder   herzustellen. 

Dennoch  siegte  die  innere  Wahrheit  und  das  unwiderstehliche 
Bedürfnis  des  Handelsverkehrs  schliel'slich  über  Rassenhafs  und  instink- 
tives Übelwoll(!n,  indem  im  Jahi'e  187(1  die  deutsche  Wechselordnung 
mit  ganz  wenigen  zum  Teil  wii'klich  guten  Modifikationen  wieder  ein- 
geführt wurde.  Ungarn  gehört  daher  gegenwärtig  völlig  unbestreitbar 
zu  der  dritten,  der  deutschen  Gruppe,  die  dadurch  eine  Vermeh- 
rung von  280  388  n^^il^iTfit^ter  mit  13  900  000  Seelen  gewonnen  hat. 

Einen  weiteren  Zuwachs  hat  die  deutsche  Gruppe  erhalten  durch 
einen  Vorgang,  der  bis  dahin  einzig  in  seiner  Art  dasteht.  Es  ist 
dies  die  erste  wirkliche  internationale  Unifikation  des  VVechselrcxhts, 
freilich  nur  für  einen  khünen  Kreis,  aber  für  völlig  souveräne  Staaten, 
die  durch  keinerlei  gemeinsame  Gesetzgebungsgewalt  mit  einander  ver- 
bunden sind,  für  Norwegen,  Schweden  und  Dänemark.  Diese  drei 
Staaten,  von  denen  vorher  nur  Schweden  zu  der  Gruppe  der  Länder 
der  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  gehörte,  haben  auf  Grund 
d  i  p  1 0  m  a  t  i  s  c  h  e  n  Abkommens  einen  gemeinsamen  auf  Grundlage  der 
allg.  d.  W.-O.  verfafsten  Entwurf  zu  drei  völlig  gleichlautenden  Ge- 
setzen in  Kraft  seit  1.  Jan.  1881  erhoben.  In  diesem  Vorgänge  dürfte 
der  Weg  vorgezeichnet  sein ,  auf  welchem  zur  internationalen  Unifi- 
kation des  Wechselrechtes  in  weiteren  Kreisen  vorzuschreiten  ist.  Auch 
inhaltlich  ist  dies  Werk  ein  mächtiger  Baustein  für  eine  künftige  in- 
ternationale Unifikation  des  Wechselrechtes  in  gröfseren  Kreisen  ,  in- 
dem hier  eine  Reihe  von  Modifikationen  der  deutschen  Wechselordnung 
vorgenommen  sind,  die  sich  teils  als  Annäherung  an  das  englische 
System,  teils  als  solche  an  das  französische  System  darstellen  und 
daher  geeignet  sind,  zu  einer  Einigung  unter  allen  drei  Gruppen  bei- 
zutragen. Als  Annäherung  an  das  englische  System  sind  beispielsweise 
zu   erwähnen,  die  Bestimnmng,   dafs  Nichtangabe  der  Zahlungs- 


1)  Gold  sc  h  mid  t 'b  Zeitschrift  iür  das  ges.  Handelsrecht  Bd.  XXVIII  p.  534  uota  3. 
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zeit  im  Wechsel  als  Stellung  auf  Sicht  ausgelegt  wird,  eine  Bestim- 
mung, die  für  eine  ganz  spezielle  Art  von  Wechseln ,  nämlich  solche, 
die  statt  des  Wortes  Wechsel  das  Wort  „check"  enthalten,  auch  im  jetzi- 
gen schweizerischen  Wechselrechte  enthalten  ist;  sodann  die  Bestim- 
nmng,  dals  wegen  N  i  c  h  t  a c c  e  p  t  a  t i  o  n  eines  Wechsels  schon  vor  Ver- 
fall auf  Einlösung  geklagt  werden  kann.  Mit  dem  französischen 
System  stimmt  die  auch  in  der  Schweiz  jetzt  geltende  Bestimmung 
überein ,  dafs  dem  Trassaten  zum  Accepte  eine  24  sttindige  Delibera- 
tionsfrist gestattet  wird. 

Zwei  weitere  Vermehrungen  der  deutschen  Gruppe  und  zwar  die 
eine  teilweise,  die  andere  ganz  auf  Kosten  der  französischen  Gruppe 
sind  gleichzeitig  an  ein  und  demselben  Tage,  nämlich  am  1.  Januar 
1883  ins  Leben  getreten.  Seit  diesem  Tage  gilt  das  im  schweizeri- 
schen Obligationen  rechte  enthaltene  Wechselrecht,  das  von  allen  Rezep- 
tionen der  deutschen  W.-O.  sich  am  allerengsten  an  die  deutsche  Wech- 
selordnung angeschlossen  hat.  Diese  Übereinstimmung  war  das  Resul- 
tat einer  mit  dem  Jahre  1854  begonnenen  Thätigkeit.  Schon  der  Kon- 
kordatsentwurf vom  Jahre  1856,  der  in  6  Kantonen  resp.  Kantonsteilen 
als  Grundlage  der  Kantonalgesetzgebung  benutzt  worden  war,  ist  ein 
engerer  Anschlufs  an  die  allgem.  d.  W.-O.  gewesen,  als  zwei  vorher- 
gehende Entwürfe.  Die  späteren  Entwürfe  gingen  fast  ununterbrochen 
auf  dem  Wege  des  engeren  Anschlufses  an  die  allgem.  d.  W.-O.  vor 
bis  schliefslich  in  dem  jetzt  geltenden  Gesetze  in  richtiger  Würdigung 
des  internationalen  Charakters  des  Wechsels  und  des  grofsen  Vor- 
teiles, einem  gröl'seren  W^issenschaftsgebiet  anzugehören,  nur  noch  ganz 
wenige  Abweichungen  von  der  deutschen  Wechselordnung  stehen  ge- 
blieben sind. 

Genau  an  demselben  Tage  1.  Jan.  1883  ist  auch  das  italienische 
Handelsgesetzbuch  in  Kraft  getreten,  dessen  wechselrechtlicher  Teil, 
wenn  auch  in  weit  geringerem  Grade,  als  das  ungarische,  skandina- 
vische und  schweizerische  Wechselrecht,  auf  der  allgemeinen  deutschen 
Wechselordnung  beruht.  Schon  zur  Zeit  der  Lostrennung  der  Lom- 
bardei von  Österreich  im  Jahre  1859  beklagten  bedeutende  Juristen 
Italiens,  dafs  damit  die  Segnungen  der  deutschen  Wechselordnung  ver- 
loren gingen  und  gaben  dem  Gedanken  in  Zeitschriften  Ausdruck: 
„Man  soll  das  Gute  aufnehmen  auch  wenn  man  es  beim  Feinde 
findet^)."  Seit  den  Ereignissen  der  Jahre  1866  und  1870,  welche  dem 
neuentstandenen  Königreiche  Italien  so  erhebliche  neue  Gebiete  zu- 
führten, hat  das  instinktive  Übelwollen  gegen  Deutschland  und  deut- 
sche Kultur,  das  früher  die  Italiener  mit  allen  anders  red  enden 
Völkern  gemeinsam  beseelte,  sehr  bedeutend  abgenommen  und  so  er- 
klärt es  sich,  dafs  in  diesem  neuen  italienischen  Handelsgesetzbuche 
die  deutsche  Wechselordnung  in  ihren  Grundgedanken  Aufnahme  ge- 
funden hat,  und  dals  sogar  für  das  übrige  Handelsrecht  die  deutsche 
Gesetzgebung  und  Wissenschaft  vielfach  benutzt  worden  ist.  Italien, 
das  seit  seiner  politischen  Abhängigkeit   von  Frankreich  unter  Napo- 


1)  6o  1  dschmid  t ,  Zeitschrift  für  das  Iiaii<lelsrecht  Bd.   IV   pag.    339. 


^  I>r.  jur     Heinrich    F  i  c  k  . 

Icon  I.,  ()l);,fl(!i(h  (las  eit^ciitliclic  Muttcihuid  ilcs  europäischen  Ilandels- 
und  Wecliselr(!(;lites,  gerade  uiit  diesem  (iehiek*  ganz  und  gar  von 
französiseli(!ni  Minflusse  auch  nach  der  Restauration  voin  Jahre  1)S15 
beherrscht  hlieb,  hat  sich  durch  das  IIandelsgesetzhu(  li  v.  l..Ian.  1W3 
von  dic^seni  IVaiizösischcui  Kiiifhisse  vollstimdig  einan/i|»iert.  In  diesem 
Anschhisse  eines  so  groi'sen  romanischen  Staates  an  die  deutsclie  Keehts- 
gestahung  wild  wiederum  ein  selir  wichtiger  iJaustein  für  eine  küid- 
tige  intei nationale  Unilikation  (h's  Wechseln-clites  gefun(h;n  werden 
können. 

Vieihiieht  noch  iiedeutenih;!"  in  dieser  Kiclilung  sind  die  neuesten 
h'gishitiven  Hestr(!l)ungen  in  dem  grolsen  SUivenreiche  im  Osten  Euro- 
pa's.  Uid'shind,  wenn  auch  mom«;ntan  durch  Nihilisten  und  Anarchisten 
(erschüttert,  ist  (hnmoch  seit  (h-i-  I,eiheigenschaftsahschal}ung  im  l'egritle 
sich  aus  ein(!r  gefürchteten  Militarniacht  ersf(Mi  Ranges  zu  einem  auch 
in  Kulturfragen  bedeutenden  (iliede  der  eurojiaischen  Staaten- 
familii!  umzugestalten.  Dies  grofse  Reich,  das  bisher  in  Reziehung  auf 
VVechselrecht  durch  l'innland  der  dcnitschen,  durch  I'olen  (hir  franzö- 
sischen Gruppe  angehörte,  erfreut  sich  für  seine  übrigen  Landesteile 
einer  äufserst  umfangreichen  aber  innerlich  wenig  befriedigenden  Han- 
dels- und  Wechselgesetzgebung. 

Unter  dem  11).  resp.  31.  Mai  I.S82  ist  ein  „Entwurf  einer  Wechsel- 
ordnung für  das  russische  R(!ich"  veröffentlicht  worden ,  welcher  ganz 
und  gar  auf  der  allgemeinen  d(!Utschen  Wechselordnung  beruht.  Es 
sind  darin  fast  alle  die  Resolutionen  der  oben  erwähnten  association 
for  thc  reforn»  and  codification  of  the  law  of  nations  soweit  sie  mit 
den  Normen  des  deutschen  AVcchselrechtcs  übereinstimmen,  aufgenom- 
men und  unter  den  Modifikationen  der  d.  W.-O.  die  wirklichen  Ver- 
besserungen ,  welche  das  skandinavische  und  schweizerische  Wechsel- 
recht  enthalten,  sorgfältig  beiuitzt. 

Wird  dieser  Entwurf  angenommen ,  so  würde  die  Ländergruppe 
des  deutschen  W^-R.  einen  weitern  Zuwachs  von  mehr  als  72  CM JO (MX) 
Seelen  erhalten,  und  somit  die  Gesamtseelenzahl  sich  auf  200000000 
in  runder  Summe  belaufen. 

Nach  diesen  bedeutenden  teils  schon  verwirklichten  teils  in  Aus- 
sicht stehenden  Vermehrungen  der  Ländergruppe  des  deutschen  Wech- 
selrechtes kann  ein  von  der  deutschen  Reichsregierung  in  die  Hand 
genommener  Plan,  in  ähnlicher  Weise,  wie  das  für  die  3  skandinavi- 
schen Reiche  geschehen  ist,  durch  diplomatische  Verhandlungen  eine 
vollständige  Unifikation  des  Wechselrechtes  unter  möglichst 
vielen,  womöglich  allen  europäischen  Staaten  herbeizuführen,  als  nicht 
ganz  aussichtslos  erscheinen.  Bis  jetzt  ist  freilich  von  diesem  Plane 
sehr  wenig  in  die  ÖtTentlichkeit  gelangt.  Ich  verdanke  meine  Kennt- 
nis von  demselben  einzig  und  allein  einer  Notiz  in  einer  Schrift  von 
George  Cohn  „Beiträge  zur  Lehre  vom  einheitlichen  Wechselrechte" 
Festgabe  zum  fünfzigjährigen  Jubiläum  Bluntschli's,  sowie  einer 
mündlichen  Mitteilung  des  mitten  in  seineu  Bestrebungen  für  schwei- 
zerische Rechtsunifikation  von  jähem  Tode  ereilten  Bundesrat  An- 
derwert. 
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Zweifellos  wird  durch  die  Ausführung  dieses  Planes  der  deutschen 
Reichsregi;3rung  einem  dringenden  Bedürfnisse  abgeholfen.  Ist  ja  doch 
der  Wechsel  das  internationale  Zahlungsmittel,  bestimmt  und  geeignet, 
die  effektiven  Summentransporte  durch  bequemere,  billigere  und 
weniger  gefährliche  Rechtsgeschäfte,  nämlich  durch  die  Wechselope- 
rationen (Trassiren,  Remittiren  der  Wechselbriefe)  zu  ersetzen.  Dies 
künstliche  Mittel  zu  Geldzahlungen  in  die  weiteste  Ferne,  zu  künst- 
lichen Zahlungsakten  zwischen  allen  Ländern  der  Erde  verlangt  nicht 
nur  Klarheit  der  darauf  bezüglichen  Gesetze,  sondern  auch  möglichste 
Übereinstimmung  derselben  unter  allen  den  Ländern,  zwischen  denen 
es  zur  Anwendung  kommen  soll. 

Nachdem  wir  so  die  Bausteine  für  die  internationale  Unifikation 
des  W^echselrechtes  besprochen  haben  ,  wenden  wir  uns  zu  einer  an- 
deren Gruppe  von  Handelsrechtsinstituten,  bei  welchen  das  Bedürfnis 
nach  internationaler  Unifikation  auch  schon  sehr  frühzeitig  fühlbar 
gewesen,  aber  erst  in  der  allerneuesten  Zeit  zum  Teile  erfolglos,  zum 
Teile  mit  grofsartigem  Erfolge  oder  doch  mit  naher  Aussicht  auf  Er- 
folg in  ganz  grofsen  Kreisen  zu  befriedigen  versucht  worden  ist. 
Ich  meine  das  internationale  Transportgeschäft.  Man  kann  Sachen-, 
Personen-  und  Nach  richten transport  unterscheiden.  Der  letz- 
tere ist  ein  Rechtsverhältnis  neuesten  Datums.  Internationale  Sachen- 
und  Personentransporte  sind  dagegen  so  alt,  wie  die  Kultur  überhaupt. 
Die  Schiffahrt  hat  von  jeher  einen  internationalen  Charakter  gehabt. 
Eine  grofse  Reihe  von  Rechtseinrichtungen  und  Normen  des  Seetrans- 
portrechtes hat  sich  schon  im  klassischen  Altertume  (man  denke  nur 
an  die  lex  Rhodia  de  jactu,  was  man  heutzutage  die  Lehre  von  der 
havarie-grosse  nennt)  und  im  Mittelalter  bei  allen  friedliche  Seefahrt 
treibenden  Völkern  ziemlich  gleichmäfsig  entwickelt.  Thatsächlich  be- 
steht ein  kosmopolitisches  Seetransport-  und  Seeassekuranzrecht,  indem 
gleiche  Bedürfnisse  gleiche  Übungen  herbeigeführt  haben.  Die  Klau- 
seln in  den  Seefrachtbriefen  (connossementen,  bills  of  larling)  und  See- 
assekuranzpolicen sind  bei  allen  Völkern  moderner  Zivilisation  sehr  ähn- 
lichen Inhaltes.  Neben  diesen  kosmopolitischen  Seerechtsübungen  haben 
sich  aber  höchst  verdriefsliche  Verschiedenheiten  durch  Gerichtspraxis 
und  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  bis  auf  den  heutigen  Tag 
erhalten.  Bestrebungen ,  sie  durch  Staatsverträge  zu  beseitigen ,  sind 
bis  zur  Stunde  ohne  grofsen  Erfolg  geblieben. 

Ein  von  den  Regierungen  Rufslands,  Dänemarks  und  Belgiens  und 
von  den  Handelskammern  einer  grofsen  Anzahl  von  Seestädten  be- 
suchter Kongrefs  in  York  vom  26.  bis  28.  Sept.  1864  stellte  einen  Ent- 
wurf i)  auf  für  einheitliche  Normierung  der  Lehre  von  der  havariegrosse. 
Eine  Vervollständigung  und  Umarbeitung  dieses  Entwurfes  auf 
dem  Boden  des  deutschen  Handelsgesetzbuches,  welche  von  einem 
sehr  zahlreich  besuchten  Kongresse  in  Antwerpen ,  veranstaltet  durch 
die  association  for  the  Reform  and  Codification  of  the  law  of  nation, 
vom    30.  Aug.   bis   3.  Sept.  1877   beschlossen   wurde,   hat   unter   der 


1)   Goldschmidt 's  Zeitschrift  Bd.  IX   p.   215. 
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I5(;/(;i(:lmiiii;^  YtJik  und  Autwcip  nilcs  ^^rolse.-^  AufsL'lu'U  erregt.  (Vgl. 
(ioldsclnnidt's  /eitsclirilt  l'.d.  XXIV  pag.  V.)\  bis  o24.)  Kine  Er- 
licbmig  dieses  Kiilwurics  /iiiii  (iesel/e  liut  nirgends  staltgcfuiideii,  je- 
tloeli  ist.  vi(!ll;u:li  und  zmn  'leii  mit  KrJolg  darauf  iiingewirkl  wurden, 
aut  dem  Wege  privaten  (JhcrcMnkoinnM'iis  durch  Auinaliine  einer  dar- 
aut  he/.ügliclien  Noli/  in  die  K(jninjsseinenl  und  l'oliecn  deniselljen 
(ieltiiiig  /u  versclialleii. 

Khenso  ist  (Üik;  Konleren/,  von  ^^cliilllaiirlsinterehsenten  sjeler 
Staaten  im  Jahre  IHH^  in  Liverpocd,  die  sich  damit  hefafste,  ein  kos- 
mopolitisches Schema  iür  den  Seetransportkontrakt  (common  tonn  of 
l)ill  of  hiding),  eines  iür  Segelschifl'e  und  eines  Iür  DampisdiilVe  aus- 
/.iiarheiM^n,  ohne   erhtihlichen   praklisch(!n   Krlolg  geljlii.'heii  ' ). 

Das  Institut  de  droit  iiiternatioiuil,  eine  Art  kosmopolitischer  Aka- 
demie, die  am  s.  Sept.  IST.»  in  (lent  unter  Mitwirkung  des  herühm- 
ttwi  Schweizer  Kechtsgeleiirten  iJluntschli  ins  Lehen  trat,  hat  sich 
viel  lach  mit  diesen  Fragen  hesciiaffigt.  Wie  aus  dem  Berichte  üher 
die  letzte  Sitzung  vom  S.  Sept.  l.S8;j  hervorgeht,  ist  jedoch  bis  zur 
Stunde  da«  Resultat  sehr  gering  gewesen.  Man  hat  auf  Aufstellung 
eines  kosmoi)olitischeii  Scliema's  für  eine  Seeassekuranzpolice  verzichtet, 
und  erwartet  von  einer  Subkommissioii  V(»rschlage  über  die  Ilaupt- 
purd<te,  für  welche  eine  Unifikation  wünschbar  sei,  in  einer  nächsten 
Sitzung. 

Immerhin  können  auch  diese  bis  jetzt  erfolglosen  Arbeiten  als 
Ijausteine  für  eine  künftige  internationale  Unitikation  des  See-Trans- 
port- und  Assekuranzreclites  betrachtet  werden. 

Welchen  ungeahnten  Erfolg  die  Unifikationsbestrebungen  auf  zwei 
anderen  Gebieten  des  Transportreciites ,  des  Telegrajjhen-  und  lirief- 
postverkehrs,  von  denen  der  erstere  ein  Beispiel  des  reinen  Nacli- 
richtentranspurtes  ist,  der  andere  eine  Mittelstellung  zwischen  Nach- 
richten- und  Sachen-Transpurt  einnimmt,  gehabt  haben,  ist  so  allgemein 
bekannt,  dafs  ich  diese  grofsartigen  Schöpfungen  der  Neuzeit  blofs 
zu  benennen  brauche. 

Durch  die  internationalen  Telegraphen  vertrage  vom  5.  resp.  17. 
Mai  1865  und  vom  10.  resp.  22.  Juli  1875  ist  unter  allen  gröfseren 
Staaten  des  Kontinents  (es  sind  IG  Staaten  beigetreten)  ein  Tele- 
graphenverein mit  einem  gemeinsamen  Zentralbureau  in  Uern  geschatf'en 
worden,  durch  welchen  nicht  nur  die  rechtlichen  Beziehungen  der 
Absender  und  Adressaten  zu  der  Transportanstalt,  sondern  auch  die 
Grundsätze  der  Verwaltung  dieses  Transportzvveiges  einheitlich  ge- 
staltet sind. 

Noch  grofsartiger  ist  der  Weltpostverein  nach  dem  Plan  des  be- 
kannten deutschen  Reichspustmeisters  Stephan  gestiftet  am  9.  Okt. 
1874  in  Kraft  seit  1.  Juli  1875,  welchem  nicht  nur  alle  zivilisierten 
Länder  der  ganzen  Erde ,  sondern  auch  viele  nur  halb  zivilisierte, 
z.  B.   die    Republiken    Liberia   und  Haity   successiv    beigetreten  sind, 

1)  Vgl.  ,,Die  neuen  Unternehmungen  zum  Zwecli  der  Ausgleichung  der  Verschieden- 
heiten der  in  den  Scestaaten  geltenden  HavariegrolVe-  und  Seefrachtrechte"  von  Dr.  Job. 
Fried  r.  Voigt.     Jena   1882.     Goldschmidt 's    Zeitsehr.   Bd.   XXIX    pag.   327  u.  f. 
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(1er  ebenfalls  ein  Zeiitralbureau  in  der  eidgenössischen  Bundesstadt 
unter  der  Leitung  der  eidgenössischen  Postvervvaltung  besitzt. 

Diese  beiden  grofsartigen  Schöpfungen,  bei  denen,  das  Land,  in 
welchem  unsere  alnia  niater  ihren  Sitz  hat,  eine  so  ehren-  und  be- 
deutungsvolle Stellung  einnimmt,  sind  für  die  betreffenden  Transport- 
rechtsinstitute nicht  nur  Bausteine,  sie  sind  ein  vollendetes  Gebäude 
der  internationalen  Unifikation.  Als  Vorbilder,  als  mächtige  Bausteine 
kommen  sie  aber  für  die  Unitikatiousbestrebuugen  auf  allen  anderen 
Gebieten  des  Handelsrechtes  in  betracht,  bei  welchen  eine  internatio- 
nale Unifikation  als  Bedürfnis  erkannt  werden  wird. 

Am  nächsten  liegt  wohl  die  Hoffnung,  dafs  in  ähnlicher  Weise 
auch  das  Eisenbahntransportrecht  international  unifiziert  werde. 

Es  ist  das  grofse  Verdienst  des  eidgenössischen  Bundesrates  in 
dieser  Richtung  die  Initiative  ergriffen  zu  haben. 

Auf  Grund  einer  im  Auftrage  des  Bundesrates  ausgearbeiteten 
Denkschrift  unter  Beifügung  eines  vorläufigen  Entwurfs  für  ein  ein- 
heitliches internationales  Eisenbahntransportrecht  erging  im  Jahr  1876 
au  alle  zunächst  beim  Eisenbahntransport  interessierten  Staatsregierun- 
gen eine  Einladung  zu  einer  internationalen  Konferenz  betreffend  die 
Vereinbarung  eines  internationalen  Eisenbahntransportrechtes.  Infolge 
dessen  hat  eine  solche  Konferenz,  beschickt  von  Vertretern  Deutschlands, 
Österreich-Ungarns,  Belgiens,  Frankreichs,  Italiens,  Luxemburgs,  der  Nie- 
derlande, Rufslands  und  der  Schweiz  zum  erstenmale  vom  lo.  Mai  bis  4. 
Juni  1878  unter  dem  Vorsitze  des  leider  zu  früh  verstorbenen  Herrn 
Bundesrat  Heer,  Altlandammann  zu  Glarus,  und  zum  zweitenmale 
v.  21.  Sept.  bis  10.  Okt.  1881  unter  dem  Vorsitze  seines  Nachfolgers, 
Herrn  Bundesrat  Bavier  in  Bern  getagt  und  drei  definitive  Entwürfe 
zu  Tage  gefördert:  I.  einen  Entwurf  in  60  Artikeln  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr, der  ein  erschöpfendes  Eisenbahnfrachtrecht,  das  in 
vielen  Punkten  mit  den  betreffenden  Bestimmungen  des  eidgenössi- 
schen Eisenbahntransportgesetzes  vom  20.  März  1875  und  des  Schwei- 
zerischen Obligationsrechts  übereinstimmt;  II.  einen  Entwurf  eines 
Reglements ,  betreffend  die  Errichtung  eines  Zentralamts ,  das  seinen 
Sitz  in  Bern  haben  und  vom  Schweizerischen  Bundesrat  organisiert 
und  überwacht  werden  sollte;  III.  einen  Entwurf  über  Ausführungs- 
bestimmungen  zum  Vertrag. 

Leider  scheint  nach  privaten  Mitteilungen,  die  mir  über  die  Stim- 
mung der  gegenwärtigen  deutschen  Reichsregierung  zugegangen  sind, 
die  definitive  Einführung  dieses  vortrefflichen  Einheitswerkes  nicht  in 
allzunaher  Aussicht  zu  stehen.  Einstweilen  wird  dasselbe  als  Bau- 
stein der  spätem  Verwendung  zum  wirklichen  Aufbau  der  internatio- 
nalen Unifikation  auf  diesem  Gebiete  geduldig  entgegensehen  müssen. 

Merkwürdigerweise  sind  schon  jetzt  weit  gröfsere  Fortschritte  auf 
dem  Wege  der  internationalen  Unifikation  im  Sinne  des  Telegraphen-  und 
des  Weltpostvereins  gemacht  worden  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete  des 
Handelsrechts,  das  weit  weniger  innere  Verwandtschaft,  als  das  Eisen- 
bahntransportrecht mit  jenen  Vorbildern  hat;  ich  meine  die  Institute 
des  sog.  geistigen  Eigentumsrechtes. 
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Dies(!  Institut!!,  indem  uu<;li  sie  liedürfnisscn  drs  Handels,  dos 
Verliijfs-,  liucli-iiiid  Kunstliandcls,  der  Theaterinitcrneliniunjj;en  ilire  Knt- 
steliunj,'  verdanken,  indcmi  einij^e  so^'ar  ^an/  direkt  mit  dem  Handel 
im  enj^stcMi  .Sinne  des  Wortes  und  den  Falirik-l'ntciiiclimiiiii^en  im 
/(isamiii(;iilian}4(!  stellen,  werd(!ii  mit  Reeht  dem  ihindelsreelitc  /.w^r.- 
reelmet.  Si(!  sind  jcdocli  von  den  bis  jetzt  bcsproelicncn  llamlels- 
reclitsinslitutcMi  in  einem   I'iinkt(!  ininirlieli  total   verseliieden. 

Jiei  Wechsel-  und  Transportieclit  wird  man,  ab^'eselien  von  dem 
^'anz  all{,'emeinen  Keelitsprin/.ipe  der  Vertrag' streue  (Was  Du  ge- 
lobet, sollst  Du  halten),  sich  vergebens  nach  einer  weiteren  ethischen 
(Jrundlage  umsehen.  Innerhalb  der  Schranken,  wcdche  das  l'rin/ij)  der 
Vertragstreue  oder,  wie  man  es  auch  ausdrückt,  die  itücksici)t<'n 
aui  Ti'eu(!  und  (Jlauben  auf  bona  Hdes  vorschicilteii ,  sind  (hibei  i(.'in 
praktische  Interessen  der  Heti-iligten  sowohl  für  ihre  detaillierte 
Normierung  überhau])t,  als  insbesondere  für  die  internationale  Uiiiti- 
kation  derselben  allein  entsclieid(!nd. 

Hei  den  Instituten  des  sogen,  geistigen  Kigentums  liegt  dagegen  ein 
von  dem  Trin/ipe  der  Vertragstreue  ja  sogar  bis  zu  einem  gewissen  Mafse 
von  pi-aktisciien  Interessen  und  IWidürfnissen  unabluingiger  rein  ethi- 
scher Kechtsgedanke  zu  (Irunde,  welchem  si(!  ihre  gesetzliche  An- 
ei-kennung  in  fast  allen  zivilisierten  Staaten  der  Krde  und  ihre  im  liau 
Itegrilfoie  internationale  Unifikation  verdanken. 

Seit  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  hat  sich  ganz  allmäh- 
lich, von  ganz  vereinzelten  Aussprüchen  grofser  Denker  ausgehend 
—  man  erinnere  sich  nur  an  Luthers  Bezeichnung  der  NaclHlrucker 
als  Diebe  und  Räuber  —  eine  Rechtsanschauung,  eine  durch  sittliche 
Erwägungen  motivierte  Rechtsüberzeugung  unter  allen  zivilisierten 
Vr)lkern  Bahn  gebrochen ,  die  ebensowohl  mit  dem  alt  überlieferten 
positiven  Privatrechte,  gleichviel  ob  römischen  oder  germanischen  Ur- 
sprunges ,  als  mit  den  modernen  Prinzipien  der  Handels-  und  Ge- 
wcrbefreiheit  in  einem  eklatanten  W^idcrspruche  steht. 

Es  ist  dies  die  Rechtsanschauung,  dais  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen dem  Urheber  von  Werken  der  Littcratur  und  Kunst,  ja  so- 
gar dem  Erfinder  oder  Finder  gewerblicher  Methoden  odei'  Hilfsmittel 
ein  ausschl  iefsliches  Recht  auf  gewisse  erwerbliche  Thätigkeiten 
gebühre,  zu  denen  die  Thätigkeit  des  Autors,  Erfinders  oder  Finders 
Veranlassung  bietet.  Es  wird  an  die  gesetzgebende  Gewalt  der  Staa- 
ten die  sittliche  Forderung  gestellt,  ein  solches  Recht,  ähnlich  wie 
das  Eigentum  an  körperlichen  Sachen ,  gegen  Verletzungen  Dritter 
durch  Zivil-  und  Strafgesetze  in  Schutz  zu  nehmen,  und  innerhalb  ge- 
wisser Fristen  und  unter  Beobachtung  gewisser  Formen  als  ein  ver- 
erbliches und  veräufserliches  anzuerkennen.  Man  fordert  den  Schutz 
und  die  Anerkennung  dieses  Rechtes  als  sittlich  motivierten  wohl- 
verdienten Lohn  für  geleistete  geistige  Arbeit  und  als  Aufmun- 
terung zu  neuer  Geistesarbeit.  Man  findet  die  Beschränkung  der 
natürhchen  F>eiheit  Aller,  die  durch  Anerkennung  eines  solchen 
Rechts  herbeigeführt  wird,  gerecht  und  billig,    weil    die   dadurch  be- 


über  Bausteine  zur  internationalen  Unifikation  des  Handelsrechtes.  ]3 

lohnte  geistige  Arbeit  mehr  oder  weniger,  früher  oder  später  Allen 
zu  Gute  kommt. 

Die  thatsächliclien  Voraussetzungen,  an  welche  sich  diese  Rechts- 
anschauung, diese  zunächst  rein  sitthche  Forderung  gegenüber  der 
Staatsgewalt  anknüpft,  dürften  folgende  sein  : 

1.  Es  mufs  das  Resultat  der  Geistesschöpfung  oder  Erfindung  in- 
dividuell fixiert  sein ,  es  mufs  allgemein  als  etwas  Indivi- 
duelles erkennbar  sein; 

2.  Es  mufs  zu  erwerblichen  Operationen  Veranlassung  und  Ge- 
legenheit darbieten; 

3.  Diese  erwerblichen  Operationen  müssenals  etwas  Nebensäch- 
liches, Untergeordnetes  gegenüber  der  Geistesschöpfung  oder 
Erfindung,  als  der  Hauptthätigkeit  erscheinen. 

Am  vollkommensten  treffen  diese  drei  Voraussetzungen  zusam- 
men bei  den  litterarischen  und  artistischen  Geisteserzeugnissen,  insofern 
sie  zur  ökonomischen  Verwertung  durch  mechanische  Vervielfältigung 
oder  durch  öffentliche  Darstellung  (Theater,  Konzert)  geeignet  sind. 
Hier  ist  die  individuelle  Fixierung  durch  die  geistige  Arbeit  des 
Autors  von  selbst  gegeben ,  es  bedarf  keiner  staatlichen  Anordnung, 
keiner  Einregistrierung,  Deponierung  u,  s.  w.  Hier  liegt  der  accesso- 
rische  Charakter  der  erwerblichen  Operationen ,  durch  mechanische 
Vervielfältigung  und  Verkauf  der  Kopien,  Veranstaltung  der  öffent- 
lichen Aufführung  und  Verkauf  der  Theater-  und  Konzert -Billets 
gegenüber  der  Geistesschöpfung  des  Autors  offen  zu  Tage.  Hier  wird 
daher  in  fast  allen  Staaten  unter  dem  Namen  Urheberrecht  an  Wer- 
ken der  Litteratur  und  Kunst  oder  propriete  literaire  et  artistique 
der  geforderte  Schutz  für  die  ausschliefsliche  Befugnis  zu  mechani- 
scher Vervielfältigung  und  Verbreitung,  sowie  zur  öffentlichen  Auf- 
führung als  ein  vererbliches  und  übertragbares  Recht  anerkannt. 
Nach  der  ersten  Publikation  ist  es  überall  an  gewisse  Fristen  gebun- 
den. Die  Beschränkung  der  natürlichen  Freiheit,  die  in  dem  Schutze 
eines  publizierten  Werkes  liegt,  soll  nicht  länger  dauern,  als  es 
notwendig  ist,  um  dem  Autor  seinen  wohlverdienten  Lohn  zu  genväh- 
ren.  Bis  zur  ersten  Publikation  sollte  aber  der  Grundanschauung 
entsprechend  dies  Recht  ein  ewiges  vererbliches  und  veräufser- 
liches  sein  und  ist  als  ein  solches  auch  vielfach  z.  B.  nach  den  älte- 
ren deutschen  Gesetzen  und  noch  jetzt  in  Frankreich  und  in  unserem 
schweizerischen  Urliebergesetz  vom  23.  April  1883  anerkannt. 

Dies  Recht  ist  auch  durch  eine  grofse  Reihe  von  Staatsverträgen 
international  anerkannt  und  das  Bedürfnis,  ja  die  sittliche  Pflicht  der 
Staatsgewalt  dafür  ein  möglichst  unter  allen  Staaten  einheitliches 
Recht  zu  schaffen ,  ist  schon  vielfach  betont  worden.  Aus  einem  im 
Drucke  begriffenen  Kommentar  meines  hochgeachteten  Herrn  Kollegen 
Dr.  von  Orelli  zu  dem  schweizerischen  Gesetze  über  das  Urheber- 
recht i)  sowie  aus  dem  Geschäftsbericht  des  schweizerischen  Bundes- 
rates für  das  Jahr  1883  geht  Folgendes  hervor. 


1)  Diese  vortreü'liche  Schrift  ist  seitdem   im  Buchhandel  erschienen :   „Das  schweize- 


J^4  Or    jur.   li  b  i  II  ri  (' li   Kick, 

Schon  siiit,  IHf^S  lialjcn  vcrschicMlcin;  Koii^mcssc  in  lirüsscl  ,  Ant- 
W(;rp(!ii,  Paris  sich  für  die  W  iiiischharkcit  cinfi-  niüj^'Hchst  kosiiiOiJoH- 
tischcii  intcriialionahMi  I  nilikatioii  dieses  l'rh».'herreclit(!S  ausf^espru- 
chen.  Mine  unter  (h-in  Vorsitze  Victor  lluj^o's  im  Jahre  IHIH  ^r- 
bildele  associalion  lileraiic.  inleinationah'  hat  ener^i>ich  in  diesem 
Sinne  gewirkt  nnd  aul'  ihrer  liintlen  Veisammhni^'  in  Koni  vom  2". 
bis  27.  Mai  1SH2  anl"  <1(Mi  Antrag'  des  Hörsenvereins  d(M"  deutschen 
IJuchhämlh'r  die;  Anre;i;inij^  der-  (Jriimhm^  einer  l'idon  zur  l'nihkalion 
(li('S(!S  Recht(!S  ähidich  dem  Weltpostvereiiu!  Ixischhjsseii.  Von  dieser 
Asso/iiJtion  ist  anl'  einer  vom  Herrn  Bundesrat  Droz  (^(deiteten  Kon- 
fer(!n/,  in  l»eiii  vom  K».  bis  ]','>.  Sept.  l^Hij  ein  l'rojekt  liir  eine  solche 
Union  atisi^M^arheitet  worden.  I'.s  hat  dies  der  schweizerische  linndes- 
rat  am  'A.  Dezhr.  ISS."}  an  41  zivilisierte  Staaten  mit  der  l-aidachinu 
iihermitlelt,  sich  an  einer  im  Laute  des  Jahres  1SH4  statthndenden 
diplomatiscluMi  Konferenz  zur  (iiiindunj.;  einer  solchen  Union  zu  he- 
teili^M^n').  Ilotfen  wir,  dals  aus  diesen  Hausteinen  recht  bald  das 
(i(!baude  eines  unifizierten  internationalen  Weltrechtes  für  litterari- 
sche.s  und  artistiscluis  ^eistij^^es  Kij^entuinsrecht  errichtet  \V(!rdeI 

Weit  wcMii^cr  bestimmt  tretVen  die  drei  Voraussefziin;.M'n  ,  an 
welche  sich  die  Rechtsanschauun^f  von  (!inem  überall  anziKirkenneiKh'ii 
^('isti;i;eii  lM^{;ntumsrecht(!  ankiiü])feii,  zusammen  bei  deiijeiii^^M'ii  Kechts- 
institiiten,  wcdche  der  iranz(>sische  Spracli^^ebrauch  mit  d(!m  Ausdrucke 
^'(•werbliclies  geistiges  Eigentumsrecht,  la  propriete  iiidustrieih;,  zu- 
sammenfafst.  Es  sind  das  1.  Der  Erfindungsschutz  oder  das 
ErHiidiingspatentwesen;  2.  Der  Schutz  der  Muster  und  Modelle  für 
industrielle  /wecke;  13.  Der  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels-Z(!icheii. 
Namentlich  ist  hier  die  individuelle  Eixieruiig  des  schutzbe- 
dürftigen Objektes  nicht  von  selbst  gegeben,  nicht  ohne  weiteres  all- 
gemein erkennbar,  wie  bei  Werken  der  Litteratur  und  Kunst.  Hier 
sind  V(M'anstaltungen  der  Staatsgewalt  notwendig,  um  das  Objekt  von 
allen  ähnlichen  anderen  scharf  zu  unterscheiden.  Bei  den  Mustern 
und  Modellen,  sowie  bei  den  Fabrik-  und  nandelszeichen  wird  wohl 
so  ziemlich  überall  es  für  genügend  erachtet,  dafs  Exemplare  oder 
Deschreibungen  des  Objekts  bei  einer  StaatsbelKirde  deponiert  wer- 
den. r>ei  den  eigcmtlichen  Erfindungen  wird  dagegen  die  individuelle 
Fixierung  durch  die  allermannigfaltigsten  Einrichtungen  in  verschie- 
denen Staaten  bewerkstelligt.  Man  unterscheidet  dabei  das  Vorprü- 
fungsverfabren,  das  in  der  amerikanischen  Union  am  reinsten  durch- 
geführt wird,  das  Aufgebotsverfahren,  und  das  Annieldeverfahren. 
Eine    Verbindung    des  Vorprüfungs-  und  Aufgebotsverfahrens  besteht 

rische  Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  unter  Berücksichtigung  der  bezüglidien 
Staatsvertriige  erweitert  von  Dr.  Aloys  von  Orelli.  Ziiricli  bei  F.  Schul  thess 
1)  Das  Projekt  liegt  jetzt  gedruckt  vor  in  der  zitierten  Schrift  von  Orelli's 
pag.  1C8.  Hinsichtlich  der  materiellen  Unifikation  hält  es  sich  in  seiir  bescheide- 
nen Grenzen.  —  Von  den  eingeladenen  Staaten  haben  bis  zum  23.  Mai  1884  entschieden 
abgelehnt :  Griechenland  ,  Niederlande  ,  Dänemark  ,  St.  Domingo  und  Nicaragua  ,  mehr 
oder  weniger  bestimmt  haben  zugesagt:  Grofsbritannien  ,  Verein.  Staaten  von  Amerika. 
Italien.  Schweden,  Norwegen,  Argentinische  Republik.  Deutschland.  Salvador.  Guatemala, 
Columbia,  Bulgarien  und  Ijuxemburg. 


über   Bausteine  zur  internationalen  Unifikation  des  Handelsrechtes.  \P) 

im  Deutschen  Reiche  und  seit  dem  neuesten  englischen  Gesetz  vom 
25.  Aug.  I880,  durch  welches  alle  drei  Institute  des  gewerblichen 
Eigentums  umfassend  kodifiziert  sind,  auch  in  England  >). 

Aus  der  Notwendigkeit  einer  Mitwirkung  der  Staatsgewalt,  um 
den  Schutz  des  ausschliefslichen  Rechtes  zu  gewähren,  erklärt  sich 
auch,  dafs  hier  erhebliche  Gebühren  für  die  Zusicherung  des  Schutzes 
vom  Staate  verlangt  werden  und  dafs  die  Schutzfristen  weit  geringer 
gegriffen  sind.  Bei  den  Fabrik-  und  Handelszeichen  ist  aber  ül)erall, 
und  bei  den  Mustern  und  Modellen  wenigstens  in  einigen  Staaten,  so 
namentlich  in  Frankreich,  eine  periodische  Erneuerung  des  Rechts  auf 
Schutz  ohne  jede  Zeitgrenze  gestattet.  Bei  den  Fabrik-  und  Han- 
delszeichen erklärt  sich  dies  einfach  dadurch ,  dafs  in  der  Verpflich- 
tung Aller,  sich  eines  von  einem  anderen  gewählten  Zeichens  zu  ent- 
halten, keine  belästigende  Beschränkung  der  natürlichen  Freiheit  ge- 
funden werden  kann. 

Zu  einer  kosmopolitischen  Unifikation  des  internationalen  Rechtes 
auf  diesem  Gebiete  des  gewerblichen  geistigen  Eigentums  ist  offenbar 
kein  so  dringendes  ethisches  Motiv  vorhanden,  als  beim  litterari- 
schen und  artistischen  Eigentume.  Auch  macht  die  Notwendigkeit  der 
Mitwirkung  von  Staatsbehörden  zur  Konstituierung  des  individuellen 
Rechtes  hier  weit  gröfsere  Schwierigkeiten.  Des  ungeachtet  ist  gerade 
für  das  gewerbliche  geistige  Eigentum  ein  bedeutungsvoller  Schritt 
zur  kosmopolitischen  Unifikation  geschehen.  Auf  einer  Konferenz  in 
Paris  vom  6.  bis  20.  März  ist  von  11  Staaten,  Belgien,  Brasilien,  Ita- 
lien, Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Niederlande,  Portugal,  Salvador, 
Serbien  und  der  Schweiz  eine  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  mit  einem  unter  die  Autorität  der  Eidgenossenschaft  gestell- 
ten Zentralbureau  in  Bern  gebildet  worden.  In  dem  Vertrage  ist  zwar  das 
Recht  des  gewerblichen  Eigentums  nicht  einheitlich  kodifiziert  —  es 
ging  dies  schon  deshalb  nicht  wohl  an,  weil  in  den  Niederlanden  und 
der  Schweiz  bis  zur  Stunde  noch  keinerlei  Patentschutz,  in  der  Schweiz 
für  Inländer  noch  nicht  einmal  Muster-  und  Modellschutz  besteht  — 
aber  es  sind  wenigstens  einige  Fragen  des  sog.  internationalen  Rechts 
im  engern  Sinne  des  Wortes  (über  die  Lösung  der  Konflikte  der  ver- 
schiedenen Gesetzgebung  verschiedener  Staaten  bei  internationalen 
Rechtsverhältnissen)  schon  jetzt  entschieden.  Man  hat  den  Grundsatz 
aufgestellt,  dafs  in  jedem  einzelnen  Unionsstaatc  der  Angehörige  eines 
anderen  Unionsstaates  den  Inländern  völlig  gleichgestellt  werden  soll 
und  zwar  selbst  dann,  wenn  in  dem  anderen  Staate  gar  kein  Schutz 
gewährt  wird.     Wegen  dieses  Prinzips  kann  dieser  Vertrag  der  Schweiz 

1)  tJber  dies  neue  englische  Gesetz  ist  zu  vergleichen  die  Schrift  von  Kloster- 
mann,  ,,Das  englische  Patent-,  Muster-  und  Markenscliutzgesetz  vom  25.  Aug.  1883." 
Jena  1884.  In  der  Einleitung  pag.  7  und  8  wird  der  Lizeiizwang,  welcher  als  indi- 
rekter schon  in  dein  deutschen  Gesetze  §  11  No.  2  und  §  29  Abs.  3  enthalten  ist, 
und  in  dem  englischen  §  22,  wenn  auch  nur  unter  besonderen  nedingungen,  zum  1.  Male 
als  ein  ganz  direkter  eingeführt  ist,  einlälslich  besprochen  und  demselben  eine  grofse 
Zukunft  und  allgemeine  Einführung  in  Aussicht  gestellt  Vielleicht  dürfte  sich  dies  In- 
stitut als  Grundlage  für  die  künftige  internationale  Unifikation  des  Erfindungspatentrechtes 
empfehlen. 


\(j    Dr.  jur.   Hciiiricli   F  i  c  k  ,   über  liiiuHteine  zur  iiiteriiutioiialen  Unifikation  u.  s.  w. 

natürlich  mir  von  Vorteil  sc^in  und  ist  auch  am  21.  Dczbr.  IHSü  von 
(hirsclhon  ratifiziert  worden. 

Soll  c;s  zu  einer  wirklichen  internationalen  Unitikation  dieser 
lieclitsinstitute  kommen,  so  wird  vv(jhl  kaum  die  Kinsetzung  eines  für 
alle  üiiionsstaatcn  gemeinsamen  Patenthol'es  enthehrt  werden  können. 

Nach  Zeitungsnachrichten  soll  l^ngland  ';  und  Deutschland  ge- 
neigt sein,  der  Union,  di(;  ihre  nächste  Konhuenz  auf  das  Jahr  1885 
in  liom  festgesetzt  hat,  beizutreten. 

Zum  Schlüsse  will  ich  noch  b(!merken,  dai's  als  ein  wichtiger 
l>austein,  als  eine  Vorarbeit  für  inteinationule  l  nilikation  des  Han- 
delsrechts auch  unser  eidgenössisches  Obligationenrecht  in  b(;tracht 
kommen  kann.  In  demselben  sind  (üne  Keilu;  von  Ilandelsrechtsinsti- 
tutcn,  so  namentlich  das  Mobiliarsachenrecht,  das  Recht  der  Ordre- 
und  Inhaber-Papiere,  das  tiesellschafts-  und  (ienossenschaftsrecht  in 
einer  die  deutschen  und  französischen  Rechtsanschauungen  versöhnen- 
d(!n  Weise  normiert.  Ks  wiid  sich  daher  unser  schweizerisches  Ob- 
ligationenrecht ganz  von  selbst  als  (irundlage  darbieten,  wenn  es  sich 
dereinst  darum  handeln  sollte,  ein  die  Länder  deutschen  und  franzö- 
sischen Rechts  umfassendes  einheitliches  Handelsgesetzbuch  zu  ver- 
einbaren *). 

Die  Schweiz  als  neutraler  Staat  im  Herzen  Europa's  als  der  ein- 
zige Staat  der  ganzen  Welt,  in  welchem  stammlich,  sprach- 
lich und  konfessionell  höchst  verschiedene  Völkerschaften  in  in- 
nigster Harmonie  verbunden  sind,  scheint  dazu  berufen,  nicht  nur 
rein  äurserlich  als  Sitz  der  geschafilen(!n  und  noch  zu  schatten- 
den Zentral  organ  e,  sondern  auch  innerlich  durch  ihre  eigenen 
legislativen  Sch(>])fungen  eine  hervorragende  Stellung  bei  dem  Aufbau 
eines  internationalen  einheitlichen  Handelsrechtes  einzu- 
nehmen. 

1)  Nach  K  1  o  st  er  111  a  11  1)  1.  e.  pag.  14  liat  duruli  §  103  des  englischen  Gesetzes 
vom  2.").  Aug.  188,3  „die  englisclie  Regierung  jedonfalls  die  gesetzliche  Ermächtigung 
erlangt,  derselben  beizutreten." 

2)  Mit  dieser  Ansicht  stimmt  überein  eine  Aufscrung  in  der  oben  citierten  Schrift 
von  Dove  Wilson  pag.  8:  „The  Swiss  code  receives  Ihe  nanie  of  a  ,,Code  ot  the  law 
of  Obligations"  bat  substaiitially  it  is  a  commercial  code.  —  It  follows  the  order  of  the 
Germaii  ratlier  tliaii  tliat  of  the  Freiuh  code,  but  is  in  reality  an  iniprovemeiit  of  both. 
In  iiiaiiy  lespects  both  in  its  treatment  of  tlie  general  law  of  contracts,  and  in  its  treat- 
ment  of  particular  contracts  ,  such  as  sale ,  it  shows  a  decided  advance  ;  and  weie  we 
to  contine  ourselves  to  the  Imitation  of  any  particular  code  ,  the  Swiss  code,  both  in  its 
mode  of  preparation   and   iu   its  results,   would   certainly  be  the  best  for   our  purpose." 


If. 
Beiträge  zur  Methodik  der  AVirtschaftswisseiiscIiaft. 

Von 

H,  Dietzel. 

I.     Das  „wirtschaftliche"  Prinzip  als  Prämisse  der  Lehr- 
sätze der  Wirtschaftswissenschaft. 

So  lange  noch  Streit  besteht  darüber,  ob  die  Lehrsätze  der  „po- 
litischen Ökonomie"  den  Zweck  haben,  eine,  nämlich  die  wirt- 
schaftliche Seite  des  sozialen  Lebens  in  ihrem  Wesen  zu  begreifen 
und  in  ihrem  Kausalismus  zu  erfassen,  oder  den,  volkswirtschafts- 
politische Normen  oder  „Gesetze  der  Entwicklung"  des  wirt- 
schaftlichen Volkslebens  zu  enthüllen,  scheint  eine  Erörterung  über 
methodologische  Prinzipien  müfsig,  da  über  die  Tauglichkeit  des  Mit- 
tels —  der  Methode  —  füglich  nur  dislaitiert  werden  kann,  wenn  die 
Streitenden  über  den  Zweck  —  Aufgabe  der  politischen  Ökonomie  — 
einig  sind,  dem  dies  Mittel  dienen  soll. 

Menger  und  Sax  haben  daher  in  erster  Linie  die  Klarheit  über 
die  eigentliche  Aufgabe  der  Wirtschaftswissenschaft,  welche  ihnen  durch 
die  historische  Schule  gefährdet  schien,  wiederzugewinnen  versucht 
und  auch  mir  schwebte  bei  früheren  Arbeiten  hauptsächlich  dies  Ziel 
vor.     Die  methodologischen  Fragen  traten  vorläufig  noch  zurück. 

Schlagen  wir  nun  einmal  den  umgekehrten  Weg  ein:  anstatt  die 
Berechtigung  der  verschiedenen  heutzutage  über  die  Aufgabe  der  Wirt- 
schaftswissenschaft herrschenden  Auffassungen  zu  erörtern,  schliefsen 
wir  uns  derjenigen  an,  welche  von  den  Meistern  der  klassischen 
Schule  Englands  und  Deutschlands  uns  überliefert  ist  i).  Da  aber, 
wo  die  Angriffe  der  historischen  Schule  eine  Lücke  im  methodologi- 
schen Lehrgebäude,  wie  es  die  ältere  Doktrin  ihrem  Ziele  adäquat 
gestaltet  hatte,  klargelegt  haben,  versuchen  wir  deren  Ausfüllung. 

Unzweifelhaft  bedarf  die  Methodologie  dessen.  Die  bisherige  Ent- 
wicklung der  Wirtschaftswissenschaft  giebt  ein  klassisches  Deispiel 
für  die  Richtigkeit  der  Bemerkung  Mengers,   dafs  „die  wichtigsten 


1)    Vgl.  meinen  Aufsatz:    „Der  Ausgangspunkt  der  Sozialwirtschaftslehre   iin<l    ihr 
Grundbegriff"  (Zeitschrift  für  d.   ges.   Stautsw.    1883    S.  3—5. 
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wissenschaftliclieii  Ergcbnisst!  von  Miinueni  aus^'cgangcn  sind,  welche 
nietliodisclicn  (Jiitersucliuii^'cii  l'cTMstuiKlcn",  duis  „das  positive  For- 
scliertalcnt  .  .  .  off,  ^m;iiij^  ohne  ausj,'eljildete  Methodik  .  .  .  eine  Wissen- 
schaft ^'escliathin"  hat  ' ). 

A.  Smith  und  Ü.  Ricardo,  die  jjjeriialen  (inindcr  ih;r  nio(h;rnen 
Nation;i,l(»iiononne,  huh(;n  ühcr  das  niethodohj^'ischc  (irundprobleni, 
welches  uns  hier  heschiifti^en  soll,  kein  Wort  verloren. 

Das  freie  Walten  des  „s(df-interest"  und  eine  dein  entsprechende 
Hechts-  und  Wirtschafts-Ordnun;.,'  sind  für  A.  Smith  i)raktisch-poli- 
tische  Postulatc,  zu  deren  I'.cnveise  er  die  \virtsch;ifthch(!n  Krsehcä- 
nunj^en  des  f^escilschaftlichfin  Lchcins  analysiert;  für  liicardo  halx'ii 
dies(!  l*ostuiat(!  schon  fast  axiomatische  fJeJtun;,'.  Hierin  unterscheiden 
sie  sich;  ahrr  beiden  ist  in  m(!thod(»h)f,Mscher  Hinsicht  ;^(!meinsam, 
dafs  sie  durchaus  niciit  l)e;4ründen ,  warum  sie  die  Gesetze  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs,  der  Vermögens-,  Einkommens-  und  Preisbildung, 
nur  unter  der  —  stillschweigenden  —  Voraussetzung  formulieren,  dafs 
d(M-  Erwerb  st  rieb  das  Motiv  der  handcilnden,  diese  Phiinomene 
causaliter  verknüj>fenden  Wirtschaftssubjekte  bihh;  und  dafs  ein  Zu- 
stand des  absoluten  „laissez-faire"  der  Iiaum  sei,  in  w(!h;hem 
diese  wirtschaftlichen  riiänomeiie  sich  abspielen,  deren  zur  Erkenntnis 
gebrachter  Kausalismus  im  abstrakten  Lehrsatz  oder  „Gesetz"  zum 
allgemeingiltigen  Ausdruck  gelangt. 

Auch  die  sorgfältigere  Fundierung  dieses  methodischen  Verfah- 
rens durch  J.  St.  Mill  und  andre  genügt  nicht  den  Angrififen  gegc^n- 
über,  welche  dasselbe  durch  die  neuere  Kritik  erfuhr. 

Es  soll  nun  der  Nachweis'"  unternommen  werden,  weshalb  die  Wirt- 
schaftswissenschaft ihre  „Gesetze"  nur  unter  den  eben  genannten  Prä- 
missen aussprechen  kann  und  darf^).  Die  Frage  nach  der  Bildung 
der  wirtschaftswissenschaftlichen  Begriffe  schliefsen  wir  aus.  Von  jenen 
Prämissen  aber  beschäftigt  uns  hier  zunächst  die  Hypothese  des  „self- 
interest"  oder  des  „Erwerbstriebs". 

Das  Problem  liegt  also  im  Nachweis  einer  in  hypothesi 
generell  vorhandenen  und  wirkenden  psychischen  Ten- 
denz, welche  die  auf  ein  bestimmtes  Ereignis  oder  Phänomen  re- 
agierenden Wirtschaftssubjekte  nach  einer  bestimmten  Regel  zu  han- 
deln veranlafst  und  so  das  infolge  dieser  Handlungen  sich  ergebende 
Phänomen  ursächlich  bedingt  und  mit  jenem  ersten  Ereignis  oder 
Phänomen  zu  einer  kausalen  Kette  verknüpft. 

Als  wirtschaftliche  Phänomene  bezeichnen  wir  solche,  welche 
in  dem  Zweckstreben  der  Menschen  nach  stofflichen  Gütern  ihren 
Grund  haben. 


1)  Menger,   Untersuchungen  u.  s.  w.   S.  XII. 

2)  Da  Menger  in  Kürze  die  Fortsetzung  seiner  ,, Untersuchungen"  in  dieser  Rich- 
tung verhelfst,  würden  wir  mit  der  Veröffentlichung  unsrcr  eignen  Ansichten  bis  zur 
Kenntnisnahme  der  seinigen  gezögert  haben ,  wenn  wir  nicht  aus  seineu  uns  bis  jetzt 
vorliegenden  Andeutungen  die  Gewilsheit  gewonnen  hätten,  dafs  in  diesem  Punkte  unsre 
Postulate,  mindestens  unsre  Begründungen  sich  nicht  decken  werden. 
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Wie  gelangen  wir  nun  von  diesem  Begriif  aus  zur  Bestimmung 
lies  „wirtschaftlichen  Sozial- Phänomens"? 

Dafs  die  Wirtschaftswissenschaft  in  ihren  Gesetzen  oder  Lehr- 
sätzen nicht  eine  vollständige  Übersicht  und  kausale  Analyse  aller 
wirtschaftlichen  Phänomene,  wie  wir  sie  eben  definierten,  geben 
soll  und  will,  bedarf  kaum  eines  Nachweises.  Den  Betrag  des  Lüse- 
lAcldes,  welches  der  Brigant  als  Preis  der  Freiheit  von  seinen  Ge- 
fangenen erprefst,  die  Höhe  der  Preise,  die  in  einem  Wohlthätigkeits- 
liazar  gefordert  werden,  die  Sätze,  zu  welchen  monopolisierte  Lei- 
stungen des  Staates  abgegeben  werden,  zu  analysieren  und  in  die 
f'ormel  eines  Lehrsatzes  zu  bringen,  ist  bis  jetzt  von  der  Wirtschafts- 
wissenschaft nicht  gefordert  und  wird  auch  von  ihr  nie  unternommen 
worden. 

Um  zu  dem  Begriff  des  wirtschaftlichen  Sozialphänomens  zu 
gelangen,  mufs  also  noch  ein  einschränkendes  Moment  hinzugenomraen 
werden,  das  wir  folgendermafsen  präzisieren: 

Unter  wirtschaftlichen  Sozial  phänomenen ,  deren  Unter- 
suchung den  Inhalt  unsrer  Wissenschaft  ausmacht,  verstehen  wir  kei- 
neswegs alle  dem  Zweckstreben  der  Menschen  nach  stofflichen  Gütern 
entstammenden  Erscheinungen  des  realen  sozialen  Lebens,  sondern 
nur  diejenigen  Erscheinungsreihen  finden  in  der  Sozialwirtschaftslehre 
Aufnahme  und  Erklärung,  welche  in  einer  —  in  Wirklichkeit  nicht 
bestehenden,  aber  aus  methodologischen  Gründen  notwendigerweise 
als  bestehend  gedachten  —  wirtschaftlichen  Verkehrsgesell- 
schaft existent  werden,  d.h.  in  einer  Gesellschaft,  in  der  die  Be- 
ziehungen der  einzelnen  Wirtschaftssubjekte,  welche  dieselbe  bilden, 
nur  durch  ihr  gegenseitiges  Bedürfnis  des  Austausches 
von  Leistungen  und  Gütern  zum  Zweck  der  Befriedigung 
ihres  Bedürfnisses  nach  stofflichen  Gütern  entstehen, 
einer  Gesellschaft,  deren  Glieder  nur  aus  Gründen  wirtschaftli- 
cher Zweckmäfsigkeit  zusammenstofsen  und  welche  bei  ihren  mannig- 
fachen Abhängigkeits-  und  Koop'erations- Verhältnissen  allein  wirt- 
schaftliche Zwecke  verfolgen. 

In  dieser  abstrakten  wirtschaftlichen  Sozialwelt  wird  Art  und  Er- 
folg des  wirtschaftlichen  Handelns  für  das  einzelne  Wirtschaftssubjekt 
durch  seine  Zugehörigkeit  zu  der  sozialen  Gesamtheit,  mit  welcher 
es  in  wirtschaftlichen  Beziehungen  steht,  bedingt. 

Dafs  produziert  und  konsumiert  wird,  ist  die  Wirkung  eines 
mächtigen  und  unabänderlichen  physischen  Bedürfnisses,  welches  das 
wirtschaftliche  Zweckstreben  hervortreibt,  gleichviel  ob  soziale  Gebilde 
existieren  oder  nicht. 

Sobald  dann  arbeitsteilige,  auf  der  Basis  des  Tauschverkehrs  er- 
wachsene, sozialwirtschaftliche  Organismen  sich  entwickelt  haben,  bleibt 
der  physische  Zwang  bestehen;  für  die  einzelnen  Glieder  dieser  so- 
zialen Gesamtheiten  tritt  aber  weiterhin  die  Notwendigkeit  hinzu,  ihre 
Produktion  dem  sozialen  Bedürfnis  konform  zu  gestalten.  Die  Art 
ihrer  wirtschaftlichen  Thätigkeit  wird  sozial  bedingt. 

Ebenso  ist  der  Erfolg  derselben,  —  die  Höhe  des  Anteils,  der 

2* 
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als  Konto,  Profit  oder  Lohn  von  den  Einzelnen  für  ihre  produktive 
Liiistun^  li(|ui(li('rt  wird,  —  ahli;inj,'ig  von  der  il<th(!  di^^  Wertes,  wel- 
chen diese  Leistung  l'ür  di(.'  so/.ialwirtsehai'tiiciie  (iesiinitlieil  iiut.  An 
Stelle!  der  Freiheit  isolierter  Kinzcdwerte  tritt  die  wechselseitige  Ab- 
hänf^i^^keit  im  arbeitsteilij^en  Organismus  der  So/ialwirtschat't. 

Das  Zweckstrehcn  der  ihi-  angehörigen  Kinzelnc.n  charakterisi(.'rt 
sich  als  eine  zielhewulste  Thatigkcit,  welche  mit  infiglichst  geringem 
Aufwand  produktiver  Kraft  einen  möglichst  grol'sen  Anteil  am  (iesamt- 
erträgnis  der  sozialen  Produktion  von  Sachgütern  sich  anzueignen 
sucht. 

Diese  KinzehK^n  stehen  in  der  Wirklichkeit  aufser  in  diesem  wirt- 
schaftlichen Kooperations-  oder  Abhängigkeitsverhältnis  noch  in  man- 
cherlei Beziehungen  zueinander,  von  denen  aber  in  der  Wirtschafts- 
wissenschaft abstrahiert  wird. 

Ist  aber  auch  die  wirtschaftliche  Sozialwelt  abstrakt  gedacht,  so 
kommen  doch  die  Lehrsätze,  welche  die  Analyse  derselb(;n  geben 
wollen,  der  Wirkliciikeit  deshalb  ziemlich  nahe,  weil  auf  keinem  Ge- 
biete menschlichen  Strebens  mehr  als  hier  technische  und  moralische 
Gründe  eine  einseitige,  von  andern  Zwecken  und  Beziehungen  als  den 
wirtschaftlichen  abstrahierende  Handlungsweise  fordern  und  gestatten. 

Mögen  darum  die  Resultate  unsrer  abstrakten  Deduktionen  auch 
thatsächlich  oft  die  Realität  wiederspiegeln,  so  ist  doch  der  Gegensatz 
zu  dieser  infolge  unsrer  Methode  logisch  notwendig.  Nicht  die  Fülle 
des  wirklichen,  geschichtlichen  Volkslebens,  sondern  höchstens  ein 
Fragment  davon  ist  in  unsern  Lehrsätzen  verzeichnet. 

Um  das  wirtschaftliche  Sein  und  Geschehen  einer  konkreten  Zeit 
zu  verstehen,  bedarf  es  noch  einer  Menge  komplementärer  Er- 
kenntnis, welche  aus  dem  abgeblafsten  Bilde  unsrer  Theorie  allein 
nicht  gewonnen  wird.  Vollends  fehlt  jeder  Aufschlufs  über  wirtschafts- 
politische Maximen  und  Ideale. 

Die  Wirtschaftswissenschaft  bezweckt  nichts  weiter  als  die  Er- 
klärung der  in  ihrer  abstrakten  Sozialwirtschaft  sich  abspielenden 
sozialwirtschaftlichen  Phänomene,  welche  entstehen  durch  den  Kon- 
takt der  verschiedenen  Organe  dieser  arbeitsteiligen  Gesamtheit,  die 
als  Vertreter  der  drei  Produktivkräfte  (Natur,  Kapital,  Arbeit)  zu 
Typen  erhoben  werden. 

Man  legt  ihr  Fragen  nach  folgendem  Schema  vor: 

Nach  welcher  Richtung  hin  werden  die  wirtschaftlichen  Klassen,  — 
eben  jene  Typen  — ,  handeln,  wenn  aus  bestimmten  Anlässen  ihr 
wirtschaftliches  Streben  rege  gemacht  wird,  und  welcher  Zustand  re- 
sultiert hieraus  hinsichtlich  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Gesamtheit 
(Höhe  und  Art  der  Produktion,  des  sozialwirtschaftlichen  Einkommens 
u.  s.  w.)  und  der  einzelnen  Klassen? 

Sie  antwortet  mit  einem  Lehrsatz  oder  „Gesetz",  welches  uns 
sagt,  dafs  auf  ein  Phänomen  A  (Anlafs  der  Thätigkeit)  ein  Phänomen 
B  folgen  müsse,  weil  infolge  einer  in  abstracto  als  gleichartig  ange- 
nommenen psychischen  Tendenz  oder  Veranlagung  aller  Wirtschafts- 
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Subjekte  das  Ereignis  A  bestimmte  Willensakte  derselben  veranlasse, 
welche  ihrerseits  B  bewirken. 

Welches  ist  nun  diese  allgemeine  psychische  Tendenz  oder  Ver- 
anlagung, welche  die  Wirtschaftswissenschaft  vorauszusetzen  berech- 
tigt ist,  um  überhaupt  zu  allgemeinen  „Gesetzen"  zu  gelangen. 

Dafs  sie  zu  diesem  Zwecke  abstrahieren  und  isolieren  mufs,  wird 
wohl  von  niemandem  bestritten.  Sie  hat  es  mit  der  Hypothese  des 
„Egoismus"  versucht  und  grofse  Fortschritte  auf  diesem  Wege  erzielt. 
Man  erkennt  diese  Resultate  an,  tadelt  aber  die  Methode.  Diesen 
Widerspruch  wollen  wir  zu  heben  versuchen  dadurch,  dafs  wir  zeigen, 
wie  die  fragliche  Kontroverse  auf  einem  einfachen  Mifsverständnis  be- 
ruht. Die  Theorie  braucht  und  gebraucht  diese  Prämisse  nicht  und 
hat  sie  bis  heute  nicht  gebraucht. 

Mit  diesem  Schlagwort  der  „egoistischen",  der  „hardhearted"  Na- 
tionalökonomie wurde  aber  der  altern  Doktrin,  der  „Methodenlehre 
des  Geizes  und  der  Habsucht",  ein  Makel  aufgeheftet,  der  mir  als 
die  wesentliche  Ursache  des  Mifskredits  erscheint,  dem  die  theoretische 
Wirtschaftswissenschaft  verfallen  ist. 

Gelingt  es  nachzuweisen,  dafs  dieser  Zug  erst  fälschlich  in  das 
Bild  der  Methodik  eingezeichnet  wurde,  so  wird  jene  Theorie  das 
heute  verlorene  Ansehen  zurückgewinnen.  — 

Die  historische  Schule  darf  in  diesem  Punkte  das  Verdienst  für 
sich  in  Anspruch  nehmen,  auf  eine  wesentliche  Lücke  der  ökonomi- 
schen Methodik  aufmerksam  gemacht  zu  haben  mit  ihrer  Frage,  ob 
denn  jene  scheinbar  willkürlich  gewählten  und  naiv  acceptierten  tra- 
ditionellen Prämissen  als  für  die  Auffindung  und  Formulierung  der 
„Gesetze"  des  sozialwirtschaftlichen  Lebens  logisch  notwendige 
zu  erachten  seien? 

Nur  hat  sie  diese  Lücke  nicht  selbst  auszufüllen  vermocht  und 
bis  jetzt  den  Weg  noch  nicht  gezeigt,  der  von  der  Untersuchung  des 
konkreten  volkswirtschaftsgeschichtlichen  Einzelfalls  zum  allgemeinen 
Urteil,  zum  sozialwirtschaftlichen  Gesetz,  führt. 

Dafs  isoliert  und  abstrahiert  werden  müsse,  konzediert  sie  uns; 
dafs  wir  fälschlicherweise  hier  mit  dem  „Egoismus"  und  dem  „System 
der  freien  Konkurrenz"  operierten,  behauptet  sie;  aber  welche  Prä- 
missen die  notwendigen  und  richtigen  seien,  verschweigt  sie. 

Präzisieren  wir  nun  die  Stellung  der  hervorragendsten  Gegner 
dieses  methodologischen  Prinzips. 

Das  Resultat,  zu  welchem  unsere  Betrachtung  uns  führen  wird, 
ist,  dafs  diese  methodische  Prämisse  der  Theorie  in  ihrer  eigentlichen 
Funktion  von  der  historischen  Schule  gar  nicht  gewürdigt  und  dem- 
nach nicht  widerlegt,  geschweige  denn  durch  eine  andre  ersetzt  ist. 
Angegriffen  und,  wie  mir  scheint,  auch  besiegt  ward  nur  eine  falsche 
Moraltheorie  und  eine  Reihe  von  praktischen  Postulatcn  des  ökono- 
mischen Individualismus,  die  mit  jener  in  gewisser  Verbindung  stehen, 
von  denen  aber  die  Theorie  und  ihre  Methode  gänzlich  unabhängig 
sind. 

Für  Röscher  ist  die  Abstraktion   der  Ricardo   und  Thüuen 
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„(;iii  uiK.'iitbelirliches  Studium  in  ficn  Voraibuitcii  des  NationalökoiH)- 
incii"').  Duiiiher,  olj  mit  isolicrcmlLT  Ihuauslicbun^'  des  „Egoismus'' 
jenen  Vorurbcif.eu  gedient  sei,  spricht  er  sich   nicht  aus. 

Den  Niit/(;ii  der  Isolierung  gieht  er  /u,  fordert  aber,  dals  man 
von  iiies(!r  „niclit  bhjs  im  ('b(;rgange  zur  I'raxis,  sondern  schon  in  der 
fertigen  'i'heorie  wiedei-  zurückkommen  mul's  auf  (iie  uneml liehe  Man- 
iiigfaltigk(!it  des  wirklichen  Lebcüis".  Für  seine  Tln^orie  von  den 
„Entwicklungsgesetzen  d(T  Volkswirtschaft"  durchaus  mit  Recht!  In 
einer  lichre,  welche  die  geschichtliche  Entfaltung  des  wirkli- 
chen volkswirtschaitliclien  (Jeschehens  in  seiner  (iesctzmafsigkeit  zu 
erfassen  str(!l)t,  war  es  notwendig,  neb(!n  dem  „Eigennutz"  auf  das 
„(iewissen"  liinzuweisc'ii  als  die  zwei  gciistigen  'J'riebfedern  der  ^^'irt- 
schaft,  welche  „im  gesellschaftlichen  Leben  des  Menschen  ...  den 
Gemeinsinn"  bewirken. 

Dafs  man  seine  Theorie  nicht  aus  dem  Axiom  des  „Egoismus" 
deduzieren,  die  volkswirtschaftsgeschichtliche  Entwicklung  nicht  mit 
dieser  Annahme  allein  (;rklären  kann,  ist  selbstverständlich. 

Charakterisiert  er  nun  unsre  Theorie  als  „ein  Stadium  in  den 
Vorarbeiten"  der  seinigen,  so  lilfst  sich  dagegen  kaum  etwas  einwen- 
den, nur  nnichte  die  Bezeichnung  „Hilfswissenschaft"  die  Sachlage 
richtiger  treffen. 

Ebensowenig  als  Röscher  hat  Ilildebrand  den  „Egoismus" 
als  methodoh)gisches  Prinzip  der  Theorie  (in  unserm  Sinne)  bekämpft, 
sondern  als  „die  Basis  des  Smithschen  Systems".  Wenn  er  bei- 
läufig 2)  die  Lehre  Hermanns,  welcher  den  Egoismus  in  die  Theorie, 
den  (iemeinsinn  in  die  Volkswirtschaftsptiege  —  gleichsam  als  „zwei 
geschiedene  Mächte  in  zwei  getrennten  Welten"  —  verwies  und  aus- 
einanderhielt, damit  abfertigt,  dafs  man  bei  Zugeständnis  einer  Herr- 
schaft des  Gemeinsinns  „die  Richtigkeit  aller  der  Gesetze  leugnen 
(müsse),  welche  auf  der  Voraussetzung  einer  ausschliefslichen  Herr- 
schaft des  Egoismus  gebaut  sind" ,  da  beide  „in  der  Wirklichkeit 
immer  in  sehr  verschiedenem  und  wechselndem  Grade  je  nach  der  Bil- 
dung und  Moralität  eines  Volkes  mit  und  durcheinander  wirken",  so 
trifft  dies  nur  zu,  wenn  er  —  was  jedoch  nicht  ersiciitlich  ^)  —  hier 
„Gesetze"  gleichbedeutend  mit  „Maximen"  oder  „Naturgesetzen"  nimmt. 
Meint  er  aber  mit  diesem  Ausdruck  die  abstrakten  Preis-,  Lohn-, 
Renten-Gesetze  u.  s.  w.,  so  ist  die  Argumentation  falsch,  da  diese  gar 
nicht  die  Prätension  erheben,  die  konkrete  Wirklichkeit  des  wirtschaft- 
lichen Volkslebens  zu  beschreiben. 

Hildebrand  hatte  eine  ausführliche  Behandlung  der  Methode 
und  einen  positiven  Neubau  versprochen  (S.  6).  Da  dieser  Plan  nicht 
realisiert  ward,  so  ist  ein  Urteil  über  die  nach  ihm  zu  adoptierenden 
Prämissen  wirtschaftswissenschaftlicher  Lehrsätze  unmöglich. 


1)  Röscher,  I,  §  22. 

2)  Hildebrand,   N.O.   der  Gegenwart  und  Zukunft  S.  33  Anm. 

3)  Ebensowenig  ergiebt  sich  seine  Meinung  aus  einer  Stelle  seines  Aufsatzes  ,,die 
gegenwärtige  Aufgabe  der  Nationalökouomie"  (s.  diese  Jahrb.  I ,  bes.  S.  20.  34) ,  wo  er 
von  „Gesetzen  und  Regeln"  spricht. 
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Die  Hypothese  des  „Egoismus"  ist  ferner  von  Sc  hm  oll  er  wieder- 
holt mit  Heftigkeit  verurteilt.  In  seiner  bekannten  Streitschrift  gegen 
H.  V.  Treitschkc  nennt  er  diese  Lehre  „eine  bodenlose  Oberfläch- 
lichkeit" und  in  seiner  jüngst  erschienenen  Kritik  gegen  Meng  er 
wird  gerade  dieser  Punkt  mit  übergrofser  Gereiztheit  diskutiert. 

Wenngleich  auch  seine  Angriffe  gegen  die  Isolierungsmethode  des 
„Egoismus"  zu  einem  positiven  Resultat,  d.  h.  zur  Begründung  und 
Aufweisung  einer  anderen  richtigeren  Methode  der  Isolierung,  nicht 
gelangen,  so  sind  sie  doch  in  einer  Beziehung  für  uns  sehr  interes- 
sant: 

Wir  vermögen  nämlich,  wozu  uns  bei  Hildebrand  die  Anhalte- 
punkte  fehlten,  bei  ihm  zu  konstatieren,  dafs  er  in  der  That  das  Ver- 
fahren in  Preis-Untersuchungen  M  verbessern  will  —  also  einen  Haupt- 
teil der  Theorie  in  unserm  Sinne.  Schmollers  Ziel  scheint 
dem  unsern  kongruent;  nur  unsre  Methode,  die  Annahme  des  Eigen- 
nutzes als  einer  scheinbar  festen  Gröfse,  welche  heilsam  war,  „um  die 
einfachsten  Vorgänge  des  Marktes  zu  erklären  ...  zu  einer  Regel  für 
alle  künftige  Forschung,  für  die  Untersuchung  aller  komplizierteren 
volkswirtschaftlichen  Vorgänge  aufzubauscheu",  sei  verfehlt. 

Allein  es  taucht  sofort  in  uns  die  Frage  auf:  will  denn  Schmoller 
diese  „komplizierteren  .  ,  .  Vorgänge"  behufs  Gewinnung  „allgemein- 
giltiger  und  notwendiger  Urteile"  untersuchen  oder  sich  mit  der  voll- 
endeten Beobachtung  dieser  einzelnen  komplizierteren  Erscheinungen 
begnügen?  Soll  etwa  das  Ziel  und  Resultat  aller  „künftigen  For- 
schung" allein  die  „Untersuchung"  konkreter  volkswirtschaftlicher  Vor- 
gänge sein? 

Trifft  letztere  Annahme  zu,  so  wird  es  niemandem  einfallen,  den 
Schmollerschen  Sätzen  zu  widersprechen. 

Denken  wir  an  folgende,  leider  keineswegs  durch  Spekulation 
ausgeheckte  Gestaltung  der  Preis-Bildung: 

Während  die  ältere  Doktrin  annahm,  dafs  für  dieselbe  Ware  auf 
demselben  Markt  nur  ein  Preis  bestehen  könne,  finden  wir,  trotzdem 
das  kaufende  Publikum  vollkommen  orientiert  ist,  dessen  eine  Hälfte 
geflissentlich  in  gewissen  Läden  kaufen,  wo  die  Waren  teurer  abge- 
geben werden  als  in  den  übrigen.  Letztere  sind  nämlich  in  jüdischen 
Händen  und  jene  Käufer  handeln  nach  der  bekannten  antisemitischen 
Devise.  In  diesem  volkswirtschaftlichen  Vorgang  erscheinen  also  der 
„nationale"  Mensch  und  das  Moment  der  Sitte  auf  der  wirtschaftlichen 
Bühne:  die  „Naturgesetze"  der  kosmopolitischen  Theorie,  der  „Markt- 
mensch" und  sein  „Eigennutz"  verschwinden.  Der  Egoismus  ist  also 
keine  feste  Gröfse,  keine  unwandelbare  Potenz.     Ergo: 

Ist  die  entgegengesetzte  Annahme  das  methodologische  Prinzip 
der  Theorie,  so  ist  mittels  dieser  Methode  eine  Untersuchung  aller 
der  konkreten  Preis- Vorgänge ,  wo  diese  Annahme  nicht  zutrifft,  un- 
möglich. 


1)  S.  243  a.  a.  O.   Schmoller:   „Wenn  man  für  die  Preis  -  Un  te  r  suchungen 
seiner  Zeit  vorläufig  vom  Eigennutz  als  einer  scheinbar  festen  Gröfse  ausging"  u.  s.  w. 
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In  Jcdi'iii  zur  Analyse  vor^'elegteii  k(tnkrctcn  rreis-Phänomen 
wirken  nun  aber  die  vt.Tscliicdeneii  Tiiehe  der  konkreten  Menschen, 
deren  Ilandlnni^en  das  Niveau  iles  Preises  bestinmien  ,  in  andrer 
Weise. 

Soviel  l'reis-Untersucliuii^^en  —  soviel  verschiedene  psychische 
Ursachen-Komplexe  werden  sich  /ei^^en.  Wir  w(;rden  zu  dem  Schlüsse 
^Midrängt,  dals  üherhaupl  kc;ine  allf^eineinen  (Jesetze  niö^^lich  sind. 
Damit  wärc!  allerdings  die  methodologische  Kontroverse  am  bequem- 
sten aus  der  Welt  geschafft. 

Im  Hintergründe  der  Schmollerschen  Ansicht  lauert  scheinhai- 
diese  Konsecpieiiz.  Seine  Aust"iiIirung(Mi  zeigen,  dals  er  immer  nur  an 
Krklarung  koiikr(!ter  l'hanomeiic  denkt;  seinti  Zugestandnisse  an 
Abstraktion  und  Isolierung  bleiben  'i'hescn,  deren  Folgerungen  bis 
jetzt  von  ihm  noch  nicht  gezogen  sind  und  wohl  nie  gezogen  werden. 

Nachdem  er  in  der  erstgenannten  Schrift  (S.  37)  der  thatsach- 
lichen  Macht  und  Ii<!rechtigung  des  „Egoismus"  als  „des  psychologi- 
schen steten  und  gleichmäfsigen  Ausgangspunktes  aller  wirtschaftlichen 
IIandlung(!n"  einige  Worte  gewidmet  hat,  hören  wir  ihn  immer  von 
der  „konki'eten,  der  entsclieidenden  Krage",  von  praktischen 
volkswirtschaftlichen  Enirterungen ,  von  konkreten  psychologischen 
Charakterschilderungen  sprechen. 

Alle  Postulate,  die  der  Führer  der  neu-historischen  Schule  hier 
aufstellt,  kann  jeder  Kicardiancr  getrost  unterschreiben,  aber  er  wird, 
bevor  er  aus  diesen  Gründen  die  Lehre  vom  „Egoismus"  als  der  me- 
thodologisch notwendigen  Hypothese  der  Theorie  aufgiebt,  fragen, 
was  er  denn  aus  jenen  konkreten  Schilderungen  anderes  entnehmen 
solle,  als  die  ihm  von  vornherein  bekannte  Thatsache,  dafs  der  Egois- 
mus infolge  des  Druckes  des  Ethos  auf  diesen  Naturtrieb  „überall 
wieder  eine  andre  Lebensordnung"  (Schmoller)  und,  in  unserm  spe- 
ziellen Fall,  überall  wieder  andre  Kausalitätsreiheu  der  Preisbildung 
erzeugt.  Sollen  wir  denn  mit  so  vielen  auf  psychologischer  Grundlage 
erwachsenen  Theorien  der  Volkswirtschaft  beglückt  werden  als  es  ver- 
schiedene volkswirtschaftliche  Lebensorduungen  und  verschiedene  Ur- 
sachen-Komplexe der  Preisbildung  giebt? 

Diese  Folgerung  wird  natürlich  von  Sc  hm  oll  er  nicht  gezogen. 
Ehe  er  uns  aber  nicht  klarstellt,  nach  welcher  andern  Methode  aus 
der  konkreten  Beobachtung  ein  allgemein  giltiges  Urteil  abstrahiert 
werden  soll,  beharren  wir  bei  der  Vermutung,  dafs  er  bei  seiner  Po- 
lemik gegen  die  Methodik  des  Egoismus  nur  an  die  konkrete  „De- 
skription''  denkt,  den  Zweck  unsres  methodologischen  Hilfsmittels  — 
die  Gewinnung  allgemeingiltiger  Urteile  —  vergifst. 

Negiert  man  dies  Ziel,  so  fällt  uaturgemäfs  diese  Hypothese,  aber 
nur  rücksichtlich  dieser  ihrer  Funktion  kann  sie  beurteilt  und  verur- 
teilt werden.  Ignoriert  man  dagegen  diese  Funktion ,  so  wird  der 
Streit  gegenstandslos. 

Die  Schön bergsche  Behandlung  der  Lehre  vom  „Egoismus" 
streift  dieselbe  ebenfalls  nur  flüchtig.  Mit  Recht  polemisiert  er  gegen 
die   Auffassung   der  „Gesetze"   der  älteren   Dogmatik   als   „Naturge- 
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setze".  Als  methodisches  Hilfsmittel  der  Theorie  wird  der  „Trieb 
des  Egoismus"  dadurch  abgethan,  dafs  er  als  eine  Abstraktion  be- 
zeichnet wird,  die  in  Wirklichkeit  nicht  absolut  und  unbedingt  zu- 
triflftO. 

Knies'  erschöpfende  Erörterung  dieses  Themas  übertrifft  an  Sy- 
stematik, logischer  Schärfe  und  sachlicher  Beweiskraft  alle  späteren 
Publikationen.  Im  Verlauf  der  Kontroverse  dürfte  kaum  ein  Argu- 
ment gegen  die  ältere  Theorie  vorgebracht  sein,  das  nicht  schon  bei 
ihm  seine  Stelle  gefunden  hätte.  Giebt  man  einmal  zu,  dafs  in  der 
politischen  Ökonomie  es  sich  handelt  „um  den  Nachweis  dessen,  was 
die  genaue  Beobachtung  des  geschichtlichen  Lebens  in  seiner  fort- 
schreitenden Entwicklung  und  das  psychologische  Studium  des  Men- 
schen darbietet"  (S.  235),  so  ist  in  der  That  gegen  diese  Polemik  kein 
Widerspruch  möglich.  Wer  allerdings  an  der  geschichtlichen  Bedeu- 
tung des  Wortes  „Politische  Ökonomie"  festhält,  kann  dieselbe  getrost 
übergehen : 

Die  „Entwicklungsgesetze",  die  Knies  sucht,  decken  sich  nicht 
mit  den  abstrakten  Lehrsätzen,  welche  wir  suchen;  es  würde  ebenso 
falsch  sein  aus  dem  Egoismus  die  historische  Entwicklung  des  volks- 
wirtschaftlichen Lebens  ableiten  zu  wollen,  als  es  unmöglich  ist,  den 
Kausalzusammenhang  isoliert  gedachter  sozialwirtschaftlicher  Phä- 
nomene auf  eine  andere  Weise  zu  formulieren  als  unter  Annahme 
einer  als  allein  und  allgemein  wirkend  gedachten  psychischen  Trieb- 
kraft, welche  die  Handelnden  auf  bestimmten  Aulafs  hin  in  bestimmter 
durchaus  gleichmäfsiger  Weise  reagieren  und  dadurch  eine  bestinmite 
Erscheinung  hervorbringen  läfst.  Ob  diese  Triebkraft  in  der  That  der 
„Egoismus"  sein  soll,  bleibt  vorläufig  aufser  Diskussion. 

Knies  läfst  den  abstrakten,  auf  Annahme  dieser  Triebkraft  basie- 
renden Lehrsätzen  „keine  weitere  Bedeutung,  als  dafs  sie  die  even- 
tuelle Wirkung  des  wirtschaftlichen  Eigennutzes  in  dem  Verkehrsleben 
zur  Anschauung  bringen"  (354);  doch  könne  man  „immerhin  nachse- 
hen .  .  .,  welche  „Gesetze"  des  Preises  u.  s.  w.  sich  herausstellen  wür- 
den, wenn  man  die  hypothetische  Voraussetzung  mache,  dafs  alle 
Menschen  in  ihrem  wirtschaftlichen  Verhalten  nur  vom  Eigennutz  an- 
getrieben seien  u.  s.  w."  (504). 

Da  Knies  gar  nicht  für  nötig  hält,  sich  darüber  zu  erklären,  ob 
die  so  gewonnenen  Abstraktionen  trotz  ihres  Widerspruchs  mit  der 
vollen  empirischen  Wirklichkeit  zur  Erkenntnis  der  Kausalzusammen- 
hänge des  wirtschaftlichen  Verkehrslebens  sich  aufserordentlich  dien- 
lich erweisen  können  und  erwiesen  haben,  so  fällt  für  uns  die  Not- 
wendigkeit, seine  Kritik  des  „Egoismus"  näher  zu  prüfen. 

U  n  s  r  e  abstrakte  Theorie  betreffend  sagt  Knies  an  andrer  Stelle 
(S.  499)  ganz  richtig : 

„Weil  das  abstrakte  Vorgehen  grundsätzlich  auf  die  Heranziehung 
und  Beachtung  von  Faktoren  verzichtet,  welche  bei  dem  empirischen 
Vorgehen  ebenso  grundsätzlich  in  betracht  kommen  müssen",  so  kann 


1)  Schönberg,  Haudb.   der  Pol.  ük.  I.  S.  18. 
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sowdthin  eine  tJberoinstirnrnunK  niit  der  Wirklichkeit  „nicht  erwartet 
wcicdeii".  Ms  uiiilussen  die  „iihstrakten"  Voriiussetzuii^'cn  und  Schlufs- 
U)\<^vrm\i>;v,n  nur  „ein  I-'ra^MiK^nt  (Iva-  Kr.sch(;inun^'". 

War  nun,  wenn  die  alistriiktc  'IhcoriL-  der  Wirtschalt  nur  ein 
„I'Va;,Miient  ricr  I'Tseheinuii^f",  nunilich  das  w  i  rtsch  ultl  i  eh  c  allein, 
erlassen  will,  diese  Methodik  des  I';^M)isinus  richti^'V  Wi(!  von  Schniol- 
1er,  so  hhiiht  auch  von  Knies  diese  I''ra^,'e  unbeantwortet.  I)ie  l'n- 
klarh(!it  über  die  verschiedenen  Ziele,  welche  die  als  „l'olitische  Öko- 
nomie" he/(;ichn(!te  (iesanitwissensehalt  in  ihren  einzelnen  Teildiszi- 
plinen  (der  „reinen"  Theorie  der  Wirtschait,  d(;r  Volkswirtschaitspolitik, 
der  Volkswirtschafts^'eschichte)  nüt  versc  h  i  ed  e  nt^n  Methoden  zu 
verh)lt;en  hat,  herrscht  auch  hei  ihm. 

Kr  betont  zwar,  es  seien  die  zwei  Lehrsätze,  nämlich  dafs 
1.  der  Privat-K^Mjismus  die  allein  vorhandenen  oder  allein  in 
bet rächt  kommende  Quelle   der  wirtschaftlichen  'i'hätif,'keit 
der  Einzelnen  s(!i,  und  dafs 
"2.  durch  die  freie  Wirksamkcüt  des  Eif^ennutzes    der  Individuen    an 
sich    und    in    der    zweckdieidichsten    Weise    das   Gemeinwohl    am 
stärksten  f^a'hirderf   werde,  „nachdrücklich  von  einander  zu  schei- 
den". 
In  dem  Satz  1.  stecken  aber  wieder  zwei  Lehrsätze,    die  Knies 
selbst  nicht  auseinanderhält: 

man  kann  sehr  wohl  zugeben,  dafs  der  Privat-Egoismus  die  Men- 
schen in  ihrer  wirklichen  wirtschaftlichen  Thätigkeit  nicht  allein 
leite,  und  doch  behaui)ten,  dafs  für  Lehrsätze,  welche  Kausal- 
zusammenhänge des  wirtschaftlichen  Verkehrs  in  abstracto  for- 
mulieren wollen,  derselbe  allein  in  betracht  komme"'). 
Wie  man  vom  „ganzen  Menschen"  oder  „der  konkreten  Eigentüm- 
lichkeit des  nationalen  Menschen"  zu  allgemeinen  Lehrsätzen  gelange, 
hat  Knies  verschwiegen. 

Wir  können  deshalb  ruhig  allen  Angriffen  der  historischen  Schule 
gegen  die  Hypothese  des  „Egoismus"  standhalten,  ja  sogar  uns  ihrer 
freuen,  da  diese  Richtung  die  historische  und  politische  Auffassung 
des  volkswirtschaftlichen  Lebens  heilsam  korrigiert,  die  theoretische 
Wirtschaftswissenschaft  hingegen  unberührt  gelassen  hat,  und  wir 
meinen ,  dafs  es  zur  Klärung  des  Streites  beitragen  wird ,  wenn  wir 
die  Hauptsätze  der  gegen  die  „egoistische"  Nationalökonomie  gerich- 
teten Kritik  hervorheben,  welchen  wir  nicht  allein  zustimmen,  sondern 
in  denen  wir  sogar  die  wesentlichsten  Fortschritte,  wenngleich  nicht 
hinsichtlich  der  Theorie  in  unserm  Sinne,  erkennen. 

Für   den    historischen   und   den   praktischen   Teil   der  Volkswirt- 
schaftslehre waren  folgende  Thesen  von  fundamentaler  Bedeutung  und 
zweifelloser  Richtigkeit : 
1.  der  Egoismus   ist   weder    das    einzige   Motiv    der    menschlichen 
Thätigkeit  überhaupt, 


1)  Knies'  Vorgänger,  Schütz,  denkt  bei  seiner  Polemik  gegen  den  Egoismus  gar 
nicht  an   diese  methodologische  Funktion  (Z.   f.   die  ges.  Staatsw.  1844.   S.  132). 
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2.  noch  die  einzige  Hebelkraft  der  wirtschaftlicheo,  ebensowenig  als 
er  dem  wirtschaftlichen  Leben  allein  angehört.. 

3.  Er  kann  nicht  als  eine  naturgesetzlich  wirkende  Kraft  angesehen 
werden,  aus  deren  „unbezwinglichem  Antrieb"  die  wirtschaftlichen 
Thatsachen  mit  Notwendigkeit  sich  vollziehen.     Daher 

4.  befinden  sich  die  auf  dieser  Prämisse  erbauten  Lehrsätze  der 
Theorie  in  Widerspruch  mit  der  Wirklichkeit  und  jede  historische 
oder  praktische  Untersuchung  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiet, 
die  mit  dem  Egoismus  allein  rechnen  wollte,  würde  zu  verfehlten 
Resultaten  führen. 

5.  Falsch  war  die  Lehre  vom  Egoismus  als  der  „Mutter  aller  öffent- 
lichen Wohlfahrt"  (Knies  227). 

Selbst  eine  Volkswirtschaftslehre,  welche  „die  möglichst  grofse 
Gesamt-Produktion  als  die  Alles  beherrschende  Aufgabe  der 
Volkswirtschaft  ansah"  (Knies  243),  irrte,  wenn  sie  meinte,  dafs 
dies  Ziel  allein  auf  dem  Wege  der  Entfesselung  der  egoistischen 
Kräfte  erreicht  werden  müfste  und  könnte. 

Die  unter  schrankenloser  Herrschaft  des  individuellen  Egois- 
mus sich  ergebende  Verteilung  des  Gesamtprodukts  kann  den 
Ruin  des  Staates  heraufbeschwören. 

Die  im  Zustand  der  Alleinherrschaft  des  Egoismus  sich  er- 
gebenden Gestaltungen  der  Volkswirtschaft  sind  daher  keineswegs 
unantastbar. 

6.  Der  „Egoismus"  ist  nicht  ausreichend  zur  Erfüllung  aller  volks- 
wirtschaftlichen Zwecke. 

Neben  dem  „auf  reine  und  volle  Wirksamkeit  des  einzelwirt- 
schaftlichen Selbstinteresses  im  Verkehr  gegründeten"  privatwirt- 
schaftlichen System  mufs  „überall  das  gemeinwirtschaftliche  Sy- 
stem zum  Ersatz  und  zur  Ergänzung  ...  eintreten"  i). 

7.  Verfehlt  war  endlich  die  ältere  Lehre,  dafs,  weil  der  Egoisnms 
ein  unbezähmbarer  Naturtrieb,  die  Menschen  für  die  ihm  ent- 
stammenden Handlungen  nicht  sittlich  verantwortlich  seien,  — 
diese  Negation  der  Ethik  auf  wirtschaftlichem  Gebiet!  Sondern 
die  Gesetze  der  Volkswirtschaft  „haben  zu  thun  mit  freien  Ver- 
nunftwesen, die  eben  deshalb  vor  Gott  und  ihrem  Gewissen  ver- 
antwortlich sind"-)  (Röscher). 

Durch  diese  Kritik  des  „Egoismus"  haben  Knies  u.  andre  unsre 
Wissenschaft  von  den  Schlacken  befreit,  welche  ihr  aus  der  Entste- 
hungszeit anhafteten.  Die  Periode  des  Sensualismus  und  des  unbe- 
dingten Vertrauens  auf  die  Vernunft  des  Einzelnen  ist  in  der  politi- 
schen Ökonomie  überwunden. 

Dafür  danken  wir  der  historischen  Schule.  So  bereitwillig  wir 
aber  einerseits  diese  Verdienste  anerkennen,  so  scharf  müssen  wir  auf 
der  andern   Seite   die  Prätension   der   historischen   Schule  ablehnen. 


1)  Wagner,  Lehrbuch  der  Pol.  Ök.  I.  S.  166. 

2)  cf.  Rau    (Zeitschr.  f.  die  ges.  Staatsw.   1870.  S.  110).    —    Schm  oller    a.  a.  O. 
S.  37.  —  Wagner  a.  a.  O.  S.  4.  186.  —  Knies  a.  a.  O.  S.  247. 
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(lafs  sie  mittels  iliier  Kritik  des  „Ef,'üisiiius"  die  Methode  der  Tlieo- 
i'ie  rei'oi'inicit  liuhc. 

Wir  lassen  voUkoimiieii  (hiliin-eslclll  ,  dh  (js  Knies  oder  Koscher 
};ehiii^(;n  ist,  die  Methode  einer  Lehre  von  den  „Knt\vicklun.^s;,'esetzen 
der  Volkswirtschaft"  zu  finden  und  zu  hej^ründeii.  Wir  hehauiiten 
jiur,  dafs  im  Verlauf  ihrer  Polemik  t,a'Ken  den  Kj^oismus  als  rnimisse 
wirtschaftswissenschaftlicher  Lelirsiitze  die  methodol();i;isclie  Funktion, 
W(!lche  uns  diese  Annaliine  in  der  Theorie  erfüllen  soll,  kaum  ;^e- 
streift,  ^(!scliw(!i^(;  denn  durch  (»(i^Müihewcnsc-  entkräftet   ist. 

Kür  die  (i(;scliiciits|)hilosoi)liie  iler  X'olkswirtsciiaft  und  die  Volks- 
wirtschaftspolitik  ist  der  „Kf,^oisnius"  als  l'ramisse  ullhedin^t  zu  ver- 
werfen. Aber  das  Lehrj,a!haude  der  altern  Doktrin  mit  seinem  Wert-, 
Preis-,  Lohn-,  Rente-  u.  s.  w.  Gesetzen  ist  von  den  beiden  letztj,'enannten 
Wisstüischaften  völli;,'  unabhiinj^'iff. 

Die  'l'heorie  der  Wirtschaft  will  nur  ein  Fragment  der  realen 
Lrscheinungen  erfassen  —  darum  ist  es  kein  Vorwurf  gegen  die  Ily- 
l»(ith('se  des  „Kgoismus",  dafs  er  die  volle  Wirklichkeit  nicht  erklare. 

Die  Theorie  der  Wirtschaft  will  gar  nicht  Noi'inen  für  die  öf- 
fentliche Wohlfahrt  aufstellen  —  darum  ist  es  kein  Vorwurf  gegen 
diese  Hypothese,  dafs  die  auf  dieser  liasis  formulierten  „Gesetze" 
falsche  Maximen  enthielten.  Mifsverständlich  hat  man  sie  allerdings 
zu  „Naturgesetzen"  gestempelt,  zu  ewigen  unantastbaren  Normen. 

Dafs  man  nun  diese  abstrakten  Formeln  als  solche  „Natur- 
gesetze", denen  man  nicht  widerstreben  könne,  auffafste  und  dafs  man 
auch  in  der  realen  volkswirtschaftlichen  Welt  nur  die  Wirksamkeit 
des  „Fgoismus"  sah  und  sehen  wollte,  waren  fehlerhafte  Anschauun- 
gen, die  heutzutage  kaum  noch  jemand  vertritt.  Aber  ist  man  wegen 
dieses  unleugbaren  Mifsverstündnisses  jener  abstrakten  Lehrsätze  be- 
rechtigt, die  Theorie  so  souverän  zu  ignorieren,  wie  es  die  historische 
Schule  thutV 

Fine  weitere  Betrachtung  wird  uns  zeigen,  dafs  glücklicherweise 
die  'i'heorie  und  die  Methode  der  Abstraktion  noch  Vertreter  genug 
linden,  welche  ohne  jene  Mifsverständnisse  zu  teilen  der  Wissenschaft 
Ricardo's  ihr  volles  Recht  lassen.  Ebenso  wie  die  historische  Schule, 
verwerfen  sie  die  praktischen  Postulate  der  „egoistischen"  National- 
ökonomie des  laissez-faire,  aber  sie  unterscheiden  sich  dadurch  von 
ihr,  dafs  sie  nicht  in  den  Fehler  fallen,  theoretische  Wirtschafts- 
wissenschaft, Volks  Wirtschaftspolitik  und  Geschichtsphilosophie  der 
Volkswirtschaft  zu  verwechseln  oder  deren  Grenzen  mittels  der  „Ent- 
wicklungsgesetze" wegzueskamotieren. 

Hätte  diese  Schule  mit  ihrer  Verurteilung  des  „Egoismus"  als 
methodologisches  H  i  1  f s  m  i  1 1  e  1  d  e  r  T  h  e  o  r  i  e  Recht,  so  müfsten 
die  theoretischen  Untersuchungen  der  Schäiflc  und  Wagner,  Menger 
und  Neumann,  Lassalle,  Marx  und  Rodbertus  gelöscht  werden:  zur 
Gewinnung  von  Lehrsätzen,  welche  Kausalitätsreiheu  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  formulieren,  vertreten  sie  alle  jenen  „überwundenen 
Standpunkt"  des  aprioristischeu  Schlusses  aus  der  Annahme  einer 
hei  allen  handelnden  Wirtschaftssubjekten  einzig  und  allein  wirkenden, 
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die  Richtung  ihres  Handelns  ursächlich  bedingenden  Triebkraft  (wirt- 
schaftliches Motiv,  Egoismus,  Selbstinteresse). 

Mit  Ausnahme  der  historischen  Schule  ist  der  Umschwung  der 
Ansichten  nur  in  der  Auffassung  der  politischen  Probleme  der  Volks- 
wirtschaft, nicht  in  der  Methode  der  Analyse  und  Formulierung  wirt- 
schaftlicher Kausalzusammenhänge  zu  Tage  getreten.  In  diesem  Punkte 
ist  die  Darstellung  Schmollers  ^)  mifsverständlich :  Seit  50  Jahren  ha- 
ben allerdings  „der  Sozialismus  so  gut  wie  die  historische  Schule  und 
die  Dograatiker  Rau  und  Hermann  nach  einer  verbesserten  psycho- 
logischen Grundlage  der  Nationalökonomie  gesucht". 

Nach  Schmollers  Ansicht  war  nur  dies  Suchen  deshalb  „so  wenig 
fruchtbringend,  weil  die  Betreffenden  ...  nicht  wagten,  sich  an  die 
Quelle,  die  wissenschaftliche  Psychologie  zu  wenden". 

Vielleicht!  Bis  jetzt  aber  beweist  das  Resultat  jenes 
Suchens  direkt  gegen  Schmoller: 

Er  koordiniert  unberechtigterweise  hier  die  methodologischen  Be- 
strebungen der  historischen  Schule  mit  jenen  des  Sozialismus  und  der 
Dogmatiker. 

Lassen  wir  aber  erstere  aus  dem  Spiel ,  da  sie  den  Begriff  der 
„theoretischen  Nationalökonomie"  in  unserm  Sinne  nicht  zugiebt,  so 
sehen  wir,  dafs  das  Resultat  jenes  Tastens  nach  psychologischer  Ver- 
tiefung kein  anderes  war  als  den  „Egoismus"  da  zu  festigen, 
wo  ihn  die  Theorie  allein  fordert:  als  methodologische  Prä- 
misse der  Kausalgesetze  wirtschaftlichen  Geschehens. 

Niemand  hat  die  Prämisse  des  ,,Egoismus"  so  energisch  ausge- 
nutzt als  der  wissenschaftliche  Sozialismus  der  Marx,  Lassalle,  Rod- 
bertus.  Als  0  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  s  p  r i  n  z  i  p  der  Volkswirtschaft  bekämpfen 
sie  ihn,  aber  als  methodisches  Hilfsmittel  der  Theorie  haben  sie 
die  Hypothese  des  „Egoismus"  eher  konsequent  outriert,  als  dafs  sie 
von  ihr  abgewichen  wären. 

Rau  und  Hermann  haben  gerade  für  die  Theorie  die  Möglich- 
keit einer  andern  psychologischen  Grundlage  negiert.  Der  „Gemein- 
sinn" und  die  übrigen  psychologischen  Potenzen  guter  und  böser  Art 
finden  erst  in  der  „ökonomischen  Politik"  oder  der  „Volkswirtschafts- 
pflege" ihre  Stelle.  Von  den  neuern  Dogmatikern  lehnt  sich  Neu- 
mann (in  Schön bergs  Hdb.  der  Pol.  Ökon.)  durchaus  au  diese 
Auffassung  an.  Die  Begründung,  welche  die  verschiedenen  Autoren 
dieser  Methode  geben,  sind  different:  den  Grundgedanken  aber,  dafs 
in  den  Lehrsätzen  oder  Gesetzen  des  Preises,  des  Lohns,  der  Rente 
u.  s.  w.  der  Eigennutz  als  „Ursache  der  wirtschaftlichen  Gesetze"  (Neu- 
mann) hypothetisch  anzunehmen  sei,  teilen  sie  alle. 

Das  bis  jetzt  mit  Heranziehung  andrer  psycliologisclun-  Faktoren 
erreichte  Resultat  zeigt  uns,  dafs  wer  überhaupt  die  „Theorie"  von 
der  Wirtschaftsgeschichte  oder  der  Volkswirtschaftspolitik  scheidet, 
ohne  diese  abstrakte  Prämisse  des  „Eigennutzes"  nicht  auskommen 
konnte. 


1)  Schmoller  in  seinen  Jahrb.    1883.  S.  979. 
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Ebensowcüiig  wie  die  von  Scliniollcr  ziticrtiüi  Autoren  lial)en  J. 
St.  Mill'),  K.  Lange^)  und  y\.  \V;i^Mier  sich  von  diesem  Verfahren 
losf^esa},ft. 

Nur  die  Stellung  d(!S  letzteren  braucht  hier  naher  beleuchtet  zu 
W(!rd<!n,  da  (ünij^e  Sätze  der  „all;^M'nieincn  od(;r  thc<)r('tischen  Volks- 
wiilschallshihre"  (S,  \M)  im  scheinbaren  Widerspruch  mit  an<ieru 
ni(!tho(b)lo^Msc]u!n  M?-örteiun'^(!n  desselben  Autors  (Alihandl.  „Statistik" 
im  Staats\V(»rterl).  X.;  Tübin^nir /eitsehrill  IHSiJ.  S.  j!(jh  20!»)  zu  (Jun- 
sten  der  lleranziebun;^  andr(;r  Potenzen  neben  dem  Wirtschaft  liehen 
S(!ll)stinf(;ressc!  in  die  „Theorien"  <^e(l(!ut(!t  werden  könnten,  also 
einen  l>rucli  mit  dcjr  Deduktion  wirtsehaftliclier  Vorgänj^e  aus  dem 
„Kgoismus"  allein  enthalten  würden.     Waj^ner  sagt: 

,,l)!is  SulhsliiitorcHso  mnln  ..  auch  in  H(;in<;in  Hj)ezicll(Mi  (iebiet<;,  im 
privutwirt.s(;hiittlichon,  nicht  als  ciiiu  immer  (gleich  h  1  (!  i  he  ii  d  c  noch 
als  eine  immer  n;leich  wirksame  Kraft  anj^esc-hen  wfjrden  .  .  .  .:  es 
kann  und  soll  „moralisiert"  werden.  Diese;  Möghchkeit  bez.  Notwendig- 
keit niufs  bereits  iu  der  Untersuchung  des  privatwirtschaft- 
lichen Systems,  oder,  was  im  wesentlichen  damit  zusammenfällt,  in 
dem  theoretischen  Teile  der  politischen  Ökonomie,  den  die  deutsche 
Schule  nach  Rau's  Vorgang  von  dem  praktischen  zu  trennen  sucht,  beob- 
achtet werden  und  daher  auch  bei  den  Schlüssen,  welche  man  aus  dem 
Wirken  des  Selbstinteresses  in  den  einzelnen  Verkehrsarten  nach  der 
Methode   der  Deduktion   ableitet." 

Nachdem  er  sich  dann  für  die ,  wenn  mir  richtig  beschränkte 
„Hypothese"  eines  absoluten  u.  s.  w.  Selbstinteresse  im  Anschlufs  an 
Mills  Ansicht  ausgesprochen  hat,  fährt  er  fort: 

„Auch  in  der  Theorie  und  in  der  Lehre  vom  privatwirtschaftlichen 
System  müssen  alsdann  jedoch  die  aus  dem  Wirken  eines  solchen  blos 
hypothetisch  reinen  Selbstiuteresse  abgeleiteten  Schlüsse  sofort  ihre  Ke- 
richtigung  finden,  indem  die  das  Selbstinteresse  in  der  Wirklichkeit 
selbst  modifizierenden  Faktoren  (gute  und  schlechte  Potenzen,  s.  u.  §  131  ff.) 
mit  in  die  Untersuchung  gezogen  werden.  Dieser  Forderung  redet  .  .  . 
auch  Lange  das  Wort,  indem  er  ...  mit  Recht  sagt,  dafs  die  einstweilige 
Berücksichtigung  der  Moral  in  der  angewandten  Volkswirtschaft  nicht 


1)  Mill  (Logik  II.  S.  521):  „Nicht  dafs  irgend  ein  Natioiialölconom  jemals  so  ab- 
surd gewesen  wäre,  anzunehmen,  die  Menschen  seien  wirklich  so  (d.  h.  eigennützig)  kon- 
stituiert ,  sondern  weil  dies  die  Art  und  Weise  ist ,  wie  die  Wissenschaft  notwendig  ver- 
fahren mufs. 

„Wenn  eine  Wirkung  von  einem  Zusammenwirken  von  Ursachen  abhängig  ist ,  so 
müssen  diese  Ursachen  einzeln  studiert  und  ihre  Oesetze  separat  erforscht  werden,  wenn 
wir  durch  die  Ursachen  das  Vermögen ,  die  Wirkungen  vorauszusagen  oder  zu  beherr- 
schen zu  erlangen  wünschen;  indem  das  Gesetz  der  Wirkung  aus  den  Gesetzen  aller  sie 
bestimmenden  Ursachen  zusammengesetzt  ist." 

2)  Lange  (a.  a.  O.  S.  12):  Es  wird  den  theoretischen  Forscher  „nichts  verliindern 
zur  Ableitung  der  elementaren  Lehrsätze  der  Volkswirtschaft  so  zu  verfahren ,  als  ob 
dieser  Faktor  allein  vorhanden  wäre,  obgleich  er  die  Überzeugung  hat,  dafs  dem  nicht  so 
ist.  Es  giebt  keine  exakte  Wissenschaft,  welche  nicht  genötigt  ist,  in  dieser 
Weise  zu  verfahren ,  um  erst  einmal  eine  hypothetische  Theorie  zu  erhalten ,  welche  we- 
nigstens annähernd  der  Wirklichkeit  entspricht." 
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auf  die  Dauer  genüge,  sondern  die  Moral,  wenigstens  später,  in  die  ex- 
akte ökonomische   Theorie  mit  aufgenommen  werden  müsse." 

Risse  man  diese  Thesen  aus  dem  Zusammenhange  heraus,  so 
könnte  allerdings  Unklarheit  darüber  entstehen,  ob  denn  Wagner  in 
die  Theorie  (d.i.  die  objektive  Analyse  der  Kausalität  wirtschaft- 
licher Vorgänge,  „Verkehrsakte"  u.  s.  w.,  aus  welcher  Normen  für 
die  bestmögliche  Organisation  der  Volkswirtschaft  unmittelbar  nicht 
zu  gewinnen  sind)  die  übrigen  in  der  Wirklichkeit  wirksamen  mo- 
ralischen Potenzen  und  Forderungen  der  Moral  aufgenommen  wissen 
wolle.  Beachten  wir  dagegen  die  Überschrift  dieser  Erörterungen: 
sie  stehen  als  Einleitung  vor  dem  Abschnitt  „die  Organisation  der 
Volkswirtschaft".  Wagner  spricht  hier  von  einer  Theorie  der  volks- 
wirtschaftlichen Prinzipien,  von  einer  Theorie  des  ökonomischen 
Teils  der  Politik,  die  er  wie  kein  andrer  verstanden  hat  aus  einer 
„Rezeptensammlung",  wie  sie  die  ältere  Kameralistik  bot,  zu  einem 
streng  wissenschaftlichen  System  zu  erheben.  Er  deduziert  die  Wir- 
kungen seiner  drei  Organisationsprinzipien,  denen  die  verschiedenen 
Wirtschaftssysteme  entsprechen,  beurteilt  die  Vorteile  und  Ge- 
fahren dieser  Systeme,  bestimmt  „die  Abgrenzung  des  Bereichs  dieser 
Systeme  gegeneinander".  Dafs  diese  „Theorie"  unvollständig  bliebe, 
wenn  den  erwähnten  Forderungen  nicht  entsprochen  würde,  ist  aufser 
Zweifel. 

Für  uns  aber  handelt  es  sich  allein  um  die  Frage,  ob  in  die 
Lehrsätze  einer  auf  Normgebung  verzichtenden  Theorie,  welche  aus  der 
„Beschaffenheit  der  den  Menschen  in  seinen  wirtschaftlichen  Hand- 
lungen bewegenden  Ursache  zu  bestimmen  suchen,  wie  demnach 
seine  Handlungen  ausfallen  werden"  (Wagner,  s.  Abh.  „Statistik"), 
andre  Ursachen  als  dies  „Selbstinteresse"  eingesetzt  werden  können. 
Aus  den  oben  genannten  Abhandlungen  Wagners  scheint  mir  hervor- 
zugehen, dafs  auch  er  die  „Gesetze"  des  Preises,  Lohnes,  Profits  u.  s.  w. 
allein  aus  diesem  Selbstinteresse  deduzieren  will. 

Die  Frage,  ob  die  reale  Verumstäudung  unter  jenen  „gesetzmäfsi- 
gen"  Erscheinungen  in  der  historischen  Wirklichkeit  der  Volkswirt- 
schaft sich  entfalten ,  das  Mitwirken  andrer  Potenzen  erkennen  läfst, 
und  welche  Beurteilung  diese,  sei  es  im  allgemeinen,  sei  es  im  kon- 
kreten Fall  erfahren  müssen,  überlassen  wir  —  und  wie  uns  scheint 
auch  Wagner^)  —  der  Wirtschaftsgeschichte  oder  der  „Theorie"  der 
ökonomischen  Politik. 

Wagner  differiert  mit  Mill  nicht  über  die  Methode,  sondern 
über  den  Inhalt,  welchen  er  mit  dem  Begriff  „ökonomische  Theorie" 
deckt. 

Die  jüngste  Verteidigung  des  „Egoismus"  als  Prämisse  durch 
Menger  (a.  a.  O.  S.  71  seq.)  zeichnet  sich  durch  Klarheit  der  Argu- 
mentation und  präzisive  Formulierung  des  methodologischen  Pro- 
blems aus. 


1)    Der  Schlufssatz  Wagners  in  seiner  Abh    der  Ztschr.  f.  d.  ges.   Staatsw.    1883. 
S.  269  bestätigt  unsre  Annahme. 
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Dafs  die  Wirtschaftswissenschaft  nur  eine  Seite  des  menschlichen 
liebens  thctoretiscli  erfassen  will;  dafs  sit;  daher  zur  Abstraktion  ge- 
zwunt,MMi  ist;  dafs  sie  speziell  die  Voraussetzun;,^  machen  mufs,  die 
Menselnüi  seien  auf  wirtschaftlichem  (jlehiet  nur  von  einer  psychi- 
scIküi  'i'riehkraft  gek'it(!t,  tritt  kiui|)p  und  scharf  hervor.  I)af,'egen  ist 
die  Begriiiidui);.^,  \v(;shall)  gerade  der  „Kgoisnius",  „Kigennutz''  —  oder 
vvi(!  man  sonst  das  englische  „self-inlerest"  ühersetzcn  mag  -  diese 
Triebkraft  sei,  mangeiiiaft.  Es  ist  nicht  zu  erkennen,  wie  Menger 
iiberliaui)t  dazu  gelangt,  diese  Triebkraft  von  andern  Seelenkräften  zu 
isoliercüi  und  als  „letztes  MIement"  aufzufassen. 

Mit  Recht  leugnet  dem  gegenüber  Seh  moller,  dafs  „in  dem  Aus- 
gehen von  den  menschlichen  Bedürfnissen  oder  vom  Krwerbstrieb  oder 
vom  Kigennutz  letzte  Elemente  im  wissenschaftlichen  Sinne  des 
Witrtes  zu  sehen"  seien.  „Wenn  der  Erweriistrieb  oder  der  Egoismus 
ein  letztes  Element  in  streng  wissenschaftlicii  brauclibariün  Sinne  wäre, 
so  müfste  er  in  einer  wissenschaftlichen  Psychologie  als  solches  klar 
abgegrenzt  gegen  andre  parallele  Seelenkräfte  nachge- 
wiesen sein"  (a.  a.  0.  S.  243).  Diese  Lehre  vom  „Egoismus",  ebenso 
wie  die  sjjäter  folgende  Beweisführung,  dafs  „ein  bestimmter,  mit 
Rücksicht  auf  Ort  und  Zeit  besonders  bedeutsamer  Zustand  der  Volks- 
wirtschaft" als  Grundlage  der  Darstellung  anzunehmen  sei,  bildet  die 
schwächste  Seite  der  Position  Mengers.  — 

Wenn  wir  auf  dem  Gebiete  der  Sozialerscheinungen  gewisse  ab- 
strakte Prämissen  uns  selbst  setzen,  so  müssen  wir  dieselben  metho- 
dologisch motivieren.  Hier  hat  sich  Menger  die  Sache  zu  leicht  ge- 
macht. In  der  That  ist  es  eine  „Frage  der  Forschung",  d.  i.  eine 
methodologische,  nicht  eine  technische  der  „zweckmäfsigen 
Darstellung"'),  wenn  von  uns  der  Nachweis  gefordert  wird,  weshalb 
wir  ganz  bestimmte  und  nur  diese  Prämissen  für  unsre  „Gesetze" 
supponieren. 

W'enn  die  Begründer  der  Nationalökonomie  unter  dem  Einfiufs 
der  herrschenden  Moraltheorie  den  „Eigennutz"  als  Basis  ihrer  Ge- 
setze aus  dieser  philosophischen  Grundanschauung  konsequent  dedu- 
zieren mufsten,  so  darf  doch  Menger  —  wenigstens  vermute  ich  nicht, 
dafs  er  die  Axiome  jener  als  Obersätze  für  nationalökonomische  Ar-' 
gumentationen  gelten  lassen  will  —  die  Begründung  nicht  unterlassen, 
wie  er  überhaupt  dazu  kommt,  die  einzelnen  Sozial-Theorien  nach  den 
„ursprünglichsten  Kräften  und  Trieben"  zu  scheiden,  und  ferner  nach 
welcher  Methode  sich  für  ihn  diese  bestimmten  einzelnen  „Grundten- 
denzen der  Menschennatur"  ergeben  haben? 

Soll  neben  die  Sozialtheorie  des  Eigennutzes  eine  zweite  des 
Gemeinsinns,  eine  dritte  „des  strengen  Waltens  der  Rechtsidee  u.  s.  f." 
(S.  71))  treten,  so  mufs  doch  der  Gesichtspunkt  dieser  Klassifikation 
begründet  werden.  Sax  scheidet  wieder  anders  als  Meuger  und  nimmt 
zwei  Grundtendenzen  an,  Individualismus  und  Kollektivismus,  welche 

1)  Mit  dieser  Formulierung  weicht  Men^^er  (S.  109)  dem  Nachweis,  weshalb  er 
einen  ,, bestimmten,  besonders  hoch  bedeutsamen  Zustand  der  Volkswirtschaft"  als  Grund- 
lage der  nationalnkonomischen  Darstellung  auswählt,  aus. 
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wiederum  beide  sich  in  die  Spezialgebiete  des  Egoismus,  Mutualismus, 
Altruismus  gliedern.  Stellt  man  die  logische  Notwendigkeit 
der  Heraushebung  des  „Eigennutzes"  als  Kriterion  der  einen  von 
der  Wirtschaftswissenschaft  zu  behandelnden  Kategorie  von  Sozial- 
Phänomenen  nicht  zweifellos  klar,  so  wird  z.  B.  der  Bestand  der  Na- 
tionalökonomie von  jedem  in  Frage  gestellt,  der  den  Trieb,  „welcher 
jedes  Individuum  seine  Wohlfahrt  anzustreben  heifst"  (Menger  S.  78), 
nicht  für  den  „allgemeinsten  und  mächtigsten"  hält,  der  Bestand  der 
Menger  sehen  Sozialtheorie  des  „Gemeinsinns"  von  jedem,  der,  wie 
Bastiat  es  einmal  ausdrückt,  die  scheinbar  selbstlosen  Handlungen  der 
Menschen  nur  für  eine  „maniere  intelligente  de  s'aimer  soi-meme" 
proklamiert.  Die  Sozialtheorie  des  „strengen  Waltens  der  Rechtsidee" 
würde  ebenfalls  mannigfachen  Widerspruch  finden. 

Durch  diese  Auffassung  der  Nationalökonomie  als  Glied  einer  alle 
sozialen  Erscheinungen  umfassenden  Wissenschaft,  wird  die  Lehre 
Mengers  weit  angreifbarer,  als  es  die  der  altern  Dogmatiker  war, 
welche,  sich  um  weitere  Sozialtheorien  durchaus  nicht  kümmernd,  den 
„Egoismus"  als  alleiniges  Motiv  der  wirtschaftlichen  Handlungen  er- 
fahrungsmäfsig  voraussetzten  und  meinten,  dafs  eine  unter  dieser  Hy- 
pothese unternommene  abstrakte  Formulierung  des  Kausalzusammen- 
hangs wirtschaftlicher  Thatsachen  dem  realen  Geschehen  am  nächsten 
kommen  werde.    Das  wirkliche  Leben  berechtigte  sie  wohl  dazu^). 

Widerstreitet  aber  nun  die  historische  Schule  mit  aus  der  Em- 
pirie genommenen  Argumenten  dieser  Annahme,  so  kann  dieselbe  nicht 
mehr  —  wie  durch  Menger  und  andre  —  allein  dadurch  motiviert 
werden,  dafs  dieser  Trieb  der  „allgemeinste  und  mächtigste"  sei.  Ge- 
rade das  wird  ja  geleugnet. 

Diesen  Schwierigkeiten  auszuweichen,  giebt  es,  wie  mir  scheint, 
folgenden  einfachen  Weg:  es  läfst  sich  nachweisen,  dafs  die  Prämisse 
des  „Egoismus"  in  der  That  aufzugeben  ist  und  durch  das  „wirt- 
schaftliche" Prinzip  ersetzt  werden  kann,  ohne  dafs  damit  die  bis 
jetzt  gewonnenen  Lehrsätze  irgendwie  zu  modifizieren  wären. 

Gesucht  wird  und  als  methodologisch  notwendig  soll  bewiesen 
werden  eine  Annahme,  deren  wir  uns  bedienen  wollen,  um  eine  kau- 
sale Verknüpfung  von  Phänomenen,  welche  durch  menschliches  Wollen 
und  Handeln  vermittelt  sind,  in  Form  eines  abstrakten  Lehrsatzes 
oder  „Gesetzes"  auszusprechen,  und  die  wir,  wenn  wir  weiter  mit  die- 
sem operieren,  stets  im  Gedächtnis  haben  müssen.  Diese  Vorbehalte, 
unter  denen  allein  jene  Lehrsätze  Giltigkeit  haben,  „immer  zu  wieder- 
holen, würde  eine  unerträgliche  Schwerfälligkeit  sein,  man  macht  sie 
daher  regelmäfsig  nur  stillschweigend"  ^), 

Wenn  nun  die  theoretische  Nationalökonomie  z.  B.  den  trivialen, 
abstrakten   Satz  aussprach,   dafs  eine  Steigerung  des  Angebots  einer 


1)  über  den  eigenartigen  Widerspruch  zwischen  der  Negierung  des  „Egoismus"  in 
der  Theorie  und  der  übertriebenen  Furcht  vor  ihm  in  der  Praxis ,  in  welchem  sich  die 
historische  Schule  befindet,  s.  meine  Schrift  „Über  das  Verhältnis  der  Volkswirtschafts- 
lehre zur  Sozialwirtschaftslehre"  (S.  62 — -65). 

2)  Mangold t,  Volkswirtschaftslehre  S.  7. 
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Ware  boi  {^lt;i(;lihleil)(!ii(l(;r  NiiclilViige  (A)  einen  Preisdruck  (B)  ver- 
ursache, so  verknüpfte  sie  die  l'liänomene  A  und  B  und  erklärte  den 
Kausalzusanmieiilianj^'  heider  unter  der  AnnuliiiK!  ^^anz  bestimmter  psy- 
chischer Ten(b'n/en  (h^r  Anbiet(3n(hMi  und  NachlVa^MMiden. 

Sie  setzte  voraus,  dals  (üne  j(!de  diesen  \virtscii;iftlichen  Gegen- 
parteien an;^^(;hörig('  I'crson  aus  Anhils  (iiner  ir;^'en(l\si<;  herijeit,'et'ührten 
Vermehrung  (h!S  Angebots  —  bei  aus  irgend  welchen  Gründ(;n  gleich- 
bleibender Nachfrage  —  bestimmte  Handlungen  oder  Cnterlassungcn 
vornehmen  würde,  welche  als  "Wirkung  den  Preisdruck  hervorrufen 
mufsten. 

AVo  einmal  in  dv.v  Wirklichkeit  dann  dieselben  psychischen  Ten- 
denzen herrschten,  könnte  beim  Eintreten  von  A  die  Folge  B  voraus- 
gesagt werden.  Nur  unter  dieser  abstrakten  Voraussetzung  wurde 
das  ,, Gesetz"  —  die  Korrektheit  des  Schlusses  angenommen  —  als 
allgemeingiltig  erklärt. 

Wer  zuerst  die  Angebot-  und  Nachfragetheorie  aussprechen  hört, 
ohne  von  der  uns  hier  beschäftigenden  Kontroverse  Kenntnis  zu  ha- 
ben, wird  nun  m.  K.  gar  nicht  auf  den  Gedanken  kommen,  dals  hier 
der  „Egoismus"  als  psychische  Hypothese  verwandt  sei.  Sondern, 
wenn  ihm  gesagt  ist,  dafs  die  handelnden  Personen,  bez.  wirtschaft- 
lichen Parteien  in  der  'i'heorie  der  Wirtschaftswissenschaft  als  nur  in 
wirtschaftlichen  Beziehungen  stehend,  als  nur  wirtschaftliche 
Zwecke  verfolgend  vorgestellt  werden,  wird  er  beim  Durchdenken  der 
einzelnen  Glieder  dieser  kausalen  Kette  allein  die  Voraussetzung  fin- 
den, dafs  Anbietende  und  Nachfragende  nach  dem  allgemeinen  Prinzip 
jeder  menschlichen  Handlung  verfahren,  zu  gegebenem  Zweck  das  beste 
Mittel  zu  wählen.  Verfolgt  die  Reihe  der  Anbietenden  und  Nachfra- 
genden allein  den  wirtschaftlichen  Zweck  durch  Verkauf  und  Kauf 
ihr  Bedürfnis  nach  stotflichen  Gütern  zu  befriedigen,  so  gelangen  wir 
zu  unserem  „Gesetz"  auf  Grund  der  ethisch  farblosen  An- 
nahme, dafs  der  Anbietende  für  Hingabe  eines  möglichst  geringen 
Waren-Quantums  möglichst  viel  Geld,  der  Nachfragende  das  umgekehrte 
erstrebt,  d.  h.  auf  der  Prämisse  des  „wirtschaftlichen  Prin- 
zips". 

Die  aus  dem  Bedürfnis  der  Menschen  nach  Herrschaft  über  die 
stotfliche  Welt  fliefsenden  Sozial-Phänomene  will  die  Wirtschaftswis- 
senschaft isoliert  betrachten.  Andre  Wissenschaften  mögen  die  Kau- 
salitätsreihen bestimmen,  welche  aus  dem  Streben  nach  andern  Gütern 
hervorgehen:  sie  werden  alle  und  immer  die  Annahme  unterlegen,  dafs, 
wenn  einmal  die  Aufgabe  einer  isolierten  Betrachtung  eines  be- 
stimmten Zweckstrebens  und  der  diesem  entstammenden  Sozialphä- 
nomene gestellt  ist,  die  handelnden  W'illenssubjekte  nach  dem  „wirt- 
schaftlichen" Prinzip  verfahren.  Es  giebt  noch  keine  der  Wirtschafts- 
wissenschaft analoge  Sozialtheorie,  welche  unsre  These  bestätigen 
könnte,  aber  wir  brauchen  blos  nachzudenken  über  die  Schlüsse  dieser 
Art,  welche  wir  im  gewöhnlichen  Leben  machen,  um  die  Selbstver- 
ständlichkeit dieser  Prämisse  einzusehen. 

Während  Menger  und  alle   übrigen  Verteidiger  der  Prämisse 


Beiträge  zur  IMethodik  der  Wirtschaftswissenschaft.  gg 

des  „Egoismus"  vor  der  Frage  stehen,  wie  diese  Annahme  methodo- 
logisch zu  motivieren,  und  welche  andren  Triebkräfte  dann  für  die 
übrigen  Sozialtheorien  als  Prämissen  zu  verwenden  seien,  löst  sich  bei 
unsrer  Auffassung  die  Schwierigkeit  in  einfachster  Weise.  Während 
sie  alle  mit  der  Bestimmung  und  Abgrenzung  ihrer  einzelnen  Sozial- 
theorien so  lange  warten  müfsten,  bis  einmal  Klarheit  über  das  Wesen 
der  einzelnen  Seelenkräfte  (Schmoller),  Grundtendenzen  (Menger), 
Grundkräfte  (Sax)  aus  der  (Quelle  der  wissenschaftlichen  Psychologie 
sich  ergossen  haben  wird,  brauchen  wir  uns  um  letztere  gar  nicht  zu 
kümmern. 

Wir  argumentieren  einfach  folgendermafsen : 

Jede  menschliche  Handlung  entspringt  einem  bestimmten  Bedürf- 
nis, entspringt  dem  Grunde,  dafs  der  Zustand  der  Aufsenwelt  oder 
das  Verhalten  des  Willenssubjekts  zu  ihr  mit  dem  Begehren  in  Wider- 
spruch steht.  Das  gesamte  Geschehen,  soweit  es  auf  menschliche 
Willensäufserung  zurückzuführen  ist,  hat  seine  Ursache  in  diesen  Be- 
dürfnissen der  Einzelsubjekte. 

Diese  Bedürfnisse  wechseln  ebenso  wie  die  Mittel,  welche  die 
Menschen  anwenden,  um  sie  zu  befriedigen.  Nur  eine  psychische 
Tendenz  läfst  sich  unmittelbar  aus  der  vernünftigen  Natur  des  Men- 
schen deduzieren  und  sie  allein  bleibt  im  Flusse  der  geschichtlichen 
Erscheinungswelt  konstant:  „bei  aller  auf  Bedürfnisbefriedigung  ge- 
richteten Thätigkeit  leitet  den  Menschen  .  .  ,  das  ökonomische  oder 
das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit"  (Wagner),  das  wir  hier 
nicht  wieder  zu  definieren  brauchen. 

Aus  dem  Umstände,  dafs  „das  bewufste,  über  den  Instinkt  sich 
erhebende,  vernünftige  Zweckstreben  des  Menschen  ein  ungemessenes" 
ist,  dem  „die  endliche  beschränkte  Aufsenwelt  als  Bedingung"  (Sax) 
und  die  eigne  beschränkte  Kraft  als  Mittel  gegenübersteht,  geht  die 
Notwendigkeit  und  Allgemeinheit  i)  dieses  Prinzips  hervor. 


1)  Hinsichtlich  dieses  Punktes  besteht,  wie  mir  scheint,  bei  Sax  a.  a.  O.  zwischen 
S.  12,  wo  er  die  eigne  These  begründet,  und  S.  17  u.  18,  wo  er  gegen  mich  polemisiert, 
ein  Widerspruch. 

Aus  ersterer  Stelle  vermag  ich  nichts  andres  herauszulesen  als  meine  Ansicht ,  dafs 
das  „ökonomische  Prinzip",  das  Streben,  ,,mit  dem  mindesten  Aufwände  von  Naturstoflf 
und  Menschenkraft  das  höchste  Mafs  von  Lebensförderung"  zu  erzielen,  das  allgemeine 
Prinzip  jedes  „vernünftigen  Zweckstrebens  des  Menschen"  sei. 

Wenn  Sax  dann  sagt:  „die  menschliche  Thätigkeit,  soweit  sie  diesem  Gesichtspunkt 
entspricht,  heifsen  wir  Ökonomie",  so  dünkt  mir  nur  dieser  Ausdruck  misverständlich, 
da  dieses  Wort,  welches  wir  in  der  Zusammensetzung  ,, nationale  oder  politische  Ökono- 
mie" allein  zur  Bezeichnung  der  auf  Sach  g  ü  t  er-Erwerb  oder  -Verwendung  gerichteten 
menschlichen  Thätigkeiten  zu  gebrauchen  gewöhnt  sind,  hier  das  gesamte  ,, Verhalten  des 
Menschen  behufs  Sicherung  der  äufseren  Bedingungen  seiner  Existenz  (im  vollen  Inhalt 
des  Wortes)"  zusammenfassen  soll.  Nach  dieser  Formulierung  Sax'  begreift  also  seine 
„Ökonomie"  alles  ,, vernünftige  Zweckstreben  des  Menschen",  soweit  es  sich  nicht  allein 
im  Innern  seines  Ich  abspielt.  Zu  diesen  ,, äufseren  Bedingungen"  gehören  doch  offenbar 
auch  Recht,  Sitte,  Religion  u.  s.w.  Sax  beabsichtigt  allerdings,  wie  sich  aus  S.  9 — 11 
ergiebt,  keineswegs  seiner  Nationalökonomie  diese  Weite  zu  geben,  aber  die  Ar- 
gumentation, mittels  derer  er  dann  S.  11 — 12  zu  seinem  Begriffe  der  ,, Ökonomie"  ge- 
langt, ist  unabhängig  von  jenen  voraufgehenden  Erörterungen  und  läfst  diese  Ausdehnung 
zu.     Er  spricht   hier  ganz  allgemein  vom  „Erhaltungstrieb"  und  vom  „Kulturtrieb"  und 
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Wollen  wir  nun  dio  auf  IJefriedi^^unf,'  mit  stofflichen  Gütern  zie- 
lenden Strebuii;^cn  der  iMeiisclien  und  die  aus  diesen  Hielsenden  Sozial- 
pliiinoniene  isoliert  im  Kahnieii  der  Wirtscliaftswissenschaft  bctracliten, 
so  nehmen  wir  als  Priimisse,  als  die  psychisciie  Tendenz,  welche  in  allen 
Wirtschaftssubjekten  f^leichmiilsi;^'  anj,'enommen  wird,  dies  allem  mensch- 
lichen Handeln  f,']eichmiU'si^'  zur  Uichtschnur  dienende  Prinzip  an. 
Nicht  ein  besonden^s  Motiv,  sondern  die  all<,'emeine  Methode 
menschlichen  Zweckstrebens  bildet  uiisre  IIyj)Othese. 

Dals  alle  „(ieset/.e"  der  illtern  Dogmatik  trotz  dieses  scheinbaren 
Weclisels  der  Methode  unan^'ctastet  bleiben,  bedarf  keines  Nachweises. 
Man  i)rüfe  sie  nur  darauf  hin !  Allerdin^^'s  mufs  man  sich  bewulst 
sein ,  dals  die  Wirtschaftswissenschaft  die  handelnden  Suljjekte  allein 
in  ihrer  ökonomischen   Zwecktliäti''keit  mit  Abstraktion   von   an- 


Imt  hier  vollkommen  lioclit,  wenn  er  das  ,, wirtschaftliche  i'rinzip"  als  das  notwendige 
Verhalten  der  Menschen   hei  Befriedigung  dieser  Triehe  hinstellt. 

Auf  S.  17  dagegen  leugnet  er,  dafs  „die  Beobachtung  jenes  Prinzips  als  a  priori 
dem  Vernünftigen  inhiircnt  anzuerkennen"  sei.  ,,Nur  weil  es  ökonomisch  ist  und  öko- 
nomisches Handeln  die  Bedingung  höchstmöglicher  Zweckerreichung,  ist  es  vernünftig. 
Die  technisclie  Bethätigung  als  solche  ist  sicher  vernünftig ,  insofern  sie  das  geeignete 
IMittel  für  den  Zweck  wählt,  aber  an  und  für  sich  noch  nicht  ökonomisch  ;  sie  kann  auch 
unökonomisch  sein  oder  gegenüber  dem  (ökonomischen  sich  indifferent  verhalten." 

Dagegen  möchte  ich  den  ersten  der  eben  zitierten  Sätze  dahin  formulieren :  nur 
wenn  nach  dem  „ökonomischen"  Prinzip  gehandelt  wird,  wird  vernunftgemäfs  gehandelt. 
Und  daher  den  zweiten:  die  technische  Bethätigung  (s.  die  Definition  von  ,. Technik"  bei 
Sax  S.  14)  ist  nur  dann  vernünftig,  wenn  sie  dem  ,, ökonomischen"  Prinzip  folgt.  In 
diesem  Fall  kann  sie  als  „ökonomisch"  bezeichnet  werden  ,  wenngleich  ich  diesen  Aus- 
druck vermeiden  möchte.  ,,Das  geeignete  Mittel  für  den  Zweck"  wählen ,  heifst  nichts 
anderes  als  nach  dem  „ökonomischen"  Prinzip  verfahren. 

Auf  den  von  Sax  zur  Unterlage  dieser  Erörterungen  benutzten  Gegensatz  von 
Technik  und  Ökonomie  hier  näher  einzugehen ,  verbietet  mir  der  dieser  Abhandlung  zu- 
gemessene Raum.     Ich  bemerke  nur  noch  gegen  Sax,   S.  18.  Anm.  12   folgendes: 

Sax  meint,  dafs  ich  ,, einen  zweifachen  Begriflf,  Bedürfnis  im  allgemeinen  und  im 
ökonomischen  Sinne  statuiert"  habe  und  bekämpft  dies.  Ich  stimme  aber  durchaus  mit 
seinen  folgenden  Ausführungen  überein.  Bedürfnis  fasse  auch  ich  auf  ,,als  die  konkreten 
(instinktiven  und  bewufsten)  Zwecke  des  Menschen  in  ihrer  Abhängigkeit  von  der 
Aufsenwelt  als  Quelle  der  Mittel".  Aber  die  verschiedenen  Zwecke  und  die  ihnen  die- 
nenden Handlungen  der  Menschen  lassen  sich  doch  klassifizieren?  Eine  überaus  wich- 
tige Kategorie  sind  nun  diejenigen,  welche  in  unserm  Bedürfnis  nach  Herrschaft  über  die 
stoffliche  Welt  ihren  Grund  haben.  Dies  Bedürfnis  —  eines  der  mannigfachen  Bedürf- 
nisse, die  der  Slensch  empfindet  —  nenne  ich  das  ,,wi  r  tsch  af  tl  ich  e"  und  die  Wis- 
senschaft von  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses,  von  den  wirtschaftlichen  Bestrebungen 
die  „Wirtschaftswissenschaft". 

Zweck  und  Objekt  des  wirtschaftlichen  Bedürfnisses,  nicht  das  allgemeine 
Prinzip  jedes  vernünftigen  Zweckstrebens ,  welches  man  ganz  passend  ,  aber  für  unsern 
speziellen  Fall  leider  zu  Misverständnissen  Anlafs  gebend,  das  ,,wir  t  seh  a  f  tli  ch  e" 
genannt  hat ,  giebt  das  Kriterium  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen.  Versuchen  wir  in 
der  von  diesen  Erscheinungen  handelnden  Wissenschaft  Kausalitätsreihen  von  Hand- 
lungen der  Wirtschaftssubjekte  zu  formulieren,  so  machen  wir  dabei  die  von  unsrer  Ver- 
nunft unmittelbar  uns  gegebene  Annahme,  dafs  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
ebenso  nach  dem  ,, wirtschaftlichen"  Prinzip  ihre  Befriedigung  finden  wie  alle  andern. 

Folgt  man  dieser  durchaus  einfachen  Argumentation  ,  so  wird  allerdings  die  soziolo- 
gische Nationalökonomie  Sax'  mit  ihren  interessanten  Konstruktionen  der  wirtschaftlichen 
Lebensformen  aus  den  Trieben  des  Egoismus,  Mutualismus  und  Altruismus  hinfällig  — 
aber  die  bis  jetzt  allein  unbezweifelten  Errungenschaften  der  altern  Nationalökonomie 
erhalten  ein  Fundament,  welches  ihnen  bisher  fehlte. 


Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtschaftswissenschaft.  37 

dem  im  wirklichen  Leben  bei  ökonomischen  Vorgängen  mitspielenden 
nicht-ökonomischen  Bedürfnissen  und  Zwecken  isoliert  be- 
trachtet. 

Die  Kontroverse  stammt  allein  aus  dem  Mifsverständnis,  dafs  man 
von  andern  Motiven  als  dem  Egoismus  zu  abstrahieren  meinte  und 
diesen  als  die  konstante  Ursache  der  wirtschaftlichen  Phänomene 
vorausgesetzt  wissen  wollte,  während  man  in  der  That  von  andern 
Bedürfnissen  und  Zwecken  als  den  wirtschaftlichen  ab- 
strahierte und  ganz  naturgemäfs  die  Handlungen  der  diesen  Zweck 
isoliert  verfolgend  gedachten  Menschen  aus  dem  „ökonomischen  Prin- 
zip" deduzierte. 

Der  „defectus  originis"  der  Nationalökonomie,  der  Zusammenhang 
ihrer  „Naturgesetze"  mit  der  ethischen  Grundstimmung  des  18.  Jahr- 
hunderts, hat  Veranlassung  dazu  gegeben,  dafs  man  nie  unbefangen 
an  diese  „Gesetze"  herantrat,  dafs  man  anstatt  sich  zu  fragen,  ob 
denn  der  „Egoismus"  als  Prämisse  in  der  That  für  die  Theorie 
notwendig  sei,  sich  in  Diskussion  einer  Methode  erschöpfte,  die  im, 
Grunde  genommen  gar  nicht  Anwendung  fand,  in  Diskussion  einer 
Lehre,  welche  erst  der  Reaktion  der  Historiker  gegen  die  prakti- 
schen Konsequenzen  der  altern  Nationalökonomie,  gegen  ihren  Indivi- 
dualismus, Kosmopolitismus  und  Materialismus  ihre  Entstehung  ver- 
dankt und  welche  von  den  Gegnern  dieser  Schule  nur  deshalb  mit  Hart- 
näckigkeit verteidigt  ward,  weil  jene  neue  Richtung  in  diesem  „Dogma" 
den  „Kardinalpunkt"  der  altern  Theorie  entdeckt  hatte.  Dadurch  dafs 
sie  mit  Erfolg  den  „Egoismus"  bestritt,  meinte  sie,  der  Methode  der 
Abstraktion  und  damit  der  Theorie  überhaupt  allen  Boden  entzogen 
zu  haben. 

Braucht  nun  aber,  wie  wir  nachzuweisen  suchten,  die  Wirtschafts- 
wissenschaft für  ihre  „Gesetze"  den  „Egoismus"  gar  nicht  und  hat 
ihn  nie  gebraucht,  so  verhert  die  historische  Schule  ihre  wirksamste 
Angrifiswaffe  und  die  Methode  der  Theorie  erhält  eine  neue  feste 
Basis,  die  nicht  aus  kontroversen  psychologischen  und  moralphiloso- 
phischen Doktrinen,  sondern  aus  dem  Wesen  des  menschlichen  Zweck- 
strebens mit  logischer  Notwendigkeit  abgeleitet  ist. 

Auf  der  andern  Seite  scheint  es  allerdings,  als  ob  infolge  dieser 
unsrer  Anschauung  die  Lehrsätze  der  Wirtschaftswissenschaft  einen 
bedenklich  spekulativen  Charakter  gewännen  und  dadurch  wieder  an 
Halt  und  Ansehen  verlieren  müfsten. 

Wenn  man  nämlich  bis  jetzt  die  aus  der  Prämisse  „Egoismus" 
deduzierten  Gesetze  der  altern  Dogmatik  auch  als  „Naturgesetze" 
verwarf,  so  konnte  man  doch  dem  sogenannten  realistischen  Stand- 
punkt der  Historiker  gegenüber  geltend  machen,  dafs  wenngleich  diese 
„Gesetze"  in  der  Wirklichkeit  nicht  in  der  abstrakten  Reinheit  der 
theoretischen  Formel  zur  Existenz  gelangten,  doch  eine  möglichste 
Annäherung  deshalb  vorhanden  wäre,  weil  trotz  des  Mitwirkens  andrer 
Motive  immerhin  der  „Egoismus"  als  die  thatsächlich  mächtigste  psy- 
chische Triebkraft  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  nicht  wohl  geleugnet 
werden  könnte. 
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Brechen  wir  nun  mit  dieser  realistischen  Begründunj,'  der  Prä- 
misse und  erklären  wir,  duis  die  Lehrsätze  der  iilassisclien  Sciiule 
mit  der  J-liitsclHndun^,'  dariiljcr,  ob  thatsächlich  der  „I^;,'oismus"  die 
ausschlielslichc  oder  d'iv.  wicliti;^ste  oder  nur  eine  von  vielen  L'rsaclien 
wirtschaltlicher  lMselicinuii^,M;n  sei,  wedcT  «^(.'Stützt  nocii  geworfen  wer- 
den kr)niien,  —  bekennen  wir,  dai's  iiimiich  den  mathematischen  uusre 
Konklusionen  auf  selbstj,'esetzten  abstrakten  Prämissen  beruhen,  dafs 
ähnlich  dem  Chemiker,  der  in  seiner  Retorte  die  verschiedenen  Ele- 
mente zusamm{!ni)rinf^t,  um  ihre  Kräfte  und  Ki^,'enschaften  unter  selbst- 
[;esetzten  P.ediuf^un^'en  /u  studieren,  wir  unsre  wirtschaftlichen  Typen, 
die  Vertreter  der  vtirscliiedenen  wirtscliaftlichen  Klassen  und  Interes- 
sen, auf  IjC'stimmte,  wirtschaftlich  relcvant(;  Ereignisse  reagieren  lassen 
un<l  zusehen ,  was  herauskömmt  („pour  savoir  ce  (jui  arriverait".  — 
Walras),  wenn  wir  dabei  von  der  Annahme  ausgcdien,  dafs  alle  Wirt- 
schaftssubjekte vom  „ökonomischen"  Prinzi})  geleitet  werden,  so  fürchten 
wir  selbst  von  Anhängern  der  klassischen  Schule  das  P>edenken ,  ob 
nicht  mit  dieser  Methode  und  ihrer  Motivierung  prinzipiell  die  Kon- 
traste zwischen  unsern  abstrakten  „Nebclbildern"  (Schmoller)  und  dem 
wirklichen  Leben  verschärft  würden V 

Dagegen  glaube  ich,  dafs  dem  jetzigen  unklaren  Zustand  der  wis- 
senschaftlichen Parteiung  nur  dadurch  abzuhelfen  ist,  dafs  mit  vollster 
Schärfe  der  rein  spekulative  Charakter  der  Wissenschaft  Päcardo's 
dem  rein  historisch-realistischen  Charakter  der  Lehre  von  den  „Ent- 
wicklungsgesetzen der  Volkswirtschaft"  entgegengehalten  wird.  Die 
Halbheit  der  Entscheidungen,  dies  stete  Schwanken  zwischen  Abstrak- 
tionen und  Thatsachen,  mufs  überwunden  werden. 

Als  psychische  Prämisse  unsrer  abstrakten  „Gesetze"  braucht 
und  darf  nicht  ein  Motiv  gesucht  werden,  welches  entweder  alles 
menschliche  Handeln,  oder  speziell  das  wirtschaftliche,  thatsächlich 
als  Ursache  beherrsche.  Mit  einem  derartigen  Satze  die  Methode 
der  Nationalökonomie  begründen,  heifst  das  schwierigste  Problem  der 
Geschichte,  Ethik  und  Psychologie  als  gehist  annehmen. 

Wir  leugnen  mit  der  historischen  Schule,  dafs  der  „Egoismus" 
die  einzige  oder  auch  nur  die  wirksamste  Ursache  der  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit  sei,  und  wer  will  uns  vom  Gegenteil  überzeugen? 

Wenn  die  Arbeiterklasse  einen  möglichst  hohen  Lohn  erstrebt, 
handelt  sie  wahrscheinlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  nicht  „egoi- 
stisch", sondern  für  das  Wohl  ihrer  Familie.  Den  Kaufmann,  der 
Millionen  sammelt,  treibt  vielleicht  allein  ein  ideales  Gefühl  des  Stolzes 
auf  den  Glanz  seines  Hauses.  Wenn  der  Landlord  sein  Gut  dem 
Meistbietenden  verpachtet,  so  leitet  ihn  möglicherweise  nur  der  Wunsch, 
für  politische  Zwecke  zum  W'ohle  der  Gesamtheit  möglichst  grofse 
Summen  disponibel  zu  haben. 

Arbeiter,  Kaufmann,  Landlord  handeln  aus  ganz  verschiedenen 
nicht- egoistischen  Motiven,  befolgen  aber  in  ihrem  wirtschaft- 
lichen Zweckstreben  alle  gleichmäfsig  das  „ökonomische"  Prinzip. 
Ist  dies  nun  vielleicht  identisch  mit  dem  „Egoismus"? 
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Keineswegs!  Das  Streben  des  Menschen  nach  höchstem  Lohn  für 
seine  Arbeit,  nach  höchstem  Preis  für  seine  Ware,  nach  höchster  Rente 
für  sein  Kapital,  darf  nicht  a  priori  als  „egoistisch"  bezeichnet  wer- 
den. Nur  der  konkrete  Einzelfall  entscheidet,  ob  das  Motiv, 
die  Ursache  dieses  Strebens,  eine  egoistische  oder  altruistische  Re- 
gung war. 

Wir  aber  bekümmern  uns  nicht  um  die  M  o  t  i  v  e  wirtschaftlichen 
Geschehens.  Für  uns  ist  die  Ursache  wirtschaftlicher  Thätigkeit 
das  aus  irgend  welchen  nur  in  concreto  zu  bestimmenden  und  für  uns 
absolut  gleichgiltigen  Trieben  herrührende  Bedürfnis  der  Men- 
schen nach  Herrschaft  über  die  stoffliche  Welt,  nach  be- 
stimmten dieser  Welt  angehörenden  Sachgütern,  die  wir  die  „wirt- 
schaftlichen" nennen.  Dies  Bedürfnis  steht  fest.  Unsre  Annahme 
ist  nur,  dafs  bei  dessen  Befriedigung  die  Willenssubjekte  die  allge- 
meine Methode  allen  menschlichen  Zweckstrebens  befolgen,  welche 
man  als  das  „wirtschaftliche"  Prinzip  bezeichnet  hat.  Wie  stellen  sich 
nun  die  aus  dieser  Prämisse  abgeleiteten  spekulativen  Lehrsätze  über 
sozialwirtschaftliche  Kausalzusammenhänge  zu  der  Wirklichkeit  des 
volkswirtschaftlichen  Lebens  ? 

Uns  scheint,  dafs  wir  gegen  die  Anhänger  der  Hypothese  des 
„Egoismus"  im  Vorteil  sind.  Es  kann  nicht  nachgewiesen  werden, 
dafs  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  der  „Egoismus"  stärker  walte  als 
sonst  im  Leben.  Aber  unmittelbar  aus  dem  Wesen  des  wirtschaft- 
lichen Bedürfnisses  läfst  sich  ableiten,  dafs  das  „wirtschaftliche"  Prin- 
zip hier  am  striktesten  gewahrt  wird,  dafs  hier  ein  Zwang  vorliegt, 
der  sonst  fehlt. 

Die  idealen  Bedürfnisse  unsrer  Seele,  unser  Sehnen  nach  Religion 
und  Tugend,  Liebe  und  Ehre,  unsre  Bedürfnisse  an  inneren  Gütern 
(Muskelkraft,  Gesundheit,  inneres  Seelenleben,  Gedankenwelt,  Gaben, 
Eigenschaften,  Kenntnisse)  ^)  finden  ihre  Befriedigung  im  menschlichen 
Gesellschaftsleben  meist  ohne  dafs  wir  gezwungen  würden,  mit  andern 
Willenssubjekten  um  ihren  Besitz  zu  streiten,  andern  gegenüber  das 
ökonomische  Prinzip  zur  Anwendung  zu  bringen.  Unserm  Bedürfnis 
steht  hier  keine  beschränkte  Güterquantität  gegenüber,  welche  zur 
Folge  hätte,  dafs  der  Plusbesitz  des  einen  zum  Minus  des  andern 
würde.  Zum  Teil  sind  diese  Güter  gerade  so  geartet,  dafs  eine  mög- 
lichst allgemeine  Verbreitung  derselben  den  Wert  des  Besitzes  für  die 
einzelnen  nur  erhöht,  wie  bei  den  religiösen,  sittlichen,  intellektuellen. 

Nur  wo  —  wie  z.  B.  beim  Streben  nach  einer  bestimmten  Ehren- 
stellung, nach  der  Liebe  einer  bestimmten  Person  —  eine  Ausschliefs- 
lichkeit  des  Besitzes  verlangt  wird,  tritt  im  Wettkampf  mit  andern 
Willenssubjekten  das  „wirtschaftliche"  Prinzip  notwendig  in  die  Aufsen- 
welt  hervor.  Nicht  der  „Egoismus"!  Alle  Motive  können  spielen,  aber 
die  Natur  des  Willensobjekts,  des  Gutes,  bedingt  hier  die  strenge 
Befolgung  jener  Methode  des  Handelns  in  unserm  sozialen  Verhalten. 

Im  Wesen  des  Strebens  nach  stofflichen  Gütern  ist  nun  umgekehrt 
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dieser  Zwan^   i'-'H"   Befolgung   des   „wirtschaftlichen   Prinzips"   im   so- 
zialen Konflikt  begrilflich  entlialten. 

Wie  (lies  Piiiizip  (s.  o.  S.  .'l'))  allgeniuiii  abgeleitet  wird  aus  der 
Hescliiunktheit  des  nienschlicheii  Kiwinens  in»  Vcrhiiltnis  zur  Unend- 
lichkeit seines  IJegelirens,  so  ist  speziell  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
seine  Ucfolgiing  gel)oten  durch  die  für  allemal  gegebene  (Quantität  des 
Naturstoiles  und  die  in  jedem  bestimmten  Augenblick  der  gesellschaft- 
lichen Entwicklung  begrenzte  (^)uantit;lt  zugiuiglicher  und  nutzbarer 
wiiTschaftlicher  Stoifgüter.  Der  l'lusijesitz  des  einen  wird  hier  zum 
Minus  des  andern. 

Gewifs  giebt  es  auch  freie;,  im  (Iberflufs  vorhandene  stoffliche 
Güter  —aber  das  Verhalten  ihnen  gegenüber,  die  unmittelbar 
zwischen  Mensch  und  Natur  sich  absi)ielende  Aneignung  dieser 
Güter,  hat  die  Wirtschaftswissenschaft  aus  ihrer  Betrachtung  ausge- 
schied(!n.  Nur  die  sozialen  riiiuiomene  der  Wirtschaft,  den  Tausch 
der  wirtschaftlichen  Leistungen  und  Güter  zwischen  den  wirtschaft- 
lichen Klassen  der  Gesellschaft  analysiert  sie.  Nur  deshalb,  weil  und 
solange  als  nicht  allen  Gliedern  dieser  (iesellschaft  alle  Sachgüter  in 
gleicher  Fülle  und  unter  gleicher  Mühe  der  Erlangung  zu  Gebote 
stehen,  findet  dieser  Tausch  statt.  Die  Ungunst  der  Erde,  die  Be- 
schränktheit der  frei  gebotenen  Nutzgüter  und  die  Besitznahme  der 
diese  Nutzgüter  stets  neu,  aber  stets  nach  Aufwendung  neuer  Mühe 
hervorbringenden  Naturkräfte  und  Werkzeuge  durch  einzelne  oder 
Klassen  der  Gesellschaft  zwingt  den  Arbeiter  Lohn,  den  Unternehmer 
Gewinn,  den  Kapitalisten  Zins  zu  suchen  und  zwingt  sie  bei  diesen 
wirtschaftlichen  Operationen  für  ihre  Leistung  den  höchst  möglichen 
Gegenwert  zu  fordern. 

Selbstverständlich  behaupten  wir  nicht,  dafs  es  jedem  einzelnen 
Tagelöhner,  Fabrikanten,  Grundbesitzer  klar  sei,  dafs  er  unter  dem 
Drucke  der  beschränkten  Quantität  nutzbarer  Sachgüter  steht,  und  er 
deshalb  nach  dem  „wirtschaftlichen"  Prinzip  verfahre.  Aber  in  jedem 
Augenblicke  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Entwicklung  werden  infolge 
des  Drängens  der  Bevölkerung  auf  die  Subsistenzmittel,  der  Verschie- 
denheit der  Ernten,  des  Wechsels  der  Konjunktur  und  der  Technik 
u.  s.  w.  zunächst  gewisse  Klassen  oder  Kreise  der  Gesellschaft  in  ihrem 
wirtschaftlichen  Besitzstande  getroffen,  fühlen  den  Druck  des  be- 
schränkten Stoffquautums  und  reagieren  darauf  durch  eine  möglichst 
strikte  Befolgung  des  „wirtschaftlichen"  Prinzips  in  ihren  wirtschaft- 
lichen Operationen.  Damit  alterieren  sie  wieder  den  Besitzstand  andrer 
Klassen  und  die  Folge  ist  eine  stete  Bewegung  in  der  Richtung  dieses 
Prinzips. 

Unsre  abstrakte  Prämisse  ist  also  in  Übereinstimmung  mit  der 
realen  Wirklichkeit  des  volkswirtschaftlichen  Lebens.  Diese  zwingt 
zur  Befolgung  der  Richtschnur,  welche  wir  in  der  Theorie  als  Hypo- 
these verwenden. 

Es  könnte  nun  noch  ein  andres  Bedenken  gegen  unsre  Begründung 
der  abstrakten  Methode  geltend  gemacht  werden,  welches  mit  dem 
eben  erledigten  in  enger  Verbindung  steht. 
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Der  Gegensatz  zwischen  den  „Gesetzen"  der  sog.  „egoistischen" 
Nationalökonomie  und  dem  konkreten  volkswirtschaftlichen  Sein  aus 
dem  Grunde,  weil  noch  andre  Motive  mitwirkten,  ist  zu  einem  Lieb- 
lingsthema der  historischen  Schule  geworden.  Da  nun  infolge  unsrer 
Argumentation  nicht  einmal  ein  wichtigstes,  ursächliches  Mo- 
tiv, sondern  nur  eine  ethisch  indifferente  Methode  als  Prämisse 
anzunehmen  ist  und  wir,  anstatt  von  andern  Motiven,  von  andern 
Zwecken  und  Beziehungen  als  den  wirtschaftlichen,  denen 
die  wirtschaftenden  Subjekte  in  der  Wirklichkeit  in  ihren  Verkehrs- 
akten nachgehen  und  in  denen  sie  zu  einander  stehen  können,  abstra- 
hieren, so  möchte  vielleicht  ein  Kontrast  dieser  Abstraktionen  zur 
Realität  darin  entdeckt  werden,  dafs  die  realen  Menschen  in  ihren 
wirtschaftlichen  Akten  durch  Hereinmischung  andrer  Zwecke  und  Be- 
ziehungen von  der  rein  wirtschaftlichen  Berechnung  abgelenkt  würden. 

Gewifs  ist  dies  thatsächlich  oft  der  Fall ;  indessen  darf  dem  Ein- 
wand doch  nicht  allzu  grofses  Gewicht  beigelegt  werden.  In  der 
Mehrzahl  der  Fälle  führt  vielmehr  das  wirkliche  Leben  die  realen 
Wirtschaftssubjekte  ganz  ähnlich,  wie  die  Theorie  es  annimmt,  nur 
zu  wirtschaftlichen  Zwecken  aneinander  und  nur  selten  drängen  sich 
andre  Beziehungen  in  die  wirtschaftlichen  ein.  Das  Getriebe  des 
Verkehrs  —  soweit  er  nicht  kollektivistisch  organisiert  ist  —  hat  die 
abstrakte  Gestaltung,  in  der  die  Theorie  dasselbe  schildert.  Die  For- 
men, in  denen  es  sich  bewegt,  sind  nicht  geeignet,  bei  der  Vornahme 
wirtschaftlicher  Akte  andre  als  wirtschaftlicher  Zwecke  ins  Auge  zu 
fassen.  Die  Verquickung  wirtschaftlicher  mit  andern  Rücksichten  er- 
scheint als  Ausnahme  und  die  Heraushebung  eines  „wirtschaftlichen 
Ich",  wie  die  Theorie  sie  vornimmt,  entspricht  der  Regel. 

Die  Formulierung  dagegen,  welche  Knies  seiner,  der  altern  Tlaeorie 
gegensätzlichen  Ansicht  giebt,  scheint  mir  schief  und  ohne  beweisende 
Kraft.  So  vollkommen  er  Recht  hat,  wenn  er  der  Ansicht,  dafs 
„die  Menschen  unwandelbar  und  allgemein  in  ihrer  wirtschaftli- 
chen Thätigkeit  nur  von  eigennützigen  Motiven  geleitet"  seien,  — 
den  Satz  entgegenhält,  dafs  „alle  sittlichen  und  geistigen  Bildungs- 
elemente eines  Menschen  wirken  jederzeit  und  erwirken  jederzeit  ein 
einheitliches  Ergebnis",  und  so  wenig  auch  wir  uns  „den  absoluten 
Widerspruch  als  wirkliche  Einheit  zu  denken  vermögen  .  .  .  dafs  der 
Mensch  als  Christ  voller  Nächstenliebe,  als  Bürger  erfüllt  von  Ge- 
meinsinn und  Patriotismus,  als  Mensch  im  gewöhnlichen  Leben  human 
und  billig  gesinnt  sein  könne  und  nur  in  seinem  Haudelscomptoir,  auf 
dem  Markte,  bei  der  Abschliefsung  eines  Accords  mit  Arbeitern  u.  s.  w. 
voll  Eigennutz  und  auf  die  höchstmögliche  Steigerung  seines  Eigen- 
vorteils bedacht  sei"i),  so  wird  doch  der  methodologischen  Kontro- 
verse und  diesem  letzten  Satze  eine  falsche  Wendung  gegeben. 

Wir  nehmen  zum  Zweck  der  Gewinnung  unsrer  abstrakten  „Ge- 
setze" gar  nicht  an,  dafs  im  Kontor  u.  s.  w.  der  „human  und  billig" 
denkende  Mensch   „voll   Eigennutz"  handelt,   sondern  nur,   dafs  die 
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Menschen  zum  Abschluls  der  üblichen  Verkehrsverträge  allein  dui'ch 
wirtschaftliclie  Bedürfnisse  oder  Interessen  bestimmt  werden  und  dem- 
g(!müls  handeln.  Die  'J'heorie  berücksichtit,'t  in  ihren  Deduktionen  gar 
nicht,  dal's  z.  \>.  im  konkreten  Fall  die  Liiline  durch  iiarther/ige  Fa- 
brikanten unter  das  soziale  Fxistt'nzminimum  herab;^edrückt,  ebenso 
wie  durch  gut  dirigierte  Strikes  Fabrikanten,  welche  sich  momentan 
in  einer  Zwangslage  befinden,  unverhaltnismäfsig  hohe  Löhne  abge- 
prefst  werden  können,  sondern  sie  untersucht  die  Gesetze  der  Lohn- 
bilduDg  alhän  unter  der  Ilypothcjse,  dals  die  Unternehmer,  wenn  ihnen 
die  Ware  „Arbeit"  angeboten  wird,  unter  gleich  tüchtigen  Arbeitern 
diejenigen  engagieren,  welche  den  geringsten  Lohn  fordern,  und  dafs 
umgekehrt  die  Arbeiter  zu  dem  Fabrikanten  gehen,  welcher  für  gleiche 
Leistung  den  höchsten  Lohn  gewährt. 

Lst  das  „egoistisch"?  Es  ist  einfach  ein  Gebot  der  Selbstliebe 
des  Menschen,  welche,  wie  Knies')  sagt,  in  ihrem  Begriff  keinen 
Widersjjruch  gegen  die  Liebe  zur  Familie,  zum  Nächsten,  zum  Vater- 
laude  enthält! 

Man  verwerfe  jenes  Streben  einmal  als  „egoistisch",  aber  ziehe 
dann  auch  die  Konsequenz.  Sie  würde  lauten:  Wer  irgend  einen  Ver- 
trag, nicht  blos  einen  Vertrag  wirtschaftlichen  Inhalts,  abschliefst,  hat 
die  Pflicht,  seinen  Gegenkontrahenten  auszufragen,  ob  die  Bedingungen, 
die  dieser  anbietet,  auch  in  dessen  eignem  Interesse  liegen  oder  ob  er 
durch  den  Zwang  der  Not  bestimmt  ward,  diesen  Vertrag  zu  suchen. 
Anstatt  des  tüchtigsten  Pächters,  d.h.  desjenigen,  der  durch  sein 
höchstes  Angebot  dokumentiert,  dafs  er  das  Grundstück  zu  höchster 
Rentabilität  heraufzuheben  sich  zutraut,  müfste  der  Grundherr  den 
wählen,  welcher  den  Vertrag  am  dringendsten  zur  Aufbesserung  seiner 
Vermögensverhältnisse  u.  s.  w.  braucht. 

Diese  Konsequenz  ist  eben  nie  gezogen  worden.  Sie  hätte  jene 
Anschauung,  welche  das  Streben  der  wirtschaftlichen  Kontrahenten 
nach  höchstmöglichem  Äquivalent  als  „egoistisch"  bezeichnen  zu  dürfen 
glaubt,  sofort  lächerlich  gemacht!  Wir  sprechen  dem  Unternehmer, 
welcher  den  niedrigst  fordernden  Arbeiter  anwirbt,  deshalb  durchaus 
nicht  den  Patriotismus  und  andre  edle  Eigenschaften  ab ! 

Gewifs  kann  es  vorkommen,  dafs  der  Patriotismus  dem  Unterneh- 
mer gebietet,  von  jenem  Prinzip  der  billigsten  Arbeit  abzugehen,  z.  B. 
beim  Chinesen-Import.  Aber  wie  vermöchte  denn  eine  Theorie  der 
Wirtschaft  alle  die  Vorgänge  zu  systematisieren  und  in  ihrer  Ge- 
setzmäfsigkeit  zu  erfassen,  welche  auf  einer  Kollision  von  wirtschaft- 
lichen mit  nicht-wirtschaftlichen  Zwecken  und  Interessen  entstehen 
können?  Die  „Gesetze"  der  altern  Dogmatik  beziehen  sich  vielmehr 
allein  auf  Erscheinungen,  die  der  wirtschaftliche  Zweck  hervor- 
treibt, und  wer  in  die  Welt  des  Verkehrs  mit  dem  nüchternen  Auge 
der  Engländer  hereinschaut,  wird  kaum  leugnen  können,  dafs  ihre 
Auffassung  und  Behandlung  wirtschaftlicher  Phänomene  realistischer 
war  als  diejenige  der  Schule,  die  sich  gern  als  die  „realistische"  be- 
zeichnet. 

1)  Knies  a.  a.  O.  S.  236. 
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Ist  es  denn  etwa  nicht  so,  dafs  wir  bei  unsern  auf  Vermögens- 
erworb zielenden  Handlungen  geradezu  vermeiden ,  mit  Personen  oder 
Verhältnissen  in  Berührung  zu  treten,  gegen  welche  oder  in  welchen 
wir  Pflichten  moralischer  Art  haben  würden,  —  dafs  wir  unsre  wirt- 
schaftlichen Kontrakte  am  liebsten  abschliefsen  mit  Personen,  auf  die 
wir  nicht- wirtschaftliche  Rücksichten  zu  nehmen  nicht  nötig 
haben '? 

Wir  handeln  durchaus  nicht  „egoistisch",  sondern  es  tritt  hier  nur 
schärfer  als  auf  andern  Gebieten  menschlichen  Handelns  das  „wirt- 
schaftliche" Prinzip  hervor,  welches  uns  bestimmt,  unsre  verschiedenen 
Bedürfnisse  getrennt,  nacheinander  zu  befriedigen,  welches  uns  rät, 
jedem  einzelnen  Akt  ein  Ziel  zu  setzen  und  diesem  Ziele  mit  Ab- 
straktion von  allen  andern  Nebenzwecken  direkt  zuzustreben. 

So  gefährlich  diese  Behauptung  gegenüber  der  „ethischen"  Rich- 
tung sein  mag:  in  dem  Gebiete  der  Produktion  und  Konsumtion  gilt 
der  Mensch,  dessen  Konsens  oder  dessen  Kooperation  wir  bedürfen, 
uns  regelmäfsig  nur  als  Mittel.  Wir  verkaufen  nicht  dem  A  und  dem 
B,  weil  es  A  und  B  sind  und  unsrer  Ware  begehren,  sondern  weil 
sie  sie  uns  bezahlen.  Ob  statt  ihrer  andre  Individuen  sie  uns  abneh- 
men, ist  uns  gleichgiltig. 

Verkäufer  und  Käufer  bedürfen  eines  unpersönlichen,  eines 
Sach gutes.  Der  Zweck  unsrer  im  Kontrakt  stattfindenden  wirtschaft- 
lichen Berührung  mit  Personen  ist  erfüllt,  wenn  die  Person,  von  wel- 
cher wir  das  Sachgut  im  Tausche  erlangen ,  dasselbe  uns  überlassen, 
selbst  ausscheidend  uns  in  dessen  Besitz  gesetzt  hat.  Darin  liegt 
der  Unterschied  der  wirtschaftlichen  Bindungen  von  allen  anderen. 

Man  schickt  seine  Kinder  nicht  zu  dem  Geistlichen,  dem  man 
das  niedrigste  Honorar  für  den  Konfirmationsunterricht  zu  zahlen  ver- 
pflichtet wäre,  man  bedient  sich  nicht  eines  Arztes  oder  Advokaten 
nur,  weil  er  die  niedrigsten  Sätze  fordert  —  aber  wenn  ein  Gesang- 
buch, ein  Medikament  oder  ein  juridisches  Werk  gekauft  werden  soll, 
so  erkundigen  wir  uns  nach  dem  billigsten  Laden. 

Wir  wechseln  unser  Bürgerrecht  nicht  deshalb,  weil  wir  in  eiaem 
andern  Staat  weniger  pekuniäre  Lasten  tragen  würden,  wir  schicken 
einen  alten  liebgewonnenen  Diener  nicht  fort,  wenn  und  weil  ein  andrer 
sich  für  niedereren  Lohn  uns  anbietet  —  aber  wenn  der  Fiskus  sein 
Holz  teurer  verkauft  als  Private,  so  kaufen  wir  es  von  diesen  und 
wenn  wir  für  unsren  Dienstboten  eine  neue  Livree  brauchen,  so  be- 
mühen wir  uns  für  das  wenigste  Geld  die  beste  Ware  zu  finden. 

Ebenso  wie  sittliche  Pflichten  durch  materielle  Rücksichten,  wer- 
den natürlich  oft  materielle  Interessen  durch  sittliche  Gebote  durch- 
kreuzt und  durchzogen.  Es  wird  immer  Leute  geben,  die  das  Vater- 
land aus  Gewinnsucht  verlassen,  wie  es  deren  giebt,  welche  ihre  Ka- 
pitalien verleihen  aus  Barmherzigkeit.  Beides  aber  geschieht  nur  aus- 
nahmsweise. 

Darum  enthält  jene  Formulierung  Knies'  einen  unlöslichen  Wi- 
derspruch, nicht  die  unsrige: 

Es  kann  der  Christ,  der  Patriot,  der  human  und  billig  Gesinnte 
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auch  als  „wirtschaftliches  Ich"  nicht  uiichiistlich,  unpatriotisch, 
liai'thcrzi;^  handishi.  Aber  da  auf  wiilschaftlicheiu  (iebiet  rcffel- 
iiiäfsij,'  Pflichten  des  Patriotismus,  der  Keli^Mon  u.  s.  w.  gar  nicht  in 
Frage  kommen,  darf  und  wird  er  ausschiiefshch  seinem  wirtschaft- 
lichen Ziel  zustreben.  Dafs  er  dies  thue,  nicht  dafs  er  „egoistisch" 
handele,  war  die  Annahme,  auf  der  die  „Gesetze"  der  Theorie  er- 
baut sind. 

Wir  wüfsten  unscrn  Erörterungen  keinen  bessern  Abschluls  zu 
geben  als  durch  die  Worte  des  bedeutendsten  Methodikers  der  histo- 
riscluMi  Schule  sell)st,  der  in  einem  Werke,  wo  er  nicht  als  Philosoph 
der  Wirtschaftsgeschichte,  sondern  als  Theoretiker  sj)richt,  (hsn  Sach- 
verhalt ganz  in  unserm  Sinne  kennzeichnet.  Knies  (Geld  und  Kredit 
I.  S.  2ü)  nennt  die  Welt  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  „einen  jener 
Interessenbereiche  und  Thätigkeitskreise,  die  in  ihrer  Gesamtheit  das 
ganze  Leben  der  menschlichen  Persönlichkeit  darstellen.  Die  mensch- 
lichen Personen  treten  hier  mit  einem  Bedürfen  und  Erlangen,  mit 
einem  Thun  und  Geniefsen  der  Aufsenwelt  geg(!nül>er,  welche  die 
(iegenstände  umschliefst,  die  sie  brauchen,  sich  dienstljar  machen, 
verwenden  wollen".  Es  sei  ein  ,, unumgängliches  Erfordernis,  dafs  die 
Nationalökonomie  vom  ersten  bis  zum  letzten  Worte  die  wirtschaft- 
lichen Güter  von  den  menschlichen  Persönlichkeiten  abscheidet,  die 
sich  hier  als  Produzenten,  Konsumenten  u.  s.  w.  zur  Geltung  bringen". 

Folgt  die  historische  Schule  diesen  Worten,  so  wird  die  Methode 
der  klassischen  Nationalökonomie  wieder  in  ihr  Recht  einzusetzen 
sein.  — 
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Zur  Litteratur  der  Hausindustrie. 

Von  Dr.  Emanuel  Sax. 

1.  Schnapper-Arndt,  Gottlieb,  Eiinf  Dorfgemeinden  auf  dem  Hohen 
Taunus.  Eine  sozialstatistische  Untersuchung  über  Kleinbauerntum, 
Hausindustrie  und  Volksleben.  Mit  4  Steintafeln  und  mehreren  in 
den  Text  gedruckten  Figuren.  (In  den  „Staats-  und  sozialwissen- 
schaftlichen Forschungen",  herausgegeben  von  G.  Schmoller,  Bd.  IV, 
Heft  2)   Leipzig,  Duncker  und  Humblot,   1883.   XIII  und  322  S. 

2.  Bein,  Dr.  Louis,  Die  Industrie  des  sächsischen  Voigtlandes.  Wirt- 
schaftsgeschichtliche Studie.  I.  Theil.  Die  Musikinstrumenteu-In- 
dustrie.     Leipzig,  Duncker  und  Humblot,    1884.     VI.  und   99  S. 

3.  Nekola,  Eudolf,  k.  k.  V.  Forstmeister  in  Gmunden,  Die  Holz-  und 
Spielwaren-Hausindustrie  in  der  Viechtau  bei  Gmunden.  Eine  forst- 
und  volkswirtschaftliche  Studie  aus  dem  Salzkammergute.  (Sonder- 
abdruck aus  dem  23.  Hefte  der  Berichte  des  Forstvereines  für  Öster- 
reich 0.  d.  Enns.)  Gmunden,  1882.  53  S.  nebst  2  Tabellenbeilagen 
und  5  lithografierteu  Tafeln. 

4.  Angerer,  Dr.  J.,  Sekretär  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Bozen ,  Die  Hausindustrie  im  deutschen  Südtirol.  Im  „Statistischen 
Berichte"  dieser  Kammer  für  das  Jahr  1880,  S.  158 — 178.  Bozen 
1882. 

5.  Bericht  der  Enquetekommission  zur  Untersuchung  der  Lage  der 
Glauchau-Meeraner  Webwaren-Industrie.  Im  Jahresberichte  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  zu  Chemnitz  pro  1879  und  1880,  S.  140 
— 156.     Chemnitz,    1882. 

In  erfreulicher  Weise  wächst  seit  einiger  Zeit  die  Reihe  der  volks- 
wirtschaftlichen Schriften  beschreibender  Art,  die  uns  die  Kenntnis  wich- 
tigerer Industriegebiete  und  ihrer  arbeitenden  Bevölkerung  zu  vermitteln 
suchen.  Besonders  die  Hausindustrie  erfreut  sich  gegenwärtig  einer  sorg- 
sameren Pflege  in  der  Literatur,  deren  sie  allerdings  hochbedürftig  ist; 
gleicht  sie  doch  einer  Blume ,  die  im  Verborgenen  blüht,  daher  auch  die 
vielen  Mythen ,  mit  denen  sie  gerne  umsponnen  wird.  In  der  That  er- 
scheinen die  Schriften  über  Verhältnisse  der  Hausindustrie  besonders  dan- 
kenswert, weil  sie  ein  zwar  oft  genanntes ,  aber  im  Grunde  herzlich  un- 
bekanntes Gebiet  beleuchten.     Wir  sagen  dem  unterrichteten  Leser  nichts 
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neuoB ,  wenn  wir  daran  orinneru,  dals  bei  uns  in  Deutschland,  wo  doch 
die  HauHarbeit  notorisch  eine  ho  groHse  Holle  in  der  nationalen  Produk- 
tion spielt,  über  Art  und  Unifaiif^  auch  nur  ihrer  wichtifjeren  Zweige 
kaum  etwas  bestimmtos  gewufst  wird,  während  die  zahlreichen  kleineren 
Hausgewerbe  in  ihren  liuiidertfultigen  Verzweigungen,  sobald  man  nur 
über  die  (jirenzen  ihres  Bezirkes  tritt,  gewöhnlich  bis  auf  den  Namen 
unbekannt  gefunden  werden.  Es  ist  dies  nicht  zu  verwundern.  Die  in- 
dustrie-statistischen  Erhobungen  haben  sich  bis  jetzt  regelmäfsig  und  in 
der  Hauptsache  auf  die  Feststellung  der  Fabriks-  und  handwerksmäfsigou 
Betriebe  beschränkt;  nach  der  Hausindustrie  als  solcher  wurde  gar  nicht, 
oder  wenig  zweckmälsig  gefragt,  zumeist  ist  sie  in  den  Nachweisungen 
über  das  Kleingewerbe  ungotrennt  mit  enthalten.  Erst  die  jüngste  ]ie- 
rufsziihlung  vom  Jahre  18K2  dürfte  in  ihren  Ergebnissen  eine  genügende 
Übersicht  von  Art  und  Verbreitung  der  Hausindustrie  im  deutschen  lleiohe 
bieten. 

Allein  damit  werden  nur  die  dürftigsten  Umrisse  des  Bildes  gegeben 
sein,  die  lebendige  Ausführung  wird  man  nach  wie  vor  vermissen.  Und 
doch  ist  die  Hausindustrie  auch  hier  unter  ihren  Schwestern  die  bedürf- 
tigste. Fabrik  und  Handwerk  haben  ihren  Sitz  vorwiegend  in  Städten, 
Zentren  des  geistigen  und  öffentlichen  Lebens;  ihre  Bedürfnisse,  Forde- 
rungen und  Wünsche  finden  leicht  einen  Vertreter  und  verhallen  selten 
ungehört;  ihre  Arbeiterschaft  stösst  sich  auf  dem  engen  Plane  mit  dem 
Ellenbogen  ,  sieht  erstaunt ,  dass  sie  einen  grofsen  Haufen  ausmacht  und 
fängt  an,  sich  einheitlich  zusammenzufassen  und  zur  Geltung  zu  bringen. 
Die  allgemeine  Aufmerksamkeit  wird  geweckt,  man  veranstaltet  Enqueten, 
setzt  Kommissionen  nieder  und  erörtert  im  Parlament  und  in  der  Presse, 
vom  Katheder  und  der  Tribüne  herab  die  Zustände  in  Industrie  und  Ge- 
werbe; aber  fast  immer  meint  man  die  Fabrik  und  das  Handwerk,  die 
ja  vor  den  Augen  aller  öffentlich  an  der  breiten  Heeresstrafse  liegen, 
während  die  Hausindustrie  zumeist  versteckt  in  abgelegenen  Gebirgsthä- 
lern  ,  wohin  kaum  ein  Saumpfad  führt,  und  in  hundert  Ortschaften  zer- 
streut sich  leicht  der  Beachtung  entzieht.  Unter  solchen  Umständen  und 
zu  einer  Zeit,  wo  nicht  nur  der  gelehrte  Forscher  zum  Zwecke  der  brei- 
teren Begründung  und  exakten  Überprüfung  seiner  Theorien  eines  um- 
fassenden Thatsachenmateriales  bedarf,  sondern  auch  der  schaffende  Staats- 
mann nach  einer  genauen  Erkenntnis  unserer  volkswirtschaftlichen  Zu- 
stände streben  mufs ,  um  sicher  den  Punkt  zu  treffen ,  wo  der  Hebel  zur 
Reform  wirksam  angesetzt  werden  soll ,  wird  man  es  gewifs  mit  Dank 
aufnehmen ,  wenn  dem  Mangel  einer  offiziellen  und  allgemeinen  Statistik 
und  Beschreibung  so  wichtiger  Gebiete,  wie  der  hausiudustriellen ,  durch 
die  privaten  Arbeiten  einzelner  Männer  einigermafsen  abgeholfen  wird. 
Diese  Arbeiten  haben  vor  Generalstatistiken,  wie  sie  von  den  öfi"entlichen 
zentralstatistischen  Ämtern  geliefert  werden,  noch  den  Vorzug,  dafs  sie, 
weil  auf  ein  kleineres  Gebiet  beschränkt,  viel  eingehender  und  umfassen- 
der gehalten  sein  können ,  dafs  sie  zugleich  die  geschichtliche  Entwicke- 
lung  zu  geben  versuchen  und  eine  Menge  von  Momenten  in  Betracht 
ziehen  dürfen ,  die  sich  ziffermäfsig  gar  nicht  erfassen  lassen.  Freilich 
bleibt  es  ein  arger  Übelstand,  dafs  diese  Detailuntersuchungen,  die  in  so 
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wirksamer  Weise  zur  Ergänzung  und  Belebung  einer  Generalstatistik 
dienen  könnten ,  nicht  planvoll  und  einheitlich  au  verschiedenen  Stellen 
des  Reiches  zugleich  in  Angriff  genommen,  sondern  hier  und  dort,  fast 
wie  es  der  Zufall  will,  begonnen  werden  ;  aber  bei  der  üblen  Lage  unserer 
sozialen  Statistik  überhaupt  müssen  wir  uns  schon  mit  diesen  vereinzelten 
Ansätzen  zufrieden   geben. 

An  die  Arbeiten  von  Thun  und  Braf  über  die  Industriebezirke  am 
Niederrhein  und  in  Nordböhmen ,  die  zum  grofsen  Theile  hausindustrielle 
Betriebsformen  behandeln,  und  die  Studien  des  Referenten  über  die  Haus- 
industrie in  Thüringen  schliessen  sich  die  vorstehend  angeführten  Schrif- 
ten in  bunter  Reihenfolge  an.  Man  sieht,  sie  sind  ziemlich  wirr  durch- 
einander gewürfelt,  wenn  man  sie  nach  den  Gegenden  betrachtet,  auf  die 
sie  sich  beziehen,  und  sie  sind  sehr  verschieden,  sowohl  nach  ihren  Ver- 
fassern, die  bald  Theoretiker,  bald  Praktiker  sind,  als  nach  ihrem  Um- 
fang und  Gehalt. 

In  erster  Linie  wird  unsere  Aufmerksamkeit  gefesselt  durch  das  Buch 
von  Schnapper-Arndt.  Dieses  vortreffliche  Werk,  welches  von  dem 
wissenschaftlichen  Ernste  seines  Verfassers  ein  rühmliches  Zeugnis  gibt, 
ist  zunächst  beachtenswert  durch  die  Eigenart  seiner  Methode.  In  an- 
ziehender Weise  wird  hier  der  Versuch  gemacht,  mittelst  genauester  Durch- 
forschung eines  engamgrenzten  Objektes,  —  handelt  es  sich  doch  nur 
um  5  Ortschaften  auf  dem  Hohen  Taunus  mit  zusammen  wenig  über 
3000  Einwohnern,  —  den  Einflufs  sozialer  Faktoren  womöglich  ebenso 
sicher  zu  erkennen,  wie  es  sonst  durch  die  Massenbeobachtung  geschieht. 
„Denn,  heisst  es  im  Vorwort,  wenn  es  eine  wesentliche  Funktion  dieser 
letzteren  ist,  den  Einflufs  unbekannter  Ursachen  zu  eliminiren,  kann  eben 
solches  nicht  auch  häufig  dadurch  erreicht  werden,  dafs  man  bei  kleinem 
Objekte  sich  aller  Antecedentieu  möglichst  zu  bemächtigen  sucht?  Besorgt 
nicht  die  Massenbeobachtuug  ihr  Geschäft  häufig  um  hohen  Preis,  so 
dafs  man  die  Masse,  welche  man  rief,  nicht  mehr  los  wird,  und  mit 
Mühe  den  Weg  nach  rückwärts  suchen  mufs,  um  auf  das  Detail  zu  ge- 
langen, von  welchem  ausgegangen  ist?"  Und  noch  bestimmter  drückt 
sich  unser  Autor  an  einer  anderen  Stelle  aus  (Selbstanzeige  in  Schmol- 
ler's  „Jahrbuch",  VII.  Jahrg.  S,  1391):  „Es  schien  mir  .  .,  dafs,  wenn 
es  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  ist,  auch  auf  das  Wollen  zu  wirken, 
alsdann  die  massenbeobachtende  Statistik  einer  ergänzenden  Beobachtungs- 
weise bedürfe,  welche,  anstatt  in  Verfolgung  eines  einzigen  Faktors  von 
Individuum  zu  Individuum  zu  eilen ,  ihrerseits  bei  dem  Einzelnen  ver- 
weile, um  zu  zeigen,  was  aus  ihm  werde  unter  dem  Einflüsse  aller  Fak- 
toren, die  auf  ihn  wirksam  sind." 

Demgemäfs  hat  Schnapper-Arndt  mit  einer  ungewöhnlichen 
Ausdauer  und  Gründlichkeit  (sein  erster  Besuch  in  den  Taunusdörfern 
erfolgte  schon  um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre)  die  Verhältnisse  dieser 
Dorfbewohner,  die  im  Grunde  nicht  viel  hervorstechendes  boten,  zum  be- 
vorzugten Gegenstaude  seines  Studiums  gemacht,  dergestalt,  dafs  schliefs- 
lich  eine  Miniaturstatistik  und  Beschreibung  der  Menschen  und  zwar  in 
der  Gesamtheit  ihrer  Beziehungen,  zu  Stande  kam,  die  an  Vollständigkeit 
und  wissenschaftlicher  Tüchtigkeit  vielleicht  nichts  zu  wünschen  übrig  läfst. 
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Wir  gestelien,  dalö  uns  bcBonders  die  lioliaudlung  der  etatistischen  Pai'tien 
des  liuchoB,  und  zwar  sowohl  der  bevölkerungs-  wie  der  induKtritstatisti- 
Bchen  Teile,  gleich  gelungen  zu  sein  scheint,  während  andererseits  der 
warme  Ton  der  Darstellung  in  den  beschreibenden  Partien  uns  auf  das 
synipiitliiachste  berührt  hat.  Es  ist  an  dieser  Stelle  ganz  unmöglich,  den 
ruichen  Inhalt  des  Buches  zur  Geltung  zu  bringen,  wir  dürfen  aucli  an- 
nehmen, dafs  eine  solche  Er.sclieinung  in  der  aufstrebenden  Litteratur  der 
deskriptiven  Nationalökonomie  nicht  leicht  überseilen  wird,  wir  beschrün- 
ken   uns  darum  auf  wenige   Angaben   und   Jiemorkungen, 

Nach  einer  kurzen  Einführung  in  die  Geschichte  der  5  Dorfschaften, 
die  bis  zum  Jahre  löOfi  auch  zu  einer  politischen  Einheit  vereint  ge- 
wesen, wird  in  dem  ersten  Abschnitte  des  iJuches  („der  Erwerb  und  seine 
(irundlagen")  zunächst  eine  genaue  Darstellung  des  landwirtschaftlichen 
Erwerbes  geboten.  (Vgl.  auch:  Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland,  I.  Bd., 
p.  145 — 169,  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.)  Bei  der 
meist  geringen  und  wenig  ergiebigen  Ortsflur  sehen  sich  die  Bewohner 
der  Taunusdörfer  vorwiegend  auf  den  Industrieerwerb  angewiesen.  Die 
Aläuner  sind  gewöhnlich  Nagelschraiede ,  die  Frauen  und  Kinder  stricken 
Filet.  Die  Nagelschmiederei  wird  von  Kleinmeistern  in  armseligen  Werk- 
stätten mit  der  primitivsten  Einrichtung  betrieben  ;  der  Absatz  der  "Ware 
geschieht  auf  dem  Hausierwege.  Die  Filetstrickerei,  zu  Anfang  der  fünf- 
ziger Jahre  in  philantropischer  Weise  eingeführt ,  trägt  vollständig  den 
Charakter  der  Hausindustrie ;  die  Leute  verarbeiten  den  ihnen  vom  Unter- 
nehmer gelieferten  Rohstoff  in  ihren  Behausungen  um  Stücklohn.  Die 
Verleger  der  Filetindustrie  sind  teils  ortsgebürtige,  teils  auswärtige  Unter- 
nehmer;  über  die  Art  ihres  Geschäftsbetriebes  erfahren  wir  nichts  näheres. 
Der  Arbeitsverdienst  ist  ein  sehr  geringer,  3 — 4  Pfennige  pro  Arbeits- 
stunde. „So  sind  denn  50 — 55  Pfennige  noch  immer  das  Maximum  dessen, 
was,  entsprechende  Nachfrage  vorausgesetzt,  eine  geübte  erwachsene 
Arbeiterin  im  Tage  zu  verdienen  vermag:  im  Tage,  d.  h.  in  all  der 
Zeit,  welche  zum  Essen  und  Schlafen  nicht  absolut  notwendig  ist.  Von 
6  Uhr  Morgens  bis  mindestens  10  Uhr  Abends  mufs  sie,  dies  zu  erzielen, 
thätig  sein ;  so  lange  sitzt  ein  solches  Mädchen  gebückt  über  seiner  Arbeit, 
bald  an  das  kleine  Fenster  gerückt,  bald  bei  der  Petroleumlampe  ,  unab- 
lässig den  Faden  schlingend,  kurze  Erholung  nur  bei  den  kärglichen 
Mahlzeiten  schöpfend.  Eine  Maschine,  nichts  anderes,  —  nur  dafs  sie 
ihren  Verbrauch  in  schwerem  Leid  fühlen  mufs!"  (p.  86).  Besonders 
erschreckend  ist  die  Ausdehnung  der  Kinderarbeit  in  dieser  Industrie, 
wofür  Schnapper  S.  87 — 91   charakteristische  Beispiele  anführt. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Buches  schildert  „Die  Menschen  und  ihr 
Leben."  Hier  werden  die  Wohnungen  und  deren  Übervölkerung,  der 
Hausrat,  die  Kleidung,  Ernährung,  dann  die  natürliche  und  soziale  Be- 
völkerungsbewegung, Kindersterblichkeit,  Gesundheitsverhältnisse,  die  mo- 
ralischen Zustände,  die  Gebräuche,  Feste,  Erholungen,  endlich  die  Ge- 
meindearmen und  die  Kranken  eingehend  und  liebevoll  behandelt.  Es 
folgen  eine  Reihe  höchst  bedeutsamer  Anlagen,  darunter  agrargewerbe- 
und  bevölkerungs  statistische  Tabellen  in  grofser  Zahl ,  die  mit  vielem 
Fleifse  zusammengestellt  sind,    sodann   zwei    besonders   wertvolle  Stücke, 
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die  Monographie  einer  besitzlosen  Chausseearbeiter-Familie  in  einem  Feld- 
bergdorfe ,  nebst  Einnahme-  und  Verbrauchsberechnungen ,  und  die  Stati- 
stik von  Konsum  und  Geldausgaben  einer  Landwirtschaft  treibenden  Nagel- 
schmiedsfamilie während  eines  bestimmten  Jahres,  nebst  Bemerkungen  über 
die  Methode  der  Anordnung  von  Haushaltungsbudgets.  Schnapper  hat 
schon  früher  einmal  in  der  Tübinger  Zeitschrift  (Jahrg.  188Ü,  Bd.  36,  S.  133 
ff.)  eine  lehrreiche  Wirtschaftsbeschreibung  und  -Statistik  der  Familie  eines 
Uhrschildmalers  im  badischen  Schwarzwald  gegeben ;  die  vorliegenden  neue- 
ren Arbeiten  oder  Veröffentlichungen  unseres  Autors  sind  vielleicht  noch 
genauer  und  jedenfalls  weit  übersichtlicher  und  systematischer  gehalten, 
so  dafs  man  von  allen  die  Haushaltung  betreffenden  Vorgängen  der  ge- 
nannten Einzelwirtschaften,  die  gewifs  in  manchen  Beziehungen  typisch 
sein   dürften,  ein  in  Wort  und  Zahl  wohl  ausgeführtes  Bild   erhält. 

Die  Schrift  von  Dr.  Louis  Bein  behandelt  die  Musikinstrumeuten- 
industrie  im  sächsischen  Voigtlande,  insbesondere  in  den  etwa  1  Quadrat- 
meile umfassenden  Gerichtsämtern  Markneukirchen  u.  Klingenthal ^).  Diese 
Hausindustrie  verdankt  ihren  Ursprung  böhmischen  Flüchtlingen  ,  die  die 
nahe  Grenze  überschritten  und  ihr  hergebrachtes  Handwerk,  das  Geigeu- 
machen,  auf  sächsischem  Boden  fortsetzten.  An  diesen  ältesten  Zweig 
der  Musikiustrumentenfabrikation  schlofs  sich  besonders  seit  der  2.  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  eine  ganze  Reihe  von  neuen  Gewerben  ,  unter 
denen  die  Zither-  und  Guitarrenfabrikation,  die  Blech-  und  Holzblasinstru- 
mentenerzeugung ,  das  Bogenmachergewerbe ,  die  Darrasaitenfabrikation, 
das  Trommelmacher-  und  Holzfutteralgewerbe ,  endlich  die  Harmonika- 
fabrikation von  Wichtigkeit  sind.  Alle  diese  Industrien  werden  in  ge- 
radezu erstaunlicher  Arbeitsteilung  betrieben ,  so  dafs  man  z.  B.  in  der 
Klingenthaler  Harmonikafabrikation  8  verschiedene  Hausgewerbe  kennt, 
aus  deren  Zusammenschlufs  erst  das  fertige  Produkt  entsteht.  Dr.  Bein 
hat  mit  vielem  Fleifs  besonders  die  Technik  der  einzelnen  Gewerbe  stu- 
diert und  bringt  hierüber  dankenswerte  Mitteilungen;  der  geschichtliche 
Teil  seiner  Arbeit  ist  aber  etwas  dürftig  ausgefallen,  wie  es  scheint  wegen 
der  Unzulänglichkeit  seiner  archivalischen  Quellen.  Die  Darstellung  der 
heutigen  Verhältnisse,  besonders  die  Schilderung  der  Lage  der  Arbeiter, 
hätten  wir  ausführlicher  gewünscht  und  mit  mehr  Zahlen  belegt;  hier 
frappiert  auch  der  merkwürdige  Optimismus  des  Autors,  der  leider  durch 
die  vorgebrachten  Thatsachen  wenig  gerechtfertigt  wird,  aber  die  sach- 
liche Darstellung  nicht  selten  in  unliebsamster  Weise  stört.  Dieser  Op- 
timismus verleitet  unseren  Autor  auch  zu  Ungenauigkeiten  und  leicht  hin- 
geworfenen Sätzen,  die  denn  doch  in  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  besser 
vermieden  würden.  Wir  wollen  nicht  davon  sprechen,  dafs  Dr.  Bein 
es  für  ein  „noch  heute  günstiges  Bild"  erklärt  (p.  79),  weil  in  Markneu- 
kirchen, wo  in  den  90er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  etwa  4,  in  den 
20er  Jahren  unseres  Jahrhunderts  erst  5,25  Personen  auf  ein  Haus  trafen, 
während  die  Behausungsziffer  schon  in  den  30er  Jahren  auf  7,25,  in  den 
50er  Jahren  auf  10,38,  in  den  70er  Jahren  auf  11  bis  11,45,  im  Jahre 
1880  sogar  auf   12  Personen  herangewachsen  war,  die  Zahl  der  im  Durch- 


1)  Vgl.  meine  Hausindustrie   in  Thüringen.      1    Teil,  p.   88  f, 

N.  F.  Bd.  IX. 
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Hchiiitt  auf  ein  Wohngebüude  eutfallenden  Personen  immer  noch   2,5   Per- 

Honeii    woiiif^tiP   bctruf^cii   habe,   al«  iti  Sonneberj?,   dem  Mittelpunkte  der 

thürinf^iHc.lien  Spielwareiiiiidustrie.  Dr.  Hein  «cbeint  sich  eben  niclit  an 
den  ^üblenen  Spruch  von  H  c  h  n  a  p  p  e  r- A  r  n  d  t  zu  halten  (im  Vorwort, 
p.  IX),  wornach  wir  wolil  unwerc  Annprüclio  an  da«,  was  den  Hürj^eru 
eines  zivilisierten  StautoH  ökonomiHch  und  geintig  gebührt,  hoch  genug 
stellen  dürfen,  „als  dafs  en  gerade  das  äuss  erste  Elend  sein  mül'ste, 
welches  auf  unsere  Sympathien  Anspruch  machen,  den  Mangel  einer  aus- 
gleiclionden  Gerechtigkeit  uns  empfinden  lassen  dürfte."  Aber  was  soll 
man  dazu  sagen,  wenn  unser  Autor  ,,die  teils  gleichen,  teils  noch  erfreu- 
licheren {\)  Tliatsachen"  in  den  zahlreichen  (Jrlscliaften  des  Klingenthaler 
Kirclienapieles  findet,  woselbst  nach  seinen  Angaben  IHfJl  durchschnitt- 
lich '2,1(1  Haushilltungen  und  1",73,  im  Jahre  IHHO  sogar  I  l,'2»j  Personen 
auf  ein  (Jebäude  kamen ,  während  selbst  im  erschreckend  übervölkerten 
Steinach,  —  wenn  schon  die  Zustände  im  Meininger  Oberland  den  Mals- 
stab bilden  sollen,  —  doch  nur  10,52  Personen  im  Durchschnitt  auf 
1  Haus  entfielen  ').  Aber  diese  Art,  mit  leichtem  Herzen  über  die  fatalsten 
Dinge  hinwegzukommen,  finden  wir  leider  überall  bei  Dr.  Bein.  So 
wird  auf  S.  83  rundweg  die  Kinderhausurbeit  als  ein  Umstand  bezeichnet, 
der  „zur  späteren  erhöhten  Geschicklichkeit  den  Grund  legt",  und  be- 
ruhigend hinzugefügt,  dafs  die  Kinder  in  Musikinstrumentenindustrie  nicht 
in  einer  die  Gesundheit  untergrabenden  Weise  ausgenutzt  werden,  wie 
dies  wohl  sonst  in  der  Hausindustrie,  natürlich  besonders  im  bösen  Sonne- 
berg vorkomme.  Aber  gleich  darauf  wird  für  „geschlossene  Etablissements" 
plaidiert,  in  welchen  die  Kinder  eines  ungleich  besseren  Looses  teilhaftig 
und  minder  abgearbeitet  würden,  als  in  der  Hausindustrie.  Wie  soll  man 
das  zusammenreimen  ? 

Die  folgenden  drei  Schriften  sind  Arbeiten  von  Praktikern,  die  sich 
einfach  als  thatsächliche  Darstellungen  geben,  aber  darum  keinen  minderen 
Wert  besitzen.  RudolfNekola,  ein  wackerer  Forstmeister  in  Gmunden, 
der  wahrscheinlich  sehr  verwundert  wäre,  sich  hier  besprochen  zu  finden, 
giebt  eine  treuherzige  Beschreibung  der  Holz-  und  Spielwaren-Hausindu- 
strie in  der  Viechtau  bei  Gmunden.  Da  seine  tieifsige  und  sehr  lesens- 
werte Schrift  wenig  bekannt  sein  dürfte ,  wollen  wir  hier  das  wichtigste 
von  ihrem  Inhalt  wiedergeben. 

In  der  „Viechtau",  wie  man  das  Gebiet  an  den  nördlichen  Ausläufern 
des  Höllengebirges  zwischen  Traun-  und  Attersee,  entlang  des  anmu- 
tigen Aurachthaies,  nennt,  sind  etwa  377  Familien  mit  755  (erwerbs- 
thätigen)  Personen  beschäftigt,  Land-  und  Hauswirtschaftsgeräte,  Löfiel, 
Spalt-  und  Drechslerwaren,  Schnitz-  und  Spielwaren  zumeist  in  gröb- 
ster Art  hausindustriell  herzustellen.  Das  flolzschnitzergewerbe  scheint 
hier  ähnlich  und  wohl  gleichzeitig  wie  in  Berchtesgaden ,  aus  der  Am- 
mergauer  Gegend  seinen  Ursprung  genommen  zu  haben.  Während  aber 
die  Berchtesgadener  Industrie  sich  bedeutender  entwickelte  und  schon 
1535    zünftig   erscheint,    ist    das  Handwerk    in    der  Viechtau    niemals    zu 

1 )  Während  der  Korrektur  kommen  uns  die  Ausb.ängebogen  des  II.  Teiles  der 
Bein'  seilen  Schrift  zu,  die  eine  sehr  umfangreiche  Darstellung  der  Textil-Industrie  des 
sächsischen  Voigtlandes  enthalten  und  besonders  besprochen  werden  sollen. 
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einer  so  festen  Gliederung  und  Ordnung  gelangt  und  steht  auch  heute 
sehr  zurück  gegenüber  der  glücklicheren  Schwester  von  Berchtesgaden. 
Schon  frühzeitig  (IGT) 5)  finden  wir  die  Viechtauer  Holzarbeiter  im  Kampfe 
mit  Beschränkungen  und  Mafsregeln,  durch  welche  der  Fiskus  als,  wie  es 
scheint,  alleiniger  Waldbesitzer  dem  Überhandnehmen  der  waldverwüsten- 
den „Träxler"  zu  wehren  suchte;  1694  traf  sie  der  härteste  Schlag,  in- 
dem ihnen  ihr  bis  dahin  frei  betriebener  Hausierhandel  mit  den  eigen 
erzeugten  Waren  in  allen  Provinzen  der  Monarchie  und  hauptsächlich  auf 
den  Märkten  und  „in  der  Pauerschaft"  entzogen  wurde.  Seit  jener  Zeit 
scheint  sich  das  heute  bestehende  Verlegertum  in  der  Viechtau  heraus- 
gebildet zu  haben ,  über  dessen  Wirksamkeit  wir  nur  wenige  vorsichtige 
Äufserungen  zu  hören  bekommen.  Darnach  besorgt  eine  beschränkte  An- 
zahl von  Händlern  den  gesamten  Umsatz ;  die  meisten  der  Arbeiter  haben 
keine  Ahnung  über  den  weiteren  Vertrieb  der  Waren ,  die  sie  erzeugt 
haben.  ,,Der  slowakische  Hausierer,  der  in  der  Viechtau  gern  sein  Waren- 
lager mit  Kochlöffeln,  Sprudlern,  Mäusefallen  und  vorwiegend  Pippen 
completiert,  ist  ein  gern  gesehener  Gast,  da  er  meistenteils  besser  zahlen 
soll,  als  der  Verleger."  (!)  (S.   5  f.) 

Trotz  Beschränkungen  und  Verboten  nahm  die  Zahl  der  Holz- 
arbeiter derart  zu ,  dafs  eine  Konscription  der  Auracher  Holzhandwerker 
im  Jahre  1782  schon  die  stattliche  Zahl  von  583  ergab.  So  kam  das 
gegenwärtige  Jahrhundert  heran  und  die  Viechtauer  führten,  so  gut  es 
ging ,  ihre  „eigentlich  immer  halb  unerlaubte  Existenz"  weiter.  Bis  in 
die  30er  Jahre  drehten  sich  alle  Kämpfe  zumeist  nur  um  die  gewisser- 
raafsen  obrigkeitliche  Bewilligung  oder  Nichtbewilligung  des  Rohstoffbe- 
zuges; die  Kosten  des  Rohstoffes  sprachen  bei  diesen  Konflikten  noch  nicht 
mit.  Jetzt  aber  entwickelte  sich  immer  srhärfer  auch  der  ,,Haudelsbegriff 
des  Holzpreises ,  der  bisher  nur  als  ein  minimaler  Zins  beim  Holzbezuge 
in  die  Wagschale  fiel".  Zugleich  verschlimmerten  sich  auch  die  Kon- 
kurrenzverhältnisse auf  dem  Markte,  stiegen  die  Lebensmittelpreise,  und 
so  wurde  die  „Viechtauer  Notstandsfrage"  in  die  Welt  gesetzt,  die  heute 
noch  ihrer  Lösung  harrt.  ,,Wir  sehen  da  förmlich  die  Ersitzung  des  Al- 
mosens vor  uns."  (S.  15.)  Wiederholt  wurde  von  seiten  der  Staatsver- 
waltung den  notleidenden  Schnitzern  durch  unentgeltliche  Abgabe  von  sog. 
Arbeitsholz  unter  die  Arme  gegriffen,  und  schon  in  den  1840er  Jahren 
wurde  das  ,, Arbeitsholz"  für  die  Viechtauer  zu  ermäfsigten  Preisen  nach 
3  Vermögenskategorien  verabfolgt.  Die  Stimmen  der  Forstorgane  erhoben 
sich  gegen  jede  Erweiterung  der  bereits  üblichen  Preisermäfsigung ,  in 
der  sie  nur  die  Keime  noch  weiterer  Versumpfung  und  Verarmung  er- 
blickten, ,,da  bei  dem  Umstände,  dafs  sich  die  Viechtauer  ausschliefslich  in 
den  Händen  ihrer  Warenverleger  befinden,  nur  jene,  nicht  aber  die  Holz- 
arbeiter das  Bene  hiervon  geniefsen  werden".  (S.  16.)  Im  Jahre  1863 
wurden  die  Holzschnitzer  und  Spielwarenverfertiger  neuerdings  konsigniert 
und  für  diese  allein  auf  Lebensdauer  Preisbemefsungskategorien  zum  Holz- 
bezuge entworfen ,  die  heute  noch  giltig  sind.  Es  wurden  damals  208 
Familien  in  18  Dörfern  gezählt,  die  von  der  Holzbearbeitung  lebten;  ihre. 
Zahl  hat  sich  trotz  des  natürlichen  Abgangs  von  29  Personen ,  bis  Ende 
1881   auf  377   Familien  erhöht,   von  denen   wie  es  scheint,   nur  die   1863 
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gezählton  das  Privilegium  des  Holzhezuges  ipkIi  <l<r  Taxe  haben;  ob  für 
flio  anderen  Schnitzer  der  öffentlielie  VerHtrich ,  oder  die  fn-ihändige  Ab- 
gabe dew  Ifolzen  iiblieh  '\h\  ,  iHt  nicht  zu  erKcbcn.  Jedenfalls  dauern  die 
Klagen  fort,  und  uDHor  (JewährHuiann ,  der  allerdings  Hclbcr  ForstnieiKtcr 
ifit,  sucht  die  in  der  Viechtau  ganz  allgemein  herrHchendo  AuHicht,  daf« 
geg(!H\v'ärtig  weit  m(!hr  l'iir  daw  Holz  bezahlt  werde,  alb  vor  .lahren,  einzig 
und  allein  aus  der  friiluir  minder  scharfen  Mafsermittlung  und  Sortierung 
des  HolzcB  zu   erklären.     (S.   48.) 

T^ie  Lage  d(!r  Arbeiter  wird  von  Nekola  in  den  dÜKterhü-n  l''arl)en 
geseliildert.  In  mitunter  nur  ,, durch  winzige  Lücken  Licht  hereinlasHenden 
Kammern  und  iib(Tvölkert(!n,  dumpfen,  überheizten  Stuben"  haust  inmitten 
der  ])aradi(!8ischst(n  Natur,  zu  Füfsen  des  imposanten  wettergrauen  Traun- 
HtciiuH,  das  Volk  der  Stihnitzcr,  „kleine  verkiimm(;rte  (iestalten,  mit  blassen, 
mageren  (lesichtern".  Mit  Zähigkeit  halten  sie  an  ihrem  (/(-werbe  fest, 
seihet  dann,  wenn  es  sie  gar  nicht  nährt;  ihre  ,,(iewohnh(!it,  in  über- 
heizt(!n  Stuben  hockend,  mit  dem  Schnitzmesscr  zu  hantieren,  mufs  wohl 
die  Unlust  und  sehliefslich  Unfähigkeit  zu  jeder  anderen  Arbeit  und  ins- 
besondere einer  Arbeit  im  Freien  herbeigeführt  haben",  —  zur  Z('it  der 
Heumahd  beispielsweise  und  der  Ernte  sollen  die  Schnitzer  selbst  zu  dem 
do])pelten  und  dreifachen  Verdienste  dennoch  nicht  zu  haben  sein.  Ihre 
Erzeugnisse ,  die  fast  nur  für  die  südslawischen  Länder  an  der  unteren 
Donau  und  für  llumänien  bestimmt  sind,  sind  meist  plump  und  in  der 
roh(!sten  Weise  hergestellt.  „Die  mechanischen  Hilfsmittel  der  Haus- 
industrie, äufsert  sich  diesbezüglich  Prof.  Dr.  W.  F.  Exner,  sind  die 
denkbar  primitivsten ,  sie  erregen  das  Mitleid  und  das  Staunen  des  Fach- 
mannes. An  diesen  Werkstätten  sind  die  Fortschritte  der  Jahrhunderte 
spurlos  vorübergegangen.  Wir  sind  nicht  mehr  in  Europa,  wenn  wir  in 
einer  Baucrnwerkstätte  der  Viechtaucr  weilen,  die  Siaraesen  und  Kaffern 
stehen  in  bezug  auf  das  Handwerksgerät  nicht  zurück  hinter  dem  bäuer- 
lichen Handarbeiter  der  Beskiden  und  des  Aurachthaies  ')."  Erst  in  der 
allerjüngsten  Zeit  (1881)  ist  besonders  durch  die  Bemühungen  des  ge- 
genannten Hofrats  Prof.  Exner  eine  Schnitzereischule  in  Neukirchen, 
im  Herzen  der  Viech  tau,  errichtet  worden,  die  sofort  von  mehr  als  50 
Schülern  besucht  war  und  recht  nützlich  wirken  dürfte.  Nekola  schlägt 
als  ein  anderes  Heilmittel  des  Viechtauer  Notstandes  die  Einrichtung 
eines  „subventionierten  Komraissionslagers"  in  Pest,  Belgrad,  Seralin, 
Sarajevo  etc.  vor,  um  die  Arbeiter  wenigstens  teilweise  von  dem  Ver- 
legerwesen zu  befreien.  (S.  45.)  Nach  seiner  Ansicht  müfsten  sich  die 
Konsulate  dieser  Sache  annehmen. 

Es  braucht  nach  dem  früher  gesagten  nicht  erst  ausgeführt  zu  werden, 
dafs  die  Lohnverdienste  in  der  Viechtau  ungemein  niedrig  sind.  So  be- 
kommen die  liöffelmaeher  (84  F'amilicn  mit  128  Personen)  für  das  Dutzend 
Löffel  3,  4  und  5  Kreuzer;  ein  geübter  Arbeiter  fertigt  deren  täglich  6 
— 8  Dutzend,  der  Verdienst  schwankt  also  zwischen  24 — 30,  höchstens 
40  Kreuzern,  wovon  aber  der  Holzpreis  in  Abrechnung  kommt.  Die  zahl- 
reichste Gruppe  unter  den   Viechtauer  Holzarbeitern    sind   die  Spielwaren- 


1)  Zitiert  auf  S.  4. 
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Schnitzer  (137  Familien  mit  329  Personen);  unter  ihnen  bekommen  bei- 
spielsweise diu  Rösselschnitzer  für  das  Dtzd.  9  Kr.,  die  Erzeugung  per 
Woche  beträgt  etwa  30  Dtzd.,  der  Wochenverdienst  stellt  sich  also  (das 
Holz  nicht  gerechnet)  auf  2,7  Fl.  Noch  geringer  ist  der  Verdienst  bei 
grofsen  Pferden,  deren  nur  3  Dtzd.  zu  45  Kr.  in  der  Woche  fertig  werden, 
so  dafs  das  Lohneinkommen  in  diesem  Gewerbszweige  gar  nur  1,25  Fl. 
wöchentlich  ausmacht!     (S.   35)  *). 

Die  folgenden  zwei  Publikationen,  die  wir  zu  besprechen  haben,  sind 
Handelskammerberichten  entnommen.  Die  erstere  behandelt  die  Haus- 
industrie im  deutschen  Südtyrol  und  ist  von  dem  damaligen  Sekretär  der 
Bozener  Handels-  und  Gewerbekammer  Dr.  A  n  g  e  r  e  r  verfafst.  Es  ist 
auch  hier  kein  erfreuliches  Bild,  das  uns  vorgeführt  wird;  die  vielgestal- 
tige Hausindustrie  im  deutschen  Südtyrol  und  im  Pusterthal  ist  im  ent- 
schiedenen Niedergang  begriffen,  einzelne  Zweige  sind  bereits  ganz  ver- 
schwunden. Angerer  findet  diesen  Rückgang  wesentlich  bedingt  durch 
die  Umwälzung  der  alten  Kommunikationsverhältnisse  seit  dem  Eisenbahn- 
verkehr, das  hierdurch  beförderte  Hereindringen  •  übermächtiger  fremder 
Konkurrenz  und  durch  die  Änderung  des  Geschmackes  in  der  Richtung, 
dafs  mehr  auf  Eleganz  und  Billigkeit  als  auf  Güte  und  Dauerhaftigkeit 
der  Erzeugnisse  Rücksicht  genommen  wird;  den  Arbeitern  im  entfernten 
Alpenthaie  fehlten  eben  die  Kentnisse  nicht  minder  wie  die  Geldmittel, 
um  sich  die  durch  die  heutige  Technik  gebotenen  Produktionsmittel  an- 
zuschaffen. 

Von  grofser  Bedeutung  ist  noch  immer  die  seit  200  Jahren  in  Gröden 
betriebene  Holzschnitzerei,  die  ursprünglich  Heiligenbilder  erzeugte,  in 
unserem  Jahrhundert  aber  sich  einer  Massenproduktion  von  Kinderspiel- 
waren zugewendet  hat.  „Reichtum  an  Holz  war  die  Voraussetzung  der 
Erzeugung,  Mangel  an  Konkurrenz  die  Voraussetzung  des  Absatzes  dieser 
Waren."  Seit  geraumer  Zeit  steht  es  mit  beidem  schlimm.  Die  Kon- 
kurrenz hat  das  Grödner  Kinderspielzeug  so  sehr  im  Preise  gedrückt, 
dafs  die  Erzeugung  dem  Arbeiter  kaum  mehr  soviel  abwirft,  „um  beim 
Mangel  eines  anderen  Gewerbes  den  Hunger  zu  stillen;  es  ist  soweit  ge- 
kommen, dafs  ein  Schnitzer  von  solchen  Kinderspielwaren  kaum  mehr 
arbeiten  kann,  wenn  er  das  Holz  kaufen  mufs,  weil  ihm  der  Holzwert 
nicht  einmal  gezahlt  wird".  (S.  167.)  Also  genau  dieselben  Zustände, 
wie  bei  den  Schnitzern  im  Meininger  Oberland,  die  auch  auf  „unentgelt- 
lichen Holzbezug"  angewiesen  sind  !  (Siehe  „Hausind,  in  Thür."  L,  S.  62, 
95  und  passim.)  Dabei  schwindet  der  Holzvorrat  und  bedroht  die  In- 
dustrie an  der  Wurzel.  Als  eine  Folge  der  hausindustriellen  Massenpro- 
duktion führt  Anger  er  die  starke  Vermehrung  der  Arbeiterbevölkerung 
an,  die  fast  durchwegs  auf  den  Ertrag  der  Schnitzerei  augewiesen  ist,  und 
als  notwendige  weitere  Konsequenz  dieser  ,, Massenproduktion,  die  den 
einzelnen  Schnitzer  zur  blofsea  Maschine  macht"  und  den  inneren  Wett- 
bewerb erhöht,    nennt  er  den  Umstand,    dafs  „der  Profit  der  Arbeiter   in 


1)  Vgl.  zu  der  Schrift  von  Nekola  meine  HausindusUie  in  Thüringen,  I. 
Teil,  das  Meininger  Oberland,  insbesondere  das  VIT.  Kapitel :  die  Schnitzer  und  Schach- 
telmacher ,  woselbst  sich  schlagende  Analogieen  mit  den  Zuständen  in  der  Viechtau  er- 
geben. 


54  Litteratur. 

den  Härifh-n  flor  Händler  blieb,  welche  reich  Roworden  bind  und  sich 
Hchön(;  liundliäuHcr  bauten,  «o  dulb  du»  Dorf  St.  Ulrich  eiu  Auhbchen  hat, 
Ulli   (l.is  CK   inuncheB  Städtchen   uuHereö    Landets   beneiden    liönute".    (S.  168.) 

Die  Zahl  der  heute  mit  Uolzöchnitzerei  bcBchäi'ti^ten  .Vrbeiter  beträgt 
2950,  in  Gruden  solbst  90^  der  OeBaratbevölkerung,  darunter  hiud  400 
Kinder  von  8  — 14  Jahren.  Die  Arbeit  der  Spielwarenuchnitzer  beginnt 
unraii^^H  November  und  dauert  bis  .luiii.  KrwachHene  arbeiten  von  C>  Uhr 
morgens  bis  10  Uhr  nachts  und  verdienen  40  —  80  Kr.  den  Tag.  Der 
Verdienst  der  Kinder  dürfte  auf  10  -1'2  Kr.  anzuschlagen  sein.  Die  Ver- 
h.Ttigiuig  von  religiösen  Figuren  ,  womit  sich  eine  kleine  Zahl  technisch 
ausgebildeter  Schnitzer  })eschäftigt  ,  N^irft  ein  besseres  Erträgnis  ab.  Der 
Wert  der  jährlichen  Ausfuhr  wird  von  den  Verlegern  auf  ungefähr  'J40 — 
270  000  (iulden  veranschlagt.  „Da  nun  in  dieser  Summe  aueli  ihre  Pro- 
zente inbegriffen  sind,  so  kann  man  wohl  mit  Grund  annehmen,  dafs  der 
tägliche  DurchsclinitlsverdienHl  der  Schnitzer  in  Gruden  ,  die  Kinder  ein- 
gerechnet, nicht  über  40  Kr.  zu  berechnen  ist.  Diesem  Verdienste  ent- 
sprechend ist  die  Lebensweise  des  Arbeiters  die  kümmerlichste  von  der 
Welt.  Er  wohnt  in  ärmlichen  Räumen  und  ist  ein  schweifsvoll  ver- 
dientes, karges  Brod."     (S.   169.) 

Als  Mittel  zur  Besserung  dieser  Zustände  wurde  von  der  Regierung 
1872  eine  Holzschnitzercischule  für  kirchliche  Arbeiten  in  Gröden  errichtet; 
sie  sollte  an  die  Stelle  roher  Schnitzerei  das  edlere  Bildhauergewerbe 
setzen  und  von  der  extensiven  Massenproduktion  zur  intensiven  Arbeit 
hinüberführen.  Leider  hatte  die  llegierung  kein  Glück  mit  ihren  Bestre- 
bungen, denn  die  Mehrzahl  der  Verleger,  die  gerade  beim  Verkauf  von 
ordinären  Kinderspielwareu  ihr  Hauptgeschäft  machen,  und  die  von  ihnen 
beeinliufste  Gemeindevertretung  zeigten  sich  wenig  entgegenkommend ; 
andererseits  sind  die  Arbeiter  meist  schon  zu  arm,  um  ihre  Kinder  in  die 
Fachschule  schicken  zu  können. 

Einen  ganz  entgegengesetzt  günstigen  Verlauf  hat  hingegen  die  Ent- 
wickelung  der  von  der  Regierung  im  Jahre  1874  zu  Cortiua  d'Ampezzo 
gegründeten  Industrieschule  genommen ,  die  in  3  Sektionen  für  Filigran- 
arbeiten, Holzschnitzerei  und  Holzeinlegerarbeit  zum  Mittelpunkte  der 
ganzen  Industrie  geworden  ist.  Dies  wurde  nach  Angerer  durcfi  eine 
bemerkenswerte  Organisation  der  Arbeit  erzielt,  die  „auf  sozialer  Basis  gestellt 
und  auf  Förderung  des  Gemeininteresses  mit  Ausschlufs  des  individuellen 
Nutzens  gerichtet  ist".  (S.  173.)  Das  ganze  industrielle  Unternehmen 
wird  nämlich  unter  der  Firma  der  Fachschule  geführt,  deren  Geschäfte 
(Einkauf  des  Rohproduktes  und  Verkauf  der  verfertigten  Gegenstände) 
vom  Schulkomitee,  an  dessen  Spitze  die  Gemeindevertretung  steht,  unent- 
geltlich besorgt  werden,  „weshalb  der  Arbeiter  nicht  nur  den  nach  dem 
Ertrage  der  Geschäfte  im  abgelaufenen  Betriebsjahre  berechneten  Lohn, 
sondern  auch  den  Unternehmungsgewinn  erhält,"  soweit  derselbe  nicht  zur 
Bildung  des  Reservefonds  verwendet  wird.  Die  beiden  Holzarbeitsschulen 
waren  im  Jahre  1880  von  42  Zöglingen  besucht,  die  Filigranschule  von 
18  Schülern.  Erzeugt  werden  Dekorations-  und  Schmuckgegenstände,  dann 
Blumen  und  Blumenbouquets  aun  Gold-  und  Silberfäden,  die  durch  Vermitte- 
lung  des  Handelsministeriums  aus  Wien  bezogen  werden ;  der  Umsatz  in  die- 
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sen  Artikeln  betrug  während  der  letzten  Jahre  durchschnittlich  10  000  Fl. 
Verkauft  werden  die  Erzeugnisse  in  erster  Linie  an  die  Fremden,  die  all- 
jährlich die  Wunderwelt  der  Dolomiten  besuchen  ;  die  Schule  besitzt  aber 
auTser  der  Verkaufsstelle  in  Cortina  noch  Lager  in  Wien ,  Berlin  und  an- 
deren Orten.  — 

Die  Zustände  in  der  Glauchau-Meeraner  Webwarenindustrie 
führten  im  Mai  1881  zur  Berufung  einer  amtlichen  Kommission,  die  eine 
Untersuchung  der  dortigen  Notlage  vornehmen  sollte^).  Die  wichtigsten 
Ergebnisse  dieser  Enquete  werden  im  folgenden  wiedergegeben. 

Die  Bedeutung  der  Glauchau-Meeraner  Webwarenindustrie  war  schon 
im  Jahre  1863  eine  sehr  grofse.  Es  wurden  nämlich  im  Bezirke,  welcher 
nicht  nur  die  Städte  Glauchau  und  Meerane  umfafst,  sondern  auch  einer- 
seits über  Zwickau  hinaus  bis  tief  in  das  Voigtland,  andererseits  über 
Hohenstein-Ernstthal  bis  nach  Chemnitz  reicht,  etwa  1,85  Millionen  Stück 
Ware  im  ungefähren  Werte  von  77,5  Millionen  Mark  erzeugt.  Zur  Her- 
stellung dieser  Ware  dienten  aufser  ca.  230  mechanischen  Webstühlen, 
welche  in  Meerane  standen,  in  und  für  Meerane  ca.  15  700,  in  und  für 
Glauchau  ca.  15  000,  zusammen  30  700  Handwebstühle;  bei  flottem  Ge- 
schäftsgange beschäftigten  diese  Handstühle  einschliefslich  der  Neben- 
arbeiten  50 — 60  000  Personen. 

Besonders  in  den  Jahren  1873  bis  1875  hat  dann  die  Zahl  der  mecha- 
nischen Webstühle  an  beiden  Orten  bedeutend  zugenommen,  während  die 
Handstühle  eine  sehr  erhebliche  Abnahme  zeigen.    Es  betrug  die  Zahl  der 

mechanischen    Webstühle     thätigen  Handwebstühle 

vorhandene  thätige 

1870  1880  1880  1874        1880 

in  Meerane  ....       400  2535  1689  2464        1904 

in  Glauchau      .     .      .        330  1060  738  2371        1290 

Zusammen        730  3595  2427  4835  3194 

Hierzu  kommen  noch,  Meeraner  Fabrikanten  gehörig,  in  Zeulenroda  und 
Ronneburg  212  mechanische  Webstühle,  von  denen  185  in  Gang  befind- 
lich sind,  deren  Hinzurechnung  die  entsprechenden  Summen  auf  3807  vor- 
handene und  2612  thätige  Kraftstühle  erhöhen  würde.  Auf  jeden  Kraft- 
stuhl  im  Durchschnitt  1,5  Arbeiter  gerechnet,  ein  gewifs  nicht  ungünstiges 
Verhältnis,  ergäbe  bei  voller  Beschäftigung  der  vorhandenen  Stühle  ein 
Erfordernis  von  5700  Arbeitern,  bei  den  wirklich  thätigen  gar  nur  von 
3640  Arbeitern.  Für  die  noch  thätigen  Handwebstühle  dürften  etwa  6000 
Personen  ausreichen,  es  fänden  also  gegenwärtig  nicht  mehr  50  — 
60000,  sondern  im  ganzen  10000  Arbeiter  in  der  Maschi- 
nen- und  Handweberei  Beschäftigung.  Ein  verhängnisvolles 
Ergebnis ! 

Wie  ist  nun  die  Lage  der  Webwarenarbeiter  ?  Der  Enquetebericht 
giebt  —  nach  einer  längeren  Erörterung  der  technologischen  und  kom- 
merziellen Zustände ,  die  wir  hier  übergehen  können  —  eigentlich  nur 
über  die  Verhältnisse  der  Handweber  genauere  Auskunft.  Die  Weber 
werden  von  den  Fabrikanten  entweder  direkt  oder  durch  Faktore  mit  Ar- 

1)  Der  Kommissionsbericht    findet    sich  abgedruckt    im  Jahresberichte    der  Handels- 
und Gewerbekammer  zu  Chemnitz,    1879   und   1880,   p.   140 — 156. 


56  L  i  1 1  e  r  a  t  u  r. 

beit  vcrHolicn ,  die  b(;i  cinif^on  Fabrikiuilen  bin  zu  ^  der  pcHumteii  Arbuit 
veririilUln.  iJci  ('iitlcrnttr,  z.  li.  im  Voij^tlüiidf  oder  IteurbiBcbeii,  wubntn- 
don  Webern  int  die  Jieiiutzuii}^  Holelier  MiUelHj)erhoneii  iiicbt  zu  verinciilen. 
Die  Fiiktore  hehultcn  von  d<;ni  Webeluhno  eiue  Verf^ütuiit?  zurück ,  die 
nicht  iibenill  j^leichmÜHöi}'  bi;ineHben  ist,  Houdc^rii  zwischen  50  Pf.  und  1 
M.  l)ei  J^ohnhülzen  von  (> — 10  M.  für  du»  Stück  variiert.  Über  ihr  (Je- 
HchiiltH^ebahren  führen  die  Hiiiidweber  luute  Klage,  aber  auch  über  die 
Ilnaitte  vieler  Fabrikanten,  den  Lohn  nach  dem  Stück  zu  beracHben.  Auf 
diese  WeiHe  sei  ob  alhniililicli  dahin  gekommen,  dafs  die  Länge  der  vom 
Welicr  zu  liefernden  Stücke  zu-,  (h-r  Lohn  hingegen  abgenommen  habe; 
lieiilzutiige  zähle  ein  Stück  oft  cbeiiKOviel  Meter,  als  früher  Ellen.  Die 
Kommission  erklart  den  Wunsch  der  Weber,  dafs  nach  dem  Vorgange 
einiger  Fabrikanten  allgemein  der  Wehlohn  nach  der  Meterzahl  bemessen 
werde,  für  durchaus  geresclitfertigt ;  seine  Berücksichtigung  würde  die  von 
den  verschiedenen  Fabrikanten  gezahlten  Löhne  leichter  vergleichbar 
machen  und  die  stete  Herabdrückung  der  Löhne,  wenn  auch  nicht  hem- 
men, so  doch   vor  der   Verdeckung    b(;wahren. 

Der  Verdienst  eines  Ilandwcbers  beträgt  gegenwärtig  in  der  ülau- 
chau-Meeraner  Gegend  (nacVi  Abrechnung  der  für  Nebenarbeiten  aufser 
dem  Hause  und  an  Geseileu  zu  zahlenden  Löhne,  vorausgesetzt  jedoch, 
dafs  die  im  Hause  ausführbaren  Nebenarbeiten ,  wie  Treiben  und  Spulen 
des  Garnes  von  der  Familie  besorgt  werden ,  wobei  die  Kinder  bisweilen 
schon  vom  sechsten  Jalire  an  an  das  Spulrad  gesetzt  und  zu  dieser  Arbeit 
während  ihrer  schulfreien  Zeit ,  nicht  selten  bis  tief  in  die  Nacht  ver- 
halten werden,  damit  die  Eltern  am  nächsten  Tage  weben  können)  der 
Wochenverdienst  also  beträgt,  volle  Beschäftigung  angenommen,  bei  der 
Arbeit  auf 

1  Webstuhle       ....       6    — lo,.=)  M. 

2  Webstühlen     ....       8,5^13,0    „ 

3  „  ....      II    —15,5    „ 

Hingegen  lauteten  die  entsprechenden  Verdienstsätze  in  den  besten 
Jahren  1856,  1857,  dann  1871  —  1873,  10-20,  18—35,  27—36  M.,  be- 
trugen also  damals  mehr  als  das  doppelte  von  heute. 

Noch  drastischer  sind  die  Auskünfte ,  die  uns  die  Kommission  über 
die  Einkommensverhältnisse  der  Handweber  gicbt.  Nach  dem  Glauchauer 
Webstuhl-Tarif,  der  von  der  Stadtbehörde  unter  Mitwirkung  von  Webern 
zu  dem  Zwecke  aufgestellt  wurde,  um  als  Grundlage  für  die  Steuerbemes- 
sung zn  dienen,  hat  ein  Handweber 

zumeist  (Klasse  II)  oft  auch  nur  (Klasse  I) 

mit  1   Webstuhle        .     .     .  375  M.  300  M. 

„     2  Webstühlen     .      .      .  525    „  450    „ 

jährliches  Einkommen.  Dies  ergiebt  für  die  Woche  in  Klasse  II  M.  7,21, 
beziehentlich  10,09,  in  Klasse  I  M.  5,77,  beziehentlich  8,65.  In  Meerane 
sind  seit  2  Jahren  sämtliche  Weber  an  mechanischen  Stühlen  und  die 
meisten  Handweber  nur  mit  dem  niedrigsten  steuerpflichtigen  Einkommens- 
betrage,  300  M.  jährlich  veranlagt  und  aufserdem  noch,  unter  Berück- 
sichtigung der  drückenden  Notlage,    nur  mit    der  Hälfte  der  entsprechen- 


t 


Nationalökonomische  Gesetzgebung.  57 

den    Steuer  herangezogen    worden.      Die    Kommunalsteuer-Restanten    (ein- 
schliefslich  Schulgelder)  betrugen  daselbst  im   April   1881. 
vom  Jahre   1878     ....       9  OOO  M. 

»  „        1879     •      •      •      ■     33100    >' 

„  .,        1880     ....     21  400    „ 

Zusammen  63  500  M. 

Der  gröfste  Teil  dieser  Steuerrückstände  stellte  sich  als  uneinbring- 
lich heraus.  Von  1730  Zwangsvollstreckungen  wegen  der  Steuerreste, 
welche  vom  1.  Oktober  1880  bis  31.  März  1881  gegen  Meeraner  Weber 
ausgeführt  wurden,  waren  nicht  weniger  als  1313  erfolglos!  Ahnliches 
wird  aus  Glauchau  berichtet.  — 

Es  ist  fürwahr  ein  wenig  glückliches  Bild,  welches  uns  die  Zustände 
in  den  geschilderten  Zweigen  der  deutschen  Hausindustrie  geboten  haben; 
und  zwar  fanden  wir  die  Verhältnisse  fast  nicht  minder  schlimm  in  Haus- 
gewerben, die  nahezu  ohne  jede  maschinelle  Konkurrenz  arbeiten,  wie  die 
meisten  Musikinstrumenten-  und  Holzgewerbe  im  Voigtlande,  in  der  Viech- 
tau und  im  deutschen  Südtirol,  als  wie  in  der  Glauchau-Meeraner  Haud- 
weberei,  die  durch  den  konkurrierenden  maschinellen  ürofsindustriebetrieb 
fast  auf  die  Neige  geraten  ist.  Gerne  möchten  wir  annehmen,  dafs  es  in 
anderen  Zweigen  besser  bestellt  sei,  aber  leider  lassen  uns  die  wenngleich 
spärlichen  und  zerstreuten  Nachrichten ,  die  hierüber  besonders  in  den 
Jahresberichten  der  deutschen  Fabrikinspektoren  zu  finden  sind ,  nichts 
gutes  vermuten.  Fast  überall  führen  die  deutscheu  Fabriken-Aufsichts- 
beamten gerade  die  Hausindustrie ,  die  bekanntlich  keiner  Inspektion 
untersteht,  als  eine  Betriebsform  an,  die  zu  den  ungeheuerlichsten  Mifb- 
bräuchen  und  Übelständen  Anlafs  giebt;  und  wir  müfsten  den  Umfang 
unserer  Anzeige  verdoppeln ,  wollten  wir  die  entsprechenden  Daten  nur 
aus  dem  jüngsten  Berichte  vom  Jahre  1882  herausheben.  Es  wäre  zu 
wünschen,  dafs  die  Erforschung  dieser  und  der  grofsindustriellen  Verhält- 
nisse ,  an  die  sich  eine  genauere  Darstellung  der  Lage  des  Handwerkes 
und  seiner  Arbeiter  schliefsen  müfste,  mit  aller  Energie,  besonders  von 
den  jüngeren  Kräften  unserer  Wissenschaft  unternommen  würde,  bis  dafs 
die  vollständige  Kenntnis  unserer  gewerblichen  und  industriellen  Zustände 
ein  abschliefsendes  Urteil  ermöglicht. 
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Gesetz  des  deutschen  Beichs  über  die  eingeschriebenen  Hilfs- 
kassen. 

Vom  7.  April   1876,  nebst  den  Abänderungen  durch  Gesetz  vom 

1.  Juni   1884. 

§.  1.  Kassen,  welche  die  gegenseitige  Unterstützung  ihrer  Mitglieder  für  den  Fall 
der  Krankheit  bezwecken  und  au/  freier  Übereinkun/t  beruhen,  erhalten  die  Rechte  einer 
eingeschriebenen  Hilfskasse  unter  den  nachstehend  angegebenen   Bedingungen. 

§.   2.     Die  Kasse  hat  einen  Namen  anzunehmen,   welcher  von   dem  aller  anderen,  au 
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dciiiselljuii   Orte  oder   in   ili-rselbcn   Ocmcindo  belindlicJicn   Hillskrt'^.seii    verschieden   ist  und 
die  zusälzliclii!   iJezi'i.  Iiuunn  :   ,,eint,'<!si!liri.:li<Mie   nill«,kK!,s<'"   enthalt. 
§.   3.      Das  Statut  der   Kas.se   niufs   Mistiinniuin,'  treffen: 
1.      üher   Namen,   Sitz   und   Zweck    iler    Ka.sse ; 
2       üher  den   Ueitritt  und   Au.vtrilt  der  Mitglieder; 
3.      üher  die   Hohe  der   IJeitrüi^e ; 

4       üher  die   V'>rau.ssetzun(,'cn,   die   Art   und   den    DinfanK  'l«''    l'nt<rstulzunj;en ; 
5.      üher  die  HilduiiK  <lcs   Vorstaude»,    üher  die    l-eKitimation   seiner   Mitt,'lieder   und   den 

Undanj;  .seiner   UefuKnisse; 
6      üher    die  ZiisaniinensetzunK    und   Berufung    iler  OeneralverHuininlunK    und    üher  die 

Art  iiirer  ni-sclilulsCa.s.sunf^ ; 
6a.   ilfxr    dir   JlUdunij    und    die   JltpuinUse    der    thrtlichen    VennallumjtttelUn ,    faiU  »olche 
n-richtet  merden  sollen; 

7.  üher  die   Ahäiiderunj,'  des   Statuts; 

8.  üher  die  Verwendung'  des  Kassonvorinögens  im  Falle  rjer  Auflösung  oder  Seliliefsunn 
der   Kasse ; 

9.  üher  die  Aufstellunj;   un<l   PrüfuiiR  der  .lahresrechnunt;. 

Das  Statut  darf  keine  JJestimmung  enthalt«;!!,  welche  mit  dem  Zwecke  der  Kasse  nieht 
in   Verhin<lunK  steht  oder  den    Vorschriften   dieses   Oesetzos   zuwiderlauft. 

i?  4.  Das  Statut  ist  in  zwei  Exemijlaren  dem  Vorstande  der  Oenieinde,  in  deren 
JJezirk  die  Kasse  iliren  Sitz  nimmt,  von  den  mit  der  Cicschäftsleitung  vorliiulii;  lietrauten 
1  crsonen  oder  von  dem  Vorstande  der  Kasse  in  I'erson  einzureichen.  Der  (Jemeinde- 
vorstand  hat  das  Statut  der  höheren  Verwaltungshehörde  ungesäumt  zu  übersenden;  diese 
eutsclieidet  üher  die  Zulassung  der  Kasse.  Der  Bescheid  ist  innerhalb  sechs  Wochen  zu 
erteilen. 

Die  Zulassung  darf  nur  versagt  werden,  wenn  das  Statut  den  Anforderungen  dieses 
Gesetzes  nicht  genügt.  Wird  die  Zulassung  versagt,  so  sind  die  Gründe  mitzuteilen. 
Gegen  die  Versagung  steht  der  Rekurs  zu;  wegen  des  Verfahrens  der  Behörden  gel- 
ten die  Vorschriften  der  §§.  20  und  21  der  Gewerbeordnung.  In  Elsafs-Lothriugen 
linden  statt  derselben  die  dort  geltenden  Bestimmungen  über  das  Verfahren  in  streitigen 
Verwaltungssachen  entsprechende  Anwendung.  Wird  die  Zulassung  ausgesprochen,  so  ist 
eine  Ausfertigung  des  Statuts,  versehen  mit  dem  Vermerke  der  erfolgten  Zulassung,  zu- 
rückzugehen. 

Abänderungen  des  Statuts  unterliegen  den  gleichen  Vorschriften.  Über  die  Zulassung 
eitler  Änderung,  durch  welche  der  Sitz  der  Kasse  verlegt  werden  soll,  hat  die  Behörde  des 
alten  Sitzes  zu  entscheiden. 

Di£  Zulassmig  einer  Kasse ,  welche  örtliche  Verwaltungsstellen  einrichtet ,  ist  bei  der- 
jenigen   Vei-iraltungsbehörde  zu  ertoirhen ,    in  deren   Bezirk  die  Hauptkasse  ihren  Sitz  nimmt. 

Auf  den  Antrag  der  Kasse  hat  die  höhere  Verwaltungsbehörde  bei  der  Zulassung  zu- 
gleich zu  bescheinigen,  da/s  das  Statut,  den  Vorschriften  des  §.75  des  Gesetzes  betr.  die 
Kranhenversichei-ung  der  Arbeiter,  vom  15.  Juni  1883  genügt.  Wird  die  Bescheinigung  ver- 
sagt, so  sind  die  Gründe  mitzuteilen.  Gegen  die  Versagung  steht  der  Rekurs  gemiifs  Ab- 
satz 2  zu. 

Eine  Kasse,  welche  behufs  Erhebung  der  Beiträge  und  Zahlung  der  Unterstützungen 
örtliche  Verwaltungsstellen  einrichtet,  hat  ihre  Zulassung  bei  derjenigen  Verwaltungs- 
behörde zu  erwirken,  in  deren  Bezirk  die  Hauptkasse  ihren  Sitz   hat. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  hat  die  Namen  der  zugelassenen  Hilfskassen  in  ein 
Register  einzutragen. 

§.  5.  Die  Kasse  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten 
eingehen,  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht 
klagen   und  verklagt  werden. 

Für  alle  Verbindlichkeiten  der  Kasse  haftet  den  Kassengläubigern  nur  das  Vermögen 
der  Kasse. 

Der  ordentliche  Gerichtsstand  der  Kasse  ist  bei  dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  sie 
ihren   Sitz  hat. 

§.   6.      Zum  Beitritt    der  Mitglieder    ist    eine    schriftliche  Erklärung    oder    die  Unter- 

Anm.  Die  in  abweichender  Schrift  gesetzten  Bestimmungen  sind  dem  Ges.  v.  1876 
neu  hinzugefügt.  In  Bezug  auf  die  aufgehobenen  Paragraphen  verweisen  wir  auf  Bd.  26 
S.    357  u.  w.,  wo  das  alte  Gesetz  abgedruckt  ist. 
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Zeichnung  des  Statuts  erforderlich.  Handzeichen  Schreibensunkundiger  bedürfen  der  Be- 
glaubigung durch  ein  Mitglied  des  Vorstandes,  oder  einer  örtlichen  Venoaltung s stelle ,  ver- 
gleiche §§.   19a.  ff. 

Der  Beitritt  darf  von  der  Beteiligung  an  anderen  Gesellschaften  oder  Vereinen  nur 
dann  abhängig  gemacht  werden,  wenn  eine  solche  Beteiligung  für  sämtliche  Mitglieder  bei 
Errichtung  der  Kasse  durch  das  Statut  vorgesehen  ist.  Im  Übrigen  darf  den  Mitgliedern 
die  Verpflichtung  zu  Handlungen  oder  Unterlassungen  ,  welche  mit  dem  Kassenzweck  in 
keiner  Verbindung  stehen,  nicht  auferlegt  werden. 

§.  7.  Das  Recht  der  Unterstützung  aus  der  Kasse  beginnt  für  sämtliche  Mitglieder 
spätestens  mit  dem  Ablauf  der  dreizehnten  auf  den  Beitritt  folgenden  Woche. 

Hat  ein  Mitglied  bereits  das  Recht  auf  Unterstützung  erworben ,  so  verbleibt  ihm 
dasselbe  auch  nach  dem  Austritte  oder  Ausschlüsse  für  die  nach  Absatz  1.  festgesetzte 
Frist.  Ist  der  Ausschlufs  wegen  Zahlungssäumnis  erfolgt,  so  läuft  diese  Frist  von  dem 
Tage,  bis  zu  welchem  die  Beiträge  bezahlt  sind. 

Für  die  erste  Woche  nach  dem  Beginn  der  Krankheit  kann  die  Gewährung  einer 
Unterstützung  ausgeschlossen   werden. 

Der  völlige  oder  teilvjeise  Ausschlufs  der  Unterstützung  ist  nur  in  Fällen  solcher  Kranlc- 
heiten  zulässiij,  welche  sich  die  Mitglieder  vorsätzlich  oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  an 
Schlägereien  oder  Raufhimdeln,  durch  Trunkfülliglceit  oder  geschlechtliche  Ausschioeifungen  zu- 
gezogen haben.  Soweit  die  Unterstützung  in  Gewahrung  Jrtier  ärztlicher  Behandlung  oder 
Arznei  besteht,  kann  sie  auch  in  diesen  Fällen  nicht  ausgeschlossen  werden- 

§.  8.  Die  Mitglieder  sind  der  Kasse  gegenüber  lediglich  zu  den  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  und  des  Statuts  festgesetzten  Beiträgen  verpflichtet. 

Nach  Mafsgabe  des  Geschlechts,  des  Gesundheitszustandes,  des  Lebensalters,  der  Be- 
schäftigung oder  des  Beschäftigungsortes  der  Mitglieder  darf  die  Höhe  der  Beiträge  ver- 
schieden bemessen  werden. 

Die  Einrichtung  von  Mitgliederklassen  mit  verschiedenen  Beitrags-  und  Unterstützungs- 
sätzen ist  zulässig. 

Im  Übrigen  müssen  die  Beiträge  und  Unterstützungen  für  alle  Mitglieder  nach  glei- 
chen Grundsätzen  abgemessen  sein. 

§.   9.     Aufgehoben. 

§.  10.  Der  Antrag  auf  Unterstützung  kann  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  ver- 
pfändet noch  übertragen,  noch  gepfändet  und  darf  nur  auf  geschiddete  Beiträge  aufgerechnet 
werden. 

§.    11.     Aufgehoben. 

§.  12.  Als  Krankenunter  Stützung  können  den  Mitgliedern  Krankengeld,  ärztliche  Be- 
handlung ,  Arznei  und  andere  Heilmittel ,  Verpflegung  in  einem  Krankenhause ,  sowie  die  ge- 
eigneten Mittel  zur  Erleichterung  der  ihnen  nach  der  Genesung  verbliebenen  körperlichen 
Mängel  geioährt  werden. 

Auch  kann  die  Krankenunterstiltzung  an  Wöchnerinnen  gewährt  und  die  Gciaährung 
ärztlicher  Behandhmg  auf  die  Familienangehörigen  der  Mitglieder  ausgedehnt  werden. 

§  13.  Zu  anderen  Zwecken,  als  den  in  §  12  bezeichneten  Unterstützungen  und  der 
Deckung  der  Verwaltungskosten,  dürfen  weder  Beiträge  von  den  Mitgliedern  erhoben 
werden,  noch  Verwendungen  aus  dem  Vermögen   der  Kasse  erfolgen. 

§.   14.     Aifgehoben. 

§.  15.  Der  Ausschlufs  von  Mitgliedern  aus  der  Kasse  kann  nur  unter  den  durch 
das  Statut  bestimmten  Formen  und  aus  den  darin  bezeichneten  Gründen  erfolgen.  Er  ist 
nur  zulässig  bei  dem  Wegfall  einer  die  Aufnahme  bedingenden  Voraussetzung,  für  den 
Fall  einer  Zahlungssäumnis  oder  einer  solchen  strafbaren  Handlung,  welche  eine  Ver- 
letzung der  Bestimmungen  des  Statuts  in  sich  schliefst.  Wegen  Überschreitung  der  Alters- 
grenze, über  welche  hinatis  nach  Bestimmung  des  Statuts  Mitglieder  nicht  aufgenommen  wer- 
den, und  wegen  Verätiderung  des  Gesundheitszustandes ,  von  welchem  nach  Bestimmung  des 
Statuts  die  Aufnahme  abhängig  ist,  darf  der  Ausschlufs  nicht  erfolgen.  Wegen  des  Aus- 
trittes oder  Ausschlusses  aus  einer  Gesellschaft  oder  einem  Vereine  können  Mitglieder 
nicht  ausgeschlossen  werden ,  wenn  sie  der  Kasse  bereits  zwei  Jahre  angehört  haben. 
Erfolgt  ihr  Ausschlufs  vor  Ablauf  dieser  Zeit,  so  haben  sie  Anspruch  auf  Ersatz  des  von 
ihnen  bezahlten  Eintrittsgeldes. 

§.  16.  Die  Kasse  mufs  einen  von  der  Generalversammlung  gewählten  Vorstand 
haben,  durch  welchen  sie  gerichtlich  und  aufsergerichtlich  vertreten  wird. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes ,  welche  die  Kasse  gerichtlich  und  aufsergerichtlich  ver- 
treten, haben  in  der  Generalversammlun,g  nur  eine  beratende  Stimme. 
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t^  17  Dil!  ZusaminnrisetzuriK  des  Vorstarnles  ,  sowiü  Jude  in  «Jer  Zusaiiiineiisetzung 
ili;s  VdisIhikIcs  eingetretene  Anilerun«  ist  dein  Vorstände  der  fJemeinde,  in  denn  He/irk 
die  Kasse  ihren  Sitz  Init ,  anzumelden  Die  Anineidunt,'  lial  durch  die  VorMandsuiit- 
«lieder  in  I'erson  oder  durcli  eine  i»e^;h^ubi^,'te  M-hriltliche  Krklaruin,'  zu  erf<)ij,'en.  Ist 
die  Anmeldung  nielit  tcüselndicn  ,  so  kann  eine  in  der  ZusainnnMisetzunn  eint,'etrel<5ne  Än- 
derung; dritten  l'ersoncn  nur  dann  ent(?e(fciiKONetzt  werden,  wenn  bewiesen  wird,  dafs  sie 
letzteren    bekannt  war. 

Zur  lie^itiniation  des  Vorstandes  bei  allen  Geschalten,  auch  den  das  Ilyputheken- 
und  Orundschuldwesen  betrelFenden ,  «cnüj^t  das  Zeu(,'nis  des  Vorstandes  der  Gemeinde, 
dafs  die  darin  bezeichneten  l'ersoncn  zur  Zeit  als  Mitf^liedor  des  Vorstandes  angemeldet 
sind 

tj.  18  Die  Hefugnis  des  Vorstandos,  die  Kasse  nach  aufsen  zu  vertreten,  wird  durch 
ilie   im   Statut   (^nthiiltene   Vollmacht   bestimmt. 

Durch  die  innerhalb  der  («renzcn  dieser  Vollmacht  im  Namen  der  Kasse  vom  Vor- 
stände  abgeschlossenen   Geschäfte  wird   die   Kasse   veridlichtct  und   ))erechligt. 

§.  19.  Dem  Vorstände  kann  zur  Überwachung  der  CJeschäftsleitung  ein  Ausschufs 
zur  Seite  gesetzt  W(!rden,   welcher  durch  die  (»eneralversammlung  zu   wählen   ist. 

tj.  1 9^1.  /he  Kasse  kann  für  /textinimte  Hczirkt  örtliche  Veiiraltunijsstellen  crru:/Uen 
und  denatlbcn  Joltjenile   Hefnynis  erteilen  : 

1.  licitrittscrldärnnyen  und  Anatritt»erkiärv,nijen  eiUyegenznnchmai ,  aumie  Handzeichen 
Schreiheii.suid-undigcr   In  (femöfshcit  des  §.   6   Abs.    1    zu  beglaid/i/jen  ; 

2.  Die  KassciJieiträge  zu  erhehen ,  über  tStundimtjKfje suche  :m  eidscheiden ,  die  Unter- 
stiitzuuijen  tiiiszuzahlen ,  somie  die  eiiii/ehctiden  Gelder ,  rtrrbeluiUlirh  andenrciter  Verfihjung 
des  Vorstandes  über  dieselben,  bis  zum  lielauf  einer  durchschnittiivhen  fuUben  Jahre sausijabe 
zum   Zvierk  des  Jietriebs  zu  veiinahren  und  anzidegeu ; 

3.  hunrichlungen  zur    Wahi-nehmung  der  Kr aidcenkon trolle  zu  treffen. 

§.  196.  Der  Vcra<i.mndwig  der  Kassenmitglieder,  für  welche  die  örtliche  Vcnnaltuwjs- 
stelle  en-ichtet  ist,  kann  die  Befugnis  beigelegt  irerden : 

1.  Die  Mitglieder  der  örtlichen  Verinaltung  und  den  Kassenarzt  für  den  betreffenden 
Bezirk  zu  vmhlen.  Die  Wahlen  bedürfen  der  Bestätigung  des  Vorstandes  (§.  16).  Der 
letztere  ist  befugt,  die  Gevmhlten,  welche  bei  der  Wahiiichmung  ihrer  Obliege-idieitai  den  ge- 
setzlichen und  statutarischen  Anforderungen  nicIit  genügen ,  zu  beseitigen  und  durch  andere 
zu  ersetzen  ; 

2.  Kassenreoisoren  für  die  Kasse  der  örtlichen  VenoaÜungssteUe  und  Krankenbesucher 
für  den.  Bezirk  derselben  zu  wählen ; 

3.  Kinen  oder  mehrere  Abgeordnete  zur  Generalversammlung  zu  wählen,  sofern  diese 
statutcnmäfsig  aus  Abgeordneten  besteht; 

4.  Anträge  and  Beschwerden  in  Angelegenheiten  der  Kasse  an  die  Generalversammlung 
zu  richten. 

§.  19c.  Weitere,  als  die  in  den  §.  19tt.  u.  196.  bezeichneten  Befugnisse  dürfen  den 
örtlichen  Vertnaltungsstellen  und  der  Gesamtheit  der  Mitglieder  Uwes  Bezirks  nicht  beigelegt 
werden. 

§.  19d.  Die  Kasse  hat  die  Aufsichtsbehörde,  in  deren  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat,  von 
der  Errichtung  jeder  örtlichen  Verwaltungsstelle  binnen  zwei  Wochen,  unter  Angehe  des  Sitzes 
lind  Bezirks  derselben  und  tcnter  Bezeichnung  der  Personen,  welche  zur  Zeit  die  örtlicfit  Ver- 
waltung führen,  Anzeige  zu  erstatten.  Die  Aufsichtsbehörde  hat  die  Anzeige,  sofern  die  ört- 
liche Verwaltungsstelle  ihren  Sitz  in  dem  Bezirke  einer  anderen  Aufsichtsbehörde  hat,  dieser 
mitzuteilen. 

Von  jeder  Änderung  des  Bezirks  der  örtlichen  Verwaltungsstelle  und  der  Zusammen- 
setzung ihrer   Veniialtung  hat  diese  der  Aufsichtsbehörde  ihres  Sitzes  Anzeige  zu  erstatten. 

%.  20.  Soweit  die  Angelegenheiten  der  Kasse  nicht  durch  den  Vorstand  oder  Aus- 
scliufs  wahrgenommen  werden ,  steht  die  Beschlufsnahme  darüber  der  Generalversamm- 
lung zu. 

Die  Generalversammlung  kann  dritten  Personen  ihre  Befugnisse  nicht  übertragen. 

Abänderungen   des  Status  bedürfen  ihrer  Zustimmung. 

§.  21.  In  der  Generalversammlung  hat  jedes  anwesende  Mitglied,  welches  grofs- 
jährig  und  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  ist,  eine  Stimme.  Mitglieder,  welche 
mit  den  Beiträgen  im  Rückstände  sind  ,  können  von  der  Teilnahme  au  der  Abstimmung 
ausgeschlossen  werden. 

Die  Generalversammlung  kann  auch  aus  Abgeordneten  gebildet  werden ,    welche  aus 
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der  Mitte  der  stimmfähigen  Mitglieder  zu  wählen  sind ;  die  Zahl  der  zu  wählenden  Ab- 
geordneten mufs  jedoch  mindestens  ziranzig  betragen  %ind  doppelt  so  gro/s  sein,  als  die 
Zahl  der    Vorstandsmitglieder. 

Soll  die  Wahl  der  Abgeordneten  von  den  Mitgliedern  nach  Abteilungen  vorgenommen 
werden^  so  inufs  die  Bildung  der  Wuhlabteüungen  und  die  Verteilung  der  Abgeordneten  auf 
dieselben  durch  das  Statut  erjolgen. 

§.  22.  Generalversammlungen  können  nur  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  an  einem 
Orte  abgehalten  werden ,  an  welchem  die  Kasse  eine  örtliche  Vemmltungsstelle  besitzt. 
Bei  der  Berufung  ist  der  Gegenstand  der  Beratung  anzugeben. 

Wird  von  dem  Ausschufs  oder  von  dem  zehnten  Teile  der  stimmfähigen  Mitglieder 
die  Berufung  der  Generalversammlung  beantragt ,  so  mufs  der  Vorstand  die  letztere 
berufen. 

§.   23.     Aufgehoben. 

§.  24.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kasse  sind  von  allen  den  Zwecken  der 
Kasse  fremden  Vereinnahmungen  und  Verausgabungen  getrennt  festzustellen  und  zu  ver- 
rechnen;  ebenso   sind   Bestände  gesondert  zu  verwahren. 

Verfügbare  Gelder  dürfen,  aufser  in  öffentlichen  Sparkassen,  ebenso  wie  die  Gelder 
Bevormundeter  angelegt  werden. 

§.  25.  Die  Kasse  hat  einen  Reservefonds  im  Mindestbetrage  der  durchschnittlichen  Jahres- 
ausgabe der  letzten  fünf  Rechnungsjahre  anzusammeln  und  erforderlichen  Falls  bis  zu  dieser 
Höhe  zu  ergänzen. 

So  lange  der  Reservefonds  diesen  Betrag  nicht  erreicht,  ist  denselben  mindestens  ein 
zehntel  des  Jahresbetrages  der  Kassenbeüräge  zuzuführen. 

8.  26.  Ergiebt  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse,  dafs  die  Einnahmen  der- 
selben Jede  Dechung  ihrer  Ausgaben  einschliefslich  der  Rüchlagen  zitr  Einsammlung  und  Er- 
gänzung des  Reservefonds  nicht  ausreichen,  so  ist  entweder  eine  Erhöhung  der  Beiträge  oder 
eine  Minderung  der  Kassenleistungen  herbcizufähren. 

Unterläfst  die  Kasse,  eine  dem  Bedürfnisse  entsprechende  Abänderung  herbeizuführen, 
so  hat  die  höhere  Verwaltungsbehörde  auf  Grund  eines  sachverständigen  Gutachtens  zu  er- 
öffnen, in  welcher  Art  und  in  welchem  Mafse  dieselbe  für  erforderlich  »u  erachten  und 
binnen  welcher  Frist  dieselbe  herbeizuführen  ist.  Die  trist  mufs  auf  mindestens  sechs 
Wochen  bestimmt  tuerdeu 

§.  27.  Die  Kasse  ist  verpflichtet.,  in  den  vorgeschriebenen  tristen  und  nach  den  vor- 
geschriebenen Formtdaren  Übersichten  über  die  Mitglieder,  über  die  Kranklieäs-  und,  Sterbe- 
fälle, über  die  vereinnahmten  Beiträge  und  die  geleisteten  Unterstützungen,  sowie  einen  Rech- 
nungsabschlufs  der  Aufsichtsbehörde  einzusenden. 

Sie  hat  das  .Ausscheiden  der  Mitglieder  au/  Erfordern  den  Aufsichtsbehörden,  in  deren 
Bezirk  dieselben  sich  aujhalten,  anzuzeigen.  Für  Mitglieder,  welche  sich  im  Bezirke  einer 
örtlichen    Verwaltungsstelle  aujhalten,  liec/t.  diese    Verpflichtung  der  letzteren  ob. 

§.  28.  Die  Kasse  kann  durch  Beschlufs  der  Generalversammlung  unter  Zustimmung 
von  mindestens  vier  Fünfteilen  sämtlicher  vertretener  Stimmen  aufgelöst  werden. 

§.  29.  Die  Schliefsung  einer  Kasse  kann  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
erfolgen ; 

1.  wenn  mehr  als  ein  Vierteil  der  Mitglieder  mit  der  Einzahlung  der  Beiträge  im 
Rückstande  ist  und  trotz  ergangener  Aufforderung  der  Aufsichtsbehörde  weder 
die  Beitreibung  der  fälligen  Beiträge,  noch  der  Aussehlufs  der  säumigen  Mitglieder 
erfolgen ; 

2.  wenn  die  Kasse  trotz  ergangener  Aufforderung  der  Aufsichtsbehörde  vier  Woclien 
mit  Zahlung  fälliger  nicht  streitiger  Unterstützungen  im  Rückstande  ist ; 

3.  wenn  die  Generalversammlung  einen  mit  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder 
des  Kassenstatuts  im  Widerspruch  stehenden  Beschlufs  gefafst  hat  und  der  Auf- 
lage der  Aufsichtsbehörde,  denselben  zurückzunehmen,  innerhalb  der  gesetzten 
auf  mindestens  sechs    Wochen  zu  bemessenden  Frist  nicht  nachgekommen  ist ; 

4.  wenn  dem  §  6  diesos  Gesetzes  zuwider  Mitglieder  zu  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen verpflichtet,  oder  wenn  der  Vorschrift  des  §.  13  entgegen  Beiträge  von 
den  Mitgliedern  erhoben  oder  Verwendungen  aus  dem  Vermögen  der  Kasse  be- 
wirkt werden ; 

5.  wenn  im  Falle  des  §.  26  Absatz  2  der  bestimmten  Frist  die  Erhöhung  der  Bei- 
träge oder  die  Minderung  der  Unterstützungssätze  in  dem  festgesetzten  Mafse  nicht 
erfolgt j 
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5a.  wenn  nick  rrijiehl,  dafs  nach  §§.  3  »/.  4  die  ZtJasmiuj  der  Kaite  hätte  verfüyt  loerden 
mümen,  und  die  frßyrderlirhe  Ahändt'mng  den  Nlatuts  nnurhal/t  einrr  von  der  höheren 
VfriiudliiHijahekörde  zu  bf.Uiviincnden,  luindettenH  Hechmiwrhentlicheii  Frist  niiht  f/ewirkt 
wtyrdeii  ist. 
6  wemi  Mitgliuder  aus  einem  iiatli  diosem  (leselze  lIl^/,ulü.s^it^(!ll  (iniiul«!  ;ium  der 
Kas.se  Hus^^esclilo.iscii    werden. 

(i<!}j;(!n  die  Mnfsregeln  der  VerwaltunKsl)eli(irde  ist  der  Uekurs  -/.uliissit; ;  wegen  des 
Vterfiilirens  und  der  lieliörden  gelten  die  Vorsidiriften  der  §§  20  und  21  der  (Jewerhe- 
urdnung.  in  Klsafs-Ijothringen  (inden  statt  derselben  (\u-  dort  geltenden  Hestiinnnmgen 
über  das   Verfahren   in   streiti(.;en    V'ijrwultungssacben   entsjirecbende  Anwendung 

Die  l'lröirnung  fbiS  Knnkursvcrfabrens  iibir  linc  Kusm'  liiil  die  Sehlicfsung  kraft 
Gesetzes  zur  Folge. 

tj.  30.  Hei  der  Auflösung  einer  Kusse  wird  die  Aliwickelung  der  Gcsebäfte ,  sofern 
die  GeneralversHinndung  nicdil  jinderwcilig  diiriilier  liescliliid'st ,  durch  den  N'orstHiid  voll- 
zogen. Genügt  dieser  seiner  Verjdliilitung  nicht,  oder  wird  die  Kasse  geschlo.ssen ,  so 
h.'it  die  Aufsiclilsbehörde  die  Abwickelung  der  Gcsebäfte  geeigneten  Personen  zu  über- 
trugen  und   deren   Namen   bekannt  zu   nnicben. 

t^,  .'51.  Von  dem  Zeitpunkte  der  Auflösung  oder  Seldiefsung  der  Kasse  ab  bleiben 
die  Mitglieder  noch  für  diejenigen  Zublungcn  verhaftet,  zu  welchen  .^ie  das  Statut  für 
den    K'ill   ihres  Austrittes   aus   iler  Kasse  verpflichtete. 

Das  Vermögen  der  Kasse  ist  nach  der  Auflösung  oder  Schliefsung  zunächst  zur 
Deckung  der  von  dem  Zeitpunkte  der  Auflösung  oder  Sehliefsung  bereits  eingetretenen 
ünterstützungsverjjllichtungen   zu  verwenden. 

§.  32.  Bis  zum  y\blaufe  eines  Jahres  nach  Auflösung  oder  Schliefsung  einer  Kasse 
kann  einer  für  die  gleichen  Zwecke  und  für  denselben  Mitglicderkreis  oder  für  einen 
Teil   desselben   neu  errichteten  Kasse   die  Zulassung  versagt  \verden. 

§.  33.  Die  Kassen  ^md  ihre  ürtlichen  Verwaltmujsstclleu  unterliegen  in  bezug  auf 
die  Befolgung  dieses  Gesetzes  der  Beaufsichtigung  durch  die  von  den  Landesregierungen 
zu  bestimmenden  Behörden.  3ht  der  Mafsijahc,  da/s  mit  den  von  den  höheren  Venraltungs- 
hehördcn  iiHihrzunehmendeii  Geschäften  diejenigen  höheren  Vennaltunc/sbehördeu  zu  betrauen 
sind,  welche  nach  Landesrecht  die  Aufsicht  oder  Oberavfsicht  in  Oemeindeangelegenheiten 
wahrzunehmen  haben. 

Die  Kassen  sind  verpflichtet  der  Aufsichtsbehörde  auf  Verlangen  jederzeit  ihre  Bücher, 
Verhandlungen  und  Rechnungen  im  Qescluiftslohale  der  Kasse  zur  Einsicht  vorzulegen  und 
die  Rcinsion  ihrer  Kassenbestönde  zu  gestatten. 

Die  Aufsichtsbehörde  beruft  die  Generalversammlung ,  falls  der  Vorstand  der  durch 
§.   22   begründeten   Verpflichtung  nicht  genügt. 

Sie  kiinn  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  örtlichen  Verwaltungsstellen,  sowie 
die  im  Falle  der  Auflösung  oder  Schliefsung  einer  Kasse  mit  der  Abwickelung  der  Ge- 
schäfte betrauten  Personen  zur  Erfüllung  der  durch  dieses  Gesetz  begründeten  Pflichten 
durch  Atidrohimg ,  Festsetzung  und  Vollstreckung  von  Geldstrafen  bis  zu  einhundert  Mark 
sowie  durch  die  sonstigen  nach  den  Landesgesetzen  ihr  zustehenden  Zwangsmiitel  anhalten. 
Gegen  die  Androhimg  und  Festsetzung  der  Geldstrafen  beziehungsweise  Antoendung  von 
Zvjangsmitteln  seitens  der  Aufsichtsbehörden  steht  den  Kassenvorständen  der  Rehurs  zu ; 
wegen  des  Verfahrens  und  der  Behörden  gelten  die  Vorschriften  der  §§.  20  und  21  der 
Reichsgewerbeordmtng. 

§.  34.  Mitglieder  des  Vorstandes,  des  Ausschusses  oder  einer  örtlichen  Verwaltungs- 
stelle, welche  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwider  handeln,  werden  mit  Geldstrafe 
bis  zu  dreihundert  Mark  bestraft.  Haben  sie  absichtlich  zum  Nachteil  der  Kasse  ge- 
handelt,  so  unterliegen  sie  der  Strafbestimmuug   des  §  266  des  Strafgesetzbuchs. 

§.  35.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kassen  zu  einem  Verbände  behufs  gegenseitiger 
Aushilfe  kann  unter  Zustimmung  der  Generalversammlungen  der  einzelnen  Kassen  und 
auf  Grund  eines  schriftlichen   Statuts  erfolgen. 

Der  Verband  ist  durch  einen  aus  der  Wahl  der  Vorstände  oder  Ausschüsse  der  be- 
teiligten Kassen  hervorgegangenen  Vorstand  zu  verwahen.  Seine  Pflichten  und  Befug- 
nisse bestimmt  das  Statut.  Sein  Sitz  darf  nur  an  einem  Orte  sein,  wo  eine  der  beteiligten 
Kassen   ihren   Sitz  hat. 

Der  Verband  unterliegt  nach  Mafsgabe  des  §.  33  der  Aufsicht  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Vorstand  seinen  Sitz  hat. 

Auf  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  die  sonstigen  Organe  des  Verbandes  finden 
diese  Bestimmungen  des  §.  34  Anwendung. 
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§.  35a.  Die  Eintraymigen  in  das  Hilfshassenregister  und  die  gemäfs  §.  17  ssJt  er- 
teilenden Zeugnisse  sind  gebühren-  und  »tempelfrei. 

§.  36.  Die  Verfassung  und  die  Rechte  der  auf  Grund  landesherrlicher  Vorschriften 
erricliteten  Hilfskassen  werden  durch  dieses  Gesetz  niclit  berührt;  die  Kassen  können 
jedoch  durch  die  Landesregierungen  zur  Einsendung  der  im  §.  27  bezeiclineten  Über- 
sichten  verpflichtet  werden. 

In  Ansehung  der  Kassen  der  Knappschaftsvereine  verbleibt  es  bei  den  dafür  mafs- 
gebenden  besonderen  Bestimmungen. 

Artikel  19. 

Die  Statuten  bestehender  eingeschriebener  Hilfskassen,  welche  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  nicht  genügen,  sind  der  erforderlichen  Abänderung  zu  unterziehen. 

Kassen,  welche  dieser  Verpflichtung  nicht  bis  zum  1.  Jan.  1885  genügen,  sind^  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  müer  Bestimmung  einer  mindestens  sechswöchentlichen  Frist  dazu 
aufzufordern  und  können  nach  unbenutztem  Ablauf  dieser  Frist  geschlossen  werden.  Die 
Schlief sung  erfolgt  nach   Mafsgabe  des  §.   29. 

Artikel  20. 

Von  bestehenden  eingeschriebenen  Uüfskassen,  welche  örtliche  Verwaltungsstellen  errichtet 
haben,  ist  die  im  §.  19<Z  vorgeschriebene  Anzeige  binnen  drei  Monaten  nach  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  zu  erstatten. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem  Kaiser- 
lichen Insiegel. 


Gegeben  Berlin,  den   1.   Juni   1884. 

(L.   S.) 


Wilhelm. 
Fürst  V.   Bismarck. 
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Bemerkungen  zur  landwirtsohaftlichen  Statistik,    insbesondere  zur 
Verschuldungs-Statistik. 

Von  H    von  Scheel. 

Seitdem  aus  Aulafs  der  üblen  Lage  der  Landwirtschaft  das  Interesse 
an  der  Statistik  auch  bei  den  Landwirten  selbst  erwacht  ist,  werden  aus 
diesen  Kreisen  heraus  statistische  Programme  aufgestellt,  welche  an  die 
statistische  Thätigkeit  sehr  erhebliche  Zumutungen  stellen,  ohne  dafs  der- 
selben zugleich  die  Mittel  und  Wege  gewiesen  werden,  wie  die  geäufser- 
ten  Wünsche  zu  erfüllen  seien.  Einige  Bemerkungen  über  hierbei  in 
der  Regel  nicht  genügend  erörterte  Fragen  mögen  nicht  überflüssig  er- 
scheinen. 

Eine  Vorfrage  für  die  Erhebungen  überhaupt  ist:  ob  sie  auf  dem 
Wege  der  Enquete  oder  der  Statistik  beizubringen  seien.  Hier 
kommt  in  betracht,  dafs  die  Enquete  als  Befragung  einer  mehr  oder 
weniger  grofsen  Zahl  von  Sachverständigen  bezüglich  ihrer  Wahrnehmun- 
gen über  Vorgänge  und  ihres  Urteils  über  Ursachen,  Wirkung  und  Ent- 
wickelung  derselben  allerdings  den  Vorzug  hat ,  für  Verwaltungs-  bezw. 
Gesetzgebungs-Zwecke    bereiteres    Material    zu   liefern    als    die    Statistik, 
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welche  lediglich  Thatsachen  ziffermäfnig  festzuHtfllen  vermag,  und  dafs 
sie  namentlich  zur  Ergänzung  der  Statistik  vielfach  gute  Dienste  wird 
leisten  können;  jedoch  wird  sich  der  Vorwurf  unrichtiger  Auswahl  der 
8a(;hv(;rHtändigen,  aucli  wenn  er  unhegründet  ist,  von  ilir  nicht  abwehren 
und    nie   ganz   entkräften    lassen. 

Hei  der  Enquete  tnten  aufserdeni  finanzielle  Bedenken  in  den  Vor- 
dergrund; denn  während  bei  statistischen  Krhebungen  ein  grofser  Teil 
der  Arbeit  durch  die  vorhandenen  amtlichen  (Jrgarie,  insbesondere  die 
Gemeindebehörden,  geleistet  wird,  ohne  dafs  besondere  Kosten  erwachsen, 
können  ausgewählte  Sachverständige  nicht  ohne  ihrer  Stellung  und  Ar- 
beit entsprechend(!  IJezahlung  herbeigezogen  werden ,  wenn  man  ihnen 
Erhebliches  zumuten  will.  Z.  li.  hat  die  j(;tzt  viel  besprochene  landwirt- 
schaftliche Enquete  im  GroCsherzogtum  liaden'),  bei  welcher  von  den 
1  ()()()  Gemeinden  des  Landes  nur  157  als  ,, typische"  herausgegriffen  und 
untersucht  worden  sind,  einen  Aufwand  von  .'50  000  M.  erfordert,  ohne 
dafs  alle  für  die  Lage  der  Landwirtschaft  wichtigen  Fragen  dabei  unter- 
sucht worden  wären;  um  für  die  ca.  80  000  Gemeinden  des  Deutschen 
licichs  eine  entsprechende  Enquete  ins  Werk  zu  setzen,  würden  gewifs 
gegen  2  000  000  M.  erfonlerlich  sein;  eine  Summe,  mit  der  vielleicht  eine 
auf  alle  Gemeinden  ausgedehnte  und  schon  darum  weniger  anfechtbare 
statistische  Aufnahme  ausgeführt  werden   könnte. 

Dazu  kommt,  dafs  regclmäfsige  Wiederholungen  gleichmäfsiger  Er- 
mittelungen auf  dem  Wege  der  Knquote,  schon  wegen  der  gröfseren  Ab- 
hängigkeit dieser  Aufnahme-Form  von  den  persönlichen  Eigenschaften 
der  Aufnahme-Organe  (Sachverständigen),  nicht  wohl  ausführbar  erscheinen. 

Eine  zweite  Vorfrage  ist  die ,  zum  Teil  mit  der  eben  erörterten  zu- 
sammenfallende: ob  mau  zur  Erleichterung  des  Verfahrens  typische 
Bezirke  herausgreifen  oder  die  Ermittelungen  gleichmäfsig  über  das  ganze 
Gebiet  erstrecken  solle.  Diese  Bezirke  müfsten  natürlich  so  gewählt  sein, 
dafs  man  aus  ihrer  Beschaffenheit  auf  diejenige  eines  gröfseren  Gebiets- 
abschnitts zu  schliefsen  berechtigt  wäre.  Hier  ist  aber,  analog  wie  bei 
der  Enquete,  der  Einwand  nicht  zu  beseitigen ,  dafs  die  Typen  unrichtig 
gewählt  seien,  und  es  ist  nicht  ersichtlich,  wie  mau  unwiderleglich  den 
Beweis  des  Gegenteils  führen  will.  In  der  That  ist  auch  nicht  recht  zu 
ei'kennen,  wie  man  typische  Bezirke  bestimmen  will ,  ohne  die  Verhält- 
nisse aller  Bezirke  vorher  zu  kennen.  Wenn  man  bei  der  soeben  er- 
wähnten Aufnahme  in  Baden  sich  mit  einer  so  kleinen  Zahl  von  Gemein- 
den begnügen  zu  dürfen  glaubte,  so  mag  das  durch  die  Eigentümlichkei- 
ten des  (übrigens  in  seinen  Teilen  doch  recht  verschiedenartigen)  Lan- 
des und  insbesondere  seiner  verhältnismäfsig  sehr  entwickelten  landwirt- 
schaftlichen Statistik  gerech tfei'tigt  sein ;  für  andere  deutsche  Staaten  und 
insbesondere  für  Preufsen ,  wo  die  landwirtschaftliche  Statistik  bekannt- 
lich noch  sehr  im  Rückstande  ist,  kann  dieser  Vorgang  aber  nicht  mafs- 
gebend  sein. 

Die  Enquete  und  die  Auswahl    typischer    Bezirke    stellen    sich  hier- 

1)  Erhebungen  über  die  Lage  der  Landwirtschaft  im  Grofsh.  Baden,  veranstaltet 
durch  das  grofsh.  Ministerium  des  Innern,  3  Bde.  spezielle,  1  Bd.  allgemeine  Ergebnisse, 
1   Atlas.     Karlsruhe,   1883. 
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nach  immer  nur  als  ein  durch  Maugel  an  Zeit  bezw.  Mitteln  gerechtfer- 
tigter Notbehelf  für  die  vollkommenere  Methode  einer  über  das  ganze 
Gebiet  erstreckten  statistischen  Aufnahme  dar.  Dafs  selbst  durch  eine 
noch  unvollkommenere  Methode,  wie  es  die  Aussendung  von  Fragebogen 
an  landwirtschaftliche  Vereine  oder  Yertrauenspersonen  ist ,  schon  sehr 
schätzenswerte  Arbeiten  geliefert  werden  können  ^) ,  soll  dabei  natürlich 
nicht  in  Frage  gestellt  werden ;  ein  nachhaltiger  Eindruck  wird  aber  da- 
durch nicht  hervorgebracht  und  vertrauenswerte  Grundlagen  für  prak- 
tische Mafsnahmen  werden  schon  wegen  des  regelmäfsig  nach  Sorgfalt 
und  Glaubwürdigkeit  höchst  ungleichen  Ausfalls  der  Antworten  damit 
nicht  beschafft. 

Unter  die  Wünsche  werden  vielfach  Vergleich  ungen  mit  frühe- 
ren  Zuständen  z.  B.  solche  über  den  Stand  der  Verschuldung  früher 
und  jetzt  aufgenommen.  Von  rückwärts  greifenden  Erhebungen  wird  aber 
regelmäfsig  Abstand  genommen  werden  müssen,  da  dieselben,  wenn  über- 
haupt möglich,  Kosten  und  Arbeit  verursachen ,  die  ganz  aufser  Verhält- 
nis zu  dem  zu  erhoffenden  Nutzen  stehen. 

Dafs  für  Deutschland  einheitliche  Erhebungen  hergestellt  wer- 
den möchten,  ist  ein  gewifs  gerechtfertigter  Wunsch.  Demselben  ist  auf  land- 
wirtschaftlichem Gebiete  bis  jetzt  Rechnung  getragen:  1.  bei  der  jähr- 
lichen Erntestatistik,  2.  bei  der  i.  J.  1878  zum  ersten,  1883  zum  zwei- 
ten Mal  veranstalteten  Aufnahme  über  die  landwirtschaftliche  Bodenbe- 
nutzung, 3.  bei  den  aus  dem  Material  der  Berufszähluug  vom  5.  Juni  1882 
aufzustellenden  Nachweisen  über  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  nach 
Gröfse,  landwirtschaftlich  und  forstlich  benutzter  Fläche,  Viehstand,  Ma- 
schinenbenutzung, 4.  bei  den  beiden  Viehzählungen  von  1873  und  1883. 
Bei  den  gegenwärtig  besonders  dringend  erscheinenden  Ermittelungen  über 
den  Stand  der  Verschuldung  ist  aber  die  Einheitlichkeit  der  Me- 
thode geradezu  ausgeschlossen,  denn  die  Grundbücher,  Hypothekenbücher 
und  Steuerlisten,  welche  als  Quellen  benutzt  werden  müfsten,  sind  in  den 
deutschen  Staaten  verschiedenartig  eingerichtet  und  die  gestellten  Fragen 
werden  daher  auch  nicht  überall  in  derselben  Weise  und  Vollständigkeit 
zu  beantworten  sein. 

Eins  der  beachtenswertesten  statistischen  Programme,  die  von  Landwir- 
ten ausgegangen  sind,  ist  das  des  deutschen  Landwirtschaftsrates, 
welches  dieser  in  seiner  Sitzung  von  1883  kund  gegeben  hat^).  Dasselbe 
legt  das  Hauptgewicht  auf  die  soeben  berührte  Frage  der  Verschul- 
dung: Es  werden  bezüglich  derselben  Aufnahmen  verlangt,  die  nach  grofsem, 
mittlerem  und  kleinem  Besitz  getrennt  vorzunehmen  wären.  Dies  Ver- 
langen erschwert  zwar  die  Aufnahmen  sehr,  da  man  hierzu  nicht  summa- 
rische Auszählungen    nach  Bezirken    vornehmen    kann ,    sondern    auf   die 


1)  Vorlage  des  k.  preufs.  Jlinisteis  für  Landwirtschaft  betr.  Berichte  der  landwirt- 
schaftlichen Zentralvereine  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Verhältnisse:  Landwirtschaft- 
liche Jahrbücher,  IJd.  XII,  Supplement  I,  1883.  —  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, Bd.   22 — 24  betr.  bäuerliche  Zustände  in  Deutschland.     Leipzig,   1883. 

2)  Archiv  des  deutschen  Landwirtschaftsrates,  Jahrg.  VII,  1883,  Heft  7  betr.  regel- 
mäfsig wiederkehrende  Erhebungen  über  die  Verschuldung,  Belastung  und  Bewegung 
der  ländlichen  Grundbesitzer  in  sämtlichen  deutschen  Bundesstaaten. 

N.  F.  Bd.  IX.  5 
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einzelnen  Besitzungen  zurückgehon  mufs;  iudesiien  ist  es  ein  durchaus 
sachgemärse» ;  ja  man  wird  namoutlich  hinsichtlich  der  kleineren  Besitzun- 
gen darauf  acliten  müssen,  wie  weit  eine  Verbindung  von  Landwirtschaft 
und  Gewerbe  bozw.  Industrie  statt  hat,  da  man  sonnt  zu  falschen  Schlüs- 
sen gelangen  müfsto.  Die  ürenze  zwisclien  den  drei  Kategorieen  wäre  am 
cinfacliHten  nach  der  Fläche  zu  ziolion,  wobei  jedoch,  um  den  Verschiedon- 
iioitcn  in  der  Bedeutung  (iiner  FläduiigrölHc  für  die  einzelnen  Landesteile 
Rechnung  zu  tragen,  verscliiedene  OrenztMi  zu  ziehen  oder  durchweg  zalil- 
reicho  Abstufungen  vorzunehmen  wären.  In  J'reufsen  sind  für  die  probe- 
weise Hypotheken-Statistik  in  52  Amtsgerichtsbezirken,  über  welche  in 
der  letzten  Sitzung  des  Landesökononiie-Kollegiums  Mitteilungen  gemacht 
wurden,  zur  Cii-enzbezeichnung  des  grofsen,  mittleren,  bäuerlichen  und  des 
Tagelöhner-Iksitzes  die  Betrüge  von  1  i;5,r>  M.,  28,7  M.  und  8,6  M.  Grund- 
steuer, entsprechend  einem  Grundsteuer-Jieinertrage  von  1500,  300  und 
90  M.  angenommen  worden.  Jedoch  wird  man  in  den  Grundsteuer- Ver- 
fassungen nicht  aller  deutschen  Staaten  brauchbare  Anhaltspunkte  für  eine 
entsprechende  Abstufung  finden. 

An  Vorarbeiten  für  eine  Verschuldungsstatistik  mangelt  es  in  Deutsch- 
land bekanntlich  so  gut  wie  ganz.  Die  öfter  envähnten  Erhebungen  in 
Bayern  erstrecken  sich  bis  jetzt  nur  auf  die  Zwangsversteigerungen,  die 
sie  auf  Grund  von  Angaben  der  Gemeindebehörden  nach  Gröfsenklassen 
der  versteigerten  Besitzungen  und  nach  Ursachen  der  Vergantung  auswei- 
sen ').  Auch  aus  dem  Königreich  Sachsen  sind  Nachweise  über  Zwangs- 
versteigerungen vorhanden,  auch  soll  für  1868  der  Stand  der  Hypothe- 
ken-Verschuldung dort  ermittelt  sein  2).  Für  Braunschweig  finden 
sich  Angaben  über  die  Hypotheken-Kapitalien  nach  Stadt  und  Land  ge- 
trennt für  5   verschiedene  Termine  (1856,   60,   65,   70,   74)  ^). 

Erheblichere  Arbeiten  in  dieser  Kichtung  sind  in  fremden  Staaten 
geleistet  worden. 

In  Österreich  werden  seit  1868  Aufzeichnungen  über  die  jährlichen 
Löschungen  und  Neu-Eintragungen  gemacht,  auch  ist  Ende  1881  eine 
einmalige  Aufnahme  über  den  Stand  der  Verschuldung  nach  den  bücher- 
lichen (nicht  den  faktisch  noch  geltenden)  Eintragungen  gemacht  worden, 
jedoch  ist  diesen  Aufnahmen  nach  dem  Zeugnisse  der  österreichischen 
amtlichen  Statistik  selbst  wegen  fundamentaler  Mängel  wenig  Wert  bei- 
zulegen ^). 

In  Frankreich  ist  der  Stand  der  hypothekarischen  Verschuldung 
durch  die  Hypothekenämter  für  Ende  1840  und  1876  aufgenommen  wor- 
den und  es  ist  dabei  auch    eine  Schätzung  der,    nach    Abzug    der    nicht 


1)  Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistischen  Biu'eaus,  Jahrg.  1880  S.  175,  Jahrg. 
1882  S.  52. 

2)  Zeitschrift  des  kgl.  sächsischen  statistischen  Bureaus,  Jahrg.  1864  S.  81  fg.,  1880 
S.  169  fg.  Die  Hypotheken-Aufnahme  ist  in  den  Schriften  des  Vereins  f.  Sozialpolitik 
Bd.  23  S.  211  Erwähnung  gethan. 

3)  Bürstenbinder,  Die  Landwirtschaft  im  Herzogt.  Braunschweig.  Braun- 
schweig, 1881.     S.  47. 

4)  Statistische  Monatsschrift,  IX.  Jahrg.  Wien,  1883.  S.  313  fg.  Statistische 
Nachweisuugen  über  den  Zinsfufs  der  Hypotheken-Darlehen  in  den  Reichsratsländern, 
1879.     Herausg.  v.   d.  K.  K.  Statistischen  Zentralkommission.     Wien,  1881. 
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mehr  giltigen  aber  noch  eingetragenen,  wirklich  bestehenden  Hypotheken 
gemacht  worden ;  indessen  sind  dabei  nicht  einmal  städtische  und  länd- 
liche, viel  weniger  die  Hypotheken  nach  Gröfsenklasseu  der  Besitzungen 
oder  ihrer  selbst  geschieden  '■). 

Aus  Italien  liegen  für  eine  Eeihe  von  Jahren  Nachrichten  über 
die  Eintragungen  und  Löschungen  nach  Verwaltungsbezirken  mit  Unter- 
scheidung der  zinstragenden   und  nichtzinstragenden   Kapitalien  vor  ^). 

Eine  besonders  ausführliche  Statistik  des  Grundkredits  haben  die 
Niederlande,  wo  seit  1876  jährlich  die  Neu-Eintragungen  und  die 
Löschungen  geschieden  nach  Gröfsenstufen  und  Zinsfufs  der  Kapitalien 
und  nach  Katasterbezirken  verzeichnet  sind,  und  für  1880  ist  auch  der 
Stand  der  Buchschulden  nach  denselben  Unterscheidungen   erhoben  ^). 

Nach  dem  Vorgange  dieser  Staaten  scheint  eine  blofse  Summierung 
der  Bucheinträge  in  den  einzelnen  Katasterbezirken  weder  mit  bedeuten- 
der Arbeit  noch  mit  besonderen  Kosten  verknüpft;  auch  Nachweisungen 
über  den  hypothekarischen  Zinsfufs  dürften  keinen  Schwierigkeiten  begeg- 
nen, wenn  man  davon  absieht,  dafs  der  eingetragene  Zinsfufs  häufig  dem 
wirklich  gezalilten  nicht  entspricht.  Solche  Aufzeichnungen  können  für 
längere  Zeiträume  immerhin  wertvoll  werden.  Genaue  Ermittelungen 
über  den  Stand  der  Kealschulden  wird  man  wegen  der  Schwierigkeiten, 
welche  die  Simultan-Hypotheken  und  die  Differenzen  zwischen  dem  fak- 
tischen und  bücherlichen  Stande  bieten,  nie  erhalten.  Die  der  Wirklich- 
keit am  nächsten  kommenden  Zahlen  scheinen  bis  jetzt  bei  der  erwähn- 
ten niederländischen  Aufnahme,  die  aus  Anlafs  einer  gesetzlich  angeord- 
neten neuen  Eintragung  aller  Hypotheken  gemacht  wurde,  erreicht  zu 
sein ,  jedoch  ist  eine  eingehende  Verwertung  dieser  Zahlen  nicht  er- 
sichtlich. 

Sofern  die  obige  Darstellung  der  bisherigen  Ansätze  zur  Hypotheken- 
Statistik  als  erschöpfend  gelten  darf,  dürften  wir  uns  jedenfalls  damit 
trösten,  dafs  uns  fremde  Staaten  noch  nicht  weit  voraus  sind. 


IL 

Statistik  der  vom  1.  Oktober  1879  bis  31.  Dezember  1883  in  Deutsch- 
land eröffneten  Konkurse. 

Von  C.  Lindenberg,  Amtsrichter  in  Berlin. 

I. 

Zahl  und  Zeit  der  Konkurseröffnungen. 

Der  Wunsch  nach  einer  detaillierten   statistischen    Zusammenstellung 
der  Konkurse  in  Deutschland  ist  unter  den  Statistikern,  welche  sich  zur 


1)  Bulletin  de  Statistique  et  de  ygislation  comparee.  Ministere  des  Finances.  t.  III 
p.  217. 

2)  Annuario  del  Ministero  delle  Finanze  XVIII,  1879,  S.   18C  fg. 

3)  Statistiek  van  het  gvondcrcdiet  in  Ncdcrland  ,  uitgegeven  door  het  Departement 
van  Financicn,  over  de  Jaren  187G — 78,  'sGravenliage,  1880;  over  de  Jaren  1879  en 
1880,  'sGravenhage,  1882. 

.'S* 
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Beurteilung  uuHcrnr  wirtKchaftlichon  und  kommerziellen  Verhältnigse  des 
einschlLiglichen  ZahlenmalerialH  bedienon  möchteu ,  allgemein.  In  der 
Presse  ist  vielfach  auf  die  im  Auslände  bereits  fast  allgemein  gewürdigte 
grofse  Wichtigkeit  einer  Konkursötatistik  hingewiesen,  und  auch  im  Ab- 
geordnetunhausü  ist  vor  zwei  Jahren  die  Angelegenheit,  irren  wir  nicht, 
vom  Abgeordnelen  S  ch  m  i  d  t-Stettin  zur  Sprache  gebracht.  Die  offizielle 
Statistik  der  Konkurse  beschränkt  sich  bis  jetzt  auf  sehr  summarische 
Notizen,  welche  in  der  vom  Ueichs-Justizamt  herausgegebenen  „Deutschen 
Justiz-Statistik"  (Berlin  188;j,  Puttkammer  und  .Mülilbrecht)  zusammenge- 
stellt sind  und  abgesehen  davon,  dafs  sie  sich  bis  jetzt  nur  auf  das  Jahr 
1881  erstrecken,  durch  den  Umstand,  dafs  sie  lediglich  die  Zahl  der 
Konkurseröffnungen  ,  der  IJeendigungon  und  die  Art  der  Beendigungen 
nach  Oberlandesgericlitsbezirken  berücksichtigen  ,  für  volkswirtschaftliche 
Zwecke  wenig  brauchbar  sich  erweisen.  Die  Statistik  der  EinzeLstaaten 
z.  B.  Preulsens,  welclie  sich  in  den  Justiz-Ministerialblättern  (z.  B.  Jahr- 
gang 1882  S.  237  und  Jalirgang  188!}  S.  24'J}  vorfindet,  ist  noch  viel 
kürzer  und  beschränkt  sich  nur  auf  wenige  Zeilen.  Man  kann  sich  mit 
liücksicht  auf  das  immer  fortschreitende  und  sich  vergröfsernde  Gebiet, 
welches  die  amtliche  Statistik  in  den  Kreis  ihrer  Beobachtung  zieht,  der 
Hoffnung  hingeben ,  dafs  in  nicht  zu  langer  Zeit  auch  dieser  Zweig  der 
Statistik  von  Seiten  der  Behörden,  die  ihn  zu  kultivieren  berufen  sind, 
eingehend  bearbeitet  werden  wird.  Inzwischen  aber  dürfte  es  keine  über- 
flüssige Arbeit  gewesen  sein,  deren  der  Verfasser  sich  unterzogen  hat, 
wenn  er  aus  einer  öffentlichen  Quelle  hier  eine  Zusammenstellung  der 
Konkurse  unternommen  hat.  Die  Mittel  dazu  wurden  durch  die  Keichs- 
Koukursordnung  vom  10.  Februar  1877  in  die  Hand  gegeben,  welche 
bestimmt,  dafs  die  Eröffnung  sowohl  wie  die  Beendigung  eines  Konkurs- 
verfahrens im  Eeichsanzeiger  publiziert  werden  mufs  (cf.  §§  103,  105, 
151,  174,  184,  191  K.  0.),  Das  hierdurch  geschaffene  Zentralorgan  des 
Eeichsanzeigers  konnte  also  von  der  Einfuhrung  der  Konkursordnung 
(1.  Oktober  1879)  an  als  Grundlage  einer  Koukursstatistik  benutzt  wer- 
den. Allerdings  mufste  sich  letztere  auf  dasjenige  beschränken ,  was 
nach  Lage  der  Gesetze  Gegenstand  der  Veröffentlichung  sein  mufs,  also 
Zeit  und  Ort  der  Eröffnung,  Name  und  Stand  des  Kridars ,  Zeit  der  Be- 
endigung, Art  der  Beendigung  und  Dauer  des  Konkurses.  Auf  alle  wei- 
teren Daten  ,  insbesondere  über  die  Höhe  der  angemeldeten  Forderungen 
und  des  Perzipiendums,  die  Zwangsvergleichsquote  etc.  mufste,  so  wün- 
schenswert dieselben  auch  gewesen  wären,  von  vornherein  verzichtet  wer- 
den. Immerhin  blieb  aber  noch  genug  übrig ,  um  eine  lehrreiche  und 
verwendbare  Statistik  zu  liefern. 

Nachstehende  Tabellen  etc.  lehnen  sich  also  lediglich  an  die  Ver- 
öffentlichungen des  Eeichsanzeigers  an  ,  welche  mit  möglichster  Genauig- 
keit exzerpiert  und  zusammengestellt  sind. 

Irrtümer  sind,  wie  bei  allen  derartigen  Privatarbeiten ,  nicht  ausge- 
schlossen, jedoch  nach  Möglichkeit  dadurch  vermieden,  dafs  das  ganze  Ur- 
material  zweimal  durchgearbeitet  ist.  Wo  Zweifel  obwalteten  und  Ver- 
sehen vermutet  wurden ,  sind  vielfach  direkte  Anfragen  an  die  Amtsge- 
richte ergangen ,  welche  in  den  meisten  Fällen  mit  anerkennenswerter 
Bereitwilligkeit  beantwortet  wurden. 


Miszellen.  69 

Einzelne  tJbelstände ,  welche  sich  bei  dieser  Art  der  Erhebung  her- 
ausgestellt haben ,  mögen  gleich  vorweg  erwähnt  werden.  Nach  der 
Keichs-Konkursordnung  ist  die  Publikation  im  Reichsanzeiger  Sache  der 
Gerichtsschreiber,  welche  die  Bekanntmachungen  völlig  selbständig  redi- 
gieren. Dafs  hierbei  mangels  einer  vorherigen  richterlichen  Kontrolle  oft 
Versehen  vorkommen,  dafs  überhaupt  die  ganze  Art  der  Publikation  sehr 
verschieden  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Ja  es  ist  die  Vermutung  vorhanden, 
dafs  oft  eine  Publikation  gänzlich  vergessen  wird;  in  einzelnen  Fällen 
liefs  sich  dies  bis  zur  Evidenz  konstatieren.  Insbesondere  mag  die  Be- 
endigung der  Konkurse  recht  oft  nicht  bekannt  gemacht  werden.  Die 
Unsicherheit,  die  hierdurch  in  unsere  Statistik  hineingetragen  wird ,  ist 
aber  nicht  so  grofs,  dafs  sie  die  Zahlen  wesentlich  alterieren  könnte. 
Wir  werden  am  Schlufs  Gelegenheit  nehmen,  unsere  Hauptzahlen  mit 
denen  der  offiziellen  Statistik  zu  vergleichen  und  dabei  darlegen,  dafs  die 
Differenzen  nur  gering,  zum  Teil  nur  scheinbar  sind.  Ferner  geht  oft 
aus  den  Veröffentlichungen  nicht  genügend  hervor,  worauf  sich  der  Kon- 
kurs erstreckt;  es  bleibt  zweifelhaft,  ob  er  lediglich  über  das  Vermögen 
einer  Handelsgesellschaft  oder  auch  über  das  Privatvermögen  der  Inhaber 
eröffnet  ist;  ob  zwischen  Eheleuten,  die  in  Konkurs  verfallen  sind,  Güter- 
gemeinschaft bestanden  hat  etc.  Auch  der  Stand  des  Kridars,  die  Zeit 
der  Konkurseröffnung  bezw.  -beendigung  sind  oft  garnicht  oder  nur  man- 
gelhaft angegeben ;  ja  die  publizierenden  Gerichte  hatten  in  einzelnen 
Fällen  ihren  Amtssitz  anzuführen  vergessen.  Kurz  und  gut,  es  finden 
sich  mannichfaltige  zweifelhafte  Daten.  Dieselben  sind  nach  Möglichkeit 
ergänzt  und  berichtigt. 

Es  könnte  bei  unserer  Zusammenstellung  Manchen  befremden ,  dafs 
die  Tabellen  nach  Oberlandesgerichtsbezirken  und  Landgerichtsbezirken, 
und  nicht  nach  Staaten,  Provinzen  und  Kreisen  aufgestellt  sind.  Den 
meisten  der  Leser  werden  die  unbekannten  Ortsnamen  nicht  zumuten, 
und  es  wird  der  Vergleich  mit  den  bekannteren  Provinzen  etc.  vielfach 
schwer  fallen.  Zur  Eechtfertigung  des  eingeschlagenen  Verfahrens  sei 
nur  angeführt,  dafs  die  Konkurse  von  den  Amtsgerichten ,  deren  Bezirke 
oft  mit  den  Verwaltungsbezirken  nicht  zusammenfallen ,  eröffnet  werden, 
und  dafs  die  niedrigste  Einheit,  auf  welcher  wir  unseren  statistischen 
Bau  fundamentieren  konnten ,  somit  aus  diesen  Amtsgerichten  bestand. 
Die  Amtsgerichte  konnten  nur  wieder  in  Landgerichte  zusammengefafst 
und  letztere  mufsten  nach  Oberlandesgerichten  geordnet  werden.  Eine 
Zusammenstellung  nach  Provinzen ,  Staaten  etc.  wäre  wohl  zuletzt  auch 
durchführbar  gewesen,  würde  dann  aber  ungleich  viel  mehr  Arbeit  ver- 
ursacht und  Irrtümer  ermöglicht  haben ,  als  die  schon  nicht  leicht  aufzu- 
führende Konstruktion  nach  juristischen  Bezirken,  Zur  Erklärung  der 
Oberlandsgerichtsbezirke  sei  hier  übrigens  folgendes  bemerkt : 

L  Der  Kammergerichtsbezirk  (Berlin)  umfafst  die  Stadt  Berlin  und 
die  Provinz  Brandenburg. 

2.  Der  Oberlandesgerichtsbczirk  Breslau  fällt  mit  der  Provinz 
Schlesien  zusammen. 

3,  Der  Bezirk  Kassel  umfafst  aus  der  Provinz  Hessen-Nassau  den 
Regierungsbezirk  Kassel    mit    Ausschlufs    der  Kreise  Rinteln ,    Schmalkai- 


^(j  M  i  s  z  c  1  1  c  n. 

den  und  z.  T.  auch  Hanau,  ferner  noch  aus  dem  Ueg.-Bez.  Wiesbaden,  den 
Kreis  liicdenkopf  und  endlich  das  Fürstentum   Waldcck. 

4,  J)(  r  Bezirk  Celle  deckt  die  I'rovinz  ilaunever  mit  Ausnahme 
eincB  kleinen  Teils,  aulViordem  i^chüreu  dazu  der  Kreis  Rinteln,  der  grölste 
'J'eil  des  Fürstentums   Lippe-Dctniold,  sowie   I'yrmunt. 

5.  Der  Bezirk  Köln  umfalst  die  ]lheinjjrovinz  mit  Ausschluls  der 
Kreise  Neuwied,  Wetzlar,  iJuisburg,  Essen,  Mülheim  a.  Ruhr,  Rees  und 
eines  Teiles  der  Kreise  Koblenz  und  Altenkirchen ;  ferner  gehört  dazu 
das  oldenburgische  Fürstentum  Birkenfeld. 

(i.  Der  ]k'zirk  Frankfurt  a.  M.  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Re- 
gierungsbezirk Wiesbaden  ausschliefslicb  des  Kreises  Biedenkopf,  fer- 
ner einem  Teile  des  Kreises  Hanau,  aus  den  rheinländischeu  Kreisen  Neu- 
wied und  Wetzlar  und  z.  T.  Kublenz  und  Altenkirchen,  endlich  aus  den 
Hohenzüllernschcn  Landen. 

7.  Der  Bezirk  Hamm  umfafst  die  Provinz  Westfalen,  sowie  die 
rheinländischeu  Kreise  Duisburg ,  Essen ,  Mühlheim  an  der  Ruhr  und 
RcoB,  sowie  Lippesche   Enklaven. 

8.  Der  Bezirk  Kiel  fällt  mit  der  Provinz  f^chleswig-Holstein  zu- 
sammen. 

9.  Der  Bezirk  Königsberg  enthält  die  Provinz   Ostprcufscn. 

10.  Ebenso  Bezirk  Marien  word  er  die  Provinz  Westpreufsen  mit 
Ausschlufs  des  Kreises  Deutsch-Krone. 

11.  Der  Bezirk  Naumburg  umfafst  die  Provinz  Sachsen  mit  Aus- 
nahme der  Kreise  Schleusingen  und  Zicgenrück ,  ferner  das  Herzogtum 
Anhalt,  das  Fürstentum  Schwarzburg-Sondershausen  und  einen  kleinen 
Teil  des  hannoverschen  Kreises  Zellerfeld. 

1 2.  Der  Bezirk  Posen  enthält  aufser  der  Provinz  Posen  den  wcst- 
preufsischon  Kreis  Deutsch-Krone. 

13.  Der  Bezirk  Stettin  deckt  sich  mit  der  Provinz  Pommern. 

14.  Der  Bezirk  Augsburg  umfafst  den  Regierungsbezirk  Schwaben 
und  Teile  des  Reg. -Bez.  Mittelfranken,  Oberbayern  und  Oberpfalz. 

15.  Der  Bezirk  Bamberg  umfafst  den  Reg.-Bez.  Oberfranken  und 
den  gröfsten  Teil  des  Reg.-Bez.  Unterfranken. 

1 6.  Der  Bezirk  München  enthält  im  allgemeinen  die  Regierungs- 
bezirke Ober-  und  Niederbayern. 

17.  Der  Bezirk  Nürnberg  umfafst  den  Reg.-Bez.  Oberpfalz  und 
einen  Teil  von  Mittelfranken. 

18.  Der  Bezirk  Zweibrücken  enthält  die  Pfalz. 

19.  Der  Bezirk  Stuttgart  fällt  mit  dem  Königreich  Württemberg 
zusammen. 

20.  Ebenso  der  Bezirk  Dresden  mit  dem  Königreich  Sachsen. 

21.  Ebenso  der  Bezirk  Karlsruhe  mit  dem  (/rofslierzogtum  Baden. 
21.  Ebenso  der  Bezirk  Rostock  mit  den  beiden  Mecklenburgischen 

Grofsherzogtümern. 

23.  Ebenso  der  Bezirk  Darmstadt  mit  dem  Grofsherzogtum  Hessen. 

24.  Der  Bezirk  Jena  umfafst  das  Gebiet  des  Grofsherzogtum s  Sach- 
sen-Weimar-Eisenach, der  Herzogtümer  Sachseu-Meiuingcn,  Sachsen- Alten- 
burg,   Sachsen-Koburg-Gotha,    der    Fürstentümer   Schwarzburg-Rudolstadt, 
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lleiifs  jüngere  und  lleufs  ältere  Linie  und  der  preufsischen  Kreise  Schleu- 
singen, Schmalkalden  und  Ziegenrück. 

25.  Der  Bezirk  Oldenburg  enthält  das  Grofsherzogtum  Oldenburg 
und  das  Fürstentum  Schaumburg-Lippe. 

26.  Der  Bezirk  Braunschweig  umfafst  das  gleichnamige  Grofs- 
herzogtum, 

27.  Der  Bezirk  Hamburg  enthält  die  3  Hansestädte  Hamburg, 
Bremen  und  Lübeck  und  das  Oldenburgische  Fürstentum  Lübeck. 

28.  Der  Bezirk  Kolmar  endlich  enthält  die  Eeichslande  Elsafs- 
Lothringen. 

Wir  wenden  uns  nun  speziell  zu  den  nachstehenden  5  Tabellen  und 
bemerken  zu  deren  Erläuterung  Folgendes: 

Tabelle  I  enthält  die  Zahl  der  Konkurseröffnungen  vom  1.  Okto- 
ber 1879  bis  3L  Dezember  1883,  und  zwar  sind  die  Zahlen  nach  Ober- 
landesgerichtsbezirken und  innerhalb  dieser  wieder  nach  Landgerichtsbezir- 
ken geordnet.  Bezüglich  der  Anordnung  ist  zu  erwähnen,  dafs  die  preufsi- 
schen Bezirke  vorweg  gestellt  sind  und  dafs  dieselben  unter  sich  ebenso 
wie  die  dann  folgenden  bayerischen  Bezirke  lediglich  nach  dem  Alphabet 
geordnet  sind ,  da  diese  Anordnung  das  Auffinden  der  einzelnen  Bezirke 
wesentlich  erleichtert  und  eine  andere  Folge,  etwa  von  Osten  nach  "We- 
sten, einen  besonderen  Zweck  nicht  haben  würde.  Die  demnächst  folgen- 
den Oberlandesgerichtsbezirke  sind  nach  der  Stellung  der  Länder  im  Deut- 
scheu Reiche  geordnet.  Die  ersten  5  senkrechten  Zahlenkolonnen  enthal- 
ten die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Jahren  eröffneten  Konkurse.  Kolonne  1 
umfafst,  wie  wir  es  hier  noch  ausdrücklich  hervorheben,  nur  das  IV.  Quar- 
tal 1879;  ihre  Zahlen  würden  also,  um  mit  den  folgenden  einigermafsen 
vergleichbar  zu  sein,  mit  4  multipliziert  oder  richtiger  nach  Analogie  der 
Tabelle  V  mit  100  multipliziert  und  durch  23,1  dividiert  werden  müssen. 
Doch  dürfte  die  sich  alsdann  für  das  Jahr  1879  ergebende  Zahl  der  Kon- 
kurse (7700)  bedeutend  zu  hoch  sein,  da  nicht  zu  vermuten  ist,  dafs  das 
Verhältnis  der  Quartale  untereinander  im  Jahre  1879  dasselbe  gewesen 
ist,  wie  in  den  Quartalen  der  Jahre  1880 — 83.  Es  läfst  sich  wohl  anneh- 
men, dafs  die  Einführung  der  neuen  Konkursordnung  in  den  ersten  Monaten 
derartig  exceptionelle  Verhältnisse  hervorgerufen  hat,  dafs  normale  Zu- 
stände erst  wieder  nach  Verlauf  von  ungefähr  einem  halben  Jahre  einge- 
treten sind.  Der  ziemlich  hohe  Prozentsatz  der  Konkurse,  welche  in  er- 
ster Zeit  bald  wieder  entweder  Mangels  Masse  oder  mit  Einwilligung  der 
Gläubiger  eingestellt  sind,  spricht  dafür,  dafs  einerseits  die  Gläubiger  sich 
von  der  Beantragung  des  Konkurses  Vorteile  versprachen,  die  ihnen  in 
"Wirklichkeit  nicht  geboten  werden  konnten,  andererseits  bei  den  Gerichten 
eine  sichere  Praxis  über  die  Anwendung  der  Bestimmungen,  wonach  beim 
Mangel  einer  zur  Deckung  genügenden  Masse  die  Eröffnung  des  Konkur- 
ses abgelehnt  werden  kann,  noch  nicht  vorhanden  war.  Die  sechste  Spalte 
enthält  die  Summe  aller  in  den  41/^  Jahren  eröffneten  Konkurse  und  die 
siebente  endlich  enthält  das  Verhältnis  der  Konkurseröffnung  zur  Einwoh- 
nerzahl des  betreffenden   Bezirks    nach    der  Zählung  vom   1.  Dezbr.    1880. 

In  der  Tabelle  II  sind  der  Übersichtlichkeit  halber  die  Zahlen  für 
die  Oberlandesgerichtsbezirke  nochmals  zusammengestellt  und   die    Haupt- 
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Bummc    für  das  j^anzc   Ileich  ^ezot^en.     Sonst    bietet    dicBC    Tabelle    nichts 
Neues. 

Nunmehr  zum  Inhalte  der  beiden  Tabollen  übergehend  wird  der 
Leser  nicht  verkennen,  dala  es  aufserordontlich  schwer  und  zum  Teil 
HOf^ar  unniöjjlich  ist,  aus  den  kleijioren  Xalilenreihen  direkte  Schlüsse  zu 
ziehen  auf  Bewef^ungen  in  den  nutionalökonoruischeu  Verhältnissen  der 
betreuenden  iJezirke.  Auf  den  ersten  lilick  erscheinen  die  Zahlen  so- 
gar zum  Teil  geradezu  willkürlich  und  systemlos.  Jiei  näherem  Studium 
wird  mau  aber  finden,  dal's  sich  doch  rocht  interessante  Gruppierungen 
bewerkstelligen  lassen,  sowohl  was  die  Zahl  der  Konkurse  unter  einander 
und  in  den  verschiedenen  Jahren  ,  als  was  das  Verhältnis  der  Konkurs- 
crofl'nungon  zur  Einwohnerzahl  betriflt.  Ohne  spezielles  Kingehen  auf 
die  J'iigentiimlichkeiteii  der  einzelnen  JJezirke  kann  man  allerdings  Kinzel- 
lieiton  nicht  bieten,  und  es  muis  dem  Leser  überlassen  ])leiben ,  da  zum 
S])tzialisieren  der  llaum  fehlt,  in  dieser  Jlinsicht  Schlufsfolgerungen  aus 
den  Zahlen  selbst  zu  ziehen.  Im  allgemeinen  aber  möge  noch  folgendes 
bemerkt  werden :  Die  Zahl  der  Konkurse  ist  in  dem  der  Arbeit  zu  Grunde 
liegenden  Zeitraum  entschieden  im  Abnehmen  begriffen.  Im  Jahre  1880 
wurden  5358,  im  Jahre  1881  5002,  im  Jahre  1882  4782  und  im  Jahre 
1883  4606  Konkurse  eröffnet,  sodafs  also  auf  das  Jahr  1883  752  oder 
14  Prozent  weniger  Konkurse  entfallen  als  auf  das  Jahr  1880.  Die 
einzelnen  Bezirke  partizipieren  an  dieser  abnehmenden  Tendenz  aller- 
dings aufserordentlich  verschieden.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  dafs 
in  Nordwest-,  West-  und  einem  Teil  von  Süddeutschlaud  die  Abnahme 
bedeutend  gröfser  ist  als  in  Mitteldeutschland  und  dafs  der  Osten  sogar 
eine  Zunahme  zeigt.  Nimmt  man  die  Zahl  der  im  Jahre  1880  eröffneten 
Konkurse  =  100  an,  so  sind  im  Jahre  1883  eröffnet  in  den  Bezirken 
Frankfurt  a.  M.  41,4,  Brauuschweig  42,1,  Rostock  43,0,  Stuttgart  47,1 
und  Oldenburg  48,0  Konkurse.  Nächst  diesen  5  Bezirken,  welche  in 
Bezug  auf  die  Abnahme  der  Konkurse  die  Extreme  bilden,  rangieren  die 
anderen  Bezirke  in  folgender  Ordnung:  Celle  55,4,  Augsburg  57,8,  Hamm 
67,8,  Kiel  75,1,  Darmstadt  75,3,  Bamberg  76,4,  Köln  79,3,  Kassel  83,3 
Naumburg  84,0,  Zweibrückeu  87,8,  Karlsruhe  91,8,  Kolmar  93,3,  Stettin 
94,2  und  Hamburg  97,5.  Diese  Bezirke  weisen  also  sämtlich  eine  Ab- 
nahme der  Konkurse  auf.  Dagegen  haben  in  folgenden  Bezirken  die 
Konkurse  zugenommen:  in  München  von  100  auf  106,2  Königsberg  in 
Treufsen  auf  108,4,  Posen  auf  109,6,  Berlin  auf  124,5,  Breslau  auf  138,0, 
Nürnberg  auf  138,6,  Marienwerder  auf  148,3,  Jena  auf  149,2  und  Dresden 
auf  164,9,  Es  ergiebt  sich  somit,  dafs  sämtliche  Bezirke,  die  an  der 
Grenze  nach  Rufslaud  und  Österreich  liegen,  im  Osten  auch  noch  die 
weiter  ins  Land  hinein  liegenden,  eine  Zunahme  zeigen,  von  Ostpreufsen 
bis  Oberbayern.  Von  den  preufsischen  Provinzen  rechts  der  Elbe  zeigt 
nur  Pommern  eine  geringe  Abnahme.  Der  Westen,  sich  in  Mecklenburg 
bis  über  die  Elbe  erstreckend ,  ergiebt  eine  entschiedene  Abnahme ,  die 
stellenweise  recht  beträchtlich  ist,  sich  aber  nach  Mitteldeutschland  und 
der  französischen  Grenze  zu  verringert.  Als  besonders  auffällig  erwähnen 
wir  die  grofse  Abnahme  der  Konkurse  in  Ostfriesland  (Landgericht  Aurich 
von   77  auf  27),  Hessen-Nassau  (Limburg  von  92  auf  22  und  Wiesbaden 
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vou  59  auf  20),  Schwaben  (Augsburg  von  45  auf  17),  ganz  Württemberg 
(830  auf  391,  darunter  Stuttgart  von  167  auf  66,  Tübingen  von  153 
auf  62,  Heilbronn  von  101  auf  41,  Ellwangen  von  96  auf  44  etc.), 
Mecklenburg  (Güstrow  von  38  auf  13,  Schwerin  von  53  auf  31),  endlich 
Oldenburg  (71  auf  36)  und  Braunschweig  (von  47  auf  21).  Dem  gegen- 
über zeigen  auch  einzelne  Bezirke  besonders  starke  Vermehrungen ;  wir 
heben  hervor  Elbing  von  8  auf  26,  Thorn  von  5  auf  16,  Erfurt  von 
8  auf  23,  Nürnberg  von  20  auf  39  und  Gera  von  25  auf  45.  Besondere 
Beachtung  verdient  das  Königreich  Sachsen,  in  welchem  sich  fast  durch- 
gängig eine  stark  steigende  Bewegung  zeigt,  die  besonders  im  Land- 
gerichtsbezirk Chemnitz  (54  —  73  —  81— 119)  und  Dresden  (98 — 125  — 
144 — 170)  scharf  ausgeprägt  ist.  In  dem  Teile  dieser  Arbeit,  der  die 
Konkurse  nach  Berufsklassen  der  Kridare  ordnen  wird,  findet  sich  viel- 
leicht Gelegenheit,  der  Ursache  dieser  eigentümlichen  Zunahme  näher 
nachzuforschen. 

In  der  Spalte  6,  welche  die  Gesaratzahl  der  Konkurse  innerhalb  der 
4^1^  Jahr  vom  l.|10.  79  —  Ende  1883  enthält,  zeigen  sich  unter  den 
einzelnen  Bezirken ,  wenn  man  die  absolute  Zahl  der  Konkurseröifnungen 
betrachtet,  aufserordentliche  Verschiedenheiten.  Die  Zahl  der  Fallissements 
in  den  Landgerichtsbezirken  schwankt  zwischen  624  und  11.  Das  Maxi- 
mum mit  624  hat  Berlin  I  inne,  dann  folgen  Dresden  mit  559,  Stuttgart 
mit  467,  Leipzig  mit  458,  Flensburg  mit  451,  Tübingen  mit  433,  Ham- 
burg mit  396,  München  mit  389,  Darmstadt  mit  372  und  Kiel  mit  345. 
Im  ganzen  haben  35  Laudgerichtsbezirke  über  200,  dagegen  45  unter  50 
Konkurseröffnungen.  Untenan  stehen  Ostrowo  mit  24,  Meseritz  mit  20, 
Hechingen  mit  12  und  Bückeburg  mit  11.  Unter  den  gröfseren  Ein- 
heiten der  Oberlandesgerichtsbezirke  haben  die  erste  Stelle  Stuttgart  mit 
2478  und  Dresden  mit  2216,  dann  folgen  in  weitem  Zwischenraum  Berlin 
mit  1171,  Celle  mit  1169  und  Kiel  mit  1121.  Die  wenigsten  Konkurs- 
eröffnungen haben  Oldenburg  mit  262  und  Braunschweig  mit  205. 

Diese  Zahlen  geben  aber  von  der  Verbreitung  der  Konkurse  keine 
rechte  Idee,  da  die  Bezirke  der  einzelnen  Landgerichte  und  Oberlandes- 
gerichte nach  Gröfse  und  Bevölkerungszahl  unter  einander  auTserordentlich 
verschieden  sind.  Klar  wird  das  Bild  erst,  wenn  man  wie  in  Spalte  7 
geschehen,  die  Zahl  der  Konkurse  mit  der  Zahl  der  Einwohner  vergleicht. 
Wir  haben ,  um  die  Zahlen  nicht  zu  grofs  zu  machen ,  nicht  die  durch- 
schnittliche jährliche  Zahl  der  Konkurse  mit  der  Zahl  der  Einwohner 
verglichen,  vielmehr  die  Gesamtzahl  der  4*1^  Jahre.  Da  ergiebt  sich  denn, 
dafs  innerhalb  des  gesamten  Deutschen  Reichs  auf  je  2101  Einwohner 
der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880  eine  Konkurseröffnung  entfallt. 
Wie  verschieden  ist  aber  dieses  Verhältnis  zwischen  den  einzelnen  Be- 
zirken !  Ein  Blick  auf  die  Tabelle  II  zeigt,  dafs  im  Bezirk  Stuttgart 
verhältnismäfsig  O^jg  mal  mehr  Konkurse  zu  verzeichnen  waren,  als  im 
Bezirk  Posen,  und  zwischen  den  einzelnen  Landgerichtsbezirken  sind  diese 
Differenzen  noch  viel  bedeutender.  Im  allgemeinen  kann  mau  sagen, 
dafs  die  Zahl  der  Konkurse  desto  geringer  wird,  je  weiter  man  nach 
Osten  geht.  Württemberg  und  die  Hansestädte  bilden  das  Maximum, 
die  Küstenländer    an    der    Nord-    und    westlichen    Ostsee,    Hessen -Nassau, 
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Sachse»  und  Baden  folgen.  Daraus,  dafs  die  Länder,  welche  die  be- 
deutendste Abnahme  der  Konkurse  von  1880  bis  1883  zeigen,  die  höchste 
Gesamtzahl  der  Konkurse  aufweisen,  geht  hervor,  dafs  die  Extreme  in 
dem  Verhältnis  der  Konkurse  zur  Kinwohnerzahl  sich  allmählich  vcr- 
rini^ern ;  nehmen  wir  beispielsweise  Württemberg  und  l'oson ,  so  ergiebt 
sich,  dals  das  Verhältnis  der  Zahl  der  im  Jahre  1883  eröfineten  Konkurse 
zur  Einwohnerzahl  hier  wie  1  zu  2'21.'51,  dort  wie  1  zu  .OüU  ist,  so 
dafs  also  das  Verhältnis  zwischen  beiden  Ilezirken,  welches  wir  für  die 
Jahre  1880  bis  1883  auf  0'|j^:l  herausrechneten,  im  Jahre  1883  bereits 
auf  4'|2  :  1  gesunken  ist  und  zwar  nachdem  es  im  Jahre  1880  10  :  1 
betragen  hatte.  So  interessant  derartige  durch  die  einzelnen  Jahre  ver- 
folgte Vergleiche  sind,  so  raufs  doch  darauf  verzichtet  werden,  dieselben 
weiter  auszudehnen. 

Unter  den  einzelnen  Landgerichtsbezirken  zeigen  naturgemäfs  die- 
jenigen die  grofsten  Konkurszablen ,  in  welchen  sich  grofse  Städte  be- 
finden. Von  mancher  Seite  könnte  vielleicht  gewünscht  werden ,  dafs 
die  grofsen  Städte  in  dieser  Statistik  separat  berücksichtigt  werden  möchten. 
Es  ist  davon  abgesehen  worden,  weil  dieser  Statistik  lediglich  die  Ein- 
teilung der  Amtsgerichte,  welche  mit  den  grofsen  Städten  nicht  stets  zu- 
sammenfallen ,  zu  Grunde  gelegt  ist.  Um  aber  den  Leser  einigermafsen 
zu  entschädigen,  ist  in  Tabelle  III  ein  Verzeichnis  oder  Konkurs- 
eröffnungen derjenigen  Amtsgerichte  aufgestellt,  welche  eine  Stadt  von 
über  50000  Einwohner  in  sich  schliefsen ,  und  zwar  sind  die  Gerichte 
nach  der  Gröfse  der  Städte  geordnet.  Man  sieht  aus  der  Tabelle ,  wie 
grofse  Verschiedenheiten  obwalten.  Was  aber  das  Auffälligste  ist:  es 
scheint,  als  ob  die  grofsen  Städte  an  der  oben  ermittelten  Abnahme  der 
Konkui'se  nicht  partizipieren.  Bei  einzelnen  läfst  sich  ja  allerdings  eine 
beträchtliche  Verminderung  konstatieren  (Frankfurt  a.  M.,  Hannover, 
Bremen,  Augsburg,  Lübeck  etc.),  im  allgemeinen  aber  zeigt  sich  von 
1880  bis  1882  eine  Zunahme  von  100  (7i;^  Prozent)  und  von  1882  bis 
1883  eine  Abnahme  von  55,  so  dafs  der  auf  14,0  Prozent  ermittelten 
Gesamtabnahme  der  Konkurse  von  1880 — 1883  eine  Zunahme  von  3,4  Proz. 
in  denjenigen  Amtsgerichtsbezirken,  die  grofse  Städte  enthalten,  gegen- 
über steht. 

Zu  Kolonne  7  der  Tabelle  I  zurückgehend  wird  man  finden,  dafs, 
abgesehen  von  Trier,  welches  mit  einer  Verhältniszahl  von  12  547  eine 
nur  durch  die  Industrielosigkeit  dieses  Bezirks  zu  erklärende  Abnormität 
bildet,  diejenigen  Bezirke,  in  welchen  die  gröfste  Einwohnerzahl  auf  einen 
Konkurs  entfällt,  sämtlich  im  äufsersten  Osten  und  zum  Teil  direkt  an  der 
russischen  Grenze  liegen.  An  der  Spitze  stehen  Ostrowo  mit  1 1  004  Ein- 
wohnern auf  einen  Konkurs,  dann  folgen  Meseritz  mit  10  445,  Ratibor 
mit  10  359,  Oppeln  mit  9740,  Allenstein  mit  9083,  Konitz  mit  8434, 
Lyck  mit  8330,  Öls  mit  8277,  Gneseu  mit  7815,  Gleiwitz  mit  7588  und 
Brieg  mit  7536.  Das  sind  Zahlen,  wie  sie  in  den  westlichen  Distrikten 
auch  nicht  annähernd  vorkommen.  Erklären  lassen  sie  sich  nur  zum 
Teil  aus  der  Verkehrs-  und  Industrielosigkeit  der  betr.  Bezirke;  mehr 
wohl  aus  dem  Umstände,  dafs  daselbst  in  den  meisten  Fällen  der  Zahlungs- 
unfähigkeit von  Einleitung  drs  Konkurses  Abstand  genommen  wird,  weil, 
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falls  nicht  völliger  Massenmangel  vorliegt,  ein  privates  Arrangement  we- 
niger Schwierigkeiten  bildet  als  in  dem  entwickelteren  Westen  mit  seinen 
komplizierten  Handels-  etc.  Verhältnissen. 

Den  Gegensatz  zum  äufsersten  Osten  bildet  in  bezug  auf  die  Häufig- 
keit der  Konkurse  neben  Bremen,  welches  die  enorme  Zahl  von  469  Einw. 
auf  eine  Konkurseröffnung  hat,  Württemberg,  und  hier  sind  speziell  die 
Landgerichtsbezirke  Tübingen  mit  613,  Stuttgart  mit  753,  Rottweil  mit 
795  und  Heilbronn  mit  795  Einwohnern  auf  einen  Konkurs  hervorzu- 
heben. Bei  einzelnen  Amtsgerichtsbezirken  sinkt  die  Zahl  ganz  absonder- 
lich:  In  Stuttgart  Stadtbezirk  kommt  auf  578  Einw.  ein  Konkurs,  in 
Backnang  auf  558,  Heidenheim  auf  546,  ilarbach  auf  531,  Rottenburg 
auf  507  ,  Calw  auf  400  und  Reutlingen  auf  372.  Im  Amtsgerichtsbezirk 
Neuenbürg  (Landgericht  Tübingen)  fiel  im  Jahre  1880  immer  einer  von 
1000  Einwohnern  in  Konkurs,  ebenso  in  Calw.  Aus  anderen  Gegenden 
sind  mit  niedrigen  Zahlen  noch  erwähnenswert  München  I  (701),  Flens- 
burg (820),  Lübeck  (823)  und  Frankfurt  a.  M.  (837).  Wir  werden  bei 
Betrachtung  des  Berufs  der  Kridare  auf  diese  Abnormitäten  näher  eingehen 
und  bemerken  heute  nur ,  dafs  die  Konkurse  in  Süddeutschland  und  in 
Nordwestdeutschland  oft  das  Vermögen  von  Leuten  betreffen,  welche  bei 
uns  als  Kridare  niemals  vorkommen:  kleine  Landbesitzer,  Unterbeamte, 
Kutscher,  Tagelöhner  etc.  figurieren  häufig  unter  denselben. 

Sieht  man  von  den  kleineren  Einheiten  der  Landgerichtsbezirke  ab 
und  berücksichtigt  nur  die  Oberlandesgerichtsbezirke,  so  findet  man,  dafs 
in  sämtlichen  Bezirken  aufserhalb  Preufsens  und  Bayerns  die  Zahl  der 
auf  einen  Konkurs  entfallenden  Einwohner  geringer ,  die  Zahl  der  Kon- 
kurse also  verhältnismäfsig  gröfser  ist,  als  im  Durchschnitt  des  ganzen 
Reichs,  dafs  dagegen  in  Preufsen  von  13  Bezirken  10  und  in  Bayern  von 
5  Bezirken  2  diesen  Durchschnitt  übertreffen.  Die  gröfste  Konkurshäu- 
figkeit  zeigen  Stuttgart  mit  795,  Hamburg  mit  803,  Kiel  mit  1006, 
Oldenburg  mit  1141  und  Darmstadt  mit  1283  Einwohnern  auf  einen  Kon- 
kurs, die  geringste  Königsberg  i.  Pr.  mit  3663,  Bamberg  mit  3696,  Bres- 
lau mit  4737  und  Posen  mit   5162  Einwohnern. 

Tabelle  IV  und  V  sind  mit  kurzen  Worten  erläutert.  Sie  stellen  die 
Konkurse  nach  Monaten  und  Vierteljahren  verteilt  dar.  Man  ersieht  aus 
ihnen,  dafs  die  Zahl  der  Konkurse  eine  ziemlich  feste  Jahreskurve  bildet, 
deren  Maximum  in  den  Januar  und  deren  Minimum  in  den  September  iallt. 
Die  Gründe  hierfür  sind  ziemlich  klar :  für  den  ersteren  Monat  der  Jahres- 
wechsel mit  seinen  Zahlungen  und  Verbindlichkeiten,  Bilanzen  und  Ab- 
rechnungen, für  den  letzteren  Monat  die  allgemeine  spätsommerliche  Ge- 
schäftsstille. Dennoch  aber  ist  es  auffällig,  dafs  das  Maximum  beinahe 
noch  einmal  so  hoch  ist,  als  das  Minimum.  Die  letzte  Spalte  der  Tabelle 
IV  gibt  die  Zahl  der  Konkurseröffnungen  pro  Tag  mit  Ausnahme  der 
Sonn-  und  hohen  evangelischeu  Festtage  an.  Die  Untersuchung  bis  auf 
die  einzelnen  Wochen  des  Jahres  auszudehnen,  wie  im  Auslande  vielfach 
geschieht,  fehlt  uns  leider  der  Raum.  Tabelle  V  gibt  die  Zahl  der  Kon- 
kurse nach  Vierteljahren  an  und  berechnet  in  ihrer  letzten  Spalte  das  An- 
teilsverhältnis der  Quartale  unter  einander,  wobei  sich  ergibt,  dafs  von 
100  Konkursen  30,7  in  das  erste  Quartal  fallen.  — 
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Zum  Schlufs  noch  eine  Probe,  ob  die  hier  bercclmeten  Hauptzahlen 
mit  den  offiziellen  übereiußtimraen.  Zur  generellen  Vergleichung  war  nur 
die  im  Keichsjustizanit  bearbeitete  „Justizstatistik  pro  1881"  geeignet, 
welche  (fol.  149)  die  Zahl  der  in  diesem  Jahre  eröffneten  Konkurse  auf 
5252  angibt,  während  man  in  dieser  Statistik  für  das  Jahr  1884  nur 
5002  Konkurse  finden  wird.  Das  Manko  beträgt  also  nicht  weniger  als 
250  Konkurse.  Da  eine  derartige  Differenz  unmüglich  erschien,  weil  doch 
nicht  anzunehmen  war,  dafs  5  Prozent  aller  Konkursciröffnungen  im  lleichs- 
auzeiger  nicht  publiziert  sein  sollten ,  wurde  erst  das  ganze  ürraaterial 
nochmals  durchgearbeitet,  ohne  dafs  Fehler  konstatiert  wurden.  Ks  wurde 
nur  zum  weiteren  Vergleich  auch  die  preufsische  Justizstatistik  herange- 
zogen, welche  für  1881  im  Justizministerialblatt  veröffentlicht  ist,  und  es 
ergab  sich  alsdann  ein  ganz  anderes  Resultat.  Wie  ermittelten  für  die 
preufsischen  Oberlundesgerichtbbezirke  23G3  Konkurse;  davon  kamen  auf 
nicht  preufsische  Amtsgerichte,  welche  zu  preufsischen  Oberlandesgerichten 
gehören,  49  Konkurse,  so  dafs  also  2314  Konkurse  bleiben,  die  bei  preu- 
fsischen Amtsgerichten  eröffnet  sind.  Nun  betrug  nach  der  preufsischen 
Statistik  (S.  238  des  Min.  Blatts  pro  1882)  die  Zahl  der  in  Preufsen  er- 
öffneten Konkurse  2313,  also  einen  weniger,  als  hier  ermittelt  sind.  Nach 
der  lleichsstatistik  entfallen  auf  die  preufsischen  Oberlandesgerichtsbezirke 
255G  Konkurse;  es  besteht  also  zwischen  der  lleichsstatistik  und  der  Lan- 
desstatistik eine  Differenz  von  242  Konkursen,  der  wenn  man  circa  50 
Konkurse  auf  die  nicht  preufsischen  Amtsgerichte  abrechnet,  immer  noch 
von  fast  200  Konkursen.  Diese  Differenz  ist  unaufgeklärt,  und  bei  dem 
völligen  Übereinstimmen  der  hier  publizierten  Zahlen  mit  den  offiziellen 
preufsischen  mufs  man  letzteren  den  Vorzug  geben  und  auch  die  hier  an- 
gestellten Berechnungen  für  richtig  halten.  Für  das  Jahr  1882  beträgt 
allerdings  die  Differenz  zwischen  der  offiziellen  preufsischen  Statistik  und 
diesen  Zusammenstellungen  40  (2216,  gegen  2176)  dieselbe  kann  und 
wird  aber  in  der  anderen  Art  der  Zählung  (es  mag  dort  mancher  Kon- 
kurs über  das  Vermögen  zweier  Gesellschaften,  den  wir  als  Konkurs  über 
die  Handelsgesellschaft  angesehen  haben  oder  über  das  Vermögen  zweier 
Eheleute  doppelt  gezählt  sein)  ihre  Ursache  finden.  Einzelne  Fehler  wären 
höchstens  den  eingangs  erwähnten  mangelhaften  Publikationen,  die  das 
Urmaterial  zu  dieser  Arbeit  bilden,  zuzurechnen. 

Der  folgende  Teil  dieser  Arbeit  wird  sich  über  die  Dauer,  die  Be- 
endigung und  die  Art  der  Beendigung  der  Konkurse  auslassen,  und  als- 
dann werden ,  sobald  die  fortschreitende  Publikation  der  Ergebnisse  der 
Berufszählungcn  es  ermöglichen  wird,  vergleichbare  Daten  zu  geben,  Zu- 
sammenstellung der  Konkurse  nach  dem  Beruf  und  der  Lebensstellung 
der  Kridare  veröffentlicht  werden.  Die  Schwierigkeiten  dieser  Arbeit 
werden  grofs  sein ,  es  ist  aber  zu  hoffen ,  dafs  die  llesultato  interessant 
genug  werden. 
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Tabelle  I. 
Zahl  der  Konkurseröffnungen  in  den  Landgeriolitsbezirken. 
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«  g 

Jahr 

_       1          '          '          ' 

s  S  § 

Oberlandesgericht 

Landgericht 

3 

5  o 

0 

T-\ 

<M 

CO 

0 

«°-°| 
»  ^  ^ 

CO 

00 

00 

00 

r^ 

> 

00 

00 

00 

OD 

3 

uf  ei) 
Ei 

*^ 

~   - 

1.   Berlin  (Kammergericht) 

Berlin    1       .      . 

27 

140 

148 

164 

145 

624 

1799 

Berlin    II     .     . 

3 

13 

II 

12 

17 

56 

6308 

Cottbus    .     .     . 

4 

25 

22 

II 

23 

85 

2887 

Franlifurt  a.   0. 

I 

19 

14 

20 

27 

81 

3280 

Guben 

6 

13 

16 

22 

26 

83 

3404 

Landsberg  a.  U. 

7 

II 

II 

8 

24 

61 

5490 

Potsdam 

2 

7 

16 

22 

21 

68 

4271 

Prenzlau 

9 

13 

16 

16 

15 

69 

3570 

Neu-Ruppin 

— 

8 

14  1     10 

12 

44 

54II 

Sa. 

59 

249 

268 

285 

310 

1171 

2894 

2.  Breslau 

Beuthen  0.|Schl. 

7 

10 

23 

6 

23 

69 

3897 

Breslau    .     . 

6 

29 

42 

43 

35 

155 

2952 

Brieg       .     .      . 

I 

6 

4 

7 

7 

25 

7536 

Glatz        .     .      . 

3 

6 

14 

8 

II 

42 

6254 

Gleiwitz 

3 

8 

5 

5 

7 

28 

7588 

Glogau     .     .     . 

5 

4 

15 

7 

20 

51 

6513 

Görlitz     ,      .      . 

4 

24 

19 

17 

24 

88 

2842 

Hirschberg  . 

3 

16 

26 

16 

27 

88 

2782 

Liegnitz 

17 

10 

II 

17 

55 

4703 

Neisse 

2 

8 

10 

13 

II 

44 

5502 

Oels    .... 

3 

3 

6 

12 

8 

32 

8277 

Oppeln     .     .     . 

2 

4 

II 

7 

8 

32 

9740 

Ratibor    .      .     . 

3 

13 

6 

5 

9 

36 

10359 

Schweidnitz 

7 

15 

32 

29 

18 

lOI 

3392 

Sa. 

49 

163 

223 

186 

225 

846 

4737 

3.  Cassel 

Cassel      .     . 

17 

43 

47 

51 

49 

207 

1929 

Hanau     .     .     . 

9 

34 

20 

14 

24 

lOI 

2278 

Marburg .     .     . 

4 

19 

17 

9 

7 

56 

3432 

Sa. 

30  [  96  !  84 

74      80 

364 

2257 

4.  Celle 

Aurich     .     .     . 

17 

71 

46 

27 

27 

194 

109 1 

Detmold       .     . 

7 

II 

18 

12 

II 

59 

2024 

Göttingen     . 

7 

20 

32 

14 

17 

90 

2632 

Hannover     . 

15 

62 

54 

47 

35 

213 

1737 

Ilildesheim  . 

5 

26 

21 

18 

16 

86 

2797 

Lüneburg 

8 

41 

20 

19 

21 

109 

2314 

Osnabrück    .     . 

16 

45 

39 

47 

24 

171 

1823 

Stade       .      .      . 

10 

18 

17 

21 

17 

83 

2517 

Verden    . 

13 

43 

43 

43 

22 

164 

1964 

Sa. 

98 

343 

290 

248 

190 

1169 

1944 

78 
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Jahr 

1 
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Laiiflgericlit 

5 

«   Ol 

0 

1» 

CO 

0 

g 

0,  5f -p 

3   1- 

CO 

CO 

CO 

00 

^CO 

CO 

crj 

CO 

CO 

s 

•s.=  w 

>• 

.0    Colli 

Alulll'M        .          , 

7 

33 

3« 

38 

24 

140 

3744 

lii.iiri  .... 

/ 

iX 

Ib 

21 

17 

79 

3429 

CldVO 

(j 

7 

1 1 

18 

10 

52 

4891 

Cohlcnz  . 

'4 

33 

20 

35 

17 

119 

3363 

Colli    .... 

36 

57 

64 

59 

51 

267 

1672 

DiLsseMorf    . 

29 

bi 

65 

52 

65 

272 

1883 

Klherfftld      .      . 

27 

64 

55 

64 

51 

261 

1580 

Saarbrücken 

'5 

30 

17 

20 

10 

92 

3547 

Trier  .... 

I 

II 

5 

8 

4 

29 

12547 

Sa. 

142 

314 

291 

315 

249 

1311 

2670 

6.  Frankfurt  a.  M. 

Frankfurt  a.   M. 

27 

66 

61 

34 

48 

236 

837 

Ilecliin^cn    . 

— 

6 

2 

2 

2 

12 

5''^35 

Limljurg  a.  (I.  L. 

19 

92 

3» 

29 

22 

200 

1133 

Neuwied  .      .     . 

II 

ib 

9 

10 

7 

53 

4132 

Wiesbaden   . 

19 

59 

22 

32 

20 

152 

1757 

Sa. 

76 

239 

132 

107 

99 

653 

1497 

7.   Ilainm 

Arnsberg      .     . 

2 

10 

10 

13 

7 

42 

5713 

Bielefeld       .      . 

3 

33 

42 

47 

31 

156 

2205 

Dortmund     . 

I 

12 

17 

25 

17 

72 

3966 

Duisburg      .      . 

6 

27 

30 

28 

18 

109 

2181 

Essen  .... 

20 

22 

24 

16 

II 

93 

4210 

Hagen 

2.S 

57 

40 

40 

37 

199 

1451 

Münster  .     . 

.S 

25 

35 

II 

12 

88 

534« 

Paderborn 

2 

16 

8 

14 

4 

44 

4516 

Sa. 

64 

202 

206 

194 

137 

803 

3059 

8.  Kiel 

Altena     .     . 

33 

88 

74 

61 

69 

325 

1234 

Flensburg     . 

59 

106 

115 

92 

79 

451 

820 

Kiel    .      . 

39 

83 

75 

88 

60 

345 

1032 

Sa. 

131 

277 

264 

241 

208 

1121 

1006 

9.  Königsberg  i.  Pr. 

Alienstein     . 

3 

6 

8 

5 

6 

28 

9083 

Bartenstein 

10 

17 

12 

19 

20 

7« 

3724 

Braunsberg 

2 

6 

14 

5 

9 

36 

5642 

Insterburg    . 

5 

15 

13 

17 

16 

bb 

4417 

Königsberg  1 

.  Pr. 

10 

36 

34 

34 

39 

153 

2274 

Lyck  .      . 

2 

7 

8 

5 

10 

32 

«330 

Tilsit  .     . 

II 

32 

39 

24 

29 

135 

20-4 

Sa. 

43 

119 

128 

109 

129 

528 

3663 

10    Marien  Werder 

Danzig    . 

2 

28 

24 

27 

28 

109 

4002 

Elbing     .      . 

2 

8 

20 

21 

26 

77 

2896 

Graudenz 

6 

8 

10 

14 

8 

46 

4488 

Konitz     . 

2 

7 

4 

7 

5 

25 

8434 

Thorn       .      . 

7  1      5 

13 

8 

Ib 

49 

5353 

19  I    56  j    71  I    77  j    83  j    306  I    4375 
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Jahr 

3  S 

-ä  a  s 

9    0    H 

Oberlandesgericht 

Landgericht 

CS 

0 

y-^ 

7i 

CO 

S 

W        0 

3   t» 

00 

00 

CO 

CO 

2^0 

0*00 

CO 

CO 

CO 

CO 

s 

•S  2  ;^ 

1-1 

^ 

•^ 

y-t 

tß 

c^rf 

K* 

■s  =? 

5  S 

1 1 .  Naumburg 

Dessau     . 

5 

27 

30 

23 

21 

106 

2194 

Erfurt      .     .      . 

2 

8 

15 

19 

23 

67 

3906 

Halberstadt 

4 

19 

32 

16 

II 

82 

2971 

Halle  a]S.     .      . 

7 

57 

42 

39 

30 

175 

2305 

Magdeburg  .     . 

II 

45 

54 

52 

34 

196 

2255 

Naumburg  a|S. 

I 

8 

9 

II 

12 

41 

6518 

Nordhausen 

2 

7 

10 

20 

9 

48 

5004 

Stendal    .      .     . 

2 

6 

13 

8 

6 

35 

7302 

Torgau     .      .      . 

I 

4 

9 

12 

6 

32 

7123 

Sa. 

35 

181 

214 

200 

152 

782 

3292 

12.  Posen 

Bromberg     .     . 

7 

18 

16 

13 

20 

74 

3489 

Gnesen    . 

— 

8 

7 

3 

8 

26 

7815 

Lissa  .... 

I 

5 

II 

4 

10 

31 

7144 

Meseritz  .      .     . 

2 

6 

8 

2 

2 

20 

10445 

Ostrowo  . 

I 

6 

7 

3 

7 

24 

11004 

Posen 

II 

25 

35 

35 

19 

125 

2879 

Schneidemiihl   . 

6 

5 

II 

7 

14 

43 

5923 

Sa. 

28 

73 

95 

67 

80 

343 

5162 

13.   Stettin 

Cöslin 

5 

16 

17 

13 

10 

61 

4525 

Greifswald   . 

5 

27 

28 

21 

15 

96 

3132 

Stargard  i.  Pom. 

4 

18 

I 

6 

14 

43 

6870 

Stettin     .     .     . 

24 

36 

45 

52 

43 

200 

1975 

Stolp  .... 

I 

6 

6 

12 

15 

40 

6822 

» 

Sa. 

39 

103 

97 

104 

97 

440 

3500 

14.  Augsburg 

Augsburg     .      . 

8 

45 

26 

24 

17 

120 

1972 

Eichstädt 

3 

6 

7 

5 

4 

25 

5601 

Kempten       .     . 

8 

23 

17 

15 

10 

73 

2409 

Memniingen 

6 

19 

10 

13 

10 

58 

2809 

Neuburg  a.  D. 

4 

16 

24 

11 

22 

77 

2497 

Sa. 

29 

109 

84 

68 

63 

353 

2571 

15.  Bamberg. 

Aschaflfenburg  . 

6 

18 

8 

9 

2 

43 

3791 

Bamberg 

2 

17 

10 

14 

II 

54 

4473 

Bayreuth 

— 

9 

9 

3 

II 

32 

5421 

Hof     ...     . 

I 

4 

6 

II 

15 

37 

4198 

Seh  wein  fürt.     . 

9 

20 

8 

4 

8 

49 

4476 

Würzburg    .     . 

16 

21 

14 

31 

21 

103 

2171 

Sa. 

34 

89 

55 

72 

68 

318 

3696 

80 
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Iv  . 

11  k  Urseröffnung 

cn 

.   „ 

Jahr 

2  S 

3  S 

•^  S  fe 

0  0  a 

Oberlandesgericht 

Landgericlit 

0 

»H 

04 

M 

s 

=L«^ 

00 

00 

00 

00 

a  S  a 

^» 

00 

00 

00 

00 

'^ 

•H 

r^ 

*£W 

> 

s^2 

10.  Münclicii 

Degf^ciidorl' 

I 

6 

" 

12 

/ 

33      4135 

Laiidshiit 

2 

10 

'^l 

IG 

7 

33      5507 

Münclien  I   . 

i8 

72 

93 

1X6 

90 

389 :    701 

München  II 

7 

13 

17 

5 

II 

53  :  4664 

Passau     . 

5 

23 

21 

14 

15 

78'    2479 

Straubing     .      . 

I 

10 

5 

5 

4 

25:    5357 

Traunstein    .     . 

7 

10 

10 

23 

19 

691    3111 

Sa. 

41 

144 

157 

185 

153 

680 

2029 

17.  Nürnberg? 

Amberg  .     .     . 

3 

10 

6 

6 

8 

33 

5542 

Ansbach 

2 

8 

b 

18 

12 

46 

3914 

Fürth       .     .     . 

6 

13 

15 

II 

14 

59 

2867 

Nürnberg 

II 

20 

32 

38 

39 

140 

1771 

Regensburg 

3 

II 

10 

16 

18 

58 

3507 

Weiden    .     .     . 

2 

8 

5 

9 

6 

30 

5359 

Sa. 

27 

70 

74 

98 

97 

366  j    3126 

18.  Zweibrücken 

Prankenthal 

5 

24 

13 

26 

16 

84 

2301 

Kaiserslautern  . 

7 

14 

29 

14 

17 

81 

2023 

Landau    .     .     . 

7 

16 

13 

17 

29 

79 

i960 

Zweibrücken     . 

4 

28 

35 

21 

10 

98 

1686 

Sa. 

20 

82 

90 

78 

72 

342 

1983 

19.  Stuttgart 

Ellwangen    .     . 

29 

96 

41 

30 

44 

240       835 

Hall    .... 

26 

71 

60 

32 

4Ö 

235       882 

Heilbronn    .     . 

29 

104 

83 

69 

41 

326 

795 

Ravensburg 

39 

79 

4.S 

34 

34 

231 

946 

Rottweil 

23 

89 

60 

41 

48 

261 

795 

Stuttgart 

37 

167 

106 

91 

66 

467 

753 

Tübingen      .     . 

46 

I.S3 

79 

93 

62 

433 

bi3 

Ulm    .... 

25 

71 

70 

69 

50 

285 

875 

Sa. 

254 

830 

544 

459 

391 

2478 

795 

20.  Dresden 

Bautzen  . 

12 

31 

70 

54 

67 

234 

1653 

Chemnitz 

■S 

.S4 

73 

81 

119 

332 

1621 

Dresden  .     .     . 

22 

98 

125 

144 

170 

559      1064 

Freiberg .      .     . 

3 

38 

52 

49 

63 

205      1452 

Leipzig    . 

19 

89 

122 

100 

12« 

458 

1159 

Plauen     .     .     . 

■S 

36 

43 

52 

43 

179 

1302 

Zwickau  .     .     . 

II 

51 

70 

52 

Ö5 

249 

1639 

Sa. 

77 

397 

555 

532 

655 

2216 

1342 
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CO 

CO 
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Su 

auf  e 
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21.   Karlsruhe 

Freiburg 

29 

63 

42      34 

40 

208  i     1438 

Karlsruhe 

20 

56 

48      50 

74 

248  j     1505 

Konstanz 

15 

34 

39      37  1    27 

152       1194 

Mannheim 

20  i     41   1     25 

42 

40 

168 !  1485 

Mosbach  . 

i!      71      4 

9 

12 

33  i  4825 

Offenburg     . 

9      40 

31 

47 

31 

1.S8 

1440 

Waldshut      .     . 

2      16 

19 

II 

12 

60 

1338 

Sa. 

96  j  257 

208 

230 

236 

1027 

1529 

22.   Rostock 

Güstrow        .     . 

10 

38 

34      16 

X3 

III 

1827 

Neustrelitz  . 

9 

19 

20 

24 

8 

80 

1253 

Rostock  .     . 

21 

32 

16 

24 

19 

112 

II  30 

Schwerin 

12 

53 

43 

31        21 

160 

1548 

Sa. 

52  1  142 

113 

95  1    61 

463 

1463 

23.  Darmstadt 

Darmstadt    . 

76    104      79 

53     60 

372    1061 

Giefsen    . 

36      68      39 

40     52 

235    1126 

Mainz 

6      18      34 

34     31 

123    2254 

Sa. 

118    190  1  152 

127    143 

730 

1283 

24    Jena 

Altenburg 

9 

18 

28 

31      31 

117 

1325 

Eisenach 

3 

9 

•7 

8      12 

39 

2549 

Gera    .... 

10 

25 

30 

21      45 

131 

II  60 

Gotha      .     .     . 

6 

II 

12 

II      18 

s« 

2379 

Greiz  .... 

2 

3        7 

4       4 

20 

2536 

Meiningen    .     . 

19 

30      27 

21      43 

140 

2015 

Rudolstadt  .     . 

8 

8      12 

20      15 

63 

2367 

Weimar  .     .     . 

2 

18      22 

23      14 

79 

2019 

Sa. 

59    122    145 

139    182 

647 

1833 

25.  Oldenburg 

Bückeburg   .     . 

I 

4 

2 

4 

0 

II 

3216 

Oldenburg    . 

34 

71 

52 

58 

36 

251 

1050 

Sa. 

35 

75 

54     62 

36 

262 

II4I 

2ß.   Braunschweig 

Braunschweig  . 

24 

47 

32 

37 

21 

161 

I62I 

Holzminden 

5 

10 

15 

II 

3 

44 

2010 

Sa. 

29 

57 

47  1    48     24 

205    1704 

27.   Hamburg 

Bremen    .     .     . 

28 

81      89     72      64 

334     469 

Hamburg 

20 

77        87     102      HO 

396    1148 

Lübeck    .     . 

10 

42      20     27      21 

120     823 

Sa. 

58 

200    196  I  201  1 195 

850     803 

N.  F.  Bd.  IX. 

6 

82 


AI  i  .s  z  II 1 1  c  u. 


K. 

.  1.  k  I 

r  -.  1: 

..  11 

II  II  II 

<CI1 

i    «= 

Jahr 

äl 

■S  s  fc 

500 

OI)«-i'lHii<los(;;(!rirlit 

LaiKlt^d'icIit 

So 

o 

<-i 

9t 

m 

3  t- 

00 

00 

00 

00 

a 

S  2  a 

0*00 

00 

00 

00 

00 

•H 

^ 

s 

■3=2 

> 

«> 

"^ 

'28.   (/'olmar 

(Ji)liii;ir 

4 

24 

34      i' 

^' 

124 

2287 

Metz   ... 

II 

43 

20       25 

4' 

140 

1989 

Mühlhausen 

8 

29 

27     37 

35 

136 

1852 

Saarf^ciniiiid 

2 

24 

II      16 

12 

6s 

2799 

Strafsburi^ 

8 

42 

.S4 

48 

50 

202 

1806 

Zabern     .     .     ■ 

4 

17 

«9 

24 

22 

86 

2394 

Sa. 

37 

179 

165 

181 

191 

753 

2081 

Tabolle  Tl. 
Zahl  der  Konkurseröffnungen  in  den  Oberlandesgerichtsbezirken. 


Nr. 


Bezirk 


Konkurserüfl'iiuiij<eii. 
Jahr 


IV. 

Quart. 

1X79 


1880 


188: 


1883 


2 

3 

4 
5 
6 

7 
8 

9 

10 
II 
12 
13 
14 
15 
16 

17 

18 

19 
20 
21 
22 

23 

24 

25 
26 
27 
28 


Herlin   (^Kaiiiinergericht) 

Hreslau 

Kassel 

Celle 

Köln 

Frankfurt  a.   M.    .      .      . 

Hamm 

Kiel 

Königsberg  i.   Pr. 
Marienwerder  .... 

Naumburg 

Posen      

Stettin 

Augsburg    

Bamberg 

München 

Nürnberg 

Zweibrücken    .... 

Stuttgart 

Dresden 

Karlsruhe 

Rostock        

Darmstadt 

Jena 

Oldenburg  

Braunschweig^ 
Hamburg  .  . 
Kolmar 


59 
49 
30 
98 

142 
76 
64 

131 
43 
19 
35 
28 

39 
29 

34 
41 
27 
20 

254 
77 
96 

52 
118 

59 
35 
29 

58 
37_ 

1779 


249 

96 
343 
314 
239 
202 

277 
119 

56 
181 

73 
103 
109 

89 
144 

70 

82 
830 
397 
257 
142 
190 
122 

75 

57 

200 

197 
5358 


285 

186 

74 


268 
223 
84 
290 
291 
132 
206 
264 
128 

71 

214 

95 
97 
84 

55 

157 

74 

90 

544 
555 
208 

113 

152 

145 

54 

47 
196 

165 
5002  I  4782 


315 
107 
194 
241 
109 

77 
200 

67 

104 

68 

72 

185 

98 

78 

459 

532 

230 

95 
127 

139 

62 

48 

201 

181 


310 
225 

80 
190 
249 

99 
137 
208 
129 

83 
152 

80 

97 
63 
68 

153 

97 

72 

391 

f>55 

236 

61 

143 
182 

36 

24 

195 

191 

4606 


1771 
846 

364 
II 69 
1311 

653 
803 
1121 
528 
306 
782 

343 

440 

353 
318 
680 
366 

342 
2478 
2216 
1027 

4(>3 
730 
647 
262 
205 
850 
753 
21527 


2894 
4737 
2257 

IQ44 
2670 

1497 
3059 
1006 
3(^63 

4375 
3292 
5162 
3500 

2571 
3696 
2029 
3126 
1983 
795 
1342 
1529 
1463 
1283 

1833 
1141 
1704 
803 
2081 

2101 


M  i  s  z  e  1 1  e  n. 


83 


Tabelle  III. 

Zahl  der  Konkurseröffnungen  in  denjenigen  Amtsgeriehtsbezirken, 
welche  eine  Stadt  mit  über  50  000  Einwohnern  enthalten. 


Bezirk 


IV 

Quart. 

Summa 

1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

27 

140 

148 

164 

145 

624 

19 

73 

84 

99 

108 

383 

5 

28 

42 

39 

33 

147 

18 

72 

93 

116 

90 

389 

18 

73 

82 

87 

102 

362 

15 

74 

89 

71 

93 

342 

27 

42 

54 

48 

38 

209 

6 

33 

29 

27 

34 

129 

23 

60 

47 

31 

38 

199 

10 

54 

40 

40 

29 

173 

19 

69 

37 

45 

33 

203 

26 

7^' 

84 

63 

58 

307 

2 

20 

21 

20 

16 

79 

5 

21 

19 

31 

24 

100 

9 

15 

30 

31 

35 

120 

9 

26 

34 

3' 

18 

118 

6 

29 

18 

14 

16 

83 

3 

10 

16 

13 

20 

62 

10 

23 

13 

37 

43 

126 

3 

28 

34 

29 

52 

146 

20 

3' 

30 

44 

33 

158 

9 

12 

22 

23 

21 

87 

3 

19 

23 

2b 

14 

85 

15 

23 

15 

24 

10 

87 

5 

17 

13 

8 

15 

58 

4 

21 

29 

22 

17 

93 

I 

3 

8 

13 

8 

33 

10 

23 

30 

31 

16 

HO 

8 

21 

21 

21 

23 

94 

7 

33 

21 

18 

13 

92 

I 

13 

20 

14 

IS 

63 

2 

20 

17 

2" 

21 

87 

4 

II 

8 

8 

4 

35 

8 

19 

1 1 

25 

15 

78 

— 

5 

9 

12 

8 

34 

6 

'4 

1 1 

1 1 

30 

72 

I 

8 

6 

10 

22 

47 

6 

28 

16 

16 

i8 

«4 

9 

9 

6 

12 

16 

52 

4 

17 

1 1 

II 

19 

b2 

6 

15 

6 

16 

10 

53 

3«9 

1328 

1347 

.428 

•373 
6* 

5865 

Berlin  I  .  .  .  . 
Hamburg 

Breslau  .... 
München  I  .  .  . 
Dresden  .... 
Leipzig     .... 

Köln 

Königsberg  i.  Pr.   . 
Frankfurt  a.  M. 
Hannover 

Stuttgart  Stadtbezirk 
Bremen      .... 
Danzig      .... 
Strafsburg  i.   Eis.    . 
Nürnberg 
Magdeburg     . 
Barmen 
Düsseldorf 
Elberfeld  .... 
Chemnitz 

Stettin 

Altona        .... 
Aachen       .... 
Brauuscliweig 
Krefeld       .... 

Halle 

Dortmund 

Posen 

Mülhausen  i.  E. 
Augsburg        .     .     . 
Mainz         .... 

Kassel 

Essen 

Mannheim       .     . 

Erfurt 

Metz 

Frankfurt  a.   O. 
Lübeck     .... 
Wurzburg  I  u.  H  . 
Görlitz       .... 
Wiesbaden 
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Tül.cUd   IV. 

Zahl  der  KonkursorofTnungon   in  don   oinzolncn   Monaton  der  Jahro 

1879-  188:j. 


Monat 

1879 

1880 

1881 

1882 

'«83 

1880     83 

Wocb.-ii- 

Januar        ... 

I''<'liruar      ... 

Miiiz      . 

Aiiiil 

Mai  .      . 

Juni 

Juli 

August 

September             .      . 

Oktober 

November 

DezeiTiher        .... 

580 

03' 

S68 

678 

557 
488 

475 
396 
487 
425 
350 
335 
354 
393 
420 

497 
4()0 

495 
419 
421 
420 
405 
335 
34' 
350 
421 

43« 

521 

505 
521 

392 

447 
434 
3*'7 
297 
272 

323 
36' 

342 

5" 
400 

423 

424 

4' 5 
3«7 
326 
287 
272 
3«5 
437 
33'» 

2207 
1922 
1927 
1710 
1679 
1728 

'523 
1269 
1220 
.412 
1612 
'539 

21,4 
20.9 

f8.7 

17.» 

«7.& 
16,8 

14.3 

11, !t 

I  I,'.t 

i3v« 

i5.r, 

'5-1 

Jalir 

535« 

5002 

4782 

4O06 

19748 

16,2 

Tabelle  V. 

Zahl  der  Konkurseröffnungen  in  den  einzelnen  Quartalen  (Viertel- 
jahren) der  Jahre  1879 — 1883. 


1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1880—83 

5J  der  Gesamt- 
zahl  vou 
1880-82 

1.  Quartal 

II.          „            ... 
III.          „            ... 
IV.         „            ... 

1779 

1723 
1358 

II  IG 
II67 

1452 
1260 
IO81 
1209 

1547 

1273 

936 

1026 

•334 

1226 

885 

1161 

6056 

5117 
4012 

4563 

30,7 
25,9 
20.3 

23-1 

5358 

5002 

4782 

4606 

19748 

IOC) 

Übersicht   über    die   neuesten   Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 


1.    Geschichte.     Encyklopädisches.     Lehrbücher. 
Untersuchungen . 


Spezielle  theoretische 


Bluntschli,  J.  C. ,  Denkwürdiges  aus  meinem  Leben,  hrsg.  von  R.  Seyerlen. 
3  Bände.  Nördlingen,  C.  H.  Beck,  1884.  gr.  8.  M.  22.  —  geb.  M.  25.  (Inhalt: 
Band  I:  Zürich  (1808— 48),  Band  II :  München  (1848—61),  Band  III :  Heidelberg  (1861 
-81). 

Engel  mann,  J.,  Die  Leibeigenschaft  in  Uufsland.  Eine  rechtshistorische  Studie. 
Leipzig,  Duncker  &  Ilmnblot,   1884.     8.     35G   S.     M.   7.  — . 

John,  V.,  Geschichte  der  Statistik.  Theil  I:  Von  dem  Ursprung  der  Statistik  bis 
auf  Quetelet  (1835).     Stuttgart,  Enke,   1884.      8.     376  S.     M.    10.  — . 

Kahn,  J. ,    Geschichte  des  Zinslufses  in  Deutschland   seit  1815    und  die  Ursachen 
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seiner  Veränderung.  Von  der  staatswirtschaftlichen  Fakultät  der  Universität  München 
gekrönte  Preisschrilt.     Stuttgart,  J.   G.  Cotta,   1884.     8.     247   S.     M.   6.   — . 

Meyer,  Mor.,  Geschichte  der  preulsischen  Handwerkerpolitik.  Bandl:  Die  Haud- 
werkerpolitik  des  grofsen  Kurfürsten  und  König  Friedrichs.  Bd.  I  (1640 — 1713).  Min- 
den, Bruns.     gr.   8.     XII— 526   S.     M.    12.   — . 

Schanz,  G.,  Zur  Geschichte  der  Kolonisation  und  Industrie  in  Franken.  Erlangen, 
Deichert,  1884  Roy. -8.  (Bayerische  Wirtschafts-  und  Verwaltungsstudien,  Heft  1.) 
XVUI— 356   S.     M.   12.  — . 

Schu  rieht,  H.  (Präsident  des  deutsch-amerikan.  Lehrerbundes) ,  Geschichte  der 
deutschen   Schulbestrebungen  in  Amerika.      Leipzig,  F.   Fleischer,   1884.      8.     M.    3.  — . 

Bire,  E.,  Journal  d'un  bourgeois  de  Paris  pendent  la  terreur.  Par.,  Gervais,  1884. 
12.     XII— 456  pag. 

Courmeaux,  E.,  Louis  Blanc.     Chalons,  Le  Roy,   1884-     8.      18  pag. 

Essai  de  sociologie,  science  de  Torganisation  de  la  societe  humanitairement  heureuse 
en  Souvenir  du  premier  essai  de  l'organisation  humanitaire  en  1789,  traduit  en  Russe  par 
O.  Tche— K.     Paris,  A.  Ghio,   1884.      12.     Fr.   3.  50. 

H  i  p  p  e  a  u ,  C. ,  L'instruction  publique  en  France  pendant  la  revolution.  Paris, 
Didier  &  Ce,     12.     XXXII— 379  pag. 

Menault,  E.  (inspecteur  de  ragriculture),  Suger,  agriculteur,  abbe  de  Saint-Denis, 
colonisateur ,  fondateur  de  villes  neuves,  ministre,  regent  de  France,  pere  de  la  patrie. 
Paris,  Hachette  &  Ce,    1884.      12.      192  pag.     Fr.   1.   — . 

Willems,  P.,  Le  droit  public  Romain  ou  les  institutions  politiques  de  Rome  depuis 
l'origine  de  la  ville  jusqu'ä  Justinien.    5^  edition.    Par.,  E.   Thorin,   1884.    8.     Fr.  14.  — . 

Burgess,  J.  W.,  The  American  University:  when  shall  it  be?  where  shall  it  be? 
what  shall  it  be?    An  essay.     Boston,   Ginn,   Heath  &  Co,   1884.    8.    2  +  22  pp.     $  —  15. 

Ely,  R.  T.,  The  past  and  the  present  of  Political  Economy.  Baltimore,  John  Hop- 
kins,  1884.     8.      64  pp.     $  —  35. 

Sumner,  W.  G.,  Problems  in  Political  Economy.  New-York  1884.  16.  VI— 125pp.   6/6 

Statistica  dell'  istruzione  secundaria  e  superiore  per  l'anuo  scolastico  1881 — 82. 
Roma  1884.     Imp.-8. 

2.     Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Cohn,  Gustav,  Die  englische  Eiseubahnpolitik  der  letzten  zehn  Jahre  (1873 — 
1883).     Leipzig,     Duncker  &  Humblot.      1883.      196.   SS. 

In  diesem  Ergänzungsheft  zu  den  1874|75  erschienenen  2.  Bd.  ,, Untersuchungen  über 
die  englische  Eisenbahnpolitik"  sucht  der  Verfasser  im  Auschlufse  an  die  ältere  Schrift 
von  verschiedenen  Punkten  her,  welche  während  der  neuesten  Periode  in  den  Vordergrund 
der  öffentlichen  Aufmerksamkeit  getreten  sind ,  auf  das  ganze  Problem  der  englischen 
Eisenbahupolitik  Licht  zu  werfen.  Mit  der  vollkommensten  Beherrschung  des  Gegen- 
standes und  dem  Scharfsinn ,  die  er  schon  in  dem  älteren  Werke  zeigte ,  hat  der  Verf. 
aus  dem  ungemein  reichhaltigen  aber  gänzlich  ungeordneten  Rohmaterial ,  welches  die 
Verhandlungen  und  Berichte  der  seit  1876  eingesetzten  Regierungs-  und  parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse  bieten ,  die  für  eine  Löhnung  des  Problems  ins  Gewicht  fallen- 
den Thatsachen  und  Prinzipien  herausgezogen  und  dabei  Zustände  des  englischen  Eisen- 
bahn-, besonders  des  Tarifwesens  aufgedeckt,  welche  s  Z.  selbst  das  englische  Publikum  zum 
Teil  höchlichst  überraschten,  dem  deutschen  aber,  obgleich  sie  wahr  sind,  ganz  unglaublich 
erscheinen  müssen  ,  umsomehr  als  die  Enthüllungen  der  verschiedenen  Enqueten  mit  ge- 
ringen Ausnahmen  keinerlei  Abhilfe  von  Belang  zur  Folge  hatten.  Den  bei  weitem 
gröfsten  Teil  der  Schrift  nimmt  die  Behandlung  des  Tarifwesens  ein  auf  Grund  der  von 
dem  Unterhausausschufs  in  1881  und  1882  angestellten  Untersuchung  über  die  Fracht- 
sätze der  Eisenbahn-  und  Kanalgesellschaften,  sowie  die  Passagiertarife,  auch  die  Wirk- 
samkeit des  Eisenbahntribunals  (Railway-Kommission)  von   1873. 

Das  Resultat  dieser  Untersuchung  ergiebt,  dals  der  Widerspruch  zwischen  dem  eng- 
lischen Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  und  der  Technik  des  modernen  Verkehrs- 
wesens bisher  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  des  Eisenbalui-Tribunals  nicht  zugelassen  hat. 
sondern  fast  der  einzige  Gewinn  der  war,  dafs  in  dem  ernstlichen  (obwohl  erfolglosen)  Be- 
streben des  Tribunals  eine  praktische  Wirksamkeit  auszuüben  und  zu  diesem  Zwecke 
seine  Kompetenz  zu  erweitern,  ein  Bruch  mit  dem  Prinzip  des  Geheulassens  zu  Tage 
tritt. 

In  betreff  der  infolge  dieser  Enquete  zu  erwartenden  Mafsregcln  bemerkt  der  Verf. : 
,,es  scheint  abermals  zu  gehen,  wie  es  so  oft  gegangen  ist.   Wenn  die  öffentliche  Meinung 
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Kur  zu  vcrneliiiilicli  nach  einer  Alihilfc  verlanj^t ,  dann  Kr«'ft  ">'•">  '■"  '•<^n'  gewohnten 
■Mittel.  Man  .setzt  einen  UntcifMui  liunKsau.tscIiurs  vun  rarlaniriit.sweijen  oder  von  Kc- 
ji;ierun^;swe>;en  nieder.  Da.«,  hierin  zu  Taue  (^eliinlerte  .Material  man  inochti-  la.'jt  baijen  : 
intere.s.saiiler    für    die   Theorie    al.s    für    die    l'raxis  versehwindet    in    .seinen    Hauiitziij;en 

lieic'ils  in  dem  aliKeldafsti-n  Hilrle  der  AuMjchulsherichte.  Die  ah^tei^;ende  Klimax  zwischen 
Kriienntnis  und  Wollen  zei^,'t  ni(h  öfters  hercits  in  dem  Abstände  der  Aus.si-hufsvorschla;;« 
von  der  eignen  Dar.stellunj;  der  Sachlage.  Aliermal»  ahwärt-s  geht  der  Weg  his  zum  Par- 
lamente selber.  Wie  wir  e.s  bei  i^rofsen  IJntcrsuchuni^en  über  die  VersichorunKsmafs- 
ref^eln  K'-K''"  *l'c  Unfälle  j^esehcn,  die  Hill,  welche  auf  den  Bericht  der  Kommisbiun  fol(;t, 
ist  ein  dürftij^cr  Schatten  von  all  der  hellen  Wahrheit,  welche  die  UntersuchuriK  hcrvor- 
gelockt  hat.  Was  aber  die  Bill  etwa  an  Kraft  enthält,  da»  geht  wohl  in  der  Belian<lluiiK 
durch  das  Parlament  verloren,  und  selten  gelingt  es,  eine  Mehrheit  des  Unterhause»  fiir 
irgend  eine  Mafsregel  zu  gewinnen  ,  welche  Ernst  macht  mit  der  unentbehrlicheu  Kon- 
trolle". 

Das  M<)nop(d  fler  englischen  Kisenbahngesellschaften  hat  sich  zu  einer  gröfseren 
wirtschaftlichen  Macht  entwickelt  als  die  des  Staates,  selbst  das  Kriegsdepartement  fürchtet 
die  Retorsionen  derselben  und  erklärt,  es  scheue  eine  Klage  vor  den  Kailway  Kommissioners 
gegen  die  Kisenbahngesellschaften  zu  führen  ,  weil  es  soviel  mit  selbigen  zu  thun  habe 
Mit  welcher  Willkühr  Privatfirmen  und  ganze  Ortschaften  von  den  kisenbahngesellschaften 
behandelt  und  wie  sie,  wenn  sie  sich  beschweren,  von  ihnen  bestraft  werden,  möge  man 
im  Buche  selber  nachlesen.  Die  Lösung  des  Problems  der  englischen  Kisenbahnpolitik. 
jenes  Widersi>ruches  zwischen  der  modernen  Technik  und  dem  englischen  Verfassungs- 
und Vcrw.'iltungsrecht ,  erwartet  der  Verf.  nur  von  einer  Umgestaltung  der  letztern  ,  da 
nicht  die  Technik  sich  dem  bestehenden  Rechte  anbequemen  könne,  sondern  das  Recht 
den  Fortschritten  der  Technik  folgend  sich  zu  entwickeln  habe.  Nur  in  einem  Falle  hat 
der  Staat  im  Kampf  gegen  die  Macht  des  Eisenbahnkapitals  einen  Erfolg  errungen, 
und  zwar  als  er  gestärkt  und  getragen  wurde  von  den  Arbeitern  in  der  Reform  der  Haft- 
pHicht  zu  ihren  Gunsten. 

Welches  Interesse  das  Studium  des  englischen  Tarifwesens,  speziell  der  DifTerential- 
und  Preferential-Tarife,  für  uns  in  Deutschland  hat,  darauf  brauchen  wir  kaum  besonders 
hinzuweisen,  das  Hauptinteresse  der  Schrift  liegt  aber  u.  E.  nicht  so  sehr  auf  diesem 
Gebiet,  als  auf  dem  der  Sozialpolitik  und  so  bietet  sie  in  scharfsinniger  und  geistreicher 
Darstellung  die  mannigfachste  Anregung  zu  Vergleichungen  mit  deutschenZuständen  und 
tiefere  Einblicke  in  die  vorsichgehende  Entwicklung   des  Staatsgedankens.  F.  R. 

E  ick  hoff,  A.,  In  der  neuen  Heimat.  Geschichtliche  Mitteilungen  über  die  deut- 
schen Einwanderer  in  allen  Teilen  der  Union.  Liefer.  1  New- York  ,  E.  Steiger  &  Co, 
1884.     gr.  8.     M.   1.  — . 

Haberer,  T  h. ,  Geschichte  des  Eisenbahnwesens  (vornehmlich  Osterreich- Ungarns 
und  Deutschlands).     Wien  1884.     8.     VII— 151   S.     M.  2.   — . 

Kapp,  F.,  Die  Deutschen  im  Staate  New- York  während  des  18.  Jahrhunderts. 
(Geschichtsblätter,  Bilder  und  Mitteilungen  aus  dem  Leben  der  Deutschen  in  Amerika, 
hrsg.  von  C.  Schurz.     Band  I.)     New- York,  E.  Steiger  &  C'o ,   1884.     8.     M.  2.   50- 

de  Boyer  de  Sainte-Suzaune,  R.,  Les  petits  etats  de  lEurope ;  la  priucipaute 
de  Monaco.     Par.,  Ollendorft",   1884.      12.     XVI— 334  pag.     Fr.   3.   50. 

H  auss  0  ul  1  ier ,  B. ,  La  vie  municipale  en  Attique.  Essai  sur  l'organisation  des 
dfemes  au  IVe  siecle.     Par.,   E.   Thorin,   1884.     gr.  ^in-8.     Fr.   5.   — 

P  i  c  a  r  d ,  A. ,  Des  cliemins  de  fer  fran9ais.  Etüde  historique  sur  la  Constitution  et 
le  regime  du  reseau.  Debats  parlemeut.,  actes  legislatifs  etc.  Volume  V.,  contenant  la 
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3.     Bevölkerimgslehre  und  Bevölkernngspolitik. 

Rümelin,  G.,  Die  Bevölkerungsstatistik  des  Königreichs  Württemberg.  Stuttgart, 
W.   Kohlhammer,   1884.     gr.   8.     M.   2.  — . 

Latzina,  F.,  La  republique  Argentine  relativement  ä  l'emigration  europeenne.  Ren- 
seignement  statistique-geographique  du  pays  et  de  ses  ressources  sous  tous  leurs  aspects. 
Buenos-Aires   1883.     (Carte  et  tableau  gr.   in-fol.) 

Births,  Deaths  and  Causes  of  Death  in  London,  and  other  great  towns ,  1883. 
Annual  summary  of.  London  1884.  8.  (Published  by  the  Registrar  General  of  Births, 
Deaths,  and  Jlarriages  in  England.)     LUX  pp 
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command.) 

4.     Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft.     Fischereiwesen. 
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de  la  Session  annuelle  de  la  Commission  superieure  du  phylloxera.  Rapports  ,  lois ,  de- 
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5.     Gewerbe  und  Industrie. 
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Thierry-Mieg,  C. ,  La  France  et  la  concurrence  dtrangcre.  Paris,  C.  Levy, 
1884.      12.     VIII— 237   pag.      fr.  3.  50. 
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Mifflin  &  Co,   1884.     2—389  pp.      12.     cloth.     $   1.   50. 

T  r  o  u  p ,  C.  E. ,  The  future  work  of  Free  Trade  in  English  Legislation  (Cobden 
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Jahresbericht  der  Handels- und  Gewerbekammern   in  Württemberg  für  das  Jahr 
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N  a  (' li  r  i  (' li  t  c  u  ,  stntistisclic,  von  den  KiHunbHhncn  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltunutui  fiii-  das  KtiitMJuhr  1H8<J.  Ilrftj;.  von  der  jj«»t'l'Hftsfülirenden  Direktion  des 
N'eieiiis.  X  X  Xlll.  Jiilirj^iun;.  Merlin,  ^edruekt  in  der  Niiruck'sclien  Uuclidruckerei,  1884. 
Kolio.      l'J'J   S       Nicht  im   Handel. 
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Chomins  de  fer.  —  Postes. —  Telegrajihes.  —  Marine,  (du  royaume  de  Helgique  ) 
Comptc  rendu  des  opdrations  pendant  l'annee  1882.  Ua])port  presentc  aux  chambres 
legi.sliitives  par  Ic  Ministre  des  travaux  puhlics  Uruxelles  1883.  Fol.  XI — 112  pag 
avec  carte  des  chemins  de   fer  au   31    decembrc    1882. 

Pagnon,  P. ,  Lc  commerce  exterieur  et  les  consuLs  ,  confdrence  faite  Jt  la  Socidtc 
d'(iconomie  politiquc  de  Lyon,  le  23  novembre  1883  Lyon.  impr.  Honnaviat,  1884.  8. 
48  pag. 

Servia,  A.,  Uevue  des  reformes  qui  s'imposent  a  la  marine  niarcbande.  Le  Havrc, 
impr    Delcvoye,    1884.     8.     G6  i>ag.     fr.   3.   — . 

Tableau  general  du  commerce  beige  avcc  les  pays  etrangers  pendant  l'an  nee  1882 
public  par  le  Mini.stre  des  (inaiices  de  la  Belgique       Bruxelles,  impr.  F.     Hayez,   novembre, 

1883.  Roy.-fol.     XL — 234  pag.     av.   2   tableaux  graph 

N  i  ra  m  o  ,  J.  (Chief  of  tlie  lUireau  of  statistics) ,  Keiiort  on  the  Internal  Commerce 
of  the  Unitod  States   for  the  fiscal  year  1881-82.     Commerce  and  Navigation.     Washington 

1884.  8.     IV — 309  pag.   and  4  maps  showing  the   i)riiicipal  transportation   lines  in    gr.  fol. 
H  a  n  d  e  I  s  k  a  a  r  t  van  Nederlaudsch  Indie  met  aanwijzigingen  en  statistische  gegcveus. 

Leiden,   K.  J.  Brill,    1884.     8.     4   en  49  bl.   m.    1   tabel  en   1   kaart.     fl.   0,76. 

7.     Finanzwesen. 

Brömel,  1\L,  Die  Kapitalrentensteuer  nach  der  Vorlage  der  Regierung  und  nach 
den  Beratungen  im  Abgeordnetenhause.  Berlin,  L.  Simion,  1884.  gr.  8.  46  S.  M.  1. 
(Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,   Heft  46.) 

II  e  r  r  f  u  r  t  h  ,  L.  und  W.  v.  Tzschoppe,  Beiträge  zur  Finanzstatistik  der  Ge- 
meinden in  Preufsen.  Kinnahmcu  und  Ausgaben  dei'  preuTs.  Städte  und  Landgemeinden, 
sowie  das  Sollaufkonimcii  an  direkten  Staatsstcuern,  Kreis-,  Provinzial-,  Schul-  und  Kir- 
cluMistcucrn  in  denselben  für  das  Jahr  1883/84.  (Zeitschrift  des  kgl.  preufs.  statistischen 
Bureau's ,  hrsg.  von  E.  Blenck  ,  Ergänzungsheft  XVI.)  Berlin ,  Verlag  des  kgl.  statist. 
Bureau's,   1884.     Roy. -4.      278   S.     M.   7.   20. 

Gorgcs,  J.  M. ,  La  dette  publique,  histoire  de  la  rente  fran(;aise.  Paris,  Guillau- 
min  &  Ce,   1884       12.     fr.   4.  — . 

Leplay,  H.  (chimiste),  L'impot  sur  le  sucre,  considere  au  point  de  vue  des  pro- 
grcs  h  realiser  dans  la  fabrication  du  sucre,  suivi  d'une  etude  sur  l'exercice  des  raffineries 
et  des  sucreries  et  sur  l'influence  nefaste  des  legislations  fran^aises  sur  le  developpeinent 
des  progres  de  la  fabrication  du  sucre  en  F'rance.  Paris,  J.  Michelet ,  1884.  gr.  in-8. 
fr    2.  — . 

Le  Tresor  de  la  Rocque,  H.,  Les  finances  de  la  republique,  les  chambres  pro- 
digues.     Par.,  C.  Levy,    1884.     12.     495  pag.     fr.  3.  50. 

Noel,  O  c  t.  ,  Etude  sur  la  gestion  tinancifere  en  France  depuis  1871.  Par.,  Guil- 
laumin   &  C« ,    1884.      8.      fr.   4.   — . 

Report,  annual,  of  the  Comptroller  of  the  Currency  to  the  Ist  session  of  the  XLVIIIth 
Congress  of  the  United  States,  December  3,  1883.  Washington,  Government  printing 
Office,   1883.     Imp.-8.      221    pp. 

8.     Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.     Versicherungswesen. 

(v.  Hülsep),  Verwaltungsbericht  des  Generaldirektors  der  Land-Feuer-Societät  des 
Herzogtums  Sachsen  für  die  Jahre  1881  und  1882.  Merseburg,  Buchdruckerei  von  A. 
Leidholdt,   1884.     4.     62   S.     Nicht  im  Handel. 

Löwenfeld,   H.  ,    Der  Entwurf   des  neuen  Aktiengesetzes    in    seinen  Grundzügen 
betrachtet.     Berlin,   H.   Bahr,    1884.     8.     M.   1,50. 
^      Simon,  O.,  Die  deutsche  Reichsbank  in  den  Jahren  1876 — 1883.     Eine  statistische 
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gesetz vom  14.   März   1875.     Minden,   Bruns'  Verlag,    1884.      8.      104   S.     M.  2. 

Verwaltungsbericht  des  Direktors  der  Pro  vinzial  -  Städte  -  Feuer  -  Societät  der 
Provinz  Sachsen  für  die  Jahre  1881  und  1882.  Merseburg  1884.  4.  52  S.  Nicht  im 
Handel. 

Eon,  A.,  De  l'augmentation  du  capital  dans  les  societes  par  actions.  Nantes,  impr. 
Mellinet  &  Ce,    1884.      8.      14   pag. 

Ker,  A.  W.,  History  of  Banking  in  Scotland.  Edinburgh,  Bryce,  1884.  8.  240 
pp.     7|6. 

Lamb,  M.  I.  (Mrs.) ,  Wall  Street  in  history.  New  York,  1884.  8.  95  pp.  w. 
illustr.      10|.— 

Taylor,  H.  O.,  Treatise  on  the  law  of  private  corporations  having  capital  stock. 
Philadelphia,  Kay  &  Brothers,    1884.      8-|-714   pp.     ^   6.  — 

9.     Soziale  Frage. 

Zacher,  Dr.,  Regierungs-Assessor,  Die  rothe  Internationale.  Berlin,  Hertz,  1884 
IV.   und   191   SS. 
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der  Arbeiterbewegung  erfährt  mau  sogut  wie  nichts.  H.  B. 

Bebel,  A.,  Die  Frau  in  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft.  Zürich,  J.  Scha- 
belitz,   1883.     gr.   8.      220  S. 

Probst,  Fr.,  Die  Grundlehren  der  deutschen  Genossenschaften.  Nach  den  Be- 
schlüssen der  allgemeinen  Vereinstage.  Band  II  (die  genossenschaftlichen  Bestrebungen 
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Schmerzeusschrei,  der,  der  „Ausgestofsenen"  Londons.  Eine  Untersuchung 
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Pontoise,  F.  R.,  Etüde  sur  l'administration  et  la  surveilhmce  des  caisses  d'cparg- 
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sommation,  de  production,  de  credit ,  de  secours  et  d'eucouragemcnt.  Par. ,  impr.  Phi- 
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Sc  her  er,  II.,  L'aisance  au  pauvre  et  la  splendeur  au  riebe  moyennant  l'epargne 
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lierii^hlc  <\v,r  Ueieh.sla^.skommis.sion  üher  den  Ciesetzentwurf  helrelFend  die  Kom- 
niandilKcsell.schal'ten  auf  Aktien  und  die  Akticn(.;esellsi^hal"ten.  Berlin,  C.  Ileyniiinn's  Ver- 
iaK,    1884.      Folio.      M.  3,60. 

Dernhurg,  II.,  Lehrbuch  des  preufsischcn  I'rivutreehts  und  <ler  FrivatrecliLsnor- 
incn  de»  Reichs.  Hand  1,  4.  Aufl.  M  16.  Hand  3,  3.  Aufl.  M  1*2.  Hülle,  Huchhandl 
des   Waisenhauses,   1884.     gr.  8. 

Kn  t  sc  h  cid  u  nf^e  n  des  köni(;l.  Obcrvcrwaltuntjsgerichts  ,  hrs^.  von  Jebens  ,  von 
Meyeren  und  Jacobi  (Senatspräsidenten  und  k^l.  Oberverwaltuuf^sjjcrichtsräten).  Hand  X. 
Berlin,  C.  Ileymann's  Vcrlaj,',    1884.     8.     M.  7. 

Hesse,  M.  ,  Inimobiliarrecht  und  Immobiliarexekution  nach  den  preufsischcn  Ge- 
setzen vom  5.  Mai  1872  (betr.  den  Eigentumserwerl)  und  die  din(;liche  Helastunj;  der 
(irundstücke,  Hergwcrke  etc  )  und  vom  13.  und  18.  Juli  1883  (betr.  ZwariKSvollstreckunj; 
in  das  unbewet^liche  Vermögen)  darfjestellt  durch  systematische  Texte  dieser  Gesetze. 
ISerlin,   Fr.  Siemenroth,   1884.      8      XX VIII     368  S.     M.   5. 

Hutter,  H. ,  Kechtsf^rundsätze  der  Entscheidungen  des  bayerischen  Verwaltungs- 
Hcrichtshofes.     Würzburg,  A.   Stuber,   1884.     gr.   8.     M.  4. 

Kuntze  und  Hrachniann,  Das  Wechselrecht.  Leipzig,  Fues'  Verlag,  1884. 
Le.\.-8.  M.  7,50.  (Separatausgabe  aus  dem  Haudbuch  des  deutschen  Handels-,  See- 
uud  Wecliselrechts,  hrsg.  von   W.  Endemann.) 

Loch  eil  (Oberlandesgerichtsrat),  Das  preufsische  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni 
1874.      Leipzig,  Veit  &  Co.,   1884.     gr.   8.     IV— 232   S.     M.   5. 

Mako  wer,  H.,  Das  allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch.  Mit  Kommentar. 
1).  Aull.     Berlin,  J.   Gutteutag,    1884.     gr.  Lex.-8.     XXIV— 1047  S.     M.   15. 

Stricker,  S. ,  Physiologie  des  Rechts.  Wien,  Toeplitz  &  Deuticke,  1884.  gr.  8. 
M.   3,60. 

Voigt,  J.  F.,  Das  deutsche  Seeversicherungsrecht.  Kommentar  zu  Buch  5  Titel  11 
des  allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuchs  und  zu  den  ,, aligemeinen  Seeversicherungsbe- 
dingungen von   1867".     I.  Abteilung.     Jena,   G.  Fischer,    1884.     gr.  8.     M.  3. 

Arnault,  L. ,  Rapport  de  la  Commission  extraparlementaire  du  14  fevrier  1882 
ii  l'appui  d'un  projet  de  loi  sur  les  societes ,  suivi  le  projet  de  loi  soumis  au  Senat  le 
6  decembre  1883,  avec  un  appendice  sur  les  nullites  et  la  legislatiou  etraugcre.  Paris, 
A.  Rousseau,   1884.     8.     fr.  6. 

Code  de  procedure  penale  allemand  (1.  fevrier  1877),  traduit  et  aunote  par  F. 
Daguiu.     Paris,  Cotillou,   1884.     8.     fr.   12. 

Cour  not,  L. ,  Le  Code  peual  hollaudais ,  discours  h  la  cour  d'appel  d'Angers. 
Angers,  impr.   Dedouvres,   1884.     8.     47   pag. 

jMaine,  H.  Sumuer,  Etudes  sur  l'ancien  droit  et  la  coutume  primitive.  Traduit 
de  l'anglais  par  R.   de  Kerallain.     Par.,  E.   Thorin,   1884.     8.      10  fr. 

T  h  i  r  i  o  n  ,  J. ,  Etüde  sur  la  reforme  du  Systeme  penal.  ^Montpellier  ,  impr.  Cristin, 
Serre  &  Ricome,   1884.     8.      16  pag.     fr.  0,50. 

Desty,  R.,  A  manual  of  practice  in  the  courts  of  the  United  States,  with  notes 
and    decisions.     6«^    edition.     San  Francisco,  Whitney  &  C",   1884.      16.     27    +    934   pp. 

$  3. 

H  a  w  e  s  ,  H.,  The  law  respecting  parties  to  actions ,  legal  and  equitable.  Sau  Fran- 
cisco,  S.  Whitney  &  C",    1884.     8.     534  pp.     $  3.  — . 

Thatcher,  Er.,  Digest  of  Statutes,  admiralty  ruies.  and  decisions,  upon  the  Juris- 
diction, pleadings,  and  practice  of  the  district  courts  of  the  United  States.  Boston  Little, 
Brown  .^-  C»,   1884.      8.      25   +    524  pp.     $  5.   — . 

Repertorlum  van  de  Nederlaudsche  jurisprudentie    en    rechtsliteratuur,   1883.     's 
Hertogenbosch,  W.   C.  van  Heusden,   1884.     Roy.-8.     6  en  213   bl      fl.   3.   — . 
11.     Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Loening,  Edg.,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltuugsrechts.  Leipzig,  Breitkopf 
&  Härtel,   1884.     gr.  8.     XVI— 859  SS.     M.  16.  — 
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Poliz  ei  ve  rwaltung  Wiens,  die,  im  Jahre  1883.  Zusammengestellt  und  heraus- 
gegeben vom  Präsidium  der  k.  k.  Polizeidirektion.  Wien,  A.  Holder,  1884.  8.  140 
SS.  mit  graph.  Darstellungen. 

Asser,  T.  M.  C,  Elements  de  droit  international  prive  ou  du  conflit  des  lois. 
Droit  civil,  procedure,  droit  commercial;  ouvrage  traduit,  i/omplete  et  annote  par  A.  Ri- 
vier.     Paris,  A.   Rothschild,   1884.     8.     fr.   8.  — . 

Bloch,  M.  G.,  Les  origines  du  Senat  Romain.  Itecherches  sur  la  formation  et  la 
dissolution  du  Senat  patricien      Paris,  E.  Thorin,   1884.     gr.  in-8.     fr.  9.  — . 

Bozerian,  J. ,  Etüde  sur  la  revision  de  la  Constitution  de  1875.  Par.,  impr. 
Plön,  Nourrlt  &  C« ,   1884.     8.      117  pag. 

Morgan  d,  L.,  La  loi  municipale,  commentaire  de  la  loi  du  5  avril  1884  sur  l'or- 
ganisation  et  les  attributions  des  conseils  municipaux.  Tome  I :  Organisation.  Nancy, 
Berger-Levrault  &  Ce ,   1884.     8.,   480  pag.     fr.  6.  — . 

Pallu  de  Lessert,  C,  Etudes  sur  le  droit  public  et  i'orgauisation  sociale  de 
l'Afrique  romaine.     Paris,   Picard,   1884.     8.      90  pag. 

P  r  i  n  s  ,  Ad. ,  La  democratie  et  le  regime  parlementaire.  Paris  ,  Guillaumin  &  Ce , 
1884.     8.     4  fr. 

Tissot,  V,,  La  police  secrete  prussienne.  Paris,  impr.  P.  Dupont  ,  1884.  12. 
VII  -436   pag.     fr.  3.   50. 

Blanchard,  R.,  Rise  and  fall  of  Political  Parties  in  the  United  States.  Chicago, 
1884.     32.     218  pp      2  6. 

I  n  d  i  a  n  Affairs.  Laws  of  the  United  States  relating  to  Indian  Affairs ,  compiled 
from  the  revised  Statutes  1874,  and  from  Statutes  at  Large  to  Älarch  4,  1883;  also, 
special  acts  and  list  of  all  ratified  trcaties.  3*1  cdition.  Washington ,  Government  prin- 
ting  Office,   1884.     8.     431    pp. 

Paul,  A,  The  History  of  Reform:  a  record  of  the  struggle  for  the  Representation 
of  the  people  in  Parliament.     London,  Routledge,    1884.      12.      240   pp.      1|. — . 

L  0  t  s  y ,  M.  C.  L. ,  Het  algemeen  stemrecht  geen  recht ,  maar  eeu  eisch  van  het 
Nederl.   volk.     Amsterd.,   J.  F.  Sikken,   1884.     8.     82  bl.     fl.   0,60. 

12.     Statistik. 
Deutschland. 

John,  Dr.  V.:  Geschichte  der  Statistik.  I.  T.  Von  dem  Ursprung  der  Statistik 
bis  auf  Quetelet.     Stuttgart,  Enke,  1884.     376  SS. 

Das  Beste ,  was  vor  John  über  die  Geschichte  der  Statistik  geschrieben  worden 
ist,  findet  sich  in  Adolf  Wagners  Artikel  ,, Statistik''  in  BIuntschli-Braters  Deutschem 
Staatswörterbuch,  ist  aber  natürlich  eine  dem  Orte  der  Veröffentlichung  angemessene 
Skizze  geblieben;  die  mit  durchdringender  Gelehrsamkeit,  vollkommener  Beherrscliung 
des  Stoffs  und  Objektivität  gearbeitete  ausführliche  Darstellung  John 's,  welche  vor- 
erst mit  Quetelet  abschliefst,  ist  daher  freudig  zu  begrüfsen  ,  und  es  dürfte  nicht  zwei- 
felhaft sein  ,  dafs  sie  die  ihr  gebührende  dankbare  Anerkennung  auch  finden  und  ihren 
Zweck  „ein  Handbuch  für  den  akademischen  Gebrauch  und  den  Selbstunterricht"  zu 
sein  erfüllen  wird. 

John  behandelt  im  ersten  Abschnitt  die  geschichtliche  Entwickeluug  der  „Deut- 
schen Universitätsstatistik",  im  zweiten  die  der  ,, Statistik  heutigen  Sinnes'" ;  unter  der 
ersteren  ist  die  in  die  Universitäts- Vorlesungen  eingeführte  Staatskunde  bzw.  Landes- 
und Volkskunde,  wie  sie  Conring,  Achenwall,  Schlözer  u.  s.  w.  behandelten, 
verstanden ,  unter  der  zweitgenannten  die  in  ihren  Anfängen  ,, politische  Arithmetik" 
genannte  Lehre  von  den  Zahlenverhältnissen  im  Staate  und  bei  der  natürlichen  Be- 
wegung der  Bevölkerung. 

Im  ersten  Abschnitt  hatte  John  natürlich  auf  das  traurige  und  zum  Teil  wider- 
wärtige Bild  gelehrter  Kraftvergeudung  und  stellenweise  an  Blödsinn  grenzender  Ge- 
lehrsamkeit zu  zeichnen  ,  zu  welchem  die  auf  die  Begriffsbestimmung  der  Statistik  ge- 
richteten Bemühungen  die  Linien  liefern;  Bemühungen,  welche  <lie  Statistik  auch  nicht 
den  kleinsten  Schritt  gefördert  haben  oder  fördern  werden.  Glüi'klicherweise  hat  J. 
weder  die  mindestens  62  schon  ausspietisicrten  Definitionen  aufgefülirt  ,  noch  eine  mehr 
dazu  gemacht,  sondern  sich  streng  aber  mit  aller ,  das  Unnötige  vermeidender  Diskre- 
tion an  seine  geschichtliche  Aufgabe  gehalten.  Nach  Abschlufs  seiner  Geschichte  wird 
er  aber  hoffentlich  auch  die  ,, Moral"  ziehen  und  dazu  würde  auch  gehören,  dafs  er  be- 
züglich der  Universitätsstatistik  untersucht,  was  sie  soll  und  wie  weit  sie  als  ^'orlcsungs- 
gegenstand  möglich  und   berechtigt  ist.     Dafs    man    Landes-    und  Volkskunde  ebensogut 
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lesen  Icmn  wie  fie()(^ru])liie,  für  weh^lie  jetzt  mit  Keclit  I'iul'esMiri.-n  eini;ericlit<-t  werden, 
iliirlte  keinem  Zweilei  iiiiterlie({en  ,  uueli  liisseii  sieh  scdir  nütziieli«;  Spezialvorlesuntjen 
/,.  |{.  über  Slerlielureln,  über  Art  und  lliiidi^kcit  der  striifbiiren  Handlungen,  über  Stand 
und  IJewef^unf;  iler  Vitdiballun^',  übei-  den  (Jan(<  der  'reniperatur  u.  ».  w.  u.  s.  w.  ballen, 
wie  man  aber  auf  Universitäten  ,, Statistik"  traktieren  soll  ,  ist  noeb  nieht  reebt  klar 
gestellt,  zumal  man  dort  die  Kunst  der  zableniiiäfsit^en  KrniittelunK,  wie  sie  auf  statisti- 
seben  IJureaux  getrieben  wird  ,  wohl  kaum  nder  wenigstens  nur  sebr  unvollkommen 
überliefern   kann. 

Im  zweiten,  durcb  den  bebandelten  StolF  interessanten  Absebnitt  scbilderl  J.  unter 
JJerüeksiubtigung  der  wissenscliaftlicbe.n  liedcutung  der  Royal  S<M'iety  die  Kntsteliung 
der  ,,|)olitiseben  Aritbmetik"  in  Kngland  ,  lieleuebtct  die  verscbiedenen  Versuche  zur 
Herstellung  von  Stt^rbetafeln  und  giebt  namentlieb  von  den  Uegründern  der  ..IJevöl- 
kcrungswissensebaft"  :  Süfsmileli,  M  a  1  t  li  u  s  und  Quctelet  vortrefTliebc  (Jbarak- 
teristikcn  ;  von  letzterem  im  Anseblufs  an  die  ausgezeiebneten  Untcrsuebungcn  G.  K. 
Knapjt's,   dem   sein   IJueb   gewidmet  ist. 

.iuhn's  Hucli  verdient  durcli  die  oben  hervorgehobenen  Eigenschaften  die  beste 
Empfehlung,  welche  ihm  hierdurch  mit  dem  Wunsclie  zu  Teil  werden  mag,  dafs  die 
bis  zur  neuesten  Zeit  reichende  Fortsetzung  recht  liald  folge.  II.  v.   Scheel. 

Jahrbuch,  statistisches,  für  das  Üeutsclie  Reich.  Hrsg.  vom  kaiserl.  statistischen 
Amt.  V.  Jahrg.  1884.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecbt,  1884.  gr.  8.  VII— 200  SS 
Mit  3  grapli.     Karten. 

Preufsische  Stati.stik.  (Amtl.  Quellcnwerk.)  Hrsg.  vom  kgl.  statist.  Hureau  in 
Berlin.  Heft  LXXVII:  Die  endgültigen  Ergebnisse  der  Viehzählung  vom  10.  Januar 
1883  im  preufs.  Staate,  Berlin,  Verlag  des  kgl.  statist.  Bureau's,  1884.  Roy. -4.  XXXII 
—  187   SS.     M.   5,60. 

Osterreich. 

Jahrbuch,  statistisches,  für  das  Jahr  1881.  Hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen 
Zentralkommission.  Heft  VIII:  Vereine,  Aktiengesellschaften,  Bank-  und  Kreditinstitute, 
Registrierte  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenosseuscbaften  .  Besitz  und  Lustenstand  der  Rea- 
litäten.    Wien,  k.  k.  Hof-   u.   Staatsdruckerei,    1884.     Roy.-8.      103  SS. 

Frankreich. 

Cbatel,  E.,  Statistique  de  l'enseignement  superieur  ä  Caen  de  1786  ä  l'i94.  Caen, 
impr.    Le   Blanc-Hardel,   1884.     8.     42  pag.      av.   tableaux. 

R  u  f  s  1  an  d. 

Bidrag  tili  Finlands  officiela  Statistik  VI.  Refolknings-statistik ,  No.  10:  Öfver- 
sigt  af  folkmängdsföräudringarna  i  Finlaud  aren  1880  och  1881.  (Statistik  der  Bewe- 
gung der  inländischen  Bevölkerung  in  den  Jalireu  1880  u.  1881.)  Helsingfors ,  1884. 
4.      168  pp. 

Italien. 

Censimento  dclla  popolazione  dei  Rcgno  d'Italia  al  31  Dicembre  1881.  Volume 
I.,  parte  2.  Roma  1883.  gr.  Lex.-8.  293  pp.  (Pubblic.  del  Ministero  di  agricoltura, 
ind.   e  commercio,  direz.   della  statistica.) 

Popolazione.     Movimento  dello  stato  civile.     Anno   XXI — 1882.      (Pubblicazione 
del  Älinistero    di  agricoltura ,    industria    e   commercio.     Direzione    gener.    della    statistica. 
CXV — 330  pp.     Roma,  tipogr.  Bodoniana,   1883.      gr.   Lex. -8. 
Belgien  und  Holland. 

Bulletin  de  la  Commission  centrale  de  statistique.  Tome  XV.  Bruxelles  ,  impr. 
F.  Hayez,  1883.  4.  XXXIV — 1168  pag.  (Publication  du  Ministere  de  rinterieur.  Ad- 
miuistation   de  la  statistique  gener.  du   royaume  de  Belgique.) 

S  p  e  e  ,  J.,  Onzc  oftizieele  statistieke  handelstabelleu  critisch  boordeeld,  enz.  Amsterd. 
Gebr.  Binger,   1884.     Roy.-8.     43   bl.     fl.   0,50. 

Statistique  de  la  Belgique.  Population.  Recensement  general  (31  decembre 
1880.)  Publid  par  le  Miuistre  de  Tinterieur.  Bruxelles  1884.  Roy.  in— 4.  CXXXVI 
— 1132  pag. 

Norwegen. 

Norges  officielle  Statistik,  uy  Raekke,  udgiven  af  Departementet  for  Kirke-og 
Undervisningsvaesenet  i  Aaret  1884.  A.  No.  2:  Fattigstatistik  for  1880  (Norwegische 
Armcustatistik  für  1880      B.   No.  3  :  Beretning    cm  Rigets  Strafarbeidsanstaiter  for  Aaret 
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1.  Juli  1881  til  3Q.  Juni  1882.  (Norweg.  Gefängnifsstatistik.)  C.  No.  1  :  Folkemaeng- 
dens  Bevaegelse  i  Aarene  1881 — 85.  I.  (Bewegung  der  norweg.  Bevölkerung  1881 — 85. 
Heft  1  für  1881.)  (,'.  No.  4:  Sundhedstilstanden  og  Medieinalforholdene  i  Norge  1880. 
(Norwegische  Sanitätsstatistik  für  1880.)  C.  No.  5'':  Sindssygeasylernes  Virksomhed  i 
Aaret  1880.  (Statistik  der  norweg.  Irrenanstalten  für  1880.)  C.  No.  9:  Norges  Fiske- 
rier  i  Aaret  1882.  (Statistik  des  norweg.  Fischfangs  und  Beschreibung  der  norweg. 
Fischereien  1882.)  E.  No.  1  :  Rekruteringsstatistik  for  den  norske  Armee,  Aarene  1878 
—80.     Zusammen   7   Hefte.     Kristiania    1884.     8. 

Schweiz. 

Atlas,  statistischer,  der  Schweiz  in  kartographischer  Darstellung  auf  Grundlage 
von  J.  Randegger's  Karte  der  Schweiz  1  :  600  000.  I.  Teil,  1  Liefer.  Zürich.  Wurster 
&  Co,  1884.  gr.  Fol.  M.  10.  —  Inhalt:  Die  landwirtschaftlichen  Verliältnisse  der 
Schweiz,  bearbeitet  von  F.  Anderegg  unter  Mitwirkung  von  F.  Mengold.  1.  Liefer.:  Die 
Viehzucht  und  Milchwirtschaft. 

Amerika  (Venezuela). 

Almanaque  anuario  de  Röjas  Hermanos  1884.  (Ecclesiastico ,  mercantilc  etc.) 
Caracas.     8.      With  chart. 

Australien  (N  e  u  -  S  e  e  1  a  n  d). 

Statist!  CS  of  the  Colony  of  New  Zealand  for  the  year  1882,  with  abstracts  from 
the  agricultural  statistics  of  1883  ;  and  industrial  statistics  from  the  Census  of  1881. 
Wellington,   1883.     Folio.     XXV— 294  pp. 

Results  of  a  Census  of  the  Colony  of  New  Zealand,  taken  for  the  night  of  the 
3rd  of  April,  1881.  Wellington  1882.  Folio.  V— 314  pp.  with  2  Charts  in  max.- 
imp.-fol. 

E.     Italien. 

Annali  di  agricoltura.      1884.     N.   75,  76   e  78 :    Atti  del  convegno  dei  pro- 
duttori   di  vino,  tenuto  in   Roma,  nei  giorni   18,   19,   20  e  21  febbraio  1884  (224  i)p.).  — 
Atti   della  Commissione  consultiva  per  la  pesca,  sessione  1884    (147  pp.).    —    Atti  della 
Commissione  consultiva  per  la  fillossera,  sessione  dicembre   1883  (155  pp  ). 
G.     Belgien   und  Holland. 

De  Economist.  Tijdschrift  voor  Staathuishoudkunde ,  onder  redactie  van  I.  L. 
de  Bruyn  Kops.  XXXIII.  Jaargang  (1884)  April  en  Mei.  April:  Bestellungen 
des  holländischen  Kriegsministers  ,  resp.  Fouragelieferungeu  für  die  Kavallerie  der  hol- 
länd.  Armee,  von  van  Gendt.  —  Der  Agrarkredit  und  die  Sparbanken,  von  W.  A.  Coo- 
len. —  Die  fremden  Asiaten  und  die  Schuldhaft  (Erwiderung  auf  die  Artikel  im  Febr.- 
u.  Märzhefte  des  ,, Economist"  von  F.  A.  Mees :  Der  westind.  Grofshandel  und  der  chines. 
Leinwandhandel),  von  1.  van  Gennep.  —  Der  Münzfufs  im  KR.  der  Niederlande.  —  Die 
Steuerveranlagung.  Eingabe  von  13  Mitgliedern  der  zweiten  Kammer  der  holländ.  Le- 
gislative au  die  Untersuchungskommission  der  Klassensteuerreklamationen.  —  Das  hol- 
ländische statistische  Bureau  im  Ministerium  des  Inneren.  —  Mei:  Der  Häuserbau  im 
Künigr.  der  Niederlande  (in  Bezug  auf  die  hypothekarische  Belastung  der  Grundstücke). 
—  Die  Goldnot  und  der  Goldmangel ,  von  P.  W.  A.  Cort  van  der  Linden.  —  Eisen- 
bahnanlagen auf  Sumatra,  von  I.  L.  Cluijsenaer.  —  Die  holländischen  anonymen  Genos- 
senschaften (Besprechung  des  Buches  von  A.  H.  van  Nicrop  u.  E.  Baak  ,,de  Nederlandsche 
uaamlooze  vennootschappen,  1883")  von  P.  N.  Müller.  —  Vergleichende  Ubersiciit  der 
Schiffahrt  und  des  Schiffsbaus  in  dem  KR  der  Niederlande  innerhalb  der  letzten  (8) 
Jahre.  —  Die  Abänderung  des  holländ.  Säufergesetzes.  —  Unsere  (holländ.)  Kattunindu- 
strie. —  Das  neue  grofsbritannische  Budjet.  Konvertierung  der  3"/^  Konsols  und  Um- 
münzung der  Sovereigns.  —  Die  Zuckerpreise,  ihr  Niedergang  in  England  in  Folge  der 
Accisefreiheit.   —   Hollands  Handel  mit  Java  seit  der  Zolltarifveränderung.     -  etc. 

K.     Amerika. 

Bulletin  of  the  American  Geographica!  Society.  1883  N"  2  —5:  The  Philippine 
Islands:  their  physical  characters,  customs  of  the  people,  Products,  Savages  Tribcs  etc., 
by  Sam.  Kneeland.  —  The  Currents  of  the  Pacific  Ocean,  by  Th.  Antisell.  —  The  tirst 
landing  on  Wrangel  Island,  with  some  remarks  on  the  Northern  Inhabitants,  by  Irving 
C.  Rosse.  —  The  Valley  of  the  Loire  and  its  historic  chatcaux  ,  by  (General)  G  W. 
CuUum.  —  Winter  Grazing  in  the  Rocky  Mountains,  by  (General)  B.  Alvord.  —  A 
journey  through  Southeastern  Russia,  by  G.  Kennan.  —  Mexico :  her  physical  geography 
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und   resources,   ljy   A     K    C'onkliiiK     —     1884   N''  1  :   The  ((rowinj;   power   of  the   Kepublic 
<>f  Ohili!,   by   A.   (}     Urowiie. 
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A       F  r  :i  II  k  r  u  i  r  li. 

li  II  II  etil!  de  stutistiijiie  et  de  lei^islation  comijari'e.  N'III''  Aiiii<-i-,  iniii  1884: 
A.    F  r  ii  n  c  e  :     IjC    inoiivement    des    iinpöts.       -    Le    cominerce    exlt'rieiir.  Muses    de«« 

cniitriliiitioiis  directes  et  taxcs  assimilecH  pour  1884.  —  Les  redevaiicefi  <les  iiiiiieü.  — 
lies  suceessions  et  le.s  doiiatiims  depuis  1820,  av.  diaf^ramine.  -  l.a  projirieti'  bätie  k 
Paris,    av.   larte.    -    Los    fiets  ;i  Hordeaux   en    1883,  M.   K  t  r  a  ri  g  c  r :     lielgiijue  :    Le 

budgct  de  l'exereice  1884.  La  discussioii  du  budget  de  1884  au  Senat.  La  question  des 
Sucres.  Les  preis  agricoles.  —  Angleterre:  L'exposd' budgetaire  du  Chaneelier  de  rKcbi- 
quier.  La  depreciatioii  des  valeur»  niobilieres.  La  cireulatioii  inonetaire.  —  Allernagiie: 
Fjcs  caisscs  publ.  en  Prusse.  Les  banques  popul.  en  AlleinaKue.  —  Autrielie-IIoii(^rie : 
Prodiutioii,  coiisommation,  impot  de  la  i)iere.  —  Kussie :  Les  tabacs  en  1881,  188'2  et 
1883.  Produetion  et  impot.  —  Etats-Unis:  La  Situation  financiere.  Le  trade  dollor. 
Le  tarif  douanicr.     La  crise  de  New- York.   — 

Journal  des  Eeononiistes.  .Juin  1884:  La  question  du  gaz  Ji  Paris,  par  E  Lam^- 
Fleury.  —  De  rorfcaiiisatioii  des  murclies  liiianciers  en  France  et  ä  l'ütrauger ,  par  A . 
Neymnrek  —  Revue  de  rAcademic  des  sciences  morales  et  politiques  du  15  fevrier 
au  17  mai  1884,  j)ar  .J.  Lel'ort.  —  Le  socialisinc  en  France  et  en  Allemagne ,  par 
J.  Chailley.  —  Comice  agricole  de  Seine-et-Oise.  Discours  de  L.  Say.  —  La  Societe 
d'economie  politique  populaire,  (Ir«  reunion  au  mois  de  Janvier  1884)  par  A.  Mercier.  — 
La  crise  de  la  speculation  a  New-York  Les  causes  de  la  crise.  —  Societe  d'economie 
[xilitique.  Keunion  du  5  juin  1884.  Discussion :  Oü  la  femme ,  au  point  de  vue  eco- 
iioiiiiqiie,  est  eile  mieux  placee,  au  foyer  de  la  t'amille  ou  dans  l'atelier  ?  —  Societe  de 
statistique  de   Paris   —  Comptes  rendus.   —  Chronique  economique.    —  etc. 

Moniteur  des  assurances.  Revue  mensuelle  Nos.  188  et  189  de  15  Mai  et  15  Juin 
1884:  Les  Statuts  des  compagnies  d'assurances  sur  la  vie.  —  La  legislation  et  l'assurance 
maritime.  —  La  legislation  de  l'assurance  en  Europe.  —  Les  transferts.  Quelques 
Statuts  h  corriger.  —  De  la  reduction  des  tarifs  des  eompagnies  d'assurances  sur  la 
vie.  —  L'assurance  dotale,  par  Ch.  Csaszar.  —  Les  accidents  de  mines  en  France,  en 
Angleterre,  en  Belgique  etc.   —  Revue  de  la  jurisprudencc.   —  etc. 

Revue  generale  d'administration.  Vllme  Annee ,  mai  1884:  De  l'affouage  com- 
munal ,  par  A.  Martinet.  —  Statistique  des  etablissements  de  bienfaisance  en  Algerie, 
par  E.  Guignard.  —  Organisation  municipale  en  Algerie.  —  Chronique  d'Italie :  Les 
cai.sses  d'epargne  italiennes.  Le  service  postal  en  1882.  —  Chronique  de  l'administration 
t'ran(,'aise :  Organisation  du  ministere  de  I'intcrieur :  bureau  des  societes  professiounelles. 
Colonies  :  Saint-Barthelemy  et  Saint-Martin,  Organisation  judiciaire.  Cochinchine  ;  Martini- 
que et  Guadeloupe  ,  logements  insalubres.  Inde  ,  conseil  general  —  etc.  Chambres  de 
commerce  ä  l'etranger.     Creation   d'etablissements  de  bienfaisance  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Livraison  272  et  273,  mai  et  juin  1884:  Admi- 
nistration de  la  marine  (suite.)  —  L'application  de  l'electricite  ä  l'etude  des  resistances 
des  carenes  ,  par  Malapert.  —  Etüde  historique  sur  le  droit  de  bris ,  par  J.  B.  Fons- 
sagrives.  —  Notice  sur  les  phares  electriques  et  les  signaux  sonores,  par  L.  Sautter.  — 
Observations  sur  le  magnetisme  terrestre  en  Islande,  par  R.  Wallut.  —  Souvenirs  d'une 
campagne  dans  le^  Levant.  La  Grece  en  1883,  par  B.  Girard  (suite.)  —  Chronique: 
Marine  anglaise.  Etat  de  sa  flotte.  Marine  suedoise,  le  programme  de  la  flotte.  Defense 
des  cotes,  defense  de  l'Italie.  —  Le  budget  de  la  marine  anglaise  (1884 — 1885)  traduit 
de  l'anglais  par  E.  Salaun.  —  Aper(,'u  sur  l'histoire  de  la  medecine  au  Japon  ,  par  L. 
Ardouin.  —  L'expedition  Bompard  en  Irlande  et  les  combats  de  la  ..Loire"  (1798.) 
Relatione  inedite,  par  A.  Doneaud  du  Plan.  —  Defense  des  cotes  de  l'Allemagne.  — 
Communications  interoceaniques :  Route  entre  le  Madre  de  Dios  et  uu  affluent  du  Purus. 
—  etc. 

B.     England. 

Contemporary  Review,  the.  June  1884:  The  Sins  of  Legislators.  II,  by  Herbert 
Spencer.   —    The    historical    assumptions    of    the    Church    Courts    Commission ,    by   Edw. 
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Hatch.  —  London  centralized,  by  E.  Chadwick.  —  The  Poor  Man's  gospel ,  by  R. 
Heath.  —  An  ideal  University  ,  by  J.  Bryce.  —  The  Situation  of  General  Gordon.  — 
Contemporary  life  and   thought  in  Switzerland,  by  C.  Secretan.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the ,  edited  by  T.  H.  S.  Escott.  June  1884:  Englands 
Foreign  Policy,  by  G.  —  Le  style  c'est  l'homme :  a  causerie,  by  (the  Earl)  of  Lytton.  — 
The  bursting  of  the  bubble ,  by  J.  Brodrick.  —  The  Religious  question  in  France,  by 
Paul  Bert.  —  Joseph  and  his  brethren  :  an  eastern  apologue  with  a  western  moral,  by 
an  english  tory.  —  International  rivalries  in  Central  Africa ,  by  E.  F.  G.  Law.  — 
Home  and  Foreign  aflfairs.  —  etc. 

Macmillan's  Magazine.  June  1884:  Under  the  shadow  of  the  Sphinx  (in  relation 
to  Egypt)  Cookery  under  the  London  School  Board.  —  In  a  Greek  family  to-day.  — 
Review  of  the  month.  —  etc. 

Nation  al-Review,  the,  June  1884  :  The  Franchise  Bill  and  the  House  of  Lords, 
by  Percy.  —  Italia  redenta ,  by  A.  Austin.  —  The  Contraction  of  England  and  its 
advocates ,  by  Fr.  F.  Labilliere.  —  The  Government  of  London  Bill ,  by  J.  Whittaker 
Ellis.  —  The  Conservatism  of  youug  Oxford,  by  G.  M.  Curzon.  —  Let  right  be  done  : 
a  plea  for  Compensation  for  Irish  Landlords,  by  E.  Tipping.  —   etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A  monthly  Review,  edited  by  J.  Kuowles.  N" .  88, 
June  1884  :  How  long  halt  ye  between  two  opinious,  by  C.  S.  Moberly  Bell  (Korrespon- 
denz aus  Alexandrien  über  Englands  Politik  behufs  Pacifizierung  des  Sudan.)  —  What 
do  the  Irish  read  ?  by  J.  Pope  Hennessy.  —  The  Continental  Sunday,  l)y  W.  Rossiter  — 
False  coin ,  by  Agnes  Lambert  (Über  Darwinismus  und  natürliche  Religion.)  —  The 
art  of  Public  Speaking,  by  H.  Aide.  —  M'^ith  Baker  and  Graham  in  tlie  Eastern  Soudan, 
by  J.  Macdonald.  —  The  Yorkshire  Association,  by  Ch.  Milnes  Gaskell.  —  Eight  years 
of  co-operative  Shirtmaking,  by  Edith  Simcox.  —  Free  Trade  in  the  Army,  by  (Lieut.- 
Gen.)  Fr.  S.  Roberts.  —  etc. 

C.  Osterreich. 
Statistische  Monatschrift,  hrsg.  von  der  k.  k.  statist.  Zentralkommission. 
X.  Jahrg.  Mai  1884:  Die  definitiven  Ergebnisse  der  Grundsteuer! egelung  in  Oster- 
reich, von  K.  Th.  V.  Inama-Sternegg.  —  Die  Sterblichkeitsverhältnisse  in  den  einzelnen 
Österreich.  Ländern  im  Jahre  1882.  Nebst  graph.  Darstellung ,  von  J.  R.  Rossiwall 
V.  Stollenau.  —  Die  Statistik  in  ihren  Beziehungen  zur  Anthropologie  und  Ethnographie, 
von  G.  A.  Schimmer.  —  Der  Seehandel  Österreichs  in  den  Jahren  1875  bis  1882,  von 
Pizzala.  —  Die  öffentliche  Armenpflege  in  Osterreich  während  der  Jahre  1873  bis 
1882,  von  Bratassevic.  —  Die  Gebäudebrände  in  Österreich  im  Jahre  1882,  von  Krafft. 
—  etc.  Juni  1884:  Über  die  Wanderbewegung  der  zentraleuropäischen  Bevölkerung, 
von  A.  V.  Randow.  —  Die  Reorganisierung  des  statistischen  Departements  der  k.  k. 
Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  ,  von  Rossiwall.  —  Errichtung  eines  städtischen 
statistischen  Bureau's  in  Krakau ,  von  Rossiwall.  —  Bewegung  der  Bevölkerung  von 
Wien  und  dessen  Umgebung  im  Jahre  1883,  von  W.  Kitz.  —  Feilbietungen  bäuerlicher 
und  kleinstädtischer  Grundbesitzungen  in  Galizien  vom  Jahre  1873  bis  Ende  1883,  von 
C.  Zwilling.  —  Der  Brennstoff-Verbrauch  Wiens  in  den  Jahren  1860 — 1882,  von  Piz- 
zala. —  etc. 


Die  periodische  Presse  Deutsehlands. 

Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  hrsg. 
von  G.  Ilirth  und  M.  Seydel.  18  84  Nr.  4/5:  Verwaltungsbericht  der  Iteichsbank  für 
das  Jahr  1883,  mit  Anlagen  A — R.  —  Materialien  zur  Reform  des  Aktiengesellschafts- 
rechtes, Fortsetzung  (Gutachten  4 — 7).  —  Zur  Frage  der  bäuerlichen  Erbfolge  Entwurf 
eines  Gesetzes,  betreffend  die  Erbfolge  in  landwirtschaftliche  Güter  und  das  Erligüler- 
rechl,  von  K.  Peyrer.  —  Die  Bestimmungen  über  die  Handels-  und  Gowerbekammcrn 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  (Fortsetzung:  Hamburg,  Lübeck,  Bremen).  —  Die  Lan- 
deskulturrentenanstalt in  Bayern,  von   Haag.   —   etc. 

Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser.  Band  XIV,  Heft 
10 — 12,  15.  Mai—  15  Juni  18  84:  Verein  deutscher  Maschineningenieure.  Ver- 
sammlung vom  19.  April  1884.    —    Sonst  und  jetzt.     Studie  aus  der  Eiseubahubranche. 


<j(j  Die  i>i;ii(»(Ji.MliL-   l'rtfSbc   l>eut;>LlilHii(Js 

—  V(!r(4l<iiliiMi<le  Sliitiblik  üIkt  Kiaiikifirlis,  sowie  Kin^liimls,  I)(!Utsrlil;iii(lN  und  H(;I(^iciiS 
Eifloii-   liiiii  Sliilil-ICiii-   iiiiii  Aiisfiilii'.  iJI)(!r  iiinerikiiiiisclK!  KiMMibaliiicii,   von  v    Tscliudi. 

I>ie  I^okoinotivl'eiinrhiiclisu  lilr  Utiiiciiviir/cliriin);  und  lirenn^tollersitiirni^i  mit  besitn- 
<li'.r(!r  |{(!i  iictk.siclitijjunt;  düs  Systeme  Ncpilly,  vun  F<!ctiiir.  —  Die  crsti^  DiirnpfwiiKenfiihrt 
■•luf  der  15rjiuns(li\v('.i(;iscln;n  luseiiljiiliii  (/.ui-  iOrinneriini;  Hn  den  In|{enieur  Mr.  .J(din  Ulen- 
kinsop),    von    W.    Ciiiulis  Das    neue    lOddystone-Leuclilfeue.r.     —     Stuli.stisches     au.s    dem 

(!(Miei'alvei-.saminlun|^sl>pric'.lil  des  Vereins  deutsclicr  Kiscn-  unil  Stalilindustrieller  (LJIier- 
siclil  der  Höhe  der  Kisen|)roduktion  Deutschlunds,  sowie  Anzahl  der  beim  Kiscner7.her((- 
liau,    lioliofenhetrich,   der   Kisenj^ieCserei   etc.    hescliäftit^ten   Arbeiter).   - —   etc. 

Arcliiv    für   Post    und    TcleKrapiiie.       Nr.    10,    Mai    1884:    Die    Kntwickelunt;    der 
Z(!itunKsb(rsor^;imp;  durdi   die   Post   I.   —    Die  pacifisclicn   Kisftnl)a)inen    Nordunierika'.t. 
Das    Post-   und  Tcde^raphenwcsen   dor   Kepublik   (Josta  Rica  im  Verwaltunj;sjahre    1882  8.') 

—  Die  all(^enieine  Kcrnsprechanla|:je  im  oberschlesisdien  Hütten-  und  lndu»tricbe/.irk.  — 
Der   lireisf^au   zur  Zeit  der   Römer.   —   Die   Packetpost  in   Enj^land.   —  etc. 

Land  Wirts  cliaft  I  ich  e  J  a  }i  r  b  ü  c  h  c  r  ,  hrsK-  von  H.  Thiel.  Rand  XIII  (1884) 
Heft  3  :  Di«!  inndwirtscliariliclien  Arbeiterverhiiltnissc!  in  den  holsteinischen  Elbmarscln-n, 
von  Fr.  Schacht  —  Arbeiten  aus  dem  |)flan7.enphysioIof;iscJien  Institute  tlcr  kgl.  land- 
wirtscliaftliduin  Hochscliule  in  Rerlin.  IV:  Untersuchungen  über  das  Chlorophyll,  von 
A.   Tschirch  (mit  3  Steintafeln). 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschenileichs  tür  1884.  Aprilheft:  Übersicht 
über  die  unmittelbare  Durchfuhr  fremder  Waren  durch  das  deutsche  Zollgebiet  sowie 
über  die  unmittelbare  Durchfuhr  durch  angrenzende  Staaten  von  Waren  ,  welche  ins 
deutsche  Zollgebiet  ein-  bezw.  ausgeführt  sind  für  das  Jahr  1883.  —  Überseeische  Aus- 
wanderung aus  dem  Deutschen  Reich  über  deutsche  Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit 
von  Anfang  Januar  bis  Ende  April  1884  und  Vergleich  mit  dem  entsprechenden  Zeit- 
raum iler  Vorjahre  (1872 — 83).  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  Grofshandel, 
April  1884.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet 
für  April  1884  und  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  April  1884.  —  Versteuerte 
Rübenmengen  im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  April 
1884. 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  von  Treitschke  und  H.  Delbrück. 
Juni  1884:  Historische  Methode,  hrsg.  von  H.  Delbrück.  —  Über  den  Ursprung  des 
bayerischen  Erbfolgekrieges,  von  E.  Reimann.  • —  Über  den  Begriff  ,, vornehm" ,  von 
H.   Delbrück.  —  Die  Gegensätze  in  der  preufsischeu  Landeskirche.  —  etc. 

Kund  schau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Osterley.  Jahrg.  XXXIV,  Liefer. 
11 — 12:  1.  und  15.  Juni  1884:  Zur  Charakteristik  der  Angriffe  gegen  die  Administra- 
tion der  Versorgungsanstalt.  —  Polizeiordnung  für  die  österreichischen  Seehäfen.  —  Der 
III.   Entwurf  eines  deutschen  Unfallversiclierungsgesetzes  (Fortsetzung).   —  ,.Der  Anker." 

—  ,,Fonciere",  Pester  Versicherungsanstalt.  —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart.  Jahrg.  1884  Heft  6 :  Die  nor- 
wegische Reichsgerichts-Aktion,  von  H.  Hertens.  Abteil.  1.  —  Cypern.  Ein  Kulturbild 
aus  dem  Jahre  1883  von  M.  Ohnefalsch-Kichter.  Abteil.  2.  —  Die  wirtschaftliche  Eut- 
wickelung  der  untern  Donauländer.     Von  einem  preufs.  Stabsoffizier.      Abteil.   1.    —  etc. 

Zeitschrift  für  Bergrecht,  hrsg.  von  H.  Brassert.  XXV.  Jahrg.  (1884)  Heft  2: 
Die  Unanfechtbarkeit  der  Verleihung ,  von  R.  Klostermaun.  —  Das  Wasserrecht  am 
Oberharze,  von  Engels.  —  Die  technischen  Ausdrücke  und  Bezeichnungen  bei  dem  ober- 
harzischen  Gangbergbau,  von  P.  Schell.  —  Die  obligatorische  und  fakultative  Trennung 
der  Knappschaftsinvaliden-  und  Krankenkassen  ,  von  Tecklenburg.  —  Die  Herabsetzung 
der  Invalidenunterstützungen  durch  Abänderung  des  Knappschaftsstatuts,  von  R.  Kloster- 
mann. —  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe.  —  Mitteilungen  aus  der  Praxis  der  Verwal- 
tungsbehörden.  —   etc. 


Krommannsche  Kuchdruckerei  (U.  Fohle)  in  Jeua. 


IL 
Die  offizielle  ßliiideiistatistik, 

ihre   Leistungsfähigkeit   und   die   Notwendigkeit 
ihrer   Reform. 

Von 

Dr.  Hugo  Magnus, 

a.  0.  Professor  der  Augenheilkunde  an  der  Universität  zu  Breslau. 


I. 

Die  nationalökonomische  Bedeutung   der  Blindheit  und 
die  Leistungen  der  offiziellen  Blinden  Statistik. 

Eine  genaue  Kenntnis  der  Zahl  und  Beschaffenheit  seiner  Blin- 
den ist  für  den  Staat  nicht  allein  aus  humanitären  und  wissenschaft- 
lichen Gründen  sehr  wünschenswert,  sondern  dieselbe  wird  im  Hinblick 
auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sogar  zur  unabweisbaren  Notwen- 
digkeit. Allein  man  scheint  bisher  grade  die  nationalökonomische 
Bedeutung  dei-  Blindheit  so  gut  wie  ganz  übersehen  oder  sie  doch 
wenigstens  zu  Gunsten  der  humanitären  und  moralischen  Verpflichtun- 
gen, welche  dem  Staat  aus  der  Blindheit  erwachsen,  vernachlässigt  zu 
haben.  Darum  glauben  wir  auch  die  kritische  Beleuchtung  der  Blin- 
denstatistik,  die  wir  auf  den  folgenden  Blättern  zu  unternehmen  geson- 
nen sind,  nicht  besser  einleiten  und  begründen  zu  können,  als  dadurch, 
dafs  wir  eine  kurze  Berechnung  der  Zahlenwerte  vorausschicken ,  mit 
welchen  die  Blindheit  das  Verlustkonto  des  nationalen  Vermögens  be- 
lastet. Der  Schaden,  welcher  d(!r  Allgemeinheit  durch  das  blinde  In- 
dividuunj  zugefügt  wird,  ist  ein  doppelter:  insofern  nämlich  der  Blinde 
ohne  fremde  Unterstützung,  wenigstens  in  den  meisten  Fällen,  seine 
Exist(Miz  nicht  zu  finden  vermag,  und  er  ferner  die  Individualarbeits- 
quote,  welche  in  dem  geordneten  Staatswesen  das  einzelne  Individuum 
zu  leisten  hat,  nicht  erbringen  kann.  Fixieren  wir  die  numerischen 
Werte  dieser  beiden  Faktoren ,  wenn  auch  nur  in  ganz  allgemein  ge- 
haltenen Zügen,  so  ergeben  sich  folgende  Zahlen. 

Setzen  wir  die  Unterstützung,    welche  das  bliride  Individuum  zn 
seinem  täglichen  Unterhalt  von  selten   des  Gemeinwesens  erhält,   ;uil 
N.  ¥.  JJd.  IX.  7 
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1  Mark  uii,  so  würde  ein  Jedcjr  r>liii(l(;  jülirlicli  IJG5  Mark  kosten. 
Da  rmii  l'rcMil'seii  laut  der  l(;t/.teii  Viilks/;ilduii^'  22<)77  liliiiflc  besitzt, 
so  würden  dies(!  an  jiilirliclien  (Intcüliallun^^skosten  .S277  1l)r>  M.irk 
(!ri'ordern. 

Setzen  wir  l'ernei-  den  Verdi(;nst,  welchen  ein  ;.;esund(;s  Individuum 
durch  seine  tägliche  Arheitslcistunf^  scliafft,  i^deicli  2  Mark  an  und 
r(!clinen  wir  das  Jalir  zu  ."UX)  Arbeitstaf^'en,  so  würde  der  ^'esunde 
arlxütsfaiiige  Mensch  für  den  Staat  jährlich  einem  Kapital  von  r,(X') 
Mark  wert  zu  erachten  sein.  Da  nun  aber  mit  dem  Eintritt  der  Dlind- 
heit  die  Arbeitsunfähif^kciit  im  allj^emeinen  ^^leich  Null  zu  sein  jiHc^'t, 
so  gehen  mit  jedem  Erblindungsfall  dem  Volksvermögen  pro  Jahr 
600  Mark  verloren. 

Allerdings  wird  man  für  diesen  Kai)italverlust  von  600  Mark 
nicht  jeden  Dlinden  in  gleicherweise  verantwortlich  machen  können; 
diejenigen  Blinden,  welche  noch  nicht  das  erwerbsfähige  Alter  erreicht 
haben,  werden  für  den  Staat  ja  ohne  Zweifel  nicht  denselben  pekuniä- 
ren Verlust  darstellen  können,  wie  das  ari)eits-  und  erwerbsfaiiige  In- 
dividuum. Wollen  wir  demnach  ermitteln,  welchen  Verlust  Preufsen 
jährlich  durch  den  Ausfall  der  Individualarbeitsquote  seiner  Blinden 
zu  erleiden  hat,  so  werden  wir  von  der  Gesamtsumme  der  preufsi- 
schen  Blinden,  also  von  22  677,  die  Zahl  derjenigen  Blinden  in  Abzug 
bringen  müssen ,  welche  das  arbeitsfähige  Alter  noch  nicht  erreicht 
haben.  Nehmen  wir  als  den  Beginn  der  Erwerbsthätigkeit  das  zwan- 
zigste Lebensjahr  an,  so  zählt  Preufsen  2875  Blinde,  welche  diesen 
Zeiti)unkt  noch  nicht  erreicht  haben.  Es  würden  mithin  diese  2875 
Individuen  von  der  Gesamtblindenzahl  22  677  in  Abzug  zu  bringen 
sein;  die  alsdann  noch  übrig  bleibenden  19802  Blinden  würden  die- 
jenigen Individuen  repräsentieren,  welche  die  jährlich  zu  leistende  In- 
dividualarbeitsquote von  600  Mark  nicht  zu  erbringen  imstande  sind. 
Mithin  würde  der  Verlust,  welchen  diese  19  802  Blinden  dem  preufsi- 
schen  Staat  jährlich  verursachen,  nicht  weniger  als  11881200  Mark 
betragen.  Rechnen  wir  zu  dieser  Summe  die  8  277  105  Mark  hinzu, 
welche  die  preufsischen  Blinden  jährlich  zu  ihrem  Unterhalt  beanspru- 
chen, so  würde  der  gesamte  jährliche  Verlust,  den  Preufsen  durch  seine 
Blinden  erfährt,  20158  305  Mark  betragen. 

Die  Berechnung,  welche  wir  soeben  aufgestellt  haben,  beweist  uns 
aufs  klarste,  dafs  es  für  den  Staat  nicht  allein  nur  von  Wichtigkeit 
ist ,  die  Zahl  seiner  Blinden  genau  zu  ermitteln ,  sondern  dafs  es  für 
ihn  auch  von  der  gröfsten  Bedeutung  ist,  zu  erfahren,  in  welchem 
Alter  die  Erblindung  eingetreten  ist.  Ein  blindgeborenes  oder  in 
frühestem  Alter  erblindetes  Individuum  fügt  dem  Volksvermögen  ja 
einen  weit  beträchtlicheren  Schaden  zu,  als  wie  ein  in  späterem  Alter 
Erblindeter.  Der  Frühblinde  verlangt  einmal  während  eines  viel  län- 
geren Zeitraumes  die  Erhaltung  durch  das  staatliche  Gemeinwesen 
und  zweitens-  ist  er  auch  nicht  imstande,  einen  Teil  der  Individual- 
arbeits(iuote,  die  der  Staat  von  seinen  Angehörigen  verlangen  mufs, 
abzutragen.  Der  in  spätem  Alter  Erblindete  hat  einen  mehr  oder 
\V(  liger  beträchtlichen  Teil  der  auf  ihn  entfallenden  Individualarbeits- 
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quote  aber  bei  Eintritt  seiner  Erblindung  bereits  abgetragen  und  fer- 
ner sind  die  Kosten  seines  Unterhaltes  auch  geringer,  als  die  bei  dem 
Frühblinden,  der  sie  während  der  Dauer  eines  ganzen  Menschenlebens 
in  Anspruch  nehmen  mufs.  Man  vermag  demnach  den  volkswirt- 
schaftlichen Schaden ,  der  aus  der  Blindheit  erwächst ,  nur  dann  in 
befriedigender  Weise  zu  überschauen,  wenn  man  genau  über  den  Zeit- 
punkt des  Erblindungseintrittes  bei  jedem  einzelnen  blinden  Indivi- 
duum unterrichtet  ist.  Wir  müssen  also  einen  derartigen  Aufschlufs 
in  allererster  Linie  von  der  Blindenstatistik  verlangen.  Wir  nehmen 
deshalb  auch  durchaus  keinen  Anstand  zu  erklären ,  dafs  als  Basis 
einer  rationellen  Blindenstatistik  „die  genaueste  Ermittelung  des  Er- 
blindungseintrittes" zu  gelten  hat. 

Da  es  aber  ferner  für  den  Staat  nicht  allein  von  Wichtigkeit  ist 
zu  erfahren:  wieviel  Blinde  er  zählt?,  sondern  ihm  noch  viel  mehr 
daran  liegen  mufs,  zu  wissen,  wie  er  die  Zahl  seiner  Blinden  vermin- 
dern kann?  so  ergiebt  sich  hieraus  für  die  Blindenstatistik  noch  eine 
weitere  Aufgabe.  Sie  mufs  über  die  Natur  der  Erblindungsursachen 
vollste  Aufklärung  geben ;  denn  nur  dann ,  wenn  man  jeden  einzelnen 
Fall  von  Blindheit  in  seiner  pathologischen  Wesenheit  genau  durch- 
schaut, vermag  man  der  Lösung  der  Frage:  auf  welche  Weise  kann 
der  Staat  die  Zahl  seiner  Blinden  verringern?  näher  zu  treten.  Nur 
die  genaueste  Erkenntnis  aller  derjenigen  Krankheitsprozesse,  welche 
die  Erblindung  verursacht  haben ,  setzt  den  Arzt  in  den  Stand  zu 
entscheiden,  welche  Fälle  von  Blindheit  bei  Handhabung  der  geeig- 
neten Prophylaxe  zu  vermeiden  gewesen  wären  und  welche  sich  pro- 
phylaktischen Mafsnahmen  unzugänglich  erweisen.  Wenn  aber  der  Staat 
einen  derartigen  Einblick  in  die  Erblindungsursachen  aller  seiner  Blin- 
den gewonnen  hat,  so  wird  er  alsbald  auch  im  stände  sein,  durch  die 
nötigen  Vorsichtsmafsregeln  die  Zahl  seiner  Blinden  erheblich  herab- 
zudrücken. 

Aus  dem  Gesagten  geht  also  hervor,  dafs  es  drei  Hauptfragen 
sind,  auf  welche  die  Blindenstatistik  unbedingt  eine  absolut  verläfs- 
liche  Antwort  geben  mufs,  wenn  sie  überhaupt  den  Aufgaben,  welche 
Wissenschaft  wie  Staat  an  sie  zu  stellen  berechtigt  sind ,  in  befrie- 
digender Weise  gerecht  werden  will.    Diese  drei  Fragen  sind: 

1)  Wieviel  Blinde  zählt  der  Staat? 

2)  In  welchem  Lebensalter  trat  der  Verlust  des  Sehvermögens 
bei  jedem  einzelnen  blinden  Individuum  ein? 

3)  Welches  sind  die  Ursachen  der  Erblindung? 

Sehen  wir  nun  einmal  zu,  wie  sich  die  offizielle  Blindenstatistik 
gegenwärtig  mit  diesen  Fundamentalforderungen  abzufinden  weifs. 

Die  staatliche  P^hebung  der  Blinden  geschah  bei  uns  in  Deutsch- 
land resp.  in  Preufsen  bisher  in  der  Weise,  dafs  bei  Gelegenheit  einer 
allgemeinen  Volkszählung  gewisse  körperliche  Gebrechen,  unter  denen 
sich  auch  die  Blindheit  befindet,  statistisch  ermittelt  wurden.  Zu  die- 
sem Zwecke  befand  sich  auf  der  zur  Zählung  bestimmten  Individual- 
karte  vom  1.  Dezember  1880  unter  Titel  11  folgende  Frage: 

7* 
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Etwaig"  Miiii^cl  uiul  (icliicclHüi :  hliixl  iuil  Ix'iili.ii  Aii^'i;nV  tuulj- 
stuininy  l)lö(lhiiiiii;4,  «»der  sonst  ^(nsteskniiiky  iiii;j('lHii(;ii  (xlcr  sjcitcr 
crwdrlx'ii  V 

Dui'cli  üiit(!i-strcic,licii  des  das  Ix'ticIVciKli!  (Jcibiuclicii  ktüiii/cicli- 
iiondiMi  Wortes  sollte  das  Vorliandcnsein  des  korpcüliclieii  l-Clileis 
^^(ikcnii/ciclinct  wcrdcüi.  VVcMteic  Mitt('iIiiii;,'L'M  über  die  Natur,  diu 
Ei"\vei'l)mif4sart,,  d(!ii  lOiiitritt  des  be/iii^liclieii  (Jebrecliens  verlanj^te  der 
Staat  l)ei  dicsser  /nlduii^  der  körperlichen  (Jel)reelieii  iiiciit;  lniciistens 
sollte;  durch  die  U-t/le  Position  l'est;;estellt  wcirdcn,  wie  hoch  dei-  Pro- 
zentsatz (h'r  an^c^hoi-eneii  KörpiMl'ehlei-  sich  stellen  würde.  Nocii  lie- 
vor  wir  an  diesen  /aldun;;sinodus  die  kritische;  Sonde  anlef^en,  he- 
inerken  wir  beieits:  dais  doi'selhe  unter  keinen  \'(;rlialtnissen  mehr 
zu  bieten  im  Stande  ist,  als  die  kahle  Zahl  der  G(!brecli(!n.  Sehen 
wir  von  den  übri^a-n  Körperfehlern  ab  und  behalten  lediglich  mir  die 
l'.lindheit  im  Auge,  so  kihinen  wir  von  der  Ziihlung  v(;m  1.  Dezember 
ISS*),  sowie  überhaupt  von  jeder  Zilhlung,  welche  nach  diesem  M(jdus 
diirchget'ührt  wird,  untei'  keinen  Verhältnissen  mehr  erwarten,  als  die 
nnckte  Zahl  der  i'.linde)!.  Der  Staat  kann  sich  auf  die  fra^,diche  Weise 
ledij^^lich  nur  darüber  unt(;rrichten :  wie  viel  IMinde  er  zur  Zeit  besitze. 
Wenn  nun  diese  Erkenntnis  zu  einer  genauen  Abschätzung  des  wirt- 
schaftlichen Schadens,  der  aus  der  Blindheit  erwächst,  nach  dem,  was 
wir  vorhin  gesagt  haben,  keineswegs  ausreicht,  so  würde  doch  wenig- 
stens eine  oberflächliche  und  ganz  allgemein  gehaltene  Kenntnis  der 
national- ökonomischen  Bedeutung  des  Dlindseins  sich  aus  jener  Zäh- 
lungsweise gewinnen  lassen,  wenn  man  nur  die  Sicherheit  liätte,  dafs 
diese  Zählung  in  befriedigender  Weise  zur  Ausführung  gelangte.  Aber 
diese  Sicherheit  ist  in  keiner  Weise  zu  erreichen ;  ja  wir  dürfen  so- 
gar mit  vollster  Gevvifsheit  behaupten:  dafs  dieser  Zählungsmodus 
ein  recht  ungenaues  und  darum  nur  wenig  verläfsliches  Ergebnis 
zeitigt.  Die  Ermittelung  der  Pdinden  geschieht  ja  bei  unserem  jetzt 
üblichen  Zählungsgeschäft  fast  ausnahmslos  durch  Personen,  welche 
medizinisch  nicht  gebildet  sind.  Nun  könnte  man  aber  vielleicht  der 
Meinung  sein,  dafs  die  lUindheit  ein  so  leicht  und  sicher  zu  konstatie- 
rendes körperliclies  Gebrechen  sei,  dafs  keinerlei  medizinische  Kennt- 
nisse dazu  gehörten ,  um  ihre  Anwesenheit  nachzuweisen.  Dies  ist 
nun  aber  ganz  und  gar  nicht  der  Fall.  Der  Begriff  der  Blindheit  ist 
ein  äufserst  flüfsiger  und  fast  alle  Autoren,  welche  sich  bisher  mit 
dem  Studium  der  Blindheit  beschäftigt  haben,  sind  einer  besonderen 
Ai)grenzung  des  Ikgritfes  blind  gefolgt.  Thatsächlich,  oder  sagen  wir 
lieber  im  wissenschaftlichen  Sinne,  kann  es  ja  nur  einen  eng  und 
scharf  begrenzten  Begriff  der  Blimllieit  geben,  nändich  den  absoluten 
Mangel  jeder  objektiven  Lichtempündung.  Aber  so  berechtigt  diese 
Definition  auch  für  die  Ophtalmologie  sein  mag,  für  die  Interessen 
des  Staates  langt  dieselbe  in  keiner  Weise  zu.  Für  das  Gemeinwesen 
hat  der  BegViflf  des  lUindseins  viel  weitere  Grenzen ;  denn  unter  Be- 
rücksichtigung der  Arbeitskraft,  welche  das  einzelne  Individuum  für 
den  allgemeinen  Staatshaushaltetat  aufzubringen  hat,  mufs  derjenige 
bereits  als  blind  gelten,  der  durch  den  Zustand  seiner  Augen  dauernd 
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daran  gehindert  ist,  dic^scii  Pflichten  nach/ukommen.  Dem  Staat  ist 
es  dabei  volli<onimeii  gh'icliiiiillig,  ob  dasjenige  Individuum,  welches 
auf  Grund  seiner  optischen  Inferiorität  seine  Individualarbeitsquote  in 
Ausfall  bringt,  gar  keinen  Lichtschein  mehr  spürt  oder  noch  eine 
Lichtempfindung  sein  eigen  nennt.  Für  ihn  genügt  die  einfache  That- 
sache,  dafs  das  betreffende  Individuum  durch  den  Zustand  seiner 
Augen  arbeitsunfähig  geworden  ist,  vollkommen  ,  um  das  Vorhanden- 
sein von  Blindheit  anzunehmen.  Natürlich  mufs  diese  Arbeitsunfähig- 
keit eine  absolute  und  keine  relative  sein. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich  bereits,  dafs  zu  einer  ver- 
läfslichen  Blindenzählung  unbedingt  eine  genaue  Vereinbarung  dessen 
gehört,  was  unter  Blindheit  zu  verstehen  ist.  Wie  soll  man  die  Blin- 
den zählen,  wenn  man  gar  nicht  einmal  weifs ,  wer  blind  zu  nennen 
isty  Wie  kann  der  Zähler  mit  Sicherheit  sagen,  dieses  oder  jenes 
Individuum  ist  blind,  wenn  er  über  den  Begriff  des  Blindseins  völlig 
im  Unklaren  gelassen  wird?  Darum  ergiebt  auch  der  bei  uns  gegen- 
wärtig übliclie  Zählungsmodus  keineswegs  ein  präzises  Bild  der  Blin- 
denzahl,  sondern  höchstens  nur  eine  ganz  ungefähre  Schätzung  der- 
selben, eine  Scliätzung,  die  sich  zusammensetzt  aus  alT  den  verschie- 
denartigen Auffassungen ,  welche  die  einzelnen  Zähler  sich  von  dem 
Blindsein  gemacht  haben.  Wie  weit  auseinandergehend  diese  Auf- 
fassungen aber  sind,  davon  kann  man  sich  alsl)ald  überzeugen,  wenn 
man  sich  nur  die  Mühe  nehmen  und  eine  gewisse  Kontrolle  der  als 
blind  gezählten  Individuen  üben  will.  Ich  habe,  wenn  natürlich  auch 
nur  in  dem  beschränkten  Maafse  einer  lokalen  Durchmusterung  der 
Breslauer  Blinden  eine  solche  Kontrolle  der  jüngsten  Blindenzählung 
vorgenommen  und  dabei  die  F^rfahrung  gemacht,  dafs  unter  den  '200 
Individuen,  die  officiell  als  blind  gezählt  werden,  sich  demnach  34 
Personen  finden,  deren  Sehvermögen  noch  ein  zulängliches  oder  durch 
eine  Operation  wieder  zu  gewinnendes  ist  und  zur  Annahme  eines 
Blindseins  in  keiner  Weise  berechtigt.  Und  ähnliche  Beobachtungen 
werden  von  andern  üntei'suchern  auch  mitgeteilt;  so  konnte  Piofessor 
von  Zehen  der  in  Mecklenburg-Schwerin  unter  den  offiziell  als  blind 
gezählten  Individuen  volle  3'|jj  Prozent  ausscheiden,  die  nicht  blind 
waren;  und  in  Mecklenburg-Strclitz  betrug  dieser  Prozentsatz  sogar 
fast  7.  Diese  Tliatsachen  beweisen,  dafs  die  Ermittelung  der  Blinden 
durch  nicht  medizinisch  gebildete  Zähler  und  ohne  eine  genaue  Fixa- 
tion des  Begriffes  Blindsein  nur  eine  sehr  unvollkommene  sein  kann. 
Wir  bemerken  also,  da  dafs  seihst  dann,  wenn  man  seine  Ansprüche 
an  die  Blindenstatistik  auf  das  bescheidenste  Mafs  beschränken  und 
nichts  weiter  von  ihr  verlangen  wollte,  als  den  zahlengemäfsen  Nach- 
weis der  Blindenmenge ,  die  offizielle  Blindenzählung  in  ihrer  augen- 
blicklichen Leistungsfähigkeit,  auch  diesen  geringen  Anforderungen 
nicht  in  genügender  Weise  zu  entsprechen  vermag. 

Untersuchen  wir  nunmehr,  in  welcher  Wciise  die  offizielle  Blinden- 
statistik die  zweite  der  drei  Fundanientalfragen  beantwortet:  die 
Frage:  „In  welchem  Lebensalter  trat  der  Verlust  des  Sehvermögens 
bei  jedem  einzelnen  blinden  Individuum  ein"V 
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I)i(;  Iiidividnalkartc  der  Zählmif,'  von  1H80  stellt  die  Frage:  sind 
di(!  hei  d(;r  /iililiin^  konslalirrtcn  Korix-rf^ebrcciien ,  also  auch  die 
J{liii(lli(!it,  anj;el»(>rcn  odtir  spater  eiw(>ib«'ii  V  l-ünen  \veiter(!n  Auf- 
scliliils  iibei-  den  /('itpiinkt  des  FrljÜndnii^^scintritlfs  veilan;^t  sie 
iiiclit.  Wir  krmnen  also  aul'  (irmid  einer  derartig'  diircli^^el'iilirten  of- 
li/iellen  lUindenzahluii-^  höchstens  eine  Aufklarun^^  darüber  erwarten, 
ob  die  JWindheit  an;^'(;boren  oder  erworben  sei;  über  den  Zeitpunkt 
des  Frblindun^seintrittes  kann  si(!  uns  unniö<4lich  unterrichten,  da  die 
Mrniittelung  dessclb(;n  durch  die  liidividualkarf(!  ja  gar  nicht  einmal 
in  Aussicht  geiioninien  ist.  Aber  auch  die  Mitteilungen,  welche  wir 
diuch  die  olli/iclle  /ahhnig  über  das  nuinciische  Verh;iltiiis  der  an- 
geborenen und  (erworbenen  rdiiidhcit  erhalten,  sind  höchst  unvollkoni- 
nu;ne.  Nach  den  otüzielken  iMitteilungen  des  königlich  preul'sischeu 
statistischen  üureaus')  konnte  von  den  22677  ermittelten  Blinden 
nur  bei  13S44  die  Frage  nach  angeborener  oder  erworbener  Blindheit 
beantwortet  werden;  bei  712!' Blinden  war  die  betreffende  Frage  vom 
Zahler  überhau])t  nicht  beantwortet  worden.  Also  fast  ein  volles 
J)iittel  unserer  lUinden  liifst  die  wisseuscliaftlich  wie  praktisch  so 
hochwichtige  Fiage  nach  den  Beziehungen  der  angeborenen  und  er- 
worbenen IJlindheit  völlig  unbeantwortet.  Aber  auch  die  übrigen  zwei 
Drittel  der  Blinden,  bei  welchen  die  betreffende  Frage  vom  Zahler 
beantwortet  worden  ist,  geben  keineswegs  ein  vollständig  verläfsliches 
Bild  der  in  Rede  stellenden  Verhältnisse.  Die  Beantwortung  der 
Frage,  ob  in  einem  betreifenden  Fall  Blindheit  angeboren  oder  er- 
worben sei,  ist  nämlich  keineswegs  so  leicht,  dafs  sie  ein  nichtmedi- 
zinischer  Zähler  ohne  Weiteres  geben  könnte.  Meine  Erfahrungen, 
welche  ich  bei  einigen  hundert  Blindenuntersuchungen  gesammelt  habe, 
lehren  mich,  dafs  das  blinde  Individuum  recht  häufig  im  Unklaren 
darüber  ist,  ob  sein  unglücklicher  Zustand  ein  angeborener  oder  er- 
worbener sei.  Ist  die  Blindheit  im  vierten  oder  fünften  Lebensjahr 
und  später  eingetreten,  so  ist  dies  den  betreffenden  Individuen  meist 
ein  unvergefsliches  Ereignis.  Sie  wissen  mit  aller  Bestinuutheit  zu 
versichern,  dafs  der  Verlust  des  Sehvermögens  erworben  worden  sei. 
Ist  aber  die  Blindheit  im  ersten,  zweiten  oder  allenfalls  auch  im  drit- 
ten Lebensjahr  eingetreten,  so  ist  die  Kenntnis  dieser  Thatsache  beim 
Blinden  meist  nicht  mit  Sicherheit  nacliweisbar.  Sehr  oft  hört  man 
aus  dem  Munde  des  Blinden  die  Behauptung,  die  Blindheit  sei  eine 
angeborene,  während  die  genau  angestellte  Anamnese  die  Erwerbung 
sicher  nachweist.  So  habe  ich  bei  den  Zöglingen  von  Blindeninstitu- 
ten  sehr  oft  aus  den  Akten  die  Art  und  W'eise  der  Blindheitserwer- 
bung ganz  genau  durch  ärztliche  Atteste  ersehen  können,  während 
das  betreffende  blinde  Individuum  der  sicheren  Meinung  war,  blind- 
geboren zu  sein.  Besondere  Verwunderung  werden  diese  Verhältnisse 
wohl  kaum  .bei  Jemand  erregen,   vielmehr   gewifs   ganz    natürlich  er- 


1)  Guttstadt.  Die  Gebrechlichen  in  der  Bevölkerung  Preul'sens 
am  1.  Dezember  18  80.  Zeitschrift  des  königlich  preufsischen  statistischen  Bureaus. 
Jahrgang   1882. 
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scheinen.  Die  vegetative  Existenz,  welche  der  IVfensch  im  ersten  und 
zweiten  Lebensjahr  führt,  liifst  eben  ein  bewnlstes  Urteil  über  den 
Eintritt  der  Blindheit  nicht  entstehen  und  so  gilt  das  Blindsein  für 
angeboren,  trotzdem  es  in  frühester  Jugend  erworben  wurde. 

Soll  die  Frage  nach  der  angeborenen  oder  erworbenen  Blindheit 
in  verläfslicher  Weise  beantwortet  werden,  so  mufs  ihre  Entscheidung 
unbedingt  einem  Arzt  überlassen  bleiben.  Die  sachgemäfse  Unter- 
suchung der  blinden  Augen  ist  für  die  sichere  Beantwortung  jener 
Frage  unerläfslich ;  erst  durch  sie  werden  die  Angaben  des  blinden 
Individuums  einige  Bedeutung  erhalten.  Der  Laie,  welcher  als  Zähler 
fungiert,  wird  mit  dem  Bescheid  des  Blinden  sich  befriedigen  lassen 
müssen ;  der  Arzt  dagegen  wird  in  der  Lage  sein,  durch  sachgemäfse 
Untersuchung  der  blinden  Augen  die  Angaben  des  Individuums  kon- 
trollieren und  so  entscheiden  zu  können,  ob  die  Blindheit  angeboren 
oder  erworben  sei. 

So  lange  also  die  Frage  der  offiziellen  Zählkarte :  ist  die  Blind- 
heit angeboren  oder  erworben?  nur  durch  nichtmedizinische  Zähler 
und  nicht  durch  Ärzte  beantwortet  wird,  kann  das  dabei  gewonnene 
liesultat  keinerlei  Ansprüche  auf  absolute  Verläfslichkeit  erheben. 

Der  offizielle  Bericht  über  die  bei  Gelegenheit  der  letzten  Volks- 
zählung am  1.  Dezember  1880  in  Preufsen  gezählten  Blinden  gibt 
nun  zwar  auch  noch  Mitteilungen  über  das  Lebensalter  der  Blinden, 
doch  haben  dieselben  mit  der  Eintrittszeit  der  Blindheit  nichts  zu 
thun.  Diese  Angaben  beziehen  sich  ausschliefslich  nur  auf  das  Le- 
bensalter, in  welchem  die  Blinden  gerade  am  Zählungstermin  standen ; 
für  den  Eintritt  der  Blindheit,  resp.  für  das  Lebensalter,  in  welchem 
die  Blindheit  erworben  worden  ist,  sind  dieselben  ohne  jede  Bedeu- 
tung. 

Wir  sehen  also  auch  auf  die  zweite  jener  drei  Hauptfragen,  welche 
wir  an  die  Blindenstatistik  richten  mussten,  vermag  dieselbe  gegen- 
wärtig durchaus  keine  genügende  Antwort  zu  erteilen. 

Die  dritte  Frage:  „Welches  sind  die  Ursachen  der  Erblindung"? 
wird  von  der  offiziellen  Blindenzählung  überhaupt  ignoriert.  Die  für 
die  Zählung  bestimmte  Individualkarte  enthält  keinen  auf  jene  Frage 
zielenden  Passus  und  dem  entsjjrechend  finden  wir  auch  in  dem  vom 
königlich  preufsischen  statistischen  Bureau  herausgegebenen  Bericht 
über  die  Gebrechlichen  Preufsens  keinerlei  Andeutungen  über  die  Er- 
blindungsursachen. Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  wohl  in  den  mei- 
sten Kulturstaaten.  Eine  eingehende  und  wissenschaftlicli  genügende 
Erhebung  der  Erblindungsursachen  konnte  ich  wenigstens  in  den  of- 
fiziellen statistischen  Berichten  fast  keines  europäischen  Staates  fin- 
den^).      Höchstens    wird   in   einzelnen    Ländern    das   Verhältnis    der 


1)  Die  „Statistischen  Nachrichten  über  das  Gr  o  fs  li  e  r  zo  g  t  u  m  Ol- 
denburg herausgegeben  vom  statistischen  Bureau.  Oldenburg  1866" 
bringen  einen  Bericht  über  die  Hlindheitsursachen.  So  anerkennenswert  dieser  Versuch 
nun  auch  sein  mag,  so  ist  derselbe  den  Ansprüchen  des  Arztes  docli  keineswegs  genügend. 
Denn  da  die  Erhebung  der  Blindlicilsursachen  durdi  Laien  erfolgt  ist ,  so  mufste  damit 
von   Haus  aus  eine  bedenkliche  Fehlerquelle    iu  die  gesamte   Untersuchung  getrageu  wer- 


lOl  Dl      II  iiK'.,    Ma^'nus. 

(liircli  Vc.'i1l'I/uii^  (^ntstundciicii  llliiidhcit  statistisch  /.u  tixicreri  ;;('- 
sucht,  so  z.  B.  in  Oestcncich  ' ).  Für  die  Verhütung'  der  Blindheit 
ist  (li('S(!  Mai'smihiiK!  iiiih(!diii;,'t  von  ;^Torseni  Werte  und  wenn  man 
keine  allgemeine  statistische!  Zusammenstelluii'^  der  Mrhlindnngsur- 
sacluMi  l)(;sit/t,  so  wäic!  eine  offizielle  /ahiunj,'  d(M'  \'erlet/ungshliiidheit 
schon  immer  eine  gai'  nicht  zu  veiaehttMide  Ahschlags/ahlung.  Doch 
nirtchten  wir  diestilhe  imiiKsr  nur  als  ein  rrovisorium,  nimmerini'hr 
aber  als  ein  Definitivum  anschien  und  uns  mit  derselben  nur  so  lange 
zufrieden  erklaren ,  als  wir  eben  eine  offizielle  Krhebung  der  Blind- 
heit sursachen  ül)erhauj)t  noch  nicht  besitzen. 

Unsere  Betrachtung  hat  uns  also  gelehrt,  dal's  eine  den  drei 
Haupt forderungcMi  vollständig  genügende  offizielle  Blindenstatistik  vor 
tier  Hand  in  unsenn  deutschen  Vaterlande  nicht  existieit;  und  ich 
glaube  mich  nicht  zu  irren,  wenn  ich  dieser  Thatsache  eine  allgemei- 
nere (l(;ltiuig  vindiziere  und  sie  füi-  alle  Kulturstaaten  in  gleicher 
Weise  verbindlich  erachte.  Alle  Staaten,  welche  gegenwärtig  eine 
offizielle  Blindenerhebung  bewerkstelligen,  bieten  mit  derselben  durch- 
aus keinen  genügenden  Einblick  in  die  Verbreitung,  Entstehungs- 
ursache, sowie  in  die  übrigen  wissenswerten  Verhältnisse  der  Blind- 
heit; das,  was  die  offizielle  Blindenstatistik  allerorten  (Mitliält,  ist  nicht 
viel  mehr,  als  eine  allgemeine  Schätzung  der  Blindenzahl.  Einen  wis- 
senschaftlichen Wert  liat  die  offizielle  Blindenstatistik  aber  nirgcsnds,  da 
sie  eben  lediglich  nur  von  Laien  bei  Gelegenheit  einer  allgemeinen  Volks- 
zählung geliefert  wird  und  das  ärztliche  P^lenient  bei  der  Ermittelung 
der  ininden  so  gut  wie  ganz  ausgeschlossen  ist.  Es  erregt  deshalb 
auch  keineswegs  unsere  Verwunderung,  wenn  in  neuester  Zeit  einzelne 
Eegierungen  in  der  richtigen  Würdigung  der  Inhaltslosigkeit  der  offi- 
ziellen Blindenstatistik  auf  eine  fernere  Erhebung  derselben  gern  ver- 
zichten. So  wurde  z.  B.  bei  der  im  Jahr  1880  ausgeführten  Schwei- 
zer''*) Volkszählung  von  einer  Aufnahme  der  Blinden  ganz  Abstand 
genonniien  und  diese  Mafsnahme  belnirdlicherseits  durch  folgende  Er- 
klärung begründet:  „Die  Frage  nach  den  körperlichen  und  geistigen 
Gebrechen  wurde  weggelassen,  da  die  Erfahrung  bewiesen  hat,  dafs 
das  Ergebnis  solcher  Aufnahmen  durch  Volkszählungsbeamte  allzusehr 
von  demjenigen  abweicht,  welches  durch  Fachmänner  gefunden  wird". 

Wenn  wir  nun  im  Hinblick   auf  die  von  uns   soeben  geschilderte 


den.  Ein  verläfsliches  Urteil  in  dieser  Hiusicht  vermag  eben  nur  der  Arzt,  aber  niemals 
der  Laie  zu  fällen  und  darum  müssen  wir  Wille  (Die  Aufgaben  und  Leistungen  der 
Statistik  der  Ginsteskranken.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  Neue 
Folge.  I.  Jena)  durcliaus  Recht  geben,  wenn  er  sagt:  ,,Uni  Kranke  suchen  und  finden 
zu  können  ,  dazu  bedarf  es  der  Arzte.  Ich  lasse  den  guten  Willen  von  Geistlichen, 
Lelircrn  ii.  s.  w.  gerne  gelten,  aber  es  genügt  dieser  hierfür  nicht.  Es  bedarf  unbedingt 
zu  diesem  Geschäfte  eines  bestimmten  Mafses  fachmännischer  Kenntnisse  und  davon  ab- 
liäugigen  Urteils,  wie  man  es  nur  von  Ärzten  erwarten  kann''. 

1)  Killichvs.  Statistik  des  Sani  täts  wese  n  s  der  im  Reichsrate  ver- 
treteneu Königreiche  und  Länder  nach  den  für  das  Jahr  1878  vorge- 
legten Berichten.  Herausgegeben  von  der  k.  k  statistischen  Zentral- 
Kommission.     Wien   1882. 

2)  Vorwort  zur  Eidgenössischen  Volkszählung.     Band.  Bevölkerung,     p.  X. 
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geringe  Leistungsfähigkeit  der  modernen  Blindenstatistik  uns  die  Äufse- 
rung  erlauben,  dafs  eine  möglichst  baldige  Änderung  dieser  Ver- 
hältnisse eine  absolute  Notwendigkeit  sei,  so  glauben  wir  damit  nicht 
zu  viel  gesagt  zu  haben.  Die  Frage  der  Blindheit  ist  eine  so  tief  in 
das  Wohl  des  Staates  einschneidende,  besitzt  eine  so  grosse  Bedeu- 
tung für  das  Nationalvermögen ,  dafs  es  unsere  ganz  besondere  Ver- 
wunderung erregen  niufs,  wenn  wir  bemerken,  dafs  gerade  diese  Frage 
bis  jetzt  offiziell  in  der  stiefmütterlichsten  Weise  behandelt  worden 
ist  und  man  sich  mit  einem  Zahlenwerk  hat  genügen  lassen,  welches 
weder  für  die  wissenschaftliche  Durchforschung,  noch  für  die  prak- 
tische Verhütung  der  Blindheit  einen  nennenswerten  Nutzen  zu  schaf- 
fen vermag.  Ich  glaube,  wir  thun  gut,  wenn  wir  bezüglich  der  Be- 
deutung der  offiziellen  Blindenstatistik  uns  keinerlei  Täuschung  hin- 
geben und  uns  vor  allem  durch  die  scheinbare  Genauigkeit  und  Prä- 
zision der  beigebrachten  Zahlen  nicht  blenden  lassen.  So  hart  unser 
Vorwurf  auch  klingen  mag,  so  können  wir  denselben  doch  nicht  un- 
terdrücken, sondern  müssen  nachdrücklich  darauf  hinweisen,  dafs  der 
Weg,  den  die  offizielle  Blindenstatistik  gegenwärtig  wandelt,  ein  durchaus 
unfruchtbarer  ist.  Eine  Änderung  der  gerügten  Verhältnisse  ist  drin- 
gend geboten  und  ich  meine,  der  Staat  darf  sicii  der  Einsicht  nicht 
verschliefsen ,  dafs  es  eine  dringende  Aufgabe  für  ihn  sein  mufs,  für 
eine  befriedigende  Blindenstatistik  möglichst  bald  Sorge  zu  tragen. 

Mag  unsere  Kritik,  welche  wir  soeben  an  der  offiziellen  Blinden- 
statistik geübt  haben ,  auch  hart  sein ,  gerecht  ist  sie  jedenfalls  und 
da  nur  dann  Aussicht  vorhanden  ist,  in  der  Zukunft  bessere  Verhält- 
nisse zu  erlangen,  wenn  man  die  Fehler  der  Gegenwart  rücksichtslos 
aufdeckt,  so  glaubten  wir  für  diese  unsere  Kritik  auch  eine  volle  Be- 
rechtigung, ja  sogar  Verpflichtung  zu  besitzen.  Da  nun  aber  mit  dem 
blofsen  Negieren  nicht  geholfen  werden  kann,  für  eine  gründliche  Ab- 
hilfe vielmehr  durchaus  positive  Vorschläge  erforderlich  sind,  so  wollen 
wir  nunmehr  zu  dem  zweiten  Teil  unserer  Untersuchung  übergehen, 
nämlich  zu  der  Darlegung  eines  Planes  für  die  offizielle  Erhebung 
der  Blindheit. 

II. 

Die  Reform  der  offiziellen  Blindenstatistik. 

An  die  Spitze  unserer  Vorschläge,  gleichsam  als  Motto  derselben, 
wollen  wir  den  sehr  treffenden  Ausspruch  Willes')  setzen,  welcher 
lautet:  „Der  statistische  Apparat  und  seine  Zusammensetzung,  die  Be- 
wegung und  Leitung  desselben  ist  Sache  der  staatlichen  Exekutive, 
während  der  Geist  und  Inhalt  der  Unternehmung  fachmännischen  An- 
schauungen und  Erfahrungen  entspreciien  niul's."  Diese  Woite  ent- 
halten den  Kern  dessen,  was  wir  für  die  Umgestaltung  der  offiziellen 
Blindenerhebung  in  allererster  Linie  fordern  müssen,  nämlich :  Leitung 
und  Ausführung   der  Blindenzählung   durch   Ärzte.    Diese  Forderung 

1)  a.  a.  O.  p.   312. 
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wird  iniljcdiii^l  die  (jlrmidlii^i;  ciiii;!-  p-iUm  licluim  iler  IJliiidciistutistik 
bilden  müssen.  Welche  Vei;iiideriiii(^»!n  iiiiin  aljor  auch  iimner  uii  dem 
statistisciMMi  A])pai'at  aid)riii;^'(.'ii  ma;^',  dicscllien  werden  nur  dann  eine 
wissenseliall liehe  wie  praktiseh  hranciihare  JJlindeiihtatistik  er;;eljen 
können,  wenn  die  IlandhalMin;^'  (h-r  lilindeiM^rhehun^i;  ausschliei'siich 
dureh  Ar/te  hesor^M  wird,  (»hrij^^ens  verschlielsen  sich  Statistiker  von 
Fach  dieser  unserer  Forderung,'  keinesw(';.,'s ;  ich  liahe  wiederholt  (ie- 
le^enheit  gehabt  mit  gewiegten  Statistikern  über  die  fragliche  Ange- 
legenheit /u  verhandeln  und  von  ihnen  eine  völlige  Billigung  unserer 
Ansicht  gehört.  Der  vonu^lunlichste  Einwand,  welchen  einzelne  stati- 
stische Forscher  meinen  Iteformplänen  entgegenhielten,  richtete  sich 
keineswegs  i)rin/,ii)iell  gegen  die  Aust'iihruiig  der  lUiiiden/ahlung  durch 
Ar/t(!,  sondern  galt  ausschlielslich  nur  der  llerbeischall'ung  des  erfor- 
(lerlich(!n  ärztlichen  l'ersonals.  Und  zwar  waren  es  hauptsachlich  zwei 
Uedeidilichkeiten ,  welche  ich  zu  hören  bekam;  einmal  betonte  man 
die  Kosten,  welche  eine  durch  Ärzte  auszuführende  Blindenerhebung 
verursachen  würde  und  dann  bezweifelte  man  die  Mögliclikeit  die  für 
die  Zahlung  erforderliche  Menge  von  sachverstiuidigen  d.  h.  in  diesem 
Fall  von  ophthalmologisch  genügend  durchgebildeten  Ärzten  herbei- 
schaH'en  zu  können.  Es  möge  mir  deshalb  erlaubt  sein ,  diese  beiden 
Momente  einmal  näher  in  Augenschein  zu  nehmen. 

Was  zuv(")rderst  den  ersten  Punkt  anlangt ,  nämlich  die  für  eine 
amtliche  Zählung  der  Blinden  notwendigen  Kosten ,  so  dürften  diesel- 
ben keineswegs  so  bedeutend  sein,  wie  man  dies  von  Haus  aus  viel- 
leicht anzunehmen  geneigt  sein  mag.  Da  aber  die  pekuniäre  Frage 
bei  allen  neuen  Einrichtungen  immer  eine  sehr  bedeutungsvolle  Rolle 
spielt,  so  wollen  wir  uns  mit  der  Berechnung  der  hier  in  Frage  kom- 
menden Kosten  etwas  eingehender  beschäftigen.  Die  Summe,  welche 
für  die  ärztliche  Untersuchung  eines  jeden  blinden  Individuums  er- 
forderlich ist,  besteht  nicht  lediglich  nur  aus  dem  Honorar,  welches 
dem  Arzt  gezahlt  werden  mufs,  sondern  es  sind  hierbei  auch  noch 
andere  Momente  zu  berücksichtigen.  Die  Blinden  befinden  sich  ja 
nur  zum  Teil  in  Städten ,  welche  Ärzten  zum  Wohnort  dienen ;  ein 
grofser  Teil  der  Blinden  hält  sich  auf  dem  Lande  auf  und  die  Unter- 
suchung dieser  ländlichen  Blinden  erfordert  noch  einen  gewissen  Geld- 
aufwand für  lleisen.  Sei  es  nun ,  dafs  die  Blinden  in  den  Wohnort 
des  Arztes  selbst  transportiert  werden  müssen,  oder  dafs  die  Blinden 
eines  Kreises  an  einen  bestimmten  Ort  versammelt  werden  und  der 
Arzt  diesen  Sammelort  dann  besucht,  immer  werden  diese  Manipula- 
tionen ohne  Reisekosten  nicht  ausführbar  sein.  Die  pekuniär  schlecht 
situierten  Blinden  werden  aus  ihrer  eigenen  Tasche  die  Reise  zum 
Arzt  oder  an  den  Sammelort  nicht  bestreiten  wollen  und  können  und 
auch  dem  Arzt  wird  man  nicht  zumuten  dürfen,  die  für  die  Unter- 
suchungsreisen erforderlichen  Kosten  selbst  zu  tragen.  Man  wird  also 
unter  allen  Umständen  eine  Durchschnittsquote  von  Reisekosten  für 
jeden  einzelnen  Blinden  in  Rechnung  stellen  müssen.  Wir  würden 
nun  die  Gesamtkosten ,  welche  die  ärztliche  Untersuchung  des  einzel- 
nen blinden  Individuums  erfordert,  auf  5  Mark  berechnen,  wobei  wir 
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3  Mark  für  die  Untersuchung  und  2  Mark  für  die  Reise  auswerfen. 
Mit  dieser  Summe  halten  wir  die  Untersuchungskosteu  vollständig 
gedeckt.  Der  Satz  von  3  Mark  für  die  ärztliche  Untersuchung  dürfte 
vollkommen  genügen  und  desgleichen  auch  der  Satz  von  2  Mark  für 
die  Reisekosten  ausreichend  sein.  Denn  man  mufs  ja  doch  berück- 
sichtigen ,  dafs  ein  Teil  der  Blinden  in  dem  Ort  des  Arztes  wohnt 
und  hier  also  die  Reisekosten  vollständig  in  Wegfall  kommen.  So- 
dann mufs  man  auch  berücksichtigen ,  dafs  der  Arzt  nicht  zu  jedem 
Einzelnen  der  ländlichen  Blinden  zu  kommen  braucht,  sondern  dafs 
die  letzteren  an  einen  Ort  des  Kreises  versammelt  werden  sollen  und 
der  Arzt  auf  diese  Weise  mittelst  einer  Reise  immer  eine  gröfsere 
Zahl  Blinder  abfertigen  kann.  Dies  sind  aber  Momente,  welche  die 
Untersuchungs-  resp.  die  Reisekosten  für  eine  nicht  unbeträchtliche 
Anzahl  Blinder  erheblich  vermindert  und  deshalb  glauben  wir  be- 
stimmt, dafs  der  durchschnittliche  Satz  von  2  Mark  Reisekosten  für 
das  einzelne  blinde  Individuum  hinlänghch  ausreichen  dürfte. 

Halten  wir  also  daran  fest,  dafs  die  gesamten  Untersuchungs- 
kosten für  jeden  einzelnen  Blinden  5  Mark  betragen.  Wir  haben  nun 
nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880  in  Preufsen  22  (577 
Blinde,  es  würden  also,  sollten  dieselben  sämtlich  untersucht  werden, 
dazu  erforderlich  sein  113385  Mark.  Mag  diese  Summe  an  und  für 
sich  nun  auch  gerade  keine  kleine  sein,  für  einen  Staat  wie  Preufsen 
erachten  wir  dieselbe  unbedingt  für  gering,  zumal  wenn  es  sich  um 
eine  in  jeder  Beziehung  so  wichtige  Frage,  wie  die  Bhndheit  es  nun 
einmal  ist,  handelt.  Erinnern  wir  uns  daran,  dass,  wie  wir  eingangs 
dieser  Untersuchung  dargethan  haben,  für  Preufsen  der  jährliche  Ver- 
lust, welchen  es  durch  seine  Blinden  erleidet,  20 158  305  Mark  beträgt 
und  erwägen  wir  ferner,  dafs  eine  erhebliche  Reduktion  dieses  so  be- 
deutenden Verlustkontos  nur  dann  möglich  ist,  wenn  wir  eine  befrie- 
digende Blindenstatistik  besitzen,  so  werden  die  113  385  Mark,  welche 
die  Aufstellung  einer  solch  befriedigenden  Bliudenstatistik  kosten  würde, 
wohl  kaum  noch  in  betracht  kommen  können.  Der  Aufwand  jener 
113385  Mark  würde  in  Zukunft  ganz  gewifs  einige  Millionen  Mark 
einbringen,  da  ja  mit  der  Gewinnung  einer  genügenden  oftiziellen  Bliu- 
denstatistik auch  der  erste  und  weittragendste  Schritt  für  eine  er- 
schöpfende Prophylaxe  der  Blindheit  gethan  wäre.  Wie  ich  an  einem 
anderen  Orte*)  dargethan  habe,  könnte  Preufsen  jährlich  gegen  S  Mil- 
lionen Mark  durch  Ausübung  einer  rationellen  Blindheits  -  Prophylaxe 
sparen ;  diese  8  Millionen  dem  Nationalvermögen  zu  erhalten ,  wäre 
aber  dann  die  gegründetste  Aussicht  vorhanden,  wenn  sich  der  Staat 
zu  einer  durch  Ärzte  durchzuführenden  Blindenzählung  eiitschliofsen 
wollte. 

Ich  glaube  diese  unsere  Erörterungen  haben  hinlänglich  den  Be- 
weis erbracht,   dafs  die  pekuniäre  Rücksicht  für  die  Reform  der  ofti- 


1)  Magnus.     Die  Blindheit,  ihre  Entstehung  und   ihioVerliütung. 
Breshiu  1883.     Kapitel   12, 


lOH  Dr.   II  un«.  M«!riius. 

zi(;lleii  IMiiitIciistiilist.iK',  s|>c/i{'ll  t'iir  ilif  llaiKlIiiiInii:^  (IltscIIjcii  diircli 
Ärzte,  auch  iiidil   den  ;;i'riii;,'sl(;ii  Iliii(lL'riiii;,'s;;ruii(l  abj^ieht. 

Wir  liiitl.oii  Ulis  iiiiiiiiiclir  noch  mit  (h;r  l^Vai^'c  zu  h('.sch:ilti^,'cii:  oh 
(Iciiii  rilHiliiiiipt  die  zu  einer  l;ichniiiiini.sch(;n  lUiiKh-nzahhin;^'  nolhwcn- 
ili^i.'ii  y\rzt,c',  sich  limlcii  würcküi  V  Wie  ich  vorhin  bereits  bemerkt 
liabe,  wurde  mir  diese  I'"ra^e  von  sehr  beNv;üirt.(;r  statistischer  Seite 
;;('stellt  und  dalx'i  darauf  hiii;.;e\viesen,  dal's  die  Iielorm  (b-r  ofli/.ielb'ii 
iJHmb'Ustatistik  resp.  die  Heranziehung'  des  Arztes  erst  dann  Ijehörd- 
Hcherseits  ernstlich  in  Krvvai^uiii,'  g(!Zo^M;n  werden  könnte,  wenn  die 
ausreiclieiKk;  P»etciliKun;:j  der  Arzte  liinhuif^bcb  ^'csichert  sei.  Natür- 
Mt;h  bin  ich  nicht  in  dvA-  Lage,  auf  diese;  l'rage,  deren  lierec^htigung 
ich  unter  alU'ii  Verhältnissen  vollauf  an(3rkeniie,  eine;  unlx'dingt  be- 
jahende o(h;r  iil)erhaui)t  auch  nur  eim;  i)ositive  Antwort  zu  geben. 
Alles,  was  ich  zu  tliun  im  stände  bin,  beschränkt  sich  nur  auf  dii; 
yVufserung  meiner  sul)jektiven  Ansicht.  Diese  tritt  nun  aber  allerdings 
unbedingt  für  die  Mr)glichkeit  ein,  die  zur  Blindenzahlung  erforder- 
lichen Arzte  in  genügender  Menge  herbeiscliaticn  zu  können.  Der 
Umstand,  dals  der  Unterricht  in  der  Augenheilkunde  schon  s(!it  liineni 
Dezennium  obligatoriscli  bei  uns  eingeführt  ist,  sclieint  mir  die  siclierste 
llürgschaft  dafür  zu  bieten,  dal's  das  zur  Blindenzalilung  notwcüidige 
ärztliche  Personal  in  hinlänglicher  Zahl  sich  finden  würde.  Durch 
den  üfliziellen  Unterricht  in  der  Augenheilkunden  ist  die  Zahl  der  Au- 
genärzte allerorten  im  Lauf  der  letzten  Jahre  sehr  erheblich  gewachsen. 
Allein  in  meiner  heimatlichen  Provinz  Schlesien  zähle  ich  im  Augen- 
blicke 20  Kollegen,  welche  sich  speziell  mit  Ophthalmologie  beschäf- 
tigen, wobei  ich  diejenigen  Ärzte,  welche  auf  (Irund  ihrer  Universitäts- 
studien die  Augenheilkunde,  wenn  auch  nicht  ausschliel'slich,  so  doch 
im  Verein  mit  der  allgemeinen  Praxis  betreiben,  gar  nicht  einmal  be- 
rücksichtigt habe. 

Ich  glaube  hiernach  also,  dafs  man  mit  vollster  Sicherheit  auf 
eine  genügende  Beteiligung  des  ärztlichen  Elementes  rechnen  könnte. 
Natürlich  müfste  aber,  bevor  die  Erhebung  der  Blinden  erfolgen  könnte, 
vorher  die  Thätigkeit  des  ärztlichen  Personals  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen ,  Regierungsbezirken  und  Kreisen  ganz  genau  geregelt  sein. 
Dies  könnte  aber  naturgemäfs  nur  durch  das  Eingreifen  der  obersten 
Medinalbehörde  geschehen.  Es  müfsteii  von  seifen  dieser  die  Arzte 
zur  Beteiligung  aufgefordert  und  denjenigen  Kollegen,  welche  ihre  Be- 
reitwilligkeit erklären,  müfste  ferner  genau  der  Bezirk  bestimmt  wer- 
den, in  welchem  sie  die  Untersuchung  der  Blinden  auszuführen  haben 
würden.  Mittelst  Zirkular,  durch  Vermittelung  der  Medizinalkollegien, 
der  Landräte,  Physizi,  kurz  auf  einem  der  vielen  Wege,  welche  der 
Regierung  offen  stehen ,  müfste  zuvih-dersi  bei  den  Äi'zten  bezüglich 
ihrer  Beteiligung  angefVagt  werden.  Ist  auf  diese  Weise  festgestellt 
worden,  wie  viel  Ärzte  in  je<ier  einzelnen  Provinz  der  Regierung  zur 
Verfügung  stehen,  so  wäre  der  nächste  Schritt  alsdann  der,  dafs  jedem 
einzelnen  Arzt  genau  der  Bezirk  angewiesen  würde,  in  welchem  er  die 
Blindenuntersuchung  durchzuführen  hätte.  Mit  Hilfe  der  Kreisbehörden 
wären  ein  oder  mehrere  Sammelorte  festzustellen,  au  welchen  die  Bliu- 
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den  zu  eiuem  bestimmten  Termin  zusammengeführt  und  dem  ebenfalls 
dort  hinkommenden  Arzt  zur  Untersuchung  überwiesen  würden.  Auf 
diese  Weise  liefse  sich  lange  vor  dem  Termin  der  Zählung  die  ärzt- 
liche Thätigkeit  in  genauester  Weise  organisieren. 

Die  Vorarbeiten,  welche  notwendig  sind,  um  die  Eegierung  über 
die  Ausgiebigkeit  der  ärztlichen  Beteiligung  in  genügender  Weise  zu 
unterrichten,  scheinen  mir  nach  dem  oben  Gesagten,  wahrlich  nicht 
so  bedeutend,  um  den  Versuch  mit  ihnen  nicht  zu  wagen.  Ich  würde 
deshalb  unter  allen  Umständen  beantragen :  dafs  die  oberste  Medizi- 
nalbehörde  baldmöglichst  die  nötigen  Schritte  thue ,  um  die  Zahl  der- 
jenigen Ärzte ,  welche  für  eine  fachmännische  Blindenerhebung  sich 
bereit  erklären ,  zu  ermitteln.  Da  in  nicht  allzulanger  Zeit  eine  all- 
gemeine Volkszählung  erfolgt,  die  fachmännische  Blindenstatistik  aber 
nur  im  Anschlufs  an  eine  solche  erfolgen  kann,  so  würde  gerade  jetzt 
der  geeignete  Termin  für  die  oberste  Medizinalbehörde  unseres  Vater- 
landes sein,  der  Beschaffung  des  für  eine  ärztliche  Blindenzählung 
erforderlichen  fachmännischen  Personals  näher  zu  treten. 

Nachdem  wir  uns  sowohl  über  die  finanzielle  Seite  der  Reform 
der  offiziellen  Blindenstatistik  geäufsert,  als  auch  die  Möglichkeit  der 
Heranziehung  des  ärztlichen  Personals  dargethan  haben,  würde  nur 
nunmehr  noch  unsere  Aufgabe  sein,  die  Hauptgrundzüge  der  Blinden- 
erhebung —  wie  wir  sie  planen  —  kurz  darzulegen. 

Zuvörderst  ist  darauf  hinzuweisen ,  dafs  die  ärztliche  Blinden- 
untersuchung  unbedingt  im  Anschlufs  an  eine  Volkszählung  statt- 
haben mufs. 

Den  in  den  einzelnen  Bezirken  mit  der  Untersuchung  beauftrag- 
ten Ärzten  sind  die  Zählkarten  der  als  blind  bezeichneten  Individuen 
zu  übermitteln,  resp.  auch  nur  die  betreffenden  Adiessen.  Sollte  sich 
eine  nachträgliche  Berichtigung  dieser  Adressen  durch  die  Lokalbe- 
hörde notwendig  erweisen,  so  müfste  dieselbe  unbedingt  auf  Wunsch 
des  Arztes  geschehen. 

Wir  betonen  aber  nochmals,  dafs  wir  eine  ärztliche  Blindenunter- 
suchung  nur  im  Anschlufs  an  eine  Volkszählung  für  möglich  erachten. 
Ganz  unpraktisch  würde  es  sein,  wollte  man  behördliciierseits  die  Adres- 
sen der  Blinden  ermitteln  ohne  sich  dabei  an  das  Resultat  einer  soeben 
durchgeführten  Volkszählung  anzulehnen.  Ganz  al)gesehen  von  den 
Schwierigkeiten,  welche  die  Ermittelung  der  Blinden  auf  diesem  Wege 
machen  würde,  wäre  das  Resultat  aller  dieser  Bemühungen  garniciit 
einmal  ein  befriedigendes.  Ich  glaube  auf  Grund  meiner  eigenen  Er- 
fahrungen zu  diesem  Ausspruch  durchaus  berechtigt  zu  sein.  Als  ich 
nämlich  vor  zwei  Jahren  Blindenuiitersuchungen  in  gröfsereni  Umfange 
vornahm,  hatten  die  Lokalbehchden  verschiedenei'  Städte  und  Kreise 
die  Güte,  mir  Listen  der  ortsansässigen  Blinden  aufnehmen  zu  lassen. 
Bei  der  Benutzung  dieser  Listen  habe  ich  nun  Gelegenheit  gehabt  zu 
bemerken,  wie  wenig  genau  dieselben  waren;  allein  hier  in  Breslau 
fehlten  auf  der  mir  behördlicherseits  überniittelttMi  Bliiideiiliste  über 
100  Blinde.  Diese  Eri'ahrungen  vei"aiilassen  mich  denn  auch,  dringend 
darauf   lüii/uweisen,    dW.    ärztliche    Erhebung    aller   Körpergebrechen 
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iiiiiiicr  nur  im  diiciktcstcii  Aiiscliliils  ;iii  »;iii(!  allj^oineine  Volkszälilun^ 
(liiicliiillircii  /.u  lassen.  Dass  dicsi!  ar/fliclic  Mrlicttiin;,'  möi^liclist  kurze 
Zeit  iiacli  erlol^'ter  Voikszaliluii^f  stattliii<leii  iiiuls,  hrauclie  ich  wolil 
kaum  l)(!Soii(l(;rs  zu  hctoiuMi.  Die;  Vtirschichung  in  der  lievölkeruiif^ 
isl  t'iiiit,'e  Zeit  nach  der  /;ihlun;;  doch  schon  zu  ^'roi's,  um  die  lii;- 
nutzunt^  der  /ahikarten  ohne  weiteriis  zu  j^estalten.  V.s  würden  alsdann 
(!in(!  sidche  Meiig(!  Rciklainafioiieii,  I']rkun(li;.,Min^M;n,  l'ersonaliiufnahmcn 
u.  der^l.  III.  sich  als  nutw(!ndi^  erwciistüi,  dals  die  ärztliche  ('nt(;r- 
suchun^  erheblich  hetiint rächt i^'t  rcisp.  erschwert,  werden  inülsti!.  Also 
inö^;lichst.  uninittclhare  y\idehnunj^'  der  ärztlichen  Untersuchung^'  an  die 
Volkszählun;;'  mul's  iinl)edinj,'t  {^el'ordc'rt   werden. 

Nebenbei  wollen  wir  noch  bemerken ,  dals  der  (iCgenstand  der 
Zählung;'  inmuir  die  am  Zählunj^staf^e  ortsanwesende  ]ievr)lkerun}^  sein 
muls.  Sollten  bei  der  ärztlichen  Untersuchung'  in  diesen  Verhältnissen 
durch  Verzu;.,'  (!inz(!lner  Blinden  u.  s.  w.  y\n(leiungen  ein;,'etreten  sein, 
so  lielsen  sich  dieselben  mit  Hülfe  der  Lokalbehörden  leicht  aus- 
gleichen. 

W'ii-  hätten  schlielslich  nur  noch  die  Kinzelheiten  der  ärztlichen 
llntersuchung  selbst  in  das  Bereich  unserer  Betrachtung  zu  ziehen. 
Doch  brauchen  wir  bei  diesem  Punkt  selbst  nicht  lange  zu  verweilen. 
Da  es  absolut  erforderlich  ist,  dafs  die  ärztliche  Untersuchung  bei 
jedem  einzelnen  Individuum  genau  nach  demselben  Plan  erfolgt ,  so 
wäre  die  Ausführung  nach  einem  vorgescliriebenen  Schema  ratsam ; 
wir  erlauben  uns  anbei  ein  derartiges  Schema  vorzulegen.  Es  ist  klar, 
dass  die  Untersuchung  einen  durchaus  gleichartigen  Charakter  tragen 
mul's,  wenn  die  Fragen  unseres  Formulars  von  jedem  Arzt  und  bei 
jedem  Individuum  beantwortet  werden.  Dass  auf  diese  Weise  ein  für 
alle  Provinzen  homogenes  Resultat  erreicht  werden  würde,  ist  so  selbst- 
verständlich, dass  wir  über  diesen  Punkt  weiter  keine  Worte  zu  ver- 
lieren notwendig  haben. 

Das  von  mir  entworfene  Untersuchungsformular  ist  folgendes: 

Formular  für  die  ärztliche  Blinde  nuntersuchung. 


Laufende  Nr.:        Wohnoi*t:  Kreis: 

Bliudenerhebunsr  vom   Monat 


Regierungsbezirk 
18 


1.  Name 

2.  Lebensalter 

3.  Religion 

4.  Beruf  des  Blinden  vor    der  Erblindung  . 
Beruf  des  Blinden   nach  der  Erblindung 

5.  Ist  der  Blinde  ein   Kind,  Beruf  dos  Vaters 

6.  Sind   die  Eltern   verwandt? 

7.  Leiden   die  Eltern  an   Sehstörungen  ? 

8.  Leiden   die  Geschwister  an  Sehstörungen  ? 

9.  Ist  der  Blinde  verheiratet? 
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Formular  für  die  ärztliche  Blin  den  un  tor  suchung. 


Laufende  Nr.:  Wohnort:  Kreis: 

Bliudenerhebung  vom   Monat 


Regierungsbezirk : 
18 


10.  Hat  er  vor  oder    nach    der  Erblindung  gehei- 
ratet ? 

11.  Leidet   die  Person,     die  er  geheiratet  hat,    an 
Sehstörungen  ?  

12.  Hat  er  normalsichtige  Kinder  und  wie  viel?  . 

13.  Haarfarbe  des  Blinden . 

14.  Farbe  der  Iris,    wenn    dieselbe  noch  zu  kon- 
statieren     

15.  In  welchem   Alter  trat  die  Erblindung    des  R. 
A.  ein? 

16.  In  welchem  Alter  trat  die  Erblindung  des  L. 
A.   ein? 

17.  Befund  des  R.  A 

18.  Befund  des  L.   A 

19.  Erblindungsursache  des  R.   A 

20.  Erblinduugsui'sache  des  L.  A 

21.  Grad   der  Blindheit  des  R.  A 

a.  Totale   Amaurose 

b.  Quantitative  Lichtempfindung 

e.  Zählen   der  Finger  bis  -^  Meter     .... 

22.  Grad  der  Blindheit  des  L.   A 

23.  Ist    die  Erblindung    durch    eine  Allgemein-Er- 
krankung  erfolgt  ? 

24.  Leidet  der  Blinde  an  irgend  einer  Erkrankung? 

25.  Sind   sonstige   Verhältnisse   vorhanden,    welche 

für  die   Beurteilung    des   Falles   wichtig  sein 
könnten  ? 

26.  Ist    der  Blinde    in    einer  Stadt    oder    auf  dem 
Lande  erblindet? 

27.  Wie  lange  hat  er  dort  gewohnt,  ehe  er  erblin- 
det ist  ? 


Damit  wäre  ich  denn  mit  dem,  was  ich  zu  sagen  hatte,  zu  Ende. 
Höchstens  möchte  ich  noch  ein  paar  Bemerkungen  über  das  fernere 
Schicksal  der  von  den  Ärzten  ausgefüllten  Untersuchungsfornuilare  an- 
schliefsen.  Ich  würde  den  Vorschlag  machen  ,  die  sämtlichen  Fonnu- 
lare  jeder  Provinz  zu  sammeln  und  (nncnn  Arzt  zur  Bearbeitung  zu 
übergeben.  Diese  lokalen  Statistiken  der  einzelnen  Provinzen  kiuuiten 
dann  zu  einer  gemeinsamen  Statistik  vereinigt  werden.  Welchen  Wert 
ein  solches  Werk  nicht  blols  für  die  Proi)hylaxe  der  Blindheit  im  ^)^'- 
ziellcn,  sondern  für  die  Augenheilkunde  im  allgemeinen  haben  würde, 
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will  ich  hier  iiiclit  .Ics  laii-cicii  :iiis('iii!ui(l(TSotzen.  -ledcr  Augenarzt 
wird  mir  lUu-lit,  <^('\n\u,  wenn  ich  hch;iiii.tc,  (liifs  ein  (l(:r:irti<,M!S  \\  «Tk 
von  der  ^^nWsUiii  wisscnschal'llichcii  r.cilciitiinj,' sein  wünU:;  iih(;r  ebenso 
liccht  wird  mir  jcdcir  Statistiker  und  Volkswirt  ^,'el)eii ,  wenn  ich  i)e- 
haiipte,  diils  ein"  solches  Werk  für  <leii  Staat,  für  die  r.ev<.lkenin{,' 
iiiKJ  für  d(!n  Nationalwohlstaiid  von  nicht  zu  unterschätzender  Wich- 
tigkeit werdeu  müfste. 


Litteratur. 


II. 

Die  wirtachaftsgeschichtliohen  Studien  in  Deutschland 
im  Jahre  1883.     11. 

Von  Karl  Lamprecht. 

Über  Absicht ,  Plan  und  Teilung  der  Jahresberichte  über  die  wirt- 
schaftsgeschichtliche Litteratur  vgl.  in  diesen  Jahrbüchern  Band  6,  231 
und  561  ,  über  die  Zitierweise  der  Berichte  für  das  Jahr  1882  s.  Band 
8,   559. 

Nach  dem  a.  a.  0.  gegebeneu  Ausführungen  beschäftigt  sich  der 
folgende  Bericht  mit  den  Studien  zur  Geschichte  der  materiellen  Ent- 
wicklung des  platten  Landes  und  seiner  Stände,  mit  der  Verwaltuugsge- 
schichte  des  Reiches  wie  der  Territorien,  mit  der  Geschichte  der  Privat- 
wirtschaft    und     mit    den    wirtschaftsgeschichtlicheu    Hilfswissenschaften. 

Im  Anschlufs  an  die  Disposition  des  Berichtes  vom  Jahre  1882  ist 
für  die  diesjährige  Besprechung  die  nachstehende  Einteilung  getroffen: 

/.  .'tll^euH'ine  (Judleiikii/ide :  Urbare,  Formelbücher,  Weistümer;  an- 
derweite Quelleukomplexe ,  deren  Charakter  so  vielseitig  ist,  dafs  eine 
Unterordnung  derselben  unter  bestimmte  besondere  Gesichtspunkte  der 
materiellen  Entwicklung  unthunlich  erscheint.  ^.  Privalwirtscliafl :  In- 
ventare,  Rechnungen,  Geschichte  des  Hauslebens  und  des  Luxus.  -V.  lic- 
sif'dlu/i}^  1111(1  Landeskultur :  Äufserer  Vorgang  der  Besiedlung,  Konstruktion 
der  Eigentumsrechte,  Spezialarbeiten  über  Besiedlung  (Ortsnamenforschung), 
Agrarverfassung ,  Technik  der  Urproduktionen  ,  Bergbau.  4.  Soziale 
Schichtung :  Dienstmannon  des  12.  bis  13  Jahrhunderts,  Bauern  im  Kl. 
Jahrhundert,  Rezeption  des  römischen  Rechts,  laudarbeitende  Klassen  vom 
17.  bis  19.  Jahrhundert,  Geschichte  der  Sozialpolitik,  ö.  rerauiitnuf^ 
lind  ferfo.ssi/n^- :  Organisation  der  landesgeschichtlichen  Studien;  Verwal- 
tungs-  und  Finanzgeschichte  der  GrundheiTschaften  ,  des  Reichs  und  der 
Territorien.     6'.   Hilfswissensehaflen :   Metrologie,   Numismatik. 

1.  Alberdingk-Thijm,  De  gestiebten  van  liefdadiglieid  in  Belgie 
van  Karel  de  Groote  tot  aan  de  14*^  eeuw  (Memoires  couronn^s  et  me- 
moires  des  Savants  etrangers  publids  par  TAcadcmie  de  Belgique,  Bd.  15, 
412  SS.). 

N.  F.   Bd.  IX.  8 
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2.  AJbrcclit,  Düulsche  Köiii;^e  und  KaiHor  in  (.olmar,  nach  gleich- 
zoitigon  Aufzoichnungon  im  .Stadt.ircliiv  zu  Colraar  (Trogr.  des  Lyzeum« 
in   Cohnar   1882— 8;J;   l'rogr.   Nr.    If)?). 

'.').   Üaumann,  (jloHcliichtü  dos   Allgäua.    1.  \Ul.   Kcmjiton,  Kötcl,  1H8IJ. 

4.  J{üi-ger,  Übor  die  Jieorstruisen  dcH  KöniiHclicn  l'oiclies,  11.  die 
Meilensteine  (WiH«.  iJeil.  zum  l'rogr.  der  Luisenstiidt.  (iewerbeHcliule  iu 
Berlin,  Fortstzg.  von    18H2,   Progr.   Nr.   'J8). 

5.  Bergmann,  Zur  Geschichte  der  Entwickelung  deutscher,  polni- 
scher und  jüdischer  Bevölkerung  in  der  Provinz  Posen  seit  1824  (Beitr. 
zur  (jesch.  der  Bevölkerung  in  Deutschland  seit  dem  Anfange  dieses 
Jahrliundorts ,  herausg.  von  Neumann,  Bd.  1).  Tübingen,  Laupp,  VIII, 
368  SS. 

6.  Boretius,  Die  Umwaridiung  des  deutschen  Rechtslebeus  durch 
die  Aufnahme  des  römischen  Rechts.  Hall.  Rektoratsrede  18815.  (Preufs. 
Jahrbb.  Bd.   52). 

7.  Bessert,  Aus  dem  Weinsberger  Archiv  in  Ochringen.  (v.  Lochers 
Archival.  Zeitschr.  Bd.  7). 

8.  Braudstetter,  Die  Rodel  der  Propstei  und  des  Almosenamtes 
des  Gotteshauses  im  Hof  zu  Luzern  (Der  Geschichtsfreund ;  Mitt.  d.  hist. 
Ver.   der  5   Orte  Luzern,   Uri,  Schwyz,   Unterwaldeu   und  Zug;   Bd.   .'}). 

9.  Brauereien  im  früheren  Ländchen  Cornelimünster  (Beitr.  zur 
Gesch.  von   Eschweiler  und   Umgegend,  Bd.  2). 

10.  V.  d.  Brüggeu,  Die  agraren  Verhältnisse  iu  den  Ostseeprovin- 
zen.    Berlin,  Deubuer.     gr.   8".     IV.     33  SS. 

11.  V.  Buchwald,  Schleswig-Holsteinsche  Fischereiverhältnisse  im 
15.  Jahrhundert  (Zeitschr.  d.  Gesellsch.  f.  Schlesw.-Holst.-Lauenb.  Gesch. 
Bd.   12). 

12.  Crecelius,  Lamprecht,  Loersch,  Verzeichnis  der  rheini- 
schen Weistümer.  Mit  einer  Orientierungskarte.  Trier,  Lintz.  gr.  8'\ 
90  SS. 

13.  Danneuberg,  Der  Turnosenfund  von  Wittmund  (Zeitschr.  f. 
Numismatik,   Bd.   10). 

14.  Decker,  Über  den  ältesten  Anbau  des  Bodens  im  Odenwalde 
(Quartalbl.   d.  hist.   Ver.  f.  d.  Grofsh.   Hessen.      1882). 

15.  Dürre,  Die  Ortsnamen  der  Traditioues  Corbeieuses  (Zeitschr. 
f.  vaterl.   [westfäl.]   Gesch.  u.  Altertumskde.,    Bd.   40). 

16.  Eckerlin,  Die  Ursachen  des  Sachsenaufstandes  gegen  Heinrich 
IV.  (Progr.  d.  Victoria-Gymn.  zu  Burg.      1883,   Progr.   Nr.   209). 

17.  Eckermann,  Zur  Geschichte  der  Eindeichungen  in  Norderdith- 
marschen  (Zeitschr.  der  Gesellsch.  f.  Schlesw.-Holst.-Lauenb.  Geschichte, 
Bd.    12). 

18.  Ehrle,  Das  deutsche  Patrizierhaus  der  Reunaissance  und  seine 
Zeit  in  gesundheitlicher  Beziehung  (Schriften  d.  Ver.  f.  Gesch.  d.  Boden- 
sees u.   s.  Umgebung,  Heft   12). 

19.  V.  Eisengrein,  Ein  Ausflug  auf  den  Schauinsland  (Schauins- 
land;  Bll.  f.   Gesch.  u.   s.  w.  des  Breisgaus,  9.  Jahrg.). 

20.  Eppiu  gho  vener  Jnventar  v.  3.  J.  der  Republik  (Niederrhein. 
Geschichtsfreund,   1882). 
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21.  Esser,  Studien  über  Ortsnamen  der  Kreise  Malmedy  u.  Montjoie 
(Kreisbl.  f.   Malmedy,    1882—83). 

22.  Finanzwesen,  Zur  Geschichte  des  Österreich.  (Steierm.  Ge- 
schichtsbll.  Bd.   3). 

23.  Fischer,  Die  Landfriedenverfassuug  unter  Karl  IV.  Göttingen, 
Calvör,   1883.      134  SS. 

24.  Eine  Fischordnung  au  der  Gurk  a.  d.  J.  1577  (Carinthia, 
Bd.   72). 

25.  Francotte,  La  vie  rurale  en  Belgique  sous  l'ancien  regime: 
le  village  de  Bombaye  (Bullet,  de  la  societe  d'art  et  d'histoire  du  diocese 
de  Liege,  Bd.  2). 

26.  Frensdorff,  Das  Recht  der  Dienstmannen  des  Erzbischofs  v. 
Köln   (Mitt.   a.  d.  Stadtarchiv  v.  Köln,  Heft  2). 

27.  Friedensburg,  Schlesiens  Münzen  im  Mittelalter  (Zeitschr.  f. 
Numismatik,  Bd.   10). 

28.  Geiges,  Fragmente  einer  Glasmalerei  aus  dem  Beginne  des 
14.  Jahrhdrts.  (Schauinslaud ,  Bll.  f.  Gesch.  u.  s.  w.  des  Breisgaues,  9. 
Jahrgang). 

29.  Gierke,  Naturrecht  und  deutsches  Recht.  Frankfurt  a.  M., 
Litt.   Anst.,    1883.    32  SS. 

30.  Gross  1er,  Erklärung  der  deutscheu  Ortsnamen  des  Mausfelder 
Seekreises  (Zeitschr.  des  Harzvereins  f.   Gesch.   u.   Altertskde. ,   Bd.    16). 

31.  Gross,  Zur  Geschichte  des  Aachener  Reiches  (Zeitschr.  des 
Aachener  Geschver.,  Bd.   5). 

32.  Gül^,  Weistum  des  Frohnhofes  der  Abtei  Siegburg  zu  G.,  vou 
1385   Okt.   15   (Zeitschr.   des  Bergischen   Geschver.   Bd.   18). 

33.  Haider,  Coutumes  du  pays  du  Hainaut ;  lutroduction.  Bruxelles, 
Gobbaerts,    1883.     4<'. 

34.  Harster,  Urkundliche  Nachrichten  über  den  Ausgang  der 
Speierer  Hausgenossenschaft  (Zeitschr.   f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins,   Bd.  36). 

35.  Haussen,  Agrarhistorische  Fragmente  zur  Erkenntnis  d.  deut- 
schen Feldmark  Verfassung  von  der  Urzeit  bis  zur  Aufhebung  der  Feld- 
gemeinschaft. III.  Die  Ackerflur  der  Dörfer:  Anhang  zu  Artikel  III. 
(Zeitschr.  f.   d.  gesamte  Staatswissenschaft,   39.  Jahrgang). 

36.  Hartfelder,  Breisgauer  Weistümer  (Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  des 
Oberrheins,  Bd.   36). 

37.  Hartmann,  Über  die  alten  Dithmarscher  Wurthen  und  ihren 
Packwerkbau.     Hamburg,    1883.     Gr.   8".      38   SS. 

38.  Haut  haier  und  Doppler,  Urbar  des  Benediktinerstifts  Nonn- 
berg (Mitt.  f.   Salzburger  Landeskde.,   Bd.   23). 

39.  Henrichs,  Weinbau  in  Franken  (Niederrhein.  Geschichtsfrd., 
Jahrgang   1883). 

46.  Hering,  Die  Liebesthätigkeit  der  deutschen  Reformation  ('rheol. 
Studien  und  Kritiken,  Jahrgang  1883,  teilweis  auch  als  Osterprogramm 
der  Univ.   Halle   1883). 

41.  V.  Hettlingen,  Der  Stadt  Zürich  Kriegskosten-Rechnung  im 
l.   Vilmerger  Krieg  ([Schweiz.)   Geschichtsfrd.,   Bd.   3). 

8* 
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42.  Hey,  Die  HlaviHclieii  Ortsuaraeii  d.  Küiiigr.  SadiHen.  Döbeln, 
Schmidt,,    188:5.      4"'.      nr)   SS. 

4;i.  Heydenreich,  DeutHches  Wirt.shauHlebeii  im  Mittelalter,  unter 
besonderer  Hciriicksichtigung  der  Freiberj^er  Verhältni.sHo  (Mitt.  v.  Frei- 
berger  AltertumKver.      Heft   l'.i). 

44.  H  oc  h  8t  et  t(;  r  ,  Über  alten  kelti.sclien  iJerj^biiu  im  Salzberg 
von   Hallfitadt.      (Mit(.   d.   anthrojxjlog.    (ifinellHch.   in    Wien,    Hd.    11). 

45.  Hoff'mann,  (JeHcliiehte  der  direkten  Steuern  in  Haiern  vom 
Ende  des  13.  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrh.  Ein  finanzgesfhiehtlicher 
Versuch  (Schmollers  Staats-  und   sozialwissensch.   Forschgn.,   Bd.  4,  5). 

46.  Hohe  nbüc  hei,  Untersuchungen  über  den  lirolischen  Orts- 
namen  Igels  (Zeitschr.  des   Ferdinandeums  3.   ¥.   Heft   25). 

47.  (»eschichte  des  Hopfenbaus  u.  H  op  f  cu  han  d  el  h  zu  Neuto- 
miachel   bis  zum   Jahre    1879.      2.   Aufl.      Berlin,   Lorentz,    1883. 

48.  Jahn,  Die  Flurnamen  des  Kieler  Stadtfeldes  (Zeitschr.  der  (ie- 
sellschaft  f.  Schlesw.-Holst.-Lauenb.  Gesch.,  Bd.   13). 

49.  V.  I  n  ama- S  t  er  n  e  gg  ,  Die  Familien-Fideicommisse  in  Oster- 
reich (Statistische   Monatsschrift,  9.   Jahrgang). 

50.  Joseph,  Der  Bretzeuheimer  Müuzfund  (Zeitschr.  des  Ver.  f. 
Erforschg.  d.  Rhein.   Gesch.  u.   Altert,  in   Mainz,   Bd.   3). 

51.  V.  Kahlen,  Zur  Geschichte  und  Kritik  der  Grundsteuer  in  Liv- 
land  (Leipziger  Diss.    1882).      55   SS. 

52.  Kestercanek,  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Forst- u.  Jagd- 
gesetzgebung Kroatiens    (Zentralbl.  f.   d.  ges.   Forstwesen,   9.   Jahrgang). 

53.  V.  Keussler,  Zur  (Jeschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Ge- 
meindebesitzes in  Rufsland.     2.   Teil   1.   Hälfte.      VII  u.   338   SS. 

54.  Kind,  Die  Vogtei  Chur  (Jahrbuch  für  Schweizer.  Geschichte, 
Bd.  8)1). 

55.  Krones,  Die  landesfürstlichen  und  landschaftlichen  Patente  d, 
Herrscherzeit  Maximilians  I.  und  Ferdinands  I.  (1493  — 1564),  als  Quel- 
len der  inneren  Geschichte,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Steiermark. 
II.  Spezieller  Teil.  (Beitr.  z.  Kunde  Steiermark.  Geschichtsquellen,  19. 
Jahrgang). 

56.  Kühnel,  Die  slavischen  Ortsnamen  in  Mecklenburg- Strelitz. 
II.  Teil.     (Progr.   des   Gymnasiums  zu  Neubrandenburg   1883)  ^). 

57.  Küster,  Das  Reichsgut  in  den  Jahren  1273 — 1313,  nebst  einer 
Ausgabe  und  Kritik  des  Nürnberger  Salbüchleins  (Beitr.  z.  Finanzg.  des 
Deutscheu  Reichs  nach  dem  Interregnum).    Leipzig,  Fock,    1883.    119  SS. 

58.  Lamp  recht,  Wirtschaft  und  Recht  der  Franken  zur  Zeit  der 
Volksrechte  (Historisches  Taschenbuch  v.  Raumer-Maurenbrecher.  VI,  2. 
1883). 

59.  Landesgendarmerie  im  15.  Jahrh.  5  Berichte  des  Steier- 
märkischen  Landprofosen  J.   Bithmer    an    die    Stände    über    seine  Fahrten 


1)  Handelt  wesentlich  über  städtische  Verhältnisse  ,  der  Titel  sei  hier  zu  H  o  e  n  i  - 
gers  Bericht  (Bd.   6  S.    .559)  nachgetragen. 

2)  Der  erste  Teil  erschien  als  Abhandlung  des  Progr.  von  Neubrandenburg  1881 
Nr.  572,  und  vorher  schon  ausführlicher  in  den  Jahrb.  d.  Ver.  f.  Mecklenb.  Gesch.  u. 
Altertskde.  Bd.  46. 
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und  Fährlichkeiten    und    den  Sicherheitszustaud  im  Lande    (Steierm.   Ge- 
schichtsbl.,  Bd.   2). 

60.  Lange,  Dorfrechte  und  Freiheiten  (Mitt.  des  histor.  Ver.  für 
Steiermark,   Heft  30). 

61.  Lex  liibuaria  et  lex  Francorum  Chamavorum.  Ex 
monumentis  Germaniae  historicis  recusae.  Ed.  11.  Sohm.  Hannover, 
Hahn,   146  SS. 

62.  V.  Liebenau,  Rechtsquellen  des  Kantons  Luzern  (Zeitschr.  f. 
Schweizer.  Recht.     N.  F.  Bd.  2). 

63.  Loserth,  Der  Grenzwald  Böhmens  (Mitt.  d.  Ver.  f.  d.  Gesch. 
der  Deutschen  in  Böhmen,   21.  Jahrgang). 

64.  Laschin  von  Ebengreuth,  Über  Orts-  und  Personennamen 
in  Krain   (Mitt.  der  anthropol.   Gesellsch.   in  Wien,  Bd.    10). 

65.  — ,  Das  Münzwesen  in  Österreich  zur  Zeit  König  Rudolfs  I.  von 
Habsburg  (Bll.  d.  Ver.  f.  Landeskde.  von  Niederösterreich.  N.  F.  Bd.  16. 
1882.      Numism.  Zeitschr.  Bd.    14). 

66.  Martin,  Schlofs  Heiligenberg  in  Schwaben  (Schriften  d.  Ver. 
f.  Gesch.  d.  Bodensees  u.  s.  Umgebg.,  Heft  12). 

67.  Maurer,  Wöglinsberg  (Schauinsland.  Bll.  f.  Gesch.  u.  s.  w.  des 
Breisgaus,   10.  Jahrgang). 

68.  Mayer,  Der  innerösterreichische  Bauernkrieg  des  Jahres  1515 
(Archiv  f.  Österreich.  Gesch.  Bd.  65). 

69.  Meister,  Die  Stadtwaldungen  v.  Zürich.  Zürich,  1883.  gr.  8". 
225  SS. 

70.  Menadier,  Zur  vaterländischen  Münzkunde.  1)  Der  Wettebor- 
ner  Silbermarkfund  (Zeitschr.  d.  Harz- Ver.  f.  Gesch.  u.  Altertumskunde, 
Bd.   16). 

71.  Meyer,  Die  Münzen  der  Stadt  Dortmund  (Numismat.  Zeitschr. 
Bd.   15). 

72.  Meyer,  Aus  Grimm's  Weistümern  (Alemannia,  Jahrgang  9). 

73.  Meitzen,  Die  Lidividualwirtschaft  der  Germanen  und  die  dro- 
hende Kapital-Krisis  unseres  Grundbesitzes  (in  diesen  Jahrb.   N.   F.   Bd.   6). 

74.  Neill,  Topographie  der  verschollenen  Ortschaften  im  Viertel 
ober  dem  Wienerwalde  (Bll.  d.  Ver.  f.  Landeskde.  von  Niederösterreich, 
Bd.    17). 

75.  Newald,  Das  österreichische  Münzwesen  unter  Ferdinand  I. 
Eine  münzgeschichtliche  Studie.  Wien,  Kubasta ,  1883.  gr.  8'*.  VTTT 
u.    155  SS. 

76.  Nitzsch,  Geschichte  des  Deutschen  Volkes  bis  zum  Augsbur- 
ger Religionsfrieden.     Bd.   1    u.   2.      Leipzig,  Duncker  u.   Humblot,   1883. 

77.  Nord  hoff,  Der  vormalige  Weinbau  in  Norddeutschland.  2''" 
Ausgabe  mit  Nachträgen  und  Zusätzen.  Münster,  Coppeurath,  1883.  kl.  8". 
58  SS. 

78.  Normalmafs  au  Kirchen  (Geschbll.  f.  d,  mittelrhein.  Bistümer, 
Jahrgang    1), 

79.  Otto,  Beschreibungen  des  Rheingaus  (Ann.  d.  Ver.  f.  Nassau- 
ische Altertumskde.  u.   Geschforschg.,  Bd.    1 7). 

80.  — ,  Die  Waldschmieden  bei  Weilburg  im  15.  Jahrh.  (Aun.  d. 
Ver.  f.  Nassauische  Altertumskdo.  u.  Geschforschg.,  Bd.    17). 
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81.  l'ick,  Urbar  der  rfurrkirclio  zu  Escliwcilcr,  15G1  (Buitr.  z.  Ge- 
schichte von   Escliwuilor  u.   Umgogcnd,   Bd.   2). 

82.  — ,  Zur  CJcachichlc  der  Stadt  und  doH  ohcmulij^en  AmtcK  Khein- 
berg  (Ann.   d.   hist.   Vor.   f.  d.   Nicdorrlioin,   Heft  3'.i). 

83.  PoiBignoii,  BraiidHcliatzung  im  Breisgau  nach  dorn  Baunrn- 
krieg  von    1525   (Zeitschr.   f.   d.   Gesch.   des   Oberrlieins   Bd.   37). 

84.  Kiggenbach,  Das  Armenwesen  der  Reformation.  Baseler 
Habil.-Vorl.   1883.    56  SS. 

85.  Ritsert,  Pferde-  und  Waffenpreise  im  J.  1425  (Quartalbll.  des 
hist.   Ver.  f.  d.   Grofsherzogtum  Hessen,    1882). 

86.  Röschen,  Freibrief  für  einen  Leibeignen  vom  J.  1786  (Dritter 
.lahresber.   dos   Oborhess.   Ver.   f.   Lokalgesch.). 

87.  Rollet,  Über  das  verschwundene  Schlofs  Kielmansogg  (BlI.  für 
liandoskde.   von  Niederösterreich,   Bd.    17). 

88.  De  um  an  W.  Ross,  The  early  history  of  land-holding  among 
the  Germans.     London,  Trübner,    1883.      274  SS. 

89.  Rottleuthner,  Die  alten  Lokalmafse  u.  Gewichte  nebst  den 
Aichungsvorschriften  .  .  in  Tirol  und  Vorarlberg.  Innsbruck,  Wagner, 
1883.     IV  u.   157  SS. 

90.  Schalk,  Wiener  Münzverhältnisse  im  ersten  Viertel  des  15. 
Jahrhunderts  (Mitt.  d.  Instituts  f.  Österreich.   Geschforschg.   Bd.   4). 

91.  — ,  Rechnungen  von  Amtleuten  d.  Stiftsherrschaft  Schotten  in 
Wien  a.  d.  JJ.  1411—1416  (BU.  d.  Ver.  f.  Landeskde.  v.  Niederöster- 
reich, Bd.    17). 

92.  — ,  Zur  Geschichte  des  österreichischen  Münzwesens  im  15. 
Jahrb.,  und  Der  Wiener  Münzverkehr  im  16.  Jahrh.  (Numismat.  Zeitschr. 
Bd.    13  und    14). 

93.  Schenk  v.  Schweinsberg,  Mainzer  Buchdruckerrechnung 
von   1480  (Quartalbll.  d.  hist.  Ver.  f.  d.   Grofsh.   Hessen   1882). 

94.  Schiemann,  Der  älteste  schwedische  Kataster  Liv-  und  Esth- 
lands.  Eine  Ergänzung  zu  den  Baltischen  Güterchroniken.  Reval,  Kluge, 
1882.     XVI  u.    110  SS. 

95.  Schlesinger,  Ein  Deutsches  Formelbuch  (Mitt.  d.  Ver.  f.  d. 
Gesch.  d.  Deutschen  in   Böhmen,   21.  Jahrgang). 

96.  Schlitte,  Die  Durchführung  der  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke im  RGB.  Kassel  (Land.  Jahrbücher  1884,  nach  Hall.  Diss.  1883). 
40  SS. 

97.  Schnapp  er- Arn  d  t.  Fünf  Dorfgemeinden  auf  dem  Hohen 
Taunus.  Eine  sozialpolitische  Untersuchung  über  Kleinbauertum ,  Haus- 
industrie und  Volksleben  (Schmoller's  Staats-  und  sozialwissenschaftl. 
Forschgn.   IV,   2,    1883).     322  SS. 

98.  Schröder,  Über  die  fränkischen  Formelsammlungen  (Zeitschr. 
der  Savigny-Stiftung,  germanist.   Abt.   Bd.   4). 

99.  -— ,  Bericht  über  Staats-  und  Rechtswissenschaft  in  d.  Zeitschr. 
f.  d.  gebildete  Welt,  Bd.  4. 

100.  Schultz  e,  Forschungen  zur  Geschichte  der  Klosterreform  im 
10.  Jahrh.     Hall.   Diss.    1883.      79  SS. 

101.  Schwappach,  Grundrifs  d.  Forst-  u.  Jagdgeschichte  Deutsch- 
lands.    Berlin,  Springer,   1883.      182  SS. 
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102.  Schweizer,  Geschichte  der  Habsburgischen  Vogtsteuern. 
(Jahrb.  f.  Schweizer.  Gesch.  Bd.  8). 

103.  Siegel,  Die  rechtliche  Stellung  der  Dienstmanueu  in  Öster- 
reich im  12.  und  13.  Jahrh.  (Sitzungsber.  der  phil.-hist.  Gl.  der  Wiener 
Akademie  Bd.   102). 

104.  Stehle,  Die  Bannwarthütte  zu  Thann  im  Elsafs  (Alemannia 
Jahrg.   9). 

105.  Stern,  Drei  neuere  Münzfunde  in  Hessen  (Zeitschr.  d.  Ver. 
f.  hessische  Gesch.   u.  Landeskde.,   Bd.    10). 

106.  Steub,  Die  romanischen  Ortsnamen  im  Lande  Salzburg  (Mitt. 
d.   Gesellsch.   f.  Salzburger  Landeskde.  Bd.   21,    1881). 

107.  Tailliar,  Notice  sur  l'origine  et  la  formation  des  villages  du 
uord  de  la  France  (Memoires  de  la  societe  d'agriculture  de  Douai,  Bd.   6). 

108.  V.  Vleuten,  Eingsheimer  Münzfuud  (Bonner  Jahrb.   Hft.  75). 

109.  Wächter,  Schiedsspruch  zwischen  Richter  Florinus  von  Sas- 
sendorp  und  der  Bürgerschaft  von  Soest  über  gemeinschaftliche  Besitz- 
rechte an  Salzwerken  in  Sassendorp  (Anz.  f.  Kde.   der  D.  Vorz.   1883.   7). 

110.  Warschauer,  Zur  Geschichte  und  Entwicklung  der  Staats- 
anleihen in  PreuTsen  von  1786 — 1870.  Leipz.  Diss.  1882.  gr.  8". 
89  SS. 

111.  Wattenbach,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Mark  Branden- 
burg aus  Handschriften  der  Kgl.  Bibliothek  [zu  Berlin].  (Sitzungsber.  d. 
Berliner  Akademie   1883,   Nr.    18). 

112.  Wastler,  Das  Inventar  einer  Kaiserin  (Mitt.  d.  hist.  Ver.  f. 
Steiermark,  Heft  30). 

113.  Weech,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Volkswirtschaft  und  zur 
Sittengeschichte  [Abdr.  von  4  Aktenstücken  aus  dem  Karlsruher  Archiv] 
(Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins,  Bd.   36). 

114.  Weise,  Die  slavischen  Ansiedelungen  im  Herzogtum  Sachseu- 
Altenburg,  ihre  Gründung  und  ihre  Germanisieruug  (Progr.  des  Eisenber- 
ger  Gymn.    1883,  Progr.-Nr.   620). 

115.  Widmann,  Königsteiner  Flurnamen  (Ann.  d.  Ver.  f.  Nassau- 
ische Altertumskde.  u.  Geschforschg.,  Bd.    17). 

116.  Winter,  Beiträge  zur  Niederösterreichischen  Kechts-  u.  Ver- 
waltungsgeschichte (Bll.   d.  Ver.  f.   Landeskde.  v.  Niederösterreich,  Bd.  17). 

117.  Winter,  Die  märkischen  Stände  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüte, 
1540 — 1550  (Zeitschr.  f.  Preufsischo  Gesch.  und  Laudeskunde,  20.  Jahr- 
gang) 1). 

118.  Woerner,  Zeugnis  einer  Gemeinde  über  die  Herrschaftsver- 
hältnisse des  Ortes  (Korrbl.  des  Gesamtvereins  d.  Deutschen  Gesch.-  und 
Altertver.   1883). 

119.  Woiff,  Erwerb  und  Verwaltung  des  Klostervcrmögens  in  den 
Traditiones  Wizenburgenses.      Diss.   Berlin    1883.     41   SS. 

120.  Wolff,  Die  Deutscheu  Dorfnamen  in  Siebenbürgen.  Hermann- 
stadt,   1881    f.      4*'.      106  SS. 

121.  V.  Zallinger,  Die  ritterlichen  Klassen  im  Steierschen  Land- 
recht (Mitt.  d.  Instituts  f.   Österreich.  Geschforschg.,  Bd.   4). 


1)  Schlufs  des  a.  a.  O.  Bd.   19,  253—310,  545—613  bcgouuencn  Aufsatzes. 
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122.  Z  oller,  Des  Erzstiftes  Salzburg  Münzrecht  und  Müuzweäen, 
nebst  Verzoicliiiis  ilor  Salzburgisclion  und  auf  Salzburg  bozug  habenden 
Münzen  und    Medaillen.      2''    Autl.      Salzburg,    18H;5.      4".      127   SS. 

123.  Zeumer,  Über  diu  AJamauni scheu  Formeleammlungen  (Archiv 
f.   ältere  deutsche  (jeschkde.   Bd.   8). 

124.  Zülch,  Rechnung  des  Johann  Hirssfelt,  Kellners  im  Schlofs 
Lahnstein    1444—1446   (Rhenus,    1.  Jahrg.). 

125.  — ,  Der  Arusteiuer  Hof  (Rhenus,    1.  Jahrg.). 

126.  V.  Zwiedeneck-Südenhorst,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Verwaltung  aus  dem  Protokolle  der  Herrschaft  Hohenwang  (Mitt.  d.  bist. 
Ver.   f.  Steiermark,  Heft   30). 

1.  JUgcmcinc  (Jiicllcnkunde.  Für  die  Ausgabe  der  Urbare,  der  be- 
deutsamsten der  hier  zu  erwähnenden  Queliengruppen ,  sind  leider  die 
Verhältnisse  durchweg  so  geblieben,  wie  ich  sie  im  Bericht  des  vorigen 
Juhrey  (I  S.  237  ff.)  etwas  genauer  geschildert  habe:  kein  gröfserer  Plan 
in  der  Auswalil  der  herauszugebenden  Stücke ,  keine  durchgreifenden  und 
zur  Norm  gewordenen  Kditionsgrundsätze ,  kurz  keine  grofse ,  einheitliche 
und  umfassende  Behandlung ,  welche  bei  dem  Charakter  der  hierher  zäh- 
lenden Quellen  gerade  doppelt  wünschenswert  erscheinen  mufs.  Unter 
diesen  Umständen  mufs  es  genügen,  wenn  hier  die  im  Jahre  1883  edier- 
ten Stücke  in  ihrer  speziellen,  wenn  man  von  den  eben  aufgestellten  all- 
gemeinen Forderungen  absieht,  oft  recht  verdienstlichen  Stellung  nach 
Ausgabe  und  Kommentar  aufgezählt  werden. 

Zunächst  ist  hier  eine  trefüiche  Ausgabe  des  servitium  quotidianum 
archiepiscopi  Coloniensis  zu  nennen,  welche  wir  Frensdorff  (Nr.  26) 
verdanken.  F.  begründet  zugleich  die  Abfassungszeit  dieser  Aufzeichnung 
über  den  Hofdienst  des  Kölner  Erzbischofs  unter  Erzbischof  Friedrich  I. 
(f  1131)  durch  Schlüsse  und  Erwägungen,  welche  viel  Wahrscheinlichkeit 
für  sich  haben,  und  fügt  eine  Erklärung  des  Sachinhalts  derselben  zu. 
Weiterhin  liefert  Küster  (No.  57)  eine  gute  Ausgabe  des  Nürnberger 
Salbüchleins,  jeues  einzigen  Überrestes  von  Reichsurbaren  aus  der  Zeit 
von  1273 — 1313^);  er  weist  zugleich  nach,  dafs  der  ältere  Teil  desselben 
seiner  Entstehung  nach  vor  1298  zu  setzen  ist,  während  die  späteren  Teile 
als  Zusätze  in  die  Regierung  König  Albrechts  gehören.  Als  Zweck  des  Gan- 
zen, das  in  einer  uns  im  wesentlichen  einheitlich  um  1305  angefertigten  Kopie 
erhalten  ist,  ergiebt  sich  der  Gedanke  endgiltiger  Fixierung  des  Bestandes 
der  Landvogtei  Nürnberg,  so  wie  ihn  König  und  Landvogt  in  vereinten 
Revindicationsbestrebungen  bis  etwa  zu  dieser  Zeit  geschaffen  hatten ;  zu- 
gleich sollten  die  an  den  Landvogteikasten  fälligen  Abgaben  der  nicht  zu 
Lehen  oder  Pfand  gegebenen  Güter  registriert  werden.  —  Von  weniger  Be- 
deutung, wie  die  beiden  bisher  genannten  Stücke,  sind  die  Urbare,  welche 
im  Jahre  1883  seitens  der  sonst  grade  auf  diesem  Gebiete  sehr  eifrigen 
österreichischen  Forscher  publiziert  worden  sind ;  es  sind  namentlich  die 
Urbaraufzeichnungen  des  Stifts  Nonnberg  (Nr.  38)  und  das  Urbar  des 
Schlosses    Kielmannsegg  (Nr.   87).     Aber    auch    abgesehen    von  Öster- 

1)  Er  giebt  auch  sonst  in  seinem  Buche  gute  Bemerkungen  zur  Urbarkritik  und  zur 
Kritik  der  derzeitigen  Ausgaben,  vgl.  z.  B.  S.  4  Note  2.  Doch  sind  die  S.  42  ausgespro- 
chenen Anschauungen  unrichtig. 
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reich  liegen  nur  wenige  Stücke  von  Bedeutung  vor:  kleine  Urbarialien, 
wie  sie  Pick  (Nr.  81  u.  82)  für  die  Pfarrkirche  zu  Eschweiler  und  für 
Stadt  und  Amt  Rheinberg  im  Niederrheinischen  publiziert  hat,  gehören 
fast  mehr  zu  den  Quellen  der  Geschichte  der  Agrarverfassung,  als  dafs 
sie  in  die  vornehmste  Seite  der  klassischen  Urbare ,  die  Beziehungen  der 
Grundherrschaft  und  des  Grofsgrundbesitzes ,  einführen. 

So  wenig  wie  über  TJrbarpublikation  ist  auch  über  Urbarerklärung 
und  -Kritik  zu  berichten.  Nur  eine  gröfsere  Arbeit  liegt  hier,  noch  nicht 
ganz  abgeschlossen,  vor;  Dürre  (Nr.  15)  erklärt  die  Ortsnamen  der  Cor- 
veyer  Traditionen  nach  der  Ausgabe  Wigands.  Er  verfährt  dabei  nach 
alphabetischer  Anordnung  und  bringt  in  dem  bisher  erschienenen  Teile 
seiner  Arbeit  311  Ortserklärungen  bis  zum  Worte  Lengi.  Die  Aufgabe 
ist  sehr  sorgsam  durchgeführt,  namentlich  sind  beständig  schon  vorliegende 
Erklärungen  zu  Rate  gezogen  bzw. ,  wie  die  meist  unhaltbaren  des  be- 
rüchtigten Editors  Falke,  zurückgewiesen.  Sehr  wichtig  für  die  rechtliche 
Bedeutung  der  Urbare  ist  ferner  das ,  was  Schweizer  in  seiner  Ge- 
schichte der  habsburgi sehen  Vogtsteuern  (Nr.  102)  über  die  Schicksale 
des  grofsen  von  Pfeifer  herausgegebenen  albertini  sehen  Urbars  der 
Habsburger  (1281  — 1311)^)  nach  eingehenderen  Forschungen,  als  sie 
Pfeifer  angestellt  hatte,  mitteilt.  Das  Original  des  Urbars  fiel  danach 
1415  in  die  Hände  der  Eidgenossen,  und  nun  begann  ein  jahrzehntelanges 
Feilschen  um  dasselbe  seitens  der  Teilbesitzer  der  verzeichneten  Gerecht- 
same, dessen  Dauer  und  Erbitterung  man  sich  nur  dadurch  erklären  kann, 
dafs  nur  das  Original  als  voll  beweiskräftig  für  die  verzeichneten  Ver- 
pflichtungen angesehen  wurde.  Ganz  entsprechend  dieser  Anschauung 
kam  es  endlich  in  der  Zeit  von  1480 — 1494  zur  Teilung  des  Originals: 
Österreich,  Zürich  und  andere  teilweis  nicht  mehr  nachzuweisende  Be- 
rechtigte erhielten  die  ihren  Teilen  aus  dem  ehemaligen  habsburgischen 
Besitzstand  entsprechenden  Abschnitte  der  Handschrift.  Schw.  weist  nun 
deren  Verbleib  so  weit  möglich  auf  das  gewissenhafteste  nach :  es  crgiebt 
sich  dabei  das  für  die  Quellenkunde  des  Urbars  wichtige  Resultat,  dafs 
Bl.  31—44,  56—58,  61,  63—68,  76—87  als  definitiv  verloren  gelten 
müssen.  Für  sie  ist  mau  jetzt  lediglich  auf  Kopien,  speciell  diejenige 
des  Berner  Stadtschreibersubstituten  Bcrthold  Egen  von  etwa  1420,  ange- 
wiesen. 

Weit  mehr,  als  für  die  Urbare,  ist  im  Jahre  1803  für  eine  zweite 
wichtige  Quellengruppe,  die  Formelsammlungen  geschehen,  obgleich  sich 
das  ganze  Interesse  der  Forschung  mit  nur  eintir  Ausnahme ,  so  viel  ich 
sehe,  auf  die  ältesten  Formeln  und  deren  Edition  durch  Zeumer  im 
Rahmen  der  Mouumenta  Germaniae  (Abt.  Logos)  kouzentriei't  hat  '^). 
Schon  der  erste  ausgegebene  Fascikel  der  trefflichen  Edition  hat  eine  aus- 
gedehntere Diskussion  herbeigeführt,  welche  sich  gerade  auf  diejenige  der 
mitgeteilten  Formelsammlungen,  die  sogen.  Formulae  Salicae  Linden- 
brogianae,  bezieht,  welche  den  meisten  Bezug  auf  speziell  deutschen  Boden 

1)  Das  habsburg.-österreich.   Urbarbucli,    Bibl.   des  litt.  Vereins,    1850. 

2)  über  deu  bisher  erschieueuen  Teil  der  Formeln  vgl.  I,  66  S.  241  und  Zentner 's 
Selbstanzeige  in  den  Gott.  Gel.  Anz.  1882,  1389—1415,  sowie  Z 's  Aufsatz  im  Neuen 
Archiv  f.   alt.   d.  Geschkde.  6,   11-115 
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und  dcjutschc  Wirtschaft  aui'wuiKt  ' ).  Solirodc  r  hatte  dicHC  Formeln 
zuuiicliHt  in  einem  Wijr/hurger  Vortra^^e  von  Zeumer«  Ausichleu  ahwei- 
clu;nd  beHtimmt^),  jetzt  hat  er  auf  Z.'h  Antwort  in  den  (jött.  Gel.  Anz. 
1K82  S.  14ü7  f.  seine  Meinung  (in  Nr.  9H)  des  Weitern  auseiuandergeBetzt. 
Hiernach  wären  die  LiudenbrogBchen  Formeln,  über  deren  salischen  mit 
bairiöchen  Uechtsgebriiuchen  durchsetzten  Charakter  allerseits  Überein- 
stimmung herrscht,  so  entstanden,  dafs  Erzbischof  Arno  von  Salzburg,  der 
zugleich  Abt  von  Amand  a.  d.  Hcarpe  (Uelgien)  war  und  wiederholt  von 
Salzburg  aus  Amand  besuchte,  als  Mittelsperson  bei  der  um  8U0  erfolgten 
Abfassung  angesehen  werden  müsse;  er  habe  dem  Verfasser  urkundliches 
Material  für  die  Formelbearbeitung  zugestellt,  ilim  seien  einzelne  Formeln 
noch  vor  Vollendung  des  Werkes  zugekommen,  sowie  später  Ergänzungen 
nachgesandt  worden ;  er  habe  die  salischen  Formeln  in  die  bairische  Ur- 
kundenpraxis eingeführt  und  ihnen  einen  Platz  in  dem  grofsen  Salzburger 
Formelbuch,  in  dem  sie  überliefert  sind,  angewiesen.  Diese  S.'sche  Hypo- 
these hat  aufserordentlicli  viel  Plausibles ,  wenn  auch  der  Beweis  für  sie 
nicht  in  jeder  Beziehung  strikt  geführt  ist:  jedenfalls  bietet  sie  eine  glück- 
liche Auskunft  zur  Erklärung  des  eigentümlich  salisch-bairischen  Charak- 
ters der  Formeln. 

Mit  den  kommenden  Fascikeln  der  Zeumerschen  Edition  wird  die 
Sammlung  der  ältesten  Formeln  den  eigentlich  deutschen ,  und  zwar  zu- 
nächst alamaunischen  Boden  betreten.  Den  Weg  hierhin  ebnet  eine  äufserst 
gewissenhafte  Untersuchung  Z  e  u  m  e  r  's  über  die  alamannischeu  Formel- 
sammlungen (Nr.  123).  Diese  Sammlungen  sind  freilich  an  sich  von  nicht 
so  grofsem  Interesse,   als  die  fränkischen,  weil  sie  aus  späterer  Zeit  stam- 


1)  Die  fränkischen  Formeln  ,  welche  den  bisher  publizierten  Fascikel  der  Zeumer'- 
schen  Edition  füllen,  sind  bislier  zu  leicht  und  weitherzig  in  der  deutschen  rechts- 
wie  wirtschuftsgeschichtlichen  Forschung  verwendet  worden ,  während  sie  doch  fast  alle 
dem  Westen  des  Frankenreichs  und  damit  einer  die  deutsche  Kultur  weit  überholenden 
Entwickelungsstufe  angehören.  Es  sind  das  nach  den  Zeumer'schen  Erörterungen  und 
der  Schröderschen  Nachprüfung ,  aufser  den  oben  besprochenen  sog.  Formulac  Salicae 
Lindenbrogianae,  folgende  Sammlungen:  1.  Form.  Andegaveuses,  60  Stück,  aus 
Angers,  für  weltlichen  Gebi-auch,  1 — 36  entstanden  514 — 515,  37 — 57  zwischen  515  und 
678,  58 — 60  nach  678;  2.  F.  Averneuses,  nur  Frgt.  von  6  Stück,  aus  Clermont-Fd, 
von  532,  schwerlich,  wie  Zeumer  neuerdings  zur  Wahl  stellt  (GgA.  S.  1402")  vou  760—61; 
3.  die  Mar  k  ul  f  s  c  he  Sammlung;  1\I.  schrieb  unter  Bischof  Landerich  von  Meau.\ 
um  700  (nicht  unter  L.  von  Paris,  650—656);  4.  Supplemente  zu  Markulf  bis 
in  die  Karoling.  Zeit;  5.  F.  Turoneuses  vulgo  Sirmondicae,  aus  Tours,  um 
732;  6.  F.  Bi  t  u  r  ic  e  n  ses  ,  erst  von  Zeumer  einheitlich  zusammengestellt,  aus  Bourges, 
mit  einer  Ausnahme  der  Zeit  Karls  d.  Gr.  angehörend;  7.  F.  Senonenses,  der  früher 
sog.  Appendix  Markulfi,  nebst  einem  Anhang  von  18  F.  Senonenses  recentiores,  aus  Sens, 
weltlichen  Charakters,  zwischen  768  und  775  zu  setzen;  8.  F.  Salicae  Bignonianae, 
abgesehen  von  Nr.  16  vor  775  entstanden;  9-  F.  Salicae  Merkelianae,  welche,  zu- 
erst von  Merkel  (Zs.  f.  Rechtsgesch.  1,  194)  und  gleichzeitig  von  Roziere  in  s.  Recueil 
des  Formules  bekannt  gemacht ,  von  Schröder  im  Gegensatz  zu  den  Zeumerschen  For- 
schungen mit  überwiegender  Wahrscheinlichkeit  in  die  Gegend  von  Paris  —  hier  hatte 
sie  schon  Sohm  lokalisiert  —  verlegt  werden,  und  jedenfalls  zeitlich  vor  ihrem  774 — 75 
entstandenen  Supplement  liegen;  10.  F.  Parisienses,  nur  2  als  Appendix  von  9 
hs.lich  überlieferte  Formeln;  11.  F.  Salicae  Lindenbrogianae,  s.  oben  Text; 
12.  F.  imperiales  e  curia  Ludovici  Pii,  nur  tachygraphisch  erhaltene  Kauzlei- 
formeln,  welche  zw.  818   und  832   in  der  kais.  Kanzlei  selbst  entstanden  sind. 

2)  Vgl,  Zs.  für  Kirchenrecht  17,    195. 
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mon  und  erst  in  einer  Zeit  einsetzen,  wo  schon  bedeutende  direkt  erhal- 
tene Urkundenvorräte,  namentlich  für  St.  Gallen,  zu  Gebote  stehen.  Z. 
sucht  dieses  eigentümlich  späte  Einsetzen  der  alam.  Formeln,  zweifellos 
mit  Recht,  durch  den  Umstand  zu  erklären,  dafs  die  Abfassung  der  Ur- 
kunden in  diesen  Gegenden  ursprünglich  in  Laienhänden  lag  und  erst  im 
Laufe  des  9.  Jhs.  (für  St.  Gallen  nachweisbar  zuerst  829)  an  die  Klöster 
überging:  damit  waren  auch  die  zur  Abfassung  nötigen  Formelbücher  bis 
zu  dieser  Zeit  in  den  Händen  von  Laien  und  also  dem  Untergange  ge- 
weiht. Bilden  so  die  alamannischen  Formeln  nicht,  wie  die  fränkischen, 
einen  zahlreichen  Vortrab ,  sondern  nur  die  Begleitung  direkt  erhaltener 
Urkunden ,  so  zeichnen  sie  sich  doch  gegenüber  den  fränkischen  wieder 
vorteihaft  durch  den  vielseitigen  Inhalt  aus;  die  Briefformel  findet  reich- 
lichere Vertretung,  und  damit  wächst  der  kulturhistorische  und  nicht  zum 
mindesten  der  wirtschaftsgeschichtliche  Gehalt.  Z.  unterscheidet  jetzt  für 
Alamannien  auf  Grund  genauer  Forschungen  folgende  Sammlungen:  1.  For- 
mulae  Murbacenses  (Elsafs),  entstanden  774 — 79L  2.  Nur  3  Form.  Ar- 
gentinenses  aus  der  Stadt  oder  der  Umgegend  von  Strafsburg,  wohl  dem 
9.  Jh.  zuzuweisen.  3.  F.  Augienses  aus  Kloster  Reichenau,  und  zwar 
eine  Collectio  A,  unvollständig  erhalten,  unter  vielfacher  Benutzung  des  2, 
Buches  von  Markulf  ausgearbeitet,  wohl  noch  dem  8.  Jh.  angehörend;  eine 
in  doppelter  Vermehrung  erhaltene  Collectio  B,  deren  ältester  Kern  nur 
schwer  zu  datieren  sein  wird;  endlich  eine  Collectio  C,  welche  Brieffor- 
meln enthält  und  von  Z.  im  teilweisen  Gegensatz  zu  Dümmler  ^)  ebenso 
der  Zeit  des  Abts  Eriebold  (823 — 838),  wie  der  seines  Nachiolgers  Walah- 
fried  zugeschrieben  wird.  4.  F.  Sangallenses.  Unter  ihnen  sind  zunächst 
die  Formulae  Salomonis  zu  besprechen ,  welche  Dümmler  in  seiner  Aus- 
gabe derselben  der  Veranstaltung  Salomos  III. ,  Bischofs  von  Konstanz 
und  Abts  von  St.  Gallen,  bald  nach  890  zugeschrieben  hatte.  Demgegen- 
über weist  Z.  mit  Erfolg  nach,  dafs  in  dieser  Sammlung  vielmehr  4  Be- 
standteile zu  unterscheiden  seien,  deren  ältester  abgesehen  von  dem  dritten 
zeitlich  nicht  bestimmbaren  der  zweite  ist,  welcher  etwa  870 — 71  ent- 
standen und  881  vermehrt  namentlich  die  Urkundenformeln  enthält.  An 
ihn  schliefst  sich  dann  im  wesentlichen  der  vierte  Teil,  877 — 78  entstan- 
den und  bis  884  vermehrt;  am  spätesten  endlich  (885 — 887)  ist  der  erste 
Teil  zu  setzen ,  welcher  die  Diplomenformeln  enthält.  Nicht  unwahr- 
scheinlich ist  es,  dafs  schliefslich  die  vier  Teile  unter  dem  Abt- Bischof 
Salomo  IIL  kompiliert  sind ,  vielleicht  von  Notker.  Zu  diesen  Formeln, 
welchen  Z.  den  Namen  der  Salomonischen  belassen  will,  kommen  dann 
noch  einige  Zusätze;  fernerhin  St.  Galler  Formeln  aus  dem  Ende  des 
9.  Jhs.  in  einer  Rheinauer  Handschrift ;  und  endlich  5  Formeln ,  welche 
aus  dem  Ende  des  9.  Jhs.  stammen  und  bisher  zu  Unrecht  dem  berühm- 
ten Lehrer  der  St.    Galler  Klosterschule   Iso  zugeschrieben  worden   sind. 

Ergiebt  diese  Untersuchung  Z.'s  ein  reiches  Bild  der  alamannischen 
Formelbearbeitung  vom  Ende  des  8.  Jhs.  bis  zum  Schlufs  des  9.  Jhs.,  so 
scheint  sich  auch  zu  der  für  später  in  Aussicht  genommenen  Bearbeitung 

1)  Dümmler  nimmt  au,  die  Formeln  seien,  wenn  ihnen  auch  einige  ältere  Stücke 
zufjefügt  seien ,  doch  im  wesentlichen  einem  Briefbuche  WalahtVieds  entnommen ,  das  in 
sehr   rohe  Hände  gefallen  sei ;  vgl.  Neues  Archiv  f.   alt.   D.   Geschkde.   7,  4ül   ff. 
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der  bairiöchon  Formeln  ein  rüiclicrcr  Stoli  /u  liiidi  n,  als  bibher  augenom- 
incn  wurde:  in  dem  letzten  liericlit  der  Centraidirektion  der  Monumenta 
Germaniac  ')  wird  augel'iihrt,  dafs  sich  in  München  teile  in  der  Hof-  und 
kStuatsbibl.,  teils  in  der  Bibl.  d,  bist.  Ver.  f.  Oberbaiern  UruchBtücke  einer 
bibher  bo  ;j;ut  wie  unbekannten  bairischen  Formelsammlunj^  gefunden 
haben. 

Aus  späterer  Zeit  ist,  so  viel  icli  sehe,  im  J.  188;i  nur  eine  noch 
dazu  nicht  sehr  bedeutende  Formelsammlung  wenigstens  in  liegesten  pub- 
liziert worden:  ein  deutsches  Formelbuch  (Nr.  95),  dessen  sehr  mannig- 
faltige Eintragungen  im  wesentlichen  den  Jahren  1510 — 1526  angehören, 
und  dessen  Schreiber ,  vermutlich  ein  städtischer  Beamter,  ein  besonderes 
Interesse  für  den  Westen  des  heutigen  Königreichs  Sachsen  und  für  Nord- 
böhmen, speziell   für  die  Städte  Brüx ,  Zwickau  und   Colditz  verrät. 

Für  die  Bearbeitung  der  Weistümer  ist  zunächst  eine  im  Jahr  1883 
erschienene  wichtige  Zustammenstellung  zu  erwähnen,  welche  es  gestattet, 
jetzt  für  einen  gröfseren  Bezirk  Deutschlands  die  aufserordentliche  Fülle 
dieser  für  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  gleich  wichtigen  Quellen  zu 
übersehen.  Es  ist  das  im  Auftrage  der  Gesellschaft  für  rheinische  Ge- 
sehichtskunde  zur  Vorbereitung  der  mittlerweile  für  den  Süden  der  Rhein- 
provinz fest  in  Angriff  genommenen  Weistümerausgabe  zusammengestellte 
Verzeichnis  der  rheinischen  Weistümer  (Nr.  12).  Nach  der  alphabetischen 
Reilienfolge  der  Ortsnamen  sind  hier  gegen  drittehalbtausend  Weistümer 
von  1145  Orten  zusammengestellt,  darunter  auch  eine  Reihe  noch  unge- 
druckter 2);  soweit  möglich,  sind  Druckort  und  Aufbewahrungsort  der  hand- 
schriftlichen Vorlage  für  jedes  Weistum  angegeben ;  dazu  seine  Entstehungs- 
zeit,  sein  besonderer  Charakter  als  Sendw. ,  Markw. ,  Baugeding  u.  s.  w., 
endlich,  soweit  dies  thunlich  war,  seine  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimm- 
ten Oberhofe,  Von  Bedeutung  namentlich  für  den  mit  der  rheinischen 
Topographie  nicht  bis  ins  Detail  vertrauten  Forscher  ist  die  genaue  An- 
gabe der  Lage  bei  jedem  genannten  Orte  nach  Regierungsbezirk  und  Kreis, 
sowie  nach  seiner  Zugehörigkeit  zu  einem  der  kleinen  Quadrate,  in  welche 
eine  der  Zusammenstellung  beigegebene  Karte  der  Rheinprovinz  zu  diesem 
Zwecke  eingeteilt  ist.  Diese  bei  derartigen  Zusammenstellungen  durchaus 
zu  fordernde  Berücksichtigung  des  topographischen  Elements  hat  es  denn 
auch  ermöglicht,  in  einer  besonderen  Tabelle  nach  der  Reihenfolge  der 
Quadrate  im  Kartennetze  die  Orte  mit  Weistümern  je  nach  ihrer  gemein- 
samen Lage  im  gleichen  Quadrat  rekapitulierend  zu  verzeichnen.  Es  ist 
auf  diese  Weise  eine  Übersicht  über  die  lokale  Verteilung  und  Mächtig- 
keit der  Weistumsaufzeichnungen  gewonnen,  welche  abgesehen  von  ihrem 
Werte  für  die  Quellenkunde  auch  für  die  geschichtliche  Entwicklung 
selbst  sofort  verwendbare  Daten  ergiebt;  namentlich  läfst  sich  aus  ihr 
ohne  weiteres  die  Verbreitung  der  grofsgrundherrlichen  Institute  des  Mit- 
telalters übersehen,  denn  diesen  ist  die  Aufzeichnung  fast  aller  Weistümer 


1)  Abgedrackt  u.  A.   Westd.   Zs.  Bd,  3  Korrbl.  S.  75—80. 

2)  Indes  längst  nicht  alle.  So  viel  bisher  die  Untersuchung  des  hs. liehen  Materials 
für  einige  trierische  Amter  in  der  Gegend  von  Koblenz  erkennen  läfst,  umfafst  das  noch 
unbekannte  hs. liehe  Material  wol  mindestens  das  Dreifache  des  bisher  gedruckten  Stoflfes. 
Vgl.  darüber  den   letzten  Bericht   der  Ges.   f.   Rhein.   Geschkde.  (1883). 
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in  der  Rheinprovinz  zu  danken  ^).  —  Aufser  dem  Verzeichnis  der  rhei- 
nischen Weistümer  ist  in  dem  Zeitraum ,  welchem  diese  Übersicht  gilt, 
wenig  für  Dui'chforschung  und  Kritik  der  Weistümer  geschehen;  die  kleine 
Arbeit  von  S.  Meyer  (Nr.  72),  welche  einige  Lieblingsausdrücke  der 
Weistümer,  namentlich  das  Wort  Suppe  erklärt,  ist  unbedeutend.  Von 
Veröffentlichungen  bisher  unbekannter  Weistümer  erwähne  ich,  ohne  voll- 
ständig sein  zu  wollen,  folgende  :  ein  frühes  aber  freilich  kurzes  Weistum 
des  Frohnhofes  der  Abtei  Siegburg  zu  Güls  bei  Winningen  a.  d.  Mosel 
(nicht  weit  von  Koblenz)  vom  15.  Oct.  1385,  leider  nur  im  blofsen  Ab- 
druck ohne  jeden  Versuch  einer  Kommentierung  herausgg.  (Nr.  32)2); 
Bruchstücke  eines  Weistums  des  Arnsteiner  Hofs  in  Oberlahnstein 
von  1583,  mitget.  von  G.  Zülch  (Nr.  125);  10  Breisgauer  Weistümer, 
aus  dem  Karlsruher  Archiv,  herausg.  von  K.  Hartfelder  (Nr.  36);  stei- 
rische  Dorfrechte  und  Freiheiten,  herausg.  von  Lange  (No.  60);  Bruch- 
stücke aus  den  Rechten  und  Öffnungen  des  Amtes  Fraumünster  in  Zürich 
zu  dem  sog.  alten  Forst,  mitgeteilt  in  Meister  (Nr.  69)  S.  47 — 48;  end- 
lich ein  sehr  interessantes  Zeugnis  der  Gemeinde  —  nicht  eines  Hofes  — 
Sprendlingeu  bei  Kreuznach  über  die  komplizierten  Herrschaftsver- 
hältnisse des  Ortes,  vom  J.    1436,  herausg.  von    Wörner  (Nr.    118). 

Von  sonstigen  Arbeiten  über  Rechtsquellen,  welche  zugleich  der 
Wirtschaftsgeschichte  zu  Hilfe  kommen,  sei  vor  Allem  die  langerwartete, 
nun  endlich  erfolgte  Ausgabe  der  Lex  Ribuaria  und  Francorum  Chama- 
vorum  durch  So  hm  (Nr.  61)  erwähnt,  welche  den  bereinigten  Text  bietet, 
ohne  indes  in  der  Sacherklärung  und  Quellenforschung  viel  zu  geben,  was 
über  den  bisherigen  Stand  der  Forschung  hinausginge  ^).  Wichtiger  noch 
für  wirtschaftsgeschichtliche  Zwecke  ist  die  Herausgabe  späterer  landrecht- 
licher Quellen,-  in  dieser  Hinsicht  sei  hier  auf  die  aufserordentlich  i*egen 
Bestrebungen  in  Holland,  namentlich  seitens  der  Vereeniging  tot  uit- 
gave  der  brennen  van  het  oude  vaderlaudsche  recht  hinge- 
wiesen, welche  einmal  als  Zeitschrift  Vcrslagen  eu  mededeelingen ,  dann 
als    Quellenpublicationen    die    Oude    vaderlaudsche    Rechtsbronnen    heraus- 


1)  Im  Verfolg  einer  gröfsereu  Arbeit  über  die  Eutwickclung  der  deutschen  materiel- 
len Kultur  während  des  Mittelalters,  zunächst  an  Mosel  und  Mittelrlicin ,  bin  idi  dazu 
gekommen,  auf  Grund  einer  noch  weiteren,  auf  hs.lichem  Material  beruhenden  Zusainmon- 
stellung  der  Weistümer  dieser  Gegend  eine  Karte  der  Verbreitungsmäditigkeit  der  Weis- 
tümer aufzunehmen  und  dieselbe  mit  einer  Karte  der  relativen  \'erbreitung  der  Hurgen 
zu  kombinieren:  beides  zur  Übersiclit  der  Verbreitung  des  grundlierrlichen  Eigentums  im 
Mittelalter.  Mit  Erlaubnis  des  Verlegers  Alplions  Dürr  füge  ich  diese  Karte  ilen 
obigen  Ausführungen  bei,  indem  ich  bemerke,  dafs  die  volle  farbige  Ausfüllung  je  einer 
Hälfte  der  Karteniiuadrate  einen  Reichtum  von  14  Weistümeni  bzw.  Hurgen  für  den 
Umfang  des  Quadrates  iuvolvi(!rt,  und  (lementsi)rechend  eine  relativ  geringere  Ausfülhmg 
auf  eine  relativ  geringere  Anzalil   von   Weistümern   bzw.    Hurgen  zurückgeht. 

2)  Weitere  Gülser  Weistümer  sind  bis  jetzt  noch  nicht  bekannt  wol  aber  Wiuninger ; 
l)ei  Grimm   2,  501    u.  503,  von   1424  und   1507. 

3)  Vgl.  vor  Allem  S  o  li  m  ,  Über  die  Entstehung  der  Lex  Uibuaria,  in  der  Zs.  für 
Rechtsgesch.  5,  380  Ü'.;  und  für  die  Lex  Chamav.  Seil  rode  r  in  Sybels  Zs.  43,  1  -G6 
und  in  der  Zs.  der  Savigny-Stiftung  Germ.  Abt.  2,  1 — 82,  sowie  meine  Untersuchungen 
in  der  Zs.  des  Aachener  Geschichtsvereins  Hd.  4  (auch  gesondert  erschienen) ,  und  in 
Raumer-Maurenbrechers  Taschenbuch  VI,   2,  43   If. 
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}»ioht').  Auch  in  Bolf^icn  hat  <liu  (JoulurncBibrBchuiig  die  alte  licgsamkeit 
howahrt,  <hm  Jalir  IHH'.i  hat  für  iiriKcrc  KixifiidUcn  Zwccko  die  schöne  Ein- 
leitung von  Haider  zu  den  CoutumcB  du  pays  rlu  Hainaut  (Nr.  ;}3)  ge- 
bracht'^). In  Deutschlaiul  dagegen  int  ni.  Wissens  die  Forschung  in  die- 
ser Jticlitung,  abgesehen  von  der  immer  intensiveren  Untersuchung  der 
Sachsen-  und  SchwabenH])iegellitteratur,  weniger  thütig  gewesen;  ich  ver- 
mag von  gröfseren  Arbeiten  nur  die  Ausgabe  der  llechtsquellen  von  Luzern 
durch  T  h.  von  L  i  c  b  e  n  a  u  (Nr.  62)  zu  erwälinen.  Über  die  eigentlichen 
Keclitsiiuellen  hinaus  enthalten  naiiirlich  die  Ur  k  u  n  d  en  b  ü  cJi  e  r  den 
ausge(hlintesten  wirtschat'tsgeschiclitlichen  Stoff;  doch  ist  es  unmöglich,  auf 
dem  liier  verfügbaren  Raum  die  Fortschritte  der  territorialen  l'rkunden- 
edition  zu  verfolgen.  Nur  im  allgemeinen  mag  festgestellt  werden,  dafs 
dieselbe  sich  immer  mehr  auch  der  späteren  Zeit  des  Mittelalters  annimmt 
und  damit  eine  für  die  Wirtschaftsgeschichte  sehr  fühlbare  Lücke  auszu- 
füllen beginnt:  die  älteren  Urkundenbücher  beschränken  sich  gegenüber 
dem  enormen  Material  dieser  Zeit  meist  auf  eine  Auslese,  welche  ent- 
s])rcchend  der  hist,orisch(^n  Anschauungsweite  der  dreifsiger  bis  sechziger 
,Iahr(!  unseres  Jahrhunderts  die  Rücksicht  auf  die  Entwickelung  der  Wirt- 
schaft und   Verwaltung  zumeist  aufser  Acht  läfst. 

'J.  l'rivalioirtsc/iafl.  Für  die  Herausgabe  der  Quellen  wie  die  Be- 
arbeitung der  Geschichte  der  Privatwirtschaft  gelten  auch  heute  noch 
voll  die  in  meinem  ersten  Berichte  erhobenen  Klagen  •').  Inventarien 
herauszugeben ,  gilt  der  historischeu  Wissenschaft  vielfach  immer  noch 
als  Spielerei,  während  gerade  hier  einmal  die  durchdringende  systematische 
Bearbeitung  und  Veröffentlichuug  irgend  einer  Gruppe  des  reichen  vor- 
haudeueu   Stoffs  am   Platze  wäre  *).      Es  sei  in  dieser  Hinsicht  wiederholt 


1)  Im  Einzelnen  seien  erwähnt:  S.  J.  Fockema-Andreae.  Overzicht  van  Oud- 
Nederlandsche  rechtsbronnen ,  Haarlem  1881,  68  SS.;  und  weiterhin  die  Ausgaben  des 
Rechtbboeks  van  den  Briel  von  Priiin,  der  Rechtsbronnen  der  stad  Zutphen  von  Pijn- 
acker-Hordijk,  der  Oudste  recliten  der  stad  Dordrecht  von  Fruin.  des  Oud  Frie- 
schen stadrechts  von  Telting,  der  Utreclitschen  rechtsbronnen  von  S.  Muller  Fz., 
ferner  des  Markeregts  van  Albergen  (Z wolle,  Tijl,  1883),  des  Dijkregts  van  Cellemuiden, 
des  Dijkregts  van  Ysselham,  des  Stadregts  van  Goor  (ebd.).  Man  vgl.  für  1883  auch 
noch  S.  Gratama,  Eene  bijdrage  tot  de  rechtsgeschiedenis  van  Drenthe,  und  A.  Mid- 
dendorp,  Oorsprong  gebruik  en  beheer  der  Steenwijker  meenthen. 

2)  Nebenher  sei  hier  auch  noch  ,  als  für  Deutschland  teilweis  in  Betracht  kommend, 
die  ausführliche  neuerdings  erschienene  Geschichte  und  Erklärung  der  Loi  de  Beauraont 
erwähnt:  Bonvalot,  La  loi  de  Beaumont,  Paris  et  Nancy;  15  frs.  Von  den  Stadt- 
coutumes  ist  erschienen  Gilliodts-Van-Severen,  Coutumes  du  bourg  de  Bruges, 
Tome   1  w.  2 ,   Bruxelles ,   Fr.   Gobbaerts. 

3)  Die  heutige  Privatwirtschaft  der  landarbeitenden  Bevölkerung  hat  tür  eine  be- 
stimmte Gegend  in  dem  Buche  Schnapper-Arndts,  Fünf  Dorfgemeinden  auf  dem 
hohen  Taunus  (Nr.  97),  eine  klassische.  Bearbeitung  gefunden.  Die  eingehende  und  liebe- 
volle Darstellung  wird  vor  allem  steis  eine  der  wertvollsten  Quellen  zur  Kenntnis  der 
heutigen  klein-agrarischen   Verhältnisse  bleiben. 

4)  Alte  Handschriftenkataloge  sind  allerdings  mittlerweile  hoffähig  geworden.  Aber 
bezeichnend  genug:  ein  klassischer  Philologe  hat  sie  bearbeitet:  Catalogi  bibliothecarum 
antiqui,  colleg'jt  G.  Becker,  Bonn,  Cohen  1885.  Diese  schöne  Sammlung  enthält  alle 
bisher  bekannten  mittelalterlichen  Bibliothekskataloge  bis  zum  13.  Jahrhundert  in  chro- 
nologischer Reihenfolge,  sowie  einen  Catalogus  catalogorum  posterioris  aetatis,  nebst  um- 
fangreielien  Registern.  Schon  die  letzteren  zeigen  ,  welche  aufserordentliche  Fundgrube 
sich  für  mittelalterliche  Kulturgeschichte    in    diesen    an    sich  unscheinbaren  Dokumenten 
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auf  das  Beispiel  der  Franzosen  hingewiesen.  Im  Übrigen  verzeichne  ich 
mit  Kesignation  als  Jahresausbeute  die  Ausgabe  eines  Inventars  durch 
Wastler  (Nr.  112)  und  weiterhin  die  Edition  eines  in  der  Zeit  der 
französischen  Republik  gefertigten  Inventars  des  Klosters  Eppinghoven  bei 
Neuss  (Nr.  20).  —  Etwas  besser  wie  mit  der  Inventarieuedition  steht  es 
mit  der  Bearbeitung  der  Rechnungen.  Zwar  ist  hier  trotz  einzelner  vor- 
züglicher Beispiele,  z.  B.  der  Koppmanuschen  Hamburger  Kämmereirech- 
nungen (Hoeniger  Nr.  46) ,  ein  gemeinsamer  Editionsstil  noch  nicht  ge- 
funden, so  dafs  die  Vergleichung  der  Resultate  verschiedener  Rechnungen 
oft  nur  schwierig  zu  bewerkstelligen  ist  und  bisweilen  unmöglich  er- 
scheint: aber  es  wird  doch  publiziert.  So  sind  im  J.  1883  aufser  den 
eigentlichen  von  Hoeniger  verzeichneten  Stadtrechnungen  und  Verwand- 
tem ^)  herausgegeben  worden:  eine  Kriegskostenrechnung  der  Stadt  Zü- 
rich im  ersten  Vilmerger  Krieg  (Nr.  41);  Rechnungen  des  Kellners  Joh. 
Hirssfelt  im  Schlofs  Lahnstein  von  1444 — 1446,  hrsgeg.  von  Zülch 
(Nr.  124);  eine  Peter  SchöfFer  und  Konrad  Henekes  betr.  Mainzer  Buch- 
druckereirechnung von  1480,  hrsg.  von  Schenk  zu  Schweiusberg  (Nr.  93);. 
endlich  das  schon  von  Hoeniger  unter  Nr.  61  verzeichnete  Rechnungs- 
buch des  Hans  Hundt,  1493 — 1494.  Von  diesen  Publikationen  bieten 
das  meiste  Interesse  wohl  die  Lahnsteiner  Rechnungen,  namentlich  des- 
halb, weil  sie  Angaben  über  die  gewöhnlichsten  Lebensbedürfnisse  unter 
sich  gleichbleibenden  Verhältnissen  durch  mehrere  .Jahre  hin  umfassen 
und  zwanzig  Jahre  später  durch  die  von  Menzel  edierte  Lahnsteiner 
Zollrechnung  von  1464 — 65  ^)  ihrem  Inhalte  nach  wieder  aufgenommen 
werden.  Aber  leider  hat  der  Herausgeber  nur  die  ersten  Rechnungen 
in  extenso  abgedruckt ;  später  giebt  er  nur  die  durch  Seltenheit  besonders 
hervorstechenden  Posten  und  läfst  die  gerade  wirtschaftsgeschichtlich  in- 
teressierenden regulären  Preise  wegfallen !  —  Recht  interessante  urkund- 
liche Beiträge  zur  Geschichte  des  Luxus  endlich  liefern  die  4  Aufzeich- 
nungen, welche  Alb  recht  in  seiner  Arbeit  über  deutsche  Könige  und 
Kaiser  in  Colmar  über  den  Einritt  Friedrichs  III.  1442  und  1473,  Ma- 
ximilians 1492  und  Ferdinands  I.  1562  (Nr.  2)  publiziert  hat.  Diese 
kurzen  Berichte  sind  um  so  wertvoller,  als  sie  von  A.  in  jeder  Beziehung 
gründlich  kommentiert  und  namentlich  aus  den  Colmarer  Kaufhausbü- 
chern 3)  mit  fortlaufenden   Rechnungsbelegen  versehen  worden  sind. 

Für  die  Geschichte  des  Luxus  *)  selbst  bietet  die  Arbeit  von  C.Bartsch 
über  die  sächsischen  Kleiderordnungen  von  1450  bis  1750  (Nr.  3  bei  Hoe- 
niger) ■'')   eine  Fülle  interessanten   Materials  und  auch  eine   Anzahl  gröfse- 


erschliefst,    wenn    sie    nur  umfassend  gesammelt  sind.     Den    gleichen  Erfolg  würilc  eine 
Inventariensammlung,   speziell  auch  wirtschaftsgeschiclitlich,  aufweisen. 

1)  Hoeniger  S.   589. 

2)  Picks  Monatsschrift  für  die  Geschichte  Westdeutschlands  Bd.   6. 

3)  Die  Colmarer  Kaufhh  enthalten  die  Stadtrechnungcn ;  sie  sind  im  dortigen  Stadt- 
archiv mit  sehr  geringen  Lücken  von  1392  bis  1582  erhalten  und  schon  von  Hanauer 
in   seinen  vortrefflichen   Etudcs  cicononiiques   ausgiebig  benutzt  worden. 

4)  Einzelheiten  schon   bei   Hoeniger   S.  590. 

5)  Eine  ergänzende,  die  Hauptausführungen  der  gröfseren  Arbeit  wiederliolende 
Skizze  von  Bartsch  handelt  über  die  sächsischen  Klciderordnungon  unter  Hezugnahnie 
auf  Freiberger  Verhältnisse  (Mitteilungen  vom  Freiberger  Altertumsver.  Heft  20  [1883]. 
S.   1—45), 
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rer  Gesichtspunkte.  Die  Kleiderordnungon ,  welche  B.  der  Erörterung 
untev/inlit,  sind  iiborwi(!geiid  teil«  fiirHlliche  und  teils  städtische;  nur 
nebenher  kommen  solche  kleinerer  weltlicher  und  geistlicher  Herreu,  so- 
wie der  Universitäteu  in  Betracht,  weil  die  ersteren  ,  überhaupt  seltener, 
sich  auf  den  Luxus  der  kleineren  Städte  und  der  Dörfer  beziehen,  die 
letzteren  aber  nur  einer  sehr  kurzen  Periode  —  der  Wend(;  des  16.  und 
IC).  Jal)rhunderts  —  angehören  und  sich  zudem  nicht  auf  das  schöne 
Geschlecht  bezielien ,  dem  natiirli(;h  der  Löwenanteil  an  den  Hestimmun- 
gen  und  Verboten  zufällt.  Die  älteste  Gesetzgebung  gegen  Kleiderluxus 
geliört  den  Städten  an  —  hier  findet  sich  schon  im  Zittauer  Stadtrecht 
von  1353  eine  einschlägige  Bestimmung  —  während  die  ersten  umfängli- 
cheren Landesordnungen  in  Sachsen  erst  mit  dem  J,  1482  einsetzen.  Gehört 
somit  das  älteste  Interesse  den  städtischen  Ordnungen,  so  tritt  doch  spä- 
ter die  Landesgesetzgebung  mehr  in  den  Vordergrund,  schon  deshalb,  weil 
mindestens  seit  Beginn  des  16.  Jahrh.  die  städtischen  Ordnungen  der 
landesherrlichen  Bestätigung  bedurften.  Der  Anzahl  nach  wachsen  die 
Kleiderordnungeu  stark  gegen  Ende  des  15.  Jahrh.  und  nehmen  dann  in 
der  eigentlichen  Keformationszeit  (1520 — 1540)  sehr  ab,  um  nun  von 
Neuem  bis  gegen  Schlufs  des  17.  Jahrh.  zu  einer  bisher  nicht  erhörten 
Masse  anzuschwellen;  schliefslich  tritt  bis  gegen  Mitte  des  18.  Jahrh. 
ein  Verfall  ein,  doch  bleiben  einzelne  Ordnungen  lokal  (in  den  Lausitzen 
und  im  Erzgebirge)  noch  nahezu  bis  gegen  Schlufs  des  18.  Jahrh.  in 
Kraft  ').  Ergiebt  sich  schon  aus  dieser  Thatsache  des  Au-  und  Ab- 
schwellens  in  sehr  charakteristisch  umgrenzten  Zeitläuften  als  oberstes 
Motiv  für  die  Kleiderordnungen,  von  moralischen  und  religiösen  Gesichts- 
punkten aus  dem  Überflufs  und  der  Unanständigkeit  in  der  Kleidung  zu 
steuern,  so  lassen  sich  auch  diese  Beweggründe  direkt  in  den  Eiuleitungs- 
sätzen  fast  aller  Kleiderordnungen  verfolgen.  Aber  neben  diesen  Beweg- 
gründen stehen  andere,  zeitlich  wechselnde,  bald  mehr,  bald  minder  be- 
tonte Motive,  welche  einer  besonderen  Aufmerksamkeit  wert  sind.  Wäh- 
rend es  noch  im  15.  Jahrh.  die  Unanständigkeit  ist,  gegen  die  besonders 
geeifert  wird,  kommt  mit  dem  16.  Jahrh.  die  Erwägung  hinzu,  man  müsse 
durch  Beschränkung  des  Luxus  die  Arbeitslöhne  und  Lebensmittelpreise 
mildern;  und  dieser  Gedanke  setzt  sich  dann  im  17.  und  18.  Jahrh.  in 
das  Fiskalische  um :  man  sucht  durch  Luxusverbote  die  Steuerkraft  des 
Volkes  zu  heben,  die  Industrio  zu  beleben,  den  Eigenhandel  zu  erweitern, 
das  Geld  im  Lande  zu  behalten.  Entsprechen  diese  Motive  der  herr- 
schenden volkswirtschaftlichen  Theorie,  so  wird  nebenher  seit  dem  Ein- 
dringen der  spanischen  Tracht  in  der  2.  Hälfte  des  16.  Jahrh.,  der  fran- 
zösischen Mode  um  die  Mitte  des  17.  Jahrh.  der  nationale  Ton  angeschla- 
gen; vereint  mit  Dichtern,  wie  Moscherosch  Logau  und  Weisse  kämpft 
man  für  die  alte  ehrsame  deutsche  Tracht ,  wobei  es  natürlich  nichts 
verschlägt,  dafs  die  gegen  das  Eindringen  der  französischen  Mode  ver- 
teidigte Tracht  die  unter  geringer  eigenständiger  Weiterbildung  recipierte 
spanische  Mode  ist.  Neben  den  bisher  genannten  Motiven  endlich  steht 
noch  ein  weiterer ,  von  B.  m.  E.  nicht  genug  betonter  Beweggrund  :    bei 


1)  Bartsch  im  II.  Programm  S.  49  Note. 
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dem  unter  der  Entwicklung  der  neuen  bürgerlichen  Gesellschaft  sich  seit 
dem  16.  Jahrh.  vollziehenden  Ausgleich  der  alten  Standesunterschiede 
versuchten  die  historisch  höchststehenden  sozialen  Schichten  —  Hof, 
Adel,  höheres  Beamtentum,  Gelehrte  —  sich  wenigstens  noch  äufserlich 
durch  das  Privilegium  einer  besonderen  Tracht  von  den  mittlerweile  der 
Bildung  nach  mündig,  der  Kaufkraft  nach  fast  ebenbürtig  gewordeneu 
mittleren  Ständen  abzuheben.  Diese  Tendenz  führte  je  länger  je  mehr 
zu  einer  bis  ins  Lächerliche  gehenden  Spezialisierung  der  Kleiderverbote 
für  gewisse  Stände,  deren  Zahl  stets  vergröfsert  wurde  :  unterschied  mau 
ursprünglich  in  den  Kleiderordnungen  nur  3  Stände  (die  alten:  Bauer, 
Bürger,  Adel),  so  treten  bald  7  und  mehr  Stände  auf.  Natürlich  muss- 
ten  die  Verbote,  je  mehr  Kategorien  man  schied,  um  so  detaillierter  wer- 
den:  schon  in  der  1.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  konnte  man  die  Stände  allein 
nach  der  Art  der  Spitzen ,  die  ihnen  zu  tragen  verstattet  waren ,  unter- 
scheiden — ;  und  die  Folge  dieser  Detaillierung  war  der  notwendige  Ver- 
fall der  ganzen  Gesetzgebung  ins  Kleinliche  und  Alberne  und  ihr  völliger 
Miskredit  beim  Publikum,  das  sie  zuerst  durch  Zahlung  der  Strafen  im 
Sinne  einer  Luxussteuer  umging  und  bald  überhaupt  nicht  mehr  beach- 
tete. Wie  Lauremberg  schon  früh  in  seinem  Scherzgedicht  Von  almodi- 
scher  Klederdracht  sagt: 

De  löfiiike  Kleder-Ordinantz 
Wert  geholden  wedder  halff  noch  gantz ; 
Der  bogen  Avericheit  Mandaten 
Achtet  man  als  Scholappen  up  der  Straten. 
Dieser  klägliche  Verfall  der  Kleiderluxusgesetzgebung  endete  schliefslich 
mit  vollem  Untergang,  als  sich  mit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  unter  dem 
Aufschwung  kosmopolitischer  Denkweise  die  völlige  Auflösung  der  alten 
Stände  sichtbar  vorzubereiten  begann.  Soviel  über  die  allgemeinen  Ge- 
sichtspunkte, welche  sich  vornehmlich  aus  der  Geschichte  der  sächsischen 
Kleiderordnungen  ergeben:  für  das  reiche  Detail  zur  Geschichte  der  all- 
gemeinen Sittlichkeit,  der  Tracht,  der  Textilindustrie,  welche  sich  aus 
B.'s  Mitteilungen  ergeben ,  mufs  ich  auf  diesen  selbst  verweisen.  —  In 
Anschlufs  an  die  Untersuchungen  B.'s  sei  endlich  hier  noch  kurz  auf 
einige  kleinere  Arbeiten  aufmerksam  gemacht ,  so  auf  die  Arbeit  H  e  y  - 
denreichs  über  sächsisches,  speziell  Freiberger  Wirtshausleben  (Nr.  4o), 
welche  nach  Ort,  Zeit  und  Thema  B.'s  Erörterungen  mehrfach  ergänzt;  fer- 
ner auf  eine  Arbeit  Ehrle's  (Nr.  18),  welche  nach  Stadt-  und  Zunftord- 
nungen vornehmlich  der  Stadt  Konstanz  das  feinere  Haus  der  Eenaissance 
speziell  in  seinen  wohnlichen  und  sanitären,  weniger  seineu  eigentlich  ar- 
chitektonischen Einrichtungen  schildert;  und  endlich  auf  die  Beschreibung 
des  Schlosses  Heiligenberg  in  Schwaben  durch  Martin  (Nr.  66),  in  wel- 
cher durch  eingestreute  Rechnungsauszüge  und  sonstige  Dokumente  zu- 
gleich ein  Bild  des  fürstenbergischen  Hofhalts  im  16.  Jahrh.  gegeben 
wird  1). 

1)  Man  gestatte  hier  noch  einen  Hinweis  auf  das  1881  bej^onnene,  1883  vollendete 
Reallexikou  der  Deutschen  Altertümer  von  E.  Götzinger  (Leipzig,  W.  Urban),  welches, 
das  erste  derartige  Unternehmen ,  zwar  namentlich  nach  den  von  germanistischer  Seite 
geltend  gemachten  Urteilen  nicht  allen  zu  stellenden  Anforderungen  genügt,  aber  immer- 

N.  F.  Bd.  IX.  y 
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.7.  lU'sicilliin<:;  und  Ijuiilcsknlhir.  An  t-rsler  Stelle  sei  hier  die  sehr 
bemerkeiiHwertu  Arbeit  orwühnt,  welche  Den  man  W.  Kobs  über  Be- 
siedlung und  Ausbau  in  Deutschland»)  unter  dem  Titel  The  early  history 
of  land-holding  among  the  (iermans  (Nr.  88)  geliefert  hat.  Ich  trage 
hier  zunächst  ihr  System  kurz  vor  unter  dem  vorlierigen  Bemerken,  dal's 
B.'b  Buch  mit  grofser  Gelehrsamkeit  und  unter  guter  Kenntnis  der  deut- 
schen Litteratur  geschrieben  ist,  indes  die  Eigentümlichkeit  aufweist,  die 
Quellenzeugnisso  etwa  des  ersten  Jahrtausends  unserer  Geschichte  fast 
ausnahmslos  promiscuo  und  unter  bisweilen  recht  sonderbarer  Interpreta- 
tion zu  benutzen  *).  K.  geht  von  den  Einzelhöfen  aus:  sie  sind  nach 
ihm  die  alleinige  und  ursprüngliche  klassische  Ansiedlung  der  freien  Ger- 
manen. Ein  wirtschaftlicher  Verband  auf  Grund  eines  Gemeinbesitzes 
existiert  zwisclieu  den  freien  und  stets  im  Besitz  einer  grofsen  Anzalil 
von  Unfreien  und  Minderfroien  gedachten  Hofbesitzern  nicht.  Diese  Hof- 
besitzer sind  alle  wohlhabend,  wenn  auch  in  verschiedenem  Mafse ;  ihr 
Reichtum  besteht  ursprünglicli  fast  nur  in  Heerden,  und  ihr  Besitz  reicht, 
soweit  ihr  Vieh  weidet.  Der  Regel  nach  in  gewisser  Entfernung  vom 
Hofe  zu  denken  befinden  sich  die  Ansicdluugen  der  dem  Hofbesitzer  hö- 
rigen Unfreien  und  Minderfreien:  für  sie  gilt  durchweg  die  Dorfform, 
ferner  die  embryonale  Hufenverfassuug,  die  Elurverfassung  nach  Gewann- 
bzw. Lagemorgeusystem,  die  Feldgraswirtschaft,  kurz  alle  in  die  Vulgata 
der  neueren  Forschung  aufgenommenen  Merkmale  der  Caesarisch  -  Taci- 
teischeu  Agrarverfassuug,  Der  HofTjesitzer  ist  an  dieser  Besiedlung  direkt 
höchstens  mit  dem  mausus  indominicatus  beteiligt.  Allein  der  Hof  ent- 
wickelt sich  weiter:  aus  der  Hoffamilie  entsteht  ein  Hofgeschlecht;  die 
Söhne,  welche  vielleicht  eine  Anzahl  von  Generationen  hintereinander 
zur  Neugründung  von  Höfen  ausgezogen  waren,  bleiben  schliefslich  bei 
beginnender  Landkuappheit  im  Hofe:  aus  dem  Einzelhof  erwächst  eine 
gröfsere  Ansiedlung,  die  —  Gehöferschaft  3),  das  freie  Dorf.  Mit  diesem 
wirtschaftlichen  Vorgang  erweitert  sich  das  Erbrecht;  galt  es  bisher  nur 
an  Unfreien  und  Heerden ,  so  entwickelt  es  sich  nun  am  Land.  Jedoch 
nur  am  Ackerland  :  ungeteilt  bleiben  Weide  und  Wald,  hier  werden  nur 
die  Nutzungsrechte  geregelt.  So  entstellt  hier  ein  Gemeinbesitz  nicht  auf 
kommunistischer,  sondern  individualistischer  Grundlage,  ein  holding  in 
common,  aber  kein  communistic  holding:  the  German  family  and  the  clan 
which  grew  out  of  it  was  not,  properly  speaking,  a  landowning  Corpora- 
tion, it  was  simply  a  group  of  heirs ,  with  a  partly  divided  ,  partly  un- 
divided  inheritence    in  the  land    and  the  things    on    the  land  ^).     Jedoch 

hin  als  Anfang  zu  einer  lexikalisch-systematischen  Bearbeitung  der  Altertümer    des  deut- 
schen Mittelalters  Beachtung  verdient. 

1)  Das  Buch  enthält  allerdings  am  Schlufs  noch  einige  weitergehende  Ausführungen 
über  den  Unterschied  von  echtem  Eigen  und  Lehn  ,  die  Entwickelung  des  Erstgeburts- 
rechts u.  s.  w.,  indes  gehören  diese  nicht  eigentlich  mehr  zum  Thema:  sie  bilden  den 
Übergang  zur  Schilderung  der  Agrarverhältnisse  in  der  Zeit  des  Lehnswesens,  ,a  very 
large  and  a  very  difficult  subject,  wie  R.  sagt,  into  which  we  will  not  now  enter'. 

2)  Einzelne  Beispiele  hierfür  in  der  schönen  Eecension  E  r  h  a  r  d  t  's  ,  Sybels  bist. 
Zeitschrift  N.  F.  15,  495—498. 

3)  S.  27.  Doch  hat  bei  R.  das  Wort  Gehöferschaft  auch  noch  die  uns  geläufige 
Bedeutung. 

4)  S.  46. 
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entwickelte  sich  schliefslich  doch,  frühestens  im  11.  Jahrh. ,  a\if  Grund 
des  holding  in  common  eine  kommunistische  Anschauung  der  Gemein- 
heiten. Denn  wenn  der  leitende  Gedanke  für  die  Entwicklung  des  Land- 
eigentums in  den  Gehöferschaftsdörfern  ursprünglich  der  genealogische 
war,  so  verflüchtigt  er  sich  doch  bald  zu  dem  Vizinalrecht  der  Lex  Salica 
nnd  macht  seitdem  den  weiteren ,  allgemein  bekannten  Prozefs  bis  zum 
blofsen  Einspruchsrecht  der  Nachbarn  und  nächsten  Erben  durch,  um 
schliefslich  ganz  zu  schwinden  und  jeden  Gedanken  an  einen  anderen, 
als  den  Gemeinheitsverband  der  Dorfgenossen  auszuschliefsen.  Diese 
Verflüchtigung  des  genealogischen  Zusammenhangs  wurde  herbeigeführt 
durch  Zulassung  der  Weibererbfolge  in  Grund  und  Boden,  durch  den  von 
E.  besonders  betonten  Vorgang  häufiger  Adoptionen  nach  dem  Recht  des 
affatomire,  durch  Landverleihungen  an  Fremde,  endlich  durch  Besitzerwerb 
seitens  Fremder  auf  dem  Wege  des  aufkommenden  Ersitzungsrechtes  i). 
So  tritt  der  Verfall  des  alten  Geschlechtsdorfes  ein.  Indes  —  wohl 
mittlerweile,  E.  giebt  auch  hier,  wie  sonst,  nie  eine  auch  nur  relative 
Zeitbestimmung  —  waren  neue  Dörfer  als  Kolonien  freier,  aber  nicht 
gerade  reicher  Leute  entstanden :  sie  wurden  korporativ  auf  Grund  des 
nun  bekannten  Nachbarrechtes,  aber  im  übrigen  in  wirtschaftlicher  Ana- 
logie zu  den  alten  unfreien  Dörfern  gegründet :  also  Hufen  Verfassung, 
deren  Halt  E.  bis  in  aufserordentlich  späte  Zeiten  zu  erweisen  sucht,  und 
Flurverfassung  wie  oben.  Hinsichtlich  der  Eigentumsverhältnisse  gilt  für 
die  neuen  freien  Hüfner  die  Eotation  der  Äcker,  aber  auch  sie  involviert 
keinen  Kommunismus :  it  was  only  an  expedient  to  prevent  disputes  and 
fighting ;  the  object  was  to  reconcile  rights  to  equal  shares  with  shares 
which  could  not  be  equalized  *).  Natürlich  begründet  auch  hier  Gemein- 
eigentum an  Wald  und  Weide  keinen  Kommunismus.  Soweit  E.  Läfst 
sich  dem  R.'schen  System,  wenige  das  Ganze  nicht  zu  stark  berührende 
Behauptungen  ausgenommen ,  eine  strenge  Folgerichtigkeit  nicht  abspre- 
chen —  unklar  bleibt  freilich  besonders  das  Verhältnis  zwischen  den 
alten  Höfen  und  den  Dörfern  der  Unfreien  — ,  so  darf  man  sich  doch 
vor  Allem  fragen,  ob  E.  wohl  sein  System  unter  genauerer  Kenntnis  der 
deutschen  Verfassungsgeschichte  aufgestellt  haben  würde  ?  ob  er  ferner 
im  Besitz  einer  systematischeren  Quellenkunde  jemals  zu  seiner  Art  der 
Quellenbenutzung  und  Quelleninterpretation  gelangt  wäre  ?  Jedoch  so  Vie- 
les man  an  E.'s  Aufstellungen  unhaltbar  finden  mag,  so  empfehlenswert 
ist  ihre  Lektüre  im  Detail :  es  finden  sich  viele  gute  Einzelgedanken, 
und  auch  im  Ganzen  ist  namentlich  die  Polemik  gegen  die  Annahme  eines 
germanischen  Agrarkommunismus  statt  Agrarkollektivismus  glänzend  durch- 
geführt. 

Wie  sich  E.  gegenüber  den  deutschen  Forschungen  überhaupt  sehr 
frei  hinstellt,  so  thut  er  es  namentlich  in  der  Frage  der  Gehöferschaften^); 
mit  Eecht  behauptet  er,  dafs  gar  kein  berechtigter  Anlafs  vorliege,  aus  Er- 
scheinungen der  Gegenwart,  deren  historische  Wurzel  wir  noch  nicht  genügend 

1)  S.  66.  67. 

2)  S.  83. 

3)  Dies  Wort  hier  in  unserm  Sinn  und  nicht  in  der  besonderen  oben  erTvähnten  Auf- 
fassung li.s  angewandt.     Vgl.  Koss  S.  24Ü  — 241,  Note  206. 
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kennen,  auch  nur  einen  Analof^icschlufs  auf  die  Urzeit  unscrcB  Volkes  zu 
machen ;  und  er  formuliert  den  Stand  der  Gehöfersehaftöfrago  richtig  mit 
der  Bemerkung ,  dafs  wir  noch  nicht  einmal  wiesen ,  ob  die  Gehöf erschaf't 
ein  Produkt  freiheitlicher  oder  grundherrlicher  Entwicklung  sei.  Wird 
man  diesen  Standpunkt  namentlich  gegenüber  der  ersten  Hälfte  des  Schrö- 
derschen  Aufsatzes  (Nr.  99)  betonen  müssen,  der  wiederum  Gehöferschaft  und 
Agrarsystera  der  Urzeit  zusammenbringt,  so  beanspruchen  die  Ausführungen 
von  S.  über  das  Bodenregal  in  ihrer  knappen  und  stringenten  Fassung  um  so 
mehr  Beachtung.  Das  Bodenregal  sieht  S.,  obgleich  er  zugesteht,  dafs  sich 
ein  fester  Beweis  für  seine  Existenz  zur  Frankenzeit  nicht  führen  lasse,  doch 
mit  Recht  als  ein  Produkt  der  merowingischen  Eroberungszeit  an^);  und  er 
findet  seine  Trümmer  wieder  in  dem  Keichskirchenrecht  (Ptegalien-Spolien- 
recht)  des  früheren  Mittelalters,  in  dem  bis  Mitte  des  11.  Jhs,  noch  unum- 
schränkten Forstregal,  endlich  im  Berg-  und  Salzregal  sowie  im  Strafsen- 
(Verkehrs-)regal  des  mittelalterlichen  Königtums.  Auch  sieht  er  die  bedeut- 
samste Konsequenz  des  Bodenregals  schon  für  die  fränkische  Zeit  in  der 
unbeschränkten  Verfügungsfreiheit  des  Königs  über  alles  Nichtkulturland 
und  alles  eroberte  Gebiet  entwickelt.  Grade  der  Gebrauch,  welchen  die 
Könige  von  dieser  Verfügungsfreiheit  machten,  ist  nun  für  Besiedlung  und 
Ausbau  des  deutschen  Landes  von  besonderem  Interesse.  Nach  S.  erfolg- 
ten die  Landeinräumungen  in  doppelter  Weise,  entweder  an  mehrere  (Ge- 
nossen) nach  Nachbarrecht,  oder  an  einzelne  nach  Herrenrecht.  Im  er- 
steren  Falle  entstanden  Gemeinden  in  strenger  Feldgemeinschaft  zu  freiem 
Eigen ;  nur  für  die  Almende  behielt  sich  der  König  Obereigentum  vor, 
welches  in  einem  Weide-  und  Wald-(Schweinemast-)zins  der  Angesiedelten 
zum  Ausdruck  kam.  Im  Ansiedlungsfall  zu  Herrenrecht  dagegen  entstan- 
den geschlossene  Gutsbezirke  (Salhöfe),  d.  h.  von  jeder  bisherigen  agrari- 
schen Entwicklung  grundverschiedene  Institute  2):  abgabenfrei,  weil  fiska- 
lisch, anfangs  nur  auf  die  männlichen  Descendenten  des  Erwerbers  ver- 
erblich und  mannigfachen  Beschränkungen  des  Eigentumsrechts  durch  die 
Krone  unterliegend.  Allein  allmählich  traten  die  auf  dem  Salland  zu 
Gunsten  des  Königtums  ruhenden  Lasten  zurück,  seine  Vorteile  überwogen : 
die  Besitzer  des  Sallandes  wurden  echte  Eigentümer  eines  privilegirten 
Besitzes,  das  königliche  Bodenregal  wurde  ihnen  gegenüber  illusorisch  und 
hielt  sich  nur  noch  gegenüber  dem  Kirchenbesitz  und  den  grofsen  unter 
besonderer  Betonung  der  Eegalität  eingeforsteten  Waldwüsten.  Aber  in 
diesen  Waldwüsten  entwickelte  sich  bis    zur  Aufnahme  der  grossen  Kolo- 


1)  Sollte  es  sich  nicht,  abgesehen  von  seiner  Entwicklung  auf  erobertem  Boden  kraft 
der  eigentümlich  privatrechtlichen  Anschauung  der  Zeitgenossen  von  der  Agglomeration 
des  Frankenreichs,  auch  für  das  fränkische  Heimatsland  aus  dem  früheren  Souveränetäts- 
begriff  der  civitas  haben  entwickeln  können?  Zur  cäsarischen  Zeit  befindet  sich  die  Ci- 
vitas  im  Staats  -  wie  privatrechtlichen  Eigentum  des  von  ihr  innegehabten  Grund  und 
Bodens ;  nach  Tacitus  hat  sie  noch  ein  privatrechtlich  gedachtes  Obereigentum ,  das  in 
der  Verfügungsfreiheit  des  Konziliums  zum  Ausdruck  kommt.  Gingen  nun  die  sonstigen 
Rechte  des  Konziliums  an  den  fränkischen  König  über,  so  konnte  das  auch  leicht  mit 
diesem  Obereigentum  der  Fall  sein :  das  so  erlangte  Recht  käme  im  Bodenregal  zum 
Ausdruck. 

2)  Man  beachte  hier  den  Gegensatz  der  sonst  mehrfach  an  Ross  streifenden  Argu- 
mentierung zu  den  von  Ross  gegebenen  Ausführungen. 
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nisation  des  Ostens  seit  dem  13.  Jh.  nochmals  auf  Grund  des  zum  Forst- 
regal eingeschrumpften  königlichen  Bodenregals  eine  starke  Besiedlung 
freier  Leute :  hier  entstand  die  sog.  Königshufe  und  mit  ihr  der  Kern  zu 
den  ausgedehnten  Weileranlagen  unserer  Waldgebirge. 

Sind  so  durch  die  Forschungen  von  Boss  und  Schröder  wesentlich 
die  äufseren  Bedingungen,  unter  welchen  Besiedlung  und  Ausbau  im  deut- 
schen Land  während  des  ersten  Jahrtausends  verlief,  unserer  Kenntnis 
näher  als  bisher  gerückt  worden,  so  darf  man  doch  nicht  übersehen,  dafs 
aus  ihnen  allein  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  der  endgiltigen  Sefshaft- 
machung  nicht  zu  erklären  sind :  zu  diesem  Zwecke  bedarf  es  ebensosehr 
auch  einer  genauen  Kenntnis  der  inneren  Organisation  der  wirtschaftlichen 
Interessen,  vornehmlich  bei  den  Franken.  Für  die  Untersuchung  nach 
dieser  Eichtung  ist  Referent  in  dem  unter  Nr.  58  zitierten  Aufsatze 
eingetreten.  Der  Ausgangspunkt  ist  da  von  der  Organisation  des  Ge- 
schlechts als  der  natürlichsten  Gliederungseinheit  der  Nation  zu  nehmen; 
das  um  so  mehr,  als  wir  aus  den  ältesten  Quellen  unserer  Geschichte  noch 
auf  eine  Vorzeit  der  vollsten  Gesehlechterverfassung  zurückzuschliefsen 
vermögen.  In  der  That  finden  wir  auch  noch  in  der  Zeit  der  Lex  Salica 
das  Geschlecht  mit  einer  Reihe  von  Funktionen  betraut,  welche  eigentlich 
dem  öffentlichen  Rechte  angehören  und  deren  Ausübung  durch  das  Ge- 
schlecht sich  nur  dadurch  erklärt,  dafs  der  erwachsende  Staat  das  Ge- 
schlecht aus  gewissen  Gebieten  politischen  Einflusses  noch  nicht  zu  ver- 
drängen vermochte.  So  schützt  z.  B.  das  Geschlecht  noch  bei  höchster 
Gefahr  des  einzelnen  Geschlechtsgenossen  sein  Leben,  seine  Freiheit,  seine 
Glaubwürdigkeit  und  persönliche  Ehre;  es  hat  ferner  ein  Schutzrecht  sei- 
ner Unmündigen  und  seiner  unverheirateten  Frauen,  das  sich  in  einer  Art 
von  Obervormundschaft  äufsert.  Für  all  diese  Trümmer  einst  viel  weiter 
reichender  Befugnisse  weist  das  Geschlecht  eine  einzige  besondere  Orga- 
nisation auf:  einen  engeren  Familienkreis  der  3  nächstverwandten  Gene- 
rationen zu  festerer  Verpflichtung,  und  um  ihn  den  weiteren  Bestand  der 
Gesamtgeschlechtsgenossen.  Diese  Organisation  wird  nun  auch  mafsgebend 
für  das  ursprünglich  gemeinsame,  vorläufig  nur  aus  Fahrhabe  bestehende 
Eigentum  des  Geschlechts :  es  vererbt  —  unter  Fortbestehen  eines  Ober- 
eigentums des  gesamten  Geschlechtsverbandes  —  nach  dieser  Organisation, 
die  Erbfolgeordnung  wird  somit  zum  Ausdruck  der  Wirtschaftsordnung 
des  Geschlechtes.  Allein  während  sich  nun  die  sonstigen  Interessen  des 
Geschlechterverbandes  vor  dem  zunehmenden  Einflufs  des  Staates  immer- 
mehr verflüchtigten,  gewannen  grade  die  Wirtschaftsinteressen  immer  mehr 
an  Stärke,  und  schliefslich  wurde  die  Erbfolge  fast  zum  einzigen  Kenn- 
zeichen des  alten  ursprünglich  zugleich  politischen  und  genealogischen 
Verbandes. 

Mufste  diese  Entwicklung  des  Erbrechts  im  Geschlechtsverband  von 
gröfster  Bedeutung  für  die  Ausgestaltung  der  Wirtschaftsinteresseu  — 
d.  h.  vom  \. — 6.  Jh.  wesentlich  der  Besiedlungsinteressen  —  werden,  so 
trat  doch  neben  den  genealogischen  Verband  schon  in  der  Zeit  des  Taci- 
tus  cndgiltig  der  localc  Verband  der  Markgenossenschaft.  Die  Markge- 
nossenschaft war  in  ältester  Zeit  eine  offene ,  so  dafs  mehrere  —  Ge- 
schlechter   wie   einzelne    —   ihr   zutreten  konnten ,    bald   aber    wurde    sie 
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gcHcliloHHcn;  die  Zahl  der  AckerloHc  in  ihr  wurde  beschränkt,  und  das 
bisheri{;e  liecdit,  ein  Ackerlo«  xu  besitzen,  wurde  zu  einem  Vorteil,  der 
keiiieswef^H  mit  den  bisher  geniif^enden  Krf'orderniHKen ,  freier  Geburt  und 
Wehrliidlif^keit,  g(f^(l)en  war.  Mit  diesem  .Schluf«  der  Ackerloue  trat  Bpä- 
tcHtcn»  zugh.'ich  die  V(r(;rblif;hkeit  ihrer  Nutzuuf?  ein:  zum  erBtenmule  trat 
zwar  keine  ImmobiliarsucceHHion,  aber  doch  dio  Erbfolge  in  das  Niel's- 
brauchsrecht  an  Grund  und  Boden  auf. 

Natürlich  mufste  sich  dio  neue  Erbfolgeordnung^  nach  der  Erbfolge- 
Organisation  des  Geschlechtes  ricliten.  Indes  noch  galt  der  alte  Satz  der 
Markgenossen,  dafs  liund  nur  Mannoscrwerb ,  weil  stets  speergewonnen, 
sein  könne  :  daher  wurden  zunächst  die  Weiber  aus  der  neuen  Erbfolge 
ausgeschieden,  neben  der  alten  Mobiliarsuccession  entwickelte  sich  ein 
jüngeres  Immobiliarerbrecht  der  Männer,  und  der  alte  Bestand  der  mark- 
genossenschaftlichen Nutzungen  und  Loszahlen  war  damit  zunächst  thun- 
lichst  gerettet.  Allein  bald  verschlug  diese  Aushilfe  nicht  mehr,  seit  574 
wurden  die  Weiber  zur  Erbfolge  in  Grund  und  Boden  zugelassen  und  damit 
eine  der  festesten  Stützen  der  alten  Markgenossenschaft,  das  alte  Erbrecht, 
umgestofscn.  Wurde  auf  diese  Weise  den  Markgenossen  allmählich  die 
rechtliche  Disjjositionsfreiheit  über  die  Feldlluren  der  Mark  entrissen ,  so 
verloren  sie  auch  langsam  das  Verfügungsrecht  über  die  Allmende.  Ein- 
mal erteilten  die  Könige  kraft  des  Bodenregales  llodepatente  für  die  All- 
mende :  auch  gegen  den  Willen  der  Markgenossen  zogen  Freie  in  dieselbe 
ein  und  begründeten  Salgüter  mit  besonders  günstigem  Rechte.  Dann 
aber  stand  es  jedem  Markgenossen  kraft  Bifangsrechtes  frei,  auf  der  All- 
mende durch  Rodung  freien  Grundbesitz  zu  erwerben,  der  ebenfalls  nicht 
den  schweren  Wirtschaftsbedingungen  der  markgenossenschaftlichen  Fluren 
unterworfen  war.  Und  vor  Allem  waren  diese  Rodungen  echtes  Eigen- 
tum, für  sie  —  wie  bald  später  für  das  Salgut  —  entwickelte  sich  schon 
gegen  Ende  des  6.  Jhs.  die  bisher  fehlende  Immobiliarvindikation  und 
damit  eine  Quelle  grundstürzender  wirtschaftlicher  Vorteile. 

Das  Resultat  aller  dieser  Vorgänge  war  die  Zerstörung  des  ursprüng- 
lichen Rechtsbestandes  der  ersten  Besiedlungsorganisation ,  der  Markge- 
nossenschaft, und  ihre  Überholung  durch  eine  Anzahl  bei  weitem  freierer 
Urbarungs  -  und  Besiedlungsformen. 

Über  die  Besiedlungsvorgänge  im  speziellen  liegen  auch  aus  dem 
Jahre  1883  wieder  eine  Anzahl  von  Untersuchungen  vor,  von  welchen 
mir  leider  die  von  Taillar  sur  l'origine  et  la  formation  des  villages  du 
nord  de  la  France  (Nr.  107)  nicht  zugänglich  gewesen  ist.  Die  meisten 
dieser  Forschungen  gehen  von  der  Erklärung  der  Flur  -  und  Ortsnamen 
aus;  und  nicht  selten  bleiben  sie  in  einer  einfachen  Zusammenstellung 
derselben  stecken.  Das  gilt  z.B.  von  den  Arbeiten  Widmann's  (Nr.  115), 
welcher  Flur-  und  Gemarkungsnamen  aus  dem  Königsteiuer  Gerichtsbuch 
zusammenstellt,  und  Jahn 's  (Nr.  48),  der  in  noch  einfacherer  Weise  allein 
die  jetzt  noch  vorhandenen  Flur-,  Gärten-,  Gräben-  und  Wegenamen  der 
Kieler  Stadtmark  reproduciert.  Weiter  greifen  schon  die  Untersuchungen 
Essers  (Nr.  21),  welcher  sich  Ortsnamen  mit  besonders  schwierigem 
Etymon  aus  den  Kreisen  Malmedy  und  Montjoie,  also  aus  deutsch -wal- 
lonischem Grenzland,    einzeln    zur   Erklärung    vornimmt    und    dabei   eine 
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Masse  freilich  unverarbeiteten  wirtschaftsgeschichtlichen  Stoffes  produ- 
ziert 1).  Wirklich  systematisch  nach  der  sprachlichen  Seite  aber  sind  die 
Untersuchungen  von  Wolff  (Nr,  119),  Kühnel  (Nr.  56)  und  Gross  1er 
(Nr.  30)  angelegt.  Die  von  Wolff,  eine  recht  umfangreiche  Arbeit,  be- 
handelt in  alphabetischer  Reihenfolge  sämtliche  siebenbürgische  Ortsnamen 
auf  -dorf,  untersucht  ihre  Etyma  und  weist  auf  ihren  engen  Zusammen- 
hang mit  fränkisch  -  rheinischen  Ortsnamen  hin.  Die  Ortsnamenbildung 
auf  -dorf  überwiegt  in  Siebenbürgen  an  Massenhaftigkeit  jede  andere :  ein 
Beweis  dafür,  dafs  die  Kolonisation  von  jeher  in  gröfseren  Ansiedlungen, 
nicht  in  Höfen,  stattgefunden;  wie  sich  denn  noch  jetzt  in  Siebenbürgen 
die  sichersten  Merkmale  eines  alten  Dorfsystems ,  Feldgemeinschaft  und 
unverteilte  Gemeinschaft  des  Grundeigentums  trümmerhaft  finden.  Die 
Thatsache  ausschliefslicher  Dorfbesiedlung  schliefst  indes  nicht  aus,  dafs 
manche  der  neuen  Besiedlungen  von  einem  Unternehmer  durchgeführt 
wurden,  wie  sich  denn  in  der  That  eine  Reihe  von  Ortsnamen  auf  -dorf 
finden,  deren  erster  Bestandteil  ein  Personenname  ist:  in  diesem  Falle 
läfst  sich  beweisen  oder  mit  Sicherheit  annehmen,  dafs  eine  grundherr- 
liche Ansiedlung  Unfreier  durch  einen  edlen  Herrn  vorliegt.  Kleinere 
Weiler  und  Einzelhöfe  aber  sind  in  Siebenbürgen  erst  in  späterer  Zeit 
angelegt  worden ,  wie  schon  der  verhältnismäfsig  grofse  Prozentsatz  der 
wieder  untergegangenen  gegenüber  den  noch  bestehenden  erweist.  Ähnlich 
wie  die  Arbeit  Wolffs,  nur  noch  umfassender,  ist  die  Untersuchung  von 
Kühnel  über  die  slavischen  (oder  wie  sie  richtiger  heifsen  sollte :  slavischen 
und  deutschen)  Orts(und  riur-)namen  in  Mecklenburg -Strelitz  angelegt. 
K.  giebt  in  dem  zweiten,  hier  einschlagenden  Teile  seiner  Arbeit  eine  Zu- 
sammenstellung der  Flurnamen  im  Lande  Stargard,  ein  dritter  Teil  soll 
die  Orts-  und  Flurnamen  im  Ratzeburgischen  und  Namenregister  über 
alle  Teile  enthalten.  Erst  nach  Erscheinen  des  3.  Teiles  wird  die  Wich- 
tigkeit der  Zusammenstellungen  für  die  Wirtschaftsgeschichte  aus  den  Re- 
gistern zu  erkennen  sein :  es  wäre  dringend  zu  wünschen ,  dafs  K.  sich 
entschlösse,  seine  reiche  Kenntnis  der  Ortsetymologien  nun  auch  historisch 
zu  einer  kurzen  Darstellung  der  Besiedelung  zu  verwerten.  Umfafst  K.s 
Arbeit  deutsche  und  slavische  Ortsnamen  zugleich ,  so  bieten  die  Unter- 
suchungen von  Grössler  über  die  deutschen  Ortsnamen  des  Mansfelder 
Seekreises  im  wesentlichen  eine  Ergänzung  zu  dem  Aufsatze  von  A.  Brück- 
ner über  die  slavischen  Ansiedlungen  im  nordthüringischen  Hessengau  2), 
in  welchem  die  slavischen  Ortsnamen  dieses  Gaues  und  damit  auch  des 
Mansfelder  Seekreises  von  Grössler  zusammengestellt  und  von  Brückner  er- 
klärt worden  sind.  Auch  G.s  Arbeit  bewegt  sich  im  Ganzen  nur  auf 
sprachgeschichtlichem  Gebiete,  doch  fallen  hin  und  wieder  auch  ein  paar 
Bemerkungen  zur  Geschichte  der  Besiedlung  ab.  So  ergiebt  sich,  dafs 
Ortsnamen,  welche  sich  auf  Bodenbeschaffenheit  oder  Lage  der  Besiedlung 
beziehen,  in  dem  durchforschten  Gebiete  sehr  selten  sind;  dafs  die  En- 
dungen auf  -dorf,  -stedt  und  -leben  (über  die  Bedeutung  der  letzteren 
=  Erbgut   ausführlich  S.    111)    besonders    häufig    auftreten;     dafs    endlich 

1)  Ahnlich    Handel  mann,    Einige    Ortsnamen    in    Norderdithmarschen ,    Zs.    für 
schleswig-holstein-lauenb.  Gesch.   12,  396 — 400. 

2)  Archiv  für  slavische  Philologie  Bd.  5,  333—369. 
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dio  jiuli'allendc  Scllenhüit  der  Endung  -rode  darauf  hinweist,  wie  wir  uns 
im  MiiiiKl'oldcr  RcJckroiBO  im  (i(;}j;c'UBatz  zum  gloichnamigen  (Jebirgfikreis 
auf  Kclir  altom  Kulturboden  befinden.  Im  CJeRenßatzo  zu  den  bißher  ge- 
nannten Arbeiten  preift  Weise  in  seiner  Abluindlung  über  die  slaviechen 
Ansiedlunfi^en  im  Iferzof^'tuni  SachBen-Altenburj;  (Nr.  114)  weit  über  die 
rein  K{)r!ieb}i;es(;bi(^btli(he  Seite  der  Ortsnamcni'orKcliunf^  hinaus:  er  verweißt 
sie  in  das  Kapitel  der  Anlagen  und  Belege  und  erbaut  auf  ihrem  (Jrundo 
unter  Benutzung  aller  Bonetigen  Quellen  eine  Geschichte  der  Begründung 
und  des  Verfalls  der  slavischen  Besiedlungen  sowie  des  Emporkommens 
der  deutschen  Kolonisation  im  altcnburgischen  Gebiete.  Die  slavische 
Ikvsiedlung  erfolgte  in  der  Altcnbiirger  Gegend  nach  dem  Zerfall  des 
llernuindurenreiehs  unter  König  Hermanfried  (531):  seitdem  nahmen  die 
Sorben  in  verhiillnismiifKig  kleinen  Dorfanlagen  genealogischen  Charakters 
(daher  die  patronyniisehe  l'luralendung  der  Ortsnamen  auf  iei  oder  o\'ici) 
die  fruchtbaren  Flufsthäler  der  Pleifse,  Sprotte,  Saale,  sowie  deren  Seiten- 
thäler  ein ,  während  sie  den  an  Güte  des  Bodens  hinter  dem  Ostkreise 
zurückstehenden  Westkreis  nur  spärlich  besiedelten ,  ja  stellenweis  ganz 
mieden.  W.  rechnet  auf  die  132  000  ha.  des  Herzogtums  etwa  300  Sla- 
vcndörfer;  genauer  kommen  im  Bezirk 

der  beiden  Gerichtsiimter  Altenburg  I  u.  II  mit  136  Slavendörfern  auf  je  loooo  ha.  45  Dörfer 

des  Gerithtsamts  Schmölln  ,,      53  ,.  „    „    lOOOO    ,,    27       „ 

„  „  Ronneburg  „      24  „  „    „        „         „    18       „ 

>»  j,  Kahla  „      43  „  „   „       „        „15      >i 

>)  M  Koda  ,,      27  „  ,)    ),       „        »    13       1) 

„  „  Eisenberg „      21  „ „   „       „        „    12      „ 

Im  ganzen  Herzogtum  mit  294  Slavendörfern  auf  je  lOOOO  ha.  21,7  Dorf. 

Jetzt  sind  von  diesen  quellenmäfsig  bekannten  Anlagen  eine  grofse 
Menge,  im  ganzen  etwa  112,  Wüstungen;  von  vielen  Ansiedlungen  mag 
überhaupt  keine  Kunde  auf  uns  gekommen  sein.  In  diese  Besiedlung 
drang  nun  seit  dem  10.  Jh.  immer  stärker  das  deutsche  Element  ein,  be- 
sonders stark  wohl  anfänglich  der  Adel  —  in  dem  11-|^  d^-  grofsen  Ost- 
kreise gab  es  allein  ca.  100  Adelssitze,  von  denen  jetzt  gegen  30  einge- 
gangen sind  — ,  und  daneben  die  Kirche:  schon  früh  wurde  das  Bistum 
Zeitz  begründet,  freilich  bald  nach  Naumburg  verlegt,  und  seit  dem  10., 
spätestens  11.  Jh.  bis  ins  13.  Jh.  fassen  11  geistliche  Korporationen  im 
Gebiet  des  heutigen  Herzogtums  Fufs.  Aber  daneben  erfliefst  eine  immer 
stärkere  Einwanderung  der  landarbeitenden  Stände,  namentlich  hat  Wiprecht 
von  Groitzsch  1104  viele  Kolonisten  aus  Lengenfeldt  in  Franken  herbei- 
gerufen und  ihnen  Waldreviere  zur  Kultivierung  überwiesen;  und  diesem 
Vorgang  schlössen  sich  bald  mehrfache  gleiche  Mafsregeln  seitens  der  Kirche 
und  des  kleineren  Laienadels  an.  Die  Kolonisten  waren  zumeist  Fran- 
ken, weniger  Schwaben,  nur  vereinzelt  Flamänder  (Flemmingen  bei  Schul- 
pforte [Naumburg]  1137;  Flemmingen  bei  Penig);  ihre  Ansiedlung  er- 
folgte meist  in  Waldkolonien  nach  Hagenhufenrecht ,  speziell  der  Ostkreis 
wurde  an  drei  Stellen  auf  diese  Weise  direkt  von  ihnen  besiedelt.  Da- 
neben legten  die  Deutschen  wol  neue  Dörfer  neben  den  Slavendörfern  an 
und  bemächtigten  sich  eines  Teils  der  alten  Feldflur :  so  entstanden  die 
vielen  durch  die  Vorsatzsilbe  Grofs-  Klein,  Unter-  Ober-  unterschiedenen 
Dorfpaare,     von     denen    das    bedeutendere    zumeist    deutsch    ist   und    die 
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Pfarrkirche  enthält.  In  weit  selteneren  Fällen  nahmen  die  deutschen  An- 
kömmlinge direkt  die  slavischen  Dörfer  ein:  ein  Beweis  dafür,  dafs  sich 
die  Sorben  noch  lange  Zeit  kräftig  des  fremden  Andrangs  erwehrten,  und 
für  diese  Auffassung  lassen  sich  auch  sonst  Zeugnisse  beibringen:  das 
Zeitzer  Stift  mufste  um  die  JJ.  1028 — 1030,  das  Kloster  Schmölln  noch 
1132  wegen  der  Unruhe  der  Sorben  nach  Naumburg  bzw.  Schulpforte 
verlegt  werden ;  die  wendische  Sprache  als  Gerichtssprache  verschwand 
im  Anhaltischen  schon  1239,  aber  im  Osterlande  erst  1327,  im  Meifsni- 
schen  gar  erst  1424.  Dem  entspricht  es,  wenn  sich  in  Sprache  und  Sitte 
noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  viel  Wendisches  gehalten  hat,  z.  B.  ist 
die  bekannte  Altenburger  Bauerntracht  wendischen  Ursprungs  i). 

Zählt  die  Ortsnamenforschung  in  den  ehemals  slavischen  Gebieten 
mit  zu  den  bei  weitem  entwickeltsten  Teilen  dieser  immer  stärker  kulti- 
vierten Disziplin  2),  so  nehmen  doch  grade  neuerdings  verwandte  For- 
schungen auch  in  den  südlichen  Ostmarken  des  alten  Reichs,  in  Kärnthen, 
Steiermark,  Krain,  Tirol,  Österreich  u.  a.  m.  einen  bemerkenswerten  Auf- 
schwung. Den  Beweis  liefern  für  das  Jahr  1883  die  Arbeit  von  Steub 
(Nr.  106)  über  die  romanischen  Ortsnamen  im  Lande  Salzburg,  der  die 
Untersuchung  Hohenbühels  (Nr.  46)  verwandt  ist,  ferner  die  Forschung 
V.  Luschins  (Nr.  64)  über  Orts-  und  Personennamen  in  Krain,  endlich 
eine  Studie  von  Neill  (Nr.  74)  über  die  Wüstungen  im  Viertel  ober  dem 
Wiener  Walde  3). 


1)  über  die  schwere  Vermischung  deutscher  und  slavischer  Nationalität  vgl.  auch 
V.  Buchwald  in  der  Zs.  f.  schlew. -holst. -lauenb.  Geschichte   12,  80. 

2)  Ich  stelle  hier  die  mir  bekannt  gewordene  Litteratur  kurz  zusammen.  1)  Thü- 
rinijen:  Zahlreiche  kleinere  Abhandl.  in  den  Witt.  f.  Thüring.  Gesch.  u.  Altertkde.,  den 
Mitt.  der  altertumsforsch.  Ges.  d.  Osterlandes  u.  in  den  Kahla-Rodaischen  Mitt.  ;  Lobe, 
Kirchengallerie  des  Herzgt.  Altenburg;  Frommelt,  Gesch.  d.  H.  Altenburg;  Jacobi, 
Forschungen  über  das  Agrarwesen  des  altenburgischen  Osterlandes,  m.  bes.  Berücksich- 
tigung der  Abstammungsverhältnisse  der  Bewohner,  Lpzg.  1845;  Stech  ele,  Zur  Geo- 
graphie Thüringens  im  Mittelalter ,  Mitt.  für  Thüring.  Gesch.  u.  Altertkde.  N.  F.  Bd.  1  ; 
Schottin,  Die  Slaven  in  Thüringen,  Bautzener  Programm  1884.  2)  Königreich  Sachsen: 
Abhandl.  in  dem  Archiv  f.  sächs.  Gesch.  u.  Altertumskde.  und  im  Neuen  Lausizischen 
Magazin  (Görlitz),  bes.  Knothe  im  Bd.  4  des  neuen  Arch. ,  Die  verschiedenen  Klassen 
slavischer  Höriger  in  den  wettinischen  Landen  vom  11. —  14.  Jh.;  Sachsens  Kirchen- 
gallerie, Dresden,  12  Bde.;  Schmaler,  Slavische  Ortsnamen  in  der  Oberlausitz,  Bautzen 
1867;  Ir  misch,  Slavische  Ortsnamen  im  Erzgebirge,  Annaberger  Progr.  von  1866; 
Ir  misch,  Slavische  Ortsnamen  in  der  südlichen  Oberlausitz,  Zittauer  Progr.  von  1874; 
die  oben  Nr.  42  citierte ,  mir  nicht  zu  Gesicht  gekommene  Abhandlung  von  II  e  y. 
3)  Provinz  Sachsen :  B  u  1 1  m  a  n  n  ,  Die  deutschen  Ortsnamen  etc.  in  der  Mittelmark  und 
Niederlausitz,  Berlin  1856;  Brückner,  die  oben  S.  135  N.  2  zitierte  Arbeit,  und  vor 
allem  derselbe.  Die  slavischen  Ansiedlungen  in  der  Altmark  und  im  Magdeburgischen 
(22.  Preisschrift  der  Jablonowskischen  Gesellschaft,  1879),  ebd.  die  vollständige  liittera- 
tur  für  die  Slavenfrage.  4)  Pommern,  3IecMenburg  u.  s.  w. :  Beyerdorf,  Slavische 
Streifen  (über  slavische  Ortsnamen  in  Pommern)  1880 — 1882;  Ketrzynski,  Die  polni- 
schen Ortsnamen  in  den  Provinzen  Preufsen  und  Pommern,  Lemberg  1879;  Perwolf, 
Germauisierung  der  baltischen  Slaven  (russisch),  1876.  —  Zum  Sprachlichen  vgl.  neben 
den  Abhandlungen  M  i  k  1  o  s  i  c  h  s  über  Bildung  der  slavischen  Personennamen  und  Bil- 
dung der  slavischen  Ortsnamen  aus  Apellativeu  Morosclikin,  Slavisches  Namenbuch 
(russisch)   1867. 

3)  Referent  bedauert,  dafs  ihm  trotz  mannigfacher  Erkundigungen  ein  Teil  dieser 
Arbeiten  nicht  zugänglich  gewesen  ist,  er  niufs  deshalb  darauf  verzichten,  die  Resultate 
auch  der  ihm  bekannt  gewordenen  auPserhalb  des  Zusammenhanges  mit  den  ihm  unbe- 
kannten verwandten  Forschungen  vorzutragen. 
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Zur  Geschichte  der  Agrarvcrfassung  ist  auch  für  das  Jahr  1883  ein 
neuer  lieitrag  dos  unermüdlielien  AltmoistcTB  dieser  Forschungen  Hanssen 
zu  verzeichnen;  H.  bietet  eine  weitere  exemplifizierende  und  zugleich  er- 
gänzende Ausfulirung  zu  der  I,  19  8.  247  besprochenen  Untersuchung 
über  die  Ackcrilur  der  Dörfer  (Nr.  35).  Hatte  H.  sich  dort  namentlich  mit 
dem  J. agerecht  beschäftigt,  d.  h.  mit  dem  von  Zeit  zu  Zeit  —  aber  ohne 
Teriodisierung  —  ausgeübten  Brauch,  die  üröfse  der  Äcker  innerhalb  der 
Gewanne  nach  der  ursprünglichen  Anlage  in  einer  bestimmten  Breite  zu 
rektifizieren,  und  hatte  er  dieses  Lagerecht  zunächst  für  Deutschland  nach- 
gewiesen ,  soweit  es  dem  friesisch-sächsich-thüringisdien  Kechte  angehört, 
so  fuföt  er  jetzt  auf  diesen  Forschungen ,  um  eine  Beschreibung  von  Feld- 
marken in  der  unmittelbaren  Nähe  seines  Aufenthaltsorts  Göttingen  nach  altern 
Akten  (vor  der  Yerkoi)i)lung)  zu  geben.  Er  hält  sich  dabei  an  zwei  (iuellen- 
gruppen,  an  die  Aufnahmen  des  Feldmessers  Willich  von  1767 — G9  über 
die  Feldmarken  von  Holteusen ,  EUigehausen  und  Grone  sowie  über  die 
Feldmark  der  Göttinger  Maschgeraeinde  und  über  das  Göttinger  Groner- 
Stadtfeld,  und  an  Akten  über  das  Dorf  Geismar  von  1745  und  1824. 
Die  erste  Uuellengruppe  wird  hauptsächlich  dazu  benutzt,  eine  Keihe 
technischer  Ausdrücke  zu  definieren  und  ihr  Wesen  in  seiner  Begründung 
und  Konsequenz  für  die  Flurverfassung  zu  erörtern.  In  dieser  Hinsicht 
wird  namentlich  der  Begriff  Lagemorgen  dahin  bestimmt,  dafs  er  grund- 
sätzlich wol  ein  in  halber  Tagesarbeit  umzupflügendes  Feldstück  umfasse, 
der  Gröfse  nach  aber  thatsächlich  in  einer  Weise  variiere,  welche  sich 
durch  die  uns  hierfür  zu  Gebote  stehenden  Gründe  —  gröfsere  oder  ge- 
ringere Entfernung  vom  Dorf,  verschiedene  Qualität  des  Bodens  u.  s.  w.  — 
nicht  immer  noch  erklären  lasse.  Weiterhin  folgen  Definitionen  und  Be- 
sprechungen der  Ausdrücke  Anwender  (Vorrat),  Doppelvorrat,  Geren  und 
Keile,  Spitzen,  Koppe,  Kineken,  Krempel,  Kamp,  Büe,  Ackergras,  Anger 
und  Dreisch,  deren  Untersuchung  man  um  so  mehr  bei  H.  selbst  nach- 
lesen mag,  als  sich  bei  diesen  Erörterungen  vielfach  m.ehr  genau  fixierte 
Fragen,  denn  feststehende  Eesultate  ergeben.  Bot  somit  H.s  erster  Quel- 
lenkomplex wenig  Anlafs  zur  vollen  Übersicht  der  gesamten  Verfassung 
einer  bestimmten  Flur,  so  ist  das  um  so  mehr  bei  den  Geismarer  Akten 
der  Fall.  In  Geismar  befand  sieh  um  1745  und  noch  bis  1830  ein  adli- 
ges Gut  von  c.  350  Morgen  nebst  zugehörigem  verpachtetem  Meierhof 
von  c.  150  Morgen;  ihm  waren  die  übrigen  Höfe  im  Dorf  dienstpflichtig. 
Über  diesen  ganzen  Komplex  hat  der  Gutsverwalter  in  den  JJ.  1744 — 49, 
ein  gewesener  Geometer,  ein  Lagerbuch  und  ein  Erdbuch  verfafst,  Akten, 
welche  nebst  dem  zugehörigen  Kartenmaterial  ein  gutes  Bild  der  Flur- 
verfassung abgeben.  Als  charakteristisch  mag  hier  aus  derselben  nur  er- 
wähnt werden,  dafs  die  Ackerstücke  der  Gröfse  nach  zwischen  ^/^  und 
87  Lagemorgen  (letzteres  die  herrschaftliche  Beunde)  schwanken,  und  dafs 
H.  konstatieren  kann,  wie  seit  der  Abfassung  dieser  Akten  bis  zur  neuen 
Aufnahme  von  1824  die  Parzellierung  eher  ab-  als  zugenommen  hat.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  scheint  mir  auch,  dafs  aus  den  Akten  der  Jahre 
1744  ff.  zugleich  ersichtlich  wird,  ob  die  genannten  Höfe  und  Ländereien 
in  Erbe  (freiem  Eigentum)  oder  zu  Erbzius  oder  zu  Lehen  standen  sowie 
dem  Meierhofe  zugehörig  und  zehutpflichtig  waren,    so  dafs  man  zugleich 
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ein  vollständiges  Bild  von  den  sozialen  und  rechtlichen  Beziehungen  des 
Grund  und  Bodens  erhält.  —  Während  Hanssens  Untersuchungen  vor 
allem  den  historischen  Gesichtspunkt  betonen,  hat  die  zweite  hier  zu 
nennende  .'Vrbeit^)  von  Schütte  (Nr.  96),  welche  nur  ein  Teil  einer 
sehr  weitaussehend  angelegten  Schrift  über  Verkoppelung  in  Preufsen  ist, 
zunächst  die  Forderungen  der  Gegenwart  im  Auge.  Doch  läfst  sich  aus 
ihr  auch  für  die  Geschichte  der  Agrarverfassung  aufserordentlich  viel 
entnehmen:  ragt  doch  wol  nirgends  so  sehr  grade  die  früheste  Vergangen- 
heit in  unsere  Tage  hinein,  wie  auf  diesem  Gebiete;  die  Gewanne  in 
ihrer  ältesten  noch  heute  vielfach  erkennbaren  Anlageform  sind  mit  die 
frühesten  Urkunden  der  Wirtschaftsgeschichte  überhaupt.  Mit  Recht  hat 
S.  vom  Standpunkt  der  Gegenwart  aus  als  Specimen  seiner  gröfseren  Ar- 
beit zuerst  die  Darstellung  der  Agrarverhältnisse  des  Rgb,  Kassel  er- 
scheinen lassen:  hier  ist  auf  den  langen  Aufschub  der  Verkoppelungsfrage 
seitens  der  kurhessischen  Begierung  die  energische  und  glänzende  Thätig- 
keit  der  preufs.  Generalkommission  in  Kassel  (auf  Grund  der  oktroyierten 
Verordnung  vom  13.  Mai  1867)  gefolgt,  deren  Vorgehen  der  hessischen 
Agrarverfassung  binnen  noch  nicht  zwei  Jahrzehnten  einen  vielfach  ver- 
änderten und  in  seinen  Veränderungen  leicht  zu  verfolgenden  Charakter 
gab  2).  Aber  auch  für  die  Historiker  ist  S.s  Publikation  am  rechten 
Ende  augegriffen :  sie  schliefst  sich  hier  den  vorwiegend  auf  hessischem 
Material  beruhenden  Arbeiten  Landaus  an,  die,  obwol  oft  unkritisch,  doch 
immer  noch  vielbenutzte  Auskunftsbücher  zur  Geschichte  der  Agrarver- 
fassung abgeben.  Von  dem  Inhalt  der  S.schen  Schilderung  interessirt  uns 
hier,  abgesehen  von  einer  später  gegebenen  Kataster-Quellenkunde^),  na- 
mentlich die  Einleitung,  welche  einen  gedrängten  Abrifs  der  hessischen 
Agrarverhältnisse  auf  historischer  Grundlage  giebt.  Ich  bemerke  aus  ihr 
besonders:  die  Thatsache,  dafs  sich  die  thüringische  Feldeinteilung  nicht 
findet;  die  eigentümliche  Flurverfassung  der  Schmalkaldner  Gegend,  wo  im 
Werrathale  lange  und  ganz  schmale  Streifen,  im  Bergland  kürzere  und  brei- 
tere mehr  dem  Quadrat  sich  nähernde  Stücke  angetroffen  werden  •*)  ;  das  Vor- 
kommen von  Zweifelderwirtschaft  im  Ringgau  bei  Witzenhausen,  von 
Vierfelderwirtschaft  in  den  höher  gelegenen  Rhöngebieten  der  Kreise 
Schlüchtern,  Fulda  und  Gelnhausen;   das  Verschwinden  der  Hufenverfassung 


1)  Anmerkungsweise  sei  noch  eine  kleine  Miscelle  von  Byns  (Ann.  d.  bist.  Ver. 
f.  d.  Niederrhein,  Heft  39)  erwähnt,  welche,  übrigens  unter  Offenhaltung  mancher  Zweifel, 
ausführt,  mit  dem  niederrhein.  Ausdruck  ,an  fhoren  wir  selbst'  sei  dem  Sinn  nach  ,an 
(beiden)  Furchen    (grenzen)  wir  selbst'  gemeint. 

2)  Von  der  Gesamtfläche  des  Rgb.  Kassel  excl.  Hofräume ,  Gärten ,  öflfentl.  Gewäs- 
ser,  Forsten  =  466  229  ha  sind  verkoppelt  20,9  "i^.  Die  verkoppelte  Fläche  enthielt 
587  997  Parzellen,  die  Parzelle  war  daher  durchschnittlich  nicht  ganz  0,21  ha  grofs. 
Durch  die  Verkoppelung  weggefallen  sind  511  384  Parzellen  oder  87,31  "Iq  der  Gesamt- 
summe. Früher  fielen  auf  den  Besitzer  14,5  Pläne,  jetzt  sind  1,9  Pläne  angewiesen;  die 
Plangröfse  ist  aufs  7,5fache  (1,61  Iia)  gestiegen.  An  der  Verkoppelung  waren  41  112  Inter- 
essenten beteiligt. 

3)  S.   12  Note  3. 

4)  Vermutlich  ebenso  ,  wie  in  d<^r  Eifel ,  wo  nach  noch  nicht  veröfifentlichten  Unter- 
suchungen des  Herrn  Geh. Rats  Meitzen  geradezu  eigentliche  Gewannflurverfassungen 
und  jBlock'flurverfassungeu  zu  unterscheiden   sein  werden. 
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fast  bis  ZU  der  UnmÖ^'lichkoit,  noch  Spuren  von  ilir  n uch zuweisen  *);  end- 
lich die  mehrfache  Krlialtunf;  von  Alt-(lleul-)(iemt;inden,  von  Märkerwal- 
dun^cn  und  lialhen  (Jehrauchtiwahlunf^eu  (eij^entiimlicheu  (jemeinschaften 
zwisclien  .Staat  einerseits  und  (Jemeinde  oder  Markgenossenschaften  andrer- 
seitH). 

JJeöchüfti;,'en  sich  ilansHons  und  Schuttes  Forschunpen  mit  der  Itege- 
lun{;  des  gewöhnlichen  Landesausbaues  in  der  gemeindeutsclien  Flurver- 
fassung, so  führt  eine  Arbeit  Eckermanns  zur  (Jeschiclite  der  Ein- 
deichungen in  Nordcrdithmarschcn  (Nr.  17)  speziell  in  die  Entstehungs- 
gescliichte  der  Marschen  und  damit  einer  ganz  besonderen  wesentlich 
au  lokale  Erscheinungen  gebundenen  Entwicklungsform  der  deutschen  Land- 
wirtschaft. Auch  diese  Form  ist  uralt:  schon  J'linius  erwähnt  eines  ihrer 
charakteristischen  Merkmale,  die  Wurthen ,  Üache  in  der  Marsch  aufge- 
worfene Hügel,  welche  Ansiedlern  und  Herden  eine  Zufluchtsstätte  gegen 
die  hereinbrechende  Flut  gewähren;  und  Hartmann  (Nr.  37)  hat  in 
der  That  neuerdings  durch  Untersuchung  des  Baues  und  der  Tiefgrunds- 
funde einiger  noch  bestehenden  Dithmarscher  Wurthen  deren  hohes  Alter 
nachgewiesen,  wie  denn  innerhalb  der  Marschen  auch  sonst  eine  prähisto- 
rische Fundstätte  —  ob  aber  auch  einstige  Ansiedlung?  —  entdeckt 
w^orden  ist^).  Eckerraanu  untersucht  nun  speziell  die  Entstehung  der 
Marschen  in  Nordcrdithmarschen,  indem  er  die  Eindeichungen  festzustellen 
sucht;  und  er  kommt  dabei,  abgesehen  von  wichtigen  lokalhistorischcn 
Resultaten,  zu  einer  Reihe  bemerkenswerter  allgemeiner  Anschauungen. 
Soweit  wir  zurückzublicken  vermögen  —  und  das  ist  ziemlich  deutlich 
bis  zum  13.  Jh.  der  Fall  —  sind  im  ganzen  genommen  nur  Gewinne  gegen- 
über dem  Meer  zu  verzeichnen:  und  soweit  ein  historischer  Analogieschlufs 
berechtigt  ist,  ist  die  AYestküste  Schleswig-Holsteins  —  ein  Resultat,  das 
im  Gegensatz  zu  sehr  verbreiteten  Anschauungen  steht  —  stets  gewach- 
sen. Die  Vergröfserung  erfolgte  durchweg  durch  Eindeichung,  diese 
wurde  so  betrieben,  dafs  man  die  Deiche  entweder  unmittelbar  an  die 
Küstenlinie  anlehnte,  oder  dafs  man  —  ein  gar  nicht  seltener  Fall  — 
eine  vorliegende  Insel  im  Watt,  auch  wenn  sie  durch  bedeutendere  Strom- 
rinnen vom  Festlande  getrennt  war,  durch  Deiche  mit  dem  Festlande  ver- 
band. Die  Deiche  selbst  mufs  man  sich  in  ältester  Zeit  sehr  wenig  fest, 
etwa  nach  Art  der  heutigen  Sommerdeiche,  denken:  daher  die  vielen 
Nachrichten  der  Chronisten  über  furchtbare  Fluten;  diese  Fluten  waren 
nicht  gröfser,  wie  die  heutigen,  aber  ihrer  Wirkung  standen  weniger 
Hindernisse  entgegen.  Ursprünglich  wird  das  Geestvorland,  die  heutige 
Marsch,  wol  nur  als  Weideland  benutzt  worden  sein;  erst  später  begann 
man  den  ungemein  lohnenden  Körnerbau  und  sah  sich  infolge  so  günstiger 


1)  Die  Parzellierung  ist  im  Rgb.  Kassel  sehr  fortgeschritten:  gesetzlich  ist  alles 
Grundeigentum  Parzellarbesitz  mit  Intestaterbfolge  unter  gleicher  Teilung ,  und  zwar  in 
natura.  Geschlossene  Höfe  (ca.  3000  zu  je  8  ha)  nur  um  Rinteln.  Aufserdem  bestand 
früher  für  walzende  Grundstücke  ein  Teilungsmiuimum  von  11,93  a,  liefs  sich  aber  für 
frühere  Parzellierungen  natürlich  nicht  wirksam  machen.  Folge  alles  dessen  das  tJber- 
wiegen  des  kleinsten  bäuerlichen  Besitzes:  88,6  "1^  aller  Besitzungen  bis  5  ha  grofs; 
Besitz  von  47, 7^^  ha  schon   Grofsgut ,  der  Inhaber  in  den   Kommunallandtag  wählbar. 

2)  In  Dithmarschen  1878  bei  Eddelack  mitten  in  der  Marsch  durch  Dr.  Hart- 
mann.    Vgl.  Zs.  f.  schleswig-holst.-laueub.  Geschichte  13,  261  f. 
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Ergebnisse  veranlafst,  die  ganze  "Wirtschaft  in  die  Marsch  auf  die  aufge- 
worfenen Wurthen  zu  verlegen.  Allmählich  erwuchsen  dann  manche  die- 
ser Wurthen  durch  Zubau  zu  Gesamtwohnplätzen,  welche  jetzt  Orte  wie 
Wesselburen,  Wöhrden  und  eine  ganze  Reihe  grofser  Dörfer  tragen.  Diese 
Dörfer  bildeten  nun  die  einzelnen  Eindeichungsverbände,  sie  bauten  all- 
mählich bis  zur  gegenseitigen  Nachbarschaft  am  Gestade  entlang  und  in 
die  See  hinaus.  Wann  diese  vollendetere  Bewegung  begann,  ist  um  so 
schwerer  zu  sagen,  als  eine  langsame  Weiterentwicklung  aus  unscheinbaren 
Anfängen  heraus  wahrscheinlich  ist:  möglicherweise  im  12.  und  13., 
vielleicht  auch  erst  im  14,  und  15.  Jh.  Das  neugewonnene  Land  war 
Gemeindeeigentum;  doch  nahm  seit  dem  16.  Jh.  der  Landesherr  das 
Eecht  in  Anspruch,  die  Gemeinden  zur  Eindeichung  des  Vorlandes  anzu- 
halten. Im  17.  Jh.  entwickelte  sich  dann  aus  diesem  Recht  der  Anspruch 
der  Regalität  des  Vorlandes :  seit  dieser  Zeit  gab  der  Landesherr  das  Vor- 
land oft,  mit  Umgehung  der  Gemeinden,  begünstigten  Privaten  in  ,Octroy', 
freilich  nicht  ohne  meist  hartnäckige  Kämpfe  mit  den  benachteiligten  Ge- 
meinden. —  Ein  der  Eckermannschen  Arbeit  local  und  auch  sachlich  ver- 
wandtes Thema,  das  aber  schon  in  das  Kapitel  der  Urproduktionen  hin- 
überführt, behandelt  G.  von  Buchwald  (Nr.  11);  am  nächsten  schliefst 
sich  dem  bisher  Gesagten  namentlich  an,  was  v.  B.  über  die  Entwicklung 
der  schleswig-holsteinischen  Teichwirtschaft  im  15.  Jh.  ausführt.  Wie 
sonst,  so  haben  auch  hier  die  geistlichen  Korporationen  besonders  für  die 
Entwicklung  einer  blühenden  Teichwirtschaft  gesorgt,  allen  vorweg  die 
durchweg  zum  Fischessen  verurteilten  Cisterzienser,  von  denen  v.  B.  ziem- 
lich wahrscheinlich  macht,  dafs  sie  den  Karpfen  aus  Süddeutschland  nach 
dem  Norden,  namentlich  nach  Brandenburg,  importiert  haben.  Es  sind 
zweierlei  Teiche  zu  unterscheiden,  künstliche  Seen  mit  zwei  Schleusen 
zur  Speisung  und  zum  Abliufs,  und  Stauungen,  welche  ein  fliefsendes 
Wasser  durch  Damm  und  Schleuse  aufhalten  und  regulieren.  Beide  For- 
men finden  sich  in  Schlesw. -Holstein  während  des  15.  Jhs.  massenhaft  an 
Stellen,  welche  jetzt  Riedgraswiesen  sind ;  es  hatte  sich  sogar  für  sie  ein 
besonderes  Landeswasserrecht  entwickelt,  wonach  namentlich  keine  Stauung 
und  kein  Wehr  ohne  einen  ständigen  Wasserabflufs  an  einer  Stelle  zu- 
läfsig  war.  Diese  Anordnung  kam  einem  indirekten  Fischschongesetze 
gleich,  denn  auf  solche  Weise  war  den  Fischen  freier  Durchgang,  nament- 
lich auch  den  Lachsen  freier  Zugang  in  das  Meer  ermöglicht.  Die  geist- 
lichen Korporationen  hielten  sich  für  diese  Teiche  und  die  Süfswasser- 
fischerei  überhaupt  besondere  Fischmeister  (oder  Wademeister,  vom  Haupt- 
netz, der  Wade),  ihre  Besoldung  wie  der  reichliche  Bezug  von  Netzen, 
Angelschnüren  und  Angelhaken  aus  Lübeck  läfst  auf  eine  sehr  ausge- 
dehnte Fischerei  schliefsen.  In  der  That  übertraf  die  Ergiebigkeit  der 
Süfswasserfischerei  im  15.  Jh.  und  noch  weiterhin  bis  in  die  2.  H.  des 
17.  Jhs.  bei  weitem  unsere  Vorstellungen,  z.  B.  brachte  der  Lankersee 
mit  dem  Löptiner  und  Kirchsee  1455  142  mr.  3  d.  =  dem  Werte  von 
76  fetten  Kühen,  jetzt  nur  503  Mk.  61  Pf.;  der  Postsce  1456  mindestens 
205  mr.  =  dem  Werte  von  102  fetten  Kühen,  jetzt  nur  802  Mk.  95  Pf.  i). 


1)  Zur  Süfsfischerei  vgl.  auch  noch  die  1883  publizierte  Pischor d  nuug  an    der 
Gurk  von  1577,  oben  Nr.  24. 
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Neben  der  SüfswasBerfisohcrei  stand  mindoßtcns  ebenbürtig  die  See- 
ÜBcborei :  last  in  jeder  KÜBlonstadt  gab  cb  ein  l'iHcheramt  (Zuritt),  v.  B. 
teilt  einiges  über  die  Organisation  dieser  Zünfte  namentlich  nach  den 
Htatutcu  von  Neustadt  mit;  besonders  cliarakteristisch  ist  dt.r  grol'se  Kintlufs 
der  Frauen  als  der  Verkäuferinnen  der  Ware;  die  genaue  i^egeluiig  der  J*'aug- 
tage,  während  »Schonzeiten  fehlen;  endlich  die  Organisation  des  Verkaufs. 
Die  Fischer  müssen  sieb  im  ganzen  wohl  befunden  haben,  denn  trotz  leb- 
haftem Angebote  waren  die  Fischpreise  hoch.  Als  beliebteste  Ware  er- 
geben sich  Lachs  —  der  aber  keineswegs  so  billig  war,  wie  eine  weitver- 
breitete Anschauung  das  voraussetzt  — ,  Lachsforelle,  Kaf  (Fleischteil  aus 
der  Rückenllosse  des  Heilbutts),  Witling  (Oadus  merlangus  L.) ,  Keckling 
(Stücke  getrockneten  Heilbutts) ,  Ostseedorsch  und  der  teurere  Westsee- 
dorsch oder  Kabliau ,  getrocknet  Stocktisch,  aufgespalten  und  mit  ausge- 
löster Hauptgräte  llotscher  oder  Koscher,   Makrele,   und  natürlich  Häring. 

Gehen  wir  von  der  Geschichte  der  occupatorischen  Thätigkeit  zur 
Geschichte  der  eigentlichen  organisatorischen  Ausgestaltung  der  Urpro- 
duktionen über,  so  ist  zunächst  eine  Arbeit  des  Keferenten  zu  nennen 
(Nr.  58),  welche  sich  mit  den  äufseren  Formen  und  der  technischen  Aus- 
bildung der  fränkischen  Wirtschaft  zur  Zeit  der  Volksrechte  (5.  —  8.  Jh.) 
beschäftigt  und  diejenigen  Ergebnisse  zusammenstellt,  welche  sich  hierfür 
der  lex  Salica,  1.  Kibuar.,  1.  Chamav.  und  1.  Angliorum  et  Werinorum  — 
■welche  Kef.  als  fränkisch  nach  der  Gegend  von  Tongern  verlegt  —  entnehmen 
lassen.  Man  gelangt  auf  diesem  Woge  namentlich  zu  einer  genauen  Vor- 
stellung des  fränkischen  Hofbaues  sowie  der  Einrichtung  des  Wohnhauses, 
der  Sala;  zu  einem  Verständnis  für  die  Ausstattung  der  Einzelwirtschaft 
mit  Geräten,  speziell  mit  Eisen ;  zu  einer  ziemlich  sichern  Übersicht  über 
das  Verhältnis  der  Viehwirtschaft  zum  Körnerbau,  sovie  den  Charakter  des 
letzteren ;  zu  festen  Schlüssen  über  die  Verteilung  des  Grundeigentums ;  end- 
lich zu  einer  anschaulichen  Kenntnis  der  Waldnutzung  in  Jagd  und  Holz- 
schlag. Leider  hat,  abgesehen  von  dieser  Arbeit,  die  Geschichte  der  Land- 
wirtschaft im  Jahre  1883  Bearbeitungen,  welche  gröfsere  Themata  umfafsteu, 
gar  nicht  aufzuweisen ,  obwol  die  Mangelhaftigkeit  der  bisherigen  allge- 
meinen Darstellungen,  namentlich  derer  von  Anton  und  Laugethal,  allgemein 
anerkannt  ist.  Was  für  das  Jahr  1883  hier  genannt  werden  kann,  be- 
schränkt sich  auf  eine  Titelauliage  des  kleinen  Nord  h  o  ff  sehen  Buches 
über  die  frühere  Ausdehnung  des  Weinbaus  in  Norddeutschland  (Nr.  77) 
nebst  einigen  Zusätzen ,  sowie  eine  weitere  Notiz  über  Weinbau  in  Xan- 
ten (Nr.  39),  auf  ein  mir  nicht  zugänglich  gewordenes  Buch  über  Hopfen- 
bau und  Hopfenhandel  in  Neutomischel  (Nr.  47),  und  endlich  auf  einige 
dürftige  Notizen  über  ländliche  Gewerbe,  Brauereien  im  Ländchen  Corneli- 
münster  (Nr.  9)  und  Waldschmieden  im  Nassauischen  (Nr.  80).  Wirklich 
fruchtbringend  ist  nur  ein  Zweig  der  landwirtschaftlichen  Entwicklung  im 
allgemeinsten  Sinne  neuerdings  historisch  untersucht  worden,  die  Forst- 
wirtschaft, freilich  auch  derjenige  Zweig,  dessen  Betrieb  ohne  einen  wei- 
ten geschichtlichen  Überblick  praktisch  kaum  möglich  erscheint.  Hier 
haben  die  grofsen  Werke  von  Roth  und  Bernhard  den  Weg  gewiesen ; 
und  ihnen  folgt  jetzt,  zumeist  die  dort  gewonnenen  Resultate  in  der  Form 
des  Handbuchs   wiedergebend,    ein    Grundrifs   der   deutschen   Forst-    und 
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Jagdgeschichte  von  Schwapp  ach  (Nr.  101).  Aus  Giefsener  Vorlesungen 
entstanden  macht  er  in  seiner  abgerundeten  Disposition  und  seiner  knap- 
pen Fassung  einen  gewinnenden  Eindruck;  auch  die,  namentlich  in  den 
frühesten  Perioden,  umfangreicher  gehaltenen  rechtshistorischen  Einlei- 
tungen sind  klar  ausgestaltet,  wenngleich  man  in  der  Urzeit  die  An- 
lehnung an  die  Dahnschen  Anschauungen  als  vielleicht  zu  weitgehend  be- 
zeichnen .darf  i).  Im  ganzen  aber  wird  man  das  Buch  zur  Orientierung 
mit  vielem  Nutzen  zur  Hand  nehmen :  wünschenswert  und  für  spätere 
AuÜagen  jedenfalls  einzufügen  wären  aber  Litteraturübersichten ,  welche 
jetzt  so  gut  wie  ganz  fehlen  ^).  Neben  dem  Schwappachschen  Grundrifs 
sind  noch  mehrere  Monographieen  zur  Geschichte  des  Waldes  zu  ver- 
zeichnen. Loser th  (Nr.  63)  behandelt  den  alten  böhmischen  Grenz- 
wald 3),  dessen  mächtiger,  stets  mehrere  Stunden,  an  vielen  Stellen  aber 
Tagereisen  breiter  Gürtel  einst  ganz  Böhmen,  auch  nach  Mähren  zu,  um- 
gab :  die  festeste  Schutzwehr  des  Landes  von  der  Zeit  an,  wo  sich  Marbod 
hinter  diesen  Wäldern  vor  Armin  barg,  bis  hinab  in  die  Zeit  des  Winter- 
königs. Ursprünglich  führten  durch  diesen  mit  Sümpfen  und  Morästen 
angefüllten  Urwald  nur  schmale  Steige,  welche  das  Eindringen  jedes  Fein- 
des von  aufsenher  erschwerten;  zudem  waren  die  Ausgänge  dieser  Steige 
durch  Kastelle  befestigt,  in  deren  Nähe  besondere  Waldwächter,  freie 
Leute,  ursprünglich  nur  Slaven,  später  auch  Deutsche,  an  einzelnen  Stellen 
Choden  genannt,  angesiedelt  waren,  mit  der  Aufgabe,  den  Steig  zu  be- 
wachen, den  Feind  zu  melden  und  bei  seinem  Anzug  den  Wald  am  Steig 
zu  verhauen^).  Diese  Choden  haben  noch  bis  in  die  1.  H.  des  17.  Jhs. 
funktioniert;  indes  war  ihre  Bedeutung  schon  eine  wesentlich  andere  ge- 
worden. Unter  Ottokar  lichtete  sich  der  Wald  nach  Süden  zu,  zwischen 
Böhmen  und  Österreich  wurden  leidliche  Strafsen  angelegt;  dasselbe  ge- 
schah nach  Westen  zu  unter  den  ersten  Luxemburgern,  nach  Norden  hin 
unter  Karl  IV.  So  war  Böhmen  schon  gegen  Schlufs  des  14.  Jhs.  zu- 
gänglicher, doch  verloren  die  Choden  ihre  Bedeutung  immer  noch  nicht 
ganz:  noch  waren  sie  Wächter  auch  der  neuen  Eingänge,  und  im  15.  Jh. 
wurde  es  wichtig,  dafs  sie  der  Lehre  Hussens,  der  selbst  das  Kind  einer 
Waldkolonie  war ,  anhingen ,  so  dafs  dem  Einzug  der  deutschen  Heere 
schon  im  Grenzwald  ein  wesentliches  Hindernis  entgegentrat.  Indes  grade 
infolge  der  schliefslich  doch  ungünstig  verlaufenden  Hussitenkriege  wie 
infolge    der  Entwicklung    eines    neuen  Heerwesens    durch    die    emporkom- 


1)  Wie  allgemein  indes  auch  auf  diesem  Gebiete  der  Grundrifs  orientiert  ist,  geht 
z.  B.  daraus  hervor ,  dafs  er  für  die  zeitliche  Ausetzung  der  1.  Frisionum  schon  die 
neuesten  Ri  c  h  th  ofen  sehen  Forschungen  verwertet. 

2)  Der  Verf.  motiviert  diese  Auslassung  damit,  dafs  Bernhard  nahezu  alles  in 
dieser  Richtung  Wünschenswerte  enthalte.  Wer  aber  hat  B.  stets  zur  Hand?  Und  wäre 
es  nicht  wertvoll,  gegenüber  den  Angaben  B.s  bei  Schw.  grade  ausgewählte  Hauptarbeiten 
genannt  zu  finden?  Ich  erinnere  an  das  von  den  Juristen,  z.  B.  in  Holtzendorffs  Ency- 
clopädie,  eingeschlagene  Verfahren. 

3)  Vgl.  dazu  Helfe  rt  in  den  Mitt.  der  geograph.  Gesellschaft  13,  495;  Griin- 
hagen,  der  schlesische  Grenzwald,  in  Zs.  f.  Gesch.  u.  Altert.  Schlesiens  Bd.  12,  S.  1  11'. 
Weitere  Litteraturangaben  bei  Loserth  178  Note  2,  und  Fange  rl,  die  Choden  zu  Taus, 
in  Mitt.  d.  Ver.  f.  d.   Gesch.   der  Deutschen  in  Böhmen  Bd.  13. 

4)  Hiernach  hiefs  ihre  Hauptpflicht  slav.  preseca  lat.  succisio  silvae. 
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mende  abfiolutc  Monarchie  liil'rttcn  dio  Chodc.n  htjil  dem  Uc^nnn  dc8  IG.  Jhe. 
ihre  militüri.sche  Jicdeutuiif:;  imriior  inolir  ein:  sie  wurden  hauptsächlich 
freie  ürenzkolonisten  und  lichteten  von  du  ab  die  weiten  Öden  des  Ur- 
waldes in  (JemeinBchatt  mit  den  schon  laufest  angeisiedelten  Grundliolden 
der  Klöster,  welche  ursprünglich  meist  im  (Jrenzwald  als  dem  lundesfiirst- 
lichen  Eigentum  dotiert  waren  Wird  so  bei  dem  böhmischen  Landes- 
walde  die  wirtschaftliche  Ausnutzung  gegenüber  dem  ältesten  Zweck  des 
Waldes  als  Landesverteidigungsniittcl,  den  wir  auch  noch  in  den  Kämpfen 
der  deutschen  Urzeit  gegen  die  Körner  deutlich  genug  erkennen,  crht  sein- 
spät  von  gröfserer  liedeutung,  so  zeigen  zwei  weitere  Monographieen  des 
Jahres  1883  grade  die  frühe  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Nutzungen 
an  zwei  schönen  Beispielen.  Die  eine  derselben  führt  zu  dem  deutschen 
Markeuwaldc  xar'  i^op/v,  der  hohen  Mark  auf  dem  Taunus:  an  ihr  hatten 
auch  die  von  Schnapper-Arndt  (Nr.  97)  beschriebenen  Feldbergdörfer 
(,fünf  Dorfgemeinden  auf  dem  hohen  Taunus')  teilweis  Berechtigung,  und 
diese  Thateache  wird  S. -A.  zum  Anlafs,  zu  den  schönen  Forscliungen 
ScharfFs  und  Thudichums  ^)  noch  einige  namentlich  die  neuere  Zeit  be- 
treffende Detaillierungen  und  Ergänzungen  zu  geben  ^).  Die  andere  Arbeit 
hat  den  Zürcher  Stadtforstmeister  Meister  zum  Verfasser  und  beschäftigt 
sich  unter  Beihilfe  des  Prof.  G,  von  Wyfs  gelegentlich  der  Entwicklung 
der  städtischen  Eigentumsverhältnisse  am  Wald  auch  mit  der  Geschichte 
des  Zürcher  Stadtwaldcs  im  allgemeinen.  Es  ergiebt  sich  dabei,  dafs  der 
schönste  Teil  des  heutigen  1036  ha  grofsen  Stadtwaldes,  der  Sihlwald, 
schon  vom  9.  Jh.  ab  dem  Reichshofe,  der  spätem  Stadtgemeinde  Zürich 
zugehörte,  während  ein  anderer  Teil  desselben,  der  Forst,  der  Frauraünster- 
abtei  überwiesen  war.  Die  Aufsicht  über  die  Nutzung  des  Sihlwaldes 
übten  die  Reichsvögte,  anfänglich  die  Zähringer  Herzöge,  später  die  Herren 
von  Schnabelburg,  welche  ihre  Vogtei  zur  hohen  Gerichtsbarkeit  sowie 
zu  Bann  und  Jagd  im  Walde  entwickelten ,  während  die  Zürcher  Stadt- 
geraeinde  im  Fortgenufs  der  Nutzung  blieb.  Im  Jahre  1309  erwarb  aber 
die  Stadt  auch  die  Reichsvogtei  und  wurde  damit  zur  unbestrittenen 
Herrin  des  Sihlwaldes.  Zu  diesem  Besitz  kam  1524  infolge  der  Re- 
formation der  Wald  der  Fraumünsterabtei,  der  Forst,  dessen  aufser- 
ordentlich  angewachsene  Servituten  die  Stadt  mit  Erfolg  abzulösen  be- 
müht war;  endlich  wurden  in  der  Folgezeit  noch  eine  Anzahl  kleinerer 
Waldparzellen  erworben.  Der  ganze  so  gebildete  Komplex  galt  noch 
im  18.  Jh.  als  servitutfreies  Eigentum  im  Besitze  der  Stadt;  noch  1798 
schreibt  z.  B.  der  Sihlherr  Pestalutz:  ,auf  dem  Sihlwald  haften  kei- 
nerlei Servituten'.  Allein  —  ein  sehr  charakteristischer  Vorgang  —  all- 
mählich hatte  man  doch  wieder  umliegenden  Gemeinden  und  Privaten 
gewisse  Nutzungen  eingeräumt,  und  diese  hatten  sich  so  ausgebildet,  dafs 
sie  im  19.  Jh.  als  Berechtigungen  erschienen  und  ein  die  Jahre  1830 
— 1860  umfassendes  langwieriges  Ablösungswerk  nötig  machten.  Zugleich 
wurde  erst  in  unserm  Jh.  ein  eigentlicher  Forstetat  geschaffen :  hatte  man 


1)  F.  Schar  ff,  Die  hohe  Mark  im  Taunus,  und  Das  Recht  in  der  hohen  Mark,  in 
Arch.  f.  Frankfurts  Gesch.  u.  Kunst.  N.  F.  Bd.  2u.  3;  F.  Thudichum,  Die  hohe 
Mark,  in  dessen  Rechtsgesch.  der  Wetterau,  1867. 

2)  a.  a.  0.  S.  28  flf. 
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bis  1798  so  viel  Kompetenzhölzer  zu  liefern,  dafs  an  einen  eigentlichen 
Geldertrag  nicht  zu  denken  war,  so  wurden  diese  Kompetenzen  (noch  zu- 
letzt 1876  das  sog.  Bürgerholz)  aufgehoben,  so  dafs  jetzt  die  Verwaltung 
allein  auf  Erzielung  eines  höchsten  Geldertrags  unter  Herstellung  einer 
rationellen  Wirtschaft  hinausläuft^). 

Zum  Schlufs  dieses  Abschnittes  seien  noch  die  Abhandlungen  des 
Jahres  1883  genannt,  welche  sich  mit  der  Geschichte  des  Bergbaus  be- 
schäftigen :  nur  zerstreute  Beiträge,  deren  Bedeutung  sich  erst  dann  über- 
sehen lassen  wird,  wenn  sie  einmal  gröfseren  Forschungen  eingeordnet 
werden  können.  Hochstetter  (Nr.  44)  berichtet  von  altem  keltischen 
Bergbau  zu  Hallstadt;  ebenfalls  auf  die  Geschichte  der  Salzproduktion  be- 
zieht sich  eine  Urkunde  von  1285  über  die  Werke  zu  Sassendorp  im 
Kreise  Soest  (Nr.  109);  v.  Eisengrein  (N"r.  19)  endlich  schildert,  frei- 
lich nur  sehr  gelegentlich ,  den  früher  am  Erzkasten  im  Breisgau  betrie- 
benen Bergbau.  Wichtiger  scheint  mir  ein  Beitrag  von  (jleiger  (Nr.  28), 
welcher  auf  die  Fragmente  von  Glasmalereien  14.  Jhs.  im  Freiburger 
Münster  mit  Berwergsszenen  aufmerksam  macht;  weiterhin  eine  Urkunde 
von  1390  über  die  Belebung  des  Hans  Morgenstern  mit  einem  Silberberg- 
werk vor  Rüden  durch  Erzbischof  Friedrich  III.  von  Köln  2);  endlich 
eine  statistische  Notiz  ven  Otto  (Nr.  80),  welche  aus  Weilburger  Kech- 
nungen  3)  für  das  Jahr  1421  allein  im  Amt  Weilburg  6  im  Gange  befind- 
liche Waldschmieden  nachweist :  alles  Anzeichen  für  einen  flotteren  Berg- 
vverksbetrieb  seit  dem  Ende  des  14.  Jhs.,  der  sich  auch  sonst  nachweisen 
läfst  und  dessen  Erforschung  eben  seit  dieser  Zeit  wohl  einmal  einer  be- 
sonderen  Darstellung  wert  wäre. 

4.  Soziale  Schichtung.  Für  die  Geschichte  der  deutschen  Stände  im 
ersten  Jahrtausend  liegen  aus  dem  Jahre  1883  Spezialarbeiten  nicht  vor, 
wenn  auch  einzelne  Arbeiten,  z.  B.  die  in  letzter  Zeit  erschienenen  schö- 
nen verfassungsgeschichtlichen  Studien  aus  dem  Arndtschen  Seminar  in 
licipzig^),  sowie  die  Untersuchungen  des  Referenten  über  Recht  und 
Wirtschaft  der  Franken  (Nr.  58)  mehrfach  Exkurse  zur  Ständegeschichtc 
bieten.  Auch  für  das  eigentliche  Mittelalter  sind  nennenswerte  Fortschritte 
für  die  Geschichte  der  laudarbeitenden  Stände  nicht  gemacht  worden,  na- 
mentlich  enthalten   die  Arbeiten  von   Ec  kerlin   (Nr.    16),    und  auch  von 


1)  Die  Einnahmen  betrugen  1861—70  durchschn.  71242  frs,  1870-81  durclischn. 
97  799  frs.  Über  die  Aufhebung  der  Biirgerholzabgabe  (für  jede  Biiigerhaushaltung  gegen 
bare  Bezahlung  durch  Verlosung  entweder  1  Klafter  Spalten  ;\  6  fl.  «der  2  Kl.  Witt- 
fraueuholz  um  6  fl.  oder  1  Kl.  reines  Holz  und  1  Tannen  um  den  gleichen  Preis)  iiul'.scrt 
sich  Meister  (S.  68)  so:  Die  Forstverwaltung  verlor  durch  die  Aufhebung  der  Bürger- 
holzabgabe  einen  ebenso  soliden,  als  bedeutsamen  Abnehmer,  ohne  dafs  ihre  Administra- 
tionsspesen dadurch  in   irgend  einer  Weise  vermindert  worden   wären. 

2)  Zs.  des  Bergischen   Gesch. ver.   Bd.   18. 

3)  Vgl.  Becker  in  Zs.   f.    Bergrecht  Bd.    18,   4. 

4)  V.  Barchewitz,  Das  Köuigsgericht  zur  Zeit  der  Merowinger  und  Karolinger, 
1882;  und,  teilweis  schon  in  viel  spätere  Zeit  ragend,  P.  Guba,  Der  deutsche  Reichstag 
in  den  Jahren  911  — 1125,  1884;  C.  Wacker,  Der  Keichslag  unter  den  Hohenstaufen, 
1882;  H.  Ehrenberg,  Der  deutsche  Reichstag  in  den  Jahren  1273—1378,  1883.  Die 
Arbeiten  bilden  Heft  5,  12,  6,  9  der  historischen  Studien  im  Verlag  von  Veit  u.  Cie., 
Leipzig. 

N.  F.  Bd.  IX.  10 
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W  0  <1  r:  III  ;i  n  II  ' ) ,  in  welithoin  iniiri  wol  vcr8Uf:lit  Koin  könnte,  Aufklärungen 
über  die  l-aj^e  der  I{au(;rn  im  11.  Jli.  zu  erwarten,  nicht«  oder  wenig- 
stenH  nicIitK  neue«  in  dicHcr  Hinsieht.  Sehr  rege  dageg(;n  hat  sieh  die 
KorHchiing  der  Kntwiekhnig  der  DienntverhältniHHe  im  12.  und  den  folgen- 
den Jahrhunderten  zugewandt.  Österreich  steht  auch  diesmal,  wie  seit 
längerer  Zeit  in  diesen  Arbeiten*),  im  Vordergrund  mit  den  Aufsätzen 
Siegels  (Nr.  103)  und  v.  Zallingers  (Nr.  121);  neben  sie  stellt  sieh 
eine  Arbeit  Fronsdorffs  (Nr.  2())  über  die  Kölner  nienstmauneurechte. 
F.  bewciist  unter  Jieigabe  einer  vorzüglichen  Ausgabe  der  iura  minis- 
terialiuni  beati  l'etri  nebst  umfassenden  sachlichen  Anmerkungen,  dafs 
das  ältere  lateinische  Dienstmaiinenrecht  von  Köln  etwa  um  11 55,  das 
deutsche  dagegen,  welches  in  2  liezensioncn  vorliegt,  etwa  ein  Jahrhun- 
dert später  entstanden  sei;  zugleicli  macht  er  auf  die  in  beiden  Hechten 
vorliegenden  sachlichen  Differenzen  besonders  aufmerksam^).  Im  Gegen- 
sätze zu  dieser  sich  an  eine  bestimmte  Urkunde  anlehnenden  Unter- 
suchung sucht  Siegel  die  rechtliche  Stellung  der  osterreicliischen  Dienst- 
mannen  im  11.  und  13.  Jh.  allseitig  aufzuhellen;  im  Vordergründe  der 
Zeugnisse  stehen  freilich  auch  bei  ihm  zwei  Hauptquellen,  das  von  Siegel 
auch  nach  den  Forschungen  v.  Luschins^)  noch  in  das  J.  1237  gesetzte 
österreichische  Laudrecht  und  die  in  Haupts  Zeitschr.  f.  deutsches  Altert. 
Bd.  4  unter  dem  Namen  Seifi-ied  Helbliug  veröffentlichten  Gedichte  des 
Ritters  eines  hervorragenden  österreichischen  Dienstmannen  •'').  Die  öster- 
reichischen Dieustmanneu  waren  ihrer  Stellung  nach ,  mit  Ausnahme  der 
sehr  zurücktretenden  gräflichen  und  stiftischen  Dienstmauueu,  Ministeria- 
len des  Landes ,  und  daher  mit  diesem  zugleich  an  den  Laudesfürsten 
verlohntes  lleichseigeutura:  dieser  Zusammenhang  kommt  namentlich  darin 
zum  Ausdruck,  dafs  die  Dienstraannen  dem  Herzog  die  Treue  in  beson- 
derem Eide  geloben,  welche  sie  dem  Reiche  wegen  ihrer  Geburt  schuldig 
sind.  Trotz  ihrer  rechtlich  durchaus  unfreien  Stellung*')  —  sie  waren 
im  Familienrecht  wie  im  Güterrecht  nur  innerhalb  ihrer  Genossen  frei, 
bei  jedem  Verkehr  nach    aufsen    aber    den  lästigsten  Beschränkungen  sei- 


1)  Heinrich  IV.  im  Jahre  1076  (Progr.  des  Domgymn.   in  Magdeburg,  Progr.-Nr.  21C). 

2)  Nach  V.  Fürth,  Die  Ministerialen,  1836,  und  Nitz  seh,  Ministerialität  und 
Bürgertum,  1859,  sind  liauptsüclilich  erscliienen :  Kicker,  Die  Reichs-Hofbeamten  der 
staufischen  Periode,  SB.  der  Wiener  Akad.  40  (1862),  447—549;  v.  Zal  1  i  n  gcr ,.  Mini- 
steriales  und  Milites,  1878;  Jiiger,  Die  Entstehung  und  Ausbildung  der  sozialen  Sliinde 
in  Tirol,  1881  (für  die  Ministerialen  S.  426 — 478);  daneben  nicht  speziell  österreichisch 
V.  Schele,  Über  die  Freiheit  und  Unfreiheit  der  Ministerialen  des  Mittelalters,  1868; 
und  V.  Borch,  Kitter  und  Dienstmannen  fürstlicher  und  gräflicher  Herkunft,  1881 
Vgl.   Siegel  a.  a.  O.  S.  236  Note  2. 

3)  L'ber  die  den  Dienstrechten  beigegebene  Ausgabe  des  servitium  quotidianum  s. 
oben. 

4)  Lu  seh  in  v.  Ebengreuth,  Die  Entstehungszeit  des  Österreich.  Landrechts, 
1872. 

5)  Über  Seifrid  Ilelbling  s.  neuerdings  T.  Seemüller,  Studien  zum  kleinen  Luci- 
darius,  SB.   der  Wiener  Akad.  Bd.    102,   567—674. 

6)  Mit  Recht  bemerkt  Siegel  S.  242 — 3  Note  3,  dafs  es  keinen  gröfseren  Irrtum 
giebt,  als  der  .ist ,  von  dem  die  Mehrzahl  der  Rechtshistorikor  ausgeht,  der  Glaube  näm- 
lich ,  die  Rittermäfsigkeit  sei  durch  die  Freiheit  bedingt  gewesen.  Letztere  war  ein  gar 
seltenes  Gut,  das  nur  wenigen  eignete,  während  es  der  Ritter  sehr  viele  gab 
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tens  des  Herrn  unterworfen;  im  Prozefsrecht  unterlagen  sie  den  strengen 
Sätzen  des  Rechts  der  Ebenbuvt  (Hausgenossenschaft)  —  standen  die 
Dienstmanneu  sozial  sehr  hoch :  sie  waren  die  eigentlichen  Herren  im 
Lande  und  wurden  auch  schon  im  13.  Jh.  Landherren  genannt,  da  sie 
über  sich  nicht  allzuviele  freie  Grafen  und  Herreu  und  neben  oder  besser 
gesagt  unter  sich  nur  wenige  nicht  ministerialische  Eitter  hatten,  welche, 
Eigenleute  des  Reichs,  von  diesem  als  Wehrmänner  oder  Eiuschildige  bei 
der  Kolonisation  augesetzt  worden  waren.  Diese  hohe  soziale  Stellung 
der  Dienstmannen  beruhte,  abgesehen  von  ihrer  Bedeutung  als  alleiniger 
Schirmherrn  der  geistlichen  Stiftungen,  einmal  auf  ihrem  persönlichen 
Dienstverhältnis  zum  Herzog,  weiter  auf  ihrem  bevorzugten  Gerichts- 
staude, endlich  auf  ihren  gruudherrlichen  Gerechtsamen  im  Lande.  Das 
persönliche  Dienstverhältnis  fand  seinen  Ausdruck  im  Heeres  -  und  Hofes- 
dienste. Auf  Grund  des  ersteren  entwickelte  sich  der  Dienstmann  gradezu 
zum  Bannerherrn ,  der  mit  einer  Masse  niederer  ihm  eigenhöriger  Ritter 
zu  Felde  zog: 

nie  dienstman  wart  ze  rehte 

an  riter  unde  an  knehte, 

die  ouch  ritermaezic  sin ; 
und  die  auf  diese  Weise  von  den  Dienstmannen  aufgebrachte  Heeresmacht 
machte  gegen  Ende  des  13.  Jhs.  nicht  weniger  als  vier  Fünftel  der  ge- 
samten Landesstreitmacht  aus^).  Der  Hofdienst  aber  entwickelte  sich 
gradezu  zu  einem  Recht  der  Beratung  des  Herzogs:  schon  im  12,  Jh. 
läfst  sich  ein  bei  einzelnen  Fällen  befragter  Ministerialrat  des  Laudesfürsten 
nachweisen,  und  seit  Ottokar  ist  die  Einrichtung  iu  der  Weise  ständig 
geworden,  dafs  eine  beschränkte  Anzahl  vom  Landesfürsten  ausgewählter 
Landherrn,  meist   12,  einen   verfassungsmäfsigen  Rat  desselben   bilden. 

Hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit  standen  die  Ministerialen  nur  vor 
dem  Landesherrn  als  Richter  (Gerichtsvorsitzenden)  zu  Recht ;  zudem 
hatten  sie  sich  als  wertvollstes  Kleinod  das  Privileg  einer  Berufung  an 
das  Reich  gewahrt.  Freilich  wurde  im  Laufe  des  13.  Jhs.  in  den  privi- 
legierten Gerichtsstand  eine  Bresche  gelegt,  wenigstens  hatte  er  in  Ober- 
österreich  bis  zum  Schlufs  dieses  Jhs.  für  Klagen  um  Eigen  aufgehört; 
und  König  Ottokar  suchte  auch  die  Reichsberufung  zu  gunsteu  einer  Be- 
rufung vom  Landrichter,  der  die  Funktionen  des  Landesfürsten  über- 
nehmen sollte,  an  den  Landesfürsten  selbst  zu  verdrängen.  Was  endlich 
die  grundherrlichen  Gerechtsame  der  Ministerialen  anlangt,  so  waren 
ihnen  die  äufseren  Umrisse  derselben  als  den  Verwaltern  ehemaligen 
Reichsguts  von  vornherein  zugefallen.  Aber  im  Laufe  des  13.  Jhs.  wufs- 
ten  die  Dienstmanneu  diese  Rechte  zu  erweitern  und  zu  vertiefen,  nament- 
lich wurde  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  auch  auf  Mord,  Diebstahl, 
Notzucht,  Brandstiftung,  also  auf  die  bisher  dem  Land  vorbehaltent; 
Blutgerichtsbarkeit,  ausgedehnt.  —  Gegenüber  diesen  umfassenden  For- 
schungen Siegels  geht  die  Arbeit  v.  Zalliugers  zunächst  nur  darauf  aus, 
die    eigentümliche  Nomenklatur    des    von  Bischoff  herausgegebenen   steiri- 


1)  Einzelne  Ministerialen  führen  bei  einer  Gesamtmatrilccl  von  2000  Mann  300  Mann 
zu  Felde. 
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schon  LaiKlrcclit«  ') ,  dan  vi.rimillicli  der  2.  Hallt«;  de«  11.  Jhs.  augehürt, 
fiii"  di(!  ritt(;rlichi)ii  KlaHHcn  zu  uiiterHUcljoii ;  aber  iiutürlich  fallen  bei 
dicscia  Vorhabon  wiodorliolt  Htarko  liiclitor  auf  die  weitere  thatHÜehliche 
l'lntwiekelunji;,  .so  dal«  der  /allingerKche  Aufsatz  bis  zu  einem  gewissen 
(jrade  al«  l<'ortsetzun<^  de«  Sie^ulschen  {gelten  kann.  Z.  findet  fol^^ende 
Abstufungen  der  ritterlichen  KlasHon  im  «toir.  Landr. :  1.  Dienstherren 
oder  lierron  sclilochthin :  die  alten  MiniBterialen,  jetzt  die  GeHamtheit  des 
Kerroiiätaudes ,  da  die  alten  freien  DynaHtengeachlechter  in  Steiermark 
während  des  15.  Jhs.  bis  auf  oina,  die  Grafen  von  l'fannberg,  orloHchen 
.sind.  2.  Edelloute,  die  Va.sallen  der  Dienstherren,  der  alte  niedere  un- 
freie Hitterstand ;  sie  zerfallen  wieder  iu  a)  Landleute,  den  unfreien  Kit- 
terstand speziell  des  steirischen  Herzogs  bzw.  des  Landes  Steiermark, 
früher  (com)i)rovineiales  und  proprii  genannt,  b)  fürstliche  Gotteshaus- 
leute, die  unfreie  llitterschaft  speziell  der  geistlichen  Stiftungen  ,  von  ge- 
ringer Bedeutung,  c)  die  Eigenleute,  die  unfreie  Kitterschaft  speziell  der 
Dienslherreu.  Charakteristisch  ist  für  die  letzte,  von  allen  am  tiefsten 
stellende  Gruppe,  dafs  sie  allein  und  mit  Kocht  technisch  den  Namen 
„Eigenleute"  führt,  so  dafs  thatsächlicli  sich  der  Kegritf  der  persönlichen 
Eigenschaft,  der  Leibeigenschaft  im  strengen  Sinne  des  Wortes,  wenig- 
stens in  den  österreichischen  Ländern,  am  längsten  bei  einer  ritterlichen 
Standesklasse  erhalten  hat.  Den  Eigenleutou  gegenüber  erscheinen  die 
Bauern  als  ,, Holden"  ihrer  Grundlierreu,  das  Kecht  des  Herren  bezieht 
sich  nur  mittelbar  auf  ihre  Person,  direkt  nur  auf  den  von  ihnen  beses- 
senen Grund  und  Boden;  sie  erscheinen  daher  als  frei  und  werden  auch 
von  der  Zeit  geradezu  als  Freie  bezeichnet.  Seifried  Helbling  sagt  von 
Österreich : 

in  disem  laut  ze  rehte 

sint  riter  edel  knehte 

eigen  der  rehten  dienstmann'  [d.  h.  der  Dienstherren], 

die  daz  riche  horent  au  ; 

die  g  e  b  u  r  e  n  alle  v  r  i , 

swer  ir  guot  ze  rehte  si, 

si  sitzeut  üf  burcrehte, 

dienstman  riter  knehte 

jehent  ir  ze  holden, 

daz   sie  dienen    solden 

niht  wan  ir  rehten  zins. 
Ich  führe  diese  Stelle  wie  die  Worte  Siegels  oben  S.  146  N.  6  ausdrück- 
lich an,  um  auch  hier  der  gänzlich  unbegründeten  .Annahme  entgegenzu- 
treten, als  ob  die  landarbeitenden  Klassen  im  späteren  Mittelalter  einer  immer 
drückenderen  Unfreiheit  —  rechtlich  wie  ökonomisch  —  verfallen  wären. 
Nein  :  sie  wui'den  stets  freier,  der  Eutwickelungsgang  der  Volkswirtschaft 
lief  im  14.  und  15.  Jh.  immer  stärker  auf  eine  allmähliche  Emanzipation 
des  Bauernstandes  und  eine  Befreiung  von  den  historisch  gewordenen 
Fesseln    der  Naturalwirtschaft    hinaus.     Erst    seit    der    2.   H.  des   15.  Jhs. 


1)  Steiermäikisches  Landrecht    des  IMittelalters ,    bearb.    von  E.  Bisch  off,    hrsgg. 
vom  bist.  Ver.  f.  Steiermark,  Graz,  1875. 
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wurde  diese  Entwickeluug  durchbrochen,  nicht  zum  Geringsten  durch  die 
Wehen  der  modernen  absolutistischen  Staatsform  sowie  die  Kezeption  des 
römischen  Rechts  und  die  diese  Rezeption  ausnutzenden  finanziellen  Ten- 
denzen eines  verarmten  Adels;  die  Folge  war  die  gewaltsame  Reaktion 
der  Bauernkriege.  In  diesen  Zusammenhang  führt  in  trefflicher  Weise 
die  Arbeit  Mayers  (Nr.  68)  über  jenen  innerösterreicliischen  Bauernkrieg 
des  Jahres  1515  ein,  welcher  ein  interessantes  Glied  in  der  Kette  der  Auf- 
stände bildet,  die  —  abgesehen  von  den  Ereignissen  des  15.  Jhs.  —  in 
den  Jahren  1502 — 1503  und  1513  —  1515  die  slavisch-deutschen  Lande 
erschütterten  und  deren  Geschichte  den  richtigen  Schlüssel  zum  Verständ- 
nis der  Ursachen  des  grofsen  Bauernkriegs  von  1525  abgibt.  Zunächst 
ist  bei  dem  krain -kärnthnisch  -  steirischen  Aufstand  wie  den  verwandten 
Vorgängen  in  Süddeutschland  und  Ungarn  die  Thatsache  gegenüber  neueren 
Fälschungsversuchen  zu  betonen,  dafs,  im  Gegensatz  zum  Elsasser  Bund- 
schuh von  1493,  niemals  von  Aufstau dsursachen  und  Forderungen  reli- 
giöser Natur  die  Rede  ist:  alle  Beschwerden  der  Bauern  von  den  ersten 
persönlich  und  lokal  gehaltenen  Anträgen  bis  zu  den  späteren  grofsen 
Kodifikationen  beziehen  sich  ganz  ausschliefslich  auf  das  politische  und 
soziale  Gebiet;  ja  die  Bauern  versuchen  in  Österreich  gerade  den  nie- 
deren Klerus,  und  wie  es  scheint  nicht  ohne  Erfolg,  in  ihre  Bewegung 
hineinzuziehen.  Auf  politischem  Gebiete  sind  es  namentlich  die  schwie- 
rigen Steuerverhältnisse,  welche  den  Bauer  zum  Aufruhr  treiben :  die  bis 
dahin  unerhörten  Anforderungen  des  Staates,  in  Österreich  noch  durch 
die  fortwährenden  Kriege  Maximilians  I.  verstärkt,  trafen  zunächst  die 
Stände,  wurden  aber  von  diesen  auf  die  Untertanen  abgewälzt:  so  kam 
zu  der  erhöhten  Belastvmg  ungerechte  Verteilung  und  drückendste  Er- 
hebungsart. Zudem  war  der  Argwohn  der  Bauern ,  die  vom  Grundherrn 
erhobene  Steuer  fliefse  bisweilen  gar  nicht  in  die  Landeskasse  ab,  wohl 
häufig  genug  begründet;  die  Vermutung  wurde  offen  ausgesprochen,  der 
Kaiser  könne  unmöglich  so  viel  fordern,  als  erhoben  werde;  auf  diesem 
Argwohn  beruht  das  im  österreichischen  Bauernaufstand  wiederholt  mit 
grofsem  Erfolg  verbreitete  Gerücht,  der  Kaiser  sei  den  Forderungen  der 
Bauern  günstig,  ein  Gerücht,  welches  Max  sogar  vor  den  Ständen  zu 
widerlegen  für  nötig  hält.  Neben  den  politischen  Anforderungen  lastete 
auf  dem  Bauer  der  finanzielle  Ruin  der  alten  aristokratischen  Stände,  des 
Adels  und  der  Kirche ;  die  Gewandtheit  der  Grundherrn  in  Erfindung 
neuer  Lasten  wurde  immer  gröfser.  Man  verfuhr  in  dieser  Hinsicht  in 
dreifacher  Weise.  Einmal  griff  man  zur  rabbulistischen  Auslegung  der 
Urbare:  gewisse  bei  Frohnden  übliche  Gegenleistungen  seitens  der  Herr- 
schaft sollten  nicht  mehr  gegeben  werden,  weil  sie  im  Urbar  meist  nicht 
verzeichnet  waren;  abgelöste  Naturalleistungen,  deren  Ablösungssumme 
bei  gestiegenen  Preisen  dem  alten  Naturalwert  nicht  mehr  entsprach, 
wurden  nach  älteren  Aufzeichnungen  wieder  in  natura  erhoben;  grund- 
herrliche Rechte  wurden  zu  hoch  verpfändet,  so  dafs  der  Pfandinhaber 
trotz  entgegenstehender  Klauseln  zur  Aussaugung  der  Bauern  neigte,  u.  s.  w. 
Dann  eliminierte  man  das  blofse  grundherrliche  Obereigentum  an  Gemein- 
heiten kraft  römischen  Rechts:  von  der  Allmende  wurden  Zinse  erhoben; 
der  Wald  wurde  befriedigt,    der  Fischfang    verboten.     Endlich  aber  griff 


]5()  Lilteratur. 

iiiiiii  uiif  oiiiu  l'ruxiK  zur  Krliöliun;^  dur  Einnuhriicn  zurück,  duruu  Au- 
woiiduiif^  Soetboor  Hchou  für  dun  '.».  .111.  wulirscliuinlich  f^emiicht  hat: 
man  Vürjjrössürte  diu  ZiiiBmarHo,  man  iialiui  dun  Kreuzer  zu  4  ITuiinigen 
Blatt  zu  3  u.  a.  m.  Alle  diowo  ,, neuen  l'ündloin"  urtru^^j  der  Hauer  um 
so  wonij^or,  als  sein  SelbHlgefuhl  bei  zunehmender  Freiheit  und  Wohl- 
habenheit Hehr  go8tie{^en  und  auch  vom  (Grundherrn  als  gestiegen  aner- 
kannt worden  war:  «o  deponieren  z.  H.  die  Stünde,  das  Hesthaupt  sei 
vor  Alters  meist  üblich  gewesen,  aber  Viele  erhöben  es  niclit  mehr,  und 
der  Kdelinann  Wolf  von  Stulienberg  ermahnt  um  1  .OOO  seine  Söhne: 
Lieben  sun,  habts  enke  arme  leut  schon,  da  bitt  ich  enk  umb, 
und  was  sie  enk  schuldig  sein ,  des  nembts  und  huots  ir  vor  steior 
und  nembts  nit  sterboxen  [d.  i.  das  Besthaupt],  da  bit  ich  enk 
umb').  Wie  wohl  der  Bauer  von  vernünftigen  Herrschaften  gehalten 
werden  mul'sle,  zeigen  namentlich  auch  die  A'on  Mayer  mit  Kecht  mehr- 
fach excerpierten  trefflichen  iJriefo  des  Bischofs  Sixtus  von  Freising  ^). 
iiei  einem  so  starken  Selbstgefühl  des  Bauern  konnte  eine  Keaktion  nicht 
ausbleiben :  das  Wort  stara  pravda  (altes  Becht)  wurde  gegenüber  den 
neuen  Fündloin  die  Bauernlosung.  Die  Bewegung  selbst  scheint  dann 
ganz  spontan  unter  zufälligem  Anlal's  entstanden  zu  sein,  wenigstens  ist 
weder  mit  dem  armen  Konrad  in  Schwaben  noch  mit  der  ungarischen 
Bewegung  von  1514  ein  Zusammenhang,  etwa  durch  Übergang  der  Agi- 
tatoren, festzustellen.  Auch  die  schriftliche  Agitation  in  der  eigentüm- 
lichen I'orm  von  Prognostiken  oder  Praktiken  kann  keine  allzu  grofse 
Wirkung  hervorgerufen  haben  ^).  Der  Vorlauf  des  Aufstandes  selbst 
bietet  nichts  Ungewöhnliches;  wie  auch  sonst,  schwoll  die  Bewegung 
langsam  mit  kommendem  Frühjahr  an,  erging  sich  im  Sommer  in  starken 
Eohheiten  und  Avurde  dann  durch  eine  kleine  neugeworbene  Truppe  — 
die  alten  Fufstruppen  fraternisierten  teilweis  mit  den  Bauern  —  bis  zum 
Herbst  (August,  spätestens  vielleicht  erst  September)  unterdrückt.  Be- 
zeichnend sind  dagegen  wieder  die  Verhandlungen  nach  der  Unterdrük- 
kuug  des  Aufstandes.  Der  Kaiser  schlug  eine  umfassende  Enquete  über  die 
ländlichen  Zustände  und  hieran  sich  anschliefsende  Keformen  vor,  ferner 
legte  er  ein  sehr  detailliertes  Strafmandat  für  alle  am  Aufstand  Betei- 
ligten vor,  das  im  Wesentlichen  auf  ein  kompliziertes  System  einmaliger 
abgestufter  Kopfsteuern  und  ständiger  Grundsteuern  hinauslief;  nament- 
lich sollte  zur  Warnung  für  spätere  Zeiten  von  jeder  Hufe  ein  ,, Bund- 
pfennig"   erhoben    werden"*).      Die    Stände    nahmen    die    zweite    Vorlage 


1)  Luscliiu  V.  Eb  engreu  th,  Studien  z.  Gesch.  d.  steirischen  Adels  im  16.  Jh. 
(Mitt.  d.   hist.   Vor.   i.  Steiermark,  Heft  23,   53). 

2)  Erhalten  im  erzb.  Archiv  zu  München  IV,  124;  vgl.  darüber  ^Älayer  in  den 
Reitr.  z  Kunde  steierm.  Geschichtsquellen  15,  39  —  66.  S.  auch  noch  die  Aufsätze: 
Über  die  krainischen  Bauern  im  Mittelalter  und  Über  Ursprung  und  Beschaffenheit  der 
Urbarialabgaben   in  Innerösterreich,  in  Hormayrs  Archiv,   1818. 

3)  Freilich  verkündete  Georg  Tannstetter,  fast  identisch  mit  dem  Astrologen  Strolein 
in  Ulm,  in  seiner  Prophezeiung  auf  das  Jahr  1515  Unruhen  unter  dem  ,. gemeinen  volcke" 
in  Osterreich.  Vgl.  über  den  Gegenstand  überhaupt  J.  Friedrich,  Astrologie  und 
Keformation,  oder  die  Astrologen  als  Prediger  der  Reformation  und  Urheber  des  Bauern- 
kriegs, 1864. 

4)  Über  verwandte  Mafsregelu,  aber  viel  strengerer  Art,  vgl.  die  Arbeit  von  Poin- 
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unter  gewissen  speziell  ihren  Vorteil  treffenden  Milderungen  an  und 
stimmten  der  Verwendung  der  so  zu  erhebenden  Gelder  zu  Zwecken  der 
Landessicherheit  (Bau  von  Zeughäusern,  Einrichtung  einer  Landgendar- 
merie u.  s.  w.)  zu;  den  ersten  Punkt  ignorierten  sie  einfach.  Die  Folgen 
dieser  auch  sonst  meist  beliebten  Behandlung  der  bäuerlichen  Forderungen 
sind  bekannt:  unter  Anwendung  namentlich  der  Principien  des  mittler- 
weile voll  recipierten  römischen  Rechtes  wurden  die  landarbeitenden 
Ellassen  in  eine  Hörigkeit  hinabgedrückt,  welche  zumeist  schlimmer  war, 
als  die  Unfreiheit  des  früheren  und  späteren  Mittelalters.  Unter  diesen 
Umständen  wird  es  für  den  Wirtschaftshistoriker  von  grofser  Wichtigkeit, 
den  noch  immer  lebhaft  geführten  Erörterungen  der  Juristen  über  die 
Wirkungen  der  Eezeption  in  Deutschland  zu  folgen ;  und  gerade  das  Jahr 
1883  hat  in  dieser  Hinsicht  zwei  interessante  Abhandlungen  gebracht. 
Boretius  (No.  6)  erzählt  knapp  und  klar  den  Hergang  der  Eezeption 
wie  die  ihm  folgende  Umwandlung  des  Rechts  i):  ihre  Hauptbedeutung 
findet  er  darin ,  dafs  einmal  das  römische  Recht  von  nun  ab  eine  der 
Grundlagen  zur  Ausbildung  eines  allgemeinen  deutschen  Rechtes  gegen- 
über der  lokalen  Zersplitterung  des  mittelalterlichen  Rechtes  abgeben 
konnte ,  und  dafs  weiterhin  die  Rezeption  bei  der  infolge  des  Um- 
schwungs der  materiellen  Kidtur  in  Aussicht  stehenden  Umbildung  des 
deutschen  Rechts  Geburtshilfe  leistete.  Diese  Anschauimg  ergibt  gewifs 
die  Hauptmomente,  in  welchen  die  Rezeption  des  römischen  Rechts  wohl- 
thätig  wirkte.  Indes  ist  doch  zu  bedenken,  dafs  die  Rezeption,  was  den 
zweiten  Punkt  anlangt,  zunächst  fast  nur  an  die  Weiterbildung  des  deut- 
schen Rechts  in  den  Städten  anknüpfte  und  dadurch  den  schon  vorhan- 
denen allzu  schroffen  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  in  Recht  und  ma- 
terieller Kultur  vergröfsern  mufste.  Da  nun  aber  das  vornehmlich  in- 
folge städtischer  Bedürfnisse  rezipierte  römische  Recht  auch  dem  platten 
Lande  aufoktroyiert  wurde,  so  ergab  sich  seit  etwa  1480  eine  immer 
hochgradigere  Gährung,  welche  der  Rezeption  auf  dem  Gebiete  des  ma- 
teriellen Rechts  namentlich  Verdunkelung  oder  Entziehung  der  bäuer- 
lichen gemeinen  Nutzungsrechte  vorwarf  und  schliefslich  zu  den  Bauern- 
kriegen führte.  Dafs  die  grundherrliche  Reaktion,  welche  auf  die  Über- 
wältigung der  Bauern  folgte,  sich  nicht  des  römischen  Rechts  zur  Knech- 
tung der  Hörigen  weit  über  deutschrechtliches  Mafs  hinaus  bedient  habe, 
ist  doch  schwer  zu  bestreiten ,  wenngleich  hier  freilich  das  römische 
Recht  nur  Mittel  zum  Zweck  war.  Der  Satz  von  Boretius  S.  120:  es 
läfst  sich  durchaus  nicht  sagen,  dafs  unmittelbar  das  römische  Recht  zur 
Beseitigung  dieser  (deutschen  bäuerlichen)  Grundbesitz-  und  Grundnutzungs- 


s  i  g  n  0  n  (No.  83) ,  in  welcher  ein  allerdings  nicht  vollständiges  Verzeichnis  über  die 
nach  dein  Bauernkriege  erhobenen  Brandschatzungeu  in  den  österreichischen  Dörfern  des 
Breisgaus  zum  Abdruck  gelangt  ,  welches  auch  statistisch  durch  Angabe  der  Häuserzahl 
von  Wert  ist. 

1)  Besonders  treffend  setzt  er  den  meist  weniger  beachteten  Grund  für  die  Rezeption 
auseinander ,  dafs  der  deutsche  Schöffe  ganz  nach  freiem  Ermessen  zu  urteilen  hatte ,  so 
dafs  er  ,  wenn  er  des  römischen  Rechts  kundig  war  und  es  für  besser  hielt ,  nach  deut- 
scher Rcchtsanschaung  sehr  wohl  befugt  erschien ,  das  römische  Recht  seiner  Urtcils- 
findung  zu  Grunde  zu  legen. 


]^52  l.iltoiHtur. 

vciliiillniHso  ;^(liilirl  lial  —  in!  j^owÜ'h  richtig:  allein  zieht  mau  die  viel- 
leicht iriÜHbräuchlichu  aber  thatBÜchlich  erfol^^te  iienutzun^;  des  römischen 
KechtM  hier  wie  BoiiHt  billi;;erwüiHe  mit  in  die  Geschichte  der  llozeplion 
hinein  ,  so  wird  man  hinBichtlich  de«  platton  iiandes  doch  nicht  ;;anz 
dem  vortoilhatlen  Itilde  beiHtinimen  können  ,  welches  IJoretius  vom  Ein- 
ilul's  dos  röniischen  Ucchts  entwirft.  Audi  im  Übrigen  worden  die  gün- 
btigen  Folgen  tler  Keziiption  von  H.  Hohr  hervorgehoben;  so  mit  beson- 
ilerer  Hotonung  auch  für  das  öflentlicho  und  Staat«loben  im  Sinne  fester 
Hegriinduiig  clor  landesherrlichen  üewalt,  (d)gleich  doch  für  diese  und  die 
Kntwickelung  des  Absolutismus  dor  Grundstein  schon  längst  vor  der  Ke- 
zoption  des  römischen  Hechts  in  der  Ausbildung  der  territorialen  iJe- 
amtenverwaltuDg  gelegt  war.  Es  lileibt  doch  immer  bestohen ,  dafs  mit 
dem  römischen  Itecht,  auch  in  den  der  Kezeption  zu  Grunde  liegenden 
Eormen ,  fremdes,  nicht  nationales  Hecht  importiert  wurde;  mochte  es 
sich  noch  so  sehr  der  EntwickeUing  unserer  materiellen  Kultur  um  die 
Wonde  des  15.  und  16.  Jhs.  im  »Sinne  energischer  Beförderung  derselben 
anschliel'sen,  mochte  es  zugleich  nur  eine  Seite  des  Humanismus,  ein 
Teil  einer  weit  ausgedehnteren  Hezeption  klassischer  Empfindungs-  und 
Denkweise  auf  dem  Gebiete  der  geistigen  Kultur  überhaupt  sein :  es  blieb 
doch  in  gewissen  Richtungen ,  die  mit  den  rezipierten  Hechtsteilen  eng 
zusammenhängen,  unserem  nationalen  Wesen  durchaus  fremd  und  daher 
auch   im   Ganzen   unsympathisch. 

Den  Beweis  für  diese  Behauptung  orbringt  wenigstens  mittelbar  und 
von  einem  bestimmten  Gesichtspunkte  aus  0.  Gierke  in  seiner  geist- 
reichen Studie  über  Naturrecht  und  deutsches  Hecht  (No.  29).  Den 
Kern  des  Gierkeschen  Vortrags  bildet  die  geschichtliche  Darlegung  der 
gegenseitigen  Einflüsse  des  positiven  Hechts  in  Deutschland  seit  dem 
16.  Jh.  einerseits,  mag  es  nun  materiell  auf  Gi'und  antik-römischen  oder 
aus  mittelalterlich-germanischem  Hecht  weiter  gebildet  sein,  und  des  na- 
turrechtlichen Gedankens  andererseits ,  wie  er  sich  zuerst  im  Gegensatz 
zum  bestehenden  positiven  Hechte  als  etwas  für  sich  Bestehendes  aus 
der  vereinten  Arbeit  der  philosophischen  Scholastik  und  der  gelehrten 
Jurisprudenz  des  Mittelalters  entwickelte.  G.  zeigt,  wie  dieses  Natur- 
recht mit  der  Rezeption  zunächst  —  wenigstens  für  die  leitenden  Stände, 
die  Bauern  konstruierten  sich  ein  Naturrecht  aus  germanischen  und  neu- 
testamoutlichen  Anschauungen  —  fast  ganz  dem  logisch  durchgebildeten 
römischen  Recht  unterliegt :  das  Corpus  iuris  gilt  als  die  ratio  scripta. 
^Ulein  da  in  Deutschland  nicht  das  rein  römische  Hecht ,  sondern  das 
namentlich  von  italienischer  Jurisprudenz  erzeugte  mittelalterliche  Misch- 
recht der  Glossatoren  und  Postglossatoren  faktisch  eingeführt  wurde,  so 
gewinnt  die  naturrechtliche  Spekulation,  indem  sie  auf  das  reine  römi- 
sche Hecht  zurückgeht,  sehr  bald  wieder  gegenüber  dem  positiven  Hechte 
auch  der  Hezeption  einen  gesonderten  festen  Boden.  Diesen  erweitert  sie 
im  1 7.  Jh.  unter  Abweichen  von  der  römischen  ratio  scripta  immer  mehr 
und  mehr  durch  eine  rechtsphilosophische  Betrachtung ;  und  in  dieser 
Gestalt  gewinnt  sie  im  18.  Jh.  EinÜufs  auf  das  positive  Hecht:  die  He- 
formgesetzgebung  des  aufgeklärten  Absolutismus  bildet  nach  ihr  Staats- 
recht,   Kirchenrecht,    Strafrecht  und  öffentliches  Hecht   um,    das  Völker- 
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recht  wird  unter  ihrem  Einflufs  gradezu  neu  geschaffen.  Aber  der  Cha- 
rakter dieser  jetzt  im  positiven  Hecht  siegenden  naturrechtlichen  Doktrin 
ist  nun  keineswegs  mehr  spezifisch  römisch -rechtlich ;  vielmehr  waren 
die  neuen  Gedanken  in  ihr  wesentlich  von  germanischem  Fleisch  und 
Blut.  G.  fiihrt  S.  26  f.  für  die  letztere  Behauptung  in  knappster  Form 
eine  lleihe  von  Belegen  an ,  indem  er  auf  die  Frage  des  Verhältnisses 
von  Becht  zu  Staat,  die  Auffassung  vom  Kulturberuf  des  Staats,  den 
Charakter  des  öffentlichen  Hechts,  die  Stellung  des  Individuums  zum 
Staate,  das  Schicksal  des  Genossenschaftsbegriffs,  die  Fortbildung  des 
Staatsrechts  wie  des  Privatrechts  eingeht  und  bei  jedem  dieser  einzelnen 
Themata  untersucht,  wieviel  die  jeweilige  natvirrechtliche  Auffassung  des 
17.  und  18.  Jhs.  dem  Begriffskreise  des  römischen  Eechts ,  wieviel  der 
deutschen  Kechtsanschauung  verdankt.  In  diesen  kurzen  nur  5  Seiten 
umfassenden  Ausführungen ,  welche  man  bei  G.  selbst  nachlesen  mag, 
liegt  wohl  das  wesentlichste  Verdienst  des  Vortrags.  Es  ergibt  sich  aus 
ihnen,  dafs  die  deutsche  liechtsanschauung  schon  im  17.  und  18.  Jh. 
durch  Vermittelung  des  Naturrechts  gerade  gegen  die  innersten  Auffas- 
sungen, die  eigentliche  Lebeusluft  des  römischen  Rechts  lebhaft  reagiert, 
bis  mit  unserem  Jh.  die  historische  Kechtsschule  durch  wissenschaftliche 
Vergegenwärtigung  der  deutschen  Rechtsentwickelung  diesem  Streben  in 
bis  dahin  ungeahnter  Weise  zu  Hilfe  kommt. 

Gegenüber  diesen  juristischen  Erörterungen  steht  die  Wirtschaftsge- 
schichte in  der  Kenntnis  der  thatsächlichen  Verhältnisse  speziell  der  land- 
arbeitenden Klassen  im  16.  bis  18.  Jh.  noch  sehr  zurück:  es  ist  das  um 
so  weniger  zu  verwundern,  als  freilich  die  bäuerlichen  Zustände  dieser  Zeit 
niemand  zur  Untersuchung  besonders  verlocken  können  ^).  Dies  macht 
sich  auch  in  den  Studien  des  Jahres  1883  wieder  bemerklich;  es  läfst 
sich  nur  eine  kleine  Arbeit  für  die  Geschichte  dieser  Jahrhunderte  an- 
führen (Ko.   104). 

Um  so  mehr  sei  für  unser  Jahrhundert  die  prächtige  Arbeit  von 
S  chnapper- A  rndt  (No.  97)  empfohlen,  welche,  vielfach  auch  in  die 
Vergangenheit  zurückgreifend,  ein  eingehend  und  liebevoll  gezeichnetes 
Lebensbild  von  dem  agrarischen  Kleinleben  fünf  hochgelegener  Taunus- 
dörfer entwirft,  und  in  den  Anhängen  auch  über  die  weitere  Um- 
gegend dieser  Dörfer  wertvolle  agrar  -  und  industriestatistische  Aufklä- 
rungen bietet^).  Neben  dem  Buche  S.'s  dürfte  für  den  Wirtschaftshisto- 
riker von  denjenigen  Publikationen  des  Jahres  1883,  welche  sich  mit  der 
Gegenwart  beschäftigen,  namentlich  noch  die  Studie  v.  Inama-Ster- 
neggs  (No.   49)  über  die  Familien-Fideikommisse   in  Österreich  von  un- 


1)  Doch  ist  das  Thema  in  Frankreich  ein  iminerliin  sehr  beliebtes;  von  iieiuren 
Erscheinungen  führe  ich  an:  Mathieu,  L'ancien  regime  dans  les  provinces  do  Lor- 
raine et  Barrois,  Paris,  1879;  Babeau,  Le  village  sous  l'ancien  regime,  Paris,  1879; 
Babeau,  La  vie  riirale  dans  l'ancienne  France,  Paris,  1883;  de  Calonne,  La  vie 
agricole  sous  l'ancien  regime  en  Picardic  et  cn  Ai'tois ,  Paris,  1883.  Der  Aufsatz  von 
Brunetifere,  Le  paysan  sous  l'ancien  regime  in  der  Revue  de  dcux  mondes  1883 
April  bildet  nur  eine  Besprechung  der  vier  genannten  Sciiriften.  Für  Belgien  vgl.  zum 
Jahre    1883   die   oben   unter   No.   2.5   genannte  Arbeit  von    F  r  ;i  ii  c  o  1 1  e. 

2)  Für  Rufsland  vgl.  die  Arbeit  von  v.  d.  Brüggen  (No.  10);  für  die  Provinz 
Posen  schlägt  hier  auch  teilweis  die  Arbeit  Bergmanns  (No.  5)  ein. 
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luittulbaratum  Nutzüi»  Huin ;  «ic  wird  von  sehr  Kor^^suiucu  Zusammenstel- 
luii;^(jn  über  dio  liisloriBüliu  Eiitwickclunj^  doH  FidfikomniirtswescnB  in 
()Hlorroich  soit  dem  16.  .111.  und  duHHcii  sohr  vürHcliiedoiie  Ausbildung  in 
den  oinzülnon  Ki-onUindcrn  liinsichtlich  der  Wirthchufthurt ,  der  Grölse 
wie  der  sozialen    Wirkuii«^  des    liiHtitutcK   eingeleitet. 

Im  Anhang  zu  den  Au-sfuiirungen  diese«  .Abschnittes  sei  nuch  zweier 
lehrreicher  Arbeiten  zur  (Jeschichte  der  iSozialpolitik  Erwähnung  getlian : 
sie  sind  umsomehr  hervorzulieben ,  als  bisher  auf  diesem  (jebiete  umfas- 
sendere, den  wirtschaftlichen  Standpunkt  betonende  Arbeiten  wenigstens 
für  das  Mittelalter  nur  in  sehr  geringer  Anzahl  erschienen  sind  •;.  Und 
aucii  die  Arbeiten  Hering.s  über  die  mittelallerliulie  Vorgeschichte  der 
refonnatorischen  Licbesthiitigkeit  (Nr.  4ü)  und  liiggenbachs  über  das 
Arinenwesen  der  Keformation  (i\r.  H4)  halten  doch  noch  eine  etwas  un- 
gleiche Mitte  zwischen  theologischer  und  nationalükonomischer  Auffassung: 
noch  überwiegt  die  erstero,  sehr  natürlich  bei  dem  gewählten  Gegenstand, 
.sowie  unter  der  Erinnerung  an  die  eminente  soziale  Macht  der  Kirche 
im  Mittelalter,  deren  licdeutung  allerdings  grade  dem  Theologen  am  ehe- 
sten soziali)olitiscli-historischo  Arbeilen  nahelegt  ^).  Hering  giebt  in  dem 
18H3  erschienenen  Teile  seiner  Arbeit  eine  schön  geschriebene  Übersicht 
der  kirchlichen  Leistungen  des  Mittelalters  auf  dem  (Jebiet  der  Liebes- 
thätigkoit  seit  den  Kreuzzügen :  er  zeigt,  wie  sich  seitdem  die  Hospitäler 
uulHcrordentlich  vermehrten  (so  gab  es  in  Köln  deren  8,  am  Oberrhein 
hatten  viele  Dörfer  mit  noch  nicht  200  Einw.  ein  Hospital),  wie  neben 
ihnen  die  Hospize  für  Pilger  emporwuchsen  •^),  die  Leprosenhäuser  (Laza- 
retti)  zunahmen,  wie  ferner  das  Mönchsweseu,  speziell  die  Bettelmönche 
und  die  ihnen  affiliierten  Beghiuen  in  die  Armenpflege  ciugrifi'en,  wie 
endlich  von  den  geistlichen  liitterorden  vor  allem  dio  Johanniter  ein 
grofsartiges  Hospitalwescn  organisierten.  Und  neben  diesen  direkt  von 
der  Kirche  ausgehenden  Organisationen  stand  noch  die  durch  die  Kirche 
geregelte  und  von  ihr  ihren  Pflegeanstalten  einverleibte  Leistung  des 
Einzelneu  in  Spendung  von  Memorien  in  Geld  und  Naturalien ,  Begrün- 
dung von  Seelenmessen  mit  anschliessendem  Armeumahl  u.  s.  w. :  eine 
unendliche  Masse  verstreuter  Gaben ,  welche  wiederum  die  Kirche  in 
ihren  »Schofs  sammelte  und  von  sich  aus  den  Armen  zugehen  liefs.  Bei 
dieser  engen  Verbindung  jeder  sozialen  Hilfeleistung  mit  der  Kirche 
mufste  notwendig  die  Ausbildung  der  religiösen  Anschauungen  den  grÖfs- 
teu  Einflufs    auf   die  Entwicklung    der  Armenpflege  gewinnen.     Und    von 


1)  Die  erste  bedeutsamere  Arbeit  ist  wohl  erst  Büchers  Frauenfrage  im  Mittel- 
alter (Zs.   f.   d.   ges.   Staatbwisseiisch.   Bd.  38,   1882;   vgl.    1882  II,  5  S.  562). 

2)  Gleichwohl  haben  die  bisherigen  von  theologischer  Seite  kommenden  Arbeiten 
m.  W.  diese  Seite  wenig  hervorgehoben.  Das  gilt  doch  auch  noch  von  der  sonst  aus- 
gezeichneten Arbeit  Uhlhorns,  Vorstudien  z.  d.  Gesch.  der  Liebesthätigkeit  im  jNIittel- 
alter  (Briegers  Zs.  f.  Kirchengesch.  4,  44  f.).  Ein  fein  stilisierter  teilweiser  Auszug  die- 
ser Forschungen  unter  dem  Titel  Die  christliche  Liebesthätigkeit  der  alten  Kirche  im 
Keiclisboten  1880  Beilage  zu  Nr.  303.  Aus  früherer  Litteratur  seien  H.  Häser,  Ge- 
schichte der  christlichen  Krankenpflege,  1857,  und  Ratzinger,  Geschichte  der  kirch- 
lichen Armenpflege,   1868,  genannt. 

3)  Doch  geht  er  bei  seiner  Kritik  des  Pilgerwesens  nicht  auf  die  grofse  haudelsge- 
schichtliche  Bedeutung  desselben  ein. 
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diesem  Gesichtspunkte  aus  genommen  zeigen  sich  allerdings  neben  der 
äul'serlich  glänzenden  Entfaltung  der  Charitas  mit  dem  zunehmenden 
Verfall  des  wahrhaft  religiösen  Lebens  seit  dem  13.  Jh.  immer  tiefere 
Schatten ,  bis  am  Schlüsse  des  Mittelalters  das  Luthersche  Urteil  den 
innersten  Mangel  dieser  Charitas  trifft  mit  den  Worten :  die  Papisten 
machen  aus  Bettelwerk  Gottesdienst.  Mit  der  Fegefeuer-  und  Ablass- 
theorie war  die  unter  den  Laien  schon  früh  verbreitete  Anschauung,  dafs 
Werke  der  Barmherzigkeit  den  Himmel  ohne  Eücksicht  auf  die  Gesinnung 
des  Gebers  erschlössen*),  dogmatisch  recipiert  worden:  die  Liebesthätig- 
keit  wurde  der  Gegenstand  gemeiner  Selbstsucht.  Natürlich  wirkte  diese 
Anschauung  auch  auf  die  Stellung  des  Armen  ein:  die  Charitas  entbehrte 
der  pädagogischen  Bedeutung,  man  gab  nicht  um  des  Armen,  sondern 
nur  um  seiner  selbst  willen ;  darum  verlor  die  Armenpflege  das  höhere 
Ziel  der  systematischen  Milderung  oder  gar  Beseitigung  der  Armut.  Be- 
denkt mau  aber  weiter,  dafs  der  Scholasticismus,  wie  auch  mehrfache 
Organismen  der  Kirchenverfassung  selbst  (z.  B.  die  Bettelmönche)  in  dem 
Sinne  zum  Kommunismus  hinneigten,  dafs  sie  eine  Existenz  in  ihm  für 
besonders  und  eigentlich  allein  wahrhaft  evangelisch  ansahen,  so  erhielt 
der  Bettler  unter  dem  Eindruck  dieser  Anschauungen  noch  eine  ganz 
andere  Stellung:  er  gehörte  nicht  nur  einem  berechtigten,  sondern  sogar 
noch  scheinbar  privilegierten  Stande  an :  machte  doch  die  Kirche  ,Gott 
und  alle  Heiligen  zu  Bettlern'  2).  Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  gegenüber 
der  Wucht,  mit  welcher  dieser  religiöse  Entwicklungsgang  auf  die  Armen- 
pflege drückte ,  eine  durchschlagende  Ecaktion  blos  auf  dem  Gebiete  der 
Liebesthätigkeit  nicht  erfolgen  konnte.  Zwar  ergiebt  sich  aus  der  Ent- 
wicklung des  Städtewesens  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  ein 
Übergang  der  städtischen  Armenpflege  in  bürgerliche  Hände  insoweit,  als 
die  Bäte  die  Kontrolle  der  Hospitäler,  oft  bis  zur  Besetzung  der  Hospital- 
ämter, an  sich  rissen,  indes  eine  Änderung  der  Armenpflege  an  sich  oder 
gar  etwa  die  Errichtung  eines  Armenbudgets  findet  nicht  statt.  Nicht 
die  Armenpflege,  sondern  nur  die  Autonomie  der  Armenvorwaltung  fand 
in  den  Stadtverwaltungen  Beachtung.  Die  Folge  war,  dafs  der  spätmittel- 
alterliche  Verfall  der  kirchlichen  Armenpflege  auch  in  den  Städten  sich 
unmittelbar  bis  in  das  16.  Jh.  hinein  erstreckte.  Ungeheuer  war  die 
Zahl  der  Bettler  —  beziffert  doch  Eberlin  allein,  wie  Biggenbach  be- 
merkt, die  Zahl  der  Bettelmönche  für  Deutschland  auf  28ÜÜÜ,  für  ganz 
Europa  auf  400  000  ;  und  sieht  sich  doch  Luther  zu  dem  Ausruf  veran- 
lafst:  es  ist  der  gröfsten  Gotteswunder  Eines,  wie  wir  bei  dem  vielen 
Betteln  haben  bleiben  mögen  und  ernähret  werden.  In  die  Art  nun, 
wie  die  Reformation  dieser  Plage  Herr  wurde,  führt  die  klare  und  an- 
sprechende Arbeit  Riggenbachs  ein.  Vor  allem  stellte  die  Reformation 
dem  mittelalterlichen  Almosenbegriff  eine  grundverschiedene  Anschauung 
über    das    Wesen    der  christlichen    Charitas    entgegen :     Almosen    ist    kein 


1)  Vgl.  u.  A.  VVolff  (Nr.  119)  S.  1  ff.  Die  letzten  Bufsoniiiiui{,'cii  der  alten  Kirche 
stammen  a.  d.  11.  Jh.,  aus  späterer  Zeit  nur  noch  einige  Kompilationen  ;  v.  Wassersch- 
ieben, Die  Bufsordnuiigen   der  abendl.  Kirche  S.  95  tr. 

2)  Riggonbach,  Job.  Eberlin  S.   226. 
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VürdiciiKt,  80ii(Jcni  mir  der  HclbHlvcrhliiiidiiclic  Auslluls  chriHlliclitu  Lebuus, 
eine  Art  sponlaiior  DuiikabHtuttuiif?  gegenüber  der  uiiverdieiil  erfahre- 
nen Uiiude  Gottes.  Aul"  (iruiid  dieser  AnHchauurig,  deren  naturgeniiilHeB 
(ieliilH  die  (jeineinde  war,  (entwickelte  Kicli  jetzt  eine  ganz  neue  (Jenieinde- 
iirincMpMige ,  unil  diewe  fand  in  der  Arniiiiordnung  ihren  Ausdruck.  1{. 
führt  IH  Holcher  von  ilim  benutzter  Arnienorchiungen  für  Deutschland, 
Kngliuid  und  die  Schweiz  an  '),  unter  ihnen  vor  allern  die  von  Luther 
gebilligte  Leisniger  von  lO'iS  und  die  <ieni  grofsen  Organisator  Jiugen- 
hagen  verdankte  hraunschweiger  von  l')'2K.  Auf  ürund  dieser  Ordnungen 
ergiebt  sich  nun  folgendes  Sj-stem.  Als  oberster  Grundsatz  gilt,  dafs  die 
Arbeit  adle,  der  iJettil  mithin  ein  Unglück  und  für  Arbeitsfäliige  uner- 
laul)t  sei.  Hieraus  folgt  das  Verbot  des  Hettels  für  Arheilsfiiliige ,  sowie 
die  Veridlichtung  des  Stiuits,  arbeitsfähige  liettler  zur  Arbeit  anzuhalten. 
Für  die  verbleibenden  wirklichen  Armen  aber  wird,  entweder  in  Verbin- 
dung mit  dem  gemeinen  Kirchenbudget,  oder  besser  für  sich  abgesondert 
ein  besonderer  Arraeukasten  begründet,  dessen  Verwaltung  den  von  der 
Gemeinde  gewählten  Armonpttegern  (Diakonen,  Leviten  u.  s.  w.)  unter 
verschieden  konstruierter  Beihilfe  der  l'farrer  obliegt.  In  diesen  Armen- 
kaateii  flii'fsen  die  Kevenuen  aller  früheren  katholischen  Armenstiftungen 
—  bezeichnenderweise  auch  aller  Bettelmöncliskloster  — ,  ferner  die  Ein- 
nahmen aus  dem  Klingelbeutel,  aus  den  in  den  Kirchen  aufgestellten 
Stöcken  und  aus  besonderen  Sammlungen,  die  Einzelgaben  von  Pri- 
vat(!ii ,  besonders  bei  festlichen  Gelegenheiten ,  sowie  die  Erträge  der 
Wirtshausbüchsen.  Die  auf  Grund  dieser  Einnahmen  errichtete  Verwal- 
tung zog  bald  die  verschiedensten  Bedürfnisse  in  ihren  Bereich.  Im 
Vordergrund  des  Interesses  standen  natürlich  die  Hausarraen ,  für  die 
man  fast  nach  dem  Klberfelder  System  zu  sorgen  suchte;  daneben  nahm 
die  Armonerziehung  ein  besonders  breites  Feld  ein.  Auch  mit  den  er- 
"wachsenen  Armen  wurden  noch  Prüfungen  bezüglich  der  Religionskennt- 
nisse vorgenommen;  die  Kinder  dagegen  suchte  man  dem  arbeitsamen 
bürgerlichen  Leben  zu  gewinnen ,  indem  man  die  begabteren  der  Schule 
und  damit  der  Gelchrtenlaufbahn  zuwies ,  unter  der  Verpflichtung  der 
Wiedererstattung  ihrer  Erziehungskosten  ,wo  ihnen  ihre  band  so  lang 
wurd*,  und  die  minder  begabten  ein  Handwerk  erlernen  liefs.  I'erner 
wurden  Handwerksgesellen  und  ehrbare  Mädchen  mit  einer  Aussteuer 
,zum  Ehestand  beraten';  zu  dem  Zwecke  verlieh  der  Armeukasten  Gelder 
zu  4  "/o-  Neben  alledem  stand  die  Krankenpflege:  hier  wandte  mau  vor 
allem  das  Zellensystem  zur  Ausrottung  des  Aussatzes  an  und  machte  über- 
haupt die  Hospitäler  erst  zu  Heilanstalten.  Zugleich  kümmerte  man  sich 
um  die  Hauskranken ,  speziell  die  Wöchnerinnen :  der  Armenkasten  be- 
soldete gute  Hebammen,  ja  Calvin  stellte  Arzt  und  Chirurgen  an.  Die 
Fürsorge  der  Armenverwallung  reichte  sogar  über  den  Tod  hinaus :  Arme 
wurden  auf  Kosten  des  Kastens  begraben:  zugleich  wurde  überall  der 
F'orderung  nach  würdigeren  Friedhöfen  genügt.  Man  sieht ;  es  wurden 
hier  Forderungen    gestellt    und    teilweis    wenigstens  verwirklicht,     welche 


1)  41   von    ihnen    sind  schon   1845  zusammen  gedruckt  bei  Richter,  Die  evangeli- 
schen Kirchenordnungen  des  16.  Jhs.     2  Bde. 
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anschliefsend  an  die  Anschauungen  des  alten  und  neuen  Testaments  den 
kommunistischen  Anläufen  der  Reformationszeit  die  wahrhaft  praktische 
Seite  abgewannen ,  zugleich  aber  nur  unter  voller  Hingebung  der  Ge- 
meinden und  finanziell  glänzender  Ausstattung  der  Kasten  möglich  waren. 
Waren  daher  die  grofsartigen  Leistungen  der  Reformation  auf  dem  Ge- 
biete des  Armenwesens  aus  dem  tiefsten  Grund  der  zeitgenössischen  reli- 
giösen Erregung  und  Begeisterung  geboren,  so  wird  man  sich  über  deren 
Rückgang  mit  der  allmählichen  Versteiuerung  des  Protestantismus  in  der 
2.  H.  des    16,  Jhs.  nicht  zu  wundern  haben. 

5.  Vvvwalliiir^  und  J'erfassung.  In  diesem  Abschnitte  sei  zunächst 
im  allgemeinen  auf  die  rege  Thätigkeit  hingewiesen,  welche  seit  einigen 
Jahren  auf  dem  Gebiete  der  Landes-  bzw.  Provinzialgeschichtsschreibung 
herrscht.  War  hier  früher  die  Arbeit  wesentlich  den  Lokalforschern  über- 
lassen, so  drängt  die  Erbreiterung  der  historiographischeu  Aufgaben  von 
der  einfachen  politischen  Geschichte  zur  allseitigen  Erkenntnis  der  Ver- 
gangenheit bei  dem  Charakter  der  Sonderentwicklung,  welche  dem  deut- 
schen Mittelalter  in  höchstem,  aber  auch  der  spätem  deutscheu  (Jeschichte 
immer  noch  in  hohem  Mafse  eignet,  notwendig  immer  mehr  auf  ein  Ver- 
tiefen in  das  Lokale  oder  wenigstens  Provinzielle.  Am  deutlichsten  er- 
scheint dieser  Gang  der  historiographischeu  Forschung  auf  dem  Gebiete 
der  Quellenkunde  und  Quellenveröffentlichung  als  dem  naturgemäfser 
Methode  nach  fortgeschrittensten  Arbeitsfelde:  hier  ist  auf  die  Gesellschaft 
für  ältere  deutsche  Geschichtskunde  (Herausgeberin  der  Monumeuta  Ger- 
maniae  historica)  grade  neuerdings  wieder  eine  ganze  Reihe  verwandter 
Vereinigungen  für  provinziale  bzw.  sonstige  besondere  Zwecke  gefolgt: 
ich  nenne  hier  nur  für  den  Norden  den  hansischen  Geschichtsverein  und 
die  aufserordentlich  thätige  Kommission  der  Provinz  Sachsen  ^),  für  den 
Süden  die  allgemeine  geschichtsforschende  Gesellschaft  der  Schweiz  -)  und 
(in  gewissen  Richtungen  ihrer  Thätigkeit)  die  historische  Kommission  in 
München,  für  den  Westen  endlich  die  hist.  Kommission  für  das  Grofsherzog- 
tum  Baden  und  die  Gesellschaft  für  rheinische  Geschichtskunde  ■*).  Alle 
diese  Vereinigungen  bezwecken  in  erster  Linie  die  Herausgabe  von  Ma- 
terialien zur  Landesgeschichte,  welche  ein  weiteres  auch  über  die  Landes- 
geschichte hinausgehendes  geschichtliches  Interesse  bieten:  es  unterliegt 
kaum  einem  Zweifel,  dafs  die  in  ihrer  Begründung  zum  Ausdruck  ge- 
langte Studienrichtung  erst  im  Anfang  ihrer  Blüte  steht:  noch  steht  die 
Gründung  neuer  Editionsgesellschaften  für  bisher  nicht  vertretene  Gebiete 
zu  erwarten ,    und  noch    hat  die  Ausbeute  der    neu  erschlossenen   Quellen 


1)  Über  den  lianäischen  Geschichtsvereiu  vfjl.  lloeuiger  in  diesen  Berichten  passini. 
Die  Publikationen  der  sächsischen  Kommission  umfassen  a)  Geschiehts- 
quellen,  seit  1870,  bisher  16  Bde.,  b)  Bcsclireibende  Darstellung  der  älteren 
Bau-  und  Kuns  t  denkniä  1  e  r  (nach  Kreisen),  bisher  9  Hefte,  c)  Vorgeschicht- 
liche Altertümer,   bisher  2   Hefte.      Aufserdem   2   Festschriften 

2)  In  ihrem  jetzigen  Charakter  seit  1874  bestehend.  Publikationen  a)  Jahrbuch 
f.  schweizerische  Geschichte  (Fortsetzung  dos  (rüheren  auf  20  Bde.  gebracliten 
Archivs),  bisher  9  Bde.  b)  Anzeiger  f.  Schweiz.  A  1  te  r  t  u  ms  k  de.  ,  bisher  17  Jahr- 
gänge,    c)  Quellen,   bisher  9  Bde.  in  Arbeit. 

3)  Für  die  letzten  beiden  Institute  vgl.  zunächst  deren  Mitteilungen  bzw. 
Jahr  es  berichte. 
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kaum  b<);;oiiiH;ii.  Okic.liwohl  ist  auch  jetzt  hcIiou  viel  LebfMi  auf  dem 
F<:l(lü  laiidcsgoHdliichtliclier  DarHtoüuiit^  bemerkbar.  »So  sind  im  Jahre  18K3 
wi«!d<!rum  zwei  LandeKfjeHehichten  erHchiencn,  welche  entsprechend  den 
neueren  provinzialgeKcliic.iitlicben  Studien  die  Kulturentwicklung  und  spe- 
ziell die  Wirtschaftsgeschichte  besoiulers  betonen:  der  erste  Jland  einer 
vorzüglichen  Geschichte  des  AlgUus  von  Jiaumann  (Nr.  li)  ,  und  eine 
ebenfalls  sehr  sorgsame  (iescliiclitc  des  Fürstentums  Oels  im  Mittelalter 
von  Haueslor  (Hoeuiger  Nr.  li/)).  Namentlich  zur  Geschiclite  der  Be- 
siedlung ist  in  diesen  beiden  Arbeiten  eine  Fülle  von  Kinzelmaterial 
niedergelegt  (bei  Baumann  auch  kartographisch),  dessen  späterer  Verar- 
beitung im  Sinne  der  Statistik  nichts  im  Wege  steht,  sobald  verwandte 
Forschungen  in  den  benachbarten  Ländern  die  Übersicht  eines  gröfsereii 
Fiandkomplexes  gestatten.  Und  neben  diesen  meist  sehr  bis  ins  einzelne 
gehenden  singuliiren  Landesgcschichten  steht  noch  das  grofse  Unterneh- 
men einer  ganzen  Sammlung  deutscher  Provinzialgeschichten  seitens  des 
rerthesschen  Verlags  in  Gotha,  das  unter  der  Gunst  des  Publikums  rasch 
fortschreitet.  Es  ist  hier  nicht  der  Kaum ,  auf  diese  Sammlung  genauer 
einzugehen,  nur  eine  Übersicht  des  bisher  Erschienenen  sei  im  Vorüber- 
gehen  gegeben  *). 

Abgesehen  von  diesen  allgemeinen  Bestrebungen  steigert  sich  auch 
von  Jahr  zu  Jahr  die  Zahl  von  Sonderforschungen  zur  deutschen  Ver- 
waltungs  -  und  Verfassungsgeschichte  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte 
aus.  So  zunächst  für  die  Geschichte  der  Grundherrschaft.  Freudig  ist 
hier  vor  allem  eine  sehr  fleifsige  und  nüchtern  urteilende  Arbeit  von 
Wolff  (Nr.  119)  über  den  Erwerb  und  die  Verwaltung  des  Vermögens 
der  Abtei  Weifsenburg  i.  E. ,  namentlich  im  9,  Jh.,  zu  begrüfsen.  Wäh- 
rend das,  was  W.  über  die  Verwaltung  anführt:  dafs  dieselbe  nur  nomi- 
nell auch  dem  Konvente,  in  Wahrheit  fast  allein  dem  Abte  zustehe;  dafs 
ferner  für  die  Mönche  Privatbesitz  nachweisbar  sei :  mehr  aphoristisch 
ist,  wird  der  Erwerb  um  so  genauer  behandelt.  Die  Schenkungen  werden 
auf  ihre  Motive,  auf  ihre  etwaigen  Beschränkungen  durch  Ketraktrecht  — 
das  aber  infolge  vorheriger  Abteilung  oft  nicht  festzustellen  ist  —  auf 
die  Schenkungsobjekte  und  deren  Charakter  und  auf  etwaige  Vorbehalte 
des  Rückkaufs,  der  cessio  post  obitum,  des  Niesbrauchs  u.  s.  w.  untersucht. 
Von  besonderem  Interesse  ist  die  Zergliederung  der  usufructuarischen 
Schenkung  auf  eine  oder  mehrere  Generationen,  sowie  der  bei  dieser  Ge- 
legenheit eingegangenen  Verpflichtungen;  namentlich  ergiebt  sich,  dafs 
ein  Bekognitiouszins  mit  voller  Sicherheit  nicht  vor  765  auftritt,  wenn- 
gleich das  Kloster  vielleicht  schon  713  den  Versuch  macht,  einen  solchen 
zu  erhalten.  Schliefslich  handelt  W.  auch  noch  von  Kauf  und  Tausch, 
ihrem  relativen  Auftreten  nach  Zeit,  Ort  und  Motiven.  Eine  Übersicht 
der  wirtschaftsgeschichtlichen  Resultate  nach  einer  gewissen  Seite  hin 
liefert  W.  S.  21  in  einer  Tabelle,  welche  ich  hier  wiedergebe.  Von  den 
Erwerbsurkunden  Weifsenburgs  lauten  auf: 


1)  Lohmeyer.  Geschichte  Ost-  und  Westpreufsens,  1880  (vgl.  Sattler  in  Sybels 
Zs.  N,  P.  13  S.  229  ff);  v.  Heine  mann,  Geschichte  von  Braunschweig  und  Hannover, 
1882;  Grünh.agen,  Geschichte  Schlesiens,  1884;  Stalin.  Geschichte  Würtembergs, 
1883. 


Litteratur. 


159 


bis 

Schenkung 

bedingte 
Übertragung 

Kauf  oder 
Tauscli 

absolut 

"lo 

absolut    1   "Ig 

absolut 

752 

39 

S8 

19 

26 

II 

16 

768 

15 

83 

3 

17 
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— 

800 

84 

81 

17 

17 

2 

2 

814 

13 

72 

5 

28 

— 

— 

840 

12 

^7 

7 

33 

2 

10 

c.  870 

5 

36 

9 

64 

— 



Von  den  bediusrten  Übertragungen  lauten  auf: 


Cessio 

Vorbehalt 

Usus- 
fructus 

Ususfruct. 

Ususfruct. 
auch  V. 

Ususfruct. 
V.  fremd. 

Verpflich- 

bis 

post 
obitum 

des 
Rückkaufs 

für  den 
Sehenker 

f.   2  Gene- 
rationen 

fremdem 
Gut 

Gut  auch 
f.  d.  Erben 

tung   des 
Klosters 

absol. 

lo 

absol. 

"lo 

absol. 

lo 

absol. 

n  1 

!o 

absol. 

"lo 

absol. 

"In 

absol. 

Ol 

lo 

752 
768 
800 

3 

15 

2 

10 

12 

3 
10 

65 

I 

5 

— 

— 

— 

— 

I 

5 

2 

13 

3 

19 

56 

I 

6 

— 

— 

— 



I 

6 

814 

— 

— 

— 

— 

3 

bo 

2 

40 

— 

— 

— 



— 

— 

840 

— 

— 

— 

— 

I 

14 

I 

14 

4 

5« 

— 

— 

I 

14 

c.  870 

— 

— 

— 

— 

I 

II 

3 

33 

3 

33 

2 

23 

— 

■ — • 

Total 

5 

5 

30 

8 

7 

2 

3 

Es  ergiebt  sich  also  u.  a.  eine  andauernde  Abnahme  freier  Schen- 
kungen seit  dem  9.  Jh.  und  eine  stete  Steigerung  der  Ansprüche  der 
Schenkgeber  während  dieses  Jhs. ;  weitere  Betrachtungen  über  das  Ver- 
hältnis von  Kauf  und  Tausch  zur  Schenkung  u.  s.  w.  lassen  sich  mit 
Hilfe  der  Tabelle  leicht  selbst  anstellen.  Leider  sind  Arbeiten ,  wie  die 
Wolffs,  bisher  noch  ebenso  selten  als  notwendig  i);  zumeist  beschränkt 
sich  die  Klostergeschichte  auf  die  Geschichte  der  geistlichen  Bewegungen. 
Das  gilt  auch  ganz  —  etwa  mit  Ausnahme  der  Untersuchungen  über  die 
Abtswahlen  —  von  den  Forschungen  Schultzes  (Nr.  100)  zur  Ge- 
schichte der  Klosterreform  im  10.  Jh.,  obgleich  grade  hier  für  die  Ei*- 
örterung  der  materiellen  Verhältnisse  genügende  Anregung  sowohl  in  den 
Quellen  wie  in  einer  früheren  Untersuchung  vorlag  2).  Auch  sonst  aber 
hat  das  Jahr   1883  nur  noch  kleinere  Beiträsre  zur  Geschichte  der  älteren 


1)  Vgl.  Richter,  Die  salzburgischen  Traditionscodiees  des  10.  u.  11.  Jhs.  (I,  45); 
und  H  ab  erlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichelbecks  Historia  Frisingensis 
enthaltenen  Urkunden,  Berlin   1842. 

2)  Vgl.  Lamprecht,  Der  Charakter  der  klösterlichen  Reformbewegung  Lothringens 
im  10.  Jh.  (Picks  Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands  Hd.  7).  S.  kennt  freilich 
diesen  Aufsatz  nicht,  ja  er  meint  (in  s.  Vorbemerkung),  es  gäbe  überhaupt  noch  keine 
zusammenhängende  Darstellung  der  lothringischen  Reform.  Aber  so  fleifsig  seine  Arbeit 
ist,  so  hat  er  doch  nicht  blos  neuere  Litteratur,  sondern  leider  auch  eine  llauiiti|nclle, 
die  bei  Marlene  De  antiquis  ecclesiae  ritibus  Bd.  4  abgedr.  Cons.  s.  Vitoni  Virdunensis, 
übersehen;  vgl.  Lamp  recht,  Beitr.   z.   Gesch.   d.   französ.  Wirtschaftslebens  S.  142. 


KJO  I^it  te  rii  t  ur. 

<^rors;^riiii(lliüriliolieii  Orjjaiiibation  gebracht:  um  ehesten  wäre  noch  ein 
Aufsatz  Maurers  (Nr.  (17)  zu  nennen,  welcher,  Ireilich  Üüchtig,  die 
(jCKchichlo  (tines  alten  Iloff^uts  bei  Emmendingen  im  Jlreisf^au  giebt,  so 
wio  der  Aufsatz  von  Grofs  (Nr.  31),  welcher  woiil  mit  Recht  in  dem 
zuerst  \'6',U'>  gebrauchten  Ausdruck  , Aachener  Reich'  eine  IJezeichnuug 
für  den  Umfang  des  einstigen  karolingischen  DomunialbezirkH  der  l'falz 
Aachen  erblickt.  Abgesehen  von  diesen  kleineren  Beiträgen  ist  aber  für 
die  spüt(!re  Zeit  ilor  Grundherrschaft  noch  eine  Publikation  Schalks 
(Nr.  91),  des  verdienten  Wiener  Nuraismatikers  und  Wirtschaftshistori- 
kers,  von  gröfseror  Bedeutung;  sie  bietet  Rechnungen  von  Amtleuten  der 
Wiener  Stiftsherrschaft  Schotten  a.  d.  JJ.  1411  —  1  1  Ki,  welche  einen  sehr 
bezeichnondon  Einblick  in  die  finanzielle  Organisation  einer  privaten 
GrofsgrundluuTschaft  des  15.  Jhs.  geben.  Schalk  hat  zudem  seiner  Aus- 
gabe eine  orientierende  I'.inleitung  vorausgeschickt,  aus  der  zur  Finanz- 
geschi(dite  erhellt,  dai's  die  verwahrlosten  Stiftseinnahmen  zwei  weltlichen 
Verwesern,  angesehenen  Bürgern  Wiens,  unterstellt  waren;  dafs  jede 
Eigenwirtschaft  des  Stiftes  aufgehört  hatte;  und  dafs  die  relativ  spär- 
lichen Einnahmen  fast  durchweg  erflossen  einmal  aus  Verpachtungen  der 
ursprünglich  direkt  eingenommenen  Grundzinse  und  Dienste  an  Restender, 
dann  aus  Vergabungen  ebenderselben  an  Amtleute,  in  deren  Regie  zu- 
gleich das  bisherige  selhstbewirtschaftete  Land  kam.  Von  Wiclitigkeit 
erscheint  auch  noch,  dafs  die  Hauptkategorien  der  Rechnungen,  Percepta 
und  Exposita,  der  Solleinnahme  und  der  Ausgabe  einschliefslich  der  nicht 
eingenommenen  Posten  der  Solleinnahme  entsprechen;  so  dafs  die  ganze 
Anlage  der  llechuungen  noch  auf  die  Solleinnahme ,  d,  h.  auf  das  für 
diese  mafsgebeude  Urbar  zugeschnitten  ist  ^).  Die  damit  gewonnenen 
Kesultate  scheinen  mir  deshalb  von  besonderer  Bedeutung,  weil  sie  den 
auch  sonst  nachweisbaren  Verfall  der  alten  geistlichen  Grofsgruudherr- 
schaften  aufs  unzweideutigste  darthun:  diese  alten  Güterkomplexe  sind 
überall  geradezu  verknöchert  und  in  keiner  Weise  der  seit  dem  13.  Jh. 
zunehmenden  Mobilisierung  des  Grund  und  Bodens  durch  eine  Umgestal- 
tung der  Domanialorganisation  entgegengekommen ;  hält  doch  Schotten  sogar 
im  Rechnungswesen  an  der  längst  antiquierten   urbarialen   Fassung  fest. 

Der  Fortschritt  innerhalb  der  Grofsgrundherrschaften  fällt  thatsäch- 
lich  seit  dem  12.  Jh.  fast  ausschliefslich  dem  Laienelement  zu:  hier  ent- 
wickelt sich  aus  der  fürstlichen  Domanialorganisation  im  14.  Jh.  die  Ter- 
ritorialverwaltuug ;  und,  wenngleich  unvollkommen  und  leider  unter  bald 
eintretendem  Verfall,  schlug  allen  voran  das  Reich  diese  Entwicklung  ein. 
Grade  in  dieser  Richtung  die  Frage  richtig  gestellt  und  darum  vielfach 
neue  Ergebnisse  gesichert  zu  haben,  ist  das  Verdienst  der  Küster  sehen 
Arbeit  zur  Fiuanzgeschichte  des  deutschen  Reichs  im  Mittelalter  (Xo.  57), 
die  sich  aufserdem  durch  die  Klarheit  der  Darstellung  wie  die  für  eine 
Dissertation  auffallend  sichere  Erkenntnisfähigkeit  des  Erreichbaren  aus- 
zeichnet. 

In  zwei  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte   erscliienenen 


1)  Über  Urbare    als  Grundlage  von   Gutsrechnungen  vgl.   v.   Inama-Steruegg  in 
Löhers  Archival.  Zs.  2,  28. 
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Untersuch ixngen  ^)  hatte  Referent  auf  die  grofse  Bedeutung  der  Re- 
gierung Rudolfs  von  Habsburg  für  die  deutsche  Finanzgeschichte  des 
Mittelalters  hingewiesen:  als  hauptsächlichstes  Resultat  ergab  sich,  dals 
Rudolf  von  Habsburg  zum  letztenmale,  gegen  die  Konzession  einer  Ein- 
schränkung seiner  finanziellen  Verfügungsfreiheit  durch  die  Kurfürsten, 
den  Versuch  machte ,  die  verschleuderten  Reichsgüter  zurückzuerwerben 
(technisch  revindicare).  Auf  Grund  dieser  Revindikation  hätte  sich  dann 
eine  neue  Reichsdomanialverwaltung  erheben  und  dem  deutschen  Könige 
die  so  nötigen  wirtschaftlichen  Machtmittel  zur  Verfügung  stellen  können. 
Allein  dies  Ziel  wurde  nicht  erreicht:  schon  unter  Rudolfs  nächsten  Nach- 
folgern erstirbt  die  Revindikationspolitik,  und  statt  ihrer  entwickelt  sich 
zur  Erreichung  des  gleichen  Ziels  wirtschaftlicher  Macht  seit  dem  14.  Jh. 
die  Hausmachtspolitik  der  deutschen  Könige. 

An  diese  Vorgänge  knüpft  die  Küstersche  Arbeit  an,  indem  sie  ein- 
mal die  für  sie  vorhandene  Grundlage,  die  Organisation  und  die  finan- 
zielle Bedeutung  der  Reichsgüter,  dann  die  zu  ihrem  Zwecke  endgiltig  ent- 
wickelte Domanialverwaltung  der  deutschen  Könige  von  Rudolf  von  Habs- 
burg bis  zum  Tode   Heinrichs  VII.   untersucht. 

Vielfach  mafsgebend  für  diese  Forschungen  ist  das  einzige  aus  dieser 
Zeit  erhaltene  Aktenstück  der  Reichsfinanz  Verwaltung,  das  an  sich  übri- 
gens ziemlich  unbedeutende  Nürnberger  Salbüchlein,  welches  K.  deshalb 
nochmals  sorgsam  publiziert-);  zu  diesem  geringen  Urbarialmaterial  wer- 
den noch  in  bisweilen  zu  weitgehender  Weise  die  gleichzeitigen  Habs- 
burgischen und  bairischen  Urbare  herangezogen. 

Aus  dem  reichen  Inhalt  der  Küsterschen  Schrift,  welche  auch  im 
Detail  vieles  Neues  bringt,  hebe  ich  namentlich  die  schönen  Ausführungen 
über  die  Reichsdomanialverwaltung  hervor  ^).  War  schon  früher  auf  die 
Existenz  einer  grösseren  Organisation  der  kaiserlichen  Domanialverwal- 
tung in  den  Landvogteien  hingewiesen ,  deren  Spuren  sich  bis  in  das 
12.  Jh.  zurückverfolgen  lassen,  so  giebt  K.  zum  erstenmale  eine  Über- 
sicht dieser  Verwaltung  und  erweist  zugleich  den  Zusammenhang  ihrer 
Reorganisation  seit  Rudolf  von  Habsburg  und  namentlich  seit  König  Al- 
brecht mit  der  Revindikationspolitik.  Um  die  Wende  des  13.  und  14.  Jhs. 
besafs  das  Reich  wohlbesetzte  Landvogteien  in  Nürnberg,  in  Rothenburg 
a.  d.  Tauber,  für  Schwaben  und  zeitweis  speziell  für  Augsburg,  für  das 
Elsafs,  für  die  Wetterau  und  für  den  Speiergau;  die  mittel-  und  nord- 
deutschen Reichsgüter  endlich  waren  bestimmten  Fürsten  auf  Zeit  zur 
Verwaltung  überwiesen.  An  der  Spitze  der  Landvogteien  standen  als 
Beamte  im  durchaus  modernen  Sinne  (mit  bestimmtem  Gehalt,  absetzbar, 
versetzbar,  direkt  verantwortlich)  die  Laudvögte,  in  ihren  Kasten  sam- 
melten sich  die  Intraden  der  zuständigen  Reichsgüter.  Jede  Landvogtei 
zerfiel  in  eine  Anzahl  von   Ämtern  und  Vogteien,  an   deren  Spitze  cben- 


1)  L  am  p  r  e  L'h  t ,  Die  Entstellung  der  Willebriefe  und  die  Kevindikiition  des  Keichs- 
Riits  unter  Kudolf  von  Tlabsburg  (Forschungen  f  d.  Gesch.  T?d.  21)  ;  und  Zur  Vorge- 
schichte des  Konsensrechts  der  Kurfürsten  (a.  a.  O.  l?d.  2.'}). 

2)  S.   oben  unter  Quellenkunde. 

3)  Über  dieselbe  ist  vor  Küster  ausführlicher  nur  goliandolt  worden  von  J.  Ten  t  seh, 
Die   Keichslandvogteien  in  Schwaben  und  in>  Elsiifs  zu  Ausgang  des   13.  Jhs.,  Bonn  1880. 
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falls  J{oumt(!  in  uiiKorom  Siiiiu)  standen,  welche  mit  der  Verwaltung;  der 
KoicliHeinnahmon  iliros  Bezirks  die  Vertretun}?  der  IntercHsen  der  j,'rund- 
höri^en  bzw.  sdiutzliafton  Uiitertlianon  verbanden.  Diese  Orj^anisation 
liat  aul'ser  dem  verfassun^^sf^escliiclitliclien  Interesse  ein  aulserordenMiilies 
wirtsehafts-  und  verwaltuii;,'sj^(!S(;liic,litlic,lie8:  so  viel  icli  sehe,  lie;,'t  hier 
die  älteste  deutsehe  Amtsvorwaltunj?  vor,  deren  FÜxistenz  das  Kindrin^'en 
jjjchlwirtsc.haftlichor  Einiliisse  beweist  und  deren  sjjiitere  Durchbildung  in 
den  Territorien  seit  mindestens  dem  14,  Jli.  die  erste  unerläfsli(;he  (irund- 
lago  und  Ursache  zur  Entwicklung  des  absoluten  monarchischen  Gedan- 
kens abgiebt.  Leider  sind  die  hier  einschlagenden  Entwicklungen  bisher 
noch  80  gut  wie  nicht  untersucht;  man  kann  sogar  noch  häufig  die  fable 
convenuo  hören ,  dal's  die  Entwicklung  des  Territorialbeamtentums  eine 
Frucht  der  Rezeption  des  römischen  Hechts  sei.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  ist  es  zu  bedauern ,  dafs  K.  die  Verhältnisse  der  Unterbe- 
aniton  der  Keichslandvögte ,  der  Keichsamtleute  und  Keichsvögte  (welche 
ganz  den  späteren  Territorialamtleuten  entsprechen),  nicht  genauer  unter- 
sucht, und  dafs  er  den  Versuch  eines  Nachweises  der  ihnen  jedenfalls  zur 
Seite  stehenden  Kellner  überhaupt  unterlassen  hat,  obwohl  die  Quellen 
für  Nachforschungen  in  dieser  Richtung  reichlich  genug  zu  Hiofsen  schei- 
nen. Indes  gebührt  auch  schon  für  das  bisher  Geleistete  dem  Verf.  aller 
Danki). 

Neben  der  Verwaltung  des  Keichsgutes  erörtert  K.  namentlich  seine 
Zusammensetzung  und  seine  Erträgnisse,  sowie  die  Verwendung  seiner 
Ertragsüberschüsse.  In  ersterer  Hinsicht  kommt  K.  zu  dem  Ergebnis, 
dal's  sich  das  lleichsgut  in  nichts  von  den  sonstigen  Orolsgrundherr- 
schaften  —  ich  würde  hinzusetzen:  wenigstens  denen  der  Laienherren  — 
unterschied;  in  letzterer  entwirft  er  ein  zumeist  wohlerwogenes  Bild 
von  der  kläglichen  Finanznot  der  Krone  um  die  Wende  des  13.  und  14. 
Jhs.  -).  Die  Unterhaltung  des  Königs  sowie  die  spärlichen  sonstigen  Aus- 
gaben in  öffentlichem  Interesse  wurden  im  wesentlichen,  neben  der  Ver- 
wendung der  Reichseinkünfte,  durch  Anleihen  bestritten,  welche  auf  dem 
Wege  der  älteren  Satzung  autgenommen  wurden.  Es  bezeichnet  die  ganze 
Erbärmlichkeit  der  Lage,  wenn  Rudolf  von  Habsburg  schon  wegen  einer 


1)  Die  Arbeit,  eine  Leipziger  Diss. ,  trägt  —  man  könnte  beinahe  sagen  nach  der 
Unsitte  grade  ziemlich  vieler  guter  Dissertt.  —  die  Bezeichnung  Teil  I,  und  der  Haupt- 
titel  lautet:  Beiträge  zur  Finaiizgeschichte  des  Deutschen  Reichs  nach  dem  Interregnum 
Darf  man  daraufhin  auf  eine  Fortsetzung  hoflen?  Vielleicht,  da  der  Autor  aus  der  für 
die  Verfassungsgeschichte  des  12.  bis  14.  Jhs.  besonders  thätigen  Schule  von  W.  Arndt 
hervorgegangen  zu  sein   scheint. 

2)  Dem,  was  er  über  die  Schwierigkeit  des  Reiches,  Kredit  zu  erlangen,  S.  90 — 91 
bemerkt,  kann  ich  mich  freilich  nicht  anschliefsen.  Einmal  ist  der  Ausgangs- 
punkt der  Erörterung  von  den  N  e  u  m  a  n  n  scheu  Rentenfufstabellen  (G.  des  Wuchers 
S.  206  fl'.)  wie  von  den  M  on  eschen  Forschungen  (Zs.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  10,  C3  ff.) 
unglücklich  gewählt,  denn  die  Neumannschen  Tabellen  sind  keineswegs  so  ^trefflich',  wie 
K.  meint,  und  Mone  ist  in  seiner  Konstruktion  der  mittelalterlichen  Zinsfüfse  konfus 
(vgl.  Hanauer,  Ktudes  ('conomiques  1,  .')32);  zudem  aber  ist  K.  sich  hier  selbst  nicht 
ganz  klar.  Dies  hier  genauer  auszuführen,  mangelt  der  Raum;  ich  mache  nur  auf  den 
bezeichnenden  Umstand  aufmerksam  ,  dafs  K.  einmal  zur  Konklusion  der  Kreditlosigkeit 
des  Reichs,  bald  darauf  aber  zu  der  Behauptung  gelangt,  die  Übernahme  einer  Reichs- 
pfandschaft sei  stets  eine  vorteilhafte  Kapitalanlage  gewesen. 
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Schuld  von  8  oder  10  Mark  kölnisch  =  in  maximo,  bei  Annahme  der 
Gewichtsmark,  1920 — 2400  Gr.  Silber  oder  384 — 480  Keichsmark,  zur 
Verpfändung  schreiten  mufs.  Diese  Anleihen  aber  ruinierten  von  allen 
Finanzquellen  des  Eeichs  zumeist  die  sicherste,  das  Reichsgut,  wie  eine 
von  K.  S.  89  gegebene  Übersicht  der  von  1276  — 1313  nachweisbaren 
278  Pfandschaften  ergiebt.  Es  kamen  nämlich  von  ihnen 
auf  Reichsgüter      .     .      .      57  ^/^ 

,,    Reichsstädtesteuern   .      14   „ 

„    Reichsjuden      .     .     .     H    ,, 

„    Reichszölle        .      .     .      1 1    „ 

„    Kirchenvogteien    .      .        3    „ 

„    Münze 3    ,, 

„  Eicheimer  und  Wage  1  „ 
In  eine  spätere  Zeit  der  deutschen  Reichsfinanzgeschichte  und  eine 
noch  viel  ausgeprägtere  Misere  des  königlichen  Hofhalts  führen  Andeu- 
tungen, welche  Bessert  über  das  Weinsberger  Archiv  in  Öhringen 
(No.  7)  giebt.  Die  Herren  von  Weinsberg,  die  Reichserbkämmerer  des 
späteren  Mittelalters,  starben  im  J.  1515,  verarmt  und  tiefgesunken,  aus; 
ihr  Archiv  kam  an  die  Hohenlohes  und  auf  diese  Weise  in  die  Öhringer 
Archivbestände.  Besonders  bedeutend  sind  seine  Akten  für  die  erste 
Hälfte  des  15.  Jlis.,  speziell  die  Jahre  1420 — 1448,  in  welche  die  Blüte- 
zeit Konrads  von  Weinsberg  fällt,  eines  der  gröfsten  Finanzgenies  der 
Zeit  ^)  und  vertrauten  Beraters  wenigstens  zweier  deutschen  Könige,  Sigis- 
munds  und  Albrechts  II.;  indes  auch  von  Friedrich  III.  wurde  Konrad 
noch,  obwohl  hoch  betagt  —  er  starb  1448  —  zu  Rate  gezogen.  Von 
Konrad  haben  sich  nun  im  Weinsberger  Archiv  aufserordentlich  zahl- 
reiche Akten  und  Rechnungen  erhalten,  über  welche  B.  eine  summarische 
Übersicht  giebt;  ich  erwähne  aus  derselben  eine  Beschreibung  der  Ge- 
rechtigkeiten des  Erbkämmereramts,  welche  für  die  Reichsverwaltungs- 
geschichte von  hoher  Bedeutung  sein  mufs ;  ferner  die  zahlreichen  Rech- 
nungslagen über  den  königlichen  Haushalt,  namentlich  unter  dem  leicht- 
sinnigen und  verschwenderischen  Sigismund;  endlich  die  sehr  umfassen- 
den Judenakten.  Über  letztere  noch  einige  Worte.  Im  Jahre  1415  er- 
hielt Konrad  von  Weinsberg  von  Sigismund  das  Recht,  sämmtliche  Juden- 
steuern einzuziehen  und  die  Rabbiner  und  Judenmeister  ein-  und  abzu- 
setzen: er  wurde  damit  also  der  Finauzdirektor  für  die  Einnahme  der 
Reichskammerknechtssteuern.  Im  J.  1416  wurden  seine  Befugnisse  noch 
weiter  verstärkt;  er  erhielt  auch  die  Strafgewalt  über  die  missethätigen 
Juden.  Mit  diesen  Rechten  ausgestattet  widmete  sich  Konrad  seiner 
Hauptaufgabe,  der  Einziehung  der  Judensteuer,  welche  damals  in  die  ge- 
meine Judensteuer  oder  Schätzung,  in  den  goldenen  Opferpfennig,  eine  zu 
Weihnacht  fällige  Kopfsteuer  von  1  Goldgl.  seitens  aller  über  12  Jahre 
alten  Personen,  und  endlich  in  die  Kronsteuer  oder  den  dritten  Pfennig 
zerfiel;  aufserdem  wurden  neben  diesen  regulären  Steuern  noch  mehr- 
fach einmalige  Abgaben  gefordert.     In  die  Einziehungspraxis  aller  dieser 


1)  Vgl.  über  ihn,   was  Ilöniger  zu  der  Arbeit  Josephs  (II,   28  des  vürjiihrif^en 
Berichts)  bemerkt,  sowie  die  weiteren  Ausführungen  Josephs  selbst. 
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Steuorn  führftii  nun  die  wcinsborj^isclicn  I*api<;ie  mich  B.  aufs  Trefflichste 
(iin;  man  lernt  den  Widerstand  der  Juden  ^ej^en  die  Bcitrcjibun«^  (so  1418 
in  Meilseii  und  'J'hiirin;j:on)  kennen,  man  erhält  eine  /icmliche  Einsicht 
in  den  Vermti;i;enHHtand  der  .Juden,  ja  nach  H.  dürfte  dio  HoHnun}^  fje- 
grüudet  sein,  aus  diesen  Akten  Klarheit  über  die  Verbreitung  der  Juden 
im  deutsch(!n  Reich  während  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jhs. ,  sowie  über 
die  Xopfzalil  derselben  in  den  einz(dnen  Ländern  und  Städten  zu  ge- 
winnen. Um  so  mehr  ist  es  Pflicht,  die  Aufmerksamkeit  auf  diese  ,Acla 
uiul  Missivcn  dio  Judensteuer  betr.'  zu  lenken  und  zur  weiteren  l{t;ar- 
beitung  dos  anschiiinend  scihr  reichen  «Stoffes  aufzufordern  —  Kinen  letz- 
ten Beitrag  zur  Keichsfinanzgeschichte  hat  endlich  Biedermann  in 
seinen  zwei  schon  von  Höniger  (No.  7  und  8)  zitierten  Aufsätzen  über 
das  deutsche  Zollwcscn  im  Mittelalter  und  den  Plan  einer  deutschen  Zoll- 
oinhcit  im  16.  Jh.  geliefert.  Während  die  erste  dieser  Arbeiten  einen 
kurzen  Überblick  über  das  mittelalterliche  Zollwesen  giebt,  der  so  viel 
ich  sehe  ISTeues  nicht  bietet,  beschäftigt  sich  der  zweite  mit  dem  Projekt 
eines  gemeinen  ]{cichszolls  vom  J.  1521,  das  v.  Kanke  im  G.  Hände 
seiner  deutschen  Keformationsgeschichte  publiziert  hat,  ohne  indes  über 
eine  einfache  Erldärung  desselben  hinauszugehen  '). 

Einen  Übergang  von  den  Verwaltungs-  und  Verfassungsbestrebungen 
von  Seiten  des  Reiches  zu  denen  der  Territorien  bietet  die  sehr  ausführ- 
liche und  gewissenhafte  Arbeit,  welche  Fischer  der  Landfriedensverfas- 
sung unter  Karl  TV.  gewidmet  hat  2)  (No  23).  Denn  charakterisieren  sich 
die  Landfrieden  dos  frühereu  Mittelalters  noch  als  Ausflüsse  der  Reichs- 
gewalt, als  kais  er  li  che  E  rlas  s  e,  so  sind  diejenigen  des  spätem  Mittel- 
alters bis  zur  Verkündigung  des  ewigen  Landfriedens  und  zur  Einsetzung 
des  Reichskammergerichts  unter  Maximilian  I.  vielmehr  als  interterri- 
toriale Landfriedensbündnisse  zu  bezeichnen,  an  welchen  der  Kaiser 
zunächst  nur  als  Territorialherr,  erst  in  zweiter  Linie  und  auf  lokal  be- 
grenztem, fast  nur  süddeutschem  Gebiete,  in  seiner  Eigenschaft  als  Reichs- 
oberhaupt einen  Anteil  hat.  Die  Blütezeit  dieser  Landfrieden  bis  zur 
vollen  Umgestaltung  ihrer  Organisation  fällt  in  die  letzten  Jahre  Kaiser 
Ludwigs  lind  in  die  Zeit  Karls  IV.,  und  so  war  es  ein  glücklicher  Griff, 
grade  für  diese  Zeit  —  und  in  der  That  zieht  auch  F.  zumeist  im  "Wider- 
spruch mit  dem  Titel  seiner  Schrift  die  erste  Hälfte  des  14.  Jhs.  mit  in 
seine  Betrachtungen  hinein  —  eine  allgemeine  Darstellung  der  Land- 
friedensverfassung zu  unternehmen.  F.  behandelt  zu  diesem  Behuf  die 
Landfrieden  nach  dreifachem  Gesichtspunkte,  er  untersucht  ihren  Zweck, 
ihren  Behördenorganismus,  endlich  ihre  Heeresorganisation.  In  erster  Be- 
ziehung führt  er  die  bekannte  Formel,  welche  das  Ziel  dieser  Landfrieden 
umschreibt:    Raub,    Mord,    Brand    und    unrecht  Widersagen:    in    genauer 


1)  Von  den  vorhergehenden  verwandten  Projekten  erwähnt  B.  nur  das  des  Nicolaus 
Cusanus  und  setzt  dasselbe  , gegen  das  Ende  des  15.  Jahrhunderts',  von  den  folgenden 
nur  Leibnitzens   von    1G88   u.    1689. 

2)  Von  früheren  Arbeiten  vgl.  Mi  eh  eisen,  Beitr.  z.  Gesch.  der  Landfrieden  in 
Deutschland,  1863;  Vielau,  Beitr.  z.  Gesch.  der  Landfrieden  Karls  IV.,  Hall.  Diss. 
1877;  H.  Mendthal,  die  Städtebünde  und  Landfrieden  in  Westfalen  bis  zum  Jahre 
1371,  Diss.  Königsberg  1879  ;  daneben   Datts  bekanntes  Werk  De  pace  publica. 
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Interpretation  vor  und  entwickelt  zugleich,  dafs  die  Bestimmungen  der 
frühmittelalterlichen  Gottesfrieden  in  und  neben  ihr  wieder  aufleben ;  fer- 
ner zeigt  er,  wie  die  territorial  stets  begrenzten  Landfrieden  durch  gegen- 
seitige Anerkennung  und  Verquickung  und  durch  finanzielle  Vereinbarungen 
(zu  Landfriedenszöllen  u.  s.  w.  *)  an  "Wirksamkeit  und  materiellen  Mitteln 
wuchsen.  Sehr  ausgedehnt  sind  die  nach  den  einzelnen  Landesteilen  ge- 
trennt durchgeführten  Untersuchungen  über  die  Landfriedensbehörden : 
hier  hätte  sich  wohl  manches  kürzer  fassen  lassen ,  dagegen  sollte  am 
Schlufs  ein  Überblick  über  Gemeinsames  und  Unterscheidendes  der  pro- 
vinzial  getrennten  Organisationen  nicht  fehlen.  Das  Ständige  fast  aller 
dieser  Organisationen  ist  eine  Geschworenenkommission,  welche  als  oberste 
von  allen  Friedeusteilnehmern  anerkannte  Gerichtsbehörde  für  das  Land- 
frieden sgebi  et  fungiert  und  zumeist  nur  in  den  Gegenden,  wo  der  kaiser- 
liche Einflufs  sich  geltend  macht,  einen  kaiserlichen  Obmann  über  sich 
hat,  der  dann  das  erste  Mitglied  der  aus  einer  ungleichen  Zahl  von  Ge- 
schworenen zusammengesetzten  Kommission  ist.  Diese  Kommission  be- 
schliefst nun  ihrerseits  nach  zahlenmäfsiger  Majorität  —  also  nicht  mehr 
nach  altdeutschem  Majoritätsrecht  —  eventuell  vorzunehmende  Exeku- 
tionen, sie  entfaltet  eine  schiedsrichterliche  Thätigkeit,  sie  hält,  nach 
manchen  Urkk.,  regelmäfsige  gemeinsame  Sitzungen  zur  Handhabung  der 
Friedensbestimmungen  wie  zur  Aufnahme  neuer  Friedensteilnehmer;  da- 
gegen steht  ihr  nur  nach  sehr  wenigen  Urkk.  eine  direkte  Mobilmachung 
der  Heersmacht  zu,  und  in  einer  Anzahl  von  Fällen  ist  auch  noch  ihre 
richterliche  Thätigkeit  durch  Bildung  einer  besonderen  Gerichtsbehörde 
oder  durch  Überweisung  der  Landfriedensbruchfälle  an  die  gewöhnlichen 
Gerichte  beschränkt.  Die  Landfriedensexekution  wurde  nach  den  einzelnen 
Frieden  in  aufserordentlich  verschiedener  Weise  vorgenommen;  war  der 
Auszug  einer  oder  mehrerer  am  einzelnen  Fall  besonders  interessierter 
Mitglieder  auf  Anregung  der  Geschworenenkommission  das  gewöhnliche, 
so  finden  sich  doch  daneben  oft  Fälle  einer  Übergabe  der  Exekutive  in 
eine  einzige,  durch  traditionelle  oder  neugebildete  Machtfülle  ausgezeichnete 
Hand :  z.  B.  in  Westfalen  an  den  Erzbischof  von  Köln  bzw.  dessen  Mar- 
schall. Übrigens  war  die  auf  die  eine  oder  andere  Art  aufgebotene  Land- 
friedensmacht, wie  F.  in  seinem  dritten  etwas  kurzen,  dem  Kriegswesen 
gewidmeten  Teile  ausführt,  nie  grade  sehr  bedeutend:  namentlich  die 
ständig,  als  eine  Art  Landgensdarmerie  ^zum  täglichen  Krieg'  gehaltene 
Macht  war  geringfügig.  Die  Stärke  des  eventuellen  gröfseren  Aufgebotes 
schwankte  dann  gegenüber  der  Mannschaft  zum  täglichen  Krieg  im  Ver- 
hältnis von  2:1  bis  10  :  1.  Am  gröfsten  scheint  verhältuismäfsig  noch 
die  Truppenzahl  am  Niederrhein  gewesen  zu  sein,  hier  ergiebt  sich  eine 
Schar  (wohl  des  regulären  grofsen  Aufgebotes)  von  1020 — 1240  Manu. 
Erinnert    man    sich    nun    zu    gleicher   Zeit,    dafs    diese    Landfrieden    meist 

1)  Dieser  Punkt  hätte  wohl  genauere  Ausführung  verdient;  namentlicli  wäre  zu  zeigen 
gewesen,  wie  sich  aus  der  Landfriedenszollpolitik  sofort  eine  gemeinsame  Mafs-  und  HIüuz- 
politik  ergab:  die  Landfrieden  sind  zum  grofsen  Teil  die  Grundlage  der  freilieh  noch  nir- 
gends speziell  untersuchten  spätmittelalterlichcn  Zoll-  und  Älünzvereine  geworden.  Am 
lohnendsten  wäre  eine  Untersuchung  für  den  bekannten  Verein  der  4  rlieinischen  Kur- 
fürsten. 
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nur  auf  wcnif^c  JalircHt'riKtcn  ubgCHchloHHcn  wurden,  dafu  ihr  Vorband  nur 
lockor,  ihre  /uttiinmicnHctzung  «telB  durcli  dyiiaHtiKchc  Eircrsiichtelcicn  be- 
droht war,  Ko  wird  man  ihre  Wirkunt^  auf  die  Befriedunjj;  dets  Landes 
doch  nicht  zu  hocli  veraiisclilaf^cn  diirii:n  ;  in  diebur  Uezieliung  ibt  auch 
die  rehitiv  geringe  Teihiahme  der  Städte  an  ihnen  bezeichnend.  In  der 
That  weifö  aucli  F.  nur  wenige  gröfsere  Belege  für  die  Thätigkeit  der 
Landfriedensbiinde  in  der  Zeit  Karlb  IV.  beizubringen:  da»  InHtitut  blieb 
eben  in  Heineii  Erfolgen  unsicher  und  schwankend:  nur  so  venuug  man 
auch  seine  Existenz  durch  gut  sechs  (ienerationen  hin  zu  erklären,  ohne 
dafs  eine  wesentliche   Weiterentwickelung  erfolgt  wäre. 

Schon  im  11.  Jh.  konnte  man  daher  alles  Heil  in  dieser  wesent- 
lichsten, wie  in  allen  sonstigen  grofsen  Aufgaben  des  Staates  nur  noch 
von  einer  glücklichen  Ausbildung  der  Territorien  erwarten.  In  der  That 
treten  denn  auch  schon  im  14.  Jh.  die  ersten  Anfänge  einer  Territorial- 
polizei auf:  von  ihrem  Wirken  in  Steiermark  während  des  16.  Jhs.  gibt 
eine  Arbeit  in  den  steierra.  üeschichtsblättern  (No.  59)  speziellere  Nach- 
richt. In  welcher  Ausdehnung  indes  schon  um  die  Wende  des  14.  und 
15.  Jhs.  die  Möglichkeit  einer  territorialen  Verwaltung  vorhanden  war, 
das  lüfst  sich  wohl  nirgends  besser,  als  an  der  Entwiokelung  des  Deut- 
schen Ordens  feststellen ,  jener  geistlich-ritterlichen  Korporation ,  welche, 
unter  abnormen  und  keineswegs  überallhin  übertragbaren  Voraussetzungen 
arbeitend ,  in  den  Grundzügeu  ihrer  Landesverwaltung  um  diese  Zeit  fast 
alle  ein  Jahrhundert  später  allgemein  entwickelten  Organisationsformen 
vorwegnahm.  Dies  auf  Grund  einer  sehr  umfassenden  Kenntnis  im 
Einzelnen  knapp  und  durchsichtig  nachgewiesen  zu  haben,  ist  das  Ver- 
dienst eines  sehr  lesenswerten  Aufsatzes  von  Sattler  (Hoeniger  No,  65). 
Weniger  umfassend  und  mehr  aphoristisch  behandelt  Grünhagen  (Hoe- 
niger No.  34)  in  seinem  Aufsatze  über  Schlesien  unter  Karl  IV.  die  in- 
nere Politik  dieses  grofsen  Verwaltungsgeuies  in  den  schlesischen  Landen. 
Bezeichnend  sind  namentlich  die  Bemerkungen  G.'s  über  die  Einwirkung 
des  Kaisers  auf  allgemeine  Verwaltungsaufnahmen:  Herstellung  des  ersten 
schlesischen  Katasters  1352  ff.  ^);  Bearbeitung  des  schlesischen  Land- 
rechts 1346  ff. '^);  Aufzeichnung  des  Breslauer  Stadtrechts,  wohl  1359. 
Nicht  minder  bedeutsam  ist  für  Karl  IV.,  der  in  seiner  Verwaltung  über- 
all die  damals  stark  klaffenden  Gegensätze  von  Stadt  und  Land  zurück- 
treten liefs,  die  Betrauung  des  Breslauer  Rates  mit  der  Landesregierung 
im  J.  1357:  eine  volle  Ausnahmestellung,  welche  der  Rat  im  Wesent- 
lichen bis  mindestens  1377  beibehalten  hat.  Hier  wie  sonst  zeigt  sich 
die  vollständige  Unvoreingenommenheit  Karls  IV.  betreffs  der  Mittel, 
welche  sich  ihm  zur  Erreichung  einer  guten  Verwaltung  bieten:  man 
sieht  mit  Verwunderung,  wie  der  Kaiser  bald  fast  im  Sinne  der  konsti- 
tutionellen Monarchie  verfährt,  indem  er  autoritative  Beratungskörper  für 
gewisse  Fragen  namentlich  rechtlicher  Natur  schafft,  bald  wieder  im 
Sinne  des  Absolutismus  sich  fest  eingreifend  um  das  Kleinste  kümmert^) 
und  lange  Mandate  voll  landesväterlicher  Ermahnungen   erläfst. 


1)  Das  Landbuch,  hrgg.  von  Stenzel,  Jahresber.  der  vaterl.   Gesellsch.   1842. 

2)  Vgl.  dazu  Hoeniger  in  Bd.   8  No.   77  (S.   576). 

3)  So    ergeht    z.  B.    1377    an    die  Ratsherren    von  Tangermünde    eine  Weisung    zur 
Ausrottung  der  den  Fischen  schädlichen  Wasserraben. 
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Freilich  steht  der  Kaiser  der  Entwickelungszeit  der  absoluten  Mo- 
narchie nicht  so  fern ,  als  man  noch  oft  annimmt :  gerade  in  der  Ent- 
faltung einer  stramm  zentralisierten  Territorialverwaltung  im  15.  und 
16.  Jh.  sind  die  Wurzeln  unseres  späteren  deutschen  Absolutismus  zu 
suchen,  den  man  bisweilen  wohl  gar  noch  ebenso  bequem  als  unhistorisch 
auf  die  Nachahmung  Ludwigs  XIV.  zurückzuführen  versucht.  Ein  Ein- 
blick in  die  Leistungen  der  Territorialregierung  in  der  ersten  Zeit  ihrer 
vollen  Entwickelung  (16.  Jh.  1.  H.)  ist  deshalb  besonders  lehrreich;  er  ist 
jetzt  für  Österreich,  speziell  für  Steiermark,  aufserordentlich  erleichtert 
durch  die  schon  früher  (1882,  I,  31a)  besprochenen,  aber  erst  im  Jahre 
1883  zum  Abschlufs  gelangten  Regesten  von  Krön  es  über  die  landes- 
fürstlichen und  landschaftlichen  Patente  Maximilians  I.  und  Ferdinand  I., 
1493 — 1564  (No.  55).  Eine  Durchmusterung  der  bei  K.  S.  72  —  73  ge- 
gebenen sachlichen  Übersicht  der  Patente  ^)  belehrt  hier  sofort  über  die 
ausgedehnte,  überall  eingreifende  Thätigkeit  der  territorialen  Zentralstelle 
schon  im  16.  Jh.;  und  eine  genauere  Durchsicht  der  Regesten  zeigt  zu- 
gleich ,  wie  die  Landschaft  schon  anfängt ,  von  der  fürstlichen  Regierung 
in  allen  Verwaltuugssachen  überflügelt  zu  werden.  Das  ist  denn  über- 
haupt die  Signatur  dieser  Zeit:  wir  befinden  uns  um  die  Mitte  des  16.  Jhs. 
im  allgemeinen  in  dem  Höhepunkt  der  ständischen,  später  bald  ermatten- 
den Kämpfe  gegen  den  aufkommenden  Absolutismus,  wie  das  Winter 
(No.  117)  in  seiner  detaillierten,  im  Jahre  1883  zum  Abschluss  gekom- 
menen Arbeit  über  die  märkischen  Stände  von  1540  — 1550  speziell  für 
Brandenburg  gezeigt  hat  ^). 

Dieser  Übergang  zur  Verwaltung  der  absoluten  Monarchie  macht  sich 
durchweg  in  sicherster  und  bezeichnendster  Weise  in  der  territorialen 
Finanzgeschichte  geltend :  gerade  die  Fiuanzverwaltung  birgt  fast  stets 
die  wichtigsten  Treffpunkte  der  ständischen  und  landesfürstlichen  For- 
derungen. Schon  aus  diesem  Grunde  ist  jede  finanzgeschichtliche  Arbeit 
territorialer  Natur  mit  Freude  zu  begrüfsen.  Erinnert  man  sich  nun  wei- 
terhin daran,  dafs  auf  finanziellem  Gebiete  das  Reich  gerade  seit  dem  Auf- 
kommen der  Territorien  nur  geringe  dem  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Fortschritt  entsprechende  neue  Entwickeluugen  aufzuweisen  hat,  und  dafs 
die  alten  Wirtschaftsinstitute  geistlicher  Natur,  an  denen  sich  früher  der 
Fortschritt  der  Finanzverwaltung  besonders    leicht  illustrieren  liefs,   jetzt 


1)  Ich  will  hier  nur  die  Hauptrubrikeu  wiedergeben:  1)  Aufgebot  und  Landesver- 
teidigung; 2)  Bergwerk;  3)  Gerichtswesen;  4)  Gewerbe;  5)  Handel;  6)  Jagd  und  Fi- 
scherei;   7)    Juden;    8)    Lehnswesen;    9)    Münzwesen;     10)    Politische    Kundmachungen; 

11)  Politisch  -  administrative  Satzungen:  a.  Civilgesetzgebung ,  b.  Satzungen  über  geist- 
liches Gut,  c.  Polizeimafsregcln  und  Kommunikalions-,  Sanitäts-  und  Sicherheitsmafsregeln ; 

12)  Keligionshandlung ;  13)  Staatspolizeiliche  Mafsregeln  gegen  gewaltsame  Störung  der 
gesetzlichen  Ordnung  und  persönlichen  Sicherheit;  14)  Steuerwesen;  15)  Studienwesen; 
16)  Wald-,  Holz-  und  Kohlenordnungen.  —  Die  Arbeit  von  Winter  (No.  116)  habe  ich 
leider  nicht  einsehen  können. 

2)  Zur  Branden burgischen  Verwaltungsgeschichte  vgl.  man  auch  noch  die  von  Wat- 
tenbach  (No.  111)  gesammelten  Miscellen  ,  welche  eine  Fortsetzung  der  früher  schon 
(1882,  I,  No.  59)  erwähnten  Sammlung  bilden.  Zur  Territorialverwaltungseinteilung  des 
16 — 18.  Jhs.  endlich  bieten  die  alten  Karten  und  kartographisclien  Werke  ein  sehr  wert- 
volles Hilfsmittel :  sie  sind  in  dem  von  Hocuiger  No.  10  erwäbuten  SchriftcLen  von 
B  r  e  u  s  i  u  g  sehr  ausreichend  verzeichnet. 
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wogüii  ihres  cxtremou  KoriHervativiHmus ,  bowie  die  iicueii  Finauziiistitutb 
bürgorlidion  ('hariiktürH  wogen  ilirer  Sondorentwickeluiig  auf  komniunal- 
gc'ldwirtschaftlichor  Gniiifllagc  für  die  uUgemeino  FinarizgcHchichte  weniger 
in  JJetrac.lit  kotnniuii  köiiiion:  ho  wird  man  es  beHOiiders  angeniebHeii 
finden,  wenn  sich  die  Studien  zur  allgemeinen  Finan/.geschichto  für  das 
II.  bis  IC).  Jli.  wesentlicli  auf  die  'i'erritorien  zu  konzentrieren  beginnen. 
In  diesir  Hinsieht  führt  nun  von  den  Arbeiten  des  Jalires  IBHIi  zu- 
nächst in  die  Vorgeschichte  der  territorialen  Finanzcntwickelung  eine 
schöne  Untersuchung  Schweizers  über  die  Geschichte  der  habsburgi- 
schon  Vogtreclit«!  und  Vogtsteuern  (No.  102)  ').  Sie  knüpft  an  das  grofse 
Habsburger  Urbar  der  Jaliro  1281  — 1311  an,  welches  den  seltenen  Vor- 
teil hat,  neben  den  grundherrlichen  auch  die  vogteilichen  und  grafschaft- 
lichen Gerechtsame  der  Habsburger  zur  Verzeichnung  zu  bringen.  In 
dieser  Iviclitung  ergeben  sich  namentlich  zwei  Heiastungen:  das  Vogt- 
recht, eine  unveränderliche  Koallast,  zalilbar  von  gewissen  Gütern  der 
Freien  oder  Gotteshausleute  (nicht  der  Hörigen);  und  die  Vogtsteuer,  eine 
veränderliche  Geldleistuug,  persönlich  zahlbar  von  eigens  zu  diesem  Zweck 
gebildeten  Genossenschaften  der  Hörigen,  Freien  und  Gotteshausleute.  Der 
Ursprung  beider  Steuern  bleibt  dunkel,  die  erstere  wird  als  Militärj)flicht- 
ersatz,  die  letztere  als  willkürliche  Belastung  oder  ständig  gewordene 
Bede  erklärt.  Die  Habsburger  nahmen  diese  Steuern  als  Landgrafen  von 
den  Freien  und  Hörigen  oder  als  Kastvögte  bzw.  Untervögte  von  den 
Gotteshausleuten  und  Hörigen  ein:  beide  waren  alt  begründet  2).  Neu 
war  nur,  dafs  Kudolf  von  Habsburg,  der  überhaupt  in  der  Schweiz  sehr 
gut  wirtschaftete  arrondierte  und  die  Erträge  hob ,  die  Vogtsteuer  all- 
mählich aufserordeutlich  steigerte:  die  erhöhten  Zusätze  sind  in  dem  al- 
bertinischen  Urbar  sehr  wohl  zu  erkennen.  Seitdem  aber,  etwa  seit  Be- 
ginn des  14.  Jhs. ,  hat  eine  weitere  Steigerung  nicht  stattgefunden;  auch 
der  Übergang  eines  Teils  der  habsburgischen  Besitzungen  in  republika- 
nische Hände  (Zürich)  änderte  hieran  nichts.  Dagegen  vollzog  sich  mit 
der  1.  H.  des  16.  Jhs.  eine  Konversion  der  Vogtsteuer:  war  sie  bisher  per- 
sonell, so  wurde  sie  jetzt  auf  bestimmte  Güter  gelegt,  also  in  eine  Reallast, 
gleich  dem  Vogtrecht,  verwandelt,  ,weil  niemand  mehr  auf  den  blofsen 
Namen  hin  steuern  wolle  und  viele  sich  mit  der  Veräulserung  der  Güter 
entschuldigten'.  Und  in  dieser  Form  haben  die  alten  habsburgischen  Lei- 
stungen in  der  alten  Höhe  des  13.  Jhs.  bis  ins  18.  Jh.  gedauert,  ja  alle 
Stürme  der  Revolution  bis  in  unser  Jahrhundert  überstanden  und  sind  zu- 
meist erst  in  den  30er  und  40er  Jahren  unseres  Jahrhunderts  abgelöst  wor- 
den**): einer  der  drastischsten  Beweise  dafür,  dafs  in  Reallasten  umge- 
wandelte Leistungen,  weil  durchaus  privatrechtlich  konstruiert,  nur  in  den 
seltensten  Fällen   einer  Steigerung  fähig  sind.    Dieser  Satz  aber  ist  für  das 


1)  Vgl,  dazu  Friedrich  v.  Wyfs,  Die  freieu  Leute,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
Bd.   18. 

2)  Ich  stimme  in  diesem  Punkte  Schw.  gegen  v.  Wyfs  zu,  allerdings  mit  der  schon 
von  diesem  gemachten  Einschränkung,  dafs  die  Einführung  der  Vogtsteuer  für  Freie 
erst  durch  die  Habsburger  vielleicht  zu  verteidigen  ist. 

3)  Schw.  beweist  das  Gleichbleiben  der  Vogtsteueru  speziell  für  die  Amter  Grüningen 
und  Kyburg  in  zwei  sehr  lehrreichen  Tabellen  (S.    166 — 170). 
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Mittelaller  und  das  fiuanzielle  Schicksal  der  Gruudherrschaften  in  der  ersten 
Hälfte  desselben  um  so  mehr  zu  beachten,  als  die  Auffassung  der  meisten 
alten  Leistungen  als  Eeallasten  sich  überall  spätestens  mit  der  Auflösung 
der  alten  Hufen  Verfassung  —  also  überall  mit  dem  räumlich  und  zeitlich 
sehr  verschieden  anzusetzenden  Aufkommen  stärkerer  Mobilisierung  des 
Grund  und   Bodens  —  ergeben   mufste. 

Führt  die  Arbeit  Schweizers  noch  in  die  Zeit  der  embryonalen  Aus- 
bildung von  Territorialfinanzen  und  Territorialsteuern ,  so  unternimmt  es 
die  Arbeit  von  Hoffmann,  in  der  Geschichte  der  direkten  Steuern  in 
Baiern  (No.  45)  die  Entwickeluug  der  bairischen  Finanzen  in  einer  be- 
stimmten Eichtung  vom  13.  bis  zum  Beginn  des  19.  Jhs.  zu  schildern. 
Nur  dafs  die  Auswahl  gerade  Baierns  unter  den  Territorien  für  diesen 
Zweck  wenig  glücklich  getroffen  scheint.  Schon  die  Überschrift  der  ersten 
Epoche  in  H.s  Arbeit:  die  Zeit  der  Laudesteilungen  (13.  bis  15.  Jh.) 
erweckt  für  die  ganze  Zeit  des  Mittelalters  Bedenken ;  es  begreift  sich, 
dafs  jedes  Territorium  von  möglichst  gleichbleibendem  Umfang  während 
der  gesamten  Entwiokelungszeit  für  fiuanzgeschichtliche  Untersuchungen 
geeigneter  war,  als  gerade  die  bairischen  unendlich  häufig  und  besonders 
launenhaft  geteilten,  vereinigten  und  wiederum  zerstückelten  Lande  ^). 
Aber  auch  der  späteren  Finanzgeschichte  des  geeinigten  Territoriums  seit 
dem  16.  Jh.  fehlt  eine  besonders  bemerkenswerte  und  weiter  ausgreifende 
Entwickeluug;  und  ersichtlich  hat  der  Verf.  unter  dem  Einerlei  der  Vor- 
gänge während  des   16.   bis   19.  Jhs.  nicht  minder  gelitten    als  der  Leser. 

Das  Mittelalter  verlässt  die  Geschichte  der  direkten  Steuern  in  Baieru 
mit  drei  besonders  zu  beachtenden  Thatsachen  der  Steuerverfassung:  die 
Stände  haben  ihr  Steuerbewilligungsrecht  seit  dem  Beginn  des  14.  Jhs. 
immer  stärker  ausgebildet  und  auch  gegenüber  starken  Angriffen  seitens 
der  Landesherren  zäh  festgehalten ,  sowie  mit  ihm  das  Recht  der  exeku- 
tiven Steueranlage,  der  Steuereinnahme  und  selbständigen  Steucrverwaltung 
verbunden;  die  direkten  Steuern  sind  von  den  Ständen  auf  die  Untertanen 
(die  armen  Leute)  abgewälzt,  soweit  sie  einigermafsen  dauernd  sind  und 
den  Charakter  einmaliger  Zuschüsse  verloren  haben;  und  endlich  ist  seit 
dem  Jahre  1396  und  besonders  fest  durch  die  Verhandlungen  von  1494 
die  Landsteuer,  eine  gemischte  Steuer  mit  den  ersten  Spuren  eines  Steuer- 
systems, in  den  Vordergrund  der  Steuerbelastung  getreten,  namentlich  hat 
sich  zumeist  für  sie  eine  Auflage-  und  Verwaltungspraxis  —  ursprünglich 
wohl  nach  Analogie  der  städtischen  Vermögenssteuerpraxis  —  ausgebildet. 
Diese  Verwaltungspraxis  war  ursprünglich  sehr  einfach  gewesen,  aber 
durch  spätere  Instruktionen  und  Verordnungen  allmählich  vervollkommnet 
worden;  besonders  hatte  sich  aus  der  Gewohnheit,  die  früher  erhobene 
Steuer  zur  Norm  für  die  nächste  Steuerhebung  zu  nehmen,  eine  Art  Vor- 
anschlag im  Sinne  eines  heutigen  Staatshaushaltsetats  wenigstens  für  die 
direkten  Steuern  ergeben.  Auf  Grund  dieser  Zustände  und  Erfahrungen 
entwickelte  sich  nun  in  den  nächsten  anderthalb  Jahrhunderten  bis  zum 
Jahre   1669,  dem  letzten  Einberufungsjahre  des  Landtags,  das  Steuerwesen 


1)   Der  Verf.    sagt    selbst  vou  seiner  Darstellung  dieser  Zeit  S.  38  —  39:    diese  war 
eine  höchst  zerrissene,  weil  sie  auf  verschiedenen  geteilten  Gebieten  verweilen  musste. 
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dc'B  btändischon  TerritorialstautoB.  Hczeichnond  für  diesen  Zeitraum  ist 
das  Aiil'trotiii  von  beHoiidcrii  IjUiidtaf^Hvcrürdnuturi  für  Steuersucheu  seit 
dem  J.  1510:  eine«  Ausschurt.scH  des  Liiridla^^es,  der  bald  aucli  während 
den  bitzeiiden  J^aiidtaj^H  die  Steuitr{j;e8(;liäfte  in  die  Jlund  nahm  und  Hchliel's- 
lich  die  Kompetenzen  dea  Landtags  völlig  au  sich  rilö  uud  dessen  Maclit 
UBurpiortü.  Es  gelang  ihm  das  um  ho  eher,  jo  schwächer  die  Opposition 
dor  landesfiirstlichen  Regierung  ausfiel,  welche  in  das  Ki.  Jh.  mit  der  un- 
geheuren Schuld-  und  VorHutzungslast  von  4Ö1  250  11.  (Etat  von  1511)  ein- 
trat und,  meist  von  schwachen  Fürsten  geführt,  gegen  llewilligung  neuer 
Steuern  nur  zu  gern  zu  Konzessionen  in  der  Steuerverfassung  nach  dem  Sinne 
der  Veriirdnetcn  sowie  im  weitern  im  Sinne  der  ständischen  Interessen  über- 
haupt bereit  war.  So  erklärt  es  sich,  dafs  wälirend  voller  7  Generationen 
das  Steuerwoseu  kaum  eine  grundsätzliche  Änderung  schöpferischer  Natur 
orlcbto:  man  half  sich  mit  dem  alten  Veranlagungsmodus,  den  man,  sowie 
die  Steuerverwaltung  überhaupt,  formell  bis  zu  einer  gewissen  Vollendung 
ausbildete.  Einen  llöhe])unkt  in  dieser  Richtung  bezeichnet  die  Steuer- 
instruktion, welche  11.  in  das  Jahr  1551  setzt  ^).  In  diesen  Marasmus 
brachte  auch  die  gewaltige  Natur  Maximilians  I.  während  des  30jährigen 
Krieges  nur  zeitweise  Abwechselung;  seit  1632  stellte  er  die  landschaft- 
lichen Einuuzeu  uutor  seiue  Aufsicht,  1633  schrieb  er  eine  Kricgssteuer 
ohne  Williguug  der  Stände  aus  u.  s.  w. :  aber  sein  Interesse  war  doch 
zu  ausschliefslich  der  äufsoron  Politik  zugewandt,  als  dafs  er,  noch  dazu 
in  den  Wirren  eines  langen  Krieges,  zu  einer  zeitgeraäfsen  Umgestaltung 
der  Landessteuerverfassung  gelangt  wäre  '^).  So  lenkte  denn  die  Steuer- 
Verfassung  immer  mehr  in  das  Fahrwasser  einer  ganz  unzweideutigen 
uud    harten  Klasseusteucrgesetzgebuug    zu  üunsteu    des  Stäadewesens  ein, 


1)  II.  stellt  das  System  dieser  Instruktion  S.  59  ff.  genauer  dar.  Aber  was  er  über 
die  Emanation  und  die  Chronolof^ie  desselben  sagt ,  ist  ungenügend.  Obwohl  er  selbst 
das  hücliste  Interesse,  die  genauere  Entstellung  dieses  Gesetzes  kennen  zu  lernen  (S.  59), 
betont ,  begnügt  er  sieh  doch  mit  der  Citierung  einiger  von  R  o  e  k  i  n  g  e  r  angeführter 
Aktenstücke  des  bair.  Keichsarcliivs  ,  ohne  dieselben  einzusehen,  und  bemerkt 
im  Übrigen  nur,  dafs  sowohl  Kremier,  wie  Koekinger  und  Freyberg  von  den 
genaueren  Umständen  über  den  Erlafs  der  Instruktion  schweigen.  Ist  es  ihm  dabei  nicht 
aufgefallen,  dafs,  wie  er  selbst  bemerkt,  Seyfried  das  Aktenstück  des  Jalires  1554  als 
eins  der  ältesten  Buchdruckereiprodukte  bezeiclinetV  —  Auch  die  Instruktionen 
von  1539  und  1541  hat  II.  nicht  eingesehen:  ,, diese  Urkunden  sind  leider  noch  nicht 
gedruckt ;  es  kann  aber  um  so  eher  von  ihrer  Entwickelung  Umgang  genommen  werden, 
als  die  ihnen  folgenden  Steucrinstruktionen  bereits  im  Drucke  vorliegen  und  ihr  Inhalt 
im  Wesentlichen  wohl  der  gleiche  ist.  So  S.  55 !  Statt  dessen  werden  am  Schlufs 
(S.  170  f.)  die  beiden  Steucrinstruktionen  von  1554  und  1612  nach  der  Ausgabe  von 
Seyfried  (Zur  Geschichte  bair.  Landschaft  und  Steuern  bearbeitete  Urkk.  und  Bei- 
lagen S.  420  ff.)  —  nicht  nach  den  gewifs  leicht  erreichbaren  Origiiialdrucken !  —  in 
wenig  übersichtlicher  Parallelisierung  neu  zum  Abdruck  gebracht. 

2)  Das ,  was  Max  neu  erreicht  hat ,  stellt  H.  S.  88  zusammen.  Dort  auch  (nach 
v.  Freyberg,  Pragmat.  G.  der  bair.  Gesetzgebung  und  Verwaltung  1,  112)  die  sehr 
charakteristische  Aufserung  aus  dem  Testament  Maxens ,  welche  deutlich  den  Übergang 
von  den  ständischen  Maximen  zu  denen  der  absoluten  Monarchie  bezeichnet :  Es  ist  nicht 
unsere  Intention,  den  Ständen  ihre  hergebrachten  Privilegien  zu  schmälern;  aber  der 
Landesfürst  hat  darüber  zu  wachen  ,  dafs  diese  Gerechtsame  nicht  mifsbraucht  werde(n), 
und  dafs  das  Heil  des  Vaterlandes  immer  als  lex  suprema  vorschwebe;  die  Landstände 
sind  nur  Verwalter  der  ihnen  überlasseuen  Mittel,  sie  besitzen  dieselben 
mit  der  Verbindlichkeit,  zu  den  Lasten   des  Landes  beizutragen. 
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und  die  ärgsten  Bedrückungen  wurden  nur  durch  die  komplizierte  Veran- 
lagung  verschleiert. 

In  dieser  Lage  wurde  nach  fast  öOjähriger  Pause  der  Landtag  zum 
J,  1669  einberufen.  Das  wesentlichste  Ergebnis  seiner  Beratungen  in  Steuer- 
sachen war  nicht  nur  eine  volle  Festsetzung,  sondern  eine  für  den  Land- 
tag geradezu  selbstmörderische  Erweiterung  der  Macht  und  Rechte  der 
16  Verordneten:  sie  erhalten  das  "Wahlergänzungsrecht  nach  dem  Tode  eines 
Mitgliedes,  sowie  das  Recht  einer  eventuellen  Vorschufsauszahluug  von 
100 — 200  000  fl.  aus  der  Landschaftskasse  an  den  Staat  und  der  Steuer- 
bewilliguug  ,für  den  Fall  einer  wissentlichen  Landesnot',  im  Übrigen  soll 
es  beim  Alten  bewenden.  Die  Folge  dieser  Beschlüsse  war  natürlich  die 
Entwickelung  des  Verorduetenkollcgs  zu  einer  einfachen  der  Gewalt  des 
Landesfürsten  stets  nachgebenden  Finanzdirektion  der  Landschaftskasse, 
ja  wesentlich  zum  einfachen  Vegetieren  in  Siuekurenform :  die  Regelung 
der  Steuerverfassung  war  in  die  Hand  der  absoluten  Monarchie  gelegt 
und  damit  der  letzte  Zeitraum  der  bairischen  Steuergeschichte  vor  dem 
Beginn  unseres  Jhs.  eröffnet.  Ihren  Charakter  mag  H.  (S.  98)  selbst 
schildern :  »während  (die  absolutistischen  Bestrebungen)  anderwärts  zu 
Steuerreformen  führten,  sehen  wir  in  Baiern,  dafs  die  Unruhen  der  Zeiten 
es  nicht  zu  solchen  kommen  liefsen,  dafs  die  ehrgeizigen  Absichten  des 
bairischen  Hofes  das  Landesinteresse  dem  Interesse  des  Fürstenhauses 
hiutenansetzten  ...  (es  ist  nicht  möglich)  ,  für  gerechtfertigt  zu  finden, 
dafs  Volk  und  Landschaft  bezüglich  der  Hauptsteuer  mit  Normen  zu- 
frieden waren,  welche  in  vor  zwei  Jahrhunderten  erlasseaen  Bestimmungen 
fufsten,  ohne  irgendwelche  Weiterbildung  erfahren  zu  haben.'  Diesen 
Worten  ist  nichts  zuzusetzen ;  es  findet  sich  in  der  That  in  dieser  Epoche 
der  bairischen  Steuergeschichte  kaum  ein  Moment,  welcher  der  all- 
gemeinen wirtschaftsgeschichtlichen  Kenntnis  wert  wäre.  Für  die  bai- 
rische  Spezialgeschichte  ergibt  sich,  dafs  die  Finanzen  schon  um  1710 
total  zerrüttet  waren,  wenngleich  sich  das  Detail  in  dieser  Hinsicht  nicht 
angeben  läfst  (H.  S.  123),  dafs  eine  darauf  angeregte  Entwirrung  der 
Schuldenverhältnisse  —  noch  die  interessanteste  Episode  der  gesamten 
Entwickelung,  welche  für  die  Geschichte  des  Bankwesens  manches  Gute 
bietet  —  an  den  stets  gesteigerten  Anforderungen  des  Hofes  teilweise 
scheiterte,  und  dafs  nach  dem  unter  dem  Montgelas'schen  Ministerium  be- 
schlagnahmten Werke  von  Franz  v.  Krenner*)  sich  die  Staatsaus- 
gaben excl.  Hof  im  J.  1777  auf  3  723  565  fl.  beliefen,  wovon  1  093  028  fl. 
auf  den  Etat  jährlicher  Zinsen-  und  Fristenzahlungen  für  alte  Schulden 
kamen.  Die  Verhältnisse  waren  nicht  mehr  haltbar,  in  den  Jahren  1799 
bis  1800  erfolgte  endlich  ein  Umschwung,  welcher  durchaus  richtig  mit 
einer  Reform  der  Grundsteuer,  und  zunächst  mit  der  Herstellung  eines 
Katasters,  ansetzte. 

Die  Geschichte  der  livländischen  Grundsteuer,  deren  Entwicklung 
vom  16.  Jh.  bis  herab  zu  den  neuesten  die  letzten  zwanzig  Jahre  ein- 
nehmenden  Versuchen  einer  Umformung  eine  sonderbare  Abwandlung  ur- 


1)  Bairischer  Finanzzustand  in  den  Jahren  1777,  1792,  1799  und  1800;    München 
1803. 
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spriiiij^lich  ^ruiidhöri','LT  mittclallcrliclitr  I'rü.statioiifn  aufzuweisen  scheint, 
winJ  von  JI.  von  K  a  h  1  o  n  fiN'r.  5  1)  in  einer  wenij^  jjeschickt  /^esclirie- 
heiien  Untorsuchung ')  buliundelt.  Hube  icli  den  VerfaHKer  recht  verslan- 
(Itn,  so  Bchoint  dieae  ürundateuer  iliren  AuHganfj,  wie  die  meisten  Grund- 
steuern, von  der  Bede  zu  nehuion :  die  für  die  LandesbedürfniHHe  erfor- 
derte Summe  wurde  von  der  Itittersohaft  auf  die  einzelnen  ritterhchaft- 
liclion  Höfe  umgelegt  und  innerhalb  dieser  von  der  grundhörigen  Bevöl- 
kerung in  der  Form  der  Bede  erhoben.  Das  bed<j)Hichtige  Substrat  war 
der  Haken,  entsprechend  otwa  der  Hufe  in  Deutschland,  eine  , Strecke 
(Landes),  die  ein  gesunder  Mann  mit  seinem  Pfluge  im  Laufe  eines  Som- 
mers bearbeiten  konnte'.  Jeder  Hof  zerfiel  mithin  für  die  Steuerverfas- 
sung in  eine  Anzahl  (grundhöriger)  Haken,  von  welchen  die  Bede  als 
Cirundsteuer  durch  den  ritterlichen  Hofbesitzer  an  die  Ceiitralstelle  abge- 
führt wurde:  das  eigentliche  vom  Kitter  selbstbewirtschaftete  Hofesland 
blieb,  wenn  auch  nach  Landesbrauch  in  Haken  eingeteilt,  doch  grund- 
steuerfrei. In  dieser  Form  hielt  sich  die  äufsere  Steuerverfassung  bis 
ins  17.  Jh.,  und  auch  seitdem  trat  nur  insofern  eine  Änderung  ein,  als 
der  BegriH"  , Haken*  in  den  Jahren  1683  87  genauer  dahin  bestimmt 
wurde,  dal's  man  von  nun  ab  unter  ihm  einen  Besitz  mit  dem  Reinertrag 
von  60  Tonnen  Koggen  =  60  Thlr.  verstand  ^).  Auf  diesen  Steuercadre 
wurden  nun  aber  im  Laufe  des  17.  und  18.  Jhs.  alle  Staatskistungen,  zu 
welchen  die  Kitterschaft  direkt  verpflichtet  war,  abgewälzt.  Am  frühe- 
sten, wie  es  scheint,  geschah  das  mit  den  Kofsdicustgeldern,  1602  wurden 
je  15  Haken  zur  Stellung  eines  Keitcrs  verpflichtet.  Später  erfolgte  dann 
die  Abwälzung  der  sog.  Station,  der  Schiefs-  und  Balkengelder,  sowie  der 
Hauptsache  nach  auch  der  Laudesprästandeu :  kurz,  um  1710  waren  fast 
alle  Landessteuem  in  die  vom  ,Gehorchslande'  aufzubringende  Grund- 
steuer aufgegangen,  und  neben  ihr  standen  im  wesentlichen  nur  noch  die 
seit  1758  allein  von  der  Kitterschaft  —  und  nicht  mehr  unter  Mitver- 
pflichtuug  der  Domänen  —  aufzubringenden  ,Landeswilligungen':  ursprüng- 
liche aufserordentliche,  aber  bald  ganz  reguläre  und  stets  wachsende  Lei- 
stungen zur  Begleichung  des  besonderu  ritterschaftlichen  Etats.  Eine 
wichtige  Änderung  dieser  Zustände  trat  im  18.  Jh.  dadurch  ein,  dafs  die 
russische  Keichsgewalt,  an  welche  jetzt  ein  grofser  Teil  der  Grundsteuer 
erflofs,  zum  erstenmale  fester  in  die  Steuerverfassung  eingrifi".  Sie  ver- 
wandelte nämlich    die  einzelnen    aus    sehr    verschiedenen   Leistungen    ent- 


1)  Die  Unklarheit  und  geringe  Sorgfalt  des  Verf.  macht  sich  auch  äufserlich  geltend: 
der  Text  wimmelt  von  Druckfehlern  ,  deren  sich  weit  mehr  und  weit  schlimmere  finden, 
als  die  dem  Büchlein  auf  einem  losen  Blatt  beigefügte  Druckfehler- Berichtigung  ahnen 
lässt.  Bezeichnend  ist  auch ,  dafs  der  Verfasser  mit  den  hauptsäcliliclisten  Vorarbeiten 
für  eine  Geschichte  der  livländischen  Grundsteuer,  A.  Tobien,  stets  falsch  als  A.  Tobier 
zitiert  wird ,  ebenso  wie  fast  stets  von  einem  Hakenbuch  statt  von  einem  Wackenbuch 
die  Kede  ist. 

2)  Diese  Summe  wurde  1809  durch  Einbeziehung  des  früher  vernachlässigten  Wie- 
sen-, Ileuschlags-  und  Gartenlandes  auf  80  Thlr.  gebracht.  Beiläufig  entwickelte  sich 
aus  dem  in  Thlrn.-  ausgedrückten  Reinertrag ,  der  bei  mangelliafter  Katastrierung  keines- 
wegs stets  den  wirklichen  Ertrag  wiedergab ,  gradezu  eine  Einteilung  des  Hakens  in  60 
bzw.  80  (ideelle)  Thlr.,  analog  gewissen  Vorgängen  in  Schleswig -Holstein  und  Mecklen- 
burg. 
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wickelten  Grundsteuerquoten  langsam  in  eintrüglicliere  Kopfsteuern  und 
führte  dadurch  allmählich  eine  Annäherung  der  livländischen  Steuerver- 
fassung an  die  allgemeine  russische  herbei.  In  dieser  Richtung  war  man 
bis  zum  Beginn  unseres  Jhs.  soweit  fortgeschritten ,  dafs  das  allgemtiue 
russische  Gesetz  über  Keichsprästandeu  auch  für  Livlaud  Geltung  erhielt. 
Während  nun  die  Regierung  fast  die  gesamte  ursprüngliche  Grundsteuer 
zur  Auflösung  brachte  und  die  Steuerkraft  der  ursprünglich  Gruudsteuer- 
pflichtige»  jetzt  nach  den  sonst  im  Reiche  geltenden  Grundsätzen  für 
sich  in  Anspruch  nahm,  fiel  der  Ritterschaft  die  Erhaltungspflicht  für 
einen  gi'ofsen  Teil  der  besonderen  livländischen  Landesverwaltung  aus 
den  Mitteln  der  Laudeswilligungen  zu.  Und  da  die  Landesverwaltung 
stets  gröfsere  Anforderungen  stellte  und  eine  Abwälzung  der  Laudes- 
willigungen auf  die  Bauern  nicht  mehr  möglich  war,  so  stieg  allmählich 
im  Laufe  unseres  Jhs.  die  Steuerbelastung  der  ritterschaftlichen  Höfe  bis 
zu  einer  Höhe,  welche  den  Besitzern  unerträglich  schien')  und  zu  lang- 
wierigen noch  jetzt  nicht  abgeschlossenen  Verhandlungen  über  eine  Ab- 
änderung der  Steuerverfassuug  führte.  Die  in  dieser  Richtung  unter- 
nommenen Schritte  unterwirft  von  Kahlen  des  weitei'en  einer  Kritik, 
deren   Berechtigung  hier  nicht  zu  erörtern  ist. 

Beschäftigt  sich  die  Arbeit  des  Hrn.  von  Kahlen  mit  einem  Teil  der 
modernen  Steuerverfassung,  dessen  Wurzeln  so  weit  in  die  Vergangenheit 
reichen,  dafs  ein  klares  Verständnis  ohne  die  genaue  Kenntnis  der  mittel- 
alterlichen Ursprünge  nicht  erreichbar  scheint,  so  untersucht  eine  andere 
Leipziger  Dissertation  von  0.  F.  Warschauer  (No.  110)  die  Geschichte 
einer  der  jüngsten  Erscheinungsformen  jeder  Steuerverfassuug,  der  Staats- 
anleihen ,  an  dem  Beispiele  speziell  des  preufsischen  Staats  wähi-end  der 
Jahre  1786 — 1870.  Mit  Recht  begrenzt  W.,  der  sich  anch  sonst  als  klarer 
Kopf  erweist,  ohne  freilich  weiter  als  zu  einer  übersichtlichen  Darstellung 
des  rein  Thatsächlichen  zu  gelangen ,  sein  Thema  auf  die  Zeit  nach  dem 
Tode  Friedrichs  des  Grofsen :  erst  unter  der  Regierung  Friedrich  Wil- 
helms IL  beginnt  die  eigentliche  Entwicklung  eines  fundierten  Schulden- 
wesens, bis  dahin  hat  es  im  Staat  der  HohenzoUern  von  jener  ersten  An- 
leihe des  Jahres  1472  ab  nur  einzelne  landesherrliche  Anleiheraafsregeln 
gegeben.  Die  Entwicklung  des  preufsischen  Anleihewesens  aber  vom  Jahre 
1786  ab  zerfällt  in  W.s  Bearbeitung  in  vier  Perioden:  1786-^1807; 
— 1820;  — 1850;  bis  zur  Gegenwart:  die  jeweilig  einschneidenden  Er- 
eignisse sind  der  Zusammenbruch  des  preufsischen  Staates  gegenüber  der 
Napoleonischen  Macht;  die  Verordnung  vom  17.  Jan.  1820  über  die  Ver- 
öffentlichung des  jeweiligen  Schuldenzustandes,  die  Unterordnung  der  Staats- 
schulden unter  die  Verwaltung  der  zu  berufenden  Reichsstände,  sowie  die 
Sicherstellung  der  Gläubiger;  die  Emanation  der  Verfassung  vom  31.  Jan. 
1850  mit  ihrer  Bestimmung  der  jedesmaligen  Notwendigkeit  eines  CJesetzes 
zur  Aufnahme  von  Anleihen,  sowie  des  Gesetzes  vom  2  1.  Febr.  d.  J.  über 
die  Hauptverwaltung  und   Kontrolle  der  Staatsschulden ;  endlich  die  Schaf- 


1)  Nach  dem  Berielit  der  livländ.  Zentr.'ilkoinniissioii  von  187.3  S.  17  (v.  Kiililen 
S.  34)  wäre  der  bäuerliche  Haken  mit  17  libl.  02  Kdj)  ,  der  Ilolesliriken  mit  37  Khl. 
45  Kop.   für  Landeszwecke  besteuert. 
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(iiiif^  der  1  "/()  kuiiH.  Anleihe  von  1K7;5  (i'.  In  fliesen  ;;liie,kli(;h  gewühlten 
llalinion  sind  dif;  (;inzelnen  Diitcri  ;i;esc,hi(;kt  cinf^i.'fiif^t ;  nanient  lieh  gelunf^en 
eiscluiinl.  der  NiiohwciH,  inwiefern  di(»  j)ronl'riiHclie  Eisenl)!ihn])olitiU  unter 
d(M-  Sciicu  bzw.  Unniöf^Üehkoit  litt,  in  (h^n  dreiHHi};(;r  und  vier/.igcjr  Jahren 
Anleihen  für  Laliii hauten  zu  muehen,  da  deren  KniiHKion  nach  der  Ver- 
ordnung von  1820  die  ZuBtimmung  der  (ünmal  versproclutnen  IteichHHtände 
erfordert,  hätte;  sowie  weiterhin  die  l'lrorttirung  über  die  HtaatHsehulden 
der  lK()(j  annektierten  Länder  und  deren  Kinreihnng  in  die  preufsische 
»StaatsMchuld.  Am  wenigsten  gliieklieii  ersidieint  mir  der  Sehlufs  der  Schrift; 
CS  wird  liier  nunKMitlicli  nicht  klar,  welche  Bedeutung  der  Verf.  der  Auh- 
lAiihi'  der  1  "/,,  Konsols  zuniisst;  ein  Punkt,  der  trotz  der  beim  Erseheinen 
der  Arbeit  noch  nicht  abgeschlossenen  —  aber  doch  grundsätzlich  fest- 
stehenden —  Eisenbahnverstaatlichuug  eine  weitere  Besprechung  verdient 
hätte. 

H.  ////fsii'/'ssr//sf /inffc//.  Metrologie,  liier  ist  zunächst  die  .\rbeit  Kott- 
Uiuthners  (No.  H{))  zu  nennen,  welche  für  lokale  Feststellungen  von 
grofsem  Nutzen  sein  kann,  ähnlicli  wie  eine  Reihe  verwandter  Arbeiten 
nanientli(;li  aus  dem  Beginne  unseres  Jhs.,  aus  einer  Zeit,  iu  der  man  die 
alten  Lokal-Mafso  und  -(»ewichte  beseitigte  und  sie  zugleich  infolge  der 
Tendenz  zur  Aufhebung  alter  lic^allasten  —  wohl  zum  letztenmale  — 
genau  bestimmte.  Aufser  der  Schrift  llottleuthners  kommen  metrologisch 
noch  zwei  kleinere  Aufsätze  in  Betracht,  der  Baeblers  (Honiger  No.  4) 
über  einige  im  Officium  von  Aarau  vorkommende  Stoff-,  Mafs-  und  Ge- 
wiehtserklärungen ,  und  eine  weitere  kleine  Studie  über  Nornialmafse  an 
rheinischen  Kirchen  (No.  78),  welche  derartige  Mafse  am  Dom  zu  Worms, 
in  Sobernheim  a.  d.  Nahe,  in  Eltville  und  in  Kälberau  bei  Aschaffenburg 
nachweist. 

Numismatik.  Die  numismatische  Forschung,  soweit  sie  weitere  wirt- 
schaftsgeschichtliche Gesichtspunkte  bietet  *),  ist  schon  seit  einigen  Jahren 
namentlich  in  zwei  deutschen  Gebieten  besonders  betrieben  worden,  in 
Osterreich,  speziell  Wien,  und  am  Mittelrhein,  speziell  Mainz,  Frankfurt 
und  Speier.  Am  Mittelrhein  sind  es  namentlich  die  Arbeiten  von  Harster 
in  Speier  und  von  Joseph  in  Frankfurt,  welche  die  numismatischen 
Untersuchungen  vom  archäologischen  auf  den  wirtschaftsgeschichtlichen  Ge- 
sichtspunkt hinübergeleitet  haben ''^):  der  erstcre  hat  einen  guten  Versuch 
einer  Speierer  Münzgeschichte  geschrieben  ^)  und  die  hier  niedergelegten 
Forschungen  im  Jahre  1883  durch  Publikation  urkundlicher  Nachrichten 
über  den  Ausgang  der  besonders  interessanten  Speierer  Hausgenossenschaft 
wesentlich  vervollständigt;  der  letztere  hat  früher  einige  wertvolle  Fund- 
beschreibungeu  geliefert^),  bis  er  im  Jahre  1882  seiner  Beschreibung  des 
grofscn    Disibodenberger   Fundes   treffliche  Untersuchungen    über   die   Zu- 


1)  Nur  insofern  sich  soldie  Gesiclitspuukte  verfolgen  lassen,  ist  die  numismatische 
Litteratur  liier  herbeigezogen  :  eine  Anführung  oder  gar  Besprechung  derselben  in  ihrem 
ganzen   Umfang  liegt  aufserhalb  der  Zwecke  dieses  Berichtes. 

2)  Vgl.  meine  ausfiihrliclie  Rezension   in   der  Westdeutschen  Zs.  Bd.  3,   S    294. 

3)  Mitt.  des  bist.   Ver.   der  Pfalz  Bd.  10.   1882. 

4)  Vgl.  auch  die  Beiträge  Josephs  zur  pfalzgräflichen  und  mainzischeu  Münzkunde, 
Mitt.  d.  bist.   Ver.  der  Pfalz  Bd.  9,   1880. 
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Weisung  von  Goldmünzen  des  14.  und  15.  Jhs.,  speziell  zu  den  Münz- 
herren  des  rheinischen  Münzvereines,  zufügte').  Auch  im  J.  1883  hat 
Joseph  wieder  einen  schönen  Beitrag  in  der  Beschreibung  des  Bretzen- 
heimer  Fundes  (1005  Goldmünzen  von  3531  Gr.  Gewicht,  ca.  1390  ver- 
graben, jetzt  in  Mainz)  erscheinen  lassen  (No.  50).  Aufser  den  Arbeiten 
Josephs  und  Harsters  ist  freilich  für  die  rheinische  Numismatik  des  Jahres 
1883  nicht  viel  geleistet,  für  den  Mittelrhein  ist  noch  die  Beschreibung 
dreier  hessischer  Funde  zu  Friedigerode,  Hebel  und  Baumbach  durch 
Stern  (No.  105)  zu  nennen;  für  den  Niederrhein  kommt  fast  nur  die 
umfangreiche  Arbeit  von  Meyer  (No.  71)  über  die  Dortmunder  Münzen 
in  Betracht,  welche  der  eigentlichen  numismatischen  Beschreibung  der  alten 
reichsstüdtischen  Münzen  wohl  voll  gerecht  wird,  dagegen  den  urkundlichen 
Stoff  —  und  damit  den  wirtschaftsgeschichtlichen  Gesichtspunkt  —  stark 
vernachlässigt;  eine  Reihe  der  wichtigsten  Dokumente  hat  der  Autor  nicht 
einmal  verarbeitet,  sondern  am  Schlufs  seiner  numismatischen  Zusammen- 
stellungen  einfach  als  Nachtrag  abgedruckt. 

Nach  Friesland  bzw.  Niedersachsen  führt  die  etwas  verspätete  Publi- 
kation eines  grofsen  etwa  Ende  des  15.  Jhs.  vergrabeneu  Turnosenfundes 
durch  Dannenberg''*),  vor  allem  aber  eine  schöne  Untersuchung  Me- 
nadiers  (No.  70).  Aus  Anlafs  eines  dem  materiellen  Werte  wie  der 
Stückzahl  nacli  wenig  hervorragenden  Fundes  bei  Wetteborn  (Gegend  von 
Gandersheim  am  Harz)  weist  M.  nach,  dal's  im  Gegensatz  zu  dem  wohl- 
geordneten Münzverkehr  Westfalens  '^)  in  Niedersachsen  schon  mit  Beginn 
des  13.  Jhs.  die  Münzverschicchteruug  soweit  fortgeschritten  war,  dafs 
man  im  Grofshandel  den  Silberbarrenverkehr  nach  (Kölnischer?)  Gewichts- 
mark anwandte.  Indes  allmählich  ging  auch  dieser  Bai-renverkehr  seines 
sichern  Halts  an  der  Gewichtsmark  verlustig :  es  entstand  seit  dem  Ende 
des  13.  Jhs.  eine  kleine  Barrenmark,  die  marca  usualis,  welche  also  etwa 
der  anfänglichen  Form  der  rheinischen  Pagamcntsmark  entsprach.  Natür- 
licli  trat  die  Depravation  von  der  Gewichtsmark  zur  Usualraark  nicht 
überall  in  zeitlich  und  materiell  gleichbleibendem  Verhältnis  ein ,  und  so 
entstand  durch  die  Verschiedenheit  namentlich  der  einzelnen  städtischen 
Usualmarken  neue  Verwirrung.  M.  zeigt  nun  ,  dafs  man  der  hier  auftau- 
chenden Schwierigkeiten  auf  doppelte  Weise  Herr  zu  werden  versuchte  : 
man  führte  eine  Art  Gegenstempelung  gleichwertiger  Markstücke  durch 
verschiedene  Münzherren  ein  (so  ist  eine  Mark  mit  3  Stempeln  von  Wer- 
nigerode, Stadt  und  Grafschaft,  und  Quedlinburg  erhalten),  und  man  schritt 
über  diese  Gegenstempelung  hinaus  zum  Abschlufs  gemeinsam  bindender 
Mihizverträge,  so  namentlich  1382.  Jedoch  waren  diese  Mafsregeln  inso- 
fern schliefölich  von  geringer  Bedeutung ,  als  man  anderswo  längst  von 
der  Barrenwährung  zur  Goldwährung    für  den  Grofsverkehr  übergegangen 


1)  Arcli.  f.  d.  Gesch.  u  Altertumskde.  von  Frankfurt  a.  IM.  N.  F.  Bd.  8  ;  aufli  se- 
parat, vgl.  II  No.  28. 

2)  No.  13.  A.  a.  ().  gibt  Dannenbcrj^  auch  uocli  Naclnichten  von  Funden  zu 
Vietmannsdorf  (Kr.  Tcmiilin),  lOG^I^  Excnipl.  vergr.  c.  13G();  Ilerzsprun^-  (Wcstpviefi;- 
nitz),  zahlreiche  Münzen,  vergr.  Ende  13.  Jahrh.;  VVoUin,  130  Gr.  Wcndeninünzen,  vergr. 
Anf.    11.  Jahrh. 

3)  V^gl.  Grote,  Münzstudien   !:  Die  münsterischen  iMünzen  des  Mittelalters. 
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w!ir  ' ) :  cino  Bewcgun«;,  welche  seit  der  zweiten  Hülftc  den  14.  Jlis.  auch 
in  fleii  KÜchKiHchen  Verkehr  hiiicintliilelr'  iukI  fhüiselbcn  der  rheinischen 
(«uldenmiinze   unterwar  1'. 

Für  SchlcKien  htit  F  r  i  e  d  e  n  h  !>  u  rg  (No.  27)  im  Jahre  iHH'.i  seine 
Studien  ii})(!r  das  n\itt(liiltcrliclie  MiinzweK(;n  zum  AhwchhilH  gel^racht;  sie 
sind  hau|)lsiic,lilii  h  andiÜDloj^isc  her  Natur  und  enthalten  nur  weiiiye  einge- 
htrcutc!  geldgeschic.hlliehe  Hemerkiirigen.  Doch  geht  aus  flem  Verlauf  der 
ganz(;n  Untersuchung  hervor,  dais  SchlcHien  in  der  Kntwicklung  des  Münz- 
wesens  vÄuvn  hervorrag<!nden  TMatz  nie  behauptet  hat,  so  ist  z.  li.  die  (Jro- 
schenprägung  anfangs  sehr  schwach  und  tritt  überhaupt  erst  unter  Mathias 
Corvinus  auf,  und  (»old  wird  im  Mittelalter  überhaupt  nur  in  äusaerst  ge- 
ringen Mengen  ausgemünzt.  Erst  1509  etwa  ist  ein  Stillstand  in  der  Sil- 
bcrausmünzung  bemerkbar,  und  seit  etwa  1520  wird  stärker  (Jold  ausge- 
prägt: bis  dahin  behalf  man  sich  für  den  grofsen  wie  kleinen  Verkehr 
zumeist  mit  böhmischen,   i)olnisclien   und   ungarischen    Münzen. 

Noeli  mehr,  wie  der  Friedensburgsche  Aufsatz,  hält  die  Arbeit  von 
Zeller  über  Salzburgisclie  Münzen  (No.  122)  auch  in  der  zweiten  Be- 
arbeitung^) den  archäologischen  Standpunkt  fest;  geldgeschichtlich  er- 
giebt  sich  aus  ihr  wohl  kaum  ein  festes  neues  Resultat,  welches  über 
schon  bekannte  urkundliche  Zeugnisse  hinausginge.  Und  auch  sonst  sind 
aus  Osterreich ,  das  sonst  auf^  dem  Gebiete  geldgeschichtlicher  Forschung 
eine  aufserordcntliche  Kegsamkeit  entfaltet^),  grade  im  Jahr  18B3  wenig 
Ueiträgc  geÜosseu ;  nur  zw'ei  derselben  mögen  hier  genannt  werden ,  das 
mir  unzugänglich  gebliebene  Buch  Newalds  (No.  75)  und  eine  treffliche 
Untersuchung  Schalks  (No.  90),  welche  die  beiden  Erscheinungen  des 
Wiener  Münzverkehrs  im  15.  Jh.  zu  erklären  versucht,  dafs  in  Münzfun- 
d(!n  Pfennige  verschiedener  Jahrgänge  mit  verschiedenem  Feingehalt  ge- 
funden  werden  ,    und    dafs  gröfsere  Zahlungen  stets  in  vollwichtiger  Gold- 

1)  Ülier  die  Entwiclieluiig  des  neuen  dem  Ibrtgesclirittenen  Handel  angepaf^ten  Münz- 
wesens der  2.  11.  des  Mittelalters  —  Ausniünzung  gröfserer  Stücke  in  Silber,  und  Ein- 
l'iilirung  der  Goldwährung  für  den  (TroTsliandel  :  grossus  und  aureus  —  macht  Müller 
in  seinem  Aufsatz  üher  Venezianer  Münzen  im  13.  Jalu-h.  und  ihren  Einflufs  auf  das 
initteleuropäische  Geldwesen  (Wiener  Numis.  Zs  Bd.  15)  einige  gute  Bemerkungen. 
Nur  scheint  er  mir  zu  weit  zu  gehen,  wenn  er  den  Ausgang  beider  Neuerungen  auch  für 
Mitteleuropa  ausschlielslich  in  Venedig  zu  finden  meint,  wenn  es  auch  richtig  ist,  dafs 
die  Venezianer  Groschen  schon  1192 — 1205,  die  Dukaten  seit  1284  geprägt  wurden. 
Jedenfalls  liegt  vor  dem  Groschen  doch  immer  der  mehrfach  in  Oberitalien  ausgemünzte 
KeaLsolidus ;  und  das  Aufkommen  des  Grossus  Turonensis  kann  sich  ohne  jede  Vene- 
zianische Einwirkung  selbständig  aus  der  gleichen  Wirtschaftslage  in  Frankreich  erge- 
ben haben.  Der  Nachweis,  dafs  der  Gr.  Turon.  später  geprägt  wurde,  als  der  Gr.  Venet., 
genügt  mithin  nicht,  um  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu  begründen ,  es  müfste  ein  direkter 
Beweis  des  Zusammenhangs  geliefert  werden. 

2)  Die  erste  steht  in  den  Mitt.   für  Salzb.   Landeskunde  Bd.   22. 

3)  Von  älteren  Arbeiten  erwähne  ich  die  B  1  umb  e  r  g  e  rs  (Arch.  f.  österr.  Geschqu. 
Bd.  8);  S  alters  (Bit.  f.  Landeskde.  von  Niederösterr.  Bd.  2  und  Bit.  d.  Ver.  f.  Lan- 
deskde, von  Niederösterr.  Bd  3),  Hubers  (Arch.  f.  Österreich.  Gesch.  44),  Muffats 
(Abh.  der  Münchener  Ak.  phil.-hist.  Kl.  12,  1,  1872);  vergl.  Kaimann,  Über  einige 
Aufgaben  der  Österreich.  Münzforschung  (Wiener  Numismat.  Zs.  Bd.  13).  Unter  den 
neueren  Forschungen  ragen  hervor  die  v.  Lu  seh  ins,  z.  T.  verzeichnet  bei  Raimann 
S.  15  Note  5,  aufserdem  noch  die  oben  No  64  vermerkte  Arbeit,  und  Schalks,  z.  T. 
verz.  bei  Raimann  S.  IG  Note  1  ,  dazu  die  oben  unter  No.  90  und  92  vermerkten 
Arbeiten. 
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münze  nach  einer  zu  Ungunsten  der  Pfenuigmünze  ausfallenden  Fortrela- 
tion geleistet  wurden,  S.  erbringt  für  diese  Fragen  aus  sehr  interessan- 
ten Einzelheiten  der  Wiener  Münzpolitik  um  die  AVende  des  14.  und  15. 
Jhs.  den  Nachweis,  dafs  man  trotz  schwankenden  Feingehalts  doch  immer 
darauf  achtete,  dafs  eine  gewisse  Masse,  etwa  ein  Pfund  Pfennige,  einen 
gewissen  Durchschnittsfeingehalt  hatten  —  ähnlich  wie  man  in  der  ersten 
Hälfte  des  Mittelalters  für  die  Denare  auf  ein  festes  Durchschnittsgewicht 
per  Libra  unter  Zulassung  grofser  Denargewichtsschwankungeu  rechnete 
— ,  und  dafs  man  nun  auf  die  Berechnung  dieses  Durchschnittsfeingehalts 
hin  eine  bei  der  Unsicherheit  der  Schätzung  natürlich  zu  Ungunsten  der 
Pfennigmünze  sprechende  Zirkulation  der  Goldmünze  zum  Silbergeld  auf- 
stellte. Jedoch  auch  abgesehen  von  diesem  Hauptergebnis  enthält  die 
S.'sche  Arbeit  eine  Fülle  von  geldgeschichtlich  wichtigen  Einzelheiten  und 
vielen  urkundlichen  Belegen ,  —  u.  a.  den  u.  E.  gelungenen  Nachweis, 
dafs  die  böhmischen  Groschen  um  die  Wende  des  14.  und  15.  Jhs.  als 
Teil  des  österreichischen  Münzsystems  anzusehen  sind  — ,  Ergebnisse, 
welche  einer  künftigen  allgemeinen  Geschichte  des  österreichischen  Münz- 
wesens als  wertvolle  Bausteine  dienen  können. 


Nationalökonomische  öesetzgebung. 
II. 

Die    in  Deutschland    erlassenen  wirtschaftlichen  Gesetze    und  Ver- 
ordnungen etc.  während  des  Jahres  1883'). 

(Fortsetzung  zu  Bd.    VIII.  S.  375.) 

/.      Deutsches  Reich. 

A.     Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft,  Fischereiwesen. 
G.,  betr.   die  Abwehr  und  Unterdrückung  der  Reblauskrankheit  v.   3.   Juli. 
V.,  betr.    das  Verbot    der  Einfuhr    und    der  Ausfuhr    von    Pflanzen    und    sonstigen 
Gegenständen   des  Wein-  und  Gartenbaues  v.  4.  Juli,   12.  Juli  und   1.  Nov. 

B.     Gewerbewesen. 

Bek.,  betr.  eine  Abänderung  des  Verzeichnisses  der  gewerblichen  Anlagen,  welche 
einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen,    v.   21.  April. 

G.,  betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung  v.    1.  Juli. 

Bek.,  betr.  die  Redaktion   der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich. 

Bek.,  betr.  Abänderung  der  allgem.  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung 
von  Dampfkesseln  v.   29.   Mai   1871,  d.   d.   18.  Juli. 

Bek.,  betr.  die  Übereinkunft  mit  Luxemburg  wegen  gegenseitigen  Markenschutzes 
v.   2.  Aug.,  und  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela  v.  8.  Dez. 

C.     Handel. 
V.,  betr.    das    Verbot    der  Einfuhr    von    Schweinen,    SchweiueÜeisch    und    Würsten 
amerikan.  Ursprungs,  v.  C.  März. 

1)  Abkürzungen:  G.  :^  Gesetz:  B.  =  Bekanntmachung;  V.  =  Verordnung;  Best. 
=  Bestimmung;  K.  A.  V.  =  Königliche  Allerhöchste  Verordnung ;  R.-G.-Bl.  =  Reichs- 
gesetzblatt. 

N.  F.  Bd.  IX.  12 
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Ühcreinkunft  zwisclieii  I>(!uts<lil:iii<l  iiml  Kniiiknich ,  httr.  den  Schutz  von  Workcn 
der  Littunitiir  und   Kunst. 

Ilniidcls-   lind   Scliifr.-Vcrtr.   zw    di^m   Doiitsclioii   Küicli    und   lUilicii   v.   4  Mai. 

Iliindrls-    und   St-IiitTiilirtsvortnit?  zw.   düin    DüiilsclKrii   Kciclin    u.  SpiiniiMi  v      12    .Juli. 

F.     Münz-  und  Bankwoson,  Sparkassonwosen,  Versicherungs-  und  Pensionswesen. 

(<.,  iiutr.  die  Kniiikciiviir.'iiflicruii;^  d<;r  Arbeiter  v  1.0.  Juni,  (.S,  .J.iljrli  N  K 
15    VII.   S.   436   fg.). 

O.     Finanzwesen. 

]{.,  Iiotr.  die  Üliergangsabgahe  und  die  Steiierriickvergiituiif?  für  Ilniimtwein  in 
liadcii   vom  28.   Mai. 

(i.,  tietr.  die  Steuervcrgiitung  für  Zucker  v.   7.   Juli. 

H.,  betr.  die  Veränderung  des  Ubergangsabgabensatzc.s  für  l>rauiie.s  Bier  in  Württem- 
berg v.   18.   Dez. 

G.,  betr.  die  Erteilung  der  Indeniuität  fiir  die  durch  die  IJekanntmuehung  v.  9.  Aug. 
188.3  iingeorilneten  Zollermäfsigungen  ,  sowie  die  Verallgemeinerungen  in  den  Tarifen  A 
zu  dem  deiitsch-italieni.sehen  und  dem  deutseh-.spanisclien  Handels-  und  SchiflTahrt.sver- 
trage  v.    10.   Sept. 

//.      /Jie    t'iuzi-liicii    liiiii(lfssl(i(ilcn. 
A.     Bergbau ,    Land-  und  Forstwirtschaft ,    Fischereiwesen. 

Gesetz,  betr.  die  Abiindcrung  des  Hannoverschen  Gesetzes  vom  30.  Juni  1842  über 
das  Verfahren  in  Gemeinlieitsteilungs-  und  Verkoppelung.s.sachen,  d.  d.   2.   Felir.   1883. 

Landgüterordnung  für  die   Provinz  Brandenburg,   d.   d.   10.   Juli    1883. 

G.,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen,  d.  d.  l.'J.  Juli  1883. 

V.  des  Min.  d.  Inn.  zur  Vervollst,  der  V.  vom  28.  Okt.  1878,  die  Ausübung  der 
Fischerei  in  fliefsenden  Gewässern  betr.,  d.  d.    \b.  Febr. 

V.,  betr.   die  Organi.sation  des  for.stlichcn  Versucbswescns,   d.   d.   20.   Februar. 

G.  die  Aufbringung  von  Kosten  des  Grundstückszusammenlegungs-  und  Ablösungs- 
Verfahrens,  sowie  der  Ablüsuugskapitalien  durch  Vermittlung  der  Gemeinden  betr.,  d.  d. 
21.  März.     Min.-V.   v.  4.   Sept. 

G.,  betr.  die  definit.  Fortdauer  des  provis.  G.  v.  8.  Febr.  1882  einen  Nachtrag  zu 
d.  Ges.  V.  16.  Okt.  1878  über  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  und  Gutablösung 
in  den  Fluren   Kranichfelds  etc.,  d.   d.   4.  März. 

Nachtrag  zu  dem  Ausfuhrgesetz  v.  23.  März  1881  zu  dem  R.-G.  v.  23.  Juni  1880 
iU)er  die  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen,  d.   d.   21.   März. 

V^.,  die  Körung  der  Zuchtstiere  betr.,  v.   26.   Jan. 

G.,  betr.  die  Abänderung  des  §  1  des  Berggesetzes  v.  30.  April  1875  v.  16.  April 
(das  Recht  Steinsalz  etc.  aufzusuchen  oder  zu  gewinnen,  steht  von  jetzt  ab  dem  Staat 
allein  zu.) 

Zweiter  Nachtrag  zu  der  Hypothekenordnung  für  den  Lübeckischen  Freistaat  vom 
5.  Mai  1880,  v.  12.  November  und  Gesetz,  betr.  Ergänzung  der  Hypothekenbücher  oder 
den  Kataster. 

B.     Gewerbewesen. 
Sachsen.  (I.   Geschäftsbetr.  der  Gold-  und  Silberwarenfabrikation,  H.   Gewerbe  der  Ausländer 

im  Umherziehen.) 

V.   des  Min.  des  Innern,  die  Wandergewerbescheine  betr.,  d.  d.    13.  Dezember. 
S.-Koburg.  V.,  die  Zubereitung,  Feilbietung    und  der  Verkauf  von  Arzneimitteln    in  den   Apo- 

theken etc.  betr.  v.  27.  Mai. 

Min.-Bek.,  das  gewerbsm.  Verkaufen  oder  Feilhalten  von  Petr.  betr.  v.  25.  Juli. 

C.     Handel. 
Baden.  V.,  die  Führung  der  Handelsregister  betr.,  d.   d.   21.  März. 

D.     Transport-  und  Verkehrswesen. 
Oldenburg.  V.,  betr.  Inkrafttreten  des  Gesetzes  über  die  Organisation  der  Eisenbahnverwaltung, 

d.   d.   19.  März. 

G.,  betr.  die  Organisation  der  Eisenbahn-Verwaltung,  d.  d.  19.  März. 


Preufscn. 


S.ichscn. 


Würtemberg. 
S. -Weimar. 


S.-Koburg. 
Anh.-ilt. 


Lübeck. 
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£.     Bevölkerungs-    und  Armenweseu. 
Bek.    die  Fürsorge  für  unbemittelte  Irre,  sowie  für  unbemittelte  bildungsfähige  und      Lübeck. 
im  jugendlichen  Alter    stehende  Taubstumme ,    Blinde    oder  Idioten    betr.   v.   5.   Februar 
(die  betr.  Leistungen  sollen  vom   Landarmenverband  übernommen  werden,   so  weit  nicht 
Angehörige  etc.   dazu  verpflichtet  sind.) 

F.     Münz-  und  Bankwesen,   Sparkassenwesen,  Versicherungs-  und  Pensionswesen. 

V.   des  Min.    des  Innern    und  Fin.,    die    Ausführung    der  §§  44  und    84    des    R.-G.      Sachsen. 
über  die  Krankenversicherung    der  Arbeiter  v.    15.  J.   1883   betr.,    d.   d.   28.  Sept.     (Be- 
griff der  Gemeinde-,  Aufsichts-  und  höhere   Verwaltung.sbehörde.) 

B.,  die  Aufnahme    neu    errichteter  Gebäude    in    die  Staats-Feuerversicherungsanstalt        Baden. 
betr.,  d.   d.   26.  Mai. 

G.,  betr.  die  Errichtung  einer  Bodenkredit-Anstalt,  d.   d.    14.  Februar.  Oldenburg. 

B.,  betr.   das  Geschäfts-Regulativ    der  Bodenkreditanstalt,    d.   d.   26.   Sept. 

Min. -Bek.,   betr.   die  Abänderung  der  Verordnung  v.   30.  Dez.  1881   bez.   der  Brand-    S.-Weimar. 
Versicherungen  von  Gebäuden  bei  anderen  Anstalten  als   der  Gebäude-Brandversicherungs- 
Anstalt  des  Grofsherzogt.  S.  v.    13.   Nov. 

G.,  die  Genehmigung    zur  Errichtung    von  Aussteuer-,  Sterbe-   oder  Wittwenkassen,       Braun- 
Versicherungsanstalten    und    anderen    dergl.    Gesellschaften     und    Anstalten    betr.,    d.  d.      schweig. 
20.  Juni. 

V.    zur  Ausführung    des    Gesetzes    v.   9.  Juni  1883,    die    Errichtung    einer  Landes- Schwarzburg- 
kreditkasse betr.,  d.   d.   12.  Dez.  Sondershaus. 

G.,  betr.  die  Errichtung  einer  Landeskreditkasse,  d.   d.   9.   Juni. 

Statut  der  Herzogl.  Sachs.   Landesbank  in  Alteuburg  v.   29.   Mai.  S.-Altenburg. 

G.    Finanzwesen. 

G.,  betr.  das  Staatsschuldbuch,  d.  d.  20.  Juli.  Treussen. 

G.,  betr.  Aufhebung  der  beiden  untersten  Stufen  der  Klassensteuer,  d.  d.  26.  Jlärz 
1883.     (S.  Jahrb.  N.  F.  Bd.  VIII,  S.    134   ff.) 

G.,  u.  V,,    den  Malzaufschlag    und    die  provisorische  Erhebung  der  Steuern  für  das      Bayern. 
Jahr   1884  v.   20.  Dezember. 

V.,  betr.   den  Steuersatz  von  Grünmalz,  d.   d.   22.  Juni.  Württemberg. 

G.,    betr.  weitere  Abänderungen  des  Gesetzes  vom   19.   Sept.    1852    über  die  Steuer 
von  Kapital-,  Renten-,  Niefs-  und  Berufseinkommen,  d.   d.    13.   Juni. 

V.,    betr.   die  Vollziehung    des  Gesetzes    vom    24.  März   1881    über    die  Erbschafts- 
und  Schenkungssteuer,   d.   d.   22.  Mai. 

B,,  betr.   das  Kommunalsteuer-Regulativ  für  Neustrelitz,   d.  d.   3.  März.  Mecklenburg- 

Steueredikt    für  d.   J.   vom   1.   Juli   1884  bis  Ende  Juni   1885,    d.  d.   17.  Dezember.      ^trelitz. 

Neu  revidiertes  Gesetz  über  die  allgemeine  Einkommensteuer,    d.   d.   10.  September   S.-Weimar. 
und  Verordnung  v.    13.   Oktober. 

G.,  betr.  die  Abänderung ,    bez.  Ergänzung    des    Gesetzes    über  die  Verwaltung  des      Anhalt. 
Staatschuldeuwesens  vom  28.   Januar  1872  v.   30.  März. 

Allg.  Verf.    die  Ausführung    der    Vorscbr.    in    §§  5  fgg.  des    Gesetzes,    die    Grund-        I.ippe. 
Steuer    a.   Liegensch.  betr.,    vom    12.   Sept.   1877   und    in  §   12    des    Gesetzes,    die  Einf. 
einer  allgem.   Gebäudest.    betr.,    vom   28.   Febr.    1878    bez.    der   Fortschreib,  der  Grund- 
steuerbücher und  des  Gebäudesteuerkatasters  betr.   v.    7.  Juni. 

B.,    betr.    die  Veranlagung    der    klassensteuerfreien    Personen    zur    Gemeindesteuer,  Schwarzburg- 
d.    d.   23.   Jan.  Sondershaus. 

B.,  betr.  Ausführung  des  Ausschlusses  Hamburgs  an  das  deutsche  Zollgebiet ,  d.  d.     Hamburg. 
G.  April. 

B.,    betr.    Gesetz,  betr.    Anwendung    des    Expropriationsvcrfuhrcns    zur  Ausführung 
des  Zollanschlusses,   d.   d.   11.   Mai. 

B.,   betr.  Grunderwerb  und  Expropriation   zur  Ausführung  des  Geiicr.ilplans  für  den 
Zollanschlufs,  d.  d.   13.   April. 

B.,    der  Vereinbarung  zwischen   Preufseii    und    Bremen  wegen   anderweiter  Regelung      Bremen, 
der  Zollverhältnisse    im  bremischen  Freihafeugcbiet ,    sowie  wegen  anderweitcr  Ordnung 
der  Zoll-   und  Reichssteuerverwaltung  in  dem  dem  deutschen  Zollgebiet,   angeschlossenen 
Teile  des  bremischen   Staatsgebiets  am  linken  Weserufer,   d.   d.    1.  April. 

G.,  betr.  die  Verjährung  von  Steuerstrafen  oder  Steuerforderuugen  v.  21.  Juli.  Lübeck. 

G.,  betr.  die  Hundesteuer  v.    17.  Dec. 

12* 


130  Nationalökonomi.sclic  Gesetz(^eban(;. 

H.     Aus   vorschiodenen  Gebieten. 
JUycm.  V.,    dir   I'"eier    der   Sonn-   und    l•'l;.stlil^;l;    \ndr.    v.   4.   Auj;.   (lluu.sierliaiidel     uiitürliegt 

doiiscllxjii   ltcs(;liriiiikun(;uii   wie  die  stbli(!iidi:)i   (jlcscliäftc.) 
Oldfuluiri,'.  J{  ,   l)(!tr.  <!iii   zwisilicii   l'ruufstüi,  Oldciiluirg  und   Krcincii  i^KirofTnucs  UberciDkommen 

W(!(<<!ii    I'Irr'K'litjni^j  üiiies  (/iiunintHino-Aiiites  in   lircnierbaf'eii,   d.   d.   24.    Nov. 
S."Mclniii(,'L'n.  Küjjfleinent   für   die   (icricbLsi^efünjinisse   v.    24.    April. 

V.,    den   Hetnitc    des  Seliulf^cldcs    in   (tyninii.sieii   und    Keal.scliulen     Ijelr.   v.   24     Nnv. 

(Prima  80  Mk.,  Secunda  72   Mk.,  Tertia  CO,   C/uiirta,   (Quinta   und  Sexta  48   Mk.> 

Anhalt.  (}.   die  A!)iinderun(^    bez.     Kr^änzun^^    einiger  Iic.stinunun(;en    des  (««.setze»    über  die 

IScstreitun^  de.s  Aufwnnde.s  für  (bi.s  Volk.s.scliulwcsen  v.  21.  Kcbr.    1873   betr.    v.  31.  März. 

(i.,    betr.    di(!    Iie(^eiiiiin  der   KitjentunisverJiJiltnis.sc    am   Schulverini">i^en   v.    .'Jl.    Miirz. 

Kiri'benf^esctz,   di(!    Fcststeliiinf^  des   Dicnsteinkonimens  der  Oiristlicben   und   die   \'er- 

selzuMf^  der  (Jeistlicben   in   den    kubcstand ,    die  Aufhebung;  <h;.s  IJeiebt^jeldes ,    sowie   ib-r 

Gebüliri>n   für   kireblicbe  Zeugnis-sc   betr.   v.   26.    Kcbr. 

V.,  die  Kinricbtung  dcir  gericlitlichen   Polizei   betr.   v.    11.   iMai. 

V.,  die  Behandlung  der  Kadaver  rotz-   unil  inilzbrandkranker  Tiere   betr.  v.  H).  Juli 

D/r  in   Osler rrlcfi   cr/assencn   wirtsc/iaft/ie/ie/i   Gesetze  und  Verovduuni^vii  elf. 

des    Jahres  1883. 

A.     Bergbau,    Land-  und  Forstwirtschaft,    Fischereiwesen 

G.,  betr.  die  teilwei.se  Änderung  der  §i^  74  und  70  des  iillgemeinun  (Jrundlmchs- 
gesetzes,  d.  d.   23.   Mai. 

G.,  betr.  die  Teilung  gemeinschaftlicher  Grundstücke  und  die  Regulierung  der 
hierauf  bezügliclien   gemeinschaftlichen  Bcnutzungs-  und  Verwaltungsrechtc,  d.  d.  7.  Juni. 

G.,   betr.   die  Zusammenlegung  hiiKlwirtsehaftlicber  Grundstücke,   d.   d.    7.   Juni. 

Übereinkommen  zw.  Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz  ,  behufs  Verhinderung  der 
Ausbreitung  von  Tierseuchen  durch  den   Verkehr,  d.  d.   31.   März. 

B.     Gewerbewesen. 

G.,  betr.   die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung,   d.   d.   \fi.   März. 

6.,  betr.  die  Bestellung  von  Gewerbeinspektoren,  d.  d.   17.   Juni. 

V.,  betr.   die   Bezeichnung  der  handwerksmäfsigen   Gewerbe,  d.   d.   17.   September. 

V.,  betr.  die  Bestimmung  der  Zahl  der  Jahre,  welche  ein  Bewerber  um  ein  handels- 
mäfsiges  Gewerbe  sich  als  Jjehrling  und  als  Gehilfe  in  demselben  Gewerbe  oder  einem 
der  betr.   Gewerbe  analogen   Fabriksbetrieb  verwendet  haben  mufs,   d.  d.   17.  September. 

V.,  bez.  des  Nachweises  der  ,, besonderen  Befähigung"  zum  Antritte  eines  der  im 
§  15  Punkt  1,  2,  5,  7,  8,  10,  11,  14,  17,  18,  20  und  21  des  Gesetzes  vom  15.  März 
1883  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung  genannten  konzessio- 
nierten Gewerbe  d.   d.   17.   September. 

G.,  betr.  die  Kompetenz  der  Behörden  bei  Übertretungen  des  Plausiergesetzes,  d.  d. 
21.  März. 

C.     Handel. 

Übereinkommen,  betr.  die  Verlängerung  der  Handelskonvention  zwischen  (isterreich- 
Ungiirn   und  Frankreich  vom  7.   November   1881,   d.   d.   28.  April. 
E.     Bevölkerungs-  and  Armenwesen. 

Vertr.  wegen  gegenseitiger  Gewährung  des  Armenrechts  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Italien,  d.   d.   9.   Februar. 

F.  Münz-  und  Bankwesen,  Sparkassen-,  Versicherungs-  und  Fensionswesen. 

V.,  betr.  die  Ausführungsbestimnuuigen  zu  den  Grundzügen  für  die  Organisation 
des  Postsparkassenamtes,  d.   d.    IG.  Juli.     (R.-G.-Bl.  Nr.    163  ex   1882). 

G.     Finanzwesen. 

G.  über  die  Evidenzhaltung  des  Grundsteuerkatasters,  d.   d.   23.  Mai. 
Kundmacluing,   betr.   die  Feststellung  des  Grundsteuerprozentes  (22,7  "/(,)  vom  Rein- 
ertrage nach  Durchführung  des  Rcklamationsverfahrens,  d.   d.   22.   Juni. 

Erlafs,  betr.  das  Mafs  der  Sicherstellung  für  den  von  den  Rübenzuckerfabriken  zu 
leistenden  Erfolg  von  Kontrollknsten  in  der  Betriebsperiode  1883/84,  d.   d.   25.  Mai. 

Erlafs  womit  für  die  Betriebsperiode  1883/84  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Zähl- 
werke in  Diflfusionszuckcrfabriken  erlassen  werden,  d.  d.  25.  Mai. 
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1.    Geschichte.     Encyklopädisches.     Lehrbücher.     Spezielle  theoretische 
Untersuchungen . 

Ely,  Richard  T.,  French  and  Germau  soeialism  in  modern  times,  New-York, 
Harper  &  Brothers,   1883,  274  pp.,  kl.  S". 

Eine  recht  lobenswerte  Darstellung  der  Systeme  der  sozialistischen  Theoretiker, 
welche  in  Frankreich  und  Deutschland  in  diesem  Jahrhundert  aufgetreten  sind !  Die 
Ansichten  der  betreffenden  Schriftsteller  werden  iu  den  Hauptzügeu  getreu  wiederge- 
geben ;  die  Kritik  tritt  verhältnismäfsig  zurück.  Doch  läfst  sich  der  eigene  Standpunkt 
des  Verfassers  aus  mancher  Bemerkung  erkennen.  Er  spricht  den  Bestrebungen  nach 
einer  Reform  der  sozialen  Verhältnisse  die  Berechtigung  nicht  ab  und  erwartet  nament- 
lich von  der  Macht  der  religiösen  Empfindungen  eine  bedeutende  Förderung  der  Inter- 
essen der  unteren  Stände.  Was  das  Einzelne  der  Ausführungen  betrifft ,  so  sind  dem 
Ref  darin  wenige  und  dann  meist  unbedeutende  Versehen  aufgefallen ;  nur  der  deutsche 
Begriff  des  „Staatssozialismus"  ist  nicht  ganz  zutreffend  erklärt.  Der  Verf.  würde  sich 
durch  eine  ähnliche  Schrift  über  den  englischen  Sozialismus  vielleicht  noch  ein  gröfseres 
Verdienst  erwerben,  da  die  englischschreibenden  Sozialisten  selbst  in  England  und  Amerika 
wenig  bekannt ,  und  ihre  Schriften  für  das  gröfsere  Publikum  schwer  erreichbar  sind. 
Schon  das  gegenwärtige  Buch  bietet  ein  Beispiel ,  wieviel  Interessantes  der  Verf.  gerade 
auf  einem  Gebiete,  das  ihm  besonders  nahe  liegt,  sammeln  und  feststellen  könnte.  Durch 
die  Mitteilungen  eines  Freundes  ist  er  in  den  Stand  gesetzt,  über  die  gegenwärtigen  Zu- 
stände in  den  nach  Cabet'scheu  Prinzipien  organisierten  Colonieen  „Ikaricu"  und  ,,Neu- 
Ikarien"  im  Staate  Jowa  ausführliche  Angaben  zu  machen  (SS.  42 — 48).  Es  werden 
dadurch  die  Berichte  von  Nordhoff  und  Hends  über  diese  merkwürdigen  Versuche ,  die 
heute  fast  den  einzigen  Fall  bilden,  in  welchem  ein  kommunistisches  Gemeinwesen  nicht 
auf  einer  religiösen  Basis  ruht,  in  erwünschter  Weise  ergänzt  und  bis  auf  die  alier- 
neueste  Zeit  fortgeführt.^  E.  L. 

Heegaard,  S.,  Über  Erziehung.  Eine  Darstellung  der  Pädagogik  und  ihrer  Ge- 
schichte, übersetzt  von  O.  Gleifs.  Teil  I:  Theorie  der  Erziehung.  Gütersloh,  C.  Bertels- 
mann,  1884.     gr.   8.     M.  6.   — 

Hermann,  L.,  Taschenbuch  für  das  gesamte  Studienwesen  an  den  Hochschulen 
zu  Wien.  Wien ,  Halm  &  Goldmann ,  1884.  8.  VIII— 192  SS.  Eleg.  geb.  M.  1.  — 
(Darin  enthalten :  Verhältnis  der  österr.   Universitäten  zum  Auslande  etc.) 

Jolly,  L.,  Die  französische  Volksschule  unter  der  dritten  Republik.  Tübingen, 
H.   Laupp,   1884.     8.     M.    1,80. 

Neurath,  W.,  Eigentum  und  Gerechtigkeit.  Wien,  Manz'sche  Hofbuchh.,  1884. 
gr.   8.     M.   1.   — 

V.  Wieser,  Fr.,  Über  den  Ursprung  und  die  Hauptgesetze  des  wirtschaftlichen 
Wertes.     Wien,  A.  Holder,  1884.     8.     VII— 214  SS.     M.  5.  — 

Denifle,  H.,  Documcnts  relatifs  :i  la  fondation  et  aux  premjers  temps  de  l'uni- 
versitc  de  Paris.  Nogent-le-Rotrou,  impr.  Daupeley,  1884.  8.  24  pag.  (Pas  en  com- 
merce.) 

Ernouf,  (Ic  baron),  Histoiro  de  quatre  inventeurs  fran(;ais  au  XIX"  sieclc  (Sauvage, 
Heilmann,  Thimonnier,  Giffard).  Par.,  Hachette  &  Ce ,   1884.    12.   VI— 231  pag.     fr.  1,25. 

Guyot,  C,  Quelques  contrats  d'apprentissage  au  XVI"  siccle.  Nancy,  impr. 
Crcpin-Leblond,   1884.     8.     9  pag. 

Craik,  H.,  The  State  in  its  relation  to  Education.  London,  Macmillan  &  C« , 
1884.     8.     3|6. 

Economic  tracts;  comprising  the  first  and  second  series  of  tho  annual  issucs 
of  the  Society  for  Political  Education.  New-York,  G.  P.  Putnam's  Sons,  1884.  8. 
cloth.     ^1.  — 

New  Atlantis,  the;  or  Ideals  old  and  new  emanating  from  the  mastors  of  man, 
belonging  to  the  great  races  who  conducted  the  past  course  of  Civilisation ,  Culture, 
and  Education  of  Ilumanity :  a  dialogue,  by  a  disciple  of  Buckle.  London,  Williams  & 
Norgate,   1884.     8.     208  pp.     4|6. 
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Stuart,  J.,  A  ehii|(ter  uf  scicnce ;  or ,  what  in  a  law  of  iiature.  Six  lecturcs  to 
workinKineii.     New-Yorlt,  Youiij,'  &  C" ,   1884.      12.     2—192   pp.  clotb      $  0,  45. 

MHrescotti,  A.,  L'oconoiniu  .sociale  c  ruspericuza :  .studii,  Könnt,  l..<je^eber,  1884. 
IG.     X— 189  |)!iK.     1.   2.  — 

2.     Goschichto  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Beck,  Ludw.,  Die  (Jci.scbiclite  de.s  Ki.sen.s  in  tecliniüelicr  und  kulturi^esi'hiclitlicher 
Beziehung,  I.  Abteilung:  Von  der  ältesten  Zeit  bi.s  um  das  Jalir  1500  n.  (,'lir.  I5r;iun- 
sc-liwcig,  Vieweg  &  Solin,  1884.  lioy.-8.  X  -1050  SS.  mit  .'515  in  den  Text  eingedr. 
lloiz.schnittcMi.      M.    30.   — 

Heller,  Fr.  H.,  Die  Handclswcge  Inncr-lJeut.scIiiiind.i  im  lü.,  17.  und  18.  Jabr- 
liundcrt  und  ibrc  He/icdiungen  7.u  L(^ip'/ig.  Naeli  archiviili.scben  C/uellcn  bearbeitet. 
Dresden,   W.   Bacnsili,   1884       8.      72  SS.      IMit   1    Karte  in  gr.   Fol.      M.   2.  — 

Jacobi,  L.,  (weiland  kgl.  geh.  Kcgierungsrat)  ,  Ländliche  Zu.staude  in  Schlesien 
während  des  vorigen  .Jjilirhundcrts.  Beiträge  zur  Geschichte  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  Friedrichs  II.  und  seines  Nachfolgers.  Herausgegeben  von  H.  Lange.  Bres- 
lau, W.  G    Korn,   1884.     8.     211    SS.     M.  3.  — 

Lamprecht,  K.,  Deutsches  Stätitelebcn  am  Schlufs  des  Mittelalters.  Heidelberg, 
C.  Winter,  1884.  8.  (Sammlung  von  Vorträgen,  hrsg.  von  W.  Froinmel  und  Fr.  Pfaff. 
XII,   3).      M.   0,80. 

Meyer,  Ferd. ,  Das  Berliner  Schuhmachcrgewerk.  Denkschrift  zum  sechshundert- 
jährigen Jubiläum  desselben  am  2.  Juni  1884.  Im  Auftrage  des  Gewerks  verfafst. 
Berlin,  F.   Luckliardt,   1884.      Roy. -8.      151    SS.     M.  4.  — 

Colonie,  la,  de  la  Guadeloupe  et  le  projet  de  loi  sur  les  Sucres.  Paris,  Sausset, 
1884.     8.     40  pag. 

Delattre,  C,  L'Oceanie,  decouvcrtes,  voyagcs  dans  cette  partie  du  monde.  Li- 
moges,  E.  Ardant  &  Ce,   1884.      12.      120  pag. 

Massip,  A.,  La  France  commerciale  et  industrielle,  comparee  aax  puissauces 
ötrangferes.     Paris    1884.     8.     fr.  3,  50. 

Toynbee,  A.,  Lectures  on  the  Industrial  Revolution  in  England.  London,  Ki- 
vington,   1884.     8.     10(6. 

M -T)  X '.a  p  a  VTQ  ?,  A.,  'Afjtopyo?.  'A8Ttiv£i?  1884.  8.  (Beschreibung  der  Insel  Amor- 
gos.)     Athen,   1884.     8.     92   pp.   u.  Karte.     M.   3.   — 

3.    Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik. 

Franzi  US,  A.,  Deutschlands  Kolonien.  Ein  Beitrag  zur  Kolonisatiousfrage. 
Bremen,  J.  Kühtmann  &  C",   1884.     gr.  8.     32   SS.     M.  0,  80. 

Kolonie,  die,  der  Tagesdebattc  und  koloniale  Vereinigungen.  Einige  Frage- 
stellungen.    Berlin,  F.  Dümmler,   1884.     Roy. -8.     59  SS.     M.   1.  20. 

Pohl  mann,  R.,  Die  Übervölkerung  der  antiken  Grofsstädte  im  Zusammenhange 
mit  der  Gesamtentwicklung  städtischer  Zivilisation.  (Preisschriften  ,  gekrönt  und  hrsg. 
von  der  fiirstl.  Jablonswoki'schcu  Gesellschaft  zu  Leipzig,  N« .  XXIV.)  Leipzig,  S.  Hirzel, 
1884.     gr.  8.     M.  4,20. 

4.     Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft.     Fischereiwesen. 

Jahresbericht  über  Leistungen  und  Fortschritte  iu  der  Forstwirtschaft.  Zu- 
sammengestellt und  herausgegeben  von  Saalboru.  V.  Jahrg.  (1883.)  Frankfurt  a|M., 
J.   D.   Sauerländer,   1884.     gr.   8.     M.  2.   — 

Kraft,  R.,  Das  Melioratiouswesen  in  Sachsen.  Vortrag  gehalten  in  der  „Öko- 
nomischen Gesellschaft  im  Königr.  Sachsen"  am  4.  April  1884.  Dresden,  G.  Schönfeld, 
1884.      8.     32  SS.     M.   0,60. 

Lorey,  T.,  Ertragstafeln  für  die  Weifstanne.  Frankfurt  a,M.,  J.  D.  Sauerländer, 
1884.     gr.  8.     M.  2,50. 

Schmitt,  R.,  Nachweisung  über  die  ausgeschlossenen  Gütergemeinschaften  in  der 
Provinz  Westfalen  vom  1.  Januar  1860  bis  incl.  den  Monat  August  1883.  Hagen  i|W., 
H.  Risel  &  CO-,   1884.     gr.  8.     M.  6.  — 

Stammer,  K.,  Jahresbericht  über  die  Untersuchungen  und  Fortschritte  auf  dem 
Gesamtgebiete  der  Zuckerfabrikation.  XXIH.  Jahrgang  (1883.)  Braunschweig,  Vie- 
weg und  Sohn,   1884.      gr.  8.     M.  12.   — 

Zinckeu,    C.  F.,    Die  geologischen  Horizonte  der  fossilen  Kohlen  und  die  Fund- 
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orte  der  geologisch  bestimmten  fossilen  Kohlen  nach  deren  relativem  Alter  zusammen- 
gestellt.    Leipzig,  G.  Senf,   1884.     8.     96  SS.     M.  3.   — 

Dru,  L.,  Rapport  sur  les  eaux  minerales  du  Caucase  (missiou  de  1882.)  Par., 
impr,  Chamerot,   1884.     gr.   iu-4.      115  pag.   et  55  planches  color. 

Charleton,  A.  G.,  Tin  :  describiug  the  chief  methods  of  Miuiug,  Dressing,  and 
Smeltiug  it  abroad.  With  notes  upou  Arsenic ,  Bismutb ,  and  Wolfram  etc.  London, 
Spon,    1884.     8.      100  pp.      12|6. 

Collier,  P.,  Sorghum.  Its  culture  and  manufacture  considered  as  a  source  of 
Sugar,  Syrop,  and  Fodder.     London,   S.  Low  &  Co,    1884.     8.      570  pp.   18|.  — 

Turrisi  Colonna,  N. ,  Sulla  temuta  crisi  agraria  in  Sicilia :  studii.  Palermo, 
tip.  Vizzi,   1884.     4.      33  pp. 

5.     Gewerbe   und  Industrie. 

Freudenstein,  G. ,  Die  Rechtsverhältnisse  aus  dem  kaufmännischen  Kontokorrent. 
Minden.     Bruns.     8.     1883.     56   SS. 

Die  kleine  Abhandlung ,  obwohl  für  die  Geschäftswelt  bearbeitet ,  dürfte  nicht  nur 
für  diese ,  sondern  zumal  für  jüngere  Juristen  brauchbar  sein  ,  die  sich  über  die  Kouto- 
korrentverhältnisse,  Zinsberechnung  etc.  informieren  wollen. 

Bein,  L.,  Die  Industrie  des  sächsischen  Voigtlandes.  Wirtschaftsgeschichtliche 
Studie.  Teil  II:  Die  Textilindustrie.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1884.  8.  XII— 
556   SS.  nebst  zahlreichen  Tabellen.     M.   11.   — 

Gar  eis,  C,  Die  patentamtlichen  und  gerichtlichen  Entscheidungen  in  Patent- 
sachen ,  nach  der  Reihenfolge  der  Bestimmungen  des  Patentgesetzes  systematisch  zu- 
sammengestellt. Band  IV.  Berlin,   C.  Heymaun's  Verlag,   1884.   12.   Originalband.  M.  5.  — 

Jacob  i,  Job.,  Die  bremische  Gewerbekammer  in  den  Jahren  1849 — 84.  Eine 
geschichtliche  Darstellung.  Im  Namen  und  Auftrag  der  Gewerbekammer  bearbeitet. 
Bremen,  Selbstverlag  der  Gewerbekammer,   1884.     8.     VUI — 312  SS. 

David,  J.  B.,  Etüde  comparee  sur  les  stocks,  la  consommation  et  les  prix  des 
soies.     Lyon,    impr.  Gallet,   1884.     8.     40  pag.  av.  tableaux. 

Favre,  A.,  Rapport  suj-  le  groupe  13  de  l'exposition  nationale  suisse  ä  Zui-ich 
1883:  horlogerie.     Zürich,  Orell,  Füfsli  &  Co,   1884.     gr.  8.     M.   1.  — 

Guermonprez,  F.,  Arrachements  dans  les  etablissements  industriels.  Par., 
G.  Massen,   1884.     8.     67  pag.  av.  fig. 

Ho  uze,  P.  J.,  Le  livre  des  metiers  manuels,  repertoire  des  procedes  industriels, 
etc.     Paris,  Hetzel  &  Ce,   1884.     12.     XII— 483  pag.     fr.  5. — 

Davis,  Ch.  Th. ,  A  practical  treatlse  on  the  Manufacture  of  Bricks,  Tiles,  Terra 
cotta  etc.  London,  S.  Low  &  Co,  1884.  8.  cloth.  Illustrated  by  228  engravings  and 
plates.     £  1,5. 

Marsden,  R.,  Cotton  Spinning:  its  development,  principles,  and  practice.  With 
an  appendix  on  Steam  Engines  and  Boilers.   London,  Bell  &  Sons,  1884.    12.   372  pp.   6|6. 

6.  Handel  und  Verkehr. 
,  Hecht,  Felix,  Die  Warrants  (Lager-  und  Lagerpfandscheine).  Mit  Beiträgen 
zur  Geschichte  und  Statistik  des  Lagerhauswesens.  Stuttgart  1884.  8.  VUI  u.  259  SS. 
Der  Verf.  des  vorliegenden  Buches  hat  im  Jahre  1882  für  den  Volkswirtschaft- 
lichen Kongrefs  über  die  Lagerscheine  und  Warrants  ein  Referat  erstattet.  Bei  der  Be- 
schäftigung mit  der  Litteratur  des  Gegenstandes  gewann  er  den  Eindruck,  dafs  die  llan- 
delsgebräuche,  denen  jenes  Papier  seine  Entstehung  verdankt  ,  noch  nicht  genügend  auf- 
geklärt, die  Formen,  in  welclien  dasselbe  vorkommt  und  wonach  sicli  auch  seine  recht- 
liche Natur  mannigfach  gestaltet ,  noch  nicht  vollständig  gesammelt  seien.  So  kam  er 
dazu ,  eine  Art  Privatenquete  zu  veranstalten  und  in  den  einzelnen  Staaten  entweder 
unmittelbar  bei  den  entscheidenden  Stellen  oder  bei  sachkundigen  Geschäftsleuten  und 
Gelehrten  die  Verhältnisse  zu  erfragen  und  zugleich  aus  den  Quellen  des  geltenden  Rechts 
die  mafsgebenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zusammenzustellen.  Die  auf  diesem  Weg 
gewonnene  Auskunft  wird  in  dem  vorliegenden  Buch  der  allgemeinen  Benutzung  zugäng- 
lich gemacht.  Dasselbe  zerfällt  in  zwei  Teile,  von  denen  der  eine  die  in  den  wichtig- 
sten Ländern  gebräuchlichen  Warrantformulare  in  grofser  Vollständigkeit  mitteilt  —  es 
sind  ungefähr  fünfzig  teils  ausgefüllte,  teils  unausgefüllte  Warrants  in  deutscher,  franzö- 
sischer, englischer,  liolländischer  und  italienisclier  Sprache  getreu  nach  den  Originalen 
faksimiliert  — ,  während  in  dem  andern  Teil  sowohl  auf  Grund  der  Verkehrsverhältaisse 
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wie  iiHcli  der  Aiiiciluii)^  dos  pusitivcii  Kcclitcs  die  Natur  und  die  Funktioueu  der  ver- 
scliiedeiioii  Sclieiiic,  deren  Wortlaut  initijcjtcilt  ist,  iJirt;  doj^matischc  Keststellunj;  linden 
An  diMi  (iccij^netcn  Stellen  ist  aucrli  ,  scnveit  es  erreii-hliar  war,  interessantes  stalistiselies 
Mateiial  über  den  Uini'an)^ ,  den  die  Verwendung;  der  Warrants  bisher  ani^enoniuieii  hatte 
zur  Mitteilung  pjelanj^t.  Uesonders  ist  hervur/uheben  ,  dals  der  bekannte  Chef  der  amt- 
liclKüi  Statistik  in  Italien  ,  l>ui^i  liixliu  im  Interesse  des  Verfassers  durch  Anschreiben 
an  die  llandelskainincrn  dos  ]>andes  lOrliebun^^en  veranlafst  hat,  deren  Krf^ebnisse  dem 
Buche  zu  (Jute  j^ekoininen  sind.  Wir  entnehmen  daraus  ,  ilafs  in  Italien  besonders  in 
Neapel  und  Mailand  die  Ausf^abe  und  Heleihitni;  der  LaKerscln".ine  eine  ansehnliche  Be- 
deutung erlaufet  hat,  beispielsweise  in  letzterer  Stadt  im  Jahre  1881  auf  CJrund  solcher 
Pajiiere  ein  Kredit  von  22  Millionen  Lire  erteilt  worden  ist.  In  einer  kurzen  Schlufs- 
betrachlun);  (SS.  170 — 179)  stellt  der  Verf.  die  fJesiehts])unkte  -zusannnen  ,  welche  sich 
aus  der  Natur  des  Warrant  für  die  le^'islativc  Hebandlung  desselben  ergeben.  Kr  be- 
tont hier  mit  Recht,  dafs  die  eigentliche  Natur  des  Warrant  ihn  zu  einem  Scheine  macht, 
der  eine  Verpflichtunj;  des  Ausstellers  ,  also  des  Lagerhauses  in  sich  schliefst ,  und  tritt 
der  weitverbreiteten  Auffassung  entgegen  ,  als  ob  die  haujitsächliche  Bestimmung  des 
Papiers  zusammenfalle  mit  dem  Umstand,  dafs  es  auch  geeignet  sein  kann,  dem  Inhaber 
Kredit  zu  verschafTen.  Auch  zeigt  er ,  dafs  der  Warrant ,  gerade  wenn  derselbe  zur 
Sicherung  eines  aufgenommenen  Darlehens  übergeben  wird ,  nicht  regelmäfsig  wie  etwa 
der  Wechsel  zur  Zirkulation  durch  viele  Hände  berufen  ist.  —  Im  ganzen  wird  man 
von  dem  vorliegenden  Huchc  urteilen  können  ,  dafs  dasselbe  vermöge  des  ausgedehnten 
Materials,  das  darin  gesammelt  vorliegt,  die  Grundlage  und  den  Ausgangspunkt  bilden 
■wird  für  jede  weitere  wissenschaftliche  Untersuchung  wie  für  eine  etwaige  legislatorische 
liegelung  des  Warrant.  E.  L. 

Schraut,  W.  System  der  Handelsverträge  nnd  der  Meistbegünstigung.  Leipzig, 
Duncker  &  Ilumblot      1884.     8.      121   SS. 

Während  man  von  dem  kurzen  Vorwort  auf  einen  zollpolitischeu  Inhalt  schliefsen 
möchte,  wird  uns,  anstatt  mehr  oder  weniger  tendenziöser  Erörterungen,  in  dieser  Schrift 
etwas  ganz  neues  geboten,  was  in  Lehrbüchern  der  Finanzwissenschaft  nur  leicht  berührt 
zu  werden  pflegt.  Wie  Göschen  in  seiner  Theory  of  Foreign  Exchanges  auf  den  prak- 
tischen Erfahrungen  ein  System  der  auswärtigen  Wechselkurse  aufgebaut  hat ,  so  leistet 
der  Verf.  ähnliches  in  Beziehung  auf  das  System  der  Handelsverträge.  Er  geht  in  die 
Technik  des  Abschlusses  derselben  ein  und  beleuchtet  mit  den  hierbei  gewonnenen  Er- 
fahrungen die  Natur  der  Zölle  und  Zollverträge  weniger  von  den  handeis-  oder  finanz- 
politischen Standpunkten ,  als  von  dem  beide  vereinigenden ,  aber  doch  über  beide  sich 
erhebenden  Standpunkte  des  Staatsmanns.  Doch  macht  die  Schrift  nicht  etwa  einen  sog. 
staatsmänuischen  Eindruck ,  als  vielmehr  den  eines  Lehrbuches  für  die  mit  Abschlufs 
von  Handelsverträgen  betrauten  Diplomaten  und  Finanzbeamten ;  das  Lehrhafte  tritt  so 
stark  hervor ,  besonders  in  der  Form  ,  dafs  an  vielen  Stellen  man  eine  Dienstinstraktion 
zu  lesen  glaubt.  Sie  ist  aber  nicht  nur  lehrhaft,  sondern  auch  im  hohen  Grade  lehrreicli, 
indem  wir  durch  den  Einblick  in  die  Technik  der  Handelsverträge  auch  ihr  Entstehen 
und  ihre  Wirkung  besser  zu  verstehen  lernen.  Besonders  wertvoll  wird  die  Schrift  durch 
die  Berücksichtigung  der  deutschen  Verhältnisse  und  sie  wirft  hierbei  manches  neue 
Licht  auf  die  Schwierigkeiten  des  Abschlusses  von  Handelsverträgen  zwischen  europäischen 
Staaten  infolge  der  Meistbegünstigungsverträge  und  speziell  für  Deutschland  infolge  des 
Friedensvertrages  mit  Prankreich. 

Der  Verf.  befleifsigt  sich  durchweg  in  Beziehung  auf  die  Zollpolitik  einer  kühlen 
Unparteilichkeit  und  bewahrt  dadurch  seiner  Arbeit  den  wissenschaftlichen  Charakter, 
der  ihr  den  dauernden  Wert  verleiht.  F.  R. 

Das  deutsche  Wirtschaftsjahr  1882.  Nach  den  Jahresberichten  der  Han- 
delskammern dargestellt  von  dem  General-Sekretariat  des  deutschen  Handelstages.  Ber- 
lin.     1884.     8.     801   SS. 

Dieser  dritte  Jahrgang  übertrifft  wieder  seine  Vorgänger  an  Reichhaltigkeit  des  Ma- 
terials und  Einheitlielikeit  des  Gusses ,  mit  dem  der  vielfach  sehr  spröde  Stoff  zu  einem 
grofsen  zugleich  übersichtlichen  und  im  einzelnen  ausgearbeiteten   Gebilde  geformt  ist. 

Wenn  in  fj'üheren  Besprechungen  auf  den  Wert  des  Werkes  für  die  deutscheu  Ver- 
waltungsbehörden und  überhaupt  jeden  in  Deutschland,  der  die  wirtschaftliche  Thätigkeit 
des  deutschen  Volkes  in  objektiver  Darstellung  überschauen  will ,  hingewiesen  worden 
ist,  so  möchten  wir  diesmal  auf  die  hohe  Bedeutung  aufmerksam  machen,  welche  das 
Buch  für  das  Ausland  besitzt.     In  erster  Linie  sind  es  die  offiziellen  Vertreter  der  wirt- 
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schaftlichen  Interessen  Deutschlands  im  Auslande,  unsere  Konsuln,  für  die  es  ein  gradezu 
unentbehrliches  Handbuch  sein  dürfte.  Unsere  kaufmännischen  (Wahl-)  Konsuln  im  Aus- 
lände ,  jetzt  meist  Deutsche ,  bleiben  durch  ihre  Geschäftsbeziehungeu  ,  Korrespondenzen 
und  Reisen  immerhin  in  Fühlung  mit  dem  wirtschaftlichen  Leben  Deutschlands ,  wenn 
auch  vielfach  nur  in  durch  ihren  eigenen  Geschäftsbetrieb  gezogenen  Grenzen ,  unsere 
Berufskonsuln  dagegen  haben  hierzu  nur  sehr  geringe  Gelegenheit  und  grade  für  sie  ist 
die  Gewinnung  einer  Übersicht  über  die  gesamte  wirtschaftliche  Thätigkeit  im  höchsten 
Grade  erwünscht.  Dafs  das  Bild  noch  viele  Lücken  und  Ungleichheiten  enthält,  ist  be- 
dauerlich ,  bei  der  Beschaffenheit  des  in  den  Jahresberichten  der  Handelskammern  ge- 
botenen Materials  aber  nicht  zu  vermeiden,  zeigt  doch  selbst  unsere  offizielle  Produktions- 
Statistik  noch  viele  Lücken  ,  zu  deren  Ausfüllung  es  besonderer  Gesetze  oder  Enqueten 
bedürfte.  Von  Jahr  zu  Jahr  füllen  sich  die  Lücken  im  deutschen  Wirtschaftsjahr 
mehr  aus ,  indem  die  Handelskammern  sich  bemühen ,  Mitteilungen  zu  erhalten  und  zu 
geben  über  die  Industriezweige ,  welche  bisher  in  dem  Werke  noch  nicht  als  auch  in 
dem  betr.  Kammerbezirk  betrieben  Erwähnung  fanden.  An  der  Abneigung  vieler  Indu- 
strieller ,  sei  es  den  Handelskammern ,  sei  es  anderen  Behörden  Produktions-  und  Ab- 
satzangaben zum  Zweck  der  Veröffentlichung  zu  machen ,  scheitern  leider  vielfach  die 
Bemühungen,  eine  gröfsere  Vollständigkeit  zu  schaffen. 

Der  Wert  des  reichen  Inhaltes  des  Werkes  wird  indes  nur  im  mäfsigen  Grade  durch 
seine  Lücken  beeinträchtigt,  es  ist  immerhin  die  bedeutendste  Leistung  auf  dem  Gebiete 
der  wirtschaftlichen  Berichterstattung  dadurch ,  dafs  sie  periodisch  alle  Gebiete  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  eines  Landes  wie  Deutschland  in  ihren  Bereich  zieht  und  zusammeu- 
fafst ,  und  wir  dürfen  daher  wohl  mit  Stolz  auf  diese  eigenste  Schöpfung  des  deutschen 
Gewerbe-  und  Handelsstandes  blicken. 

Hasse,  E. ,  Die  handelspolitische  Erziehung  des  deutschen  Kaufmanns.  Vortrag. 
Frankfurt  a|M.,  Verlag  des  deutschen  Kolonialvereins,   1884.     gr.   8.     M.  0,   30. 

Reise  her,  Handbuch  des  Odessaer  Getreideverkehrs.    Odessa  1884.    8.    M.   12.  — 

Chousserie,  U.,  Le  commerce  fran9ais  en  Roumanie.  Paris,  impr.  Vcs  Renou, 
Maulde  &  Cock,  1884.     4.     50  pag. 

C  0  m  p  t  e  rendu  des  travaux  de  la  chambre  de  comerce  de  Constantine  pendant 
les  exercices   1881,   1882   et  1883.     Constantine,  impr.    Marie,   1884.      8.      120  pag. 

van  Elewyck,  E.,  Le  port  de  Bruxelles.  Bruxelles,  C.  M.  Muqiuirdt ,  1884. 
8.    fr.   1.  — 

Her  ran,  V.,  Canal  interoceanique  de  Panama,  ses  avantages  et  ses  difficultes 
d'execution.     Par.,  impr.  Roussel,   1884.     8.     24  pag. 

L  e  Fort,  H.  ,  Le  registre  du  commerce  et  les  raisons  de  commerce.  Bäle ,  H. 
Georg,  1884.     gr.  8.     M.  4.  — 

Pastoureau-Labesse,  J.  B.,  Du  commerce  maritime  et  des  moyens  de  le 
developper.     Bordeaux,  impr.  Boussin,    1884.     8.     30  pag.     fr.   1,50. 

Repertoire  methodique  de  la  legislation  de  la  navigation  et  des  routes,  janvier 
1848  ä  janvier  1882.  Tome  I.:  voies  navigables,  ports,  servicc  hydraulique.  Par.,  Chal- 
lamel  aine,  1884.     4.     fr.  10.  — 

7.     Finanzwesen. 

Julius  Wolf,  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem  und  in  der 
Volkswirtschaft,  ihre  geschichtliche  Entwickelung  und  gegenwärtige  Gestalt  in  den  ein- 
zelnen Ländern ,  und  ihre  Erhebungsformen ,  mit  einem  die  Branntweinsteucrreform  in 
Österreich-Ungarn  behandelnden  Abschnitt.  Tübingen  1884.  Verlag  der  II.  Laupp'schen 
Buchhandlung.     XVI,   568  SS.     8. 

Der  Ungarische  Landesagrikulturverein  schrieb  im  März  1882  einen  Preis  aus  für 
das  beste  Werk  der  Branntweinstcuerrcform  in  Österreich-Ungarn  ,  welches  in  instruktiv- 
ster Weise  alle  Seiten  der  Frage  beleuchte  und  die  Gesetzgebungen  einiger  Hauptländer 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  gegenwärtigen  Gestalt  darlege.  Die  vom  Verf. 
eingereichte  Arbeit  wurde  nach  einstimmigem  Beschlufs  der  Preisrichter  mit  dem  Preise 
gekrönt.  Das  vorliegende  Werk  stellt  die  zur  Preisbewerbung  eingereichte  Arbeit  in  er- 
weitertem Umfange  dar:  während  in  der  Preisschrift  die  Darlegung  der  bisherigen  Ge- 
setzgebung auf  die  5  Staaten  Österreich-Ungarn,  Deutsches  Reich,  Frankreich,  Rufsland, 
Belgien  beschränkt  war,  ist  jetzt  diese  Sammlung  positiven  Materials  über  die  ganze  zivili- 
sierte Erde  erstreckt  worden;  Grofsbritannien ,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Schweiz,  Italien,   Dänemark,  Schweden  und  Norwegen,  Spanien  und  Portugal,   Türkei  und 
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Gricchonlund,  Uuuiänien  und  Serbien,  Finnland  und  die  Niederlande  —  alle  diese  Staaten 
sind  jetzt  mit  beriiiksieliti(jt  worden;  und  in  dieser  reiebbaltiKen  Zusanimen»tellun(;  der 
versc.liie(len(!n  (ie.set/.e  nebst  deren  bistuiiseiier  llerleitun^  li'^K'  der  Seliwerjiuiikt  des  (;an/.en 
Werkes.  Auiii  dein  ljnil'iin(<e  nacli  iiinnnt  dieselbe  weitaus  den  grofatcn  Teil  ein  (S.  41 
—492). 

Hei  der  un'/.w(!itelli!il'ten  He<leulunn  dieser  Steuerart  für  die  übcrwicf^ende  Mehrzahl 
unsrer  Stjuiten,  insbesundcre  für  Preul'sen,  ürufsbritannicn,  Uufsland,  Osterreicli-L'nj;arn  ; 
bei  der  Mannigfaltigkeit  der  steucrtcchnisehen  Systeme,  vermof^e  deren  man  versucht  bat 
die  Steuer  zu  erfassen;  bei  den  Veränderungen  <ier  lirennereiteebnik ,  welche  mit  den 
modernen  Fortsehritten  verknüpft  sind  —  ist  eine  vergleichende  Kritik  des  liestebenden 
von  grofsem  ,  wissensehaftlieliem  und  praktischem  Werte.  Der  Verfasser  bat  eine 
beachtenswerte  Arbeitskraft  und  Energie  bekundet,  indem  er  für  diesen  Zweck  aus  der 
technologischen,  historischen,  volkswirtschaftlichen,  statistischen  und  gesetzgeberischen 
Litteralur  ein  weit  ausgedehntes  Material  vereinigt  hat.  Je  weitschichtiger  dasselbe  ge- 
worden, um  so  unentbehrlicher  war  ein  zusammenfassender  Abschnitt,  welcher  auf  Grund 
der  verschiedenen  f>esctzgebungen  ,,die  Steuersysteme"  in  einem  Überblick  vorführt  (S. 
493 — 542).  Er  tindet  deren  im  ganzen  neun:  nämlich  liohmaterialsteuer,  Malzsteuer, 
Miiiscbraumsteuer,  Brennraumsteuer,  IMaischniumpauschalierungssteucr,  Hrennraumpauscha- 
lieruiigssteucr  (Hlasenzins) ,  Abfindung  mit  dem  Urenner  auf  Grund  einer  angenommenen 
Erzougungsmeiigo,  Ablindung  mit  dem  Scliankwirt  auf  Grund  einer  angenommenen  Aus- 
schankmenge, endlich   Fabrikatsteuer. 

Wenn  nun  bisher  die  meisten  Diskussionen  über  Hranntweinsteuersysteme  davon  aus- 
gingen, dal's  es  ein  einziges  bestes  Uesteuerungssystem  gebe,  so  findet  W  o  1  f  als  Ergebnis 
seiner  historischen  Darlegung,  dafs  man  mit  den  verschiedenen  bedingenden  Umständen,  ius- 
bcsondcrc  mit  der  Entwickelungsstufe  der  Industrie ,  zu  rechnen  habe.  Als  die  voll- 
kommenste Form  aber  erkennt  Verf.  die  Fabrikat  Steuer;  das  Urteil  über  dieselbe 
fafst  er  in  den  Worten  zusammen,  dafs  sie  ,,den  Dingen  ihren  natürlichen  Gang  läfst". 
Denn  alle  Materialien ,  deren  Verarbeitung  zu  Branntwein  überhaupt  ökonomisch  ist, 
können  unter  diesem  Regime  für  die  Brennerei  verwendet  werden,  während  heute  manche 
Stoffe  vielfach  ganz  ausgeschlossen  sind  oder  dieses  doch  für  die  geringeren  Qualitäten 
der  sonst  verwendeten  Stofle  zutrifft.  Ferner  wird  der  kleine  Brenner  nicht  stärker  be- 
lastet als  der  grofse  Fabrikant,  während  die  ,, legitimen"  Prämien  der  besseren  Brenu- 
apparate  u.  s.  w.,  welche  dem  grofsen  Betriebe  eigen  sind,  aufhören,  und  andrerseits  der 
Staat  nicht  zufolge  dieser  Verbesserungen  um  seine  legitime  Einnahme  gebracht  wird . 
Dann  wird  der  Fabrikant  volle  Klarheit  über  die  zu  zahlende  Steuer  besitzen  ;  je  nach 
der  wechselnden  Konjunktur  wird  er  den  Betrieb  vergröfsern,  verkleinern  oder  zeitweilig 
einstellen ;  er  ist  nicht  zu  gewissen  Manipulationen  gezwungen,  zu  einer  vorgeschriebenen 
Arbeitsmethode  u.  s.  w.,  auch  nicht  au  eine  bestimmte  Zeiteinteilung  gebunden.  Zugleich 
werden  der  Landwirtschaft  die  Fabrikatsteueru  am  förderlichsten  sein ;  denn  der  Land- 
wirt werde  zu  dem  natürlichen  Streben  zurückkehren,  auf  einem  gegebeneu  Stücke  Land 
möglichst  viel  ProteYn  und  Stärke  zu  erzeugen ,  ohne  Rücksicht  auf  Volumen  und  Ge- 
halt der  einzelnen  Frucht ;  auch  dafs  die  Abfälle  und  Nebenprodukte  in  der  Brennerei 
Verwendung  linden,  werde  der  Rentabilität  der  Landwirtschaft  zu  gute  kommen,  und  die 
Schlempe  werde  gründlich  entgeistigt  werden.  —  Die  mit  der  Fabrikatsteuer  verbundene 
Schattenseite,  welche  sich  unmittelbar  an  die  Vorzüge  knüpft,  dafs  nämlich  der  Reiz  für 
industrielle  Fortschritte  bei  ihr  fortfalle  ,  hält  W.  für  unerheblich  bei  einem  Grade  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung,  wie  ihn  jetzt  die  Brennereiindustrie  Österreichs,  Deutsch- 
lands u.  s.  w.  erreicht  habe;  dieser  Reiz,  selbst  soweit  er  diese  Voraussetzung  noch  nicht 
vorfinde ,  sei  übrigens  zu  teuer  erkauft  durch  die  augeführten  zahlreichen  Mängel.  Die 
Fehler  der  neuerdings  angewendeten  Spiritus -Mefsapparate  (Dolainski ,  Siemens)  seien 
allerdings  nicht  ganz  zu  leugnen,  aber  doch  nicht  so  grofs,  dafs  daran  die  Fabrikatsteuer 
scheitern  müsse.  Jedenfalls  bleibt  hier  die  Aufgabe  offen ,  die  vorhandenen  Mefs-Appa- 
rate  ferner  zu  vervollkommen.  Hoffen  wir  von  der  rührigen  Technik  das  beste,  und 
möge  uns  der  Herr  Verfasser ,  welcher  gerade  nach  dieser  Seite  des  Steuerwesens  seinen 
Fleifs  gewendet  hat,  bald  über  weitere  Erfolge  berichten  können.  G.   C. 

Koch,  R.,\  Kais.  Geh.  Ober -Finanzrat.  Abrechnungsstellen  in  Deutschland  und 
deren  Vorgänger.      Stuttgart.     Enke.      1883.     8.     53  SS. 

Der  durch  seine  Abhandlungen  über  Chequewesen  bekannte  Verf.  schildert  in  dem 
vorliegenden  Schriftcheu  das  neueste  Mittel  zur  Förderung  des  Chequeverkehrs,  die  von 
der  Reichsbauk  in  1883  eingerichteten  Abrechnungsstellen  (Clearinghäuser). 
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R.  Meyer,  die  Prinzipien  der  gerechten  Besteuerung  in  der  neueren  Finanzwissen- 
schaft.    Berlin.     W.  Hertz,  1882.     8. 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt  die  Grundsätze  zu  untersuchen ,  auf 
welche  die  finanzwissenschaftliche  Theorie  eine  gerechte  Besteuerung  begründen  mufs, 
eine  Notwendigkeit ,  die  wie  er  sagt ,  gerade  ihm  als  praktischen  Finanzbeamteu  ent- 
gegengetreten ist.  Er  stimmt  darin  ganz  mit  einem  ausgezeichneten  Vorgänger  seines 
Landes,  Freiherrn  v.  Hock,  der  als  hochstehender  österreichischer  Beamter  sich  eingehend 
mit  finanziellen  Ausführungen  litterarisch  beschäftigt  hat,  und  seinem  Buche  über  ,, Öffent- 
liche Abgaben  und  Schulden"  als  Motto  das  Wort  Royer-Collards  vorsetzte :  ,,Die  Theorie 
als  überflüssig  erklären  ,  heifst  den  Hochmut  haben ,  man  brauche  nicht  zu  wissen  ,  was 
man  spricht  und  was  man  thut,  wenn  man  handelt".  Die  Berechtigung  die  Theorie  zu 
betonen  ist  daher  sicher  um  so  mehr  bei  Praktikern  anzuerkennen,  als  es  an  der  Tages- 
ordnung ist  hochmütig  auf  dieselbe  als  unnütze  Schulstreitigkeiten  herabzusehen.  Indes  ist 
die  Frage  der  richtigen  Theorie  doch  niemals  von  der  ihrer  praktischen  Durchführbar- 
keit zu  trennen  und  in  dieser  Beziehung  mufs  das  Verfahren  des  Verf.,  der  von  der 
letzteren  absieht ,  doch  erheblichen  Bedenken  unterliegen.  Gewifs  ist  jede  evident  un- 
gerechte Steuer  zu  verwerfen,  aber  ebenso  wohl  aus  praktischen  als  theoretischen  Gründen. 
Wenn  der  Verf.  S.  33 — 35  darlegt,  warum  die  direkte  Steuer  kleinen  Wirtschaften  gegen- 
über besonders  hart  auftritt,  so  kommt  die  Praxis  schon  deshalb  zu  dem  gleichen  Ergebnis 
von  solchen  Steuern  möglichst  abzusehen ,  weil  von  kleinen  Wirtschaften  mit  direkten 
Steuern  auch  durch  einen  grofsen  Verwaltungsapparat  nur  verhältnismäfsig  wenig  zu  be- 
kommen ist.  Wenn  die  Theorie  eine  Verkürzung  des  notwendigen  Lebensunterhalts  durch 
Steuern  verwirft ,  weil  wie  Mill  sagt ,  das  dadurch  auferlegte  Opfer  ganz  immensurabel 
ist,  so  wird  die  Praxis  ihr  beipflichten,  weil  sie  aus  Erfahrung  weifs,  dafs  durch  solche 
Steuern  die  Nachhaltigkeit  der  Steuerkraft  eines  Landes  angetastet  wird.  Aber  andrer- 
seits läfst  sich  die  Forderung  der  Gerechtigkeit  auf  finanziellem  Gebiete  ebenso  wenig 
unbedingt  verwirklichen ,  als  auf  volkswirtschaftlichem  überhaupt ,  wo  man  stets  mit 
relativen  Gröfsen  zu  rechnen  hat.  Eine  Steuer  kann  hart,  drückend  und  doch  vielleicht 
unentbehrlich  sein.  An  sich  sprechen  gewifs  alle  Gründe  gegen  die  ISGG'f  Einführung 
der  italienischen  Mehlsteuer ,  aber  sie  war  unvermeidlich ,  wenn  man  das  chronische 
Defizit  beseitigen  wollte,  nachdem  man  die  Einkommensteuer  auf  bewegliches  Vermögen 
bereits  auf  13^,  die  Grundsteuer  sogar  auf  33  Proz.  geschraubt  hatte.  Die  österreichische 
Verzehrungssteuer  ist  in  manchen  Punkten  sehr  hart  für  die  untern  Klassen  ,  aber  kein 
Finanzminister  kann  sie  aufheben,  weil  er  sie  nicht  zu  ersetzen  wüfste. 

Die  Verbindung  umfassender  theoretischer  Untersuchung  mit  steter  Prüfung  der  ge- 
fundenen Grundsätze  auf  die  praktische  Durchführbarkeit,  war  es,  welche  dem  1882 
erschienenen  Werke  Schäffle's  über  die  Steuerpolitik  eine  so  grofse  Bedeutung  gab, 
eine  gleiche  kann  das  vorliegende  Buch  nicht  in  Anspruch  nehmen ,  weil  es  sich  auf 
die  theoretische  Seite  beschränkt  und  dadurch  oft  abstrakt  und  nebenbei  weitläufig  wird. 
Immerhin  aber  kann  sie  als  ernste  und  eingehende  Arbeit  eines  gewiegten  Finanz- 
beamten und  als  kritisch  eingehende  Revision  der  Grundlagen  der  Steuerpolitik  der 
weiteren  Beachtung  aller  derer  empfohlen  werden ,  welche  sich  selbständig  mit  diesen 
Fragen  beschäftigen. 

Der  erste  Abschnitt  giebt  eine  ausführliche  Darstellung  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung der  Besteuerungsgrundsätze,  die  zeigt,  dafs  der  Streit  über  die  richtige  und 
gerechte  Steuerverteilung  so  alt  ist  wie  die  Finanzwissenschaft  selbst.  Nur  auf  ver- 
schiedene Weise  haben  die  Schriftsteller  von  Bodinus  bis  auf  die  Gegenwart  den 
Gegensatz  der  Interessen  der  Besteuerten  zu  versöhnen  gesucht  und  nur  wenige  haben 
diesen  Gegensatz  selbst  geleugnet ,  sei  es ,  dafs  sie  das  Staatsintercssc  als  allein  mafs- 
gebend  hinstellten,  sei  es,  dafs  sie  wie  L.  v.  Stein  verlangten,  die  Förderung  der 
Interessen  der  Einzelwirtschaften  selbst  solle  höchstes  Interesse  der  Gesamtheit  sein, 
aber  sie  weichen  weit  darin  ab  inwieweit  sie  auch  andern  als  wirtschaftlichen  Gesichts- 
punkten Einflufs  einräumen. 

In  dem  zweiten  Abschnitt  behandelt  Meyer  die  Wirkung  der  Steuer  auf  die  Privat- 
wirtschaft überhaupt  und  zeigt,  wann  die  Steuer  als  ein  Teil  der  Produktionskosten 
aufgefafst  werden  kann  und  wenn  nicht.  Keine  Steuer  beschränkt  sich  in  ihrem  Ein- 
flufs auf  die  zahlende  Wirtschaft  und  umgekehrt  ist  es  unmöglich  jede  Einwirkung  der 
Steuer  auf  die  zahlende  Wirtschaft  auszuschliefsen ,  es  giebt  also  keine  Steuer  ,  die  den 
Zahlenden  allein  trift't  und  keine  vollständig  überwälzbare.  Die  Behauptung  L.  v.  Stein'», 
dafs  die  ganze  Lehre  von  der  Überwälzung  der  Steuern  auf  Unklarheit  beruhe,  entspringt 
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aus  »einer  unrichtigen  AuffosHUn^ ,  diiC»  nur  die  Steuer  gerecht  sei,  die  dem  Pflichtigen 
(lunli  die  Itcclitsverwiiltung  genau  das.MrIlx;  gebe,  was  er  al»  Steuer  leistet,  so  dafs  jeder 
im  Kaiil'iirei.st;  einer  Saclie  alle  Steuern  zahle,  die  der  Verkäufer  entrichtet  habe.  Dafs 
die.sc  ,,rc|iarliliün  de  riniiiöt"  ,  wie  'l'hiers  sie  genannt  hat  ,  den  ThaUachen  nicht  ent- 
spricht, dal's  die  Krage  der  Überwalzung  sieh  bei  jeder  Steuer  anders  gestaltet,  gesteht 
der   Verf.   zu   und   führt  dies   näher  aus. 

Erst  im  dritten  Abschnitt  gelangt  Meyer  auf  sein  eigentliches  Thema  ,,I)ic  l'rin- 
zipicn  der  CJcreelitigkeit  in  der  Hesteuerung",  und  zeigt,  rlafs  die  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit die  erste  und  ain  wenigsten  relative  sei,  an  deren  Mafsstali  jede  Steuer  geprüft 
werden  müsse.  Dafs  zur  (Jereehtigkeit  in  <ler  Hesteueruug  in  erster  Linie  die  gesetzliehe 
liestimmtheit,  welche  jede  Willkür  der  Verwaltung  und  die  Allgemeinheit  der  Steuerpllicht 
ausschliefst,  gehört,  wird  nicht  bestritten,  um  so  mehr  aber  die  Forderung  der  Oleichmäfsig- 
keit,  weil  darunter  sehr  Verschiedenes  verstanden  wird.  Adam  Smith  war  e^.  bekannt- 
lich, der  die  (ileiclimäfsigkeit  il(!r  Leistung  in  das  Verhältnis  der  Steuer  zum  Kinkommcn 
s('tzte  und  L.  v.  Stein  hält  dies  noch  fest,  sonst  aber  wird  /.iemlich  allgemein  an- 
erkannt ,  dafs  die  gerechte  Verteilung  der  Steuern  sieh  nicht  in  ein  zill'ernmäfsiges 
Verhältnis  derselben  zum  Kinkoinmen  fassen  läfst,  das  gleiche  Einkommen  mehrerer 
wird  mit  ganz  ungleichen  Opfern  erworben  und  die  Verwendung  einer  gleichen  Ein- 
nahme bringt  dem  Einzelnen  sehr  ungleichen  ficnufs ,  hier  kommen  in  Betracht  die 
Verschiedenheit  der  IJedürfnisse  der  Steuerpflichtigen  ,  die  Anstrengung  mit  der  die- 
selben gedeckt  werden,  der  Familienstand,  die  HcschafTenheit  und  Dauer  des  Einkommens 
selbst,  z.  B.  die  Unterscheidung  von  fundiertem  und  nicht  fundiertem,  kurz  wie  der 
Vertasscr  sagt:  ,,die  Gesamtheit  der  wirtschaftlichen  Momente,  welche  der  Wirtschaft 
die  Aufbringung  der  Steuer  ermöglichen"   S.   311. 

In  die  Einzelheiten  dieser  weitläufigen  Untersuchung  einzugchen  ,  verbietet  uns  der 
Kaum,  die  mangelnde  hinreichende  Rücksichtnahme  auf  die  Praxis  finden  wir  auch  hier. 
Wenn  z.  B.  dem  Verf.  gewifs  in  seiner  Befürwortung  der  progressiven  Steuer  beizu- 
stimmen ist,  so  läfst  er  die  Frage  unberührt,  welcher  Art  die  Progression  bei  der  Ein- 
kommensteuer sein  soll.  Und  doch  kommt  alles  hierauf  an ,  eine  zu  starke  oder  zu 
weitgehende  Progression  würde  für  die  höheren  Einkommen  ebenso  ungerecht  sein  als 
un[)raktiscli.  Eine  zu  starke  Progression  würde  ungerecht  sein  ,  weil  sie  darauf  hinaus- 
laufen müfste,  viele  die  mehr  gearbeitet  und  gespart  haben  als  andere  in  gleichen  Ver- 
hältnissen durch  hohe  Besteuerung  zu  bestrafen,  sie  wäre  aber  auch  ebenso  wie  eine  zu 
weitgehende  Progression  undurchführbar ,  denn  wenn  gewil's  das  fundierte  Einkommen 
stärker  heranzuziehen  ist,  als  das  unfundierte,  so  bildet  das  ersterc  doch  immerhin  nur 
den  kleineren  Teil  des  Nationalvermögens ,  wollte  man  es  unbillig  belasten  so  würde 
man  die  Kapitalisten  aus  dem  Lande  treiben ,  wie  Stadt  und  Kauton  Zürich  dies  bei 
einer  noch  nicht  einmal  sehr  hohen  Progression  erfahren  haben.  Man  würde  dieselben 
nicht  einmal  als  Klasse  dauernd  treffen,  sondern  ausschliefslich  die  Individuen,  welche 
zur  Zeit  der  Auflegung  der  Steuer  diese  Klasse  bilden.  Da  Grundbesitz,  Staatspapiere 
u.  s.  w.  fortan  nur  einen  so  viel  geringeren  Ertrag  geben  werden  als  der  Betrag  der 
Steuer ,  so  werden  alle  diese  Werte  um  einen  entsprechenden  kapitalisierten  Betrag  im 
Preise  sinken  ,  wie  man  das  z.  B.  bei  der  Einführung  d^r  Besteuerung  der  österreichi- 
schen und  italienischen  Rente  gesehen.  Künftige  Käufer  werden  also  diese  Werte 
um  so  viel  niedriger  bezahlen  als  die  Summe  ist,  welche  die  Steuer  absorbiert,  während 
die  ursprünglichen  Besitzer  allein  die  Entwertung  tragen  müfsten.  Auch  das  ist  zu 
berücksichtigen,  dafs  wie  Helferich  sagt  ,,die  persönlichen  Verhältnisse  der  Pflichtigen 
um  so  mehr  zur  Geltung  kommen  müssen  je  höher  die  Steuer  wird  und  man  dieselben 
d.  h.  die  gesamte  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  einer  Person  nach  allen  ihren 
sozialen  Beziehungen  niemals  genau  wird  einschätzen  können".  (Allgem.  Steuerlehre 
in  Schönbergs  Handbuch.  H  S.  123.)  Dies  alles  scheinen  uns  Momente  zu  sein,  von 
denen  man  bei  der  Erörterung  der  Progression  in  der  Besteuerung  gar  nicht  absehen 
kann,  denn  die  Frage  liegt  hier  weniger  in   dem  Ob  als  in    dem  Wie. 

Der  bedeutendste  und  für  die  Gegenwart  interessanteste  Teil  der  Meyer  sehen 
Untersuchung  ist  der,  welcher  sich  mit  der  sozialpolitischen  Seite  der  Frage  beschäftigt. 
Mit  vollem  Recht  wendet  sich  der  Verf.  gegen  die  neuere  Schule,  welche  wie  v.  Scheel, 
Frantz  und  Wagner  die  Besteuerung  im  Verhältnis  zur  Leistungsfähigkeit  als  Kon- 
sequenz des  sozialpolitischeu  Standpunktes  auffafst  und  daher  von  der  Besteuerung  eine 
Ausgleichung  der  bestehenden  Einkommens-  und  Vermögensungleichheiten  verlangt. 
Da    keine    Steuer    in    ihrer  Wirkung    auf  den  Gegenstand  beschränkt  ist,    den  sie  trifft. 
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sondern  mehr  oder  weniger  weitgehenden  Einflufs  auf  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse überhaupt  übt ,  so  ist  zuzugeben  und  zu  rechtfertigen ,  dafs  es  der  sozialen  Ge- 
rechtigkeit entspricht ,  das  höhere  Einkommen  progressiv  heranzuziehen ,  aber  es  ist 
etwas  ganz  anderes  die  Ausgleichung  der  Vermögensverhältnisse  zum  eigentlichen  Ziel 
der  Steuerpolitik  zu  machen.  Diese  Forderung  ist  eine  Utopie :  die  Ansichten  gehen 
ja  darüber  heute  weit  auseinander,  und  in  wie  weit  der  Staat  im  wirtschaftlichen  Leben 
die  Aufgabe  der  verteilenden  Gerechtigkeit  in  die  Hand  nehmen  solle.  Unserer  Auf- 
fassung nach  ist  die  individualistische  Schule,  welche  wie  z.  B.  Paul  Leroy-Beau- 
1  i  e  u  bestreitet ,  dafs  der  Staat  die  Pflicht ,  ja  nicht  einmal  das  Recht  habe  Opfer  zu 
bringen  um  soziale  Ungleichheiten  auszugleichen,  ebenso  im  Irrtum  wie  die  staatssozia- 
listisch gefärbte,  welche  diese  Ausgleichung  prinzipiell  vom  Staate  fordert.  Der  Staat  kann 
so  wenig  sich  gleichgiltig  gegen  das  Schicksal  der  besitzlosen  Klassen  verhalten  als  eine 
Neuverteilung  der  Güter  in  die  Hand  nehmen.  Er  ist  nur  der  Mandatar  und  der  Garant 
der  wahrhaft  allgemeinen  Interessen ,  als  solcher  kann  er  moderierend  eingreifen  um 
bestehende  Härten  wirtschaftlicher  Zustände  zu  beseitigen  ,  das  ist  die  legitime  Aufgabe 
der  Sozialreform  in  der  Aufhebung  der  Hemnisse  freier  Verwertung  der  Kräfte,  in  den 
positiven  Mafsregeln  der  Fabrikgesetzgebung,  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  u.  s.  w. 
Wie  weit  diese  Reformen  gehen  und  wie  sie  ausgeführt  werden  sollen ,  ob  z.  B.  der 
Staat  selbst  die  Versicherung  selbst  in  die  Hand  nehmen  oder  nur  überwachen  soll, 
darüber  werden  die  Meinungen  auseinandergehen ,  aber  es  ist  eine  ganz  andere  Sache 
hier  ein  weites  Mafs  staatlicher  Fürsorge  in  Anspruch  zu  nehmen  als  die  Forderung  zu 
erheben ,  der  Staat  solle  die  Verteilung  des  Ertrags  der  wirtschaftlichen  Arbeit  in  die 
Hand  nehmen ,  also  die  Arbeit  selbst  organisieren.  In  besonderem  Mafse  gilt  dies  auf 
finanziellem  Gebiete ,  wollte  man  die  Verteilung  der  Güter  durch  die  Besteuerung  re- 
gulieren, so  müfste  man  zu  so  einschneidenden  Eingriffen  kommen,  dafs  der  Begriff  der 
Steuer  als  des  Zwangsbeitrags  der  Einzelwirtschaften  zur  Deckung  des  Staatsbedürf- 
nisses überhaupt  aufhörte.  Das  sieht  man  z.  B.  an  dem  Versuch  v.  Scheel's*)  und 
Bluutsch  li 's2)  die  Erbschaftssteuer  auf  ein  Miterbrecht  des  Staates  zu  begründen. 
,,Von  einem  Zwangsbeitrag,  sagt  Meyer  S.  358  mit  Recht  kann  doch  nur  die  Rede  sein, 
wenn  das  Recht  des  Kontribuenten  auf  den  Gegenstand  des  Beitrags  aufser  Zweifel 
steht.  Sobald  ihm  dieses  Recht  (ganz  oder  teilweise)  abgesprochen  wird,  ist  der  vom 
Fiskus  in  Anspruch  genommene  Betrag  kein  Beitrag  der  Einzelwirtschaft ,  daher  auch 
keine  Steuer,  sondern  eine  Ileimfälligkeit."  Schon  die  Forderung  an  eine  gute  Steuer, 
die  Wagner  anerkennt,  die  Leistungsfähigkeit  der  Pflichtigen  gleichmäfsig  anzu- 
spannen ,  widerspricht  der  von  ihm  geforderten  Ausgleichung  der  bestehenden  Ein- 
kommen- und  Vermögensungleichheiten ,  ist  das  letztere  Aufgabe  des  Staats ,  so  mufs 
die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  verworfen  werden  und  der  Staat  mufs,  wie 
schon  Helferich  bemerkt  hat,  auch  dort  Steuern  einführen,  wo  die  öffentlichen  Be- 
dürfnisse solche  nicht  nötig  machen.  Die  Grundsätze  über  gerechte  Besteuerung  sind 
wie  der  Verfasser  richtig  sagt,  nicht  notwendig  von  dem  Urteil  über  die  Funktion  des 
bestehenden  Wirtschaftssystems  bedingt ,  in  der  Forderung  gleicher  Wirkungen  der 
Steuer  für  den  Einzelnen  spricht  sich  weder  die  Billigung  noch  die  Verwerfung  eines 
privatwirtschaftlichen  Systems  aus ,  sondern  nur  die  Würdigung  der  durch  die  Steuer 
hervorgerufenen  wirtschaftlichen  Vorgänge.  Der  Staat  hat  auf  finanziellem  Gebiet  allen 
vernünftigen  Anforderungen  und  der  sozialen  Gerechtigkeit  cntsproclien  ,  wenn  er  die 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  Gleichheit  der  Opfer  durchführt,  diese 
Aufgabe  ist  wahrlich  umfassend  genug  um  der  finanziellen  Reform  noch  lange  Be- 
schäftigung zu  geben  und  man  erschwert  diese  nur  durcli  Aufstellung  von  Forderungen, 
die  sich  doch  niemals  verwirklichen  lassen,  Geffcken. 
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Siegfried,  R.  ,  Die  Rechte  der  Aktionäre  nach  dem  neuen  Aktiengesetz.  An- 
hang zu  Saling's  Börsenpapieren.     Berlin,   F.   Weidling,   1884.     8.     M.    1.  — 

Verstaatlichung,  die,  der  Mobiliarversicherung  in  der  Schweiz.  Eine  War- 
nung zur  rechten  Zeit.     Von  Ignotus.     Bern,  Jent  &  Reinert,   1884.     gr.   8.     M.    1,60. 

Topp  au,  R.  Noxon,  Historical  summary  of  Metallic  Money.  Boston,  Little, 
Brown  &  C",  1884.     16.     $  0,50. 

Paolini,  A.  ,  Le  societä  di  assicurazione  sulla  vita  in  Italia.  Roma,  tip.  eredi 
Botta,    1884.     8.      19   pp.     (Non  in  commercio). 

9.     Soziale  Frage. 

Armen  Wesen,  das,  der  Stadt  Leipzig  in  den  Jahren  1881  und  1882.  Bericht 
des  Armendirektorii  an  den  Rat.     Leipzig,   1884.     gr.   8.      166  SS.     (Nicht  im  Handel.) 

De  la  Chevallerie,  A. ,  Armengesetzgebung  und  Armenpflege.  Ein  Beitrag 
zur  Reform  des  Armenwesens.     Düsseldorf,  L.   Schwann,   1884.     gr.  8.     M.  0,90. 

Denkschrift  des  niederösterreichischen  Gewerbevereines  au  das  Abgeordneten- 
haus über  den  Gesetzentwurf,  betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter.  Wien ,  L.  W. 
Seidel  &  Sohn,   1884.     gr.   8.     M.   0,60. 

V.  Ehr  en  we  r  th  ,  F.,  Bezüge  und  Einzahlungen  in  der  Kranken-,  Unfalls-  und 
Altersversorgung.  Wien,  1884.  (Separatabdruck  aus  der  „Österreich.  Zeitschrift  für 
Berg-  und  Hüttenwesen").     M.   0,60. 

George,  H. ,  Fortschritt  und  Armut.  Eine  Untersuchung  über  die  Ursache  der 
industriellen  Krisen  und  der  Zunahme  der  Armut  bei  zunehmendem  Reichtum.  2.  Aufl. 
Berlin,  E.  Staude,   1884.      gr.  8.     M.   3.  — 

von  der  Osten,  M.,  Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich.  Leipzig,  Duncker 
&  Humblot,  1884.  8.  VIII~177  SS.  (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Band 
XXVI).     M.  4.  — 

Recht,  das,  auf  Arbeit.  Eine  Wahlflugschrift  von  F.  11.  von  N.  Leipzig,  Renger, 
1884.     8.     40  SS.     M.  0,60. 

Schäffle,  A.,  Vereinigter  Versicherungs-  und  Spardienst  bei  Zwangshilfskassen. 
Tübingen,  H.  Laupp,   1884.     8.     M.   2.   — 
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Steiner,  Maxim.,  Über  die  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  in  Wien.  (Vor- 
trag, gehalten  im  österr.  Ingenieur-  und  Architektenverein).  Wien,  A.  Holder,  1884. 
8.     28  SS.     M.   0,00. 

Felix,  R.  P.,  Le  charlatanisme  social.  Paris,  A  Roger  &  F.  Chernoviz  ,  1884. 
8.     430  pag.     fr.  4.  — 

Michel,  A. ,  Historique  de  la  mainmorte  illegale  en  Belgique.  Bruxelles,  C,  Mu- 
quardt,   1884.     8.     fr.   1.  — 

French,  R.  V.,  Nineteen  centuries  of  Drink  in  England:  a  history.  London, 
Longmans,   1884.      8.     416   pp.      10/6. 

Houstoun  (Mrs.)  ,  The  Poor  of  the  Period  ;  or  ,  leaves  from  a  Loiterer's  Diary. 
2  vols.     London,  F.  V.   White,   1884.     8.     470  pp.      18/.— 

Mi  Ine,  R.,  The  problem  of  the  Churchless  and  Poor  in  cur  large  towns  ,  with 
special  reference  to  the  home  mission  work  of  the  Church  of  Scotland.  London,  Black- 
wood &  Sons,   1884.      8.      180  pp.     5/.— 

St  an  ton,  Th.,  The  Woman  Question  in  Europe.  London,  S.  Low  ii  C« ,  1884 
8.      12/0. 

L'Asilo  ,,Clemeute  Primordi"  per  fanciuUi  orfani  in  Bologna:  eenni  monografici. 
Bologna,  tip.  succ.  Monti,  1884.     8.      28  pp. 

Guccione,A. ,  La  quistione  sociale  e  le  societä  operaie :  eonferenza ,  ecc.  Pa- 
lermo, tip.  Vizzi,   1883.     8.     41   pp. 

Mustone,  E.,  Errori  e  pregiudizii :  studii  sociali  del  popolo.  Milano,  E.  Quadrio, 
1884.      16.      115  pp.     1.   1.   — 

Note  statistiche  intorno  agli  ospizii  dell'  infanzia  abbandonata  nella  prov.  di 
Torino.     Torino,  tip.   eredl  Botta,    1884.      16.     57  pp. 

Veritas,  V.,  La  missione  della  donna ,  2^  ediz.  (aumentata  di  nuovi  capitoli). 
Firenze,   tip.   Cellini  e  C,   1884.      16.      127   pp. 

10.    Gesetzgebung. 

Burckhardt,  System  des  österreichischen  Privatrechts.  Teil  II:  Elemente  des 
Privatrechtes.     Wien,  Manz'sche  Hofbhdl.,   1884.      gr.   8.     M.   7,20. 

Förster,  F.,  Theorie  und  Praxis  des  heutigen  gemeinen  prcufsischen  Privatrechts 
auf  der  Grundlage  des  gemeinen  deutsehen  Rechts.  4.  Aufl. ,  hrsg.  von  M.  E.  Eccius. 
Band  IV,  Abt.  2.  Berlin,  G.  Reimer,  1884.  gr.  8.  M.  9.  —  Das  cpl.  Werk  in  der 
4.  Aufl.    M.   48.   — 

Francke,  W.,  Die  Entscheidungen  ausländischer  Gerichte  über  bürgerliche  Rechts- 
streitigkeiten in  ihrer  Wirksamkeit  nach  deutscliem  Reichsrecht.  Berlin  ,  C.  Heymann's 
Verlag,  1884.  8.  M.  2.  —  (Separatabdruck  aus  der  ,, Zeitschrift  für  deutschen  Zivil- 
prozefs"). 

Gar  eis,  K. ,  Das  deutsche  Handelsrecht.  Ein  kurzgefafstes  Lehrbuch  des  im 
Deutschen  Reiche  geltenden  Handels-,  Wechsels-  und  Seerechts.  (Lehrbücher  des  deut- 
schen Reichsrecbtes.  IV.  Das  deutsche  Handelsrecht).  2.  Aufl.  Berlin  ,  J.  Guttentag, 
1884.     8.     724  SS.     M.  8.  — 

Hab  er  stich,  J.,  Handbuch  des  schweizerischen  Obligationenrcchts.  Band  I. 
Zürich,  Orell,  Füssli  &  C'o,   1884.     8.     M.   6.   — 

Laacke,  K.,  Das  Kirchen-  und  Pfarrwesen  der  evangelischen  Kirche  Preufsens 
in  seinen  Rechtsverhältnissen.     Bernburg,  J.  Bacmcister,   1884.     8.     M.  6,50. 

Plitt,  C,  Das  eheliche  Güterrecht  und  das  Erbrecht  Lübeck's  ,  in  seinen  Grund- 
zügen dargestellt.     Wismar,   Iliustorlfsche  Hofbhdl.,   1884.    gr.   8.     M.   2,50. 

v.  Rönne,  L.,  Ergänzungen  und  Erläuterungen  des  allgemeinen  Landrechts  für 
die  prcufsischen  Staaten  durch  Gesetzgebung  und  Wissenschaft.  7.  Ausg.  I.  Hand, 
2.   Lief.     Berlin,  R.   v.  Decker's  Verlag,   1884.     4.     M.   5.   — 

Rupp,  E.,  Der  Beweis  im  Strafverfahren.  Ein  Beitrag  zur  wissenschaftliclun  Dar- 
stellung des  deutschen  Prozefsrechts.  Freiburg  i.  Br.,  J.  C.  B.  Mohr,  1884.  gr.  8. 
M.   7.  — 

Schenkel,  K.,  Die  deutsche  Geworbeordnung  nebst  Vollzugsvorschriften.  Unter 
besond.  Berücksichtigung  des  Grofsherzogtums  Baden.  Tauberbischofslieim ,  J.  Lang, 
1884.      gr.  8.     M.  8.  — 

Ubbelohde,  C,  Erörterungen  zum  Lüneburgschen  Stadtrechte.  Lüneburg,  G. 
A.  Lütke's  Bhdl.,  1884.     gr.  8.      M.  3.   — 

Wagner,  Rudolf,    Handbuch    des  Seerechts.     Band  I.     Leipzig,  Duncker    und 
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Humhlot,  1884.  ><r.  8.  XII— 4.00  SS.  M.  10  —  (Hindin»,'.  HandliUili  der  deutsehen  licchts- 
wis.senscliaft,   liand    III,   3.   I.) 

Wlas.sak,  M,  Kritische  Studien  zur  Theorie  der  Uechtsqueilen  im  Zeitalter  der 
klassi.schcn  Juristen.      (Jraz,   Leusihner  &   Luhensky,    1884.      8.      208  SS 

A  ni  i  :i  u  d  ,  A.,  A|)er(;u  de  l'etat  actuel  de»  h'^isjatiuns  civilc.H  de  l'Kurojie ,  de 
rAni(-ri(|ue  etc.  etc.  avec  indication  des  sources  hil)liogra|ihi<jue!»  etc  Pari.s,  Cotillon, 
1884.     8.      Cr.   6.      - 

Horinans,  T  h.,  C'omincntaire  Ic'gislatil  et  düctrinal  du  code  de  jjroc^durc  civile 
helffc.     Tome   I.      IJru.xelles,  h\  Larcier,   1884.     8      fr.   10.   — 

C  a  r  n  o  y  ,  E.  B.,  Des  lornies  des  donations  entre  vifs,  eii  droit  romain  ;  <les  in- 
caj)acites  relatives  de  disposer  et  de  recevoir  ä  titre  gratuit ,  en  droit  fran<,aise  I'aris, 
I>ercnne,   1884.      8     ,313   paf,' 

Gautier,  A.,  Ktude  sur  le  crime  d'incendie.  Bäle ,  Georg,  1884.  8.  206  pag. 
M.   3,  50 

R  i  h  o  II  d  ,  L.,  Essai  sur  rirrespousaliilite  des  aliend-s  dits  criniinels.  Paris,  I'iclion, 
1884.      8.      334   pag. 

Benjamin,  On  Sah-s ,  heing  a  treatise  on  the  law  of  the  Säle  of  Personal  Pro- 
porty,  with  rrfcrcnces  to  tc  American  Decisions  and  to  tlie  French  Code  and  Civil  Law. 
ril   .■ditii.ii.      London,   II.  Sweet,   1884.      Roy. -8.      38|.      - 

Harris,  Principles  of  the  Criminal  Law.  3"^  edition.  London,  Stevens  &  IL  1884. 
8.      2  0|.-- 

I\l  u  r  t  o  n ,  W.,  VVreck  Inquiries.  The  law  and  practice  relating  to  formal  investi- 
gations  in  the  United  Kingdom,  Britisli  Possessions,  and  before  Naval  Courts,  into 
Shippiug  Casualtics,  and  the  incompetency  and  misconduct  of  ships'  officers  etc.  Lon- 
don, Stevens  &  Sous,  1884.     8.     24.|  — 

Koxburgh,  F.,  The  Law  and  practice  under  the  Bankruptcy  Act  and  rules, 
1883;  tlie  rules  and  Orders,  1884;  and  Board  of  Trade  Orders.  London,  Knight,  1884. 
8.      12|C. 

Williams,  T.  C,  Stututes  aflfecting  the  practice  of  Conveyancing  passed  in  the 
years  1874,  1881,  1882.  Comprising  tlie  Vendor  and  Purchaser  Act,  1874;  Conveyan- 
cing Acts,  1881  and  1882;  Settled  Land  Act,  1882;  and  the  Married  Women's  Property 
Act,   1882;  with   the  rules  of  court  etc.     London,  II.   Sweet,    1884.     8.     21;.— 

Ca  r  n  a  z  za  -  R  am  e  1 1  a,  G.,  II  positivismo  e  le  riforme  nel  diritto  e  nella  proce- 
dura penale.     Messina,  tip  fratelli  Messina,   1884.      8.     427  pp.     1.   4,   50. 

Ferri,  E.,  L'omicidio-suicidio.  Responsabilitii  giuridica  2-''  cdizione,  con  aggiunte 
polemiche  ed  una  tavola  grafica.     Torino,  frat.  Bocca,   1884.     8.     128  pp.     1.   2. — 

Luzzati,  J.,  Dei  privilegi  e  delle  ipoteche :  commento  teorico-pratico  al  titolo 
XXIII,  libro  III,  del  Codice  civile  ital.  Vol.  I.:  Dei  privilegi,  parte  1.  Torino,  Unione 
tipogr.-editr.,   1884.     8.     IV— 303  pp.     1.  5.— 

Mura  Succu,  T.,  L'infanticidio  nel  diritto  penale  e  nella  medicina  legale.  Sas- 
sari,  tip.   Azuni,   1884.     8.     241  pp.     I.  3.— 

Bravo,  E.,  Legislaciön  penal  especial.  Tomo  III.  Madrid,  P.  Nunez ,  1884.  8. 
r.   12.   — 

11.     Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Verwaltungsbericht  des  Magistrats  der  Stadt  Breslau  für  die  3  Etatsjahre 
vom  l.  April  1880  bis  31.  März  1883.  Breslau,  Druckerei  von  Grofs,  Barth  und  Cie. 
1884. 

Verwaltungsbericht  des  Rates  der  Stadt  Dresden  für  das  Jahr  1882. 
Dresden,  Druckerei  Lehmann,   1883. 

Die  ungeheuere  Bedeutung,  die  die  Grofsstädte  für  unsere  sozialen  Verhältnisse 
nacli  den  mannigfachsten  Beziehungen  hin  gewonnen  liaben  und  täglich  noch  mehr  zu 
gewinnen  scheinen  ,  macht  das  Studium  ihrer  Verwaltung  für  den  Nationalökonomen  zu 
einem  Gegenstande  grofsen  Interesses.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  sehr  erfreulich, 
dafs  viele  städtische  Magistrate  die  Resultate  ihrer  Thätigkeit  in  regelmäfsigeu  Verwal- 
tuugsberichten  zur  allgemeinen  Kenntnisnahme  bringen.  Die  beiden  Rerichte  von  Dres- 
den und  Breslau ,  die  uns  vorliegen  ,  zeichnen  sich  durch  ein  überaus  reiches  und  wert- 
volles statistisches  Material  aus  und  bieten  nach  vielen  Seiten  hin  Gelegenheit  zu  volks- 
wirtschaftlichen Studien.  Namentlich  der  Breslauer  Bericht  ist  reich  an  statistischen  An- 
gaben über  das  Arraenwesen,  die  Steuerverhältuisse  u.  a.  m. 
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B  r  ü  n  i  n  g ,  Die  preufsische  Verwaltungsgesetzgebung  für  die  Provinz  Hannover. 
Mit  Erläuterungen.     Hannover,   C.  Meyer,   1884.     8.     Orig.-Glwdband.     M.  6.  — 

Wi  er  mann,  H.,  Der  deutsche  Reichstag.  vSeine  Parteien  und  Gröfsen.  Teil  I: 
Die  Deutsch-Freisinnigen.      Leipzig,  Renger'sche  Bhdl.  ,   1884.     gr.  8.     334  SS.     M.   5. — 

Brelay,  E.,  La  representation  des  interets  dans  les  municipalites.  Paris,  Chaix, 
1884.     8.      13  pag.     fr.  0,25.     (Extrait  de  l'Economiste  fran^ais  du   3  mai   1884.) 

Cheslay,  G.  R.,  La  Convention  nationale  et  son  oeuvre :  1792  — 1795.  Paris, 
Charavay  freres,  1884.     8.     fr.  3,  50. 

de  Laveleye,  E,  La  crise  du  liberalisme.  Bruxelles  ,  C.  Muquardt ,  1884  8 
fr.    1.— 

Mc  Carthy,  J.  H.,  England  under  Gladstone,  1880—84.  London,  Chatto  &  Win- 
dus,   1884.     8.     6|.— 

Murefree,  W.  L.,  A  treatise  on  the  Law  of  Sherififs  and  other  ministerial  officers. 
St.   Louis,  F.  H.  Thomas  &  C,  1884.     8.      10 -f- 156  pp.     $  5,85. 

White,  F.  A.  and  H.  A.  Dobson  ,  Civil  Service  History  of  England.  5th  edition. 
London,  Lockwood,    1884.      12.      196  pp.     2|6. 

Carcani,  A.,  L'amministrazione  della  giustizia  in  Italia:  studii  e  proposte.  Roma, 
tip.  Romano,   1884.     8.     352  pp.      1.   5.— 

Triaca,  Fr.,  Elementi  di  diritto  amministrativo.  Milano ,  U.  Hoepli,  1884. 
12.     1.  3.— 

Estremera  y  Sancho  ,  J. ,  Breves  comentarios  ä  la  ley  de  organizaciön  y  atri- 
buciones  de  los  tribunales  de  guerra.     Madrid,  Minuesa,   1884.     8.     r.  8.  — 

12.     Statistik. 

D  eutschland. 

Bertillon,  J.,  La  statistique  humaine  de  la  France.  Paris.  Germer  Baillicre  et  Cie. 

Im  vorigen  Jahre  starb  für  die  Wissenschaft  viel  zu  früh,  Dr.  Bertillon,  der  subtile 
l\Ieister  der  demografischen  Methode,  welchem  wir  die  feinen  Untersuchungen  —  Filigrau- 
Arbeiten  gleich  —  über  die  demogratischen  Verhältnisse  Frankreichs  verdanken,  nament- 
lich das  grofsc  grafische  Tabellenwerk  ,,la  demographie  figuree  de  la  France"  und  die 
Artikel  im  ,,Dictionnaire  des  sciences  medicales."  Namentlich  die  Anwendung  resp.  das 
Aufsuchen  strenger,  sensitiver  Mafsstäbe,  Werteiuheiten  und  Äquivalente  anstatt  vieler  in 
der  Statistik  noch  heute  üblichen ,  wenig  charakteristischen  Verhältniszahlen  bildet  sein 
bleibendes  Verdienst.  In  die  durch  den  Tod  Bertillon's  gerissene  Lücke  tritt  sein  Sohn 
gewissermafsen  den  Traditionen  der  Familie  (Guillard,  der  erste,  der  für  die  Wissenschaft 
die  Bezeichnung  ,, Demographie"  gebrauchte ,  also  in  gewissem  Sinne  deren  Begründer 
ist ,  war  der  Schwiegervater  Dr.  Bertillon's)  treu  und  er  ist  der  Verfasser  des  uns  vor- 
liegenden, gelungenen  Miniaturbildes  über  die  statistischen  Verhältnisse  PVankreichs  und 
deren  Zusammenhang  mit  den  relevantesten  Fragen  der  sozialen  Politik.  Die  Arbeit  ist 
ein  Muster  anziehender,  populärer  Darstellung,  die  in  geistreicher  und  durchaus  nicht 
ermüdender  Weise  die  Hauptresultate  der  demografischen  Erscheinungen  zur  Darstellung 
bringt.  Sie  ist  dabei  in  ihrer  Methode  streng  und  genau  und  behandelt  Fragen  von 
einer  Höhe  der  sozialen  Politik,  welche  auf  das  Schlagendste  zeigt,  welche  hohe  Wich- 
tigkeit die  populationistischen  Erscheinungen  besitzen,  für  die  oft  nur  zu  wenig  Interesse 
zu  finden  ist  Wie  enge  die  Gestaltung  der  Populationsverhältnisse  mit  den  grofsen  po- 
litischen,  volkswirtschaftlichen  (Kolonisation,  Grundbesitzverfassung  u.  s.  w.)  ,  sozialen, 
ja  finanziellen  Fragen  zusammenhängt,  das  hebt  sich  in  plastischer  Weise  von  dem  ganzen 
Bilde  ab.  Eine  Reihe  treflTender  Bemerkungen  werden  bezüglich  der  wichtigsten  Erschei- 
nungen gemacht,  von  welchen  natürlich  die  geringe  Zunahme  der  Bevölkerung  den  Ver- 
fasser am  meisten  beschäftigt.  Läfst  sich  auch  gegen  Älanches  gegründete  Einwendung 
machen,  so  wollen  wir  doch  dabei  nicht  verweilen ,  da  wir  im  ganzen  dies  kleine  Büch- 
lein für  diese  Art  Arbeiten  wirklich  mustergiltig  erachten. 

Budapest.  F  ö  1  d  e  s. 

Ergebnisse  der  baltischen  Volkszählung  vom  29.  Dezember  1881.  Teil  HI: 
Ergebnisse  der  kurländischen  Volkszählung.  Band  1 :  Die  Zählung  auf  dem  Lande  und 
in  den  Flecken.     Lieferung  1.     Mitau,  F.  Besthorn,  1884.     4.     M.  8.  — 

Statistik  der  zum  Ressort  des  königl.  preufs.  Ministerium  des  Innern  gehörigen 
Straf-  und  Gefangenanstalten  pro  1.  April  1882  83.  Berlin,  gedruckt  in  der  Reichs- 
druckerei, 1884.     Folio.     IV— 336  SS.  und  1  lithogr.  Tafel. 

N.  F.  Bd.  IX.  13 
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I  tiiiicii. 

Atti  dtdlii  CuininiüsiDiiu  rculc  d'iiieliiu.>ila  .sulle  opcie  pie  dcl  Ue^nu  ,  dalla  ^ua  iDti- 
tiuiuiic  avveiiuta  eul  YV:^i'ul  dccrcto ,  3  (jiunno  188U,  tiiio  al  2.1  ((eiiiiaio  1884.  Koma 
tipojjr.   ercdi   Uuttu,    1884.      8.      538   p)i.      (l'uhlilicazioiie  dr;)   Minihtero   dell'   iiiteriio  ) 

.Muvinioiito  (Iclla,  iiavif^a/.ioiie  iiei  |)orti  dul  Uej^iio  ,  null'  auiio  1883.  Koma, 
tipo(;r.  ercdi  Motta,  1884.  Roy.  in — 4.  (l'uljlilicazioiic  del  .Miiiistero  delle  liiianze,  dire- 
zioiie  generali;  delle  (Jabclle.)     XII — 469   pp. 

Amerika. 

Anderson,  A.  Ü.,  Me-xico,  l'rom  tlie  material  btandpoiut:  beiiig  a  Stntibtical  Review 
ül  Mu.xico ,  witli  its  past  and  present  developmcnt.  New -York.  8.  Illubtrated  with 
iiiaps    and    dia^fram;:..     4|. — 

M  c  Carty's  Annual  Statisticiaii  1884  Kditor :  L.  I'.  Mr  Carty.  San  Francisco 
1884.     8.     624  pp.     clotli.     $  4.— 
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A.     F  r  a  11  k  r  c  i  c  h. 

Bulletin  du  Ministere  de  l'agriculture.  Illt^  Annce,  N°  3:  Tableaux  des  recoites 
de  In  France  pour  raiinee  1883.  —  Production  moyenne  par  departements  des  priuci- 
pales  cercales  durant  la  periode  dccennale  de  1874  <'i  1883.  Production  anuuelle  de  la 
France  en  cere'ales  et  en  pommes  de  terre  pendant  les  di.\  dernieres  anue'es.  —  Prix 
moyens  annuels  pour  la  France  entinre,  et  pendant  la  derniere  periode  de  vingt  ans,  des 
cercales ,  de  la  farine ,  du  pain  ,  de  la  viande ,  des  fourrages ,  etc.  —  Secours  speciaux 
pour  pertes  materielles  et  eveuements  malheureux.  (Exercice  1882.)  —  Etat  des  loups  tues 
en  1883  et  des  primes,  loi  du  3  aofit  1882.  —  Importutioiis  et  exportations  des  matieres 
et  produits  interessant  l'agriculture,  en  1881,  1882  et  1883.  —  Importatioii  de  betail  en 
1883.  —  Operations  du  marche  de  la  Villette  pendant,  les  ann<5es  1881,  1882  et  1883.  — 
Consomation  de  la  viande  h  Paris  et  dans  le  departement  de  la  Seine  en  1881  ,  1882 
et   1883. 

Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparce.  Vlll^ni«^  Annee ,  Juin  1884: 
A.  France:  Les  patentes  en  1883.  —  Le  mouvement  des  impots.  — Le  commerce  extc- 
rieur.  —  Les  depenses  et  les  recettes  de  TAIgcrie  de  1840  ä  1882.  —  B.  Etranger:  Ang- 
leterre :  Le  projet  de  reforme  moiietaire.  Le  frai  des  mouuaies  d'or.  Le  revenu  natiimal 
et  l'impot  (1859 — 82.)  —  Suisse :  Les  resultats  de  l'exercice  1883.  — Kussie :  Les  Sucres 
de  melasse  et  l'impot.  —  Etats-Unis:  Les  banques  aux  Etats-Unis.  —  Bresil:  La  Situation 
financierc  depuis  dix  ans.  —  Republique  argentine  :  La  valeur  de  la  terre  dans  la  pro- 
viuce  de  Buenos-Ayres.  —  etc. 

Revue  generale  d'administration,  Juin  1884:  Du  röle  des  ministres  comme  admini- 
strateurs  et  comme  cbefs  hierarcbiques,  specialement  de  leurs  pouvoirs  ä  l'egard  des  gou- 
verueurs  des  colonies  et  du  gouverneur  general  de  l'Algerie .  par  F.  Saulaville.  —  Des 
alignements,  par  P.  Lacanal.  —  Cumul  d'une  pension  civile  avec  un  traitement  munici- 
pal  ,  par  G.  Langlois.  —  Chronique  d'Autriche-Hongrie :  Raccordement  des  chemins  de 
fer  des  Balkans.  —  Chronique  d'Italie:  ^Statistique  judiciaire.  —  Chronique  de  Tadmini- 
stratiou  fran^aise :  Profits  retires  par  l'Etat  de  l'exploitation  des  chemins  de  fer  en  1882. 
Caisse  nationale  d'epargne  etc. 

D.    Rufsland. 
Russische  Revue.      Vierteljahrsschrift    für    die    Kunde  Rufslands.    XIII.     Jahrg. 
(1884)  Heft   1    u.   2  :     über    die  Ausführung    des   Reichsbudgets    vom  Jahre    1882.     Nach 
dem  Berichte    des  Reichskontroleurs.   —  Allgemeines    Keichsbudget    der    Einnahmen    und 
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Ausgaben  für  das  Jahr  1884.  —  Zur  Arbeiterversicheruug  in  Rufsland.  —  Prshewalski's 
Keise  nach  Tibet  und  zu  den  Quellflüssen  des  Hoangho  1879 — 8Ü ,  von  L.  St.  —  Die 
Thätigkeit  der  kaiscrl.  russischen  Reichsbank  iin  Jahre  1882.  —  Über  das  Versicherungs- 
wesen in  Rufsland  —  Der  Handelsumsatz  Libau's  im  Jahre  1883.  —  Borsten-  und 
Rofshaarhaudel  in  St.  Petersburg  1883  —  Biostatik  der  orthodoxen  Gemeinden  in  Rufs- 
land. —  Pferdereichtum  in  Rufsland.  —  Historischer  Überblick  der  Entwicklung  der 
kais.  russischen  Akademie  der  Künste.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Kunst  in  Rufs- 
land ,  von  J.  Hasselblatt.  Abteilung  I.  —  Die  Judenfrage  in  Rufslaud  vom  (Fürsten) 
Demidow-San-Donato.  —  Zur  Geschichte  der  Kommerzgerichte  in  Rufsland ,  von  H.  — 
Saat  und  Ernte  in  Rufslaud,  von  A.  B.  —  Kamtschatka,  seine  natürlichen  Reichtümer 
und  Gewerbe,  Abteil.  I.  —  etc. 

F.  Dänemark. 
Nationalokonomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  Scharling,  A.  Petersen-Studnitz 
og  Har.  Westergaard.  Ny  Raekke ,  1884,  3<Jje  Hefte:  Die  Bedeutung  des  Preis- 
kurants.  Ein  Beitrag  zur  Beleuchtung  der  Arbeiterfrage ,  von  J.  Schovelin.  —  Etwas 
über  die  Apothekerangelegenheit ,  von  (Apoth.)  Hempel.  —  Über  die  Gesetzmäfsigkeit 
der  Konsumvereine  für  Apothekerwaren,  von  Hindenburg.  —  Replik  zur  Apothekerfrage 
(c.  Hempel.)  — ■  Geschichte  der  Statistik,  (Besprechung  des  gleichbetitelten  V.  John'schen 
Werkes  mit  Bemerkungen  über  Wesen  und  Methode  der  Statistik),  von  H.  Westergaard. 
—  Der  ausländische  Warenumsatz  Dänemarks,  von  A.  Petersen-Studnitz.  — 

H.     Schweiz. 
L 'Union    postale.     IX.    Vol.    Berne    (1884)    No.  6  et  7:    Juin    et    Juillet: 
Desinfection  des  envois  postaux  comme  preservatif  contre  le  cholera.  —  Les  postes   des 
Sultans  d'Egyte  (fin.)  —  La  poste  dans  la  litterature  universelle  (fin.)  — 

K.  Amerika. 
Journal  of  Social  Science,  containing  the  transactions  of  the  American 
Association.  No .  XVHl,  May  1884,  334  pp.  Saratoga  Papers  of  1883:  Health  and 
Social  Science,  by  E.  M.  Hunt.  —  The  true  Higher  Education,  by  W,  C.  Thomas.  — 
Inebriety  in  Women,  by  L.  M.  Hall.  —  The  Disease  of  Inebriety,  by  T.  D.  Crothers.  -  - 
House  Building  and  Housc  Drainage,  by  G.  E.  Waring.  —  Moral  Education  in  Schools, 
by  W  T.  Harris.  —  The  American  Civil  Service  Systeme,  by  J.  M.  Gregory.  —  Public 
Libraries  and  Public  Education,  by  J.  N.  Larned.  —  The  Religion  of  India;  the  People 
of  India ;  the  Races  in  India,  by  Mozoomdar.  —  Relations  between  Employers  and  Em- 
ployed,  by  Mrs.  Bolton.  —  Child  Helping  in  New  York,  by  C.  L.  Brace.  —  Prisen  Labor, 
by  C.  A.  Ives. 
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Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser.  Band  XV,  Heft  1, 
1.  Juli  1884  :  Einflufs  des  Alters  von  Lokomotiven  auf  ihre  Reparaturkosteu,  von  liey- 
mann.  —  Studium  einer  praktischen  Einheit  für  die  Lokomotivleistung,  von  Schräg.  - 
Die  russische  Petroleumindustrie.  —  Einheitliche  Bezeichnung  mathematisch-technischer 
Gröfsen.  —  Was   ist  Stahl   (im  Gegensatz   zum  Eisen)  ?  —   etc. 

Archiv  für  Post  und  Tclegraphie.  No .  11  u.  12:  Juni  1884:  Die  Entwicklung 
der  Zeitungsbesorguug  durch  die  Post  (Schlufs.)  —  Der  internationale  Vertrag  zum 
Schutze  der  unterseeischen  Telegraphcnkabel.  —  Der  fürstl.  hessische  General-Postinteu- 
dant  Johann  Jakob  Frcih.  von  Uckermann.  —  Das  Verkehrswesen  in  Tunis.  —  Die 
Beratung  im  Reichstage  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Verwendung 
von  Geldmitteln  aus  Reichsfonds  zur  Einrichtung  und  Unterhaltung  von  Post-Dampf- 
schiffsverbindungen mit  überseeischen  Ländern.  —  Fernsprechwesen  in  Italien.  —  Die 
finanziellen  Ergebnisse  der  brasilianischen  Postverwaltung.   — 
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K  i  II  u  n  z  ur  e  li  i  V.  Zeitstlirift  für  (lfi.s  «CHumtc  Fiii.iiizwcsen,  hrsK-  v<jii  G.  Schanz. 
.Jullr^;.  1.  (1884;  lieft  1  (4'2'J  Seiten):  Zur  (Jesiliielitu  <ler  (leul.iclKüi  Kiiianzwisbciibcliaft 
im  17.  Jalirliuiulert  ,  von  Loren/.  Stein.  —  iJie  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und 
dei'  IJunileshaiLshiilt  der  Scliwciz,  von  (i.  Cohn.  -  Die  Steniiielrevi.^ion  hei  Aktienj^e- 
bellbi'liiiftun  iiueli  dem  Ucich.s.stenijtul^eset/.  vom  1.  Juli  1881,  von  K.  ileeht.  —  Deul.iche 
und  enj^lisiche  Finanzverwaltun^  ,  von  W.  Vockc.  —  Frankreichs  Fiuanzlu^^e  bei  der 
Jiihre.-iwcnde  1883|84,  von  Kiiii.  v.  Kaufmann.  -  -  Der  (gemeinsame  Staalsliaushalt  der 
Österreich. -Ungar.   Monurcliic,  von  M.  I'igerle.    --    Die  Finanzen   lircmciis,   von  K.   Fitger. 

—  Statistik  der  ver/.insliclien  Kommunal-  und  I'rovinzialschiilden  in  Italien  am  31-  I>e- 
zenibcr  1880,  von  Luigi  I'erozzo.  -  Der  Haushalt  euro|)iiihcher  (irofsstädte,  von  J.  Kö- 
rösi.      -    Das  prcufsischc  Staatsschuldhuch,   von   L.   Francke.  • — 

Preufsische  J  all  r  b  ii  c  h  c  r  ,  hrsg.  von  II.  v.  Treitschke  und  H.  Delbrück. 
Band  IilV,  Heft  1;  tluil  1884:  Über  die  littcrarisehen  Hewegungen  im  l'anslavi.'^mus, 
von  Stein-Nordhcini.  -  Das  Universitätsstudium  in  Deutschland  wahrend  der  letzten 
50  Jahre,  von  L.  Kuinhardt.  —  Einige  Worte  zur  Kanali.sation,  von  (liaron)  von  der 
Uriiggcn.      -   Die  Praxis  des  ,,Ucclits  auf  Arbeit",  von   (Landrat;  Wessel.   —  etc. 

Uundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXIV.  Lief.  13 
vom  1.  Juli  1884  :  Die  Geliäudeinände  in  Österreich  im  Jahre  1882,  von  Karl  Krallt 
(Abdruck  aus  der  österr.  statist.  Monatsschrift).  Der  III.  Entwurf  eines  deutscheu  Un- 
fall-Versichcrungsgesetzes  (Schlufs.)  — 

Unsere  Zeit,  hrsg.  v.  Ii.  von  Gottschall.  Jahrg.  1884,  Heft  7:  Die  Friedens- 
politik des  deutschen  Reiches,  von  W.  Müller.  —  Der  Tag  von  Alsen ,  29.  Juni  1864, 
von  (Ilaui)tmanu)  Zernin.  —  Die  wirtschaftliche  Eutwickelung  der  uutern  Douauländer 
II.,  von  einem  preufsischen  Stabsoffizier.  —  Annam  und  Toukiu  IlL,  vou  Fr.  v.  Hell- 
wald. —  etc. 

Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg. 
von  E.  Wifs.  XXI.  Jahrg.  3.  Band,  1.  Hälfte:  Sozialismus  und  Staatssoziali»mus,  von 
Ed.  Wifs.  —  Zur  Wirtschaftsgeschichte  des  deutschen  Buchhandels  gegen  Ende  des  15. 
Jahrhunderts,  von  Fr.  Kapp.  —  Die  Viehzählung  vom  lU.  Januar  1883,  von  II.  Nord- 
mann.   —  etc. 

Zeitschrift  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  deutscheu 
Reich.  Hrsg.  von  G.  Schmoller.  VIII.  Jahrg  1884.  Heft  3:  Die  Reform  des  Zivil- 
dienstes in  den  Vereinigten  Staaten  ,  von  II.  W.  Farnam.  —  Die  Frage  des  Kanalbaues 
in  Preufsen,  vou  Aug.  Meitzen.  —  Die  Wucherfragc  in  Theorie  und  Praxis  seit  1880, 
von  K.  Th.  Eheberg.  —  Karl  Wilhelm  Nitzsch  und  die  deutsche  Wirtschaftsgeschichte, 
von  Fr.  J.  Jastrow.  —  Bedeutung  der  Kleinmotoren  als  Ililfsmaschinen  für  das  Klein- 
gewerbe, von  II.  Grothe.  —  Dritter  Jahresbericht  über  die  neueste  V'ölkerrechtslitteratur 
aller  Nationen,   von  A.  Bulmerincq.  —  Ein  Vorschlag  zu  einer  variableu  Doppelwährung. 

—  Die  österreichischen  Aktiengesellschaften  von  1866  bis  1882.  —  Die  österreichischen 
Vorschufsvereiue.  —  Die  neueste  preufsische  Statistik  über  Verteilung  und  V^erpachtaug  des 
Grundeigentums.  —  etc. 


Druck  fehlerberichtigung. 

Band  VIU.  S.  182,  Zeile   17  von  unten  mufs  es  heifsen  :    verfochtenen  statt  ange- 
fochtenen. 


Frommaansche  Bnchdruekerei  (U.  Fohle)  in  Jena. 
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IV. 
Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtscliaftswisseiiscliaft. 

Von 
H.  Dietzel. 

II.     Die  wirtschaftliche  Verkehrsgesellschaft  („Sozial- 
wirtschaft") als  Prämisse  der  Lehrsätze  der  Wirt- 
schaf ts  wisse  iisc  haft. 

Nicht  die  gegenwärtige  Phase  der  volkswirtschaftlichen  Entwick- 
lung, die  kapitalistisch-individualistische  Wirtschaftsordnung,  „das 
System  der  freien  Konkurrenz"  ist  aus  methodologischen  Grün- 
den als  Prämisse  unsrer  theoretischen  Lehrsätze  anzunehmen,  son- 
dern eine  abstrakte  wirtschaftliche  Verkehrsgesellschaft, 
wie  wir  bereits  im  Kapitel  I  dieser  Beiträge  (S.  19)  forderten  und 
jetzt  zu  begründen  suchen  werden. 

Ein  „System  freier  Konkurrenz"  wird  allerdings  supponirt,  aber 
die  uns  hiezu  führenden  Argumente  sind  durchaus  andere,  als  die- 
jenigen, welche  man  jetzt  allein  zu  berücksichtigen  und  zu  widerlegen 
pflegt. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  einer  Diskussion  dieses  „Systems 
d.  f.  K."  entgegenstellen,  sind  doppelter  Art.  Es  wird  von  Nutzen 
sein,  diese  Komplikation  der  Kontroverse  sich  klar  zu  machen,  ehe  wir 
unsern  Beweis  beginnen. 

Wie  bei  der  Lehre  vom  „Egoismus"  findet  sich  hier  erstens  die 
Vermischung  der  methodologischen  Funktion  der  Prämisse  der  „Ver- 
kehrsfreiheit" im  Dienste  der  Theorie  mit  dem  Schlagwort  „freie 
Konkurrenz"  als  Axiom  der  Wirtschaftspolitik.  Zweitens  aber 
erscheint  in  der  Methodenlehre  der  Theorie  diese  Prämisse  stets 
mit  jener  des  „Egoismus"  eng  verbunden,  ohne  dafs  unserer  Ansicht 
nach  zwischen  beiden  ein  logischer  Zusammenschluls  bestände. 

In  praktischer  Beziehung  sind  die  beiden  Dogmen  logisch 
konnex.  Wer  im  freien  Walten  der  Individualwillen  das  oberste  regu- 
lative Prinzip  des  staatUchen  Lebens,  in  der  —  angeblichen  —  Har- 
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nionie  dos  Einzelintercsses  mit  dem  riosiimtintcrcsso  die  sicherste  Ga- 
rantie volkswirfscliiiltlichcr  W  «ilill'alirt  crkiüiiit ,  zieht  nur  die  Konse- 
quenz, wenn  er  eine  wirtsehan liehe  lieehtsordnun^^  (irstreht,  welche 
der  freien  'l"li;lti{,d<eit  der  ein/ehien  VVirtschaltssuhj(!kte  und  wirtschaft- 
liclien   Khissen  die  hreitesfe  Kntlaltuiif^  gestattet. 

Wer  daf^T^'en  diese;  hohe  iMeinuiif,'  von  der  wirtschaftlichen  Kin- 
siehl  und  K'raft  (hir  Individuen  nicht  teilt,  mufs  s(!inerseits  einer  rein 
individualistisch  j^edachten  Wirtschaftsordnuie^  i)rinzii)iell  ent^'egen- 
wirken. 

Dank  der  historischen  Schule  hat  sich  die  (»tlentliche  Meinung 
zu  einer  richtigeren  Würdigung  des  Wesens  und  der  Aufgahen  des 
Staates,  seiner  Organe  und  Institutionen,  auf  wirtschaftlichem  Gebiet 
bekehrt.  Das  Dogma  des  laissez-faire  ist  gebrochen,  die  Orgie  des  Indi- 
vidualismus beendet.  Das  gegensät/liche  Prinzl))  gewinnt  täglich 
mehr  an  Boden.  In  alle  Sphären  des  wirtschaftliclKin  Lebens  dringt 
der  Staatsgedanke  mit  Ungestüm  wieder  ein.  iMöge  die  neue  sieg- 
reiche Richtung  vor  den  Kehlern  bewahrt  bleiben,  an  welchen  die  von 
ihr  überwundene  zu  Grunde  ging! 

Diese  praktisch-politischen  Gegensätze  greifen  nun  deshalb  störend 
in  die  theoretische  Kontroverse  ein,  weil  —  mit  einigen  wenigen,  wenn- 
gleich sehr  wichtigen  Ausnahmen  —  die  Vertreter  des  Individualis- 
mus in  der  Praxis,  in  der  Theorie  ebenfalls  der  deduktiven  iMethode 
anhängen,  welche  ihre  Lehrsätze  mittels  der  Hypothese  des  „Kgois- 
nuis"  und  der  „Verkehrsfreiheit"  gewinnt.  Auf  der  anderen  Seite 
geht  die  Kritik  dieser  Methode  und  die  Forderung  einer  „historisch- 
induktiven" an  deren  Stelle  von  denselben  Männern  aus,  welche  den 
Individualismus  in  der  Praxis  bekämpfen. 

Es  liefse  sich  unschwer  nachweisen,  dal's  dieses  Zusammentreffen 
wissenschaftlich  betrachtet  nur  zufällig  sein  kann,  da  die  Me- 
thode einer  nur  zur  Analyse  der  wirtschaftlichen  Kausalitätsreihen 
strebenden  Wissenschaft  durchaus  unabhängig  sein  mufs  von  der  poli- 
tischen Parteistellung  der  Forschenden.  Eingewirkt  hat  aber  diese 
letztere  leider,  was  hier  jedoch  nicht  näher  erörtert  zu  werden  braucht. 

Jener  Sieg  der  „historischen"  Methode  der  „Relativität"  über  die 
„deduktive"-axiomatische  in  der  „Theorie  der  Politik",  und  die  An- 
erkennung des  Kollcctivismus  neben  dem  Individualismus  führte  nun 
aber  dazu,  dafs  die  „Lehre  von  den  Organisationsprinzipien"  im  Be- 
griff" steht,  die  Analyse  des  wirtschaftlichen  Lebens  mittels  der  deduk- 
tiven abstrakten  Methode  fast  gänzlich  zu  unterdrücken.  Mit  ihrer 
mehr  oder  weniger  offen  kundgegebenen  Anschauung,  als  ob  die  Unter- 
legung jenes  „Systems  der  freien  Konkurrenz"  in  der  Methode  der  „rei- 
nen" Theorie  die  F.mpfehlung  desselben  in  der  Praxis  involvire,  ist  die 
herrschende  Richtung  dem  Fortschritt  dieser  Theorie  hinderlich  ge- 
worden. 

Die  Schule  argumentiert,  dafs,  weil  jenes  „System"  nur  eine  relative 
Bedeutung  habe,  eine  Methode,  welche  allein  dieses  temporäre  Stadium 
berücksichtige,  mindestens  einseitige  und  unvollständige  Resultate  lie- 
fere.    Thatsächlich  habe  dieser  Zustand  nie  existiert  und  solle  niemals 
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existieren ,  da  das  geschichtliche  Völkerdaseiii  noch  andere  Aufgaben 
zu  erfüllen  habe  und  noch  andere  Mächte  zu  ihrer  Realisation  in  Be- 
wegung setzen  könne,  als  die  in  der  Theorie  als  einziger  Zweck  und 
als  einziges  Mittel  erscheinenden  Individualinteressen. 

Wie  ausführliche  Widerlegung  nun  dem  „P'goismus"  als  metho- 
dologischem Prinzip  der  Theorie  gewidmet  ward,  so  behandelte  man  die 
uns  hier  beschäftigende  Kontroverse  über  den  Zustand  der  Volkswirt- 
schaft —  über  den  Raum,  in  dem ,  oder  die  Bedingungen,  unter 
denen  die  Erscheinungen  sich  abspielend  fingiert  werden,  —  sehr  stief- 
mütterlich. Der  Grund  ist  klar:  man  glaubte  in  der  Methodik  den 
„Egoismus"  vernichtet  zu  haben  und  meinte  nun,  da  mau  die  Theorie 
stets  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Politik  sah,  dafs  damit  auch  das 
„System  der  freien  Konkurrenz"  falle,  weil  dieses,  wie  eingangs  er- 
wähnt,   nur  eine  Konsequenz  jenes  Axioms  des   „Individualismus"  sei. 

Auf  Seite  der  Gegenpartei  hielt  man  ebenfalls  am  „System  der 
freien  Konkurrenz"  wie  an  einer  ganz  selbstverständlichen  Konsequenz 
des  „Egoismus"  fest. 

Ehe  wir  auf  die  Argumente  für  und  wieder  eingehen,  wollen  wir 
diese  angebliche  Konsequenz  kritisch  sondieren.  Wir  müssen  hier 
diesen  Punkt  untersuchen,  da  für  uns  nicht  der  „Egoismus",  sondern 
das  „wirtschaftliche"  Prinzip  als  Prämisse  der  Lehrsätze  der  Wirt- 
schaftswissenschaft gilt.  Aus  dieser  Prämisse  lässt  sich  offenbar 
nicht  ohne  weiteres  auf  einen  volkswirtschaftlichen  Zustand  schliefsen, 
welchen  die  Theorie  als  Bedingung  für  die  zu  analysierenden  Erschei- 
nungen anzunehmen  habe. 

Doch  auch  für  jene  ältere  Lehre  vom  „Egoismus"  bestand  dieser 
Konnex  nicht.  Wohl  lag  der  Smithia  nismus  in  den  Fesseln  eines 
Axioms,  aber  dafs  die  theoretische  Nationalökonomie  ihre 
„Gesetze"  unter  dieser  Prämisse  ableitete,  hing  mit  demselben  nicht 
zusammen. 

Man  hat  diesen  altern  Dogmatikern  etwa  folgende  Argumentation 
als  bestimmend  für  die  Wahl  dieser  Methode  unterschieben  wollen: 
da  die  Theorie  doch  schliefslich  nur  der  Praxis  dienen  solle,  habe 
erstere  auch  nur  den  Zustand  volkswirtschaftlichen  Lebens  zu  berück- 
sichtigen, welcher  vor  der  „Vernunft"  allein  bestehen  könne  und  der 
ebendeshalb  über  kurz  oder  lang  doch  überall  und  vollständig  i'ealisiert 
werden  müsse. 

Es  ist  kaum  zweifelhaft,  dafs  J.  B.  Say,  die  Epigonen  Ricar- 
do's,  die  internationale  Freihandelsschule  in  ihrer  Methodik  von  diesen 
Gedanken  ganz  beherrscht  wurden.  Als  nun  aber  die  Kritik  der  prak- 
tischen Postulate  des  ökonomischen  Liberalismus  begann ,  frug  man 
sich  nicht,  ob  auch  die  Gründer  unserer  Wissenschaft,  von  welchen 
diese  Methode  ihren  Ursprung  herschreibt,  ebenfalls  aus  diesen  Motiven 
die  Prämisse  der  „Verkehrsfreiheit"  adoptiert  hätten. 

Darauf  aber  kommt  es  offenbar  an,  und  gerade  dies  erscheint 
sehr  zweifelhaft.  Es  lässt  sich  nemlich  folgendes  einwenden:  zur 
Zeit  der  „wealth  of  nations",  des  Beginnes  unsrer  Wissenschaft,  war  das 
volkswirtschaftliche,  wie  alles  staatliche  Leben  noch  mannigfach  regle- 
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rrKMiticrt",  künstlich  {^cfördort  (nlvv  <4(jl)(jii)iiit  und  mit  Ausnulimc  (l<'r 
orvviichcndon  nn:il)liiLn^'i},d{(;ilsI)('\v(!j,'iin^'  Nonl-Anicirika's  noch  nir^Minds 
VAU  entschiedenes  Syiui)t(jin  (h's  II(!raut"stei<^(;ns  (Miier  ncuien  st;uitsl>iir- 
<>(!rlichen  Kjmche  sichtl)ar.  Der  auf;,f(!kl;irte  Despotismus  stand  noch 
in  vollster  IMüti;,  die  politische  Scll)sth(!stinimiin^  der  Nationen  war 
eine  'rräumerei,  ebenso  w'w,  ihre  wirtsciiatt liehe. 

A.  Smith  und  seine  Zeitj^enossen  konnten  niclit  iiijcrsehen ,  dafs 
ihre  „Gesetze"  der  Verm()f,a!iis-  und  Pnnshildun;^'  und  -Deweguiig  mit 
d(!r  liealität  ihrer  (re^^enwart  ebenso  vvenif^  stimmten  als  mit  der  Ver- 
gangenheit. Der  Historiker  A.  Smith  war  zu  gut  „induktiv"  ge- 
bildet, als  dais  er  nicht  Wort  für  Wort  die  Anklage  der  histori- 
schen Schule  unterschrieben  hätte ,  die  seinen  Gesetzen  einen  „Wjder- 
si)ruch  mit  der  Wirklichkeit"  deshalb  vorwirft,  weil  ein  Zustand,  wie 
er  ihn  als  rrämisse  zur  Formulierung  seiner  Lehrsiitzc;  gebrauchte, 
niemals  existiert  habe,  nie  (ixistieren  werde.  Wahrscheinlich  aber  war 
er  nicht  Prophet  genug  don  (Jang  der  Ereignisse,  wie  er  durch  die 
französische  Revolution  hervorgerufen  wurde,  vorauszusehen,  dafs  er 
deshalb  seine  Lehrsätze  für  die  um  Generationen  entfernte  Zeit  der  Han- 
dels- und  Gewerbefreiheit  zugeschnitten  hätte,  und,  wenn  er  die  Ent- 
wickelung  der  Folgezeit  nicht  voraussah,  so  war  er  sicherlich  viel 
zu  sehr  „Realist",  als  dafs  er  „Gesetzen"  für  einen  idealen  Zustand, 
Erkenntnissen  rein  spekulativen  Charakters  nachgejagt  wäre. 

Es  wird  kaum  bestritten  werden,  dafs  A.  Smith,  ebenso  wie 
seine  Zeitgenossen,  der  Ansicht  gewesen  sein  müssen,  ihre  abstrakten, 
unter  Prämisse  „der  freien  Konkurrenz"  formulierten  Wert-,  Rent-, 
Preisforraeln  seien  auch  zu  etwas  nütze  im  Zeitalter  des  „Polizei- 
staates". Und  weshalb  formulieren  denn  alle  früheren  nationalökonomi- 
schen Forscher,  weshalb  z.  B.  Th.  Gresham  im  J.  1558  die  Erklä- 
rung der  Verdrängung  des  besseren  durch  das  schlechtere  Metall  stets 
unter  der  stillschweigenden  Annahme,  dafs  der  zu  analysierende  Prozefs 
sich  durch  das  medium  des  freien  Vertrags  und  unter  dem  Drucke 
des  „Erwerbtriebes"  vollzogen  habe? 

Wir  können  in  der  Geschichte  des  theoretischen  Wissens 
von  den  ökonomischen  Kausalzusammenhängen  soweit  zurückgehen, 
wie  wir  wollen :  wir  werden  stets  finden ,  dafs  nur  soweit  die  ökono- 
mischen Phänomene  sich  unter  „freier  Konkurrenz"  der  WMrtschaftssub- 
jekte  abspielen,  „Gesetze"  dieser  Erscheinungen  gesucht  und  aufge- 
stellt werden. 

Es  hat  sich  thatsächlich  noch  kein  Nationalökonom  weder  vor 
noch  nach  A.  Smith  den  Kopf  darüber  zerbrochen,  wie  es  sich  er- 
kläre, dafs  die  Personen  A,  B,  C,  je  ein  Einkommen  von  100,  die 
Personen  D,  E,  F  nur  50  bezögen ,  wenn  er  wufste ,  dafs  diese  sämt- 
lich Beamte  waren,  welchen  ihr  Gehalt  durch  den  Staat  zugemessen 
wird.  Ebensowenig  hat  man  über  den  Grund  der  Erscheinung  spe- 
kuliert, dafs  die  Ware  „Gold"  zur  Ware  „Silber"  in  Ländern  des 
Bimctallismus  stets  in  gleicher  Tauschwcrtrclation  beharrt  —  nie- 
mals darüber,  weshalb  das  Vermögen  des  Grundbesitzers  A,  das  heute 
gleich    dem   Vermögen    des    kapitalbesitzenden   B  ist,    einige  Jahre 
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später  um  das  Doppelte  gewachsen,  wenn  er  weis,  dafs  A  die  Besitz- 
zunahme einer  Schenkung  verdankt. 

Aber  der  Scharfsinn  der  Forscher  hat  z,  B.  sich  gefragt:  wie 
kommt  es ,  dafs  A  auf  seinem  Grundstück  gleicher  Fruchtbai'keit  mit 
dem  des  B  trotz  gleichem  Arbeitsaufwand  beim  Verkauf  der  Produkte 
eine  Rente  bezieht,  unter  der  Annahme,  dafs  beide  auf  demselben 
Markte  konkurrieren;  oder:  was  wird  eintreten  in  jenen  bimetallisti- 
schen  Ländern ,  wenn  der  Wert  der  innerhalb  taxierten  Waren 
Gold  und  Silber  im  Weltverkehr  der  freien  Konkurrenz  unterliegt; 
oder:  wie  kommt  es,  dafs,  während  vor  10  Jahren  das  Grundstück 
des  A  und  das  in  Hypotheken  angelegte  Vermögen  des  B  einen  glei- 
chen Tauschwert  besassen,  heute  das  „Geld"  des  B  mehr  Wert  hat 
als  das  Grundstück? 

Ein  Blick  in  die  grundlegende  Litteratur  unserer  Wissenschaft 
zeigt  uns,  dafs  jene  Ansicht,  als  habe  das  Axiom  des  „Individua- 
lismus" die  Prämisse  der  „freien  Konkurrenz"  veranlasst  kaum 
begründet  ist. 

Damit  aber  fällt  ein  sehr  gefährliches  Vorurteil  gegen  dieselbe. 
Wir  wollen  noch  ein  zweites  wegräumen,  indem  wir  nachweisen,  dafs 
innerhalb  der  Methodik  der  Theorie  kein  logischer  Konnex  existiert 
zwischen  der  methodischen  Prämisse,  welche  die  in  Hypothesi  ange- 
nommene psychische  Tendenz  der  die  ökonomischen  Phänomene  vermit- 
telnden Willenssubjekte  formuliert,  und  jener  zweiten,  welche  die  Bedin- 
gungen festsetzt,  unter  denen  die  Theorie  die  Entfaltung  ihrer  Phä- 
nomene schildert.  Im  Schlagwort  „Egoismus"  liegt  die  materia  peccans 
und  sobald  wir  eine  Frage  aus  der  Verbindung  mit  ihr  loslösen  können, 
erhöht  sich  die  Wahrscheinlichkeit  objektiver  Betrachtung. 

Man  kann  zugeben,  dafs  die  Menschen  in  ihrem  wirtschaftlichen 
Verhalten  der  grofsen  Mehrzahl  nach,  wenn  man  will:  ausschliefs- 
lich ,  von  der  Triebfeder  des  „Egoismus"  in  ihrer  Handlungsweise  be- 
herrscht würden,  und  deshalb  der  altern  Dogmatik  darin  beistimmen, 
dafs,  da  es  unzweifelhaft  nicht  anginge,  alle  Motive  in  die  „Gesetze" 
hineinzubringen,  eine  abstrakte  Theorie,  welche  mit  diesem  einen, 
aber  mächtigsten  Motive  rechnet ,  der  Wirklichkeit  am  nächsten  kom- 
men werde. 

Aber  wie  gelangte  nun  weiter  jene  „überwundene"  Doktrin  dazu, 
die  Gesetze  des  Egoismus  in  der  wirtschaftlichen  Welt  allein  für  jene 
historischen  Entwicklungsstufe  der  Volkswirtschaft  zu  betrachten, 
welche  zufällig  zur  selben  Zeit  anhob,  als  die  junge  Wissenschaft 
der  „politischen  Ökonomie"  begann,  dem  Gebiet  der  materiellen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  seine  Geheimnisse  abzulauschen? 

Zugegeben,  dafs  Wert-  und  Preis-,  Vermögens-  und  Einkommens- 
bewegungen das  ausschliefsliche  Thema  der  theoretischen  Ökonomie 
seien,  woher  denn  das  souveräne  Ignorieren  einer  Analyse  aller  dieser 
wirtschaftlichen  Bewegungen,  soweit  sie  nicht  durch  das  Medium  des 
freien  Tauschvertrags  erfolgen? 

Der  Egoismus  beherrschte  doch  die  antike  Welt  wie  die  des 
Mittelalters?    Dafs  heute,  im  Jahre  1884,  die  Gewerbe-  und  Handels- 
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liüilifit  u.  s.  w.  /.iciiilicli  ull^^ciuciii  viTwirkliclil  K-^t,  duri  doch  die  Wis- 
seiiscliatt  iiiclit  b(!stiiiiiiicii,  nur  liir  das  Heute  zu  arbeiten,  so  sehr  auch 
der  realistische  Zw^  unserer  Zeit  dazu  verleiten  inaf^ !  Werden  unserer 
Epoche  nicht  andere  Tollen y  Wer  weifs,  wie  nahe  oder  fern  wir  dem 
soziahstischen  /id<unllsstaate  stehen V  VifjHeicht  kehn^n  wir  zu  den 
korporativen  Lehensl'onncn  (h;s  Mittehiiters  zurück  vielh'iciit  schhelst 
d;is  /i'italtcr  des  Individuahsniiis  mit  der  X'cniichtun;;  der  ,,lrci('n 
Konkurrenz"  durch  Autsau^^un;-  allen  ^M;sellschal'lliciien  Kapitals  in 
(li;ii  I landen  einzelner  Kcinige  des  (Joldes  wie  im  alten  KomV 

Und  trotzdem  arbeiten  diese  unhistorischen  'J'heoretiker  ihre  Lehr- 
sätze —  und  womiij^'lich  noch  dazu  im  „Spazierengehn",  wie  dem  ar- 
men Senior  mehrlach  von  (i.  Colin  vorgehalten  wird!  —  für  „einen 
einzigen  zeitlichen  Durchschnitt  des  Geschehens"'),  für  die  Gegen- 
wart aus ! 

Wie  in  der  Lehre  vom  „Egoismus",  so  hat  hier  die  historische 
Schule  eine  Jiücke  in  der  Methodik  nachgewiesen.  Die  Lehre  von 
der  „Verkehrsfreiheit"  als  der  l'rämisse  unsrer  „Gesetze"  schwebt  in 
der  Luft. 

Die  folgende  Untersuchung  soll  uns  zeigen,  dafs  der  Mangel  for- 
mell besteht.  Es  findet  sich  nirgends  eine  genügende  Begründung 
unsrer  Hypothese:  aber  materiell  ist  diese  Doktrin  doch  vollkommen 
fundiert.  Die  methodologische  Funktion  der  Hypothese  „Verkehrs- 
freiheit" hat  die  historische  Schule  ebensowenig  erkannt  wie  diejenige 
des  „Egoismus",  und  ebensowenig  wie  bei  Kritik  jener  Lehre  hat  sie 
hier  gezeigt,  welches  andere  methodische  Verfahren  einzuschlagen  sei. 
Die  Engländer  gebrauchen  eine  Methode,  ohne  sie  zu  begründen,  die 
historische  Schule  bekämpft  diese  mit  Leichtigkeit,  doch  ohne  eine 
neue  an  die  Hand  zu  geben.  Nicht  minder  grofs  bleibt  ihr  Ver- 
dienst, die  Theorie  und  ihre  Methodik  aus  dem  Schlummer  geweckt 
zu  haben. 

Es  ist  also,  wie  soeben  ausgeführt,  die  Prämisse  des  „Egoismus" 
von  der  Prämisse  der  „freien  Konkurrenz"  unabhängig.  Die  erstere 
haben  wir  mit  unsrer  Formel  des  „wirtschaftlichen"  Prinzips  zu  kor- 
rigieren versucht.  Wie  stellt  sich  nun  der  Fortschritt  unsrer  Unter- 
suchung zu  der  zweiten? 

Wer  dem  Gedankengang  der  einleitenden  Bemerkungen  des  Kap.  I 
(S.  1!» — 20)  gefolgt  ist,  wird  vielleicht  den  Mangel  an  logischer  Sy- 
stematik bereits  bemerkt  haben,  dessen  wir  uns  mit  dieser  Anordnung 
des  Stoö'es  schuldig  machen.  Offenbar  ist  ja  die  Begründung  der  socialen 
Bedingungen,  unter  denen  die  von  uns  zu  analysierenden  ökonomi- 
schen Phänomene  stattfindend  gedacht  werden  sollen,  dem  Nach- 
weis, weshalb  hier  die  Alleinherrschaft  des  „wirtschaftlichen"  Prinzips 
angenommen  wird,  vorauszuschicken,  die  Lehre  vom  Begriff  des  so- 
zialwirtschaftlichen Phänomens  umschreibt  ja  den  Umfang  unsrer 
wissenschaftlichen  Arbeit,  enthält  die  allgemeinste  methodische  Norm, 
der  gegenüber  die  Lehre  vom  wirtschaftlichen  Piinzip  nur  ein  se- 
kundäres Moment  bildet. 


1)  Schmoller  S.  983. 


Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtschaftswissenschaft.  199 

Gleichwohl  konnten  beim  jetzigen  Stande  der  Dinge  die  wenigen 
Zeilen  (S.  19 — 20)  zur  Orientierung  über  unsre  Auffassung  genügen. 
Es  galt,  die  Lehre  zu  erschüttern  und  umzugestalten,  welche  als  „Kar- 
dinalpunkt" der  Methode  erschien.  Zuerst  nmfste  versucht  werden, 
dies  Vorurteil  gegen  die  „Methodenlehre  der  Habsucht"  zu  heben,  ehe 
wir  mit  Nutzen  die  Diskussion  der  fundamentalen  Kontroverse  betreffs 
des  „Systems  der  freien  Konkurrenz"  einleiten  zu  können  meinten. 

Das  Problem  liegt  in  folgendem:  In  steter  Verbindung  und  steter 
Wechselwirkung  mit  dem  religiösen,  sittlichen,  politischen,  rechtUchen 
und  kulturellen  Sein  der  Völker  fliefst  ihr  materielles  Leben  im 
Strome  der  allgemeingeschichtlicheu  Entwickelung  dahin.  Wer  die 
Gesetzmäfsigkeit  dieser  erforschen,  wer  die  letzten  Gründe  und  die 
letzten  Ziele  der  volkswirtschafthchen  Evolution  darzulegen  unternimmt, 
der  „Philosoph  der  Volks  Wirtschaftsgeschichte"  wird  immer  wieder 
dahin  gewiesen,  dafs  eine  Loslösung  der  kausalen  Faktoren  der  öko- 
nomischen von  denen,  welche  die  übrigen  geschichtlichen  Lebensformen 
menschlichen  Thuns  beherrschen,  unmöglich  ist. 

Wer  aus  dieser  philosophisch-historischen  Erkenntnis  der  ,,Ent- 
wicklungsgcsetze"  die  praktischen  Folgerungen  für  wirtschaftspolitische 
Probleme  seiner  Zeit  ziehen,  wer  aus  dem  kausalen  Verständnis  der 
Vergangenheit  und  Gegenwart  volkswirtschaftlichen  Lebens  den  Fort- 
schritt der  Zukunft  herauslesen  möchte  —  er  wird  zu  diesen  Resul- 
taten nur  gelangen  können,  wenn  er  das  wirtschaftliche  Dasein  seines 
Volkes  als  organisches  Glied  der  Totahtät  des  geschichtlichen  Lebens 
zu  begreifen  sucht. 

Wie  nun  aber,  wenn  eine  Wirtschaftswissenschaft  auftritt, 
welche  ohne  geschichtsphilosophische  und  wirtschaftspolitische  Auf- 
schlüsse geben  zu  wollen,  sich  die  Aufgabe  stellt,  allein  die  typischen 
Kausalzusammenhänge  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu  analysie- 
ren, unbekümmert  um  dessen  stete  Veränderung  im  Lauf  der  Ge- 
schichte? Auf  welchem  W^ege  man  derartige  Kausalitätsreihen  fest- 
zustellen habe,  kann  jedenfalls  sehr  zweifelhaft  sein,  nur  soviel  er- 
hellt sofort,  dafs  ohne  zielbewufste  Abstraktion  die  Lösung  unmög- 
lich ist. 

Durchblättern  wir  die  Geschichte  uusrer  Erkenntnis  vom  Kausa- 
lismus der  wirtschaftlichen  Welt,  so  finden  wir,  dafs  diejenigen  Phä- 
nomene, denen  man  anfangs  ratlos  gegenüberstand  und  denen  sich 
infolge  dessen  die  Aufmerksamkeit  der  Forscher  zuwandte,  solche 
waren,  welche  in  der  Komphkation  der  tauschwirtschaftlichen  Bezie- 
hungen ihren  Grund  hatten.  Es  waren  jene  zunächst  unmerklich, 
aber  unabänderlich  sich  vollziehenden  Verschiebungen  der  Werte,  welche 
dem  einzelnen  gleichwie  von  einer  unheimlichen,  unsichtbaren  Macht 
auferlegt  zu  sein  dünkten. 

Nun  unternahm  die  „political  economy"  ein  systematisches  Stu- 
dium dieses  wirtschaftlichen  Verkehrs.  Sie  formulierte  Sätze ,  welche 
aussagten,  dafs  in  einer  freien  wirtschaftlichen  Tauschgesellschaft  auf 
Eintreten  dieses  oder  jenes  Ereignisses  (als  Ursache)  ein  andres  Er- 
eignis (als  Wirkung)  folgen  müsse.    Diese  Erkenntnis  der  Kausal- 
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zusaiiiiiiciiliän^e  baute  sie  uiil  oiiic  Lehre  von  den  15e;^iilien ,  vum 
We.s(!n  der  wirtsclial'l liehen   l''aktoi"en. 

Äufserlich  äliiilieh  der  (i('Schiehtsphilos(j|)hie  und  in  en^^ster  Füh- 
lijn^  mit  d(!n  praktisclien  I'rcjbleinen  der  Wirtsehaftspdlitik  berührt 
sicli  die  Autj^abe  iinsrer  'I'hciorie  und  ihre  Meth(jde  doch  mit  keiner 
vun  diesen  l)(!i(l(!n  W'issensehal'teii. 

Ihr  Verhältnis  zur  Wirtseiiat'tspolitik  inuls  liier  uneriutert  bleiben, 
wahrend  ihrer  ileziehun;^  zu  der  (ji(;schicht(.',  bezii^dich  (iesehichts- 
I)hih)sui)lii(!  als  deren  II  ilt's  wissen  s  cli  ait  einige  Worte  gewidmet 
werden  sollen. 

Ohne  an  ein  ursächlicli  bestimmendes  reales  Prinzip  der  Eut- 
wicklung  zu  glauben  und  ihm  naclizufursclien,  wie  es  die  Geschichts- 
l)liil()S()i)hie  thut,  analysieren  wir  den  Kausalzusammenhang  einer  ge- 
wissen Kategorie  von  Phänomenen  unter  der  Hypothese,  dafs  die 
auf  die  Ereignisse  reagierenden  Mtinsehen  unter  dem  Drucke  einer 
bestimmten  psychisciien  Triebkraft  ständen  und  demgemäfs  handelten. 
Dafs  man  diese  abstrakten  hypothetischen  Lösungen  nicht  au  den 
„exakten"  Resultaten  der  Erforschung  konkreter  geschichtlicher  Er- 
eignisfolgen messen  darf,  ist  otienbar.  Aber  leisten  sie  nicht  vielleicht 
dem  Historiker  trotzdem  sehr  wertvolle  Dienste? 

Jedes  volkswirtschaftliche  System  ist  die  Resultante  sehr  kom- 
plexer Ursachen,  ganz  bestimmter  idealer  Potenzen  und  ethischer  An- 
schauungen, welche  in  Wechselwirkung  stehen  mit  den  realen  Mächten 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete,  insbesondere  mit  dem  positiven  Recht 
und  der  Eigentunisverteilung.  Wir  behaupten  nun,  dafs  für  diejenigen 
Forscher,  welche  die  P^volution  dieser  Systeme  geschichtsphilosophisch 
erfassen,  wie  auch  für  jene,  welche  nach  ethischen  Normen  ihre 
Wirkungen  beurteilen  wollen ,  jene  abstrakten  hypothetischen  Kau- 
salformen, welche  trotz  des  ewigen  Wechsels  der  wirtschaftlichen  Le- 
bensformen allein  die  Kausalitätsrcihen  wirtschaftlicher  Phänomene 
in  einer  fingierten  wirtschaftlichen  Verkehrsgesellschaft  (Sozialwirt- 
schaft) —  oder,  um  die  übliche  Bezeichnung  beizubehalten,  im  Sy- 
stem der  freien  Konkurrenz  analysieren,  von  unmittelbarem 
Wert  sind. 

Wir  wählen  folgendes  Beispiel: 

Die  Entdeckung  sehr  ergiebiger  Minen  bringt  eine  totale  Um- 
wälzung in  den  Einkommensverhältnissen ,  sowohl  der  Nationen  als 
der  Klassen  hervor.  Ein  Konsortium  der  Bergwerksbesitzer  benutzt 
das  als  disponibles  Kapital  wirkende  Metall  zum  Ankauf  der  wichtig- 
sten Fabriken ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  einer  anderen  Nation.  Als  Wir- 
kung einer  immensen  plötzlichen  Nachfrage  erfolgt  ein  rapides  Steigen 
der  Löhne  und  Preise.  Eine  international  organisierte  Arbeiterbevöl- 
kerung beider  Länder  nutzt  die  Konjunktur  aus.  Die  Ersparnisse 
aller  einzelnen  fliefsen  zusammen,  Produktivgeuossenschaften  werden 
gebildet,  die  Übermacht  des  Kapitals  beginnt  zu  wanken,  der  Kampf 
beginnt. 

Die  weitere  Folge  dieser  vorläufig  rein  wirtschaftlichen  Bewegung 
bleibt   nicht  aus:   die  wirtschaftlichen  Mächte  werden  zu  politischen. 
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In  Besitz  der  wichtigsten  Produktivkapitalien  bringen  jene  Bergwerks- 
besitzer die  fremde  Nation  unter  die  industrielle  Botmäfsigkeit  der 
eigenen.  Durch  die  Macht  über  die  Tarife  beherrschen  sie  die  Pro- 
duktion, durch  ihre  Fabriken  die  Preise.  Aber  die  internationale  Ar- 
beiterbewegung entreifst  dem  nationalen  Kapitalismus  den  Sieg,  die 
Konkurrenz  der  Prod.-Genossenschaften,  erhöht  die  Löhne  und  drückt 
die  Preise.  Auf  Kosten  des  Kapitals  dehnt  sich  die  Macht  der  Arbeit 
aus.     Ihr  bleibt  der  Sieg. 

Und  nun  knüpft  sich  eine  politische  Folge  an  dieses  wirtschaft- 
liche Ringen:  durch  das  allgemeine  Wahlrecht  erlaugt  die  internatio- 
nale Arbeiterpartei  die  Majorität  in  beiden  Parlamenten  —  der  inter- 
nationale Arbeiterstaat,  ein  neues  volkswirtschaftliches  System,  wird 
dekretiert.  In  letztem  Grunde  entstanden  als  Wirkung  eines  wirtschaft- 
lichen Ereignisses,  jener  immensen  Vermehrung  des  GeldstoÖes,  ver- 
fällt es  ebenso  durch  eine  wirtschaftliche  Ursache :  die  Übervölkerung 
schwingt  ihre  verheerende  Geifsel;  neue  Verwirrungen  und  Umwäl- 
zungen entstehen  und  als  deren  Folge  eine  neue  Organisationsform, 
in  der  wiederum  wirtschaftliche  Störungen  sich  in  politische  umsetzen 
u.  s.  w. 

Der  Historiker  von  heute,  dem  die  classische  Nationalökonomie 
den  Schatz  ihrer  „Gesetze"  in  durchsichtigen  Formen  hinterliefs,  steht 
jenen  wirtschaftlichen  Bewegungen  vertraut  gegenüber.  Nicht  alle 
Einzelheiten  vermag  er  zu  durchschauen,  aber  im  grofsen  und  ganzen 
liegt  die  wirtschaftlichkausale  Verknüpfung  der  Ereignisse  ihm  klar 
vor  Augen.  Die  Lehre  vom  Gelde  und  Kapital,  von  Angebot  und 
Nachfrage  nach  Waren  und  Arbeitskräften,  von  Monopol  und  Konkur- 
renz, von  den  Tarifen  und  Preisen,  von  den  „plötzlichen  Verände- 
rungen in  den  Kanälen  des  Handels"  ^)  finden  wir  in  den  Lehrbüchern 
der  theoretischen  N.-O.  systematisch  vereinigt.  Der  Historiker  ver- 
mag, soweit  er  ihrer  bedarf,  sich  die  Kenntnis  der  Eigenart  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  und  Bewegungen  in  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit 
zu  verschaffen. 

Er  mufs  aber  auch  diese  Kenntnis  besitzen:  denn  ohne  sie  steht 
er  dem  Spiel  der  Werte  ratlos  gegenüber.  Er  vermöchte  nur  das 
post,  nicht  das  propter  hoc  zu  finden.  Die  Veränderung  in  der  Edel- 
metallproduktion in  ihrem  Einflüsse  auf  die  Einkommensverteilung  u. 
s.  w.  entginge  ihm.  Er  sähe  nur  die  wirtschaftliche  Wirkung,  die  Ur- 
sache bliebe  ihm  verborgen. 

Die  wirtschaftliche  Sozialtheorie  mit  ihren  Gesetzen 
des  Verkehrs  gewährt  ihm  hier  die  Erkenntnis,  deren  er  bedarf.  Sie 
erspart  ihm  die  Arbeit,  sich  über  diese  komplizierten  Bewegungen  der 
wirtschaftlichen  Welt  selbst  Klarheit  erringen  zu  müssen. 

Dafs  so  weit  die  Verkehrsfreiheit  realisiert  ist,  unsere  Theorie 
trotz   ihrer   Abstraktionen   von  gröfstem  Nutzen   für   die   Geschichts- 


1)  Übersicht    des    Kapitel  XIX    Ricardo's,    das    von    Krisen    und    Konjunkturen 
bandelt. 


202  "     l>iet  /.  el  , 

i'orscliuiiK  isl,  (lüillc   iuicli    sv(»lil  nur    von    den    cxlrenistcn  Vcilictiirn 
des  „llistorisinus"  bestritten  werden. 

Ist  aber  diircb  diesen  Nacbweis,  dai's  eine  einplindlicbe  Lücke  des 
bislorischen  \\  issens  diircb  diese  Lebrsütze  ausi^efüllt  wird,  bereits 
b(!wii!S(!n ,  dal's  diese  absf  laktc  S(;bil(b'i  iin^'  des  „Systems  der  freien 
Konkurrenz"  ein(!  vollstiin(li;^'e  Krkennlnis  alles  dessen  f^'ibt,  was  wir 
von  einer  das  wirtschaftliche  Leben  erforschenden  Sozialtheorie  er- 
warten dürfen  und  erfahien  kiJunenV  Knthalt  diese  so  en;,'  uni;,'renzte 
Aufgabe  aikjs  aus  dei'  wirtschaftlichen  Welt  Wifsbare  und  Wissens- 
werte V 

Natürlich  ist  mit  unsern  bisherigen  Ausführungen  darüber  nicht 
entschieden  und  wir  wenden  uns  nun  zunäclist  zu  einem  Überblick 
der  ^^ei^en  die  rrämisse  der  „Verkeil isfreiheit"    ;.,^erichteten  Einwände. 

In  der  Kritik,  welche  die  histoiische  Schuhe  jj;<'gen  das  „System 
der  freien  Konkurrenz"  als  niethodolo^^isch  notwenclige  Hypothese  der 
wiitschaftlichen  Forschung  richtet,  lassen  sich  zwei  llauptrichtungen 
unterscheiden,  welche  —  was  meines  Wissens  nach  nicht  hervorge- 
hoben wurde  —  in  direktem  Widersi)ruche  zu  einanderstehen. 

Teils  ncmlich  widerlegt  sie  diese  Hypothese  als  eine  Abstraktion, 
welche  mit  der  Wiiklichkeit  in  schneidendem  Kontrast  steht,  teils 
tadelt  sie  dieselbe,  weil  ganz  willkürlich  ein  „einziger  zeitlicher  Durch- 
schnitt des  Geschehens  .  .  .  dei"  der  Gegenwart"  (Schmoller)  zu  Grunde 
gelegt  werde. 

Die  Schule  hat  sich  nicht  die  Mühe  genommen ,  darüber  nachzu- 
denken, welcher  von  diesen  beiden  sich  doch  oli'enbar  ausschliefsenden 
Methoden  die  ältere  Dogmatik  gefolgt  sei  —  und  leider  dürfen  wir 
sie  (die  historische  Schule)  deshalb  nicht  einmal  tadeln,  da  die  Metho- 
diker, welche  die  ältere  Richtung  vertreten,  ebenfalls  darüber  nicht 
klar  sind,  wie  wir  dies  weiter  unten  sehen  werden. 

Immerhin  herrscht  jedoch  in  der  dogmatischen  Schule  insofern 
etwas  mehr  Konsequenz,  als  -  so  viel  mir  bekannt,  —  wenigstens 
ihre  einzelnen  Vertreter  sich  darüber  klar  sind,  ob  sie  eine  Abstraktion 
oder  eine  Realität  als  Hypothese  nehmen,  ob  sie  au  einem  aus  metho- 
dologischen, aus  der  Aufgabe  der  W.-W.  abgeleiteten  Gründen  a  priori 
konstruierten  Zustand  der  isolierten  wirtschaftlichen  Welt  den  Kau- 
salzusammenhang der  wirtschaftlichen  Erscheinungen ,  deren  „Ge- 
setze", demonstrieren  oder  ob  sie  einen  „besonders  bedeutsamen", 
historisch-realen  Zustand  als  „Grundlage  der  Darstell  ung" 
benutzen.  Dagegen  weist  z.  B.  Schmoller  in  seiner  Kritik  M en- 
ger's  —  und  zwar  mit  Recht  —  diesen  darauf  hin,  dafs  er  zum 
„Beschreiber  eines  örtlich  und  zeitlich  begrenzten  Bildes" 
werde  und  damit  „als  Theoretiker"  abdanke,  während  er  bei  seiner 
Erörterung  über  den  bekannten  vortretilichen  Aufsatz  vonLexis  über 
den  Handel,  welcher  „das  abstrakte  Bild  eines  staatenlosen 
Handels"  — "  d.  h.  die  Hypothese  der  internationalen  „freien  Konkur- 
renz"—  vorausschickt,  bemerkt,  dafs  hieraus  der  Schein  entstehe, 
als  ob  „ein  solcher  (staatloser  Handel)  jemals  existiert  habe,  und  als 
ob  dann  gleichsam  als  das  spezifisch  wirtschaftliche  störend, 
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eines  Tages  die  nationalen  Grenzen  und  Vorurteile  in  dieses  grofse 
bisher  freie  Verkehrsgebiet  eingelegt  worden  wären.  Der  wirk- 
liche^) Verlauf  war  der  umgekehrte." 

Menger 's  System  der  freien  Konkurrenz  wird  also  getadelt, 
weil  es  realistisch  ist  —  aber  nicht  die  Aufgabe  der  Entwick- 
lungstheorie löst,  Lexis'  System  weil  es  nicht  realistisch  ist, 
sondern  das  „spezifisch  wirtschaftliche"  abstrakt  schildert. 

Eheberg^^)  behauptet  einmal,  dafs  die  Theorie  „in  der  Haupt- 
sache ausging  von  willkürlich  konstruierten  Staaten  und  Ver- 
hältnissen, für  welche,  wenn  sie  bestanden  hätten,  ihre  Gesetze 
allerdings  ewige  Wahrheiten  gewesen  wären",  ein  andermal  dafs  A. 
Smith  ausging  von  „Abstraktionen,  welche  aus  einer  bestimmten 
Zeit  und  Nationalität  gewonnen  waren,  ...  von  den  gewerb- 
lichen Mittelklassen  Englands   und  Schottlands  zu  seiner  Zeit." 

Gegen  Wal  ras,  der  „telles  et  telles  couditions"  als  Annahmen 
für  die  Konstruktion  seiner  Gleichungen  verwendet^),  betont  Knies, 
dafs  diese  Voraussetzungen  „niemals  in  den  rechtlich  geordneten  Leben 
einer  irgendwo  beobachteten  „Societe"  vorfindlich  gewesen"  seien'*), 
während  er  bei  seiner  allgemeinen  Charakteristik  der  „abstrakt"  for- 
schenden Volksw.-L.  hinzufügt,  dafs  jene  Annahme  „wohl  auch  aus 
der  Selbstverständlichkeit  eines  bestimmten  sozialen  Aggregatzustan- 
des und  einer  speziellen  Rechts-  und  Staatsordnung"  sich  ergeben  •''). 

Dies  auffällige  Schwanken  der  historischen  Schule  in  der  Auffas- 
sung der  Hypothese  „freie  Konkurrenz"  wird  man  vielleicht  damit 
begründen  wollen,  dafs  man  sagt,  beides  stehe  in  logischer  Verbindung. 

Die  Hypothese  sei  abstrakt,  aber  eben  aus  der  Gegenwart  ab- 
strahirt  und  zwar  sehr  willkürlich.  Weil  man  eine  Zeit  der  freien 
Konkurrenz,  wie  sie  in  der  Gegenwart  grundsätzlich  angebahnt  werde, 
a  priori  als  die  natürliche  Form  der  volkswirtschaftlichen  Orga- 
nisation deduziert  habe,  seien  die  Lehrsätze  der  "Wirtschaftswissen- 
schaft nur  an  diesem  Bilde  demonstriert  worden.  Das  aber  sei  ja  ge- 
rade der  Fehler,  dafs  ein  zufälliger,  nur  relativ  giltiger  Zustand 
des  Verkehrs   zum    allgemeingiltigen    „Typus"    erhoben    werde. 


1)  In  diesem  Passus  sind  die  betr.  Worte  nicht  von  Sclimoller  ,  sondern  vuu 
mir  unterstrichen. 

Ich  brauche  wohl  Isaum  hinzuzufügen ,  dafs  bei  Niemandem,  der  die  Notwendigkeit 
und  I.,eistungsfähigkeit  der  abstrakten  Methode  kennt,  jener  Sehein  entsteht. 

2)  Eheberg,  Einl.  zu  List.  S.  88,  163.  —  Wie  dann  S.  244  ergicbt,  denkt  aUer- 
dings  Eheberg  gar  nicht  an  Lehrsätze  der  theoretischen  Nationalökonomie,  sondern 
an  Normen  der  Wirtschaftspolitik ,  welche  aus  der  Axiom  des  Individualismus  abge- 
leitet sind. 

3)  Knies  ,  513. 

4)  Knies,  504. 

5)  Vgl.  auch  S.  492  ,  wo  er  ausführt ,  dafs  das  „Gattungsmäfsige"  der  Wirtschafts- 
erscheinungen  ,, nicht  durch  die  Betrachtung  eines  temporären  Studiums  der  Volks- 
wirtschaft, etwa  wie  es  gerade  in  einer  Gegenwart  für  den  Nationalökononien  vor- 
liegt, sondern  nur  durch  die  ,, Beobachtung"  der  gesamtgeschichtliclicn  Manifestation  der 
Volkswirtschaft"  erfafst  werden  kann. 
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Teilweise  li;it  dieser  (iecliiiikeii;,'an^  sieheilicjj  wie  schon  be- 
merkt, die  Aiiliäii^'er  dieser  Prämisse  t,'eleitet.  Klarheit  darüber 
vermöclite  jedoch  nur  eine  sorj,'tuiti^e  Darstellung,'  der  Litteralur  zu 
verschallen,  die  uns  hier  aber  nicht  lessein  darl'.  Wie  dem  auch  sei, 
so  muls  aul"  jeden  l'"all  die  Theorie  beide  AulTassun^^en  sor^,'laltij,'st 
auseinanderhalten.  Schon  die  IJeweislast  verschiebt  sich  je  nach  dem 
man  die  „Verkehrsireiheit"  für  eine  methodolo;^i^5ch  notwendige  A  b- 
straktion  oder  als  historische  Kealität  erklart.  Denn  geben  wir 
diese  Hypothese  für  eine  bevvufste  Abstraktion  aus,  die  als  solche  kei- 
nem konkreten  Zustande  des  volkswirtschaftlichen  Lebens  der  Vergan- 
genlieit,  (Jegenvvart  oder  Zukunft  entspricht  und  entsprechen  soll,  aus 
der  wir  aber  das  „typische"  Bild  des  wirtschaftlichen  Lebens  der 
Gesellschaft  und  seine  „Gesetze"  zu  gewinnen  meinen,  so  mufs 
der  Gegenbeweis  durch  Motivierung  einer  anderen  Methode  der  Ab- 
straktion geführt  werden. 

Erklären  wir  aber  —  wie  Menger  — ,  dafs  an  einem  realen 
Zustand,  dem  gegenwärtigen  Stadium  die  volkswirtschaftlichen  Lehr- 
sätze denionstriert  werden  sollen,  so  mufs  von  uns  der  Beweis  geliefert 
werden,  weshalb  diese  historisch  vergängliche  Stufe  das  „typische''  auf- 
weise. 

Wir  behaupten:  mittels  der  Hypothese  der  „freien  Kon- 
kurrenz" wird  ein  bestimmter  historisch-realer  Zustand,  ein  be- 
stimmtes Stadium  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  mit  bestimm- 
ter Rechts-,  speziell  Eigentums-  und  Einkommensordnung ,  nicht  zu 
Grunde  gelegt.  Die  Bedingungen,  unter  denen  wir  die  sozialwirt- 
schaftlichen Erscheinungsfolgen  durchforschen  und  ihre  „Gesetze"  fest- 
stellen, sind  ohne  Rücksicht  auf  die  historische  Entfaltung  der  wirt- 
schaftlichen Lebensformen  der  Völker  und  speziell  ohne  Rück- 
sicht auf  das  heute  herrschende  System  der  fr.  Konk.  — 
angenonmien  und  demgemäfs  methodologisch  zu  motivieren. 

Diese  —  vorläufig  fixierte  —  These  wird  uns  bei  Beleuchtung 
der  Kritik  leiten,  welche  unsere  Prämisse  zum  Zielpunkt  nahm.  Unsere 
Begründung  wird  sich  daran  anschliefsen. 

Die  Reihe  der  Einwände  zerfällt  in  zwei  Gruppen : 

1.  solche,  welche  diese  Hypothese  für  eine  petitio  principii 
des  gegenwärtigen  volkswirtschaftlichen  Zustandes  der  Kultur- 
weit,  des  Systems  der  freien  Konkurrenz  als  des  „na- 
türlichen", 

2.  solche,  welche  sie  für  eine  willkürliche  Abstraktion  er- 
klären. 

Die  erste  Gruppe  wurzelt  in  der  Verwechslung  der  wirtschaft- 
lichen Sozial  t  h  e  0  r  i  e  mit  der  Theorie  der  V  o  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  - 
Politik,  oder  mit  der  Staatswirtschaftslehre. —  Hier  sitzt  die  ethi- 
sche oder  sozial  rechtliche  Auffassung  der  „Pol.-Ökon."  über  die 
materialistische,  individualistische  Doktrin  zu  Gericht.  Die  zweite  in 
der  Vermischung  mit  der  Lehre  von  den  Entwicklungsgesetzen  der 
Volkswirtschaft"  —  hier  fällt  die  historisch- induktive  Schule  ihr 
Urteil  über  die  abstrakt-deduktive. 
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1.  Ist  mit  der  Hypothese  der  fr.  Konk.  in  der  Tliat  der  gegen- 
wärtige volkswirtschaftliche  Zustand  der  Kulturwelt  zu  Grunde  gelegt? 

Wie  bereits  oben  erörtert,  befindet  sich  die  Kritik  hierüber  ebenso 
im  Zweifel  wie  die  Verteidiger.  Wir  fassen  daher  in  unserer  Betrach- 
tung die  Ansichten  aller  derer  zusammen ,  welche  unserer  Meinung 
nach  diese  Hypothese  in  einem  durchaus  falschen  Lichte  zu  sehen  ge- 
wöhnt sind. 

Die  betreffenden  Zitate  aus  Schmoller,  Eheberg,  Knies  brauchen 
hier  nicht  wiederholt  zu  werden.  Dieselbe  Ansicht  finden  wir  durch 
manche  Gelehrte  vertreten ,  die  nicht  der  Schule  augehören.  So  von 
Rodbertus,  Menger  und  Sax. 

Rodbertus^)  fordert  von  einer  richtigen  Methode  der  Staats- 
wirtschaft, dafs  sie  „in  einem  dem  heutigen  Begriffe  der  Nationalöko- 
nomie, ....  als  einer  blofsen  Naturlehre  des  Verkehrs,  entsprechen- 
den ersten  Teile  2)  der  Wissenschaft  den  gegenwärtigen  natio- 
nalökonomischen Zustand  mit  dem  ganzen  schon  vorhandenen  Reich- 
tume  staatswirtschaftlicher  Erscheinungen  und  in  seinen  sich  selbst 
überlasse nen  Äufserungen  der  wissenschaftlichen  Betrachtung 
zum  Grunde  legen  müsse." 

Die  Lehre  von  der  „Produktion,  Verteilung  und  Konsumtion  der 
Güter",  wie  er  S.  57  den  Inhalt  dieses  ersten  theoretischen  Teiles  zu- 
sammenfafst,  schildert  also  die  desorganisierte  Verkehrsgesellschaft  des 
19.  Jahrhunderts. 

Fehlt  auch  jede  Motivierung  dieser  Systematik  und  Methode,  so 
kann  man  sie  doch  zwischen  den  Zeilen  herauslesen:  der  grofse  Ge- 
lehrte denkt  nur  an  die  Kritik  jenes  Systems  und  an  die  Heilung  der 
volkswirtschaftlichen  Leiden  seiner  Zeit;  der  wissenschaftliche  Be- 
gründer des  Sozialismus  benutzt  die  Erkenntnis  der  sozialwirtschaft- 
lichen Zusammenhänge  nur  als  Angriffswaffe  gegen  den  Individualis- 
mus. Die  Theorie  ist  ihm  nicht  Selbstzweck  ^),  sondern  Mittel  —  es 
ist  dieselbe  Prädominanz  der  Politik,  in  deren  Banne  sich  die  gesamte 
historische  Schule*)  der  Gegenwart  befindet. 

Da  er  die  Welt  verbessern  will ,  mufs  er  zunächst  erkennen ,  wie 
sie  zur  Zeit  ist,  da  er  den  Hebel  ansetzen  will. 

Das  System   und   die  Methode  seiner  „Theorie"   sind   diejenigen 


1)  Rodbertus,  II.  Sozialer  Brief  an  v.  Kirch  mann.     S.  49. 

2)  Rodbertus,  a.  a.  O.  S.  57.  „In  einem  zweiten  Teile  (würden)  die  Ge- 
fahren nachzuweisen  sein,  welclie  der  Gesellschaft  .  .  .  bei  dem  Bestände  der  heu- 
tigen Rechtsinstitutionen  drohen,  um  schliefslich  in  einem  dritten  Teile  die  Mafs- 
regeln  anzugeben,  um  diesen   Gefahren  zu  begegnen." 

3)  Ähnlich  findet  auch  K.  Marx  (Kapitel  Vorr.  XI)  in  der  brittischen  Ökonomik 
,,den  theoretischen  Ausdruck  einer  (für  Deutschland)  fremden  Wirklichkeit." 

4)  Nur  bei  Eheberg  findet  sich  (Einl.  zu  List,  S.  l.'iS)  der  Vorwurf  gegen 
List,  dafs  er  ,, allzusehr  nur  die  politische  Seite  betrachtete  und  das  Wesen  der 
abstrakten  oder  theoretischen  Nationalökonomie  zu  gering  anschlug  und  falsch 
beurteilte.  Aber  wir  wollen  diesen  Vorwurf  nicht  schwer  machen ;  nur  mit  einer  ge- 
wissen F]inseitigkeit  können  ja  neue  Ideen   zum  Durchbruch  gebracht  werden." 

Wie  Eheberg  dann  seihst  in  diese  Einseitigkeit  fällt  s.  S.  160  unten  —  IGl. 
Die  Kritik  der  abstrakten  Theorie,  die  er  hier  gibt,  ist  ebenfalls  nur  von  politischen 
Argumenten  diktiert. 


20ß  n   Di.-tzfii, 

cinor  „Kritik  der  politischen  Ökonomie!"  im  Sinne  von  Marx.  Für 
uns(M'e  Thooric,  die  vorliiuHg  jede  praktische  Konsequenz  abweist, 
ist  (himit  die  Ziigrundeh!;,'un^'  des  „{,'egenwärti','en  Zustandes"  nicht 
motiviert. 

Von  K.  Sax')  ist  unser  l'rohhim  nur  ^'estreilt.  Nur  so  viel  ver- 
mögen wir  zu  entnehmen,  dals  er  ebentalis  unser  methodisches  Ver- 
f;i.hi('ii  für  „eine  DarsteUun^^  des  Verteihintfsprozesscs  der  heutigen 
Volkswirtschaft"  hiilt.  In  dieser  Darstellung  sieht  er  eine  i.ücke, 
wenn  nicht  zugleich  mit  der  Analyse  der  dem  Kgoisnms  ensiiringen- 
den  sozial-ökonomischen  Erscheinungen  die  Wirksamkeit  des  „Mutua- 
lisnnis"  und  des  „Altruismus"  erörtert  wird. 

Von  seinem  soziologischen  Standpunkt  aus  hat  er  vollkomnien  Hecht. 
Wenn  die  theoretische  Nationalökonomie  den  ewigen  Grundkräften  nach- 
spüren soll,  welche  die  reale  iMitw  i  cklung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  der  Völker  bestimmen  und  beherrschen ,  so  darf  aus  dieser 
'J'lu'orie  eine  lietrachtung  der  sozialen  Grundtendenzen  und  ihres  Ent- 
wicklungsgesetzes nicht  wegbleiben.  Die;  reine  Tauschlehre,  Privatwirt- 
schaftslehre,  oder  wie  man  sonst  die  „politische  Ökonomie"  brittisch- 
deutscher  Dogmatik  nennen  mag,  vermochte  diese  Rätsel  nicht  zu 
lösen. 

Menger  spricht  sich  folgendermafsen  über  den  „Zustand  der 
Volkswirtschaft",  welche  untergelegt  werden  soll,  aus.  Wir  geben  die 
betreöende  Stelle  (S.  108—109)  hier  in  extenso  wieder: 

„Die  Thatsache  der  Entwicklung  der  volkswirtschaftlichen  Phäno- 
mene und  die  Notwendigkeit  dieser  Thatsache  in  der  realistischen  Theorie 
der  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  llechnung  zu  tragen  steht  aufser 
allem  Zweifel.  Kein  mit  erkenntnistheoretischen  Untersuchungen  auch 
nur  einigermafsen  Vertrauter  wird  indes  behaupten  wollen,  dafs  die  Lö- 
sung des  obigen  Problems  etwa  in  der  Weise  anzustreben  sei,  dafs  wir 
eben  so  viele  nationalökouomischen  Theorien  schaffen ,  als  Entwicklungs- 
stufen der  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen,  ja  als  verschiedene  ört- 
liche Verhältnisse  auf  gleicher  Entwicldungsstufe  befindlicher  Völker  vor- 
handen sind.  Ein  solches  Bestreben  wäre  schon  aus  Gründen  der  Dar- 
stellung und  der  wissenschaftlichen  Technik  überhaupt  unausführbar.  Der 
Weg,  welchen  der  Theoretiker  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  zur 
Lösung  der  obigen  Aufgabe  einzuschlagen  hat,  kann  vielmehr  tüglich 
nur  ein  solcher  sein,  welcher  im  Hinblick  auf  die  gebräuchliche  Technik 
wissenschaftlicher  Darstellung  und  das  Bedürfnis  der  Gegenwart, 
das  ja  auch  in  der  Wissenschaft  sein  Kecht  behauptet ,  zulässig  ist  ...  . 
Er  kann  nur  darin  bestehen,  dafs  wir  einen  bestimmten  mit  E ü c k  - 
sieht  auf  Ort  und  Zeit  bedeutsamen  Zustand  der  Volkswirtschaft  als 
Grundlage  unserer  Darstellung    annehmen    und    lediglich    auf    die  Modifi- 


1)  Sax,  Diis  Wesen  und  die  Aufojaben  der  modernen  Nationali'ikonomie.  —  S.  53 
—  S.  77  spricht  er  von  den  Forschern  ,  welche  bei  ihren  Untersuchungen  über  die  aus 
dem  Egoismus  der  selbstwirtschaftenden  Individuen  entspringenden  Erscheinungen  einen 
bestimmten  Ocsellschaftszustand  („a"  society)  in  der  Regel  den  gegenwärtigen  .  .  .  . 
im  Auge  haben." 


Beiträge  zur  Methodik   der  Wirtschaftswissenschaft.  207 

kationen  hinweisen ,  welche  für  die  realistische  Theorie  aus  verschieden 
gearteten  Entwicklungsstufen  .  .  und  aus  verschiedenen  örtlichen  Ver- 
hältnissen sich  ergeben." 

So  richtig,  wie  der  gegendiehistorischeSchulege  machte 
Einwand  ist,  so  ungenügend  erscheint  mir  die  Motivierung ,  weshalb 
„ein  besonders  bedeutsamer  Zustand  der  Volkswirtschaft"  als  Grund- 
lage der  Darstellung  anzunehmen  ist. 

Meng  er  widerlegt  sich  eigentlich  selbst:  die  Konsequenz  seines 
„in  Hinblick  auf  die  gebräuchliche  Technik  wissenschaftlicher  Darstel- 
lung und  das  Bedürfnis  der  Gegenwart"  fundierten  Arguments  ist  nem- 
lich  genau  dieselbe,  welche  er  den  „Entwicklungs-Theoretikern"  gegen- 
über abweist  —  vielleicht  ist  sie  noch  gefährlicher !  Er  spricht  diese 
Konsequenz  in  der  Anmerkung  aus: 

„Der  Zustand  der  Volkswirtschaft,  welcher  im  konkreten  Falle  als 
Grimdlage  für  die  Darstellung  der  theoretischen  Nationalöko- 
nomie gewählt  werden  mufs,  ist  selbstverständlich  nicht  notwendig  für 
alle  Zeiten  und  Völker  der  nemliche."  Seine  Wahl  ist  nicht  eine  Frage 
der  Forschung,  sondern  eine  solche  der  zeitmäfsigen  Darstellung  und  so- 
mit durch  zeitliche  und  örtliche  Verhältnisse  bedingt. 

Mit  anderen  Worten :  es  stände  nichts  entgegen,  dafs  die  heutigen 
Nationalökonomen  Deutschlands,  Österreichs,  Frankreichs  u.  s.  w.  wenn 
sie  es  für  zweckmäfsig  erachteten,  jeder  eine  andere  Grundlage  —  also 
wahrscheinlich  jeder  die  Verhältnisse  des  eigenen  Landes  —  für  ihre  dar- 
stellende Theorie  adoptierten,  da  die  Wahl  des  Zustaudes  durch  „ört- 
liche Verhältnisse  bedingt  ist";  es  hätte  kein  Grund  dagegen  vorge- 
legen, dafs  A.Smith  die  „zeitlichen"  Verhältnisse  des  18.,  Ricardo 
die  des  19.  Jahrhunderts  geschildert  hätten! 

Bedauernswerter  Studiosus  öconomiae  politicae  der  Zukunft:  du 
bist  vor  die  Alternative  gestellt,  entweder  aus  dem  Füllhorn  der  histo- 
rischen Schule  mit  einem  „System  der  positiven  Volkswirtschaft"  von 
20—30  Bänden  1)  überflutet  zu  werden,  oder  mit  so  vielen,,  theoreti- 
schen Nationalökonomien"  als  es  Ansichten  darüber  giebt,  welcher  Zu- 
stand aus  Gründen  „zweckmäfsiger  Darstellung"  zu  adoptieren  sei! 

Ich  meinerseits  würde  dann  doch  noch  die  eine  —  zukünftige  — 
Entwicklungstheorie  Schmollers,  die  einst  den  leitenden  Ariadne- 
faden bilden  soll  im  monographischen  Labyrinth,  welches  die  histori- 
sche Schule  der  Gegenwart  erbaut,  einer  Unzahl  von  darstellenden 
Theorien  vorziehen,  welche  die  „Gesetze"  der  sozialwirtschaftlichen 
Erscheinungen  in  den  verschiedensten  zeitlichen  und  räumlichen  Durch- 
schnitten der  volkswirtschaftsgeschichtlichen  Entwicklung  zeigen. 

Glücklicherweise  besteht  diese  Alternative  nur  so  lange,   wie  wir 


1)  Wie  aus  einer  bciläufifitcii  nemerUnnj;  der  „lliitersiulniii^eii  über  die  englisclie 
Eisenbahnpolitik"  Bd.  II.  liervor^cbt,  Ifoii/.ediert  G.  C  o  li  ii  für  sein  ,. System  der  positiven 
Volkswirtschaft"   diesen   Umfang. 
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uns  iiiclit  von  den»  Ocdankeri  /u  f rennen  V(!rmöf^en,  als  sei  von  den 
n:itionalökononiisc.li(;n  'Iheonitikern  hei  l"'orniuIierung  der  wirtscliaft- 
liclKsn  (iesetze  unter  der  tra;^ii(:li(jn  Ilypotiiese  des  „Systems  der 
freien  Konkurrenz"  der  volkswirtschaftliche /us tan  d  der  Ge- 
genwart, zu  (Jrundc;  t^^'legt.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  —  lüsst  sich 
vi(;linehr  nachweisen,  dals  mittels  jener  Hypothese  ein  abstrakter  Kaum 
d(!r  sozialwirtschaftlichcn  Frsclieiinini^en  konstruiert  und  /war  dieses 
Verfallen  die  lojj;is(li-korrekte  Konse(|U(!n/  aus  der  Auf;^alie  der  W'irt- 
schal'tslehre  ist,  so  wird  iiir  (dei'  Hypothese)  die  'Jhatsache  der  Entwick- 
lung ebenso  wenig  anhaben  können,  als  die  verschiedenen  Rücksichten 
auf  zweckmäfsige  Darstellung.     Wie  verhält  sich  nun  die  Sache? 

Als  Ideal  des  Individualismus  schwebte  sicher  der  /«'it  Gresham's 
(s.  0.  S.  IU())  die  „freie  Konkuirenz"  noch  nicht  vor.  'J'hatsächlich 
war  die  Freiheit  des  Verkehrs  —  wie  auch  das  „System  der  field- 
wirtschaft" ')  —  im  ökonomischen  Leben  nur  teilweise  verwirklicht; 
di(!  Volkswirtschaft  jener  Tage  war  von  der  ,, (legenwart  Westeuro- 
pa's"  wesentlichst  verschieden  und  doch  dieselbe  Auswahl  des  For- 
schungsstoftes  und  dieselbe  Methode,  um  ihn  zu  bewältigen? 

Spielen  die  Phänomene,  welche  jene  Pfadfinder  sozialökonomischer 
Erkenntnis  zu  begreifen  suchen,  gerade  auf  den  Gebieten  sich  ab,  auf 
welchen  die  Vertragsfreiheit  realisiert  war,  und  werden  sie  von  jenen 
Forschern  unter  der  stillschweigenden  Annahme  formuliert,  dafs  das 
„personale  Element"  diese;  Möglichkeit  der  freien  P>ewegung  wirtschaft- 
lich ausgenutzt  habe,  so  mufs  uns  doch  dieser  Umstand  zu  sehr  starkem 
Zweifel  veranlassen,  ob  denn  zwischen  der  Hypothese  der  freien  Kon- 
kurrenz und  dem  „gegenwärtigen  Zustand"  der  Volkswirtschaft  in  d(!r 
That  ein  Zusammenhang  besteht,  wie  ihn  viele  natioiialökonomischc 
G(3lehrte  behaupten  ? 

Die  volkswirtschaftlichen  Lebensformen ,  die  Organe  und  Institu- 
tionen haben  gewechselt,  die  Probleme  und  die  Methode  wirtschaft- 
licher p]rkenntnis  sind  die  gleichen  geblieben !  Vorläufig  dürfen  wir 
daraus  wohl  schliefsen,  dafs  die  Kongruenz  zwischen  unserer  methodo- 
logischen Hypothese  und  der  historisch-realen  Gestalt  der  Volkswirt- 
schaft des  19.  Jahrhunderts  nur  eine  zufällige  ist,  dass  vielmehr 
zwischen  ihr  und  der  bleibenden  Aufgabe  der  Wissenschaft  ein  not- 
wendiger, logischer  Connex  besteht. 

Wenden  wir  uns  nun  von  jener  früheren  Zeit,  in  welcher  die  öko- 
nomische Forschung  meist  nur  aus  concreten  Anlässen  an  die  Analyse 
eines  Phänomens  herantrat,  zu  den  wissenschaftlichen  Systemen  A. 
Smith  und  Ricardo's.  Man  hat  behauptet  2),  dass  Smith  ausge- 
gangen sei  „von  bestimmten  Menschen  und  bestimmten  Sitten  und  be- 
stimmter Bildung,  nämlich  von  den  gewerblichen  Mittelklassen  Eng- 
lands  und  Schottlands  zu  seiner  Zeit.     Dass   man   dann   seine  so  ge- 


1)  Hildebrand  (S.   29)  sieht    im  System  A.   Smith  „den  Ausdnick    der    eben    zur 
Herrschaft  gelangten   Geldwirthschaft." 

2)  Eheberg  a.  a.  O.  S.   163:     ,,Es  ist  hinlänglich  bekannt,  dafs  Smith  bei  Abfas- 
sung seines  Volkswohlstandes  die  englischen  Verhältnisse  seiner  Zeit  im  Auge  hatte." 
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woonenen  Sätze  oder  Gesetze  auf  die  deutschen  Verhältnisse  unver- 
mittelt anwenden  wollte  war  ein  noch  schwererer^)  Fehler". 

Uns  scheint  ein  noch  schwererer  Fehler  der  zu  sein,  dass 
man  in  der  hinsichtlich  der  Deduction  practischer  Postulate  durch- 
aus gerechtfertigten  Verurtheilung  des  Meisters  wie  seiner  Schüler 
stecken  blieb  und  sich  nie  die  Frage  vorlegte,  ob  denn  die  Methode, 
wie  Smith   zu  seinen   politischen  Principien  (Buch  IV  u.  V)  gelangt, 

—  und  hier  gestehen  wir  sehr  gern  zu,  dass  er  „von  den  gewerblichen 
Mittelklassen  . . .  seiner  Zeit"  ausging  —  nicht  ebenso  unabhängig  ist 
von  jener,  mittels  welcher  er  die  causale  Analyse  des  social  wirtschaft- 
lichen Lebens  (Buch  I — II)  unternimmt,  als  von  jener,  welche  er  in 
dem  rein  historischen  Abriss  (Buch  III)  befolgt. 

Für  den  theoretischen  Theil  der  „Wealth  of  nations",  und  noch 
weniger  für  Ricardo's  „principles",  trifft  jene  Behauptung  nicht  zu, 
dass  die  Methode  der  Wirtschaftswissenschaft,  speziell  die  Hypothese 
„freie  Concurrenz",  aus  „den  Verhältnissen  einer  bestimmten  Zeit" 

—  sei  es  nun  des  18.  oder  des  19.  Jahrhunderts  —  abstrahire. 

Schlagen  wir  doch  einmal  nach,  um  zu  sehen,  wie  sie  die  Grund- 
probleme der  Arbeitstheilung,  der  Werth-,  Preis-,  Rente-,  Kapital-Bil- 
dung und  die  sich  an  diese  knüpfenden  „typischen  Relationen"  des 
Wirtschaftlebens  anfassen.  Sie  gehen  niemals  von  den  „gewerblichen 
Mittelklassen"  ihrer  Zeit  aus,  sondern  sie  entwickeln,  sie  demon- 
strieren uns  die  Eigenart  der  wirtschaftlichen  Phänomene  und  ihre 
gesetzmässige  Aufeinanderfolge  an  einem  Naturzustande  des  Verkehrs, 
an  einem  idyllischen  Jäger-  und  Hirtenvolk.  An  diesen  primitivsten 
Verhältnissen  einer  wirtschafthchen  Welt,  die  Jahrtausende  hinter  uns 
liegt,  wird  die  Arbeitsteilung  und  der  Tauschverkehr,  die  sich  in  steter 
Wechselwirkung  herausbilden,  geschildert,  an  den  Wirtschaftsacten 
dieser  Naturmenschen  wird  unter  der  Hypothese  absoluter  Vertrags- 
freiheit dem  psychologischen  Problem  der  Wertschätzung  und  Preis- 
setzung nachgeforscht  u.  s.  w. 

Der  Historiker  A  Smith  und  der  Banquier  Ricardo  konnten 
doch  wohl  nicht  diesen  Zustand  mit  dem  ihrer  volkswirtschaftUchen 
Gegenwart  verwechseln. 

Mit  Recht  würde  man  allerdings  darauf  hinweisen,  dass  die  äus- 
serliche  Form  dieser  abstracten  Methode,  die  Bezeichnung  der  abstrac- 
ten  Wirtschaftssubjecte,  die  gleich  Marionetten  von  der  Mechanik  des 
Theoretikers  bewegt  werden,  als  Jäger,  Fischer  u.  s.  w.  mit  dem  zur 
Mode  gewordenen  Leben  und  Weben  in  einem  verlorenen  Arcadien,  mit 
dem  Lieblingstraum  der  Zeit  A.  Smith's  ziemlich  eng  verknüpft  ist. 
Doch  brauchen  wir  hierauf  nicht  näher  einzugehen,  da  diese  koncret 
erscheinenden  Requisite  2)  des  abstrakten  Bildes  für   die   wirtschafts- 


1)  Nämlich  noch  schwerer  ,  als  der  soeben  von  E  h  e  b  e  r  g  gerügte  Fehler ,  dafs 
,, Smith  und  noch  mehr  seine  Anhänger  an  die  Stelle  einer  Untersuchung  und  Verglei- 
chung  des  Wirtschaftslebens  verschiedener  Zeiten  und  Länder  Abstractionen  setzten". 

2)  Die  Darstellung  der  bez.  Subjecte  unter  den  Namen  von  Hirten,  Fischer,  Jäger; 
der  wirtschaftlichen  Güter  als  Lachse,  Hirsche,  Biber;  der  Kapitale  als  Bogen  nnd  Pfeile, 
Äxte  u.  s.  w. 

N.  F.  Bd.  IX.  15 
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vvisscnschaftliclio  IsiKcmiliiis,  wclclic  (his.-^clljL'  uns  vermittelt,  ebenso 
irrelevant  sind,  wie  die  Dekorationen  d(;r  heiiti^Min  r.iihne  liir  das  Ver- 
ständnis Shakespearisclier  ('liaruktere. 

Doch  ist  insofern,  als  der  Mantel  des  Concreten  das  methodologische 
Princip  verdeckte,  welches  zu  diesem  Ausgehen  von  einer  scheinbar 
als  real  angenommenen,  selir  frühen  Stufe  d(!r  wirtschaftlichen 
Entwicklung  des  Menschengeschlechts,  in  der  Tliat  abcsr  zur  /ugrunfit!- 
leguiig  einer  abstracten,  niemals  und  nirgends  realisir- 
ten,  nur  durch  das  gegenseitige  wirtschaftliche  lU'.- 
dürfnis  verknüpften  und  bewegten  Sozial  wi  rtschaft 
führte,  die  Wahl  dieser  ilufseren  Form   niclit  ohne  Nachteil  geblieben. 

Gab  man  ncndich  auch  zu,  dass  abstrahirt  werden  müsse,  so 
schien  es  doch,  als  ob  hier  willkürlich  verfahren  sei.  Merkwür- 
digerweise aber  richtete  sich  die  Polemik  durchaus  nicht  gegen  die 
Hypothese,  mittels  der  die  fundamentalen  Erkenntnisse  gewonnen  wor- 
den sind,  nicht  gegen  dieses  sehr  unhistorisch  „beschriebene"')  Jäger- 
und  Hirtenvolk,  in  dem  volle  Vertragsfreiheit  in  wirtschaftlichen  Din- 
gen herrscht,  sondern  gegen  die  „willkürliche"  Supponierung  eines  ab- 
stracten, aber  angeblich  fehlerhafterweisc  aus  der  Gegenwart  ab- 
strahirten  wirtschaftlichen  Rechtssystems,  wie  es  der  Erörterung 
der  coniplicirteren  Phänomene  zu  Grunde  zu  liegen  scheint.  Anstatt 
sich  gegen  die  Deduction  aus  und  die  Demonstration  an  einem  Natur- 
zustand zu  wehren,  kämi)fte  man  gegen  die  Hypothese  der  „Ver- 
kehrsfreiheit" weil  sie  eine  Consequeuz  des  vom  Axiom  des  Individua- 
lismus dictirten  Privat-  und  des  vom  Kosmopolitismus  vorgeschriebe- 
nen Staatsrechts  der  „Naturrechts"-Epoche  zu  sein  schien. 

Wir  haben  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gründer  unserer  Wissen- 
schaft zu  den  fundamentalsten  Analysen  ohne  die  Supponirung  des 
gegenwärtigen  Zustandes  gelangt  sind.  Prüfen  wir  nun  die  Berech- 
tigung dieses  Verfahrens. 

Enthält  die  Hypothese  der  „Verkehrsfreiheit"  eine  „willkür- 
Hche"  Annahme  eines  bestimmten  abstracten,  mit  keiner  realen 
Phase  der  volkswirtschaftsgeschichtlichen  Entwicklung,  also  auch  nicht 
mit  derjenigen  der  Gegenwart  identischen  „socialen  Aggregatzu- 
standes"? 

Zunächst  müssen  wir  über  die  Vorfrage  uns  schlüssig  machen, 
ob  überhaupt  die  Notwendigkeit  vorliegt  an  einem  einzigen  „Aggre- 
gatzustand" die  Analyse  der  wirtschaftlichen  Begrifle  und  Causalzu- 
sammenhänge  zu  entfalten,  oder,  ob  der  „Thatsache  der  Entwicklung" 
Rechnung  getragen  werden  kann? 


1)  Der  Historiker  wird  ja  sehr  richtig  einwenden  können,  dass  auf  jener  Stufe  der 
gesenscliaftlichen  Entwicklung  niemals  Menschen  so  vernünftig  gehandelt  hätten,  wie  hier 
angenommen  ,  werde.  Sicherlich!  Aber  es  soll  auch  kein  ,, irgendwo  vorfindlicher  Zu- 
stand" hiermit  beschrieben  werden,  sondern,  da  in  Zeit  und  Raum  das  historische  Bild 
der  Volkswirtschaften  in  den  buntesten  Farben  schillert ,  legen  wir  diese  concreten  Er- 
scheinungen nicht  unserer  Betrachtung  zu  Grunde.  Wir  demonstrieren  unter  den 
einfachsten  Bedingungen  und  an  den  einfachsten  Wirtschaftsacten  das  Wesen  wie  den 
Causalismus,  welcher  der  wirtschaftlichen  Welt  eigenartig  ist. 
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Ist  dies  Problem  dann  von  uns  dahin  gelöst,  dafs  nur  ein  Zu- 
stand allen  Causal-Formeln  oder  Lehrsätzen  als  Hypothese  zu  Grunde 
gelegt  werden  kann,  so  fragen  wir  dann  weiter,  ob  die  classische  Schule 
Recht  hatte,  indem  sie  das  „System  der  freien  Concurrenz"  —  wie  man 
diese  methodische  Hypothese  zu  bezeichnen  gewöhnt  ist,  während  in 
der  That  eine  rein  wirtschaftliche  Verkehrsgesellschaft 
fingirt  wird  —  supponirte. 

Die  herrschende  Richtung  bestreitet  der  englisch-deutschen  Dogma- 
tik  die  Berechtigung  ihres  allein  den  Zustand  der  „Verkehrsfreiheit" 
analysirenden  Verfahrens.  Sie  weist  hin  auf  die  verschiedenen  Pha- 
sen der  Volkswirtschaftsgeschichte,  auf  die  Verschiedenheit 
der  concreten  „staatlich  organisirten"  Volkswirtschaften ,  welche  aus 
der  Besonderheit  der  nationalen  Typen  mit  Notwendigkeit  folge, 
auf  die  Relativität  der  wirtschaftspolitischen  Axiome,  welche 
die  Verschiedenheit  der  die  einzelnen  Volkswirtschaftern  reguli- 
renden  Rechtssysteme  bedinge. 

Hier,  wie  überall  in  ihrer  Polemik  gegen  die  classische  Nationalöko- 
nomie kommen  die  drei  „Leitmotive"  der  neuen  Schule  zum  Ausdruck :  das 
historische,  das  politische,  das  ethische,  bezüglich  „socialrechtliche"  ^). 

Das  Argument  Schmoller's,  des  radicalsten  Vertreters  des  Hi- 
storismus, ist,  wie  schon  oben  erwähnt,  durchaus  berechtigt  gegen 
die  Menger'sche  Beweisführung,  welche  einen  nur  in  concreto  sich  erge- 
benden realen,  „zeitlichen  Durchschnitt  des  Geschehens"  zur  Basis 
der  theoretischen  „Darstellung"  angenommen  wissen  will.  Wir  be- 
haupten aber ,  dass  ein  a  b  s  t  r  a  c  t  e  r ,  nie  vorfindlicher  „Zustand"  die 
Basis  socialwirtschaftlicher  Analyse  bilden  solle  und  stets  gebildet 
habe.     Gegen  diese  These  beweist  Schmoller's  Einwand  nichts. 

Wir  leugnen  ja  gar  nicht,  dafs  „eine  Entwicklungstheorie  die 
Wandlungen  jeder  Institution  erklären"  könne,  sondern  beobachten 
mit  grossem  Interesse  den  Fortschritt  sociologischer  Forschung,  ohne 
aber  zuzugeben ,  dass  die  geschichtsphilosophischen  Resultate  dieser 
allgemeinen  Gesellschafts-Wissenschaft  ^)  jemals  im  Stande  sein  könn- 
ten, unsere  Wirtschaftswissenschaft  zu  ersetzen,  welche  das  im 
Wechsel  bleibende  Wesen  3)   der  Socialphänomene   und  ihres  Causal- 


1)  Obwohl  eigentlich  das  politische  nur  eine  Consequenz  oder  eine  andere  Erschei- 
nungsforna  des  ethischen  ist,  so  mufs  es  doch  deshalb  von  uns  getrennt  werden,  weil  in- 
folge des  historischen  Entwicklungsprozesses  der  Nationalökonomie  beide  nicht  zu  glei- 
cher Zeit  und  beide  nicht  in  gleicher  Weise  von  den  einzelnen  Gegnern  der  älteren  Doc- 
trin  vertreten  werden.  Man  kann  sagen,  dafs  List  und  Knies  im  wesentlichen  das  po- 
litische vertreten,  als  dessen  Grundton  der  „nationale"  Staat  im  Gegensatz  zum  kosmo- 
politischen Zug  des  Smithianismus  durchklingt,  während  Hildebrand  und  Wagner  haupt- 
sächlich das  Thema  des  ,, Individualismus"  behandeln ,  dem  sie  den  Sozialismus  als 
ethisch   gleichberechtigtes  Organisationsprincip  gegenüberstellen. 

2)  Wir  nehmen  hier  allerdings  als  bewiesen ,  dafs  die  ,,eine  Entwicklungstheorie" 
der  politischen  Ökonomie  nicht  elier  erforscht  sein  werde,  als  das  allgemeine  Entwick- 
lungsgesetz allen  socialen  Lebens. 

3)  Dagegen  will  Hildebrand  ,,i  n  dem  Wechsel  der  natioualökonomischeu 
Erscheinungen  den  Fortschritt,    in    dem    wirtschaftlichen  Leben    der  Älenschheit  die 
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ziis;iiiiiiieiili!iii^^('S  cilorsclicii  will,  (iiscrc.  Lulirsiitzc  .-luUeii  keiner  ein- 
zelnen geschichtlichen  Entwicklungsstufe  entsprechen,  sondern  auf  al- 
len Stufen  wertvoll  sein.  Zu  diesem,  von  dem  Ziel  Schmoller's  durch- 
aus verschiedenen  Zwecke  lieben  wir  aus  dem  Fluss  der  Wirtschalts- 
g(!scliiclite  diejenigen  Monujnte  heraus,  welche  wir  ob  mit  Itcclit 
oder  Unrecht  wird  erst  discutirt  werden  —  für  das  bleibende  und  de- 
ren Analyse  wir  für  die  notwendige  Aufgabe  einer  wirtscliaft- 
lichen  Socialtlieorie  halten. 

Die  Menger'sche  Basis  der  Darstellung  erscheint  als  concrete  und 
historisch  wandelbare,  unsere  Basis  der  Forschung  ist  eine  abstracte, 
prätendirt  aber  die  generelle  zu  sein. 

Mit  der  (Jonse(iuenz,  welche  sofort  sich  aufdrängt,  wenn  man  jene 
Methodik,  die  einen  abstracten  Zustand  als  Iiaum  für  ihre  Analysen 
wirtschaftlicher  Erscheinungen  postulirte,  aus  der  „Thatsache  der  Ent- 
wicklung'' verwirft,  mit  der  Consequenz,  dass  alsdann  „ebenso  viele 
nationalökonomische  Theorien  zu  schaffen  seien,  als  Entwicklungsstufen 
der  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen"  •)  findet  sich  Schmoller 
dadurch  ab,  dass  er  die  Theorie  mit  der  Darlegung  der  Entwicklung 
identificiert.  Unter  einer  Bedingung  mit  vollstem  Recht:  wird  ein- 
mal jene  letzte  Ursache  der  socialen  Evolution  ent- 
deckt, so  ist  die  Aufeinanderfolge  der  socialen  Phasen  auf  wirtschaft- 
lichen und  allen  übrigen  Gebieten  aus  diesem  Gesetz  a  priori  abzu- 
leiten. Sind  wir  einmal  so  weit,  dafs  die  complexe  Causalität  des 
concreten  historischen  Lebens  durch  diese  Entwicklungstheorie  von 
uns  voll  begrijÖeu  wird,  so  wäre  es  ja  eine  Thorheit,  die  Causalzusam- 
menhänge  der  wirtschaftlichen  Phänomene  isolirt  zu  betrachten.  Wäh- 
rend mich  heute  die  wirtschaftliche  Socialtheorie  nur  darüber 
aufklärt,  dass  —  unter  Zutreffen  gewisser  Hypothesen  —  die  Gold- 
knappheit eine  bedenkliche  Schädigung  der  productiven  Klassen  her- 
vorrufen müsse,  würde  der  Sociolog  aus  seinem  Gesetz  ableiten  kön- 
nen, welches  concrete  Phänomen  bevorstehe.  Die  Nationalökono- 
mie mit  ihrem  „Preisgesetz"  wäre  überflüssig. 

Aber  so  lange  diese  Bedingung  nicht  erfüllt  ist,  wird  die  ab- 
stracte Socialökononiie  ebenso  wenig  abzudanken  haben,  als  die  ein- 
zelnen Naturwissenschaften  vor  jener  grossen  Hoffnung  des  einen 
Entwicklungsgesetzes  die  Hände  falten. 

Auf  anderem  Wege  suchen  Knies  und  E  h  e  b  e  r  g  von  diesem 
fatalen  Einwand  loszukommen,  welcher  ihrer  Behauptung,  dass  die  hi- 
storische Verschiedenheit  der  staatlich  organisierten  Volkswirt- 
schaften die  Zugrundelegung  eines  Zustandes  negiere  2),  welcher  nach 

Vervollkommnung  der  menschlichen  Gattung  nachweisen,  sowie  die  Aufgabe  erkennen, 
deren  Lösung  der  Arbeit  der  lebenden   Generation  vorbehalten  ist". 

Eine  auf  geschichtsphilosophischer  Basis  erwachsene  Erkenntnis  und  Lösung  des 
wirtschafts  politischen  Gesaramtproblems  der  Gegenwart :  sicherlich  das  höchst  p  r  a  c  - 
tische  Ziel  des  ökonomischen  Theils  der  Ethik  oder  Politik,  aber  ohne  jeden  Zusam- 
menhang mit  der  Theorie  der  socialwirtschaftlicben  Causalzusammenhänge. 

1)  Menger,  a.  a.  O.  S.   108. 

2)  Knies  a.a.O.  S.  158.  „Das  Untersuchungsgebiet  der  Volkswirtschaftslehre  (wird) 
nicht  durch  einen  einzelnen  Zeitabschnitt  abgegrenzt",     cf.  492. 
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Innen  betrachtet  als  „staatslos",  nach  Aussen  als  „natiouenlos"  sich 
characterisiert ,  die  Folgerung  entgegenhält,  dafs,  sobald  man 
diese  Verschiedenheit  in  der  Theorie  berücksichtigen 
zu  müssen  glaube,  dies  wohl  nicht  anders  geschehen  könne,  als 
durch  Ausbildung  so  vieler  Theorieen  als  es  Nationen  und  Volkswirt- 
schaften 1)  gebe. 

Immerhin  heben  sich  aber  hier  aus  dem  Chaos  der  Entwicklung 
wenigstens  gewisse  feste  Puncto  heraus:  man  könnte  an  eine  an  die 
staatlich-nationalen  Typen  gebundene  Zahl  von  Theorien 
denken. 

Man  könnte  ihre  Zahl  mit  den  Kategorien  der  typischen,  vielleicht 
der  zwei  polaren  wirtschaftspolitischen  Organisationsprincipien, 
Individualismus  und  Collektivismus ,  zusammenfallen  lassen,  und  diese 
dann  entweder,  wie  Sax  vorzuhaben  scheint,  in  ihrem  „Entwicklungs- 
gesetz" erforschen  und  hiernach  verschiedene  Stufen  und  Theorien 
bilden,  oder  einfacher  die  ökonomische  Wirkung  dieser  zwei  Axiome 
getrennt  darstellen,  wie  Rodbertus  es  thut.  So  gestaltet  erschiene  diese 
Methodik  durchaus  nicht  so  bedenklich,  als  jene  aus  der  „Thatsache 
der  Entwicklung"  abgeleitete. 

Doch  die  Betrachtung  der  Wege,  auf  welchen  Knies  und  E  h  e  - 
berg  jener  Consequenz  entgehen,  wird  uns  zeigen,  wie  jeder  Einwand, 
der  die  herrschende  Richtung  zu  begrifflicher  Klarheit  zwingen  müfste, 
im  Strudel  der  „Entwicklung"  versinkt,  wie  hiermit  die  erwachende 
Selbstdiscussion  sofort  wieder  eingeschläfert  wird. 

Wir  müssen  die  betreffende  Stelle  bei  Knies  (a.  a.  0.  S.  157—158) 
vollständig  wiedergeben : 

Unserer  Anschauung  nach  kann  nur  das  geschichtliche  Volk 
...  in  Frage  kommen  ...  als  ein  insbesondere  auch  durch  Nationalität  und 
geschichtliche  Erlebnisse  überall  eigentümlich  bestimmtes  und 
staatlich  geeinigtes  Ganze.  Daraus  folgt  keineswegs, 
dafs  so  viele  nationalökonomische  Wissenschaften  auf- 
zustellen seien  als  es  Staaten  giebt;  es  liegt  im  Wesen  der 
Wissenschaft  überhaupt,  dass  sie  über  die  Gesammtheit  der  Daseinskreise 
. . .  ihre  Untersuchungen  ausdehnt.     Auch  die  V.W.L.  hat  es  deshalb  mit 


Eheberg  a.  a  0.  S.  163  tadelt  die  „Abstractionen  aus  einer  bestimmten  Zeit  und 
Nationalität".     Vgl.  die  oben  ausführlich  gegebenen  Stellen. 

1)  Diese  Consequenz  ist  thatsächlich  von  G.  C  o  h  n  acceptiert.  Er  träumt  von  jener 
Zukunft,  in  welcher  man  an  Stelle  des  heute  üblichen  Lehrbuchs  der  Nationalökonomie 
ein  System  der  positiven  Volkswirtschaft,  der  deutschen,  englischen,  fran- 
zösischen ,, haben  wird".  Wie  gut,  dafs  die  Wirksamkeit  der  historischen  Schule 
nicht  in  die  Zeit  des  „heiligen  römischen  Kelches  deutscher  Nation"  fällt :  welche  Un- 
menge wissenschaftlicher  Arbeit  hätte  dann  die  Darstellung  der  von  der  Reichsgewalt 
und  vom  Gefühl  nationaler  Zusammengehörigkeit  freien  ,, staatlich  organisierten  Volks- 
wirtschaften" des  ,, geographischen  Begriffs"  Deutschland  verschlungen! 

Die  historische  Schule  ist  hier  in  engstem  Connex  mit  Fr.  List ,  welcher  au 
Stelle  einer  ,,ko  s  m  o  po  1  itische  n"  für  jede  Nation  eine  besondere  „politische 
Ökonomie"  schaffen  wiU.  List,  Vorr.  III,  IV,  XXX,  S.  12.  Vgl.  Eheberg  a.  a.  O. 
S.  126,   162,  Aum.  "-^ 
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der  Wirtschaft  ullur  Völker  zu  tlmn ,  uml  mit  Kücksicht  auf  die  Aus- 
dolinung  dos  UntersuchuiigHgoVjiotH  könnte  man  immerhin  , .  von  einer 
Weltwirtschaft  ..  roden,  wenn  nicht  ...  die  WisBonschaft  in  ihrer 
iJewoisführung  für  die  Verwertung  ihrer  Resultate  an  die  geschichtlichen 
LobünHovdnungon  des  Menschcngoschlichts  gewiesen  wäre,  während  gleich- 
wohl «las  über  alle  einzelnen  Lande.sgronzon  hinauH  greifende  unverküm- 
mert  Berücksichtigung  finden  niufs.  Die  V.W.L.  darf  es  aber  nicht  ver- 
gessen ,  dass  die  Thcile  dos  Gesamten ,  die  Völker  in  der  Menschheit, 
für  sich  cigonthümlicho  Ganze  darstellen,  dafs  jedes  einzelne  Volk 
den  allgemeinen  Begriff  des  Volks  in  einer  für  sich  beson- 
dei'ton  Gestalt  zur  lebendigen  Erscheinung  bringt.  Sodann  ist  ....  nicht 
auf'rtor  Acht  zu  lassen,  dafs  ein  Volk  nicht  ein  nur  momentan,  irgend- 
wann gegenwärtig  daseiendes  ist,  sondern  ein  durch  Zeiten  und  Ge- 
nerationen durch  dauerndos  Dasein  hat  ...  in  welchem  die 
wirthschaftlichon  Verhältnisse  jeder  einzelnen  und  vereinzelt  betrachteten 
Zeit  nur  als  Thoilo  des  Ganzen  gleich  einem  Ring  in  einer  grossen  Kette 
dastehen.  Wird  das  Untorsuchungsgebiet  der  V.W.L.  nicht  durch  einen 
einzelnen  Zeitabschnitt  abgegrenzt,  so  kann  auch  ihre  Beweisführung  nicht 
auf  ihn  allein  beschränkt  werden ,  und  muss  auch  die  ilir  zu  stellende 
Aufgabe  auf  einen  ausgedehnteren  Boden  bezogen  werden". 

Eheberg  1)  sagt: 

„Wir  sind  ...  weit  entfernt  zu  glauben,  dass  jedes  Volk,  jeder 
einzelne  Staat  eine  eigene  nationalökonomische  Wissen- 
schaft nöihig  habe.  Denn  einerseits  ist  es  gerade  Aufgabe  der  Natio- 
nalökonomie, zu  beweisen,  dass  die  Völker  und  Staaten  trotz  aller  Selbst- 
ständigkeit keine  abgeschlossene  und  selbst  genügsame  Wirthschaftskörper 
bilden,  dass  der  Verkehr  von  Land  zu  Land,  dass  die  internationalen 
Beziehungen  die  Völker  in  immer  engere  Verbindung  bringen ,  dass  in 
jeder  einzelnen  Volkswirthschaft  in  immer  steigendem  Maafse  sich  kosmo- 
politische Elemente  geltend  machen;  andererseits  ist  die  V.W.  Theorie 
nicht  die  Lehre  vom  Wirthshaftsleben  eines  bestimmten  Staates,  sondern 
eine  Wissenschaft,  die  wie  Kautz  sagt,  „die  Natur  und  das  Wesen,  die 
Grundlagen  und  die  Bedingungen,  die  Erfolge  und  die  Resultate  des 
Wirthschaftswesens  der  Völker  und  Staaten  in  allen  Ländern  und  Zei- 
ten zu  erforschen,  zur  Grundlage  ihrer  Argumentationen,  Beweisführun- 
gen und  Folgerungen  zu  verwenden,  durch  Vergleich  und  Zusammenstel- 
lung der  ökonomischen  Erscheinungen  und  Thatsachen  aus  allen  Zeit- 
altern und  bei  allen  Völkern  die  Gesetze  der  Wirthschaftsent- 
wicklung  nachzuweisen  hat". 

Wir  fügen  noch  hinzu,  dafs  Kautz  ^)  ebenfalls  den  Lieblingsge- 
danken  Knies  teilt,   dafs: 

„jedes  Volk,  jeder  Staat  den  allgemeinen  Begriff  von  Volk  und 
Staat  zur  realen  Erscheinung  bringt,  und  dafs  jedes  nationale  und  po- 
litische Gemeinwesen    trotz    alles    Menschlich-Ewigen ,    Allgemeinen    imd 


J)  A.  a.  O.    S.   162—163. 

2)  Citaf/bei  Ebeberg    S.  162. 


Beiträge  zur  Jletbodik  der  Wirtschaftswissenschaft.  215 

Analogen  in  seinen  sozialen  und  wirtschaftlichen  Yerhältnissen  doch  im- 
mer und  überall  als  ein  eigentümlicher  besonderer,  durch  be- 
stimmte individuelle  und  nationale  Charakterzüge  und  Eigenschaften  von 
allen  übrigen  Gemeinwesen  sich  unterscheidender  Organismus  er- 
scheint". 

Es  wäre  leicht,  hier  den  Nachweis  zu  führen,  dafs  bei  diesen  an 
die  Methode  der  Theorie  gerichteten  Adressen  die  zitierten  Autoren 
an  diese  letztere  nicht  im  entferntesten  denken,  sondern  allein  die  me- 
thodologische Konsequenz  des  Relativitätsprincips  für  die  „Theorie  der 
Wirtschaftspolitik"  ziehen.  Wir  unterlassen  dies  hier,  weil  wir 
schon  des  öftern  auf  dieses  erste  und  ewige  Mifsverständnis  hingewie- 
sen haben. 

Dagegen  soll  mit  einigen  Worten  auf  den  engen  Zusammenhang 
der  Methode  Knies'  mit  der  praktisch  bedeutendsten  Hege  Fschen  Idee 
hingewiesen  werden,  was  meines  Wissens  bisher  noch  nicht  geschehen  ist. 

Der  Grundgedanke  der  Knies'schen  Methodik,  „dass  jedes  einzelne 
Volk  den  allgemeinen  Begriff  des  Volkes  in  einer  für 
sich  gesonderten  Gestalt  zur  lebendigen  Erscheinung 
bringt",  die  Lehre  vom  „nationalen  persönlichen  Leben"  und  dessen 
einheitlichen  Kern"  (S.  363),  jenes  mystische  Volksganze,  welches  „alle 
Generationen,  die  zukünftigen  wie  die  der  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart umfasst"  (S.  360),  ist  das  auf  dem  Axiome  seiner  Logik  wurzelnde 
Fundament  der  Hegeischen  Geschichts-  und  Rechtsphilosophie.  Durch- 
aus Hegelianisch  ist  das  notwendige  Korrelat  hierzu:  die  Erforschung 
des  „über  alle  einzelnen  Laudesgreuzen  hinausgreifeuden"  (s.  o.),  der 
„allgemein  menschlichen  Triebe  und  Thätigkeiten"  ^)  (S.  364),  die 
Erkenntnis  des  ununterbrochenen  Entwicklungsganges  der  „Volkswirt- 
schaft im  geschichtlichen  Leben  der  Menschheit"  (S.  381),  in  welchem 
„durch  die  Stufenfolge  der  Zeit,  in  welcher  die  Resultate  des  Lebens 
aller  vergangenen  Geschlechter  und  Völker  ihre  Früchte  bringen,  eine 
immer  mehr  sich  erhöhende  Grundlage  für  die  später  kommenden  ge- 
bildet wird"  (S.  381  cf.  S.  397),  die  Erfassung  des  „Gattungsmässigen" 
in  der  „historisch-individualisiert  formierten  Gestaltung  der  Wirtschafts- 
erscheinungen" (S.  492)2),  durch  die  „Beobachtung"  der  „gesamt- 
geschichtlichen Manifestationen  der  Volkswirtschaft". 

Wir  sagen :  das  geschichtsphilosophische  Prinzip  ist  dasselbe,  nicht 
das  methodische.  Die  Idee,  dafs  die  Entwicklung  des  Mensch- 
geschlechts  durch  eine  einheitliche  Ursache  beherrscht  werde, 
die  notwendige  Evolution  einer  Idee  darstelle,  und  dass  die  ein- 
zelnen Staaten  die  einzelnen  Momente  dieser  Idee  zur 
These  und  Antithese  entfalten,  deren  Synthese  in  dem  geschicht- 
lichen Fortchritt  der  Welt  real  werde,  ist  die  gleiche  bei  Hegel,  wie 
bei  Knies. 

Entspricht  die  Realität  des  weltgeschichtlichen 
Causalismus  diesem  Axiom,  so  ist  die  Methode  Knies',  die  zwie- 


1)  Vgl.  S.   147,   149. 

2)  Vgl.  auch.  S.  496. 
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fiidu!  Kntvvicklun;,'  iiuierlialb  ciiizcliiür  Xiitioncii  und  der  MciischluMt 
zu  erforschen  berechtigt.  Vorhiuiig  aber  tritt  bei  ihiu  das  „All;,'eniein- 
ineiischliche"  und  das  „natioiialpersönliche"  als  These  auf,  deren  Nach- 
weis durcli  Induction  versucht  wird.  Darin  unterscheidet  er  sich 
von  der  Methode  Hegels,  welcher  „gewisse  Abstractioiien  und  For- 
meln ..  in  den  Verlauf  der  Geschichte*)  legte. 

Die  inductive  Methode  Knies'  venu  uth(;t  ebenfalls  in  der 
(jeschichte  der  Welt  und  der  besonderen  Nationen,  der  „gescliichtlichen 
Lebensordnungen  des  Menschengeschlechts"  (Knies,  S.  168),  das  gat- 
tungsmässige,  vermuthet  den  „allgemeinen  Begriff  des  Volkes"  und  ver- 
muthet,  dass  jedes  einzelne  Volk  diesen  allgemeinen  Begriff  „in  einer  für 
sich  besondern  Gestalt  zur  lebendigem  Erscheinung  bringt"  (s.  o.)  und 
deshalb  begründet  sie  eine  Methode  der  V^olkswirtschaftslehre,  welche 
der  Evolution  dicises  „(iattungsmafsigen"  zweifach:  am  Leben  der  ein- 
zelnen „eigenthümlich  bestimmten  und  staatlich  geeinig- 
ten" Volksganzen  und  an  der  „Wirtschaft  aller  Völker"  (S.  158) 
nachspüren  soll. 

Entspricht  aber  das  historische  Leben  nicht  dem  Ober- 
satze der  Hegel'schen  Logik,  —  fehlt  die  Vernunft  in  der  Geschichte 
und  regiert  eine  naturgesetzliche,  tellurische  Notwendigkeit  ausschliefs- 
lich  die  Geschicke  der  Menschen,  so  fällt  die  Berechtigung  einer  Me- 
thode, die  auf  der  gegenteiligen  Prämisse  beruht,  fällt  die  Möglichkeit 
eines  Eindringens  in  die  Zukunft  der  Menschheit  und  der  einzelnen 
Staaten ,  da  dann  die  Welt  des  Geistes  au  ein  Walten  von  Kräften 
gebunden  wäre,  die  wir  trotz  aller  Fortschritte  der  positiven  Wissen- 
schaften nur  zum  kleinsten  Teil  kennen. 

Alles  menschliche  Forschen ,  das  auf  der  metaphysischen  Hypo- 
these der  Vernunft  in  der  Geschichte  beruht,  müfste  suspendiert  und 
seine  Stelle  durch  die  Naturwissenschaften,  durch  die  Psychologie  und 
die  Psychophysik  ausgefüllt  werden.  Anstatt  die  einzelnen  staat- 
lichen Volkswirtschaften  in  ihrer  historischen  Evolution  zu  studieren, 
würde  nach  klimatisch-tellurischen  Analogien,  den  coustanten  Ursachen 
analoger  Wirkungen,  geforscht  werden  müssen,  denen  gegenüber  die 
Staatsbildungeu  als  secundäre  Erscheinungen  zurücktreten.  Vielleicht 
stellt  sich  dann  eine  Nationalökonomie  der  polaren  neben  die  der 
gemäfsigten  und  tropischen  Zone,  eine  Nationalökonomie  der  Gebirgs- 
völker  neben  die  der  Ebenen-  und  die  der  Küstenbewohner!  Von  dem 
genialen  Griffel  eines  Buckle  gezeichnet,  würde  sie  vielleicht  mehr 
interessante  „Analogien"  herausgestellt  haben,  als  deren  bis  jetzt  auf 
dem  „Haben"  der  historischen  Schule  stehen. 

Wir  dürfen  bei  diesem  Zusanmienhang  der  historischen  Schule 
mit  dem  Hegelianismus  hier  nicht  länger  verweilen.  An  dieser  Stelle 
aber  musste  auf  ihn  hingewiesen  werden,  als  den  tiefsten  Grund  der 
Unklarheit,  welche  die  historische  Schule  über  die  Theorie  herauf- 
beschworen hat. 


1)  Knies,  S.  369. 
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Es  erhellt  nun  auch  sofort:  die  Consequenz,  welche  von  uns  da- 
hin gezogen  wurde,  dafs  die  historische  Schule  zur  Ausbildung  so  vie- 
ler Volkswirtschaftslehren  dränge  als  es  Staaten  giebt,  ist  von  Knies, 
Kautz  und  Eheberg  nur  scheinbar  abgewiesen. 

Eheberg  repliziert,  dafs  es  die  Aufgabe  der  Volkswirtschaft  sei, 
nachzuweisen,  dafs  „in  jeder  einzelnen  Volkswirtschaft  in 
immer  steigendem  Mafse  sich  kosmopolitische  Elemente  geltend  machen", 
was  doch  offenbar  nicht  ausschliefst,  vielmehr  voraussetzt,  dafs 
so  viel  „Darstellungen"  oder  Lehren  existieren,  als  es  einzelne 
Volkswirtschaften  gibt,  sonst  ist  der  Beweis  0  doch  nicht  zu  führen? 

Kautz'  von  Eheberg  (S.  162)  zitierte  Stelle  fordert  in  unersätt- 
lichem Durst  nach  [Material  eine  möglichst  umfassende  Sammlung  von 
Erfahrungen  „aus  allen  Zeitaltern  und  bei  allen  Völkern".  Halten  wir 
aber  seine  oben  gegebene  Bemerkung  über  den  „besonderen  ... 
Organismus"  je  eines  Staates  oder  Volkes  daneben,  so  ergibt  sich, 
dafs  der  Schüler  von  Knies  ebenfalls  die  HegeFsche  „Staats-", 
nach  Knies'  „Nationalpersönlichkeit",  annimmt  und  damit  wohl 
wenigstens  einige  geschichtsphilosophische  Ordnung  in  das  Chaos  sei- 
ner Beobachtungen-Sammlung  zu  bringen  hofft. 

Was  nun  Knies  selbst  betrifft,  so  ist  jene  Stelle  die  beste  Bestäti- 
gung der  von  uns  gezogenen  Consequenz.  Er  weist  die  Ausbildung 
so  vieler  Entwicklungslehren  (Darstellungen  der  Evolutionen  der  ein- 
zelnen von  den  einzelnen  Staaten  zur  gesonderten  Erscheinung  ge- 
brachten Momente  „des  allgemeinen  Begriffs  des  Volkes"), 
als  es  Staaten  giebt,  keineswegs  ab,  sondern  fordert  nur,  dafs  neben 
diese  und  auf  deren  Basis  noch  „die  Entwicklung  der  Volkswirt- 
schaft in  dem  geschichtlichen  Leben  der  Menschheit  gestellt" 
(S.  381)  werde.  Die  Synthese  erfolgt  auf  Basis  induktiver  Methode, 
welche  an  den  einzelnen  empirisch  gewordenen  Momenten  das  „Gat- 
tungsmäfsige"  abstrahiert. 

Die  Erforschung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  mit  ihrer 
„besonderen  Entwicklung  in  sich  mit  einem  eigenartigen  Charakter" 
(399)  ist  die  Voraussetzung  dafür,  dafs  dies  Endziel  sich  reali- 
siere. Ob  Knies  nun  mit  uns  sagt,  dafs  sich  dann  also  die  Volks- 
wirtschaftslehre in  so  viel  Lehren  spalte  als  es  Staaten  gibt,  oder  ob 
er  diese  Lehren  wieder  unter  dem  Gesamtnamen  der  „allgemeinen 
Volkswirtschaftslehre"  zusammenschliefst,  ist  sehr  gleichgiltig. 

Wird  jede  einzelne  dieser  Spezial- Volkswirtschaftslehren  durch  ein 
einheitliches  Prinzip  begrenzt,  so  kann  man  hier  ebenso  gut  von  ver- 
schiedenen Volkswirtschaftslehren  sprechen,  als  in  der  Naturwissenschaft 
von  verschiedenen  Einzelwissenschaften ,  in  denen  die  einzelnen  Natur- 


1)  Ist  die  These  in  der  That  richtig?  Sie  scheint  mir  ebenfaUs  auf  dem  Axiom 
Knies'  zu  beruhen,  dafs  das  „Allgemeinmenschliche",  die  ,, Weltwirtschaft"  den  Schlufs 
der  Wirtschaftsgeschichte  bilden  werde. 

Es  ist  ein  Beispiel  für  viele,  wie  auch  die  einzelnen  Mitglieder  der  Schule  —  natür- 
lich soweit  sie  nicht  ,,describieren"  —  im  Banne  der  Axiome  stehen,  nur  dass  es  schwerer 
ist,  sie  in  ihrem  geschichtsphilosophischen  Kolorit  zu  erkennen,  als  die  praktisch-politi- 
schen der  Dogmatiker. 
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krul'tc  uls  ;ibf4csclilüss(!iie  (iiiiizi;  erscheinen,  deien  licsullate  aber  scliliefs- 
licli  erst  in  einer  (jesanitwissenschaft  ilinui  /weck  vollenden. 

Dtils  die  historisclie  Sciiiih!  in  ihrer  Polemik  ^cRen  Zu^Tunde- 
Icf^un^f  eines  „tenii)oriiren"  Stiuliums  des  Vcirkelirs  in  die  K<»nse(|iienz 
^M'.triehen  wird,  so  viele  Lehren  als  es  Staat(;n  ' )  {^'iebt,  zu  fordern, 
ward'!  nach^HJwiesen.  Es  kam  uns  nur  darauf  an,  das  thalsachliche 
Vorhaiuh'iiscun  dieses  methodischen  Prinzips  in  der  historischen  Sciiule 
zu  konstatieren. 

Zu  widerlegen  brauchen  wir  diese  Ansicht  nicht,  da  ein  deutsches, 
englisches,  französisches  „Preisgesetz  von  Angcsbot  und  Nachfrage", 
eine  italienische,  eine  österreichische  „Quantitätstheorie"  u.  s.  w.  er- 
stens bis  jetzt  noch  nicht  auffindbar  sind,  unsere  auf  Grund  der 
abstrakten  Methode  gewonnenen  „(Jesetze"  bis  jetzt  niclit  durch 
neue  ersetzt  haben,  zweitens  dieselben  nie  ersetzen  können, 
da  in  den  Lehrsätzen  der  „Entwicklungstheoiie"  Ursachen-Komplexe 
die  Gesetzmäfsigkeit  der  Phänomene  beherrschen  würden,  welche  alle, 
nicht  nur  die  wirtschaftlichen  Motive  und  deren  Anlässe  ein- 
schlössen, während  wir  gerade  die  wirtschaftliche  Seite  des  Le- 
bens allein  zu  causaler  p]rkenntnis  bringen  wollen. 

Wir  wenden  uns  nun  zur  Pegründung,  weshalb,  wenn  jene  Kon- 
sequenz absurd-')  ist,  also  ein  als  „generell"  gegebener  Zustand  an- 
genommen werden  mul's ,  die  Methode  dei-  älteren  britisch-deutschen 
Dogmatik  mit  ihrer  Hypothese  der  „Verkehrsfreiheit"  Recht  hatte. 

Ist  die  Zugrundelegung  einer  abstrakten  wirtschaftlichen  Gesell- 
schaft („Sozialwirtschaft")  die  logisch  notwendige  Konsequenz  der  Auf- 
gabe, welche  wir  der  wirtschaftlichen  Sozialtheorie  stellen? 

Die  wirtschaftliche  Sozialtheorie  hat  die  Aufgabe,  in  be- 
wufster  Abstraktion  die  eine  Seite  des,  in  seiner  empirischen  Ptea- 
lität  von  überaus  verschlungenen ,  physischen  und  psychischen  Ur- 
sachen-Komplexen beherrschten  sozialen  Lebens  dem  Wesen  und  dem 
Kausalismus  nach  zu  erfassen  und  in  systematischer  Anordnung  wis- 
senschaftlich darzustellen. 

In  der  geschichtlichen  Wirklichkeit  erscheinen  die  auf  wirtschaft- 
liche Strebungen  der  in  sozialem  Kontact  stehenden  Subjecte  zurück- 
zuführenden Phänomene  stets  verbunden  mit  und  beeinflufst  durch  das 
Hcreinragen  anderer  Literessen  in  die  AVelt  des  sozialwirtschaftlichen 
Verkehrs-^).  Ihr  ist  die  Aufgabe  zugefallen,  dies  eine  Gebiet  sozialer 
Kausalität  aus  dem  Flufs  der  Erscheinungen  herauszuheben. 

1)  Eine  analoge  Ausführung  liefse  sich  natürlich  gegen  die  Polemik  derer  geben,  welche 
der  Zugrundelegung  einer  „bestimmten"  Verkelirsordnung  die  Verschiedenheit  der  wirt- 
schaftsrechtlichen  Systeme  entgegenhalten.  Die  Consequenz  würde  wieder  dieselbe  sein: 
ebenso  viel  Volkswirtschaftslehren  als  historische  Entwicklungsstufen  des  Verkehrs- 
rechts, oder  als  begrifflich  (von  der  Rechtsphilosophie  nachzuweisende)  mögliche  rechtliche 
Organisationsprincipien  des  wirtschaftlichen  Lebens. 

2)  Absurd  nur  bezüglich  der  ^lethode  der  Theorie,  der  Analyse  der  sozialwirt- 
schaftlichen Zusammenliänge.  Die  Qualification  dieses  Verfahrens  für  Zwecke  der  Ge- 
schichtsphilosophie oder  Politik  steht  dahin. 

3)  Vgl.  meine  Abhandlung  ,,der  Ausgangspunkt  der  Socialwirtschaftslehre  und  ihr 
Grundbegriff"  (Z.  f.  d.  ges.  St.  1883.  S.  6—7). 
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Dafs  das  einzelne,  konkrete  sozialwirtschaftliclie  Phänomen  unter 
einem  einheitlichen  sozialen  Entwicklungsgesetz  stehe,  leugnet  sie 
weder,  noch  gibt  sie  es  zu.  Aber  so  lange  ihr  nicht  nachgewiesen 
ist,  ob  die  positivistisch-mechanische  Soziologie  oder  welche  von  den 
verschiedenen  übrigen  „metaphysischen"  oder  spekulativen  Richtungen 
dieser  jüngsten  Wissenschalt  das  Feld  behaupten  wird,  sucht  sie  der 
wichtigen  Aufgabe  einer  kausalen  Analyse  der  wirtschaftlichen  Sozial- 
phänoraene  und  einer  Formulierung  ihrer  „Gesetze"  dadurch  beizu- 
kommen, dafs  sie  eine  Gesellschaft  fingiert,  welche  allein  durch 
das  Wirken  wirtschaftlicher  Faktoren  sich  gebildet  hat  und  in  welcher 
die  auf  bestimmte  wirtschaftlich  relevante  (d.  h.  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  einzelnen  Wirtschaftssubjecte,  bezüglich  Klassen  be- 
einflussende) Ereignisse  reagierenden  Wirtschaftssubjecte  einzig  und 
allein  durch  ihr  wirtschaftliches  Interesse  geleitet  werden  und 
dasselbe  nach  der  Richtschnur  des  „wirtschaftlichen"  Princips  zum 
Ausdruck  bringen  ^). 

Nie  und  nirgends  hat  eine  derartige  Gesellschaft  existiert,  ebenso 
wie  nirgend  und  nirgends  das  Dreieck  existiert,  an  welchem  die  Pla- 
nimetrie ihre  Sätze  demonstriert. 

Aber  so  lange  es  eine  nationalökonomische  Wissenschaft  giebt^) 
hat  man  stets  zu  methodologischen  Zwecken  kein  anderes  Mittel 
angewandt,  als  diese  abstrakte,  irreale  Sozialwirtschaft  als  Tafel  unter- 
zulegen, auf  welcher  die  Bilder  wirtschaftlicher  Erscheinungen,  viel- 
leicht grau  in  grau,  aber  scharf  und  klar  gezeichnet  wurden. 

Die  Gegner  leugnen,  dafs  diese  Hypothese  den  Anforderungen, 
welche  sie  an  unsere  Wissenschaft  stellen,  genüge.  Sie  behaupten, 
dafs  unser  Verfahren  einen  „willkürlich  konstruierten"  Zustand  suppo- 
niere,  welcher  sich  als  kosmopolitisch,  atomistisch,  kapitalistisch,  ma- 
terialistisch characterisiere ,  in  summa:  der  abstrakte  Abdruck  der 
praktisch-politischen  Postulate  des  „Manchestertums". 

Es  soll  bewiesen  werden,  dafs  diese  Einwände  ihren  Grund  in 
dem  Mifsverständnis  unseres  Verfahrens  haben,  und  dafs  dies  Verfah- 
ren, diese  Hypothese  der  „freien  Konkurrenz"  nur  die  notwendige 
Konsequenz  der  Aufgabe  unserer  Wissenschaft  ist. 

Dies  Mifsverständnis  hat  sich  nur  deshalb  so  lange  aufrecht  er- 
halten, weil  es  der  Dogmatik  niemals  eingefallen  ist,  diese  Methode 
genügend  zu  motivieren  und  zu  verteidigen.  Bis  herab  auf  Menger 
findet  sie  sich  mit  dieser  Hypothese  der  „Verkehrsfreiheit"  in  benei- 
denswerter Einfachheit  ab. 


1)  Vgl.  meine  „Beiträge  zur  Methodili"  I,  Bd.  IX,  H.  1  dieser  Jahrbücher,  S.  19. 
Zeitschrift  f.  d.  ges.  St.   1883,  S.  3. 

2)  Wenn  von  allen  „abstrakten"  Nationalökonomen  in  g  le  i  ch  er  Weise  abstrahiert 
ist,  so  sollte  dieser  Umstand  doch  die  Gegner  etwas  skeptisch  machen  gegen  ihren  Ein- 
wand, dafs  diese  Hypothese  „willkürlich  construirt",  rein  kritiklos  angenommen  sei. 
Wenn  durcli  Jahrhunderte  liiiiduich  von  I\I;ü)nciii  ,  welche  den  verscliiedensten  Auffas- 
sungen auf  dem  Gebiete  der  Etliik,  speziell  der  Keclitspliilosophie,  der  Geschichtsphilo- 
sophie,  der  Wirtschaftspolitik  huldigten,  stets  der  gleiche  Modus  der  Abstraktion  befolgt 
ist,  so  hätte  man  etwas  sorgfältiger  seine  Berechtigung  prüfen  müssen,  als  es  stets  ge- 
schehen ist  und  heute  noch  geschieht. 
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.1.  St.  Mi II')  bohaiii)t(!t,  duls  „wer  vollkoiiiinen  mit  den  Güsutzcn 
bekannt  ist,  woldiu  bei  freier  Konkurrenz  den  Pacht,  Zins  und  Lohn 
bestininien,  welche;  (irundbcsit/.cr,  Kii])italisfeii  und  Arbeiter  in  dem 
f^esellschaltlichen  Zustand  emi)fanf,'(!n,  in  welchcMn  di(!se  dr(!i  Klassen 
vollständig  j,a!trennt^)  sind  ...  wird  kenne  Schwierigkeiten  linden,  die 
s(!hr  verschiedenen  Gesetze  zu  bestimmen,  welche  die  Verteilung  der 
Produkte  in  idiKim  der  anderen  Zustände  von  Kultur  und  Landbesitz 
regulieren". 

Die  historische  Schule  findet  aber  scheinbar  sehr  viele  Schwierig- 
keiten ! 

L.  Wal  ras  gibt  demselben  Gedanken  in  folgenden  Sätzen  Aus- 
druck: Su])i)osons  un  pays,  oü  existeraient  en  quantites  determinees 
telles  et  telles  varietes  de  Services  p  roducteurs,  savoir  des  ter- 
res,  des  hommes,  et  des  capitaux  ='),  et  ou  Ton  deciderait  de  laisser  ä 
l)artir  d'un  moment  donne,  la  production  et  r6change  s'effectuer  sous 
renii)ire  de  la  plus  libre  concurrence,  du  plus  complet,  du  plus  absolu 
laisser- faire,  laisser-passer,  abstraction  faitc  de  toute  consid6ration  d'in- 
töiet  ou  de  justice  —  pour  savoir  ce  qui  arriverait? 

Aber  warum  gerade  ein  solches  Land,  fragt  die  historische  Schule: 
„Die  in  der  vorstehenden  Unterweisung  als  erforderlich  erklärten  Vor- 
aussetzungen sind  im  Widerspruch  mit  den  l'hatsachen  des  Lebens", 
sind  „niemals  in  dem  rechtlich  geordneten  Leben  einer  irgendwo  be- 
obachteten Societö"  vorfindlich  gewesen"*). 

Auch  Wagner  hat  des  öftern  die  Hypothese  der  „freien  Concur- 
renz"  als  ein  „richtiges  methodologisches  Hilfsmittel"  —  und  weiter 
soll  sie  ja  allerdings  nichts  sein  —  bezeichnet,  ohne  den  Grund  dafür 
anzugeben. 

Daher  kann  sich  denn  die  historische  Schule  das  Vergnügen,  offene 
Thüreii  einzurennen,  gestatten  —  sie  stöfst  immer  nur  auf  thatsäch- 
liche  Übung  oder  auf  bewufste  Annahme  dieser  Prämisse,  nie  auf  eine 
Begründung  derselben. 

Eines  weiteren  in  der  Gestalt  der  älteren  Theorie  selbst  liegenden 
Grundes  der  Unklarheit  ist  noch  zu  gedenken:  die  äufsere  Form,  in 
der  die  Abstraktion  auftrat,  verleitete  zu  der  Unterschiebung,  als  sei 
ein  „willkürlich  construierter"  Staat  das  Feld  uusrer  Gesetze.  So 
bei  Quesnay  und  bei  Thünen.  Das  „royaume  agricole"  des  Physio- 
kraten  aber  ist  ebenso  wenig  ein  „Staat",  wie  der  Thünen's:  beide 
sind  in  ihrer  theoretischen  Bedeutung  nichts  anderes  als  unsre 
abstracte  „Sozialwirtschaft"  unter  einer  einzigen  Modalität  aufgefafst 
und  geschildert.  — 


1)  Logik.     Deutsch  v.  Schiel.  II.   524. 

2)  Genau  übereinstimmend  damit  die  Definition  dei'  ,,Political  economy"  in  Ricar- 
d  o's  Vorrede."  Älinlich  diejenige  A.  Smiths',  die  sich  in  der  Überschrift  des  Buch  I. 
der  ,,wealth  of  nations"  findet. 

3)  Die  englische  Schule  setzte,  s.  c,  für  diese  ,, Services  producteurs"  die  gesell- 
schaftlichen Klassen,  in  deren  Verfügung  erstere  sich  befinden :  die  Grundbesitzer,  Ar- 
beiter ,  Unternehmer. 

4)  Knies,  S.  504. 
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Folgende  Einwände  sind  von  uns  zu  prüfen : 

1.  Unser  „Staat"  sei  kosmopolitisch. 

2.  Unsre  „Volkswirtschaft"  sei  atomistisch. 

3.  Unsre  „Rechtsordnung"  sei  kapitalistisch-individualistisch. 

4.  Unsre  „Gesellschaft"  sei  materialistisch. 

Gegen  alle  Einwände  gibt  es  nur  eine  Antwort:  unsere  fingierte 
„Gesellschaft"  ist  eine  rein  wirtschaftliche  Interessengesellschaft. 
Sie  ist  nichts  anderes  als  die  aus  der  Aufgabe  unserer  Wissenschaft 
unmittelbar  abzuleitende  Entfaltung  einer  Gesellschaft,  in  der  nur  ein 
Interesse,  ein  Bedürfnis:  das  wirtschaftliche  herrscht. 

Die  wirtschaftliche  Sozialtheorie  soll  ja  nur  die  eigenartige 
Kausalität  der  wirtschaftlichen  Sozial  weit  enthüllen. 

Realiter  steht  aber  diese  in  unlöslichem  Zusammenhang  mit  dem 
gesamt  sozialen  Sein:  darum  fingieren  wir,  als  ob  die  eine,  die  wirt- 
schaftliche causa  allein  die  Gesellschaft  bildete  und  bewegte,  als  ob 
einzig  der  wirtschaftliche  Zweck  in  ihr  waltete. 

Ohne  dies  methodologische  Hilfsmittel  wäre  eben  eine  causale  Er- 
kenntnis dieser  einen  Seite  des  sozialen  Seins  unmöglich^). 

Die  Differenz  zwischen  dem  methodischen  Verfahren ,  dessen  die 
wirtschaftliche  Sozialtheorie  sich  thatsächlich  bedient,  und  dem 
Bild,  welches  Knies  davon  gibt,  ist  zunächst  zu  präcisieren. 

Während,  so  viel  mir  bekannt,  alle  übrigen  Gegner  die  Hypothese 
der  freien  Concurrenz  nur  en  passant  und  recht  „cavalierement"  trak- 
tieren, ist  dieser  hervorragendste  Methodiker  der  „Lehre  von  den  Ent- 
wicklungsgesetzen" auch  der  einzige ,  welcher  in  systematischer  Dar- 
stellung und  Kritik  der  Methode  der  „abstrakten"  Volkswirtschaftslehre 
gerecht  zu  werden  versucht  2). 


1)  Aber  weil  sie  nur  die  eine  Seite  heraushebt,  ist  es  ebenso  unmöglich,  aus  ihr 
Konsequenzen  für  die  Volkswirtsehaftspolitik  abzuleiten. 

Hätte  die  ältere  Doktrin  nicht  diesen  Fehler  begangen ,  so  stände  auch  heute  ihre 
Älethode  noch  ebenso  theoretisch  unangefochten  da,  als  sie  praktisch  sich  erhalten  hat. 

Auch  Knies  wäre  wahrscheinlich  zu  einer  richtigeren  Würdigung  der  Abstraktion 
gelangt ,  wenn  ihm  nicht  immer  jene  fehlerhafte  Entscheidung  spezieller  Fragen  durch 
,, logische  Deduktion  aus  allgemeinen  Vordersätzen"  im  Sinne  läge,  die  er  S.  499  so  vor- 
treffllich  zurückweist. 

2)  Er  behauptet:  die  „abstrakt''  forschende  Volkswirtschaftslehre  ..  hat  ..  zum  Aus- 
gangspunct  und  gebraucht  als  andauernde  Stütze  eine  Reihe  von  ausgesprochenen  oder 
Stillschweigend  vorausgesetzter  Annahmen ,  die  ihr  als  unbedingt  und  stets  gleichmäfsig 
feststehend  gelten  und  sich  aus  der  allgemeinen  gleichen  Natur  der  sachlichen  Produk- 
tionsmittel und  der  für  wirtschaftliche  Erörterungen  als  nur  egoistisch  aktive 
Kräfte  einzustellenden  Menschen,  wohl  auch  aus  der  Selbstverständlichkeit  eines  bestimm- 
ten sozialen  Aggregatzustandes  und  einer  speziellen  Rechts-  und  Staatsordnung  ergeben. 

. .  So  hält  sich  Ricardo  . .  an  gewisse  mit  ganz  allgemeinen  Merkmalen  vorgewie- 
sene Grundverhältnisse  und  Grundkräfte,  von  denen  aus  er  deduziert  ...  In  Betracht  kom- 
men zun.ächst  als  immer  gleiche  Faktoren  der  Sachgüterproduktiou :  die  Grundstücke, 
welche  von  den  Menschen  nicht  vermehrt  werden  können  und  in  unterschiedlichen  Frucht- 
barkeitsklassen vorfindlich  sind,  das  Kapital  und  die  (Hand-)  Arbeit,  welche  von  per- 
sönlich freien  Menschen  gestellt  wird,  die  einen  notwendigen  Lebensmittelbedarf  und  eine 
überschüssige  Zeugungskraft  haben.  Diese  Arbeiter  ebenso  die  Grundbesitzer  und  Kapi- 
taleigenthümer  sind  erfüllt  von  dem  instinctiven  Trieb  nach  individuellem  Vorteil,  sind 
mit  aller  erforderlichen  Einsicht  begabt,  denselben  zu  erkennen,  wie  befähigt  ihn  zu  ver- 
folgen ,    und    haben    ein    natürliches  Aurecht  wie    auf   freie  Verwertung  ihrer  Kräfte  und 
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Dies  güliiigt  ihm  (htshiiib  niclil,  \v(;il  er  die  uhstrakte  Methode 
stets  im  Licht  des  K^foismus  und  Iiidividiiulismus  erblickt,  niemals 
das  Streben,  nur  die  wirtschaftliche  Kuusulität,  die  gesetzinäfsi- 
f^en  Aulserungen  des  wirtschaftlichen  Interesses  —  nicht  des 
Egoismus  —  /u  erforschen  herausfindet. 

Wir  stellen  die  iMensciien  nicht  als  „egoistisch  aktive  Kräfte"  ein ; 
sondern  der  Aufgal)e  der  wirtschaftlichen  Sozial  the(»rie  gcmiifs 
nelinum  wir  an,  dafs  sie  allein  durch  das  wi  r  tsch  af  1 1  iciie  Inter- 
esse bewegt  wiirden,  dafs  ein  Ei'eignis,  dessen  Wirkung  wir  a  j)ri(jri 
fornuilieren  wollen,  von  ihnen  imr  nach  seiner  wirtschaftlichen 
Jiedeutung  aufgefal'st  werde  und  nur  der  Mensch  als  „VV  ir  tschaf  ts- 
subjecf'  als  Produzent  oder  Konsument,  als  (jlied  eines  wirtschaft- 
lichen Verkehrsgesellschaft  darauf  reagiere. 

Der  soziale  Aggregatzustand,  die  spezielle  Rechts-  und  Staatsord- 
nung*), die  wir  unterlegen,  ist  keineswegs  „selbstverständlich"  im 
Sinne  eines  „natürlichen"  volkswirtschaftlichen  Zustandes ,  wie  er  aus 
dem  Naturrechte  des  Individualismus  fieduziert  ward. 

Aber  selbstverständlich  und  natürlich  ist  es,  dafs  unsre  Theorie 
ihre  Methode  zur  Analyse  der  sozialwirtschaftlichen  Kausalitätsverhält- 
nisse derart  wählt,  dafs  nur  die  sozialen  Phänomene,  welche  der  Er- 
klärung bedürfen  und  zugleich  allgemeine  Sätze  zulassen,  de- 
monstriert werden.  Beiden  Anforderungen  genügt  die  Hypothese  der 
„Verkehrsfreiheit". 

Die  „Güterverteilung"  aus  dem  Spiel  dieser  Konkurrenz  ist  uns 
durchaus  nicht  die  „natürliche",  sondern  sie  ist  —  wenn  unsre 
abstracte  Deduction  korrekt  ist  —  die  notwendige  Folge  eines  be- 
stimmten Ereignisses,  auf  welches  im  Zustand  der  „Verkehrsfreiheit" 
abstrakte  wirtschaftliche  Interessesubjecte  reagiert  haben. 

Wir  erkennen  den  Arbeitern,  Grundeigentümern  und  Kapitalisten 
kein  „natürliches  Anrecht"  des  freien  Mitbewerbs  zu,  sondern  wir 
nehmen  an,  dafs  sie  es  thatsächlich  ausüben  —  weil  nur,  wo  diese 
Annahme  thatsächlich  zutrifft,  socialwirtschaftliche  Phänomene 
der  Analyse  harren. 

Es  sind  nicht  „mit  ganz  allgemeinen  Merkmalen  vorgewiesene 
Grundverhältnisse  und  Grundkräfte"  '^),  von  denen  wir  deduzieren,  son- 
dern wir  demonstrieren  die  Kausalität  sozialwirtschaftlicher  Phänomene 


ihres  Giiterbesitzes ,  so  auf  den  Abschlufs  freier  Verträge  untereinander.  Indem  sie  im 
Verkehr  mit  einander  treten  ,  begründet  sich  die  Volkswirtschaft ,  in  welcher  die  Produ- 
zenten u.  Konsumenten  mit  Angebot  und  Nachfrage  einander  gegenübertreten  und  unter- 
einander konkurrieren.  Aus  dem  freien  Spielraum  für  instinktiv  verfolgte  Individual-In- 
teressen  ergeben  sich  notwendige  Preise  . . .  Auf  diese  Prei'jC  aber  gründet  sich  die  na- 
türliche Güterverteilung  in  Grundrenten,  Kapitalzinsen  und  Arbeitslöhnen  u.  s.  w.  (Knies 
a.  a.  O.  S.  498. 

1)  Vgl.  auch  Knies'  Skizzierung  der  mathematischen   Methode    S.  501. 

2)  Auch  Mill,  Logik  II.  583..  spricht  von  „einem  gewissen  allgemeinen  Zu- 
stand von  sozialen  Umständen",  ohne  zn  sehen,  dafs  dieser  Zustand  dadurch  durchaus 
bestimmt  ist  und  in  engster  logischer  Verbindung  mit  der  Aufgabe  der 
Wirtschaftswissenschaft  sich  befindet,  dafs  dieser  soziale  Zustand  eine  spezifisch 
wirtschaftliche  Gesellschaft  ist. 

Ebenso  unrichtig  meint  Sax,  S.  77,  dafs  „a"  society  —  nämlich  die  „gegenwärti- 
gen unsrer  Kulturvölker"  supponiert  werde. 
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an  einem  gesellschaftlichen  Zustande,  welcher  durchaus  bestimmte, 
nämlich  allein  wirtschaftliche  Merkmale  trägt. 

Noch  weniger  aber  ist  uns  jemals  der  Gedanke  gekommen,  als  ob 
dadurch,  dafs  diese  „schattenhaften  Wesen  der  Konkurrenz"  ')  in  Ver- 
kehr mit  einander  treten,  sich  die  „Volkswirtschaft"  begründe. 

Wir  kennen  nur  konkrete  Volkswirtschaften,  denen  der  Stem- 
pel des  Besonderen  durch  ihre  Geschichte,  ihre  Verfassung,  ihr  Recht 
und  ihre  Sitte  aufgedrückt  ist.  Unsre  abstract  wirtschaftliche  Sozial- 
welt macht  nicht  den  mindesten  Anspruch  auf  den  Titel  „Volkswirt- 
schaft", aber  sie  erfüllt  eine  methodologische  Funktion,  der  keine  ein- 
zelne konkrete  „Volkswirtschaft"  oder  deren  Summe  genügen  würde. 

Wir  stehen  hier  im  Kern  der  Kontroverse  und  gehen  nun  zu  den 
einzelnen  Einwänden  über.  Mit  dem  Schlagwort  der  „Volkswirtschaft" 
hat  theoretisch  und  praktisch  die  herrschende  Richtung  die  „Privat- 
wirtschaftslehre" und  den  kosmopolitisch-atomistisch-individualistisch- 
materialistischen  „Smithianismus"  besiegt. 

Merkwürdigerweise  fehlt  in  Knies'  Darstellung  der  abstrakten  Me- 
thode ein  Moment,  welches  sonst  als  wirksamste  Angrififswaffe  gegen 
uns  dient:  die  Welt,  welche  wir  zu  Grude  legen,  wird  nicht  als  „kos- 
mopolitisch", nicht  als  „staatenlos"  characterisiert. 

Dagegen  finden  wir  diesen  Vorwuf  bei  Schmoller.  Er  sagt: 
„Durch  das  vorausgeschickte  abstrakte  Bild  eines  staatenlosen 
Handels,  der  die  gröfste  Ersparnis  an  Produktionskosten  erzeugt, 
entsteht  der  Schein,  als  ob  ein  solcher  jemals  existiert  habe"  2). 

Uns  scheint,  dafs  die  historische  Schule  diesen  Mangel  selbst  erst 
in  die  Theorie  eingezeichnet  und  sie  dann  deswegen  getadelt  hat. 

Die  wirtschaftliche  Sozial  theorie  kümmert  sich  weder  um  Frei- 
handel, noch  um  Schutzzoll,  sondern  stellt  die  Wirkungen  des  freien 
Verkehrs  auf  die  Sachgüter-Produktion  und  Verteilung  in  einer  wirt- 
schaftlichen Gesellschaft  dar,  ohne  an  die  Verhältnisse  einer  bestimm- 
ten Volkswirtschaft  zu  denken. 

Ein  staatenloser  Handel  wird  nicht  geschildert:  an  einem 
staatslosen  wird  demonstriert! 

Das  Moment  des  „Kosmopolitismus"  ist  von  den  praktischen  Po- 
stulaten  der  Freihandelsschule  auf  die  Methode  der  theoretischen  Ab- 
straktion übertragen  worden,  ohne  dafs  die  Gegner  sich  bewufst  ge- 
worden wären,  dafs  unsre  wirtschaftliche  Sozialwelt  ebenso  wenig  kos- 
mopolitisch als  national^)  gefärbt  ist.  Sie  hat  nur  einen  Charakter: 
sie  ist  eine  rein  wirtschaftliche  Gesellschaft. 


1)  G.  Cohn,  Bedeutung  der  Nationalölioiiomie  und  Stellung  derselben  im  Kreise 
der  Wissenschaften. 

2)  Schmoller  a.  a.  O.  S.   1385. 

3)  Ich  gebe  hier  eine  Stelle  A.  Smith's  wieder,  welche  zeigt,  wie  derselbe  in  einem 
der  wichtigsten  Probleme  des  Verkehrslebens  die  Macht  des  volkswirtschaftlichen ,  na- 
tionalen Zusammenflusses  sehr  wohl  erkannt  hat:  ,,die  Heimat  .  ist  .  .  der  Mittelpunkt, 
wenn  ich  so  sagen  darf,  den  die  Kapitalien  der  Einwohner  fortwährend  umkreisen  und 
dem  sie  stets  zustreben  ,  wenn  sie  auch  durch  besondere  Ursachen  von  demselben  zu 
Gunsten  einer  entfernteren  Beschäftigung  zuweilen  abgewendet  und  abgcstofsen  werden" 
(B.  IV,    Kap.  2).      Die    bekannte,    den  ,, Kosmopolitismus"    des    Kapitals  hervorhebende 
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Das  aiigcl)lich  „staatenlose",  „kosmopolitisclie"  15iM  dient  ebenso 
/,ur  Analyse;  des  internationalen  als  des  inner n  nationalen  Ver- 
kehrs. Wenn  man  will ,  so  kann  man  dieses  methodiseiie  Verfahren 
eher  als  Zuj^rundelegun«,'  eines  „isolierten  Staates"  ' ),  in  dem  aber 
der  Staat  nicht  in  den  Verkehr  eingreift),  charakterisieren,  als 
eines  „kosmopolitischen". 

Unsere  kausale  Analyse  der  Phänomene  des  freien  Verkehrs  bleibt 
gleich  notwendig  und  w(;rtvoll,  ob  nun  das  System  der  chinesischen 
Mauer  oder  des  absoluten  Freihandels  in  der  Wirklichkeit  des  volks- 
wirtschaftlichen Lebens  besteht. 

Unsre  Kausal  form  ein  sind  abstrakt;  aber  auf  welchem  andeiii 
"Wege  man  die  komplizierten  Bewegungen  des  realen  Wirtschaftslebens 
rascher  zum  Verständnis  bringen  könne,  als  auf  dem  unsern,  hat  noch 
niemand  klargestellt.  — 

Unsre  „Volkswirtschaft"  sei  „atom  istisch",  sagt  man  weiter. 

Weil  sich  die  Gegner  von  der  \'erwechlung  der  Aufgabe  der 
wirtschaftlichen  Sozial  theorie  mit  dem  Ziel  einer  bis  heute  noch 
sehr  problematischen  „generellen"  ökonomischen  Politik  nicht  loslösen 
können,  verkennen  sie  in  diesem  Punkte  unsre  Methode  genau  ebenso 
wie  in  jenem  eben  erledigten. 

Wäre  der  Zustand,  den  wir  fingieren,  „atomistisch",  so  träfe  prin- 
zipiell kein  einziger  unsrer  Lehrsätze  zu :  vielmehr  sind  die  abstrak- 
ten „Gesetze"  der  theoretischen  „political  economy"  —  die  eben  nichts 
weniger  als  „political"  ist  —  abgeleitet  aus  und  nur  gültig  für  einen 
Zustand  engsten  wirtschaftlichen  Zusammenschlusses 
aller  der  Wirtschaftssubjekte,  welche  durch  ihre  Ver- 
kchrsakte  die  Phänomene  verknüpfen. 

Es  gibt  keine  „Volkswirtschaft",  welche  einen  so  verschlungenen 
wirtschaftlichen  Organ i  sm US  bildete  als  die  sogenannte  „atomisierte 
privatwirtschaftliche  Erwerbsgesellschaft"  ^)  der  Theorie,  denn  in  kei- 
ner ist  jene  abstrakte,  methodologisch  notwendige  Scheidung  der 
wirtschaftlichen  Gesellschaft  in  drei  „vollständig  getrennte"  Klassen'*) 
(Grundbesitzer,  Kapitalisten,  Arbeiter)  verwirklicht,  als  deren  Konse- 


Äufserung:  „ein  Kaufmann  ist  ..  nicht  notwendig  Bürger  eines  bestimmten  Staates'' 
(B.  III,  Kap.  4)  steht  mit  jener  ei-sten  deshalb  nicht  in  Widerspruch,  weil  Smith  hier  nur 
von  der  relativ  gröfseren  Sicherheit  des  im  Boden  steckenden  gegenüber  dem  Handeis- 
kapital für  die  Volkswirtschaft  spricht.  Ricardo  (Kap.  7,  S  106)  bespricht 
ebenfalls  den  ,, Nationalismus"  des  Kapitals ,  ganz  im  Sinne  jener  ersten  Stelle  von 
A.  Smith.  —  Vgl.  die  Bemerkungen  über  ,,den  Grund  der  verschiedenen  Tauschwerte 
des  Geldes  in  den  verschiedenen  Ländern"   (S.   114). 

1)  Ricardo  (Kap.  7,  Übers,  v.  Baumstark,  S.  105):  ,,Die  nämliche  Regel,  welche 
den  gegenseitigen  Tauschwert  der  Güter  in  dem  einen  Lande  regelt ,  bestimmt  keines- 
wegs auch  den  gegenseitigen  Tauschwert  der  Waren ,  welche  zwischen  zwei  oder  meh- 
reren Ländern  eingetauscht  werden". 

2)  Sollte  die  analysierende  Theorie  die  Eingriffe  und  die  Einflüsse  des  Staats  auf 
das  wirtschaftliche  Leben  berücksichtigen,  so  müfste  sie  wohl  z.  B.  so  viele  Lehren  von 
den  Wechselkoursen  ausspinnen,  als  es  rechtliche  Ordnungen  des  Wechselverkehrs  giebt. 
Vgl.  meinen  Aufsatz:    Z.   f.  d.  ges.  St.   1883,  S.   62—77. 

3)  Wagner,  Volkswirtschaftslehre   I,   173. 

4j  Ricardo,  Vorrede.  —  Mill,  Logik  II,  523. 
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quenz  eine  gegenseitige  Abhängigkeit,  ein  gegenseitiges 
Bedürfen  erscheint,  welches  das  polare  Gegenteil  des  „Atomismus" 
bildet»). 

Nachdem  Ricardo  —  bei  dem  infolge  des  rein  theoretischen  Ziels 
die  Methode  klarer  hervortritt  als  bei  A.  Smith  —  die  Begriffe  2) 
des  Tauschwertes,  des  Kapitals,  des  Zinses,  welche,  historisch  betrach- 
tet, eben  schon  vor  der  Bildung  des  ersten  Staates  und  seiner  „Volks- 
wirtschaft", ebenso  wie  vor  der  Bildung  irgend  eines  sozialwirtschaft- 
lichen Organismus  vorkommen,  an  den  einfachsten  Erscheinungen  des 
Verkehrs  klargestellt  hat,  weil  keine  andere  Möglichkeit  der  De- 
monstration dieser  schwierigen  Begriffe  besteht  als  ihre  Loslösuug  aus 
der  empirischen  Komplikation,  in  der  wir  ihnen  im  geschichtlichen 
Leben  begegnen,  legt  er  sofort  bei  Entwicklung  der  „Gesetze"  des 
Tauschwertes  u.  s.  w.  eine  hochentwickelte,  arbeits-  und  besitzteilige 
„Gesellschaftswirtschaft"  (Rodbertus)  unter.  Bei  Demonstration  des 
Wesens  der  Differential-Bodenrente  und  der  Gesetze,  welche  sie  beherr- 
schen, geht  er  von  dieser  „Gesellschaftswirtschaft"  aus,  da  im  Gegen- 
satz zu  Wert,  Kapital  und  Zins  die  „Rente"  ein  soziales  Phänomen 
ist,  welches  erst  in  einem  organisch  gegliederten  Wirtschaftsganzen  zur 
Erscheinung  kommt,  den  Markt  und  seine  Preisbildung  voraussetzt^). 

Fragen  wir  uns  nun,  wie  es  kommt,  dafs  diese  unrichtige  Cha- 
rakterisierung des  von  der  Theorie  als  Demonstrationsbasis  gewähl- 
ten ZuStandes  auch  von  Gelehrten  gebraucht  wird,    welche  derselben 


1)  Es  ist  durchaus  richtig,',  wenn  K.  Thomas  in  seiner  „psychologischen"  Wert- 
lehre sich  sträubt  gegen  die  Werturteile,  welche  die  Jäger  und  Fischer  R  i  c  a  r  d  o's  über 
den  Tauschwert  ihrer  Hirsche  und  Lachse,  Felle  und  Biber  fäUen.  Für  jenen  Naturzu- 
stand gilt  seine  Bemerkung,  dafs  ,, etwas  dem  Hunger  ähnliches  ..  der  motivierende 
Grund  des  Tauschwertes  und  dessen  Regulator"  ist. 

tJber  die  methodologische  Bedeutung  dieser  „Jäger''  u.  s.  w.,  s.  jedoch  unsere  Ausfüh- 
rungen oben  im  Text. 

2)  Sax  (S.  16,  Anm.  2)  wendet  gegen  meine  ,,SozialwirtschaftsIehre"  ein  —  neben- 
bei bemerkt  stammt  die  Definition  und  der  Inhalt,  den  er  derselben,  hier  scheinbar  meine 
Ansicht  referierend  ,  anweist ,  von  N  e  u  m  a  n  n  ,  mit  dem  ich  ziemlich  übereinstimme  — 
dafs  solche  ,, ökonomische  Kategorien,  wie  Gut,  Wert,  Kapital"  nicht  blos  in  den  ,,Be- 
ziehungen  der  Einzelwirtschaften",  also  in  meiner  ,, Sozialwirtschaft",  sondein 
ebenso  ,,in  einer  isolierten  Singularwirtschaft,  wie  in  einer  kommunistischen 
Wirtschaft"  wirksam  würden. 

Die  Bildung  der  Begriffe  soll  aber,  vgl.  me  in  e  Sclirift  ,,Übcr  das  Verhältnis  der 
Volkswirtschaftslehre  zur  S  o  z  ial  w  i  r  t  sc  ha  f  t  sl  eh  r  e"  (S.  9)  in  der  grundlegenden 
,,W  i  r  t  s  c  h  a  ft  sie  h  r  e"  erfolgen.  Die  S.W.L.  hingegen  ist  eine  Gesellschaftswissen- 
schaft, sie  untersucht  nur  die  Phänomene  der  Gesellschaft,  welche  in  der  isolier- 
ten Wirtscliaft  ebenso  fehlen  wie  in  der  kommunistischen,  in  welcher  der  Staat  die  Ge- 
sellschaft absorbiert  hat. 

Betr.  der  isolierten  Wirtschaft  (den  ,, Zustand  des  vollendeten  Individualismus")  vgl. 
Rodbertus,  Kapital,  S  72:  ,,Der  nationalökouomische  StoiT  entwickelt  sich  erst  aus 
der  Teilung  der  Arbeit". 

3)  Von  einer  Anzahl  isolierter  Produktionswirtschaften  wird  jede  einzelne  infolge  der 
verschiedenen  Fruchtbarkeit  bei  gleichem  Kostenaufwand  ein  verschieden  hohes  Rein-Ein- 
knmnien  beziehen,   ohne  aber  irgend  einen  Eintlufs  auf  die  übrigen  Wirtschaften  zu  äussern. 

Erst  im  Zustand  des  wirtschaftlichen  Zusammenschlusses  wird  diese  tatsächliche  Dif- 
ferenz der  Mühe  und  des  Lohns  zu  einem  sozialen  Agens,  desseu  Phänomene  zu  analy- 
sieren eine  der  schwierigsten  Aufgaben  der  Theorie  —  und  zugleich  ein  Problem  von 
fundamentalster  Wichtigkeit  für  die  Praxis  bildet. 

N.  F.  Bd.  IX.  16 
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Methode  Üicorctisclier  Erkenntnis  liuldij^en,  so  ist  es  wieder  jene'S  chro- 
nische Übel  im  kurzen  Lehen  uns(.'rer  Wissenschaft:  die  Verquickunt; 
von  Theoiie  und  l'i'axis,  wtiiche  di(!seiii  Vorwiiil'  des  ,,AtMnii>iuns''  (h;n 
Schein  der  lierechti^iiiig  verliehen   hat. 

Der  V  0  I  ks  w  i  I- Isch  uft ,  dem  Staate  ^c^^enübiir ,  weicher  in 
s(!iner  VVirtschat'tsi)olitik  die  kollektiv(!n  Interessen  des  „organisierten 
oder  durch  staatliche  VVirtschaftsmasni^'eln  zur  Einheit  verhundenen'"  ') 
Volkes  zum  Ausdruck  zu  bringen  hat,  sind  die  Sinj^u  larwir  t- 
sch alten,  aus  deren  steten  Verkehrs-  und  Tauschljeziehungen  der 
Süz  ialwirtschaftl  iche  Organismus'-)  herauswächst,  aller- 
dings zentrifugale  Atome,  welche  bald  dem  Wohh;  des  (ianzen  kon- 
form, bald  in  schrollcm  Gegensatz  zu  demselben  ihre  wirtschaftlichen 
Interessen  Verfolgern. 

Trat  hier  der  „Einseitigkeit  der  a  t  omistisch  en  Auffassung 
der  riiysiokraten  und  der  Freihändler  (Smitirsche  Schule)  ..  die  or- 
ganische Auffassung,  die  jetzt  die  wissenschaftlich  herrschende  ist"') 
entgegen,  so  bin  ich  der  letzte,  der  dies  beklagt. 

Aber  mit  ihrem  Begrifle  der  „organischen  Volkswirtschaft" 
monopolisiert  die  herrschende  Richtung  den  Charakter  des  ,, orga- 
nischen" —  darin  liegt  ihr  Fehler.  Sie  blickt  verächtlich  herab  auf 
die  „Privatwirtschaftslehre",  welche  ei)enso  einen  sozialen,  durch 
die  einzige  Causalität  der  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  oder  Interes- 
sen gebundenen  —  abstrakten  —  Organismus  analysiert,  wie  die 
„Volkswirtschaftslehre"  die  historischen,  auf  einer  überall  verschie- 
denen Ursachen  g  es  am  m  thei  t  beruhenden,  ei  nzel  staatlichen  Or- 
ganismen')  untersucht  mit  der  Aufgabe,  nicht  eine  causale  Analyse 
der  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  sondern  „die  Verwirk- 
lichung des  Prinzips  der  Wirtschaftlichkeit  in  der  Volkswirtschaft"-'') 
darzulegen. 

Wir  müssen  bei  diesem  Punkte  etwas  länger  verweilen,  da  in  der 
Klarheit  über  die  Unterschiede  des  Begriifs  „Volkswirtschaft"  von  dem 
Begriti  „Sozialwirtschaft"  die  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  zweier 
Wissenschaften  und  zweier  Methoden  eingeschlossen  ist. 


1)  Wa^Mier  a.  a.  O.     I.  57. 

2)  Soziahvirtschaft  nennen  wir  den  Organismus,  der  sich  bildet  sobald  eine  Gruppe 
von  Einzehvirtsehaften  in  regelmässige  Verkehrsbe/.ieluiugen  zu  einander  getreten  (s.  Z. 
f.  d.  ges.  Stw.  1883.  S.S.)  Um  jede  einzelne  Singularwirtscbaft  schliefst  sich  ein  so- 
zialwirtschaftlicber  Kreis,  welcher  aus  allen  den  Einzelwirtschaften  besteht, 
mit  denen  sie  zur  Befriedigung  ihrer  materiellen  Bedürfni.-.se  in  regelmäfsigem  Verkehr,  d.  h. 
in  gegenseitiger  wirtschaftlicher  Abh.ängigkeit  —  als  Produzent  oder  Konsument  —  sich 
befindet.  Es  wird  kaum  zwei  Einzelwirtschaften  geben,  welche  genau  einem  und  demsel- 
ben sozialwirtschaftlichen  Kreis  angehören.  Je  nachdem  sich  der  Kreis  der  Bedürfnisse 
einer  Wirtschaft  erweitert  und  verengt ,  vermehrt  oder  vermindert  sich  die  Zahl  der 
sozialwirtschaftlichcn  Kreise,  in  deren  wirtschaftliche  Phänomene  dieselbe  (die  Wirtschaft) 
verwickelt  ist.      Vgl.  meine  Schrift   ,,Über  das  Verhältnis  u.   s.   w.'-   S.    66. 

3)  Wag-ner  ebend. 

4)  Über  die  Abstraktionen,  auf  welchen  auch  dieser  Begriff  eines  Organismus  be- 
ruht: Wagner  a.  a.   O.  S.   58. 

5)  In  diesen  Worten  ist  bei  Wagner  I.  59  Anm.  5  die  Identität  der  ,, allgemeinen 
Volkswirtschaftslehre"  mit  der  Theorie  der  Volkswirtschaftspolitik  ausgesprochen.  Vgl. 
uuteu  S.  233. 


Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtschaftswissenschaft.  227 

Die  Causalität  der  Sozialphänomene  ist  in  den  konkreten  Volks- 
wirtschaften,  auf  deren  historischem  Boden  sie  sich  in  Wirklichkeit 
abspielen,  eine  überaus  komplizierte.  Die  wirtschaftliche  Sozial- 
theorie vereinfacht  sich  ihre  Analyse,  indem  sie  die  ewig  variable 
Verumständung  und  die  ewig  variablen  Charaktere  der  Individuen, 
welche  auf  wirtschaftlich  relevante  Vorgänge  reagieren,  aufser  Rech- 
nung setzt  und  die  Phänomene  allein  unter  gewissen  abstrakten  Hy- 
pothesen analysiert  oder  deduziert. 

So  sicher  es  ist,  dafs  jede  konkrete  Volkswirtschaft  ein  „staat- 
lich einheitliches,  organisches  Ganze",  eine  besondere  Causa  „höherer 
Ordnung"  bildet,  die  man  kennen  muls,  um  die  konkreten  Phänomene 
historisch  zu  verstehen  und  um  eventuell  praktisch  in  dieselben 
eingreifen  zu  können,  so  sicher  ist  es  auch,  dafs  in  jeder  konkreten 
Volkswirtschaft  und  über  ihre  Grenzen  hinaus  ein  Netz  von  sozial- 
wirtschaftlichen Kreisen  ^)  gebreitet  und  ein  System  sozialwirtschaft- 
licher Abhängigkeit  ausgespannt  ist,  welches  zwar  in  jeder  konkreten 
Volkswirtschaft  von  Staat,  Recht,  Sitte,  Religion  modifiziert  wird, 
aber  doch  soweit  die  wirtschaftliche  Interessenbindung, 
der  sozialwirtschaftliche  Organismus,  reicht,  einer  selbständigen  Cau- 
salität gehorcht  und  deren  Phänomene  ihre  Causa  in  der  Existenz, 
Gestaltung  und  zuitweiseu  Veränderung  dieses  Organisnms  haben. 

Diese  Causalitätsreihen  zu  analysieren  ist  die  Aufgabe  der  wirt- 
schaftlichen Sozial  theorie. 

Volkswirtschaft  und  Sozialwirtschaft  sind  aber  im  Streit  der  Schu- 
len so  in  einander  geschoben ,  dafs  schliefslich  keiner  dieser  Begriöe 
zum  klaren  Ausdruck  gelangt. 

Es  ist  der  Fehler  der  älteren  Definitionen  der  „Volkswirtschaft" 
dieselbe  als  ein  „Aggregat  von  Einzelwirtschaften"  (Hermann),  als 
„Inbegriff  der  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  aller  einem  Staate  an- 
gehörigen  Personen"  (Rau)  zu  charakterisieren.  Ebenso  wenig  wird 
Menger  dem  Begriff  der  „Volkswirtschaft"  gerecht.  Seine  Defini- 
tion derselben  als  „soziale  Form  der  menschlichen  Wirt- 
schaft"^),  welche  auf  die  Bestrebungen  der  Siugularwirtschaf - 
ten  als  deren  Resultate  zurückzuführen  sei,  übersieht,  dafs  aus  ihrer 
wenn  auch  intensivsten  Sozialisierung  niemals  das  Gebild  der  „Volks- 
wirtschaft" hervorgehen  könnte,  welches  die  herrschende  Richtung 
in  vollstem  Recht  in  begrifflichen  Gegensatz  zu  dieser  noch  so  eng 
verschlungenen  wirtschaftlichen  Individualinteressen-Gesellschaft  setzt. 

Aber  diese  Richtung  ist  wieder  im  Unrecht  darin,  dafs  sie  die 
Analyse  sozialer  Wirtschaftsphänomene  an  diese  konkreten  Volkswirt- 
schaften bindet. 


1)  S.   die  Definition  in  Anm.   2,     S.   22G. 

2)  Menger  a.  a.  O.  S.  237.  Audi  Sax  (S.  48)  spriclit  von  den  ,, sozialen  und 
somit  den  voMcswirtschaftliclicn  Ersclieinungen"  —  wir  wollen  den  Hogriff  des  sozialen 
bescliränken  auf  die  ,, freien"  liezieliungen  der  Menschen,  welche  auch  nach  Sax  S.  57 
,, die  Gesellschaft"  im  engern  Sinne  des  Wortes  ergeben  ..  ,, im  Gegensatz  zu  den  Kol- 
lektivgebihlen,  wälncMid  letztere  in  der  weitern  Hedeutung  jenes  Wortes,  in  welcher  man 
den  Staat  als  die  „organisierte  Gesellschaft"  zu  bezeichnen  pflegt,  inbegrif- 
fen sind". 

16* 
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Sio  übcrsioht  damit,  dals  diese  PhiiiioiiicrK!  ein  sell)st;indif;es  Le- 
ben haben. 

Machen  wii'  nnsdcüi  llntci'schied  des  (yansalisnius  an  i"i)l;;iMideni  khir: 

In  Jeder  der  ein/ehusM  konkreten  Volkswiitschalieii  wirkt  intol^'e 
der  Verschiedenheit  des  Volkscharakters,  d(;r  Institiiti<jiien,  des  WOhl- 
stand(!s,  des  (irades  wirtschaltliclier  Intelli^'en/  u.  s.  w.  eine  Krisis 
durchaus  verschieden.  Die  „volkswirtschaftliche"  ist  eine 
überaus  koin  pl  exe  Causa  und  ihre  Wirkunj^  auf  und  VVechselwirkunj^ 
mit  einer  Krisis  deingeiuäls  ebenso  konij)lex.  Um  das  konkrete  l'hil- 
nomen  vorauszusehen,  welches  infolge  der  Krise  sich  entwickelt,  Ije- 
darf  es  der  (leschichte  und  Statistik,  der  Kenntnis  des  Ileciits  und 
der  Sitten ,  welclie  die  „Lehre  von  den  Entwicklungsgesetzen"  der 
Volkswirtschaft  und  der  Volkswirtscliaften  vermitteln  will.  Die  ge- 
schichtlich nationale  Sonderart  der  Staatsindividualitäten  ist  sicher- 
lich eine  im  Wechsel  dauernde  Causa,  welche  —  wenn  bekannt  — 
die  Ableitung  der  Wirkung  a  priori  gestatten  würde.  Dafs  über- 
hau])t  Ivrisen  entstehen  ist  sicher  ebenso  in  strikten  Causalzusammen- 
liang  mit  der  geschichtlichen  Sonderart  und  Entwicklungsstufe  der 
einzelnen  Volkswirtschaften. 

Nun  aber  zeigt  sich  bei  näherer  Betrachtung,  dafs  keineswegs, 
wie  man  nach  der  ausschliefslichen  Betonung  dieser  Organismen 
durch  die  herrschende  Richtung  vermuthen  möchte,  eine  Krisis  jede 
einzelne  „Volkswirtschaft"  als  Ganzes  ergreift,  und  dafs  ferner  trotz 
der  historisch-nationalen  Sonderart  in  verschiedenen  Volkswirtschaften 
ganz  ähnliche  Phänomene  (Veränderungen  in  den  Waarcnpreisen,  Löh- 
nen, Zinsfufs  u.  s.  w.)  sich  zeigen. 

Diese  an  die  volkswirtschaftlichen  Einheiten  nicht  gebun- 
denen Erscheinungen  deuten  auf  eine  unabhängige  Causalität,  welche 
sich  im  Gegensatz  zu  jener  —  im  letzten  Grunde  auf  die  staat- 
liche ^  Sonderart  basierten  —  volkswirtschaftlichen  Causalität  er- 
giebt  als  bedingt  durch  die  Sonderart  (Gestalt  und  Litensivität)  der 
gesellschaftlichen  Bindungen,  welche  das  wirtschaftliche 
Interesse  der  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  e  n  k  n  ü  j)  f  t.  Das  Ver- 
hältnis, in  dem  Volkswirtschaft  und  Sozialwirtschaft  zu  einander  stehen, 
müssen  wir  hier  kurz  präzisieren. 

Sie  unterscheiden  sich  in  den  mannigfachsten  Beziehungen  —  sie 
gleichen  sich  darin,  dafs  sie  beide  Organismen  sind. 

Der  wichtigste  Unterschied ,  aus  dem  sich  alle  übrigen  als  Kon- 
sequenzen ergeben,  liegt  in  der  Verschiedenheit  des  Grundes,  welcher 
diese  Organismen  bildet,  ändert  und  auflöst. 

Die  Volkswirtschaft  wird  durch  den  Staat,  durch  seine  Zwecke, 
seine  Mittel  geschaffen,  begrenzt,  beeinflufst.  Die  Sozialwirtschaft-) 
wird  durch  das  wirtschaftliche  Interesse  der  Individuen  gebildet. 


1)  Der  tiefste  Grund  für  diese  heute  herrschende  ausschliefsliche  Hervorhebung  des 
Staats  als  -wirtschaftlichen  Caiisalfaktors  liegt  in  der  notwendigen  Reaktion  gegen  die 
frühere  Richtung,  welche  ausschliefslich  die   Gesellschaft  sah. 

Früher  strich  tnan  den  „Staat"  aus  der  „Gesellschaft"  —  heute  identifiziert  mau 
theoretisch ,  und  theils  möchte  man'  es  auch  praktisch  den  Staat  mit  der  Gesellschaft. 

2)  Sehr  richtig  hat   A.  Wagner  (Z.  f.  d.  ges.  St.W.  1883.    S.  771)    gegen  diesen 
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Die  Gestalt  der  Volkswirtschaft  wird  durch  die  Gesetze  der  Staats- 
gewalt, durch  Recht  und  Sitte  bedingt.  Die  Gestalt  der  Sozialwirt- 
schaft  durch  den  Grad  der  Arbeitsteilung,  die  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs, die  Intensität  des  gegenseitigen  Bedürfnisses. 

Die  Volkswirtschaft  erweitert  und  verengt  ihre  Grenzen  mit  de- 
nen des  Staates ,  die  Sozialwirtschaft  folgt  den  Kreisen ,  welche  das 
Tauschbedürfnis  zieht.  Sie  kann  mit  der  Gemarkung  einer  Dorfge- 
meinde abschliefsen  —  sie  kann  die  gesamte  menschliche  Gesell- 
schaft umfassen.  Daher  erstrecken  sich  die  Phänomene,  welche  ihren 
Grund  haben  in  dem  Bestehen  dieser  „einheitlich  organisierten  und 
staatlich  geeinten"  Volkswirtschaften,  so  weit  diese  Organisation  und 
Einheit  besteht.  Die  Phänomene,  welche  der  Reaktion  der  Singular- 
interessen auf  wirtschaftlich  relevante  Ereignisse  entspringen,  äufsern 
ihre  Wirkungen,  soweit  als  dieses  Reagieren  der  einen  Singularwirt- 
schaft das  wirtschaftliche  Interesse  anderer  anfacht,  d.  h.  so  weit  sie 
mit  andern  Singularwirtschaften  in  regelmäfsigen  Verkehrsbeziehungen 
steht. 

Die  Dauer  der  Volkswirtschaft  fällt  mit  der  des  Staates  zusam- 
men —  die  der  Sozialwirtschaft  mit  der  Dauer  des  Verkehrs  zwischen 
den  Singularwirtschaften,  welche  sie  bilden. 

Hat  in  der  erstem  jedes  Glied  des  Organismus  Teil  an  der  dauern- 
den Sonderart  und  an  den  wechselnden  Schicksalen  des  Volksganzen, 
so  ist  in  der  letzteren  alles  flüssig  und  der  Einzelne  ist  nur  so  lange 
abhängig,  als  er  in  seinem  wirtschaftlichen  Streben  sich  in  eine  frei- 
willige Solidarität  mit  andern  Wirtschaften  begeben  hat.  Aber  so 
lange  er  als  Produzent  oder  Konsument  von  Nutzgütern  oder  -Leistun- 
gen zielbewufst  für  Andere  arbeitet  oder  regelmäfsig  der  Produkte 
anderer  Wirtschaften  bedarf,  ist  er  organisches  Glied  einer  Interessen- 
gesellschaft. 

Ebenso  wie  die  Volkswirtschaft  kein  mystisches  Wesen  ist, 
welches  noch  neben  der  Summe  der  Singularwirtschaften ,  aus  denen 
sie  besteht,  Existenz  hätte,  ist  die  Sozialwirtschaft  gleich  einer 


Ausdrnck  eingewendet ,  dafs  man  „nach  dem  üblichen  Sprachgebrauch  an  etwas  anderes 
denken"  wird  als  ich  darunter  verstehe.  Aber  ebenso  liefse  sich  doch  wohl  gegen  den 
Betriff  „Volkswirtschaft"  einwenden  ,  dafs  die  verschiedenen  Autoren  über  seinen  Inhalt 
durchaus  divergieren.     Man  vergleiche  nur  Wagner,  Röscher  und  Menger. 

In  der  Theorie  und  ebenso  in  der  Praxis  ist  die  „Volkswirtschaft"  zu  einem  Schlagwort 
geworden,  welches  die  herrschende  Richtung  der  altern  ,,Pr  i  v  at  wi  r  t  s  ch  af  ts  1  e  h  r  e" 
entgegenschleudert.  Diese  letztere  —  tendenziöse  —  Bezeichnung  wollte  ich  durch  eine 
andere  ersetzen ,  welche  den  Sachverhalt  objektiv  kennzeichnet  und  den  Unterschied  in 
einem  Worte  schlagend  zusammenfafst  —  ich  hätte  auch  „Verkehrsgesellschaftswirt- 
schaft"  sagen  können,  wäre  das  Wort  nicht  zu  unbeholfen. 

Bei  Rodbertus  (Das  Kapital)  findet  sich  in  gleichem  Sinne  ,, Gesellschaftswirt- 
schaft", „Vcrkehrsgesellschaft",  häufig.  Genau  mit  meiner  ,,Sozialwirtschaftslehre"  deckt 
sich  Wal  ras'  ,, Theorie  de  la  richesse  sociale". 

Betreffs  meines  Ausdrucks  sagt  M.Block  (Journal  des  econ.  1883.  Juillet  S.  69): 
,,je  Uli  sais  gre  en  tout  cas  d'avoir  fait  justice  du  mot  ,, Privatwirtschaft"  economie  privee. 
Ce  mot  etait  tendancieux,  et  pour  ma  part,  je  trouve  l'expression  d'^conomie  sociale 
dans  le  sens  de  Mr.  Dietzel  comme  bien  preferable ,  mais  je  ne  puis  pas  me  dccider 
encore  ä  dire  que  c'est  la  seule  exacte". 


230  "   i>i.;ti.ci, 

Stimme  von  Sin^aihirwirtschaftcii.  Ab(;r  in  Ijcidcn  I'iillcii  sind  die 
Summen  def  Individneii  zn  or^iuiisclien  (iebiiden  eiji;enurtiger  Cuu.su- 
litüt  j^evvorden. 

Machen  wir  uns  das,  was  wir  unter  soziulwirtscliaftlicher  Causa- 
lität  verstehen ,  noch  an  eini^^en  konkreten  lieispieh^n  klar. 

Wenn  Jeniund  /.  H.  Kutiee  kauft  oder  verkauft,  so  steht  seine 
Individualwirtschuft  in  Iliihe  des  Anteils  dieses  Produkts  um  Kin- 
naiimc-  oder  Ausgabekonto  —  unter  dem  luntlufs  aller  Verunderuiigen 
des  so/,iulen  \Virtscliaftsgan/en,  welches  Produzenten,  Ilutidler  und  Kon- 
sumenten dieser  Ware  miteinander  ijilden.  Die  Verundi;ruiigen  des 
Preises,  den  der  Konsument  bezahlen  mul's,  der  Produzent  erhalten 
kann,  bringen  ihm  dies(!  Zugehörigkeit  und  Abhängigkeit  zum  Bewufst- 
sein.  Die  Möglichkeit,  die  „Gesetze"  dieser  Krsch(iinungen  zu  be- 
greifen, findet  er  in  der  wirtschaftlichen  Sozialtheorie. 

Sobald  er  sich  aus  den  Tauschbeziehungen ,  aus  dem  wirtschaft- 
lichen Verkehr,  losgehest  hat,  braucht  er  die  Theorie  nicht  mehr  und 
ebenso  gehen  i)raktisch  die  wechselvollen  Ereignisse  des  sozialwirt- 
schaftlichen Lebens  auf  diesem  Gebiete  spurlos  an  ihm  vorüber,  wäh- 
rend seine  „volkswirtschaftliche"  Abhängigkeit  bleibt. 

Wer  Kapital  darleihen  oder  borgen  will,  steht  ebenso  unter  dem 
„Gesetz",  welches  die  Höhe  des  Zinses  in  dem  Kreise  der  Leiher  und 
Borger  fixiert  hat,  in  welchen  seine  diesbezüglichen  Verkehrsakte 
eingreifen.  Aber  die  Art,  wie  sich  die  „Kapitalien-Tauschgesellschaft" 
bildet  und  die  gesetzmäfsigen  Erscheinungen,  welche  das  Bestehen  die- 
ser Gesellschaft  erzeugt,  weichen  etwas  von  denen  ab,  die  der  Kon- 
sument oder  Produzent  der  Waare  „Kaffee"  beobachten  kann. 

Es  zeigt  sich,  dafs  in  jener  Sozial  Wirtschaft,  welche  die  Nach- 
trage und  das  Angebot  der  Ware  erzeugt,  die  Preisveränderungen, 
welche  die  eine  Lidividualwirtschaft  fühlt,  auch  von  allen  andern 
gleichmäfsig,  wenngleich  nicht  immer  zu  gleicher  Zeit  empfunden  wer- 
den, während  die  Kapitalien-Tauschgesellschaft  in  verschiedene  Kreise 
auseinanderfällt,  welche  sich  theilweise  mit  den  verschiedenen  Volks- 
wirtschaften decken,  theilweise  nicht,  und  in  denen  —  im  Gegen- 
satz zur  nivellierenden  Tendenz  der  Warenpreise  im  Weltverkehr  die 
„Gesetze"  des  Zinses  fast  isoliert  zu  wirken  scheinen.  Diese  Eigen- 
art des  Kapitalverkehrs  wird  dem  Wirtschaftssubjekt  z.  B.  klar,  wenn 
alle  in  seinem  Besitz  befindlichen  österreichischen  Eisenbahnprioritäten 
verschiedener  Sorte  konvertiert  werden ,  während  alle  ungarischen 
keine  Zinslierabsetzuug  erfahren.  Zugleich  mit  den  ersteren  weichen 
wahrscheinlich  die  deutscheu  Werte.  Ebenso  fallen  und  steigen  die 
englischen  und  französischen  Anlage-Papiere  zusammen. 

Wie  er  in  Betreff  der  Waren  unter  den  „Gesetzen"  genau  so 
vieler  wirtschaftlicher  Kreise  steht  als  er  Sorten  von  Waren  bedarf 
oder  abzusetzen  wünscht,  so  ist  er  als  Kapitalbesitzer  oder  -Begehrer 
abhängiges  ^ )  Glied  so  vieler  Kreise,  als  es  verschiedene,  um  es  kurz 
zu  sagen,   Kapitalmärkte   giebt.    Er  hat  die  Wahl,   welchem   Markte 


1)  Natürlich  siud  iu  allen  Fällen ,  wo   und  in  dem  Grade ,  wie   er  abhängig   ist ,   alle 
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er  sein  Kapital  entnehmen  oder  anvertrauen  will,  mufs  sich  aber  stets 
den  „Gesetzen"  desjenigen  unterwerfen,  den  er  gewählt  hat. 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Abhängigkeit  der  Rente  der 
Unternehmer  von  dem  Bestehen  dieser  sozialwirtschaftlichen  Zusam- 
menhänge, 

Die  Handelsprodukte  eines  Grundbesitzes  mögen  in  Kaffee  und 
Zucker,  die  Kosten  im  Lebensunterhalt  der  Familie  des  Herrn  und 
demjenigen  der  Sklaven  bestehen.  Trotzdem  die  Rente  hier  das  Er- 
gebnis eines  unendlich  einfachen  Wirtschaftsprozesses  ist,  ergiebt  sich, 
dafs  deren  Höhe  abhängt  von  den  wirtschaftlichen  Bedingungen  so 
ziemlich  des  ganzen  Weltverkehrs.  Kaflfee  und  Zucker,  Fleisch  und 
Cerealien  unterliegen  den  „Gesetzen"  einer  Unzahl  von  Märkten 
sehr  verschiedener  „Volkswirtschaften"^),  deren  Veränderungen  im 
Innern  jener  Individualwirtschaft  nicht  dadurch  und  nicht  derart  sich 
fühlbar  machen,  weil  sie  z.  B.  der  „Volkswirtschaft"  Brasilien  ange- 
hört und  diese  ihre  „nationalen"  Eigentümlichkeiten  hat,  sondern 
deshalb  und  derart,  weil  der  brasilianische  Pflanzer  einer  Anzahl  so- 
zialwirtschaftlicher Kreise  angehört  und  diese  ihre  wirtschaftlichen 
Eigentümlichkeiten  haben,  in  deren  Folge  sie  eigenartige  Causahtäts- 
reihen  erzeugen. 

Diese  Betrachtung  führt  uns  einen  Schritt  weiter.  Wir  sprachen 
bis  jetzt  immer  von  den  einzelnen  sozialwirtschaftlichen  Kreisen,  von 
denen  jeder  eine  durch  das  Interesse  der  Produzenten  und  das  Bedürf- 
nis der  Konsumenten  eines  bestimmten  Nutzgutes  „organisierte"  Tausch- 
gesellschaft für  sich  bildet. 

Begrifflich  lassen  sich  so  viele  sozialwirtschaftliche  Kreise  den- 
ken, als  es  Nutzgüter  giebt,  welche  einem  regelmäfsigen ,  vom  wirt- 
schaftlichen Interesse  beherrschten  Austausch  unterliegen.  Diese 
Kreise  sind  organische  Gebilde,  weil  und  soweit  alle  einzelnen  dem- 
selben angehörenden  Wirtschaften  —  sei  es  als  Produzenten  oder  als 
Konsumenten  —  in  steter  Wechselwirkung  die  Gestaltung  des  Ganzen 
beeinflussen  und  von  ihr  beeinflufst  werden. 

Es  bedarf  nun  wohl  kaum  der  detaillierten  Ausführung,  wie  diese 
verschiedenen  Kreise  wiederum  in  den  mannigfachsten  Kombinationen 
sich  zu  gröfsern  Wirtschaftseinheiten  gestalten,  die  mit  den  „Volks- 
wirtschaften" ebenso  wenig  etwas  zu  thun  haben,  als  die  einzelnen 
sozialwirtschaftlichen  Kreise. 

Folgender  Causalzusammenhang  des  wirtschaftlichen  Schicksals 
der  Individualwirtschaft  mit  dem  Schicksal  der  sie  umfassenden  so- 
zialen Wirtschaftseinheit  entsteht:  die  Produzenten  und  Konsumenten 
von  Kafi"ee  z.  B.  werden  nicht  blos  von  den  speziellen  für  das  Sach- 
gut „Kaffee"  unmittelbar  relevanten  Ereignissen  betroffen ,  der  Aus- 
lall der   Ernte  in   Relation   zur   effektiven   Nachfrage   bestinmit  zwar 


andern  Glieder    desselben  Kreises  von    ihm    abhängig  —  darum  nennen  wir  eben  diesen 

„Atomismus"  wohl  richtiger  „Organismus"  ! 

1)  Natürlich  nur    soweit,    als  nicht  Prohibitiv-Zölle  u.   s.   w.  den  Spielraum    der  ge- 
sellschaftlichen Interessen  verengen. 
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stets  (l(!ii  Preis,  iiher  (Ji(;  (iestaltiing  dieser  beiden  Faktoren  (so  die 
IIöIk!  der  i'iiMliiklioiiskoslcii,  welclu;  im  I'rciise  nach  Ä(iiiival(;iit  streben, 
lind  die  M(;n^(;  des  iiir  Kalleckiiule  disponiblen  'J'auscb^uts)  ist  ver- 
scbhin;4(!n  mit  und  bedingt  (birch  die  riianonieiK;  aller  andiini  Kreise, 
in  (b;reii  or^anisclHüi  \\  iitsclial'tspro/ers  die  i'r<)dii/x'nt(;n  und  K(nisu- 
inentcMi  verlloclitc^n  sind,  deshalb,  weil  die  Konsumenten  noch  anderer 
Saehj^üter  bedürfen  als  des  Kaffees  und  /uckers,  und  weil  die  Pro- 
duzenten zur  Produktion  dieser  Waare  andere  Sachgüter  eintauschen 
mufsten. 

So  erwächst  scliliefslich  eine  Solidarität  der  wirtschaftlichen  Iii- 
teresscMi  und  der  wirtscliaftlicheii  (i(!sehicke,  welche  viide  Völker  und 
Zonen  überspannt:  die  organische  arbeitsteilige  (lesellschaft  aller  di- 
rekt oder  indirekt  mit  einander  im  regelmäfsigen  Tauschverkehr  ste- 
henden Einzelwirtschaften ' ). 

So  gliedert,  fügt  und  löst  sich  die  wirtschaftliche  Gesellschaft, 
bewegt  durch  das  wirtschaftliche  Bedürfnis  der  Einzelnen,  durch  de- 
nni  freies  Pelieben.  Diese  Gesellschaft  nach  „Volkswirtschaf- 
ten" zu  sondern,  aus  deren  Sunnnen  die  „Weltwirtschaft"  hervorgehen 
lassen  zu  wollen,  wäre  durchaus  unmotiviert,  da,  von  unserm  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  prinzipiell  die  Unabhängigkeit  der  wirtschaft- 
lichen Gesellschaft  von  dem  Bestehen  ,, einzelstaatlicher  Organis- 
men" sich  ergiebt.  Das  Bedürfnis  nach  Sachgütern,  welche 
die  eigne  Wirtschaft  uns  nicht  bietet,  die  aber  eine  andere  Wirtschaft 
uns  für  Produkte  der  unsrigen  einzutauschen  geneigt  ist,  ist  die  causa 
unsres  Organismus;  die  Komplikation  der  wirtschaftlichen  Arbeits- 
teilung bedingt  die  Gestalt  desselben;  die  Veränderungen  im  Um- 
fang und  der  Art  der  Bedürfnisse  einerseits,  der  ihrer  Befriedigung 
dienenden  Produktionsmittel  und  Nutzgüter  andrerseits,  sind  die  kon- 
kreten Anlässe  der  Phänomene,  deren  Causalzusammenhang  zu 
ergründen  die  wirtschaftliche  Sozialtheorie  versucht. 

Diese  Wissenschaft  zeigt  also  keineswegs  „wie  ein  Volk  durch 
die  wirtschaftlichen  Bestrebungen  seiner  Mitglieder  fortwährend  mit 
Sachgütern  wird"  2),  sie  ist  nicht  die  Wissenschaft  „von  der  Volks- 
wirtschaft als  dem  Organisnms  der  Einzelwirtschaft  staatlich  organi- 
sierter Völker"  •'5),  sondern  sie  analysiert  den  Organismus  der  wirt- 
schaftlichen Gesellschaft,  welche  niemals  mit  einem  „Volke"  sich 
deckte'^). 

1)  ,, Durch  ein  gemeinsames  Band  des  Vorteils  und  Verkehrs"  hält  die  Handelsfrei- 
heit ,,die  allgemeine  Gesellschaft  der  Völker  durch  die  ganze  gesittete  Welt  hindurch 
zusammen"   (Ricardo  S.   106). 

2)  R au,  I,  §  9. 

3)  Wagner",  I,  §  53. 

4)  Im  Altertum  und  Mittelalter  war  es  Regel,  dafs  die  wirtschaftlichen  Zwecke  gröfs- 
tenteils  in  eng  lokalen  Grenzen  realisiert  wurden  :  Die  ,, Volkswirtschaft"  zerfiel  iu  grö- 
fsere  oder  kleinere,  in  sich  geschlossene  Wirtschaftsganze.  Im  modernen  Leben  ist  die 
internationale  Arbeitsteilung  so  weit  vorgeschritten,  dafs  für  ganze  Industrien  einer  ,,  Volks- 
wirtschaft" der  Schwerpunkt  des  wirtschaftlichen  Interesses  in  einer  ,, organischen  Ver- 
biuduiig"  mit  einer  grofseu  Zahl  von  Individualwirtschaften  liegt,  deren  keine  einzige  im 
Greuzbereich  des  eigenen  Staates  steht:  die  ,,V^olkswirtschaft"  erweitert  sich  zur  „Welt- 
wirtschaft". 
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Ist  es  nun  notwendig,  in  die  abstrakte  Lehre  von  diesem  sozial- 
wirtschaftlichen Organismus  den  „Staat"  hereinzuziehen?  Kann  das 
Bestehen  der  konkreten  „Volkswirtschaften"  die  Methode  der 
älteren  Theorie  ändern,  welche  die  Phänomene  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  analysierte  „zunächst  ohne  den  Staat"  i)? 

Wagner  meint,  dies  Verfahren  Rau's  sei  „praktisch  unmöglich, 
eben  deshalb  theoretisch  nicht  richtig".  Praktisch  unmöglich?  Aber 
es  sind  doch  thatsächlich  alle  „Gesetze"  der  altern  Theorie  „ohne  den 
Staat"  formuliert!  Oder  soll  „praktisch"  hier  gleichbedeutend  sein 
mit  „wirtschafts rechtlichen  oder  wirtschafts politischen  Fragen" ? 
Bei  Erörterung  dieser  zieht  aber  doch  Rau  den  „Staat"  in  die  Ar- 
gumentation ^)  ein ! 

Mir  scheint,  dafs  dieser  Streit  niemals  entstanden  wäre,  wenn 
nicht  die  radikalen  Freihändler  in  der  Praxis,  ebenso  wie  die  mit 
dieser  Strömung  konnexen  theoretischen  Definitionen  Hermann's 
und  Rau's  in  der  Volkswirtschaft  nur  ein  Nebeneinander,  keine 
organische  Verbindung  gefunden  hätten.  Ich  hingegen  glaube  jedes 
Wort  Wagner's,  Roscher's,  Knies'  u.  s.  w.  über  den  „organischen"  Cha- 
rakter der  „nationalen  Wirtschaft"  unterschreiben  zu  können  und  zu 
müssen,  da  ich  diese  Erkenntnis,  welche  wir  der  historischen  Richtung 
verdanken,  für  das  absolut  unentbehrliche  Fundament  bei  Diskussion 
jeder  praktisch-politischen  Frage  ansehe. 

Aber  gerade  das  Moment  des  „Besondern",  das  nationale  Ge- 
präge, welches  jede  einzelne  Volkswirtschaft  trägt,  erschwert  es  der 
analysierenden  „generellen"  Theorie,  sich  mit  diesen  Unterschieden  zu 
beschäftigen  und  die  Thatsache,  dafs  die  volkswirtschaftlichen 
Causalfaktoren  alle  Seiten  des  Lebens  in  sich  begreifen,  während 
die  Wirtschaftswissenschaft  nur  den  Causalismus  der  einen  wirt- 
schaftlichen Seite  erfassen  will,  macht  es  ihr  unmöglich.  Wir  stehen 
einer  überaus  komplexen,  in  ewigem  Flufs  befindlichen  Causalität 
gegenüber,  deren  Vorhandensein  jedoch  bei  generellen  Thesen  und 
Lösungen  der  Probleme  der  Wirtschaftspolitik  stets  in  Betracht 
gezogen  werden  mufs,  und  deren  reale  Bedeutung  sich  bei  jeder  kon- 
kreten Frage  gebieterisch  aufdrängt  und  zur  Analyse  dieses  „Beson- 
dern" zwingt. 

Haben  wir  nun  als  Aufgabe  unsrer  Theorie  die  causale  Durch- 
dringung der  sozialwirtschafthchen  Organismen,  welche  in  der 
Formulierung  der  „Gesetze"  der  Phänomene  ihr  Ziel  hat,  hinge- 
stellt, so  übersehen  wir  keineswegs,  dafs  jene  sozialwirtschaftlichen 
Organismen,   die  Schöpfungen  unsrer  Abstraktion,    an  den  Boden  der 


1)  Wagner,   I,  §  54  Anin. 

2)  Mir  scheint  —  vgl.  Kap.  I  dieser  Abh.  S.  BO — 31  —  dafs  auch  hier  Wagner 
den  Begriff  der  „Volkswirtschaft"  —  und  dann  den  Staat  —  in  die  ,,Theorie"  her- 
einziehen will  ,  weil  er  eine  ,, Theorie"  der  Organisationsprinzipien  ohne  diesen  Begriff 
unmöglich  anfassen  kann.     Zum  Belag  s.  S.   51  : 

,,Der  Begriff  der  Volkswirtschaft  und  die  Organisation  der  Volkswirt- 
schaft erscheint  mir  als  der  Mittel-  und  Kernpunkt  der  Volkswirtschaftslehre". 
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realen  Volkswirtschaften  j^M^biindeii  sind.  Wir  wissen  sehr  wohl,  duls 
ji^de  k()nkr('t(;  rreishcwc^^iin;;  u.  s.  w,  sich  nicht  allein  unter  der  llerr- 
scliat't  des  wirlschaltlichen  Interesse,  sondern  uiitei"  dem  inoditi/iiMcn- 
den  l)iiick(!  (üner  überaus  komplexen,  der  „Volkswirtschaft liehen''  Cau- 
salität  vollzieht.  Diese  realen  volkswirtschaftlicli(!n  Or^^anismen  aber 
sind  das  komplizierteste,  was  es  giebt.  Sollten  wir  ihr  liestithen  in 
unseren  „(iesetzen"  berücksichtij,'en ,  so  müfslen  wir  auf  „allg(;meine" 
(lesetze  für  immer  ver/icht(^n. 

Andrers(!its  müssen  wir,  wenn  wii-  dem  (iedankengang  der  „Volks- 
wirtschaftslehre" einmal  folgen,  doch  fragen,  ob  denn  mit  der  lie- 
tiachtung  dieser  „staatlich  geeinten"  Organismen  schon  viel  ge- 
wonnen sei,  ob  nicht  innerhalb  der  Staatsgrenzen  —  denke  man  nur 
an  den  praktischen  Fall  des  bisher  „rechtlich"  durchaus  nicht  „geein- 
ten" Deutschlands  mit  seinen  verschicidenen  Stanimcüi,  Sitten,  Keli- 
gioiis-  und  Sprachgebieten,  und  teilweise  noch  Dinnen/.ollgrenzen 
wiederum  beson(h;re,  sagen  wir:  „Provinzialwiitschafts-Organismen" 
sich  finden,  die  ebenso  in  der  Theorie  in  l)eti"aclit  zu  ziehen  wären, 
als  der  „Staat"?  Teilte  ich  den  Standpunkt  (ha-  „Volkswirtschafts- 
lehre", so  würde  ich  glauben ,  diese  Konsequenz  ziehen  zu  müssen. 
Dafs  man  auf  der  Gegenseite  stets  nur  nach  Aufscn  blickt,  das 
Staats  gebiet  das,  Landesgrenz  zoll  System  u.  s.  w.  betont,  erklärt 
sich  aus  der  Entstehungsgeschichte  der  ganzen  Richtung,  die  nur  als 
Korrelat  der  Einseitigkeit  des  Kosmopolitismus  zu  begreifen  ist. 

Leugnete  die  Smith'sche  Schule  die  „organische  Einheit"  der  na- 
tionalen Volkswirtschaft,  so  monopolisierten  nun  die  Gegner  den 
Lieblingsbegritf  des  „Organismus"  für  ihre  „staatlichen  Einheiten" 
und  verlangten  die  Anerkennung  des  „Staates"  in  der  Theorie  — 
in  welcher  Weise  das  geschehen  sollte,  blieb  dunkel.  Ihre  Reaktion 
trieb  sie  soweit,  dafs  sie  gar  nicht  sahen,  wie  auch  die  ältere  Theo- 
rie sich  in  die  Retrachtung  eines  „Organismus"  versenkt  hatte:  nur 
dafs  dieser  nicht  durch  die  komplexe  volkswirtschaftliche  Causa, 
sondern  durch  die  einfache  Causa,  das  wirtschaftliche  Interesse, 
geknüpft  und  bewegt  wird  —  und  eben  deshalb  das  einheitliche  Gebiet 
einer  in  sich  geschlossenen  Theorie  bilden  kann. 

Wir  könnten  in  analoger  Weise  wie  oben  den  Einllufs  sozialwirt- 
schaftlicher Zugehörigkeit  hier  den  EinÜufs  der  „volkswirtschaft- 
lichen ' )  Organismen"  auf  die  Einzelwirtschaft  betrachten.  Doch  hat 
die  historische  Schule  dieses  Thema  des  organischen  Zusammenschlus- 


1)  Es  war  sicher  ein  Fehler,  dafs  S.iy  ,,iii  Verkeiinung  des  geschichtlichen  Lebens" 
.  .  ,,für  wirtschaftliche  Wirkungen  nur  wirtschaftliche  Ursachen  fand  und  umgekehrt" 
(Knies  S.  144);  aber  wenn  er  ,,als  Hauptaufgabe  der  Wissenschaft  hinstellte,  sie  habe 
den  Causalnexus  zwischen  Ursache  und  Wirkung  zu  erklären",  und  nun  in  der  Wirt- 
seh a  f  t  s  lehre '.von  andern  als  w  i  rt  s  chaftl  i  c  h  e  n  Ursachen  abstrahiert  und  nur  die 
wirtschaftlichen  Wirkungen  in  Betracht  zog,  so  that  er  das  sicher  nur  zum  Theil 
infolge  jenes  Fehlers,  anderuteils  wohl  aus  dem  sehr  guten  Grunde,  dafs  eine  Wirtschafts- 
theorie, die  anders  verfährt,  zu  einer  Theorie  des  gesamten  sozialen  Lebens  werden  mufs 
oder  letztere  voraussetzt ! 
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scs  der  Einzelnen  in  der  Volkswirtschaft  so  häufig  erörtert,  dafs  wir 
die  Wiederholung  sparen  dürfen. 

Wir  resümieren  lieber,  weshalb  wir  für  unsre  „a  t  o  ni  i  s  i  e  r  t  e  Er- 
werbs ge  Seilschaft",  für  „die  Äurserungcn  des  sich  selbst  überlasse- 
nen  Verkehrs"  (Rodbertus)  den  Begriff  des  „Organismus"  in  Anspruch 
genommen  haben. 

Wenn  eine  Anzahl  von  Individualwirtschaften  ihre  zufälligen  Über- 
schüsse durch  Austausch  verwerthet  und  sicli  diese  Zufälle  auch  äu- 
fserst  häufig  wiederholen,  so  entsteht  niemals  jene  wirtschaftliche 
Gesellschaft,  deren  dem  wirtschaftlichen  Interesse  gehor- 
chenden Phänomene  die  Theorie  analysiert;  vielmehr  nimmt  dieselbe 
einen  wirtschaftlichen  Verkehr  als  Grundlage  ihrer  „Gesetze"  an,_  in 
dem  die  Verkettung  der  „Atome"  zu  einem  organischen  Ganzen  "da- 
durch bewirkt  ist,  dafs  die  P'aktoren  der  Produktion:  Natur,  Kapital, 
Arbeit  1)  derart  verteilt  sind,  dafs  der  Grundbesitzer  ohne  Kapital 
und  Arbeitskräfte,  der  Kapitalist  ohne  Grundbesitz  und  Arbeitskräfte, 
der  Arbeiter  ohne  Grundbesitz  und  Kapital  ist,  d.  h.  zu  jedem  wirt- 
schaftlichen Prozesse  eine  Vereinigung  stattfinden  mufs,  jeder  für 
andere  produziert  und  nur  mit  andern  produzieren  kann. 

Ist  nun  dieser  Organismus  vielleicht  kein  Analogon  des  „Staats" 
mit  einheitlichem  Willen,  mit  Organen  und  Institutionen? 

Herrscher  ist  der  „allmächtige  Dollar";  die  Aristokraten  der  Börse, 
die  Bodeumagnaten,  die  „Eisenbahnkönige"  sind  seine  Grofsfunktionäre ; 
Fabrikant  und  Kaufmann,  Makler  und  Krämer  sind  seine  Organe; 
seine  Institutionen  sind  das  Komptoir,  der  Markt,  die  Börse.  Fehlt 
hier  etwa  die  planmäfsige  Thätigkeit,  welche  Ptoscher  in  der  Volks- 
wirtschaft sucht  und  „am  deutlichsten  in  den  ökonomischen  Gesetzen 
und  Staatsaustalten"  (§  12)  findet? 

Mir  ist  die  Welt  des  „Atomismus",  in  die  Ricardo  uns  führt, 
stets  „organischer"  2)  erschienen,  als  irgend  eine  konkrete  „Volkswirt- 

1)  Ob  diese  Bildung  der  Typen   berechtigt,   kann  hier  niclit  diskutiert  werden, 

2)  Die  Bezeichnung  des  Zustandes  einer  wirtschaftliclien  Interesseugesellschaft,  wie 
ihn  „Arbeitsteilung  und  Verkehr  in  Wechselwirkung  mit  einander  stehend" 
(Wagner)  herbeiführen,  als  ,, Organismus"  findet  sich  häufig,  jedoch  ohne  —  was  bei  dem 
Stande  der  Kontroverse  absolut  notwendig  ist  —  die  Vcrgleichung  mit  der  ebenfalls 
als   ,, Organismus"  sich  charakterisierenden  ,,V  ol  ks  Wirtschaft". 

In  diesem  letzteren  Organismus  ist  weder  Arbeitsteilung  n  o  c  !i  Verkehr 
notwendig.  Der  Kodbertus'sche  Sozialstaat  wäre  sicherlich  eine  höchst  organische  „Volks- 
wirtschaft" —  aber  ohne  Verkehr,  denn  die  ihren  Anteil  an  der  Produktion  liqui- 
dierenden Arbeiter  „verkehren"  doch  wohl  ebenso  wenig  mit  den  Magazinen,  aus  denen 
sie  gegen  ihre  Anteilsscheine  Waaren  lösen,  als  die  Beamten  des  heutigen  Staates,  wenn 
sie  ihre  Honorare  einziehen,  mit  dem  Staate  „verkehren". 

Ebenso  wäre  eine  „Volkswirtschaft"  mit  sehr  weitgeliendom  Einflufs  des  Staates 
(z.  B.  auf  Art  der  Konsumtion,  Technik  der  Produktion  u.  s.  w.)  möglich  ohne  so- 
ziale Arbeitsteilung,  wenn  jede  der  Einzelwirtschaften  die  Bedürfnisse  des  Haus- 
lialts  selbst  gewinnt. 

Definiert  Wagne  r  dagegen  die  Volkswirtschaft  als  den  ,,als  abgeschlossenes 
Ganze  gedachten  lubegrifT  der  unter  einander  verkehrenden  selbständigen  Ein- 
zelwirtschaften in  einem  zum  Einzelstaat  organisierten  ....  Volke" ,  so  ist  der  Staat  des 
Rodbertus  keine  Volkswirtschaft.  Die  Definition  pafst  somit  nur  auf  eine  bestimmte 
Phase    und    zwar   liegt    der    Grund    des  Versehens   in  der    praktisch  -  politischen    Grund- 
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schuft".     Wo  in  disr  ruiilcii   Welt    limh;!,   sich    diese  Kinhcit  des  Stre- 

heiis  \vi(;(l(;f  als  hier,    \v(j  „iiacli  (ioMe  diaii^'t,  am  fiohle  haii;^'t  doch 
Allüs'^! 


Hii.seliiiiiuDi; ,  welche  iiiilividuiilwirtseliiiftliclKüi  Verkclir  und  Artieitsfeiluiin  Hufrechl  erhal- 
ten, iiber  zu^leieh  dem  Stuatc  eine  weit  neliemie  lOinwirkun^  |irin7.i|iicll  otTitii  lassen  will 
und  welche  diinn  wiedtsruni  verleitet  zu  diMn  weitern  Irrtum  ,  nur  diesen  mit  wirtschurt- 
licliem  \'erkehr  und  Arheitsteihun;  loj^isch  /.u.s)immcnhan^.sl(json  Hegriir  des  „Staats" 
allein   iils  den   Gruinl   tlm  ,,oii,'Jinischen''   Gebililes   /u   hctruchtcn. 

Giin'/  riclitij,'  lie/.eichiiet  M  ii  n  k  <»  1  <i  l  die  jirheit.'steiline  \'erkelirs({ebellschaft  als  „Or- 
;;anismus''  o  li  n  e  liiick^iclit  auf  den  Staat.  „Verkehr  aber  hcifst  gef^euscitige  Abhänj^ig 
keit"   (S    4). 

Wenit^or  schart  tritt  dies  bei  M  e  n  f;  c  r  (S.  233)  liervor.  Er  bezeichnet  die  „durch 
den  Verkehr  innig  verbundenen"  Individualwirtschaften  „als  eine  Komplikation  oder, 
wenn  man  so  will,  ein  Organismus  von  Wirtschaften  (von  Singular-  und  Ge- 
mein wirtschaften)"'.  Aber  wird  erst  dadurch,  dafs  eine  Gemein  Wirtschaft 
hin'/utritt,  <!  e  r  ,,0  r  g  a  n  i  s  mu  s"  geschaffen?  Ist  denn  nicht  ein  Staat  denk- 
bar ,  der  giir  keine  (iemeinwirtschaft  führt,  und  würde ,  wenn  dabei  Arbeitsteilung  und 
Verkehr  in  höchster  IJlüte  stehen,  das  wirtschaftliche  Leben  deshalb  keinen  gesell- 
schaftlichen Organimus  bilden?  Dagegen  kommt  Menger  uusrer  Ansicht  mit  fol- 
genden  Worten   sehr  iiiilic : 

,,Oadurcli,  dafs  mehrere  bisher  wirtschaftlich  isoliert  gewesene  Personen,  ohne  auf 
die  Verfolgung  iiirer  individuellen  wirtschaftlichen  Ziele  und  Bestrebungen  zu  ver- 
zichten, in  Güterverkehr  mit  einander  treten,  .  . .  verwandeln  sich  ihre  bisherigen  isolier- 
ten Wirtschaften  weder  in  eine  Gemeinwirtschaft,  noch  aber  auch  tritt  eine  solche  zu 
denselben  neu  hinzu.  Die  bisherigen  isolierten  Wirtschaften  erfahren  viehnelir  durch 
obige  Thatsachen  nur  eine  Organisation,  durch  welche  dieselben  zwar  ihren  Charakter 
als  isolierte,  keineswegs  jedoch  jenen  als  S  i  n  gu  1  arwi  r  ts  cli  a  f  te  n  einbüfsen'' 
(S.  234).  Weiter  spricht  er  (S.  235)  von  „einer  organisierten  Komplikation  von  Einzel- 
wirtschaften in  einer  zu  höherer  Einlieit  verbundenen  Vielheit  von  Wirtschaften''. 

Icli   würde  anstatt  ,, Organisation''  u.   s.    w.   lieber   ,, Organismus"  sagen. 

Wo  die  Thatsache  des  Bestandes  einer  wirtschaftlichen  Gesellschaft  sich 
ilim  aufdrängt,  schildert  auch  Schönberg  (S.  10  des  Handbuches  Bd.  1)  den  Orga- 
nismus dieses  ,, Tauschverkehrs  auf  der  Basis  der  Arbeitsteilung  und  der  Produktion 
von  Tauschwerten''  vortrefflich,  es  fehlt  nur,  dafs  er  ihn  als  solchen   bezeichnet. 

Wenn  er  aber  meint,  dafs  dieser  Verkehr  erst  eintrete,  wenn  die  ,, Menschen  als  ein 
Volk  in  einer  staatlichen  Gemeinschaft  leben  und  über  die  niedrigen  Stufen 
roher  Naturvölker  hinausgekommen  sind",  wenn  er  dann  behauptet,  dafs  ,,j  e  kompli- 
zierter die  Zustände  der  Volkswirtschaft,  um  so  komplizierter  wird  auch 
die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  und  die  Mitwirkung  dieser  Organe  an  der  Förderung 
der  Volkswohlfahrt",  so  macht  sich  wieder  der  ,,character  indelebilis"  der  historisch- 
ethischen  Weilie,  speziell  des  ,, Nationalismus"  geltend. 

Ist  es  denn  wirklich  niclit  denkbar ,  dafs  unter  einigen  Dutzend  von  Ansiedlern  auf 
staatsfreiem  Boden  eine  ganz  regeluiäfsige  Produktion,  ein  ganz  intensiver  Verkehr  statt- 
findet ohne  staatliche  Gemeinschaft ,  während  auf  der  andern  Seite  die  staatliche 
Gemeinschaft  aus  irgend  welchen  politischen  Interessen  den  Verkehr  möglichst  zu  unter- 
binden suckt?  Und  kann  man  nicht  betrefls  des  angeblichen  Parallelismus  zwischen 
wachsender  Intensivität  des  Verkehrs  und  der  Zunahme  der  staatlichen  Regelung  genau 
das  Gegenteil  behaupten:  je  komplizierter  die  Volkswirtschaft.,  desto  geringer  wird  die 
Fähigkeit  des  Staates ,  dieselbe  zu  leiten  ? 

In  striktem  Gegensatz  zu  dieser  Theorie  der  „organischen  Volkswirtschaft"  bezeich- 
net Rodbertus  gerade  die  heutige  ,,atomisierte  Gesellschaft"  als  einen  ,,Kommu- 
ni  s  mu  s". 

Wir  wollen \Tnit  diesem  Ausdruck  hier  nicht  rechten ,  sondern  nur  die  für  uns  we- 
sentlichen Stellen  zitieren  : 

,,Dic  Nationalökonomie  ist  eben  nur  etwas  Soziales,  ihr  Grundverhältnis  nichts 
als  Kommunismus ,  der  unumgänglich  mit  der  Teilung  der  Arbeit  gegeben  ist"  .  .  , .aller 
nationalökonomiscbe  Stoff   entspringt   erst    aus   der  Teilung    der  Arbeit    und  an  dem  iso- 
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Und  —  leider!  —  ist  mir  auch  nie  eine  Darstellung  „realistischer" 
erschienen  als  diese,  in  welcher  Schmoll  er  „abstrakte  Nebelbilder" 
sieht.     Wären  sie  es  nur! 

So  viel  zur  Klarstellung  des  angeblich  „atomistischen"  Charakters 
der  wirtschaftlichen  (iesellschaft ,  welche  wir  fingieren. 

Sie  ist  der  denkbar  innigste  Organismus  —  aber  allein 
wirtschaftlich-gesellschaftlicher,  nicht  komplex  volkswirtschaftlich-staat- 
licher Art.  Dieser  Organismus  ist  eine  Abstraktion,  aber  mittelst 
dieser  Methode  vermag  unsre  Wissenschaft  die  Causalzusammeuhänge 
der  Phänomene  zu  analysieren,  welche  durch  die  eine  causa,  das 
wirtschaftliche  Interesse,  und  die  seinen  Regungen  folgenden  Einzel- 
nen und  Klassen  hervorgerufen  werden:  Nicht  eine  Staats  Wissen- 
schaft, sondern  eine  Sozialtheorie,  die,  ähnlich  wie  ein  einzel- 
ner Zweig  der  Naturwissenschaften,  einer  Ursache  sozialer  Phäno- 
mene in  ihre  Wirkungen  folgt. 

Die  komplexe  „volkswirtschaftliche"  Causalität,  d.  h.  nemlich  die 
Gesamtheit  aller,  auch  der  nicht-wirtschaftlichen  das  materielle 
Leben  der  Völker  beherrschenden  Faktoren,  zu  ergründen  überläfst 
sie  der  „Theorie  der  produktiven  Kräfte",  der  „Volkswirtschaftslehre" 
u.  s.  w.  Sie  negiert  deren  Aufgabe  nicht,  sie  ersetzt  diese  Wissen- 
schaft nicht  —  sie  ergänzt  sie.  ~ 

Man  tadelt  die  Hypothese  der  „Verkehrsfreiheit"  ferner  deshalb, 
weil  eine  „kapitalistisch-individualistische"  Rechtsordnung  als  Ba- 
sis der  Analyse  naiv  acceptiert  werde.  Wie  der  „Staat"  aus  der  „ato- 
misierten  Erwerbsgesellschaft"  theoretisch  und  praktisch  —  bis  auf 
seinen  „Nachtwächterdienst"!  —  verschwunden  sei,  so  seien  in  dem 
von  uns  supponierten  Gesellschaftszustande  allein  die  einem  schran- 
kenlosen Individualismus  entsprechenden  Rechtsformen  des  absoluten 
Privateigentums  und  der  persönlichen  Freiheit  mit  allen  ihren  Konse- 
quenzen zurückgeblieben.  Damit  habe  man  aber  historische  Katego- 
rien mit  logischen  verwechselt,  denn  diese  Stellung  des  Staates  zur 
„Volkswirtschaft"  und  diese  „Rechtsordnung"  seien  nur  der  „kapita- 
listisch-individualistischen" Phase  eigen.  Infolge  dieses  methodischen 
Verfahrens   gäbe   also   unsere  Theorie   keineswegs    „das    generelle 


Herten  Wirt  ist  keine  einzige  nationalölionoinische  Erscheinung  zu  beobachten  (Rod- 
bertus,  Kapital.     S.  1Ü8,   109.     cf.   70,   72). 

,,Das  lediglicii  durch  die  wirtschaftliche  Gemeinschaft,  welche  die 
Teilung  der  Arbeit  unter  den  Individuen  gründet,  bedingte  Wirtschafts- 
system" (78).  Dieses  erfüllt  sich  ,,auf  dem  Räume  des  Erdballs,  s  o  ;v  e  i  t  nur  1\I  e  u - 
sehen  mit  einander  verkeliren". 

Die  Teilung  der  Arbeit  ist  ,,das  materielle  Band,  das  aus  einem  Aggregat 
von  Individuen  die  Gesellschaft  macht,  wie  Äloral  und  Recht  ..ethisdi",  Sprache 
und  Volksbewufstsein  es  geistig  thun"  ..  ,,sie  ist  eines  der  Grundverhältnisse  des  sozia- 
len Lebens  selbst,  nemlich  jenes  wirtschaftliche  Grundverhältuis ,  in  welchem  eine 
Gemeinschaft  gegeben  ist,  in  der,  der  Sache  nach.  Einer  für  Alle  und  Alle  für 
Einen   arbeiten"   (S.   80.     vgl.   S.   90,   93). 

Das  Wort  ,, Organismus"  gebraucht  er  meines  Wissens  nie,  aber  klarer  als  hier  kann 
die  t'bereinstimmung  ,  in  welcher  meine  bereits  in  der  Schrift  ,,Uber  das  Verhältnis  der 
Volkswirtschaftslehre  u.  s.  w."  vertretene  Tiiese ,  dafs  die  Sozialwirtschaft  ein  Organis- 
mus sei,  mit  der  Lehre  Rodbertus'   steht,  nicht  hervortreten. 
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Wesen  der  Volksvviitscliaft"  wieder,  sondern  analysiere  den  Causa- 
lisnius  der  vvirtscliaftliclien  Su/ialpliiinonie  (;iiier  konkreten  liisto- 
riselien  Stufe  des  wirtsclial'tliclien  I^ebens. 

Meikwiirdi^ervveise  liat  man  auf  der  j^egnerischen  Seite  sich  nie- 
mals die  Krage  vorgelegt,  ob  nicht  vielleicht  einzig  und  allein,  soweit 
der  Verkehr  frei  ist,  IMianonicMie  aidtreten,  welche  der  kausalen 
Analyse  bedürfen,  und  ferner,  oIj  nicht  vielleicht  ein/ig  und  allein, 
soweit  den  Individuen  der  freie  W  ettbe  wer  b,  die  nur  vom  wirt- 
schaftlichen Interesse  geleitete  Ausnutzung  der  Verkehrskonjunkturen, 
allgemein  und  prinzipiell  erlaubt  ist  und  tatsiichlich  ge- 
übt wird,  al  Ige  nie  ine  (iesetze  prinzipiell  möglich  sindV  Ist 
dies  der  Fall,  so  darf  uns  doch  ofienbar  aus  dieser  Ueschränkung  kein 
Vorwurf  gemacht  werden.  V>\vAvt  allein  dieser  Zustand  den  Stolf  für 
das  wirtschaftswissensclialtliclK!  Foi-schen  und  liegt  allein  in  ihm  die 
iMöglichkeit  vor,  wirtschaftliche  Ivausalitätsreihen  in  der  Form  all- 
gemeiner, für  die  Gesellschaft  giltiger  „Gesetze"  zur  Erkenntnis 
zu  bringen,  so  niufs  ja  unsre  Untersuchung  das  „System  der  freien 
lv(»nkuirenz"  allein  in  13etracht  ziehen.  Wir  behauj)ten  dies  und  for- 
mulieren den  (iegensatz,  indem  wir  uns  zu  der  über  diese  Methode 
herrschenden  Auffassung  befinden,  folgenderinalsen:  der  Zustand  der 
Verkehrsfreiheit  und  des  freien  VVettbewerlis  stellt  keineswegs  „das 
generelle  Wesen  der  Volkswirtschaft"  dar,  wohl  aber  die  generelle 
Basis  derjenigen  Gesellschaftswissenschaft,  welche  die  Phänomene  der 
einen,  der  wirtschaftlichen  Seite  des  sozialen  Lebens  kausa- 
liter  analysieren  will. 

Generell  nennen  wir  diese  Basis  erstens  deshalb,  weil  auf  allen 
Stufen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  nur  so  weit  die  Verkehrs- 
freiheit herrscht,  soziale  Phänomene  rein  wirtschaftlicher  Natur  auf- 
treten, welche  in  ihrem  Kausalismus  ergründet  werden  müssen. 

Einer  Wissenschaft  von  den  Gesetzen  wirtschaftlicher  So- 
zi alphänoniene  bedarf  es  nur  in  Zeiten,  in  denen  eine  vom  Staate 
oder  andern  Kollektivwesen  unabhängige,  durch  das  freie  Belieben  der 
Individualwirtschaften  sich  knüpfende  und  lösende,  in  dem  gegenseiti- 
gen Bedürfen  nach  Sachgütern  wurzelnde  wirtschaftliche  „Ge- 
sellschaft" existiert.  Wir  kommen  hierauf  bei  den  einzelnen  Ka- 
tegorien, an  denen  wir  unten  zeigen,  dafs  nur  im  Zustande  „freier 
Konkurrenz"  abstrakte,  allgemeine  Gesetze  möglich  sind,  noch  näher 
zu  sprechen  und  weisen  hier  die  Richtigkeit  unsrer  These  nur  an  den 
beiden  dem  „System  der  freien  Konkurrenz"  begrifflich  entgegengesetz- 
ten sozialen  Aggregatzuständen  nach. 

Würden  in  einem  Staat ,  der  thatsächlich  ohne  wirtschaftlichen 
Verkehr  wäre,  wenngleich  rechtlich  demselben  kein  Hindernis  entgegen- 
stände, soziale  Phänomene  wirtschaftlicher  Art  sich  zeigen, 
welche  ein  Objekt  der  Analyse  böten? 

Heute  ist  es  von  gröfster  Wichtigkeit,  dafs  z.  B.  die  auf  eine 
Mifserute  folgenden  allgemeinen  Erscheinungen  des  Verkehrs  von  un- 
serer Wissenschaft  durch  ihre  „Preisgesetze"  erklärt  sind.  Die  Kou- 
sumtiouswirtschaften  empfinden  den  Zusammenhang   zwischen  Ernte- 
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Ausfall  und  der  sie  betreffenden  Preissteigerung  u.  s.  w.  als  eine 
notwendige  und  natürliche  Folge  ihrer  sozial  wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit  zu  jenen  Produktionswirtschaften.  Sie  können  sich  dar- 
auf einrichten ,  in  gewissem  Mafse  die  Wirkungen  paralysieren ;  der 
Staat  vermag  Vorkehrungen  zu  tretien  u.  s.  w. 

So  lange  dieser  Kausalismus  nicht  aufgedeckt  war,  bestand  hier 
ein  ungelöstes  soziales  Problem,  welches  —  wie  alle  übrigen  auf  die- 
sem Gebiete  —  sich  kurz  dahin  charakterisieren  lässt,  dafs  die  gegen- 
seitige Abhängigkeit  zwischen  den  Individualwirtschaften  und  dem  so- 
zialwirtschaftlichen Organismus,  wie  wir  ihn  oben  darstellten,  die  Ver- 
kettung der  wirtschaftlichen  Schicksale  der  einzelnen  Mitglieder  einer 
Verkehrsgesellschaft  mit  den  Veränderungen  dieses  Sozialgebildes  erst 
noch  begriöen  werden  mufs.  Der  Stoö  sozialer  Forschung  ist  vor- 
handen. 

Wie  ist  es  aber  im  verkehrslosen  Staate?  Die  Mifsernte  kann 
die  weittragendsten,  allgemeinen  sozialen  Wirkungen  äufsern,  aber  sie 
bildet  kein  der  wirtschaftlichen  Kausalanalyse  harrendes 
soziales  Problem.  Jede  Einzelwirtschaft  weifs  sehr  genau,  dafs 
die  Veränderung  ihres  wirtschaftlichen  Schicksals  in  dem  Grade,  wie 
sie  dieselbe  zu  erdulden  hat,  durch  das  ihr  bekannte  Defizit  an  Brod- 
frucht hervorzurufen  ist,  und  wirtschaftlich  findet  sich  jede  ein- 
zelne Wirtschaft  in  durchaus  verschiedener  Weise  mit  diesem  Na- 
tur-Phänomen ab.  Die  Naturwissenschaft,  nicht  die  wirt- 
schaftliche S  o  z  i  a  1  Wissenschaft,  lehrt  es  begreifen  und  die  im  Innern 
der  Einzelwirtschaften  herrschenden  Grundsätze  bestimmen,  in  wel- 
chem Mafse  die  einzelnen  Wirtschaftsmitglieder  den  Ausfall  fühlen 
werden. 

Genau  dasselbe  Resultat  ergiebt  eine  Betrachtung  des  Sozial- 
staates,  in  dem  der  wirtschaftliche  Verkehr  organisiert,  ge- 
bunden ist. 

Im  verkehrslosen  Staat  litten  alle  Einzelwirtschaften  und 
zwar  jede  in  durchaus  verschiedener  Weise  unter  dem  Drucke  des  Nah- 
rungsmangels. Hier  dagegen  mag  es  zweifelhaft  scheinen,  ob  alle  Ein- 
zelwirtschaften allgemein  und  gieichmäfsig  oder  einzelne  Kategorien  der- 
selben in  verschiedener  Weise  die  Wirkung  des  Naturphäuomens  spüren. 
Die  Verteilungsgrundsätze  werden  in  den  verschiedenen  Sozialstaaten 
verschieden  sein.  Aber  wie  ungleichartig  auch  diese  Organisations- 
prinzipien seien,  so  bietet  sich  doch  in  keiner  dieser  „Staatswirtschaf- 
ten" Stoff  für  eine  Kausalanalyse  unserer  Gesellschaftswissenschaft. 
Das  Problem  liegt  hier  allein  in  der  Organisation  des  Verkehrs. 
Nachdem  diese  vollendet  ist,  treten  soziale  Phänomene  als  Pro- 
bleme nicht  mehr  auf  —  darin  besteht  ja  der  allen  „Staatswirtschaf- 
ten" gemeinsame  Zweck.  Die  soziale  Abhängigkeit,  die  zwischen 
den  Individuen  allein  durch  das  Band  gegenseitigen  Bedürfens  ge- 
schlungene Kette  ist  gelöst:  der  Staat,  der  Wille  der  Gesamtheit, 
bestimmt  die  Wirkung  wirtschaftlicher  Ereignisse.  Kennt  der  Ein- 
zelne das  Gesetz  des  Staates,  so  ist  für  ihn  der  Zusanunenhang  zwi- 
schen Ernteausfall  und  Veränderung  der  eigenen  wirtschaftlichen  Lage 
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crklilrt:  (^iii  soziiilcs,  w  ir  tscli  uft  I  ich  es  riiiiiiunKüi  und  Probh^ii» 
der  Forsc.lmii^  bildest  diese  Kiiiisiilitiitsreihe  nicht. 

Unsere  liusis  ist  aber  zweitens  deshall)  die  ^^MjnereUe ,  weil  eine 
'J'heorie,  welche  die  Aiisserun;^'en  des  w  i  r  t  s  ch  ;itt  1  i  ch  (!n  Interesses 
im  gesellschaftlichen  I.ei)(!n  isoliert  erlassen  will  niid  dieselben 
als  al  1  geni  ein  (!  n(!set/(!  ausspricht,  },'ebunden  ist,  an  dicjeni^^e  Phase 
des  wirtschaftlich(!n  Lebens,  in  welclnir  den  Individuen  prinzipiell 
und  allgemein  die  isolierte  (jleltendmachung  dieses  Interesses 
Ireisteht.  Wozu  soll  denn  ein  Lehrsatz  des  Inhalts,  dafs  auf  das 
wirtschaftliche  Phänomen  A  das  wirtschaftliche  Phänomen  H  folgen 
müsse,  dienen  in  eintüii  (jiesellschaftszustand,  in  welchem  die  Willens- 
subjekte -  aus  dem  oder  jenem  Grunde  —  wi  rtsciia  f  1 1  ich  zu 
reagiiiren  verhindert  sindV 

Staat  und  Recht,  Ilerkouiuien  und  Sitte  modifizieren  allerdings 
stets  die  Uegungen,  w(Oche  in  den  realen  wirtschaftenden  Individuen 
durch  die  realen  wirtschaftlichen  Ereignisse  wachgerufen  werden,  und 
bewirken,  dafs  deren  Handlungen  nicht  der  exakte  Reflex  des  wirt- 
schaftlichen Interesses  sind.  Diese  konkreten  Kausalitätsreihen  in 
allgemeine  Gesetze  zu  fassen,  ist  aber  unmöglich,  für  unsere 
wirtschaftliche  Sozialtheorie  aber  auch  unnötig,  da  der  Kausal- 
zusamnienhang ,  den  jene  Momente  vermitteln ,  eben  kein  rein  wirt- 
schaftlicher ist. 

Giebt  mau  einmal  das  Streben  nach  abstrakter  Erkenntnis  der 
wirtschaftlichen  Kausalzusammenhänge  sozialer  Phänomene  als 
Aufgabe  zu  ,  so  involviert  dies  die  Konse(iuenz ,  dafs  jedem  Lehrsatze 
der  Wirtschaftswissenschaft,  der  die  Wirkung  B  aus  einer  Ursache  A 
deduziert,  die  Prämisse  unterliegen  mufs,  dafs  die  Subjekte,  welche 
auf  A  reagierend  P>  hervorbringen,  eine  gleiche  Willensbeschaffen- 
heit haben  (nemlich  diejenige,  allein  vom  wirtschaftlichen  In- 
teresse beherrscht  zu  sein),  während  von  den  übrigen  die  wirklichen 
Menschen  bewegenden  Zwecken  abstrahirt  wird.  Nur  unter  dieser 
Hypothese  einer  in  allen  handelnden  Personen  allgemeinen  einzig 
und  allein  vom  wirtschaftlichen  Interesse  bestimmten  Willens- 
beschatfenheit  sind  allgemeine  Sätze  möglich.  Derartige  wirt- 
schaftliche Kausalitätsreihen  rein  hypothetischen  Charakters 
zu  formulieren,  kann  aber  nur  unter  der  weiteren  Bedingung  ein  Ziel 
menschlichen  Denkens  sein ,  dafs  prinzipiell  jene  erste  Hypothese 
mit  der  sozialen  Wirklichkeit  derart  übereinstimmt,  dafs  auf  allen 
oder  auf  einzelnen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  eine  allein 
durch  das  wirtschaftliche  Interesse  bestimmte  Handlungsweise 
der  Individual-Wirtschaftssubjekte  vom  Rechts-  und  vom  Sittengesetz 
prinzipiell  und  allgemein  gestattet  ist.  Denn  allein  unter  die- 
ser Bedingung  liegt  prinzipiell  und  allgemein  die  Möglich- 
keit vor,  4afs  die  Kausalzusanuneuhänge ,  wie  sie  die  Theorie  for- 
muliert, die  Wirklichkeit  wieder  spiegeln. 

Ist  aber  den  sozialisierten  Individuen  die  Möglichkeit  der  Gel- 
tendmacluuig  des  eigenen  wirtschaftlichen  Interesses  in  ihren  Verkehrs- 
akteu   prinzipiell   abgeschnitten,    so    wird   eine  Theorie,    welche    das 
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Gegelltheil  annimmt,  sinnlos,  denn  in  diesem  Falle  müsste  sie  beken- 
nen, dafs  prinzipiell  jene  Möglichkeit  einer  Übereinstimmung  ihrer 
Gesetze  mit  dem  wirklichen  Verlauf  der  Erscheinungen  fehlt. 

Im  sozialen  Zustand  rechtlich  und  sittlich  erlaubter  „freier  Kon- 
kurrenz" ist  diese  Übereinstimmung  a  priori  anzunehmen,  dem  gegen- 
über im  konkreten  Fall  die  Modifikation  als  Ausnahme  nachzuweisen 
ist.  Im  entgegengesetzten  Falle  ist  die  Divergenz  zwischen  der  Wirk- 
lichkeit und  den  Resultaten  unsrer  Spekulation  notwendigerweise  die 
Regel  und  unsre  allgemeinen  Sätze  stellen  sich  a  priori  als 
Ausnahmen. 

Ein  praktisches  Bedürfnis  nach  Herausstellung  rein  wirt- 
schaftlicher Kausalitätsreihen  zeigt  sich  eben  deshalb  auch  nur 
auf  jenen  Gebieten  der  wirtschaftlichen  Sozialwelt,  auf  welchen  die 
isolierte  Geltendmachung  des  wirtschaftlichen  Eigeninteresses 
prinzipiell  und  allgemein  freisteht.  So  weit  werden  unsre  abstrakten 
Sätze  die  Wirklichkeit  wiederspiegeln,  als  die  Individuen  von  dieser 
Freiheit  wirtschaftlichen  Thuns  thatsächlich  Gebrauch  macheu  —  was 
einzig  und  allein  in  concreto  zu  entscheiden  ist. 

Allgemeine  „Gesetze",  welche  die  wirtschaftliche  Kau- 
salität isoliert  erfassen  wollen,  können  nur  unter  der  Bedingung, 
dafs  im  sozialen  Leben  die  causa  „wirtschaftliches  Interesse''  iso- 
liert wirken  kann,  ein  Gegenstand  der  Forschung  sein.  Das  ist  der 
einfache  methodologisch-praktische  Grund  jener  abstrakten  Hypo- 
these der  „Freiheit  des  Verkehrs".  — 

Ist  es  aber  nun  für  den  Bestand  unsrer  Theorie  notwendig,  dafs 
der  volkswirtschaftliche  Zustand  der  Gegenwart,  das  „System  der  freien 
Konkurrenz"  des  19.  Jahrhunderts,  völlig  durchgeführt  istV 

Keineswegs!  Nur  hat  die  wirtschaftliche  Sozial theorie  in 
einem  Zustande,  in  welchem  die  Rechtsordnung  fast  alle  Faktoren  des 
wirtschaftlichen  Lebens  in  den  sozialen  Interessenkampf  einzuziehen 
erlaubt,  am  meisten  Wert,  weil  hier  die  Phänomene  am  komplizier- 
testen sind  und  einer  Analyse  weit  gröfsere  Schwierigkeiten  bieten 
als  in  vergangenen  Zeiten,  da  das  wirtschaftliche  Schicksal  der  Ein- 
zelnen von  Ursachen  beherrscht  wurde,  welche  auch  das  Auge  des 
Laien  unschwer  durchschaute'),  oder  von  Zufällen,  die  jeder  Regel 
spotteten.  Es  bedurfte  einer  bedeutenden  Zunahme  der  Inteusivität  des 
freien  Verkehrs,  um  die  Wissenschaft  zu  bewegen,  diesem  Gebiet  der 
materiellen  Interessen  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  und  zugleich 
war  es  notwendig,  dafs  das  wirtschaftliche  Leben  eine  Zeit  lang  vor 
politischen  Erschütterungen ,  vor  Kriegen  und  Revolutionen  bewahrt 
blieb,  weil  allein  im  Zustand  ruhiger  Entwicklung  die  Regelmäfsig- 
keit  seiner  Erscheinungen  sich  enthüllen  konnte.  Beides  traf  in  Eng- 
land zu  und  so  ward  dies  Land  die  Wiege  der  ökonomischen  Sozial- 

1)  Weil  aber  eine  ausf^ebildote  Tlieorie  fehlte,  stand  die  Vor^aiigeiibeit  da,  wo  ein- 
mal die  sozialwirtschaftlichc  Kausalität  ihre  gelieiinuisvollen  Phäiioinene  er/.eu}jte ,  dieser 
ratlos  f^egenüber.  Der  Grund  der  P^rscheinungen  blieb  dunkel  und  daiior  irrte  man  auch 
in  der  Wahl  der  Mittel  ihnen  gegenüber.  Vgl.  Eisenhart,  Goschiclite  der  Natioual- 
ökonomik.     S.  11,   13—14,   16. 

N.  F.  Ed.   IX.  17 
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Th(3ori(;  ' ).  Ab(;r  wodcr  liier  noch  sonst  in  lüiropu  war  die  l'riuuisse 
der  „Vorkclirst'rciiicit"  auch  nur  iinnäliornd  niidisiert.  Übiirall  waren 
cin/elnc  Kategorien  von  (iütern  den  „Naturgesetzen''  de«  Verkehrs 
entzogen ,  überall  gewissi;  Faktoren  der  Produktion  durch  staatliche 
u.  s.  vv.  Normen  gebunden.  Aber  die  Krkenntnis  der  „natürlichen  An- 
ordnung, nach  welcher  das  Produkt  sich  unter  di(;  vers(;hieden(!n  (ie- 
sellschaftsklassen  (aniong  the  dilVerent  ranks  of  jxtople)  verltiilt"  '■'), 
war  eben  so  weit  nützlich  und  notwcMidig  als  der  Spielraum  der  in- 
dividuellen wirtschaftlichen  Interessen  reichte. 

Die  wichtige  Lehre  von  der  (Grundrente  fiele,  wenn  das  Trivat- 
eigenthuni  an  Grund  und  Boden  aufgehoben  würde.  Kein  National- 
ökononi  würde  mehr  über  die  Gesetze  des  Zinses  nachdenken ,  wenn 
der  Staat  die  Darlehen  der  Privaten  untersagte,  den  Zinsfuls  nor- 
mierte oder  die  „gratuite  du  credit"  verwirklichte;.  Die  Preisbewegun- 
gen taxierten-  Waaren  sind  für  uns  kein  Gegenstand  der  Analyse  mehr, 
so  weit  ihr  Tauschwert  ohne  Rücksicht  auf  wirtschaftliche  Veränderun- 
gen vom  Staate  u.  s.  w.  zwangsweise  aufrecht  erhalten  wird.  Aber  so 
enge  Schranken  der  gesellschaftlichen  Bewegung  gesteckt  werden,  so 
viele  Objekte  dem  wirtschaftlichen  Kampf  entzogen  werden  mögen : 
so  weit  die  „Sozialwirtschaft"  reicht,  so  weit  ist  die  Kenntnis  unsrer 
„Gesetze"  notwendig  und  unsre  Forschung  berechtigt. 

P^benso  verhält  es  sich  mit  der  „persönlichen  Freiheit".  Es  ist 
durchaus  nicht  notwendig,  dafs  sie  für  alle  physischen  Personen  des 
volkswirtschaftlichen  Lebens  rechtlich  anerkannt  sei.  Wenn  im  Alter- 
tum die  gemeine  Handarbeit  und  zum  Teil  auch  gewisse  „liberale  Be- 
rufe" durch  Sklaven  besorgt  wurden,  so  traten  die  Phänomene  der 
Lohnveränderungen,  welche  die  Theorie  causaliter  zu  analysieren 
sucht  und  als  „Gesetze  des  Lohns"  formuliert,  eben  damals  nicht  auf. 
Da  der  Sklave^)  rechtlich  Waare  war,  so  würde  aber  ein  „klassischer 
Natioualökonom"   sich   die   Frage   haben   vorlegen    können,    wie  eine 


1)  Anstatt  diesen  einfachen  Zusammenhang  der  Aufgabe  und  Methode  der  Theorie 
mit  der  Gestaltung  und  den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens  zu  seilen,  hat  man  sich 
gewöhnt,  die  Prämissen  unsrer  abstrakten  Kausalfonneln  allein  vom  Standpunkt  der  Wirt- 
schaftspolitik aus  zu  beurteilen.  DaCs  hinsichtlich  ihrer  praktischen  Postulate  Smitli  und 
seine  Schule  unter  dem  Bann  der  ,,naturrechtliclien''  Vertragstheorie  standen,  wird  heute 
kaum  geleugnet  werden.  Aber  nicht  deshalb  wählen  sie  in  der  Theorie  diese  Prämisse 
der  „Verkehrsfreiheit" !  Bevor  jene  Grundidee  des  ,,contrat  social''  die  Denkor  des 
18.  Jahrhunderts  bewegte,  und  heute,  nachdem  diese  Lehre  in  allen  ihren  Konsequenzen 
erschüttert  und  gröfstenteils  überwunden  ist,  spielt  in  der  Geschichte  wirtschaftlich- 
theoretischer  Erkenntnis  —  trotz  aller  historisch-ethischer  Velleitäten  —  die  Hy- 
pothese des   ,,freedom  of  contract"  die  gleiche  bedeutende  Rolle. 

Wenn  man  die  Argumente  für  diese  Methode  aber  allein  in  der  Gestalt  der  heu- 
tigen Praxis  finden  will,  so  irrt  man.  Der  ,, nationalökonomische  Stoff"  (Rodbertus)  ist 
lieute  quantitativ  reicher  als  in  der  Vergangenheit,  aber  er  war  stets  vorhanden  und,  wo 
sicli  früher  ein  Bedürfnis  nach  theoretischer  Analyse  wirtschaftlicher  Sozialphänomene 
zeigte,  ward  er  nach  gleicher  Methode  behandelt  als  heute. 

2)  Überschrift  des  Buch  I  der  ,,Wealth   of  nations". 

3)  Wenn  der  Sklave  aber  nach  römischem  Rechte  gewisse  Verkehrsakte  für  sein 
„peculium"  rechtsgiltig  vornehmen  konnte,  so  war  er  innerhalb  dieser  Sphäre  ,, Wirt- 
schaftssubjekt" und  Agens  im  s  o  z  i  a  1  wirtschaftlichen  Organismus  wie  jeder  ,,civis  ro- 
manus". 
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Veränderung  in  deren  Angebot  oder  Nachfrage  auf  ihren  Preis  und 
indirekt  auf  den  Preis  aller  Waareu  weiter  wirken  niüfste,  in  welcher 
Sklavenarbeit  ein  Element  der  Produktionskosten  bildete.  Die  „Ge- 
setze" unsrer  Theorie  galten  damals  ebenso  wie  heute  nur  partiell. 

So  kann  denn  selbstverständlich  ein  Zustand  eintreten,  in  dem 
ihre  Bedeutung  völlig  erlischt.  Wenn  man  aber  gesagt  hat,  dafs  Ver- 
kehrs- und  Vertragsfreiheit  willkürliche  Prämissen  unsrer  speziel- 
len Gesellschaftslehre  seien,  so  sagen  wir:  sie  sind  ebenso  willkürlich 
wie  die  E X i s t e n z  einer  „Gesellschaft"  überhaupt,  einer  wirt- 
schaftlichen speziell  zufällig  ist.  Der  Staat  kann  ja  die  Gesell- 
schaft absorbieren;  es  kann  Staaten  mit  reichem  gesellschaftlichen  Le- 
ben geben,  denen  eine  wirtschaftliche  Gesellschaft  fehlt. 

Wollten  wir  die  P'ormen  volkswirtschaftsgeschichtlichen  Lebens 
auf  allen  Stufen  betrachten :  wir  würden  finden ,  dafs  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiet  die  gröfste  Verschiedenheit  geherrscht  hat  in  der  Ab- 
grenzung staatlicher,  kommunaler,  korporativer  Organisation  gegen- 
über der  freien  Bewegung  der  wirtschaftlichen  luteressengesellschaft, 
aber  überall  würden  wir  die  Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  abstracter 
sozialökonomischer  Analyse  sehen,  soweit  der  Verkehr  frei  ist. 

Also  erklären  wir  doch  nur  den  „Verkehr",  wir  würdigen  die 
„Volkswirtschaftslehre"  zur  „Tauschlehre"  herab? 

In  ihrem  Hafs  gegen  die  „Privatwirtschaftslehre"  hat  die  herr- 
schende Richtung  sich  in  der  That  moquiert  über  eine  Wissenschaft, 
welche  allein  dem  Tauschverkehr  der  Privatwirtschaften  untereinander 
ihre  volle  Aufmerksamkeit  widmet.  Wie  atomistisch,  individualistisch, 
materialistisch  und  „eng"  erscheint  ihr  diese  Lehre ,  welche  oft  ge- 
radezu als  theorie  de  Tcchange  bezeichnet  ward.  M  i  r  scheint  letzte- 
rer Ausdruck  und  dessen  Inhalt  für  eine  Wissenschaft  viel  zu 
weit:  dieselbe  würde  nichts  weniger  sein  als  der  gröfste  Fort- 
schritt, den  der  menschliche  Geist  auf  sozialwissenschaftlichem 
Gebiete  zu  verzeichnen  hätte.  Eine  den  Kausalzusammenhang  aller 
Phänomene,  welche  der  Tausch  erzeugt,  enthüllende  Lehre,  umfafst 
zwar  noch  nicht  die  Gesamtheit ,  aber  bei  weitem  das  Meiste  dessen, 
was  wir  überhaupt  von  der  Sozial  weit  wissen  wollen  '). 

Unsre  wirtschaftliche  S o z i a  1  theorie  aber  wäre  schon  voll- 
endet, wenn  sie  allein  das  Feld  des  wirtschaftlichen ,  d.  h.  durch  den 
wirtschaftlichen  Zweck  der  Kon trahenten  verknüpften  Tausch- 
verkehrs —  die  Phänomene  der  wirtschaftenden  Gesellschaft  —  ana- 
lysiert hätte.     Sie  ist  noch  weit  genug  von  ihrem  Ziele  entfernt!  — 

Wir  haben  nun  am  Einzelneu  nachzuweisen,  dal's  allgemeine 
Kausalformelu  des  sozialen  Wirtscliaftslebens  nur  so  weit  möglich  sind, 
als  das  wirtschaftliche  Interesse  frei  walten  darf  und  die  Individuen 
diese  Freiheit  wirtschaftlich  benutzen.  Leider  müssen  wir  auch  hier 
allein  vorgehen:  die  Begründung,  welche  die  klassische  Schule 2)  ihrer 


1)  Ich  schliefse  hier  immer  die  soziologisclie  Speliulation   aus. 

2)  lu  seinem  aufserordeutlich  interessanten  „priuziples  of  political  economy"  hat  ein 

17  * 
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Mct,lio(lt;iil(!lir(;  in  diisscm  Punkte  li;iU(;  >^c.]h'.\\  müssen,  ist  noch  zu 
schutloii. 

Wie  in  so  vielen  wissenscli;if"tlicli(;n  Kontroversen  li(!f^i  uucli  hier 
die  l'rsiiche  des  8treit(!S  in  einer  ni;ui<^M;lli;ilt(!n  I'e^M'ündun;^  der  Frage- 
stciUunj^".  Die  Gef^'iKir  dies(;r  Hy|)oth(!S(!  tadeln,  dals  wir  mit  unsren 
„G(!sel/(Mi"  d(!r  so/ialwirtsc.hail liehen  iJeweLMMij^iMi  nur  eine  l'hase,  h(;- 
x.ü'^licli  ein  l''ragmeiit  d(!S  volkswirtschafilichen  Lehens  in  aUen  Phasen 
erklären  und  iu3lnnen  damit  stillschweigend  an,  dals  eine  \N  issenschaft 
möglich  sei,  welche  die  Totalität  dei'  konkreUüi  wirtschaftlichen  Lebcins- 
i'onnen  der  menschlichen  Ges(!llschaft  analysiere.  Dals  dies  a  poste- 
riori von  der  (ieschichte  geschehen  kann  iiiifi  geschehen  soll,  ist  ebenso 
klar,  als  dals  kein  Staatsmann  fliesei-  Erkenntnis  (mtraten  kann.  Der 
Zweck  unsrer  Wissenschaft  ist  aber,  gewisse  so/.ialwirt.-ichaffliche  Phä- 
nomene a  })riori  zu  deduzieren,  v  ora  u  szu  b  es  t  i  ni  m  e  n. 

läufst  sich  unser  Ziel  allein  im  Zustande  der  „V(!rkehrsfreiheit" 
erreichen,  so  ist  doch  offenbar  dieser  hochwichtigen  Aufgabe  sozialer 
Voraussicht  vorläufig  unter  der  Bedingung  zu  gemigen  ,  welche  ihre 
Lösung  ermöglicht.  Wir  verlangen  doch  auch  von  den  einzelnen  Na- 
turwissenschaften nicht,  dafs  si(!  uns  allgenieine  „Gesetze"  iibei-  den 
Verlauf  der  konkreten  Phänomene  unter  jeder  möglichen  Verumstän- 
«luiig  a  priori  formulieren  —  wie  kommen  wir  nun  dazu  auf  dem  Ge- 
biete iler  „personalen"  Welt,  welche  weit  komplizierter  ist,  unsie  An- 
forderungen derart  empoi'zuschrauben  V 

Wir  sagen  vielmehr:  es  ist  bedauerlich,  dafs  die  Proteusnatur  des 
realen  volkswirtschaftlichen  Lebens  und  in  diesem  besonders  die  un- 
berechenbaren i)sychischen  Stimmungen  der  Individuen  die  Aufstellung 
derartiger  „Gesetze",  wie  sie  die  ältere  Doktrin  bot,  überaus  erschwert; 
aber  es  ist  deshalb,  weil  das  Monopol,  das  Herkommen,  das  Herein- 
ragen nichtwirtschaftlicher  Motive  in  das  (iel)iet  der  wirtschaftlichen 
Erschi'iiunigen  u.  s.  w.  auf  die  wirtschaftlichen  Ereignisse,  wie  prinzipiell 
zuzugeben  ist,  in  nur  in  concreto  bestimmbarer  Weise  influiren,  dur(-h- 
aus  nicht  die  Analyse  der  Kategorien  wirtschaftlicher  Erscheinungen 
zu  unterlassen,  welche  allgemeinen  „Gesetzen"  folgen. 

Wir  wollen  gar  nicht  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  die  Höhe  des 
konkreten  Preises  jeder  einzelnen  Leistung  oder  Ware,  die  Vermögens- 
schicksale der  konkreten  Individuen  mit  unsern  allgemeinen  „Gesetzen" 
voll  und  ganz  erklären  —  denn  diese  Erscheinungen  sind  Wirkungen 
einer  Unzahl  von  Ursachen,  welche  diese  spezielle  Sozial-Theorie  als 
zu   kompliziert  von   ihrer  Betrachtung  ausschliefst.      Wir   wollen  die 


englischer  Nationalökonom  der  Gegenwart ,  S  i  d  g  w  i  c  k  ,  uacli  Zurückweisung  der  Insi- 
nuation, dafs  die  Theorie  diesen  Zustand  als  Ideal  des  wirtsehaftliohen  Lebens  vorsclircibe, 
die  richtige  Auffassung  der  Hypothese  des  .,frecdom  of  contract''  als  ,,a  condition  of 
the  applical)ili^y  of  its  conclusions"  bezeichnet.  Den  eigentlichen  Kernpunkt  des  metho- 
dologischen Problems  umgeht  er  aber  hiermit  ebenso  wie  Mi  11  (s.   o.  S.  220). 

Warum  berücksichtigen  denn  die  ,, conclusions"  immer  nur  diesen  Zustand  —  warum 
ergründete  diese  wirtschaftliche  S  o  z  i  a  1  theorie  in  merkwürdiger  Kongruenz  mit 
dorn  Postulaton  des  individualistisclien  Naturrechts  des  18.  Jahrhunderts  und  den  that- 
säcblichen  Verhältnissen  des   19.  immer  nur  diese   Phase? 
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Ereignisse  bestimmen  und  deren  Verlauf  voraussagen ,  welche  den 
Anteil  der  verschiedenen  Klassen  gesetzmäfsig  regeln,  die  in  or- 
ganischem Zusammeuschluss  das  materielle  Güterleben  der  Gesell- 
schaft gestalten.  Die  Abhängigkeit  der  einzelnen  Glieder  dieses  so- 
zialwirtschaftlichen Organismus  von  den  wirtschaftlich  relevanten  Ver- 
änderungen des  Ganzen  oder  anderer  Glieder  zu  analysieren,  ist  un- 
sere Aufgabe,  der  gemäfs  unsere  Methode  beschatten  ist. 

Die  Unmöglichkeit  unter  anderen  Bedingungen,  als  derjenigen  der 
„Verkehrsfreiheit"  zu  allgemeinen  „Gesetzen"  zu  gelangen,  wird  am 
besten  klar  werden,  wenn  wir  dieselbe  an  einzelnen  konkreten  Bei- 
spielen erörtern. 

Würde  unter  der  Bedingung,  dafs  der  Staat  die  Produktion  und 
Konsumtion  im  Ganzen  oder  auf  einzelnen  Gebieten  lenkte,  Raum  für 
eine  wirtschaftliche  Sozial  -  Theorie  sein? 

Wenn  der  Staat  die  Wert  -  Relation  zwischen  Gold  und  Silber 
fixiert,  wenn  er  einer  Zunft  gewisse  Monopol-Rechte  gewährt  oder  ihr 
Taxen  vorschreibt;  wenn  er  —  etwa  im  Zustand  der  Papiergeldwirt- 
schaft —  den  Zins  der  Leihkapitalien  dadurch  beherrscht,  dafs  er  jedem 
Bürger  seine  Noten  zu  2  Procent  anbietet;  wenn  er  für  einzelne  Arbeits- 
leistungen feste  Lohnsätze  bestimmt  —  so  ist  trotz  aller  Liebhaberei  für 
den,,  Staat"  noch  kein  Nationalökonom  irgend  welcher  Richtung  auf  den 
Gedanken  verfallen,  allgemeine  „Gesetze"  für  diese  Erscheinungen  auf- 
stellen zu  wollen.  Man  streitet  über  prinzipielle  Zulässigkeit  und 
konkrete  Zweckmäfsigkeit  derartiger  Mafsnahmen,  aber  niemals  unter- 
sucht man  die  „Gesetze"  wirtschaftlicher  Natur,  welche  gerade 
diese  Relation,  diese  Preis-,  Zins-  oder  Lohn-Höhe  bewirkten.  Denn 
wir  sagen  uns:  hier  walten  Kräfte,  welche  aufserhalb  des  rein 
wirtschaftlichen  Causalzusammenhangs  der  Gesellschaft  stehen, 
und  deren  Wirkungen  sind  demnach  von  der  wirtschaftlichen 
Sozial -Theorie  nicht  zu  erforschen.  Jene  Relation  zwischen  Gold 
und  Silber  kann  in  der  wirtschaftlichen  Wert-Relation,  wie  sie 
auf  die  Dauer  durch  das  „Gesetz"  der  Produktionskosten  bestimmt 
wird,  ihre  Ursache  haben  und  der  adäquate  Ausdruck  derselben  sein ; 
die  Waren-  und  Lohntaxen  können  in  wirtschaftlich  zweckmäfsiger 
Weise  den  Preis  stabil  machen,  der  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
der  Produktion  entspricht;  die  Staatsbank  kann  ihren  Zins  mit  dem 
marktüblichen  steigen  und  fallen  lassen.  Aber  wirtschaftlich 
notwendig  ist  es  nicht;  nicht  einmal  die  Tendenz  mufs 
prinzipiell  zugegeben  werden.  Nehmen  wir  das  zuletzt  ge- 
gebene Beispiel:  Handelt  die  Staatsbank  hier  als  „Privatwirtschaft" 
aus  wirtschaftlichem  Literesse,  so  werden  die  sozialwirtschaftlichen 
Bewegungen  in  ihrem  Zinsfufs  reflektiert.  Beabsichtigt  der  Staat 
aber  mittels  derselben  gewisse  politische  Ziele  zu  erreichen,  so  hört 
jede  Möglickeit  und  Notwendigkeit  die  etwaigen  Bewegungen  des  Bank- 
Diskonts  zu  verfolgen  und  zu  analysieren  auf.  Das  Kapitalangebot 
kann  sinken,  der  Diskont  ebenfalls  u.  s.  w.  Hier  regelt  nicht  das 
wirtschaftliche  Literesse  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
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1111(1  (liiriiiii  c(!ssi(irt  hier  dio  Auff^'iibe  einer  Wissenschaft,  welche  allein 
die  (li(!S<M-  einen  soziiilen  caiisu  K''h<>rchen(l(;n  I'hilnoniene  analysiert. 

Soweit  der  Staat  die  Faktoren  des  so/ialwirtsclial'tliclien  Leixins 
unter  seine  (jlesetze  beugt,  ist  eine  Untersuchung  dt;r  wirtschafi- 
lichcui  (Jesetze  (lc!S  Verkehrs  el)enso  unnKiglich  ,  als  in  dem  durch- 
aus analogen  Fall,  wo  das  „Herkommen"  oder  die  „Sitte"  verhindert, 
dals  auf  wirtschaftliche  Ereignisse  die  von  denselben  betrotfenen  In- 
dividuen wirtschaftlich  reagieren.  A.  Wagner  (I.  S.  293)  lobt, 
dafs  ,).  St.  Mill  „in  der  Lelire  von  der  Verteilung  .  .  .  der  Konkur- 
renz das  Herkommen  als  Regulator  zur  Seite"'  stellt.  Dieser  sagt 
(H.  II.  Kaj).  VIII.  fcj  2):  „When  the  partition  of  the  ])roduce  is  a 
matter  of  fixed  usage,  not  ot  varying  Convention,  political  eco- 
nomly  has  no  laws  of  distribution  to  investigate.  It  has 
only  to  consider,  .  .  .  the  effects  of  the  systeni."  Er  betrachtet 
also  die  wi  rtschaftspoliti  sehe  Wirkung  des  Herkommens,  aber 
in  der  Theorie,  welche  die  „Gesetze"  des  Verkehrs  aufsucht,  findet 
dasselbe  keine  Stelle.  Denn  obgleich  die  Aiuiahme  „that  comi)etition 
exercises  in  fact  this  unlimited  sway"  ein  starker  Fehler  sein  würde, 
so  hat  doch  allein  durch  das  Prinzip  des  Mitbewerbs  die  „political 
economy"  Anspruch  auf  den  Charakter  einer  Wissenschaft: 

„So  far  as  rents,  profits,  wages,  prices  are  determiuad  by  competi- 
tion,  laws  may  be  assigned  for  them.  Assume  competition 
to  be  their  exclusive  regulator,  and  principles  of  broad  genera- 
lity  and  scientific  precision  may  be  laid  down,  according  to  which  tbey 
will  be  regulated ;  .  .  .  as  an  abstract  and  hypothetical  science  ,  pol.  ec. 
cannot  be  reqiiired  to  do,  and  indeed  cannot  do,  anything  more"  (II. 
Kap.  IV.  §  1). 

In  der  Wirklichkeit  aber  erkennt  Mill,  dafs  eigentlich  nur 
im  Grofshandel  diese  Hypothese  zutreffe  (§  3  a.  a.  0.).  Geschieht 
demnach  die  Ablehnung  einer  Berücksichtigung  des  Herkommens  in 
der  Theorie  mit  gröfster  Schärfe,  so  bleibt  sie  nichtsdestoweniger 
durchaus  unbegründet.  Weshalb  streckt  denn  die  Theorie  die  Waffen 
vor  diesem  Prinzip  des  custom,  das  Mill  einmal  sogar  als  habitual 
regulator^)  bezeichnet? 

Eine  Formulierung  abstrakter  Gesetze ,  welche  den  Einflufs  wirt- 
schaftlicher Ereignisse  auf  die  durch  „Herkommen"  feststehenden 
Preise,  Eöhne  u.  s.  w.  formulieren  W'oUteu,  erscheint  prinzipiell  des- 
halb unmöglich,  weil  eben  das  Bestehen  des  „Herkommens"  ein 
Symptom  dafür  ist,  dafs  die  betreffenden  Preise,  Löhne  u.  s.  w.  nicht 
das  Resultat  rein  wirtschaftlicher  Ursachen^)  sind  und  folghch  auch 
die  unter  Herrschaft  des  „custom"  stehenden  Individuen  und  Gesell- 
schaftskreise   auf    wirtschafthche   Ereignisse    nicht    notwendigerweise 


1)  Vgl.  III,  K.ip.  1,  §.  5. 

2)  Aus  denselben  Gründen  unterläfst  die  wirtschaftliche  Sozialtheorie  die  Ana- 
lyse der  Preise,  welche  im  Wohlthätigkeitsbazar  bezahlt  werden,  der  Löhne,  die  ein  aus 
Philanthropie  produzierender  Unternehmer  zahlen  würde,  der  Zinse.  zu  denen  wir  Freun- 
den und  Verwandten  leihen  u.  s.  w.  Es  sind  dies  keine  wirtschaftlichen  Causali- 
tätsreihen ! 
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wirtschaftlich  reagieren  werden.  Wenn  ich  bei  dem  A  eine 
Ware  kaufe,  weil  der  A  sie  verkauft,  so  können  mir  ein  Dutzend 
Verkäufer  dieselbe  zum  halben  Preis  anbieten :  ich  kaufe  doch  weiter 
da,  wohin  mich  langjährige  Freundschaft  gewöhnt  hat.  Sollte  einmal  in 
Toscana  —  ich  nehme  hier  als  Beispiel  das  von  Mi  11  ausführlich  be- 
handelte, vielleicht  wichtigste  Phänomen  des  „custom"  im  Zeitalter  der 
freien  Konkurrenz:  die  Halbpacht  —  ein  starker  Ülierflufs  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter  sich  fühlbar  machen,  welcher  in  der  Lombardei 
die  Löhne  unmittelbar  drücken  müfste,  so  würde  nur  sehr  schwer 
ein  Grundbesitzer  sich  entschliefsen ,  seine  alten  Halbmeier  zu  ent- 
lassen, um  Arbeiter  zu  mieten,  welche  sich  mit  Vs  der  Ernte  begnü- 
gen wollten.  Der  bestehende  Lohnsatz  ist  hier  eben  nicht  das  Ee- 
sultat  der  Causalität  wirtschaftlicher  Interessen;  die  Verträge 
sind  nur  fonneil  frei,  materiell  ist  ihr  Inhalt  von  einer  Macht  vorge- 
schrieben, deren  Wirkungen  zu  analysieren  die  Wirtschaftslehre  an- 
deren Wissenschaften  überlassen  mufs.  Die  „colonia  parziaria"  kommt 
fast  in  allen  Provinzen  Italiens  vor,  aber  dasselbe  Ereignis  wirt- 
schaftlicher Art  würde  in  jeder  Provinz  anders  auf  die  herkömmliche 
Verteilung  des  Produkts  wirken,  da  überall  die  geschichtlichen  Ur- 
sachen dieses  Herkommens  andere  waren:  allgemeine  „Gesetze" 
sind  hier  ausgeschlossen. 

Verwandt  dieser  Regulierung  gewisser  wirtschaftlicher  Phänomene 
durch  den  Staat  oder  das  Herkommen  ist  die  Macht,  welche  das 
Monopol  und  die  Koalition  über  die  Preise  ausüben. 

„Woher  nehmen  wir",  fragt  Cohn,  „die  Berechtigung,  die  freie 
Konkurrenz  als  die  Regel  oder  das  Gesetz  anzusehen  und  jede 
Abweichung  davon  als  eine  Störung  oder  eine  Ausnahme?  ....  Was 
berechtigt  uns  zu  der  Annahme,  dafs  das  freie  Spiel  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  die  Hypothese  des  freien  Wettbewerbes  verwirklicht?" 

Ebenso  viel  Glauben  verdiene  die  Annahme,  dafs  die  einzelnen 
Anbietenden  (Nachfragenden)  sich  verbinden,  „nicht  den  Preis  zu  ver- 
derben" ^).  Anstatt  derartige  Preiskoalitionen  immer  als  Ausnahmen  zu 
behandeln,  „suche  mau  alle  Thatsachen  zu  erforschen ,  um  behaupten 
zu  können,  was  Regel  und  was  Ausnahme  ist.  Aber  leider  hat  die 
Annahme  einer  mechanisch  wirkenden  Konkurrenz  ebenso  den  theo- 
retischen Quietismus  befördert,  wie  sie  dem  sittlichen  Indiffe- 
rentismus gedient  hat." 

Mir  scheint  jedoch,  „dafs  der  „theoretische  Quietismus"  auch 
hier  ein  notwendiger  war  —  wenn  man  nicht  die  Theorie  mit 
der  Schilderung  der  Gründe  und  Wirkungen  jeder  konkreten  Preis- 
Koalition  u.  s.  w.  bepacken  will. 

Es  ist  vielleicht  sehr  betrübend,  diese  Schwäche  eingestehen  zu 
müssen,  aber  die  Theorie  weifs  schlechterdings  mit  Erscheinungen,' 
welche  auf  monopolisierten  wirtschaftlichen  Gebieten  sich  abspie- 
len, absolut  nichts  anzufangen  ^ ). 


1)  Cohn  a.  a.  O.   II.  S.  375.  377. 

a)  Nach  Ausicht  derer,    welche    die    Grundrente    für    einen    Monopolgewinn    halten, 
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lk'traclit(!ii  wir  dir  I-'üHc,  wciIcIkj  j(!ne  B(;iii(;rkiiii;^  (i.  ("ohirs  vcr- 
juil.'ilst  liJil)(3ii:  C!S  sind  die;  iMonopoh;  ;ml'  dem  (jchiet  des  lüscubalin- 
wcsciis.  Kr  zoi^t  uii  dcü-  l-jitwickliin;^  d(!r  (Mi^ilisclicii  XCrlialtiiisse, 
wie  ciiio  Koiikurrcii/  der  Aktieiij^i!S(;lls('li;ift('ii  untereinander  sclilielslich 
iniiner  zui"  Koalition,  zum  Monopol  führe.  Ist  es  nun  unter  dieser 
l{edin;^'un;^^  (Ilcrrscliat't  des  Monopols)  möf^li(;h,  irgend  welelie  „Ge- 
S(;t/e''  zu  formulieren,  welclie  iVw.  Ikswe^^ung  d(^r  Tarife  vorhcrheslim- 
nien,  vv(!nn  j^ewisse  Umstünde  z.  H.  die  Prodnktionskosten-llölie  vei- 
änd(!rn  oder  auf  Sciite  d(!S  l*ulilikums  die  Naclifra;^(!  steigt  oder  sinkt  V 

Trotz  seiner  Abneigung  gegen  die  Nationalökonomie,  welche  be- 
reits „zu  viel  (ieselze"  habe,  dürfte  doch  Colin  kaum  die  Wichtig- 
keit von  Denkoperationen  leugnen,  welche  von  der  Annahme  aus- 
gehend, dafs  die  Eisenbahngesellschaften  und  die  Frerjuentanten  allein 
vom  privatwirtscliaftlichen  Interesse  geleitet  werden,  vorauszusehen 
streben,  ob  die  Tarife  Ixm  Eintritt  gewisser  Veränderungen  eine'J'en- 
denz  zum  Steigen  oder  l''all(!n  hal)en  würden.  Gelänge  es,  so  wäre 
offenbar  dies  „abstrakte  Düfteln",  wie  er  es  nennt,  von  eminent 
praktischer  Bedeutung  für  jeden  Industriellen ,  Aktienbesitzer 
u.  s.  w. 

Stellen  wir  uns  also  eine  derartige  Frage!  Welchen  Einflufs  auf 
die  TariflK'wegung  wird  eine  andauernde  Steigerung  des  Frachtver- 
kehrs haben,  welcher  die  Dividende  von  10  Proz.  auf  15  Proz.  empor- 
schnellt? 'J'räte  dieser  Fall  ein  für  ein  Frachtuntenaihmen ,  welches 
Güter  auf  der  Landstrafse  befördert,  so  sagen  wir:  entweder  wird 
der  Unternehmer  die  Preise  so  weit  herabsetzen,  dafs  er  den  in  diesem 
Geschäft  üblichen  Profit  erzielt,  oder  es  wird  Kapital  in  diese  Brauche 
übertragen  werden,  wodurch  dann  der  Preisdruck  sich  vollzieht.  Dieser 
Verlauf  wird  vielleicht  nicht  sofort  eintreten,  aber  die  Tendenz  des 
Sinkens  der  Frachtpreise  ist  unbestreitbar  —  ausgenom- 
men dei-  Fall,  dafs  in  der  betreffenden  Volkswirtschaft  überhaupt  kein 
disponibles  Kajütal  mehr  existierte,  d.  h.  der  Frachtunternehmer  nicht 
als  solcher,  sondern  als  Kapitalbesitzer  Monopolist  wäre. 

Wie  aber  wird   das  Eisenbahn-Direktorium   verfahren  und  welche 


scheide  ich  also  dieses  hochwielitige  Gebiet  aus  der  Theorie  aus?  Ich  kann  auf  diese 
Kontroverse  hier  nicht  näher  eingehen  ,  behaupte  aber,  dafs  ein  gesellschaftlicher  Zu- 
stand, in  dem  die  Grundbesitzer  in  der  I^age  sind,  die  Konkurrenz  auszuschliefsen  ,  die 
Theorie  von  einer  Analyse  der  ., Gesetze"  der  Grundrente  entbindet.  Trotzdem  J.  St. 
Mill  den  Grund  der  Rente  in  einem  natürlichen  Monopol  sieht  (11.  Kap.  XII  §.  1),  be- 
rücksichtigt er  nur  den  Fall,  dafs  ,,the  landowners  .  .  as  in  fact  .  .  are  too  numerons  to 
combine".  Den  Zustand  des  Monopols  im  eigentlichen  Sinne  und  der  Koalition  fertigt  er 
mit  Folgendem  ab :  If  all  the  land  of  the  country  belongcd  to  one  person ,  he  could 
fix  the  rent  at  his  pleasure  .  .  .  he  might  make  what  conditions  he 
.chose.  ...  The  efifect  would  be  much  the  same  if  the  land  belonged  to  so  few  people 
tbat  they  could ,  and  did ,  act  together  as  one  man ,  and  fix  the  rent  by  agreemeut 
among  them  selves."  Wenn  er  dann  aber  fortfährt :  „Th  i  s  cas  e'h  owe  v  er  is  nowhere 
known  to  ex  ist:  aud  the  only  remaining  supposition  is  that  of  free  competitiou", 
so  scheint  es,  als  ob  er  diese  ,, supposition"  nur  deshalb  betraclite,  weil  sie  faktisch 
allein  vorkomme.  Aber  er  sagt  selbst,  dafs  das  Monopol  ,,is  the  actual  State  in  those 
Oriental  kingdoms  in  which  the  land  is  considered  the  property  of  the  State''.  Warum 
berücksichtigt  er  denn  diesen  ,, actual  State"  nicht  V 
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Eesultate  für  das  Publikum  ergeben  sich  aus  jenem  Ereignis?  Zu- 
nächst möchte  man  meinen ,  dafs  wegen  der  starken  Nachfrage  die 
Tarife  in  die  Höhe  gehen  müfsten.  In  der  Zunahme  der  Transporte 
könnte  ein  Symptom  dafür  erblickt  werden ,  dafs  die  Kaufkraft  des 
Publikums  gestiegen  sei ,  und  dafs ,  wenn  früher  nur  1  Million ,  heute 
IV2  Million  die  Transportleistungen  in  Anspruch  nehmen,  sicher  ein 
Teil  dieser  Konsumenten  in  der  Lage  ist,  höheie  Tarife  zu  bezahlen. 
In  concreto  wird  die  Frage  gar  nicht  so  unschwer  zu  entscheiden  sein ; 
in  abstracto  aber  stellt  sich  neben  diese  erste  Vermutung  durchaus 
gleichberechtigt  die  zweite,  dafs  die  Tarife  fallen  werden.  Das  Direk- 
torium kann  ja  auch  der  Meinung  sein,  dafs  eine  Herabsetzung  noch 
mehr  Frachten  anziehen  und  den  Reinertrag  weiter  erhöhen  werde. 
Versuchen  wir  hier  irgend  ein  allgemeines  „Gesetz"  auszusprechen, 
so  drängt  sich  uns  sofort  die  Erkenntnis  auf,  dafs  stets  min- 
destens zwei  Möglichkeiten  existieren ,  je  nachdem  die  eine 
oder  die  andere  Anschauung  im  Direktorium  vertreten  ist.  Dafs  dieser 
allgemeine  Satz  —  der  einzig  mögliche  —  absolut  wertlos  ist,  be- 
darf keines  Nachweises.  Auch  der  Grund,  weshalb  die  Theorie  hier 
versagt,  ist  nicht  schwer  zu  finden:  die  Preishöhe  ist  fast  aufser 
Zusammenhang  mit  den  Produktionskosten,  hat  in  ihnen  nur  ihre 
Minimalgrenze,  während  die  Maximalgrenze  Inder  allgemein  durch- 
aus unbestimmbaren  Dringlichkeit  des  Transport-Bedürfnisses  liegt. 
Es  fehlt  hier  jener  objektiv  bestimmte  Punkt  der  Produktionskosten, 
nach  welchem  im  Zustande  freien  Mitbewerbs  die  Preise  gravitieren. 

Auf  diesen  monopolisierten  Gebieten  ist  es  möglich ,  dafs  alle 
Kostenfaktoren  sich  fortwährend  ändern,  ohne  dafs  irgend  ein  Ein- 
flufs  auf  die  Tarife  sich  zeigt.  Ist  nämlich  der  Preis  der  Monopol- 
leistung bereits  mit  voller  Ausnutzung  der  Dringlichkeit 
des  „effektiven"  Bedürfnisses  gestellt,  so  wird  eine  Steige- 
rung der  Selbstkosten  zu  einer  Tariferhöhung  nur  führen  können 
unter  der  Bedingung,  dafs  ein  Teil  der  Konsumenten  ausscheidet,  und 
wird  deshalb  unterbleiben. 

Ebenso  kann  aber  ohne  irgend  eine  Kostenänderung  der  Preis 
stetig  fallen  oder  steigen,  jcnachdem  das  effektive  Bedürfnis  sich  ver- 
ändert. Mit  einem  Worte:  um  die  Erscheinungen  auf  monopolisierten 
Gebieten  vorher  zu  bestimmen,  müfste  ich  die  konkrete,  stets 
sich  ändernde  Lage  ( Kauffähigkeit  iin d  Kauflust)  der  Konsu- 
menten der  Monopolleistungen  kennen  ^j,  d.  h.  allgemeine 
Sätze  sind  hier  unmöglich,  gleichviel  ob  ein  einzelner  oder  eine  Koali- 


1)  In  dieselbe  Kategorie  gehören  und  aus  denselben  Gründen  von  der  Analyse  der 
wirtschaftlichen  S  o  z  i  al  theorie  sind  ausgescihlossen  die  sogenannten  „Seltenheitswerte" 
(Gemälde  ,  alte  Weine  u  s.  w.).  Die  Preisbildung  auf  diesen  Gebieten  ist  das  Kesultat 
von  Faktoren ,  welche  die  abstrakte  Theorie  nicht  kennt  und  nicht  kennen  kann.  Der 
Preis  dieser  Güter  hängt  allein  von  der  stets  sich  ändernden  konkreten  Lage  (Kauf- 
fähigkeit) der  Konsumenten  und  ihren  individuellen  Neigungen  ab. 
Ein  neuer  Rembrandt  kann  für  den  Direktor  einer  Gemäldegalleric  heute  sein  totales 
disponibles  Budget  wert  sein,  im  nächsten  Jahre  würde  er,  wenn  etwa  der  Kauffonds 
inzwischen  vermehrt  ist,  vielleicht  das  doppelte  dafür  geben.  Dieselbe  Flasche  Jolianuis- 
berger    mag    in  den  Grüuderjahren  mit  lüü,    ein  Dezennium    später  trotz  Erhöhung  des 
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lioii  von  einzelnen  das  l\l(»no|)(»l  ;iusiil)f :  es  lie^,'t  in  der  wirtschaft- 
licluin  Natur  dieses  ViM-liältiiisses ,  dals  nur  die;  »-xakte  Kenntnis  des 
konkr(!ten  Falls  lii(^i-  die  Voraussicht  vermitteln  kann,  wahrend 
der  soziale  Druck,  den  die;  Konkurrenz  üht,  den  Verlauf  der  Phäno- 
mene in  feste  lie{,'eln  zwini^t,  die  als  allj,'emeine  „Gesetze''  des  Ver- 
kehrs formuliert  werden. 

Es  ist  uns  aber  für  Monopolleistunt^en  nicht  hlos  |)rinzii)iell  die 
Mö^'liehkeit  versa^'t,  im  al  I  <,'em<!in  (mi  eiiK!  Tendenz  der  W  irkiinj^'en, 
welche  jj;evvisse  wirtscluiftlich  lelevante  Krei^Miisse  auf  di-n  Preis  äus- 
sern, zu  welchem  diese  (iüter  den  Konsumenten  darf^eboten  werden, 
vorauszul)(!stimmen,  sondern  im  Zustand  des  iMonojMils  oder  der  Koa- 
lition fallt  prinzipiell  die  Notwendigkeit  eini:s  allgemeinen  Prei- 
ses dieser  Güter  weg. 

Während  im  Zustande  der  freien  Konkurrenz  die  Preise  gravitieren 
nach  den  Pro(luktionskost(!n  und  auf  einem  Markte  nur  ein  Preis  für 
eine  Ware  auf  die  Dauer  mciglich  ist,  so  ist  a  priori  aus  der  Natur 
des  Muiio])olverhältiiisses  abzuleiten,  dafs  die  Existenz  eines  allge- 
meinen Preises  der  Monopolgüter  hier  ebenso  zufällig  ist,  wie 
dort  diese  Tendenz  notwendig. 

Was  hindert  denn  wirtschaftlich  die  Direktorien  koalierter 
Bahnen  in  den  Koalitionsvertrag  die  Klausel  aufzunehmen,  dafs  die 
eine  Ualin  z.  B.  für  den  Transport  London  —  Liverjjool  10,  die  andere 
12  sicli  bezahlen  läfst?  Dann  würden  allerdings  zunächst  alle  Frachten 
der  billigeren  Linie  zufallen  —  aber  wenn  nun  die  Verträge  die 
fernere  Klausel  enthalten,  dafs  diese  Linie  nicht  über  ein  bestimmtes 
Quantum  annehmen  darf? 

Die  Monopolbesitzer  haben,  wirtschaftlich  betrachtet,  die 
Macht  anstatt  des  einen  für  die  „Sozialwirtschaft'*  allgemeinen 
Preises  so  viel  verschiedene  Preise  anzusetzen  als  es  ihnen  beliebt. 
Die  Verschiedenheit  der  Preissätze  für  die  verschiedenen  Konsumenten 
kann  durchaus  in  ihrem  privatwirtschaftlichen  Interesse  liegen  und 
wenn  wir  sie  in  der  Wirklichkeit  trotzdem  an  der  Einheit  des  Preises 
festhalten  sehen,  so  geschieht  das  keineswegs,  weil  eine  in  ihrem  Ver- 
hältnisse zu  den  Konsumenten  begründete  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit hierzu  zwingt,  sondern  aus  Furcht  vor  der  öffentlichen 
xMeinung,  aus  der  Erwägung  technischer  Schwierigkeiten,  welche  der 
Kontrolle  der  Erfüllung  dieser  Klauseln  sich  in  den  Weg  stellen  würden 
u.  s.  w.  Ist  jedoch  die  Macht  der  wirtschaftlichen  Tyrannen  kräftig 
genug  emporgeschossen,  so  können  alle  diese  Rücksichten  weichen  und 
anstatt  des  ,, allgemeinen"  Preises,  dessen  gesetzmäfsige  Bewegungen 
unsere  allgemeinen  Preisgesetze  analysieren,  erhalten  wir  so  viel 
besondere  Preise  als  das  wirtschaftliche  Interesse  der  Monopolisten 
erfordert. 

Darum  bekümmert  es  die  Theorie  sehr  wenig,  ob  Preiskoalitionen 

Gebrauchswerts  nur  mit  50  Rm  bezahlt  sein  :  in  aUen  diesen  Fällen,  wo  die  Bestimmungs- 
gründe des  Preises  in  den  Zuf «allen  des  Angebots  und  der  Nachfrage,  nicht  in  den 
Produktionsbedingungen  der  Ware  selbst  liegen,  ist  die  theoretische  Forschung,  welche 
die  Regel  sucht,  überflüssig. 
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Regel  oder  Ausnahme  sind.  Sie  will  zu  allgemeiiieu  Sätzen  ge- 
langen; auf  Gebieten  wo  diese  von  vornherein  ausge- 
schlossen sind,  hat  sie  nichts  zu  suchen.  Hier  bedarf  sie  in  der 
Praxis  der  Ergänzung  durch  die  Einzeluntersuchung  des  konkreten  Falls. 

Staat,  Herkommen  und  Monopolien  greifen  auf  das  wirksamste 
in  das  soziale  Wirtschaftsleben  ein,  ohne  dafs  die  Theorie  der  „Ver- 
kehrsfreiheit" es  unternehmen  könnte,  die  Kausalitätsreihen  zu  unter- 
suchen, welche  die  Folge  dieser  EingriÜe  sind.  Nun  scheiden  aber 
weiter  noch  verschiedene  andere  Kategorien  aus,  welche  untereinander 
das  gemeinsam  haben,  dafs  sie  ebenso  wie  das  Monopol  völlig  durch 
das  wirtschaftliche  Interesse  der  Individuen  beherrscht  werden,  —  aber 
im  Gegensatz  stehen  zu  den  wirtschaftlichen  Phänomenen,  deren  causa 
der  Staat  oder  das  Herkommen  ist,  —  deren  Behandlung  aber  deshalb 
in  der  wirtschaftlichen  Sozialtheorie  unterbleiben  mufs,  weil  sie 
aufserhalb  des  sozialwirtschaftlichen  Organismus  sich 
abspielen,  weil  sie  regellose  Erscheinungen  sind,  welche  der  Zufall 
gestaltet. 

Wie  kommt  es,  dafs  noch  kein  Nationalökonom  für  die  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen:  Höhe  des  Lösegeldes,  Einflufs  des  Schmuggels 
auf  die  Warenpreise,  Bewegungen  des  Wucherzinses,  Preis  des  Wassers 
in  der  Wüste,  allgemeine  „Gesetze"  aufgestellt  hat?  Weil  diese  Er- 
scheinungen ebenso  individuell  und  vom  sozialwirtschaftlichen  Staud- 
punkt aus  zufällig  sind,  wie  diejenigen,  welche  die  Eingriffe  des 
Staats  u.  s.  w.  hervorrufen.  Brigant  und  Schmuggler  wirtschaften 
nicht,  sondern  stehlen,  der  eine  Einzelnen,  der  andere  der  Gesamtheit. 
Über  die  Ausscheidung  dieser  Kategorien  ist  man  thatsächlich  wohl 
immer  einig  gewesen.  Aber  warum  hat  man  die  Bewegungen  des 
Wucherzinses  nicht  analysiert,  der  doch  unter  dem  „System  der  freien 
Konkurrenz"  recht  üppig  emporgeschossen  ist?  Die  „Tauschlehre" 
hat  also  nicht  einmal  alle  Kategorien  der  freien  Wirtschaftskon- 
trakte untersucht!  Die  „Gesetze"  des  Zinses  gelten  hier  offenbar  nicht, 
denn  der  eine  Schuldner  mufs  vielleicht  für  100  ebenso  viel  Zinsen 
bezahlen ,  wie  ein  andrer  zu  gleicher  Zeit  für  1000.  Fafst  mau  dies 
Verhältnis  ins  Auge,  so  könnte  man  in  Konsequenz  jenes  oben  er- 
wähnten Postulats  G.  Cohns  hier  doch  ebenfalls  fordern,  dafs  die 
Theorie  anstatt  „die  freie  Konkurrenz  als  die  Regel  oder  als  das 
Gesetz  und  jede  Abweichung  davon  als  eine  Störung  oder  als  Aus- 
nahme" anzusehen,  zunächst  erforschen  müsse,  was  Ausnahme  und 
was  Regel  sei?  Kapitalisten  könnten  doch  ebenso  koalieren,  als  Eisen- 
bahn-Din^ktionen  und  die  Zinsen  durch  ,,agreement"  festsetzen? 

Die  Antwort  würde  dieselbe  sein,  wie  wir  sie  oben  gegeben  haben : 
soweit  die  freie  Konkurrenz  der  Kapitalien  nicht  besteht,  besteht  auch 
nicht  die  Möglichkeit,  allgemeine  Gesetze  des  Kapitalzinses  auf- 
zustellen. Doch  wollen  wir  hier  die  Ausführungen  nicht  unnötiger- 
weise wiederholen,  sondern  noch  folgendes  erwägen. 

Ich  kann  die  Tendenzen  vorausbestimmen,  welche  in  einer  „Sozial- 
wirtschaft" der  allgemeine,  soziale  Kapitalzins  unter  gewissen  Be- 
dingungen  zeigen  wird.    Aber   es   fehlt  mir  jede  Berechtigung,   eine 
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piinillclc  r.(!W('^MiM;^  (li'S  Wucluirzinsus  /,ii  vcniiutcii.  I)it'>fi"  Zins  kann 
lallen,  wenn  der  iMarkl/in^rnrs  sf(Mgt ,  stcii^cn ,  wenn  er  lallt.  Denn 
s(!ine  ll(")lie  richtet  sieh  nicht  nach  den  Veran(lerun;;en  in  der  Menge 
II.  s.  w.  des  sozialen  Kapitals,  sondern  nach  der  i  nd  i  v  id  uel  leu, 
in  j(!(leii»  koiiknitcii  Falle  verschieden  ausziniutzi-nden  Lage  des  Borgers. 
Das  Kapital  des  Wucherers  würde  im  freien  Verkehr  den  allge- 
meinen Veriinderungen  des  Zinses  unterliegc'n,  hi(;r  schattt  es  sich 
aus  der  N(»t  d(;r  Minze  Inen  seiiuin  eigenen,  individuellen  Zins. 

Die  'J'heorie  sagt:  das  Angebot  von  Kaiiitaiien  drückt  den  Zins- 
ful's.  \Venn  nun  in  Deulschland  dieser  l'.ill  eintritt,  ich  aber  mein 
Kai)ital  in  rumilnisch(!n  Ilyi)othek(!n  anlege,  deren  Zins  im  Steigen 
hegrillcn  ist,  so  (Mitziehe  ich  dasselbe  den  „Gesetzen"  des  deutschen 
Ka])italmarktes  und  nun  unterliegt  es  denen  eines  anderen  sozial- 
wirtschaftlichen  Kreises.  Was  sich  hier  zwischen  zwei  Ländern  ab- 
s])ielt,  geschieht  im  Falle  des  Wucherdarlehns  innerhalb  der  Grenzen 
derselixui  „Volkswirtschaft".  Der  Borgende  löst  sich  los  aus  dem 
sozialwirtschaftlichen  Kreise,  dem  er  in  normalen  Verhältnissen  die 
betreffende  Summe  entnommen  haben  würde,  und  nun  bestimmt  sich 
die  Höhe  des  Zinses,  welchen  er  zahlen  mufs,  durchaus  individuell. 
Gewifs  ist  hier  auch  eine  Minimal-  (objektiv :  die  Höhe  des  Markt- 
zinsfufses)  und  eine  Maximalgrenze  (subjektiv:  die  Höhe,  welche;  dem 
Borgenden  mehr  Lasten  auferlegen  würde,  als  er  von  dem  Darlehn 
Vorteil  hat;  und  objektiv:  die  durch  die  Konkurrenz  der  Wucherer 
untereinander  sich  ergebende  Höhe)  zu  bestimmen  —  aber  zwischen 
diesen  beiden  schwankt  der  Zins  ohne  jeden  Kausalzusanmienhang 
mit  den   allgemeinen   sozialen  Bewegungen  des  Kapitalwertes. 

Dass(!lbe  Verhältnis  findet  bei  dem  Mann  in  der  Wüste  statt, 
welcher  Perlen  oder  Gold  gegen  Wasser  tauscht  und  je  nach  dem 
Grade  seines  Durstes  bald  eine,  bald  zwei,  bald  ein  Dutzend  Perlen 
oder  Unzen  Goldes  für  einen  Schluck  W^asser  bietet  und  zahlt. 

Die  Perlen  die  ich  kaufte,  um  sie  in  Paris  und  Berlin  abzusetzen, 
würden  auf  diesen  Märkten  stets  nur  den  Gegenwert  erzielen  und 
von  mir  nur  zu  dem  Preise  abgegeben  werden,  welcher  in  den  allgemeinen 
Bewegungen  von  Angebot  und  Nachfrage  u.  s.  w.  sozial  begründet 
ist.  Bin  ich  aber  gezwungen  dieselben  in  der  Wüste  gegen  Wasser 
einzutauschen ,  so  reguliert  sich  ihr  Tauschwert  durchaus  individuell. 
Welche  Quantität  Wassei'  ich  dafür  erhalte,  ist  das  Resultat  von  in 
jedem  einzelnen  Tauschfall  verschieden  kombinierten  zufälligen 
Momenten. 

Überblicken  wir  nun  die  verschiedenen  Kategorien  von  wirt- 
schaftlichen Kausalitätsreihen,  welche  wir  aus  dem  Bereich  unserer 
Forschung  strichen,  weil  dieselben  entweder  durch  das  Eingreifen 
von  Faktoren  erzeugt  waren ,  welche  der  wirtschaftlichen  Welt  nicht 
angehöien,  oder  weil  sie  aufserhalb  der  wirtschaftlichen  Verkehrsge- 
sellschaft sich  abspielten,  so  bleibt  als  Aufgabe  unserer  Wissenschaft 
allein  die  Analyse  der  Phänomene  zurück,  welche  vom  wirtschaft- 
lichen Interesse  geleitete  und  ihre  einzelnen  Handlungen  nach  dem 
„wirtschaftlichen"   Prinzip    gestaltende   Wirtschaftssubjekte    in    einer 
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wirtschaftlichen  Gesellschaft  hervorbringen,   in  der  die  Hypothese  der 
„Verkehrsfreiheit"  realisiert  ist. 

Wir  wiesen  nach,  dafs  bei  jenen  anderen  Kategorien  die  Möglich- 
keit allgemeine  „Gesetze"  zu  formulieren  uns  versagt  ist.  Des- 
halb verweigern  wir  ihnen  eine  Berücksichtigung  in  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Sozialtheorie,  trotzdem  wir  sehr  wohl  wissen,  dafs 
im  konkreten  wirtschaftsgeschichtlichen  Leben  diese  Kategorien  eine 
ebenso  grofse  Bedeutung  haben,  als  die,  welche  wir  allein  analysieren 
und  welche  einen  Zustand  der  „Verkehrsfreiheit"  und  der  Ausnutzung 
derselben  durch  den  Mitbewerb  voraussetzen ,  wie  er  in  dieser  ab- 
strakten Reinheit  nie  und  nirgends  existiert.  Aber  nur  soweit  er 
verwirklicht  ist  oder  sein  wird,  liegt  die  Möglichkeit  vor,  den  Ver- 
lauf der  Phänomene  vorauszubestimmen  und  in  allgemeinen  „Ge 
setzen"  zu  formulieren.  Darum  erklären  wir  a  priori,  was 
deduktiv  zu  erklären  möglich  ist,  und  überlassen  der  Einzel- 
untersuchung des  konkreten  Falls  das  Gebiet  der  Phänomene,  welche 
nur  a  posteriori  zu  begreifen  sind. 

In  dieser  Erkenntnis  des  engen  Gebiets,  welches  im  sozialen  Le- 
ben durch  die  deduktive  Methode  erforscht  werden  kann ,  nicht  in 
einer  Vorliebe  für  diese  „kapitalistisch  -  individualistische"  Rechtsord- 
nung, welche  wir  in  hypothesi  nehmen,  oder  in  einem  unbewufsten 
Vergessen  oder  bewufsten  Ignorierten  andrer  Wiitschaftszustände  hat 
die  Hypothese  der  „Verkehrsfreiheit"  ihren  methodologischen  Grund.  — 

Zum  Schlufs  wirft  man  unsrer  Methode  vor,  dafs  sie  eine  „ma- 
terialistische" Gesellschaft  fingiere. 

"Wir  greifen  hiermit  wieder  zurück  auf  den  im  Kapitel  I  besproch- 
nen  Punkt.  Nur  wollten  wir  dort  beweisen,  dafs  die  Richtung,  in 
der  die  Individuen  auf  bestimmte  Phänomene  —  nach  der  Hypo- 
these der  Theorie  —  reagieren,  die  des  „wirtschaftlichen" 
Prinzips,  nicht  die  des  Egoismus  ist,  hier  soll  erörtert  werden,  wes- 
halb der  Zweck,  welcher  —  nach  der  Hypothese  der  Theorie  — 
die  Individuen  allein  beherrscht,  der  wirtschaftliche;  ist. 

Beides  wirft  man  in  der  Kontroverse  zusammen  und  daher  ent- 
steht jenes  im  Kapitel  I  erörterte  Mifsverständnis. 

Ich  frage:  wie  wird  bei  gleichbleibender  Nachfrage  und  steigen- 
dem Angebot  der  Preis  einer  Waare  sich  gestalten?  Aus  der  Hypo- 
these des  „Egoismus"  deduzierte  man:  die  Anbietenden  sind  Egoistiu), 
werden  daher  um  zu  verkaufen  ihren  Konkurrenten  durch  H(>rabsetzung 
des  Preises  zuvorzukommen  suchen  u.  s.  w.  Meiner  Meinung  nach 
ist  ein  derartiger  Schlufs  mindestens  voreilig.  —  Wenn  mir  Jemand 
sagte:  5  Egoisten  wollen  einen  Überschufs  von  Waren  an  5  andre 
Egoisten  absetzen,  und  fragte,  was  nun  geschehen  wird,  so  käme  ich 
sicher  zuerst  auf  den  Gedanken,  dafs  sie  versuchen  werden,  den  Käu- 
fern den  Thatbestand  zu  verlieimlichen.  Der  geschickteste  dieser 
Egoisten  wird  seine  Waren  noch  zum  alten  Preise  losschlagen,  der 
dümmste  Verkäufer  wird  mit  seiner  gesamten  Ware  sitzen  bleiben. 
Thatsächlich   spielt   sich  ja  sicher   dieser   Prozefs   oft   genug   so   ab. 
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llinf^ckelirf  wird  der  klügste;  Kiuilcr  die  Waren  ziini  niedri^^sten  PreisL* 
kiiiil'cn  ti.  s.  w. 

Wi(!  Uoiiiiiit  man  al)(;r  /u  dem  Sat/.c,  dci-  l'rcis  müsse  all;^emein 
faIhMiV  Dal's  die  (J>nalili/-i(;ruii^?  der  liandcln(l(;n  Personen  als  „K^oisten" 
Iiier/u  nielil.  ;^rnii;^t,  sielit  man  d(jeli  sotoit.  Mau  niaelil  vielmc-lii'  (üne 
ji;an/e  Jtcilie  andrtT  V()raiisset/un<^en,  in  d(;nen  alle  mü^liclien  andren 
Fiktion(;n  enthalten  sind,  nur  iii(;ht  (li(;  des  .,1'l^oismus''. 

Zunächst  fingi(!rt  man,  der  einzij^'e  Zweck,  den  die  auf  unsrer  wirt- 
schaftlichen Bühne  agierenden  Menschen  kennen  und  verfolgen,  sei  der 
Ki'wei'l).  Um  diesen  /u  erzielen,  handeln  sie  so  wie  im  Fall  des  l'>eignis- 
si's,  dess(!n  Wirkung  wir  voi'herl»estimmen  wollen,  das  „wirtschaftliclK!" 
Pi-in/i})  vorschreibt.  Dafs  allen  wirtschaftenden  Personen  das  Ereig- 
nis l)ekannt  ist,  mufs  ebenfalls  angenommen  werden  -  denn  wie 
soll  ich  da  eiin;  Wirkung  bestimmen,  wo  die  Ursache  nicht  wirkt 
(hier:  das  Ereignis  nicht  bekannt  ist)?  Und  nun  versetze  ich  mich 
in  die  Situation  und  frage:  welches  ist  die  Richtung,  die  das  ein- 
zelne Wirtsdiaftssubjekt  einschlagen  mufs,  um  in  diesem  Falle  nach 
dem  „wirtschaftlichen"  Prinzip  zu  bandeln ,  wenn  es  bei  allen  andern 
Beteiligten  das  gleiche  Prinzip  und  volle  Ktinntnis  der  Sachlage  vor- 
aussetzt? 

Mit  dem  „Egoismus"  als  Hyi)othese  ist  ebenso  wenig  etwas  ge- 
than,  wie  mit  dem  „wirtschaftlichen  Interesse"  allein.  Nur  müssen 
wir  letztere  Annahme  und  noch  einige  dazu  machen,  erstere  ist  gänz- 
lich überflüssig  und  verwiriend. 

Die  Gegner  geben  sich  alle  erdenkliche  Mühe,  den  „Egoismus" 
aus  der  Theorie  zu  entfernen,  ohne  übrigens  irgend  eine  andere  Me- 
thode der  Preisgesetze  u.  s.  \v.  an  die  Hand  zu  geben:  ich  finde  keine 
M()glichkcit,  ihn  hereinzubringen.  So  notwendig  dieses  Axiom  für 
die  Lehre  von  den  normativen  „Naturgesetzen"  der  Volkswirtschaft 
war,  so  zwecklos  und  inkorrekt  ist  diese  Hypothese  in  der  Theorie, 
welche  dem  Kausalismus  des  wirtschaftlichen  Interesses  in  der 
Gesellschaft  isoliert  zur  Anschauung  bringt. 

Eine  „materialistische"  Gesellschaft  setzen  wir  voraus,  eine  wirt- 
schaftende Gesellschaft,  deren  Glieder  „nur  den  einen  Trieb  und 
nur  das  eine  Talent"')  haben  zu  erwerben.  Aber  hat  nur  irgend  ein 
Methodiker  der  Gegenrichtung  jemals  Aufschlufs  darüber  gegeben,  was 
denn  die  These,  dafs  die  W  i  rts c h af ts  Wissenschaft  nui-  die  Kausalitäts- 
reihen der  „einen  Seite  des  Lebens"  analysieren  solle,  anderes  bedeu- 
ten könne,  als  dafs  sie  in  ihren  „Gesetzen"  allein  den  wirtschaft- 
lichen Zweck,  den  Erwerbstrieb  als  causa  dieser  Kausalitätsreihen 
berücksichtigen  solle? 

Aus  Anlafs  der  Thatsache  A  folgt  eine  Willensregung  von  Indi- 
viduen. Realiter  sind  diese  Individuen  durchaus  verschieden.  Ich 
will  aber  -ja  nicht  das  volle  reale  Leben,  sondern  nur  die  wirt- 
schaftliche Seite  causaliter  erfassen.  Welche  wirtschaftliche 
Kausalitätsreihe  wird  sich  an  das  Ereignis  knüpfen,  frage  ich  —  und 

1)  Lange  a.  a.  O. 
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ich  wüfste  kein  methodisches  Verfahren,  welches  so  zwingend,  so  selbst- 
verständlich,  so  begrifflich  notwendig  erschiene,  als  das  folgende:  ich 
abstrahiere  von  der  Verschiedenheit  der  Charaktere  der  wirklichen 
iVIenscheu,  und  nehme  an,  dafs  sie  unter  dem  Druck  einer  isoliert  wir- 
kenden causa,  des  wirtschaftlichen  Zwecks,  stehen.  So  schliefst 
sich  an  jenes  A  allein  eine  wirtschaftliche  Kausalitätsreihe  und 
so  wird  der  Forderung,  dafs  unsre  Wissenschaft  allein  die  wirt- 
schaftliche Seite  kausaliter  analysieren  solle,  genügt. 

Darum  ist  es  nicht  ein  Wort  für  das  andre  gesetzt,  wenn  ich 
sage,  dafs  nicht  der  Egoismus,  sondern  das  wirtschaftliche  In- 
teresse und  das  „wirtschaftliche"  Prinzip  in  hypothesi  anzuneh- 
men seien ,  sondern  eine  notwendige  —  mir  scheint ,  die  einzig  mög- 
liche Konsequenz  der  Forderung,  dafs  die  wirtschaftliche  Sozial- 
theorie nur  die  „Gesetze"  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  der 
Gesellschaft  aufklären  soll. 

Aber  man  könnte  weiter  einwenden ,  dafs  nach  dieser  Hypothese 
unsre  „Marktmenschen"  (Knies)  doch  nur  das  eigene  Interesse  ver- 
folgen, also,  wenngleich  für  die  Theorie  in  erster  Linie  „VVirtschafts- 
subjekte",  immerhin  als  „Egoisten"  sich  qualifizierten.  Hiergegen  habe 
ich  schon  im  Kapitel  I  S.  31)  den  Nachweis  zu  führen  gesucht,  dafs 
nur  der  konkrete  Einzelfall  entscheidet,  ob  das  Motiv,  die  Ursache 
dieses  wirtschaftlichen  Zweckstrebens,  eine  egoistische  oder  altruistische 
Regung  ist,  und  keinesfalls  die  Verfolgung  des  eigenen  Interesses,  hier 
des  wirtschaftlichen,  a  priori  als  „egoistisch"  bezeichnet  werden  darf. 

Geben  wir  jedoch  einmal  zu,  dafs  jede  Thätigkeit,  welche  der 
Mensch  ohne  gleichzeitige  Berücksichtigung  der  Interessen  Andrer  voll- 
zieht, eine  „egoistische"  genannt  werden  dürfe!  Dann  bliebe  zwar  für 
unsre  Hypothese  des  isoliert  waltenden  wirtschaftlichen  Inter- 
esses und  dessen  Verfolgung  nach  der  Norm  des  „wirtschaftlichen" 
Prinzips,  des  Prinzips  jeden  vernünftigen  Zweckstrebens,  immerhin 
noch  der  Vorteil  einer  mit  der  Aufgabe  unsrer  Wissenschaft  logisch 
verbundenen  Begründung,  welche  der  Hypothese  des  „Egoismus"  nie- 
mals gegeben  werden  kann,  übrig  —  aber  das  Stigma  „Egoismus" 
wäre  nicht  gelöscht. 

Vielleicht  zwingt  uns  aber  hier  dieselbe  methodologische  Not- 
wendigkeit, welche  nur  für  die  Vorgänge  des  freien  Mitbewerbs  all- 
gemeine „Gesetze"  zuliefs? 

Fragen  wir  wieder,  welche  wirtschaftliche  Kausalitätsreihe  knüpft 
sich  an  das  Ereignis  A?  In  der  Wirklichkeit  reagieren  von  1000 
Wirtschaftssubjekten  —  nehmen  wir  an,  es  seien  Verkäufer  von  Waren, 
welche  die  Folgen  einer  Überproduktion  von  sich  abwälzen  wollen  — 
vielleicht  nicht  zwei  durchaus  gleichmäfsig  auf  dies  Ereignis,  welches 
doch  Allen  gleichmäfsig  njit  einem  Vermögensverlust  droht.  Will  ich 
also  die  konkrete  Wirkung  des  Ereignisses  vorherbestimmen,  so  mufs 
ich  entweder  die  Charaktere  aller  dieser  Einzelnen  kennen,  oder,  will 
ich  zu  einem  allgemeinen  Satz  gelangen,  so  mufs  ich  ihnen  allen  einen 
gleichmäfsig  bestimmten  psychischen  Stempel  aufdrücken,  eine  bestimmte 
Willensbeschaifenheit ,  infolge  deren   das  Ereignis  eine  gleichmäfsige 


2r,(;  Ji.  i>i<t/.fti. 

Wirkung  <iui  sie  alh;  iiulscit.  Leugnet  iiiiin  die  Not\v(ii(li^k«;it  dieser 
Ahstruktidii ,  so  negi(!rt  man  ülnüluiupt  die  Möi^liclikeit  all^^eineiner 
so/iider  „(icsset/e"  auf  wirtschaftliclKMii  (jebicte. 

V(;rsuc,li(!ii  wir  (!S  mir  (;iiiiii;il,  da  uns  diu  Kcjsultatc  der  Forsehun;^ 
eines  .lalirliinid(jrfs  darüber,  dals  mit  dem  I'!  ii,'c  ii  iiiteresse  all;,M'meine 
„Geset./,(!"  /u  ^'ewinneii  sind,  liinrcielicnd  autV;eklart  liai)en  ,  mit  dem 
„Altruismus''. 

Die  rntcirsuchui!;.;  der  Wirksandveit  diciser  psyeliisiiien  Stininmn«^ 
inufs  offenbar  durciiaus  ^^etrennt  angestellt  werden:  denn  dafs  ich 
nicht  fiagc^n  kaiui,  wie  ein  iMeignis  A.  wirtschaftlich  weiter  wirken 
werde,  wenn  die  Ixitioffenen  Subjecte  halb  egoistisch-,  halb  altruistisch- 
wirtschiiftlich  gestimmt  sind,  bedarf  wdhl  nicht  des  lieweises.  Daher 
stellen  wir  uns  die  Frage:  wie  wird  das  l'-reignis  A  ( ('berpi'oduktion 
von  Waren)  auf  Wirtschaftssubjekte  (Verkiud'er  diesei'  Waren)  wirken, 
weim  wir  amiehmen,  dals  sie,  in  ihrem  wirtschaftlicInMi  Verhalten  von 
dem  „Altruismus"  erfüllt  seien')?  Wie  werden  diese  „altruistischen" 
Verkäufer  handeln '?  Selbstverständlich  nach  dem  „wirtschaftlichen" 
Prinzip,  welclies  hier  voischreibt  mit  dem  geringsten  Aufwand  von 
Vermr)gen  den  gröfsttiu  Vermögeiiszuwachs  „andern'"  zu  übermitteln. 
Aber  welche  soziale  Wirkung  resultierte  hieraus?  (iehe  ich  vom 
Ei  geninteressc!  aus,  so  bezeichne  ich  als  W'iikuiig  den  Fall  des  Preises 
der  überproduzierten  Waren  in  dem  betnitfenden  sozialwirtschaftlichen 
Kreise.  Wie  aber  nun ,  wenn  die  Verkäufer  im  Interesse  „anderer" 
handeln  sollen?  Am  einfachsten  wäre  die  Antwort:  sie  verschenken 
so  rasch  wie  möglich  ihre  Waren.  W'elche  soziale  wirtschaftliche 
Wirkung  hat  also  das  Ereignis  A?  Eine  Vermögensverschiebung 
sicherlich  —  aber  zu  Gunsten  wessen?  Zu  Gunsten  der  Grundbe- 
sitzer, Kapitalisten  oder  Arbeiter,  oder  zu  Gunsten  des  A,  ß,  C,  D, 
welche  das  Glück  haben  in  die  liäden  jener  „Altruisten  zu  laufen? 
Das  letztere.  Damit  sind  wir  am  Ende  unserer  von  der  Hypothese  des 
„Altruismus"  geleiteten  Untersuchung  und  brauchen  wohl  nicht  des 
näheren  auszuführen,  dafs  niemals  von  dieser  Annahme  aus  die  Vorher- 
bestimmung der  Wirkung  eines  Ereignisses  in  sozialer,  wirtschaftlicher 
Hinsicht  möglich  ist  ohne  die  Kenntnis  des  konkreten  Falls. 

Ganz  ohne  Rücksicht  auf  die  konkrete  Verumständung,  kann  ich 
den  Satz ,  dafs  das  Mehrangebot  „egoistischer"  Verkäufer  den  Preis 
drückt,  aussprechen.  Aber  um  die  Wirkung  einer  Überproduktion 
unter  Hypothese,  dafs  diese  Verkäufer  „Altruisten"  seien,  auszusprechen, 
müfste  ich  zunächst  die  konkrete  Verumständung  kenneu,  da  nur  aus 
ihr  der  Inhalt  des  „altruistischen"  Handelns  und  dessen  Wirkung 
sich  ergiebt.  — 

"Wir  haben  ebenso  wenig  eine  doctrinäre  Vorliebe  für  abstrakte, 
das  eigene  Wirtschaftsinteresse  verfolgende  Subjekte  wie  für  das 
„System  der  freien  Konkurrenz"  —  aber  weil  nur  unter  diesen  Hypo- 

1)  Knies  läfst  die  Hypothese  „Egoismus"  zu,  wenn  man  die  gleiche  Berechtigung 
einer  Untersuchung  zuerkenne,  .,welclie  von  der  Hypothese  ausgeht,  dafs  alle  Menschen 
von  dem  Altruismus  erfiiUt  seien  ,  oder  dafs  sie  alle  einen  gleichen  Drang  zur  Karitas 
haben",  (S.  504). 
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thesen  die  Ableitung  der  Wirkung  eines  Ereignisses  a  priori  möglich 
ist,  die  sonst  fehlt,  beschränken  wir  unsre  Untersuchung  auf  die  Er- 
klärung der  Phänomene,  welche  unter  diesen  Bedingungen  sich  voll- 
ziehen. Sollten  wir  vielleicht  deshalb,  weil  nur  im  Zustand  der  „Ver- 
kehrsfreiheit" allgemeine  sozialwirtschaftliche  Kausalitätsreihen  auf- 
gestellt werden  können,  diese  Operation  überhaupt  unterlassen? 

So  lange  und  so  weit  diese  „freie  Konkurrenz"  besteht,  d.  h. 
so  lange  es  eine  wirtschaftliche  Gesellschaft  als  selbständigen  Orga- 
nismus neben  dem  Staat  giebt,  sind  die  Resultate  der  abstrakten  Dog- 
matik  von  eminent  praktischem  Wert ,  und  neben  der  Wirtschafts- 
geschichte, Wirtschaftspolitik  und  allgemeinen  Gesellschaftslehre  wird 
diese  Lehre  vom  wirtschaftlichen  Leben  der  Gesellschaft,  welche 
die  dem  wirtschaftlichen  Interesse  entspringenden  Kausalitäts- 
reihen in  einer  Sozialwirtschaft  analysiert,  den  Rang  einer  selbständigen 
Wissenschaft  beanspruchen  dürfen.  Diese  freie  wirtschaftliche  Gesell- 
schaft, und  somit  unsere  Lehre  und  Methode,  hat  aber  nur  eine  re- 
lative historische  Giltigkeit.  Ganz  gewifs  —  aber  dieses  Schicksal 
teilt  sie  mit  allen  andern  Wissenschaften,  welche  Kausalerklärungen 
geben!  Sobald  die  causa,  deren  Wirkungen  sie  abstrakt  schilderten, 
nicht  mehr  real  wirkt  oder  wirken  darf,  und  die  Bedingungen,  unter 
denen  sie  deren  Äufserungen  erfafsten,  wegfallen,  wird  ihnen  der 
Boden  entzogen. 

Man  wird  mir  vielleicht  einwenden,  dafs  ich  für  diese  Auffassung  der 
theoretischen  „political  economy"  als  reiner  Kausal theorie  in  den 
Systemen  der  Smith  und  Ricardo,  ihren  grundlegenden  Theoretikern, 
keine  hinreichende  Stütze  finde.  Dafs  in  der  Kausalerklärung  das  ein- 
heitliche und  einzige  Ziel  der  Theorie  liegt,  tritt  bei  ihnen  mindestens 
nicht  klar  genug  hervor  ').  Doch  darf  uns  dies  nicht  Wunder  nehmen: 
Smith  ist  zu  sehr  von  wirtschaftspolitischen  Problemen  präokkupiert, 
Ricardo  viel  zu  wenig  systematisch  geschult,  um  sich  über  die  Stel- 
lung seiner  „political  economy"  zur  Wirtschaftspolitik  und  anderen 
Wissenschaften,  über  ihre  Methodik  u.  s.  w.  den  Kopf  zu  zerbrechen. 
Die  Erkenntnis  der  komplizierten  Kausalitätsreihen  des  Verkehrs  nimmt 
aber  rapid  zu.  Die  rein  abstrakte  Betrachtungsweise  Ricardos  ent- 
hüllt die  wichtigsten  „Gesetze"  des  sozial  wirtschaftlichen  Lebens,  welche 
auch  heute  noch  nicht  annähernd  verarbeitet  sind.  Was  Hill  von 
der  Priorität  des  praktischen  Strebens  nach  Reichtum  vor  der 
theoretischen  Ergründung  dieses  Strebens  und  der  Mittel  seiner  För- 
derung sagt,  gilt  nicht  minder  ebenso  innerhalb  der  Theorie 
selbst:  Practice  long  precides  Science.  Wie  praktisch  bedeutend 
der  Fortschritt  der  wirtsciiaftswissenschaftlichen  Erkenntnis  auch  war, 
so  blieb  doch  die  Erkenntnis,  weshalb  diese  wichtigen  Resultate  ge- 
rade mit  dieser  Methode  der  Forschung  gezeitigt  waren,  völlig  unzu- 


1)  Gleichwohl  drücken  die  einleitenden  Worte  der  Vorrede  liicardos  und  die  Über- 
schrift des  Buchs  I  und  II.  der  W.  o.  N.  die  Aufgabe  dieses  neuen  theoretischen 
Erkenntniszweiges  schärfer  und  richtiger  aus ,  als  meiner  Ansicht  nach  irgend  eine 
spätere  Definition. 

N.  F.  Bd.  IX.  18 
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liin{,'licli.     Wcdor   diis  Ziel    nocli    der  \Ve^^    zu    ihm  waren    theonitiscli 
l)c;,'riind(;t 

So  übenialiin  die  deutsche  VV issensehuft  die  „politicul  ecoiioniy" 
En^dands,  und  mit  Stolz  nennen  wir  di(!  bewufste  'J'remmnj,'  der 
Mi(!or(!ti  seilen  Analyst;  des  wirtsehaftliehen  Ltihens  vitn  der  Wirt- 
schaftspolitik als  das  Verdienst  der  I.otz,  Kau,  Hermann.  Da  aljer 
^erät  die  „freie  Konkurrenz-Sonderiin;^"  als  praktisches  Axiom  ins 
Waid<(!n  und  l)egr;d)t  in  seinem  Fall  die  theoretische  l-'orschun;^', 
welche  allein  dies  System  sozialer  Freiheit  unt(;rsucht. 

Es  war  eben  nur  ein  Schritt  ^ethan :  Die  Aufgabe  war  klar^^elej^'t, 
doch  blieb  die  Methode  im  dunkeln,  und,  als  nun  diese  zugleich  mit 
jenem  Axiom  sch(!inbar  erfolgreich  bekam])ft  ward,  versank  auch  wieder 
die  Frkenntnis  der  Aufgai)e.  So  schweben  denn  h(3ute  die  „(iesetze" 
oder  Lehrsätze  rein  analytisciier  Art,  wie  sie  uns  die  l)ritiscli-deutsche 
Dogmatik  überliefert  hat,  völlig  in  der  Luft.  Wo  einmal  der  Versuch 
gemacht  wird,  die  herrschende  IJichtung  anzugreifen  und  die  ., exakte" 
Theorie  zu  vertreten,  geht  das  Streben  nicht  dahin,  den  praktisch 
unbestrittenen  Errungenschaften  der  Vergangenheit  einen  festen  Boden, 
ihrer  Methode  eine  sorgfaltigere  Begründung  zu  bieten,  sondern  es 
werden  neue  Pläne  skizziert,  deren  Grundgedanken  nicht  in  der  ,,theo- 
retischen  Nationalökonomie"  der  Vergangenheit,  sondern  in  der  Zu- 
kimftswissenschaft  Soziologie  ihre  Wurzel  haben.  So  stellt  sich  denn 
neben  jene  Theorie  im  klassischen  Sinne,  neben  die  „Volkswirtschafts- 
lehre" Wagners,  welche  eine  Theorie  der  Organ  isationspri  n - 
zipien  der  Volkswirtschaft  geben  will,  neben  die  „Lehre  von  den 
Entwicklungsgesetzen"  Roscherscher ,  Kniescher,  Schmollerscher  Ob- 
servanz noch  die  Sozialtheoric  des  „Eigennutzes"  (Menger)  und  die 
Soziologie  der  Wechselwirkung  von  Individualismus  und  Kollektivis- 
mus auf  wirtschaftlichem  Gebiete  (Sax). 

Früher  habe  ich  der  Hereinziehung  der  Ethik  in  die  National- 
ökonomie den  Einwand  entgegengestellt,  dafs  es  dann  so  viele  Theorien 
geben  müsse  als  ethische  Systeme.  Jetzt  möchte  es  mir  fast  scheinen, 
als  ob  wir  bald  ebenso  viele  Theorien  haben  werden  als  national- 
ökonomische Gelehrte! 

Auf  die  Gefahr  hin  ebenfalls  den  Vorwurf  hören  zu  müssen,  dafs 
ich  gleich  Menger  „zurücksegeln  wolle  hinter  die  Zeit  der  historischen 
Schule",  habe  ich  deshalb  den  Versuch  gemacht,  mich  durchaus  auf 
den  Boden  der  altern  Dogmatik  stellend  zu  untersuchen,  ob  ihr  unbe- 
streitbar berechtigtes  und  wichtiges  Ziel,  die  Erkenntnis  der 
Kausalitätsreihen  sozialwirtschaftlicher  Phänomene, 
auf  dem  Wege  erreicht  werden  kann  und  mufs,  welchen  sie  scheinbar 
willkürlich  gewählt  hatte,  dessen  methodologische  Notwendig- 
keit  aber  sich  aus  unserer  Beweisführung  ergeben  sollte. 

Wie  gelangen  wir  zu  einer  kausalen  Durchdringung  der  dem  Wirt- 
schaft liehen  Leben  der  Gesellschaft  eigenen  Phänomene  und  welche 
Kategorien  der  Phänomene  sind  es,  die  den  Stoft"  genereller  Sätze 
liefern,  das  ist  die  einzige  Frage,  um  welche  es  sich  für  uns  handelt. 

Fassen   wir   das   Resultat   kurz   zusammen:    Die    wirtschaftliche 
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Sozialtheorie  supponiert  nicht  den  gegenwärtigen  Normalzustand 
des  Verkehrs  und  Verkehrsrechtes  als  „Hypothese  der  freien  Konkur- 
renz", sondern  sie  fingiert  eine  abstrakte  Gesellschaft,  deren  Glieder 
allein  durch  das  wirtschaftliche  Interesse  verknüjjft  und  bewegt  werden. 
Sie  untersucht  die  Wirkungen  der  Regungen  des  einen,  des  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisses  der  Menschen  in  einer  Gesellschaft,  die 
nur  in  Rücksicht  auf  dies  Bedürfnis  sich  gebildet  hat,  in  der  die 
Menschen  als  abstrakte  Vertreter  wirtschaftlicher  Zwecke  und  Kräfte, 
—  nicht  als  reale  Menschen  geleitet  und  beirrt  von  tausendfältig  ver- 
schlungenen Interessen,  —  erscheinen  und  handeln. 

Als  reale  wird  die  menschliche  Gesellschaft  zusammengehalten 
und  bewegt  durch  die  Gesamtheit  der  Bedürfnisse  der  Menschen, 
welche  im  sozialen  Zusammenleben  ihre  Befriedigung  suchen.  Die 
wirtschaftliche  Sozial theorie  aber  betrachtet  abstrakt  den 
Kausalzusammenhang  der  Phänomene,  welche  ein  einzelnes  —  das 
wichtigste,  konstanteste!  —  Bedürfnis  nach  Herrschaft  über  die  ma- 
terielle Welt  hervortreibt. 


2f)0  Litte  ratur. 
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II. 

Die  offiziellen  Publikationen  der  Vereinigten  Staaten  Nord- Amerikas. 

Bespr.  V.  J.  W.  Jcnks 

Man  hat  gesagt,  und  wahrscheinlich  auch  mit  Recht,  dafs  kein  ande- 
res Land  so  viele  und  wertvolle  Publikationen  zur  Aufklärung  der  Be- 
völkerung über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  ihrer  Heimat  liefere,  wie 
die  Vereinigten  Staaten.  Es  wird  den  Lesern  der  Jahrbücher  daher  er- 
wünscht sein,  wenn  wir  kurz  einige  der  beachtenswertesten  dieser  Schrif- 
ten hier  anführen ,  bevor  wir  eine  eingehendere  Besprechung  des  vorlie- 
genden Zensus  liefern. 

Zunächst  kommt  der  zehnjährige  Zensus  in  Betracht,  welcher  für  das 
Jahr  1880  etwa  27   grofsc  Quart-Bände  von   900  bis  1200  Seiten  umfafst. 

Es  gehören  zu  ihnen  ferner  die  jährlichen  Berichte  der  Mitglieder 
des  Kabinets  des  Präsidenten  (Secretary  of  State ,  See.  of  the  Treasurj, 
See.  of  the  Interior  ,  See.  of  the  Navy ,  See.  of  War ,  Postmaster  General 
und  Attorney  General)  und  der  anderen  höheren  Beamten,  und  überdies 
die  täglichen  Berichte  des  Geschäftsganges  des  Kongresses. 

Von  grofscra  allgemeinen  Wert  sind  die  Berichte  des  Commissioner 
of  Education  und  die  des  Commissioner  of  Agriculture,  welche  in  den 
Jahrbüchern  schon  mehrfach  Beachtung  gefunden  haben.  Im  ersten  findet 
man  nicht  nur  das  vollständige  statistische  Material  des  Schulwesens,  son- 
dern auch  das  Schulsystem  der  verschiedenen  Staaten  und  oft  auch  des 
Auslandes  mit  der  gröfsten  Ausführlichkeit  geschildert.  Der  Commissioner 
of  Agriculture  giebt  die  Agrarstatistik,  und  aufserdem  Monographien  von 
dem  Botaniker,  Entomologen,  Chemiker  etc.,  des  Departements ,  und  von 
Spezialisten  der  verschiedenen  Wissenschaften  ,  die  von  allgemeinem  In- 
teresse für  die  Landwirtschaft  sind.  Z.  B.  findet  man  in  dem  Berichte  von 
1880  durchgreifende  Untersuchungen  über  die  Schweinepest,  die  Geflügel- 
Cholera,  die  Lungenseuche  bei  Bindvieh,  Klauen-  und  Maulseuche  u.  s.  w., 
die  Verbreitung  ist  durch  farbige  Bilder  illustriert  und  die  Heilmittel 
u.  dgl.  m.  sind  angegeben.  Der  Entomologe  nennt  auch  die  für  Getreide 
verderblichen  Insekten    und  das  beste  Mittel,    sich  dagegen  zu  schützen; 
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kurz ,  das  Buch  ist  für  den  Landwirt  von  grofsem  direkten  Wert ,  und 
man  hat  dafür  gesorgt,  dafs  die  Landwirte  Gelegenheit  haben,  sie  zu  be- 
nutzen ,  indem  man  1880  300  000  Exemplare  meistens  zur  freien  Ver- 
teilung an  die  öffentlichen  Bibliotheken,  Schulen  und  auch  an  Privatleute 
in  den  verschiedenen  Staaten  drucken   liefs. 

Ein  Werk  das  von  gröfserer  wissenschaftlicher  Bedeutung  ist,  als  sein 
Titel  zeigt,  ist  der  „United  States  Geological  and  Geographical  Survey  of 
the  Territories."  Diese  Berichte,  von  denen  der  zwölfte  erst  vor  kurzem 
erschienen  ist,  enthalten  vollständige  Berichte  des  Feldmessers  mit  detaillier- 
ten Beschreibungen  der  Fläche  und  alles ,  was  über  die  Agrar-,  Forst- 
und  Mineralhilfsquellen  des  betreffenden  Landes  Auskunft  geben  kann. 
Aufserdem  giebt  es  ausführliche  Monographien ,  von  Spezialisten  be- 
arbeitet ,  über  die  Fossilien ,  die  Tiere  aller  Art  u.  s.  w.  In  dem 
Bericht  1874  z.  B.  findet  man:  „Contributions  to  the  Fossil  Flora 
of  the  Western  Territories.  Part  I.  The  Cretatious  Flora.  By  Leo  Les- 
vuereux,  4'°  s.  136".  Im  nächsten  Bande  erscheint  von  demselben  Ver- 
fasser :  „Part  II ,  The  Tertiary  Flora".  Im  Band  X :  „A  Monograph  of 
the  Geometrid  Motht,  or  Phalaenidae  of  the  United  States,  by  Prof.  A.  S. 
Packard  Jr.  4'°  IV,  607"  reichlich  illustriert.  Band  XI  enthält  „Mono- 
graphs  of  North  American  Rodentia ,  The  Rocky  Mountain  Locust ,  The 
Hessian  Fly"  u,  s.  w. 

Der  letzte  und  jedenfalls  der  interessanteste  Bericht  in  dieser  Eeihe, 
der  eben  erschienen  ist,  enthält  in  zwei  grofsen  Bänden  eine  wissenschaft- 
liche und  reichlich  illustrierte  Beschreibung  der  Yellowstone  National  Park, 
und  6  Monographien  über  die  Paläontologie,  Geologie,  Zoologie  der  Region 
und  über  Thermal  Springbrunnen,  Geysers  u.  s.  w. 

Die  „Publications  of  the  Smithsonian  Institution",  welche  hauptsäch- 
lich naturwissenschaftlich  sind,  bestehen  1.  aus  einer  Reihe  4'°  Bänden 
mit  dem  Titel  „Smithsonian  Contributions  to  Knowledge".  Diese  sind 
originale  Untersuchungen  und  Forschungen  aller  Art;  2.  aus  einer  8™ 
Reihe  mit  dem  Titel  „Smithsonian  Miscellaneous  Collections" ,  welche  Be- 
richte über  den  jetzigen  Zustand  der  Wissenschaft  aller  Zweige  u.  s.  w. 
bringen.  Schon  sind  27  Bände  erschienen  und  diese  enthalten  Berichte 
und  Abhandlungen  über  Architektur,  Astronomie,  Botanik,  Chemie,  Concho- 
logie,  Elektrizität,  Insekten  u.  s.  w. ;  3.  aus  den  jährlichen  Berichten  der 
Institution,  mit  Berichten  von  Vorlesungen,  Artikeln  von  allen  Weltteilen, 
mit  Hinsicht  auf  die  Geschichte  und  den  Fortschritt  der  Wissenschaft  u.  s.  w. 

Diese  Smithsonian  Institution  steht  unter  der  Aufsicht  des  Kongres- 
ses und  die  eben  vorgenannten  Ausgaben  werden  zum  grofsen  Teile  durch 
die  Mitglieder  desselben  im  Lande  verbreitet. 

In  ,, American  Archives"  und  „American  State  Papers"  befinden  sich 
wertvolle  historische  Werke,  die  der  Forscher  der  amerikanischen  Ge- 
schichte nicht  entbehren  kann.  Die  „American  Archives" ,  welche  man 
jetzt  herausgiebt ,  sollen  eine  kompl(;tte  dokumentarische  Geschichte  der 
Kolonien  von  der  frühesten  Zeit  bis  zur  Bildung  der  Verfassung  bilden. 
In  dieser  Weise  will  man  allen  Forschern  alles  für  die  frühere  Geschichte 
Wertvolle  zur  Verfügung  stellen  ,  das  bis  jetzt  blofs  in  den  Archiven  der 
Regierung  verborgen  lag.    9  Bände  sind  bereits  herausgegeben.    Die  „Arne- 
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riciui  Statu  l'aiicrH"  uriil'aHstii  iti  :5H  liiirultn  die  (icactz-  und  Vcrwaltungß- 
UrkuiKhn    vom  Jahre    ITHÜ    hin    lK'2;i — ÜB. 

Jetzt  cTtJchcincu   auch   dit;  bfiderbcltit^eu  JJukuuicntc  det  llürt^trkricges. 

Die  rnedizinischü  und  chirurj^iache  (ieBchichto  des  BürgerkriegB  ist 
schon    herauH}^(!^^eben. 

Die  ruldikutiunen  des  l'utent  oflice  zeigen  in  Hchlagendater  WciöO 
den   Fortschritt  der   Union   in  allen   Zweigen   der   Industrie. 

Aulser  diesen  verschiedenen  Berichten  und  anderen  erwähnten  I'uhli- 
kationen  der  Vereinigten  Staaten  iiherhaiipt  liefern  die  einzelneu  Slaat(;n 
uoch  viel  ßtatistiaches  Material.  Der  grolse  Zenaus  iat  zehnjälirig  in  allen 
Staaten.  In  etwa  12  Staaten  giebt  es  einen  vier  oder  fünf  Jahre  apäter 
vorgenommenen  und  alle  zehn  Jahre  wiederholten  Zensua,  ao  dafs  es  in 
diesen   Staaten   eine   vollständige   fünfjährige  Zälilung  giebt. 

Mit  Hinsicht  auf  die  Industrie  aller  Art  ist  dieser  Zensus  auch  ge- 
wühnlich   ganz  vollständig. 

Elf  Staate  n  haben  ein  besonderes  „Bureau  of  Statistics  of  Labor"  und 
von  diesen  werden  jährlich  oder  zuweilen  zweijährige  Berichte  veröffent- 
licht, die  alle  Gegenstände  untersuchen,  welche  liauptaächlich  die  Arbeiter 
berühren ,  wie  Lohn ,  Stunden  der  Arbeit ,  Fabrikgesetzgebung ,  Preis  der 
Lebensmittel,  Konkurrenz  der  Arbeit  der  Gefangenen  u.  s.  w.  Viele  Staa- 
ten geben  jährliche  Berichte  über  die  Landwirtschaft,  Schulen,  das  Finanz- 
wesen und  sonstige  Berichte  der  verschiedenen  Beamten  u.  d.  m.  heraus, 
aufserdem  gelegentlich  Berichte  über  die  natürlichen  Hilfsquellen  des  Landes. 

Das  bedeutsamste  Werk  bleibt  immerhin  der  Zensus  und  wir  gehen 
jetzt  zu  einer  näheren  Besprechung  des  letzten  grofseu  Zensus  1880  über. 
Der  erste  Band  4'"  LXXXIX  u.  961  SS.  ist  „Population  of  the  United  Sta- 
tes" betitelt.  Die  Aufmerksamkeit  wird  zuerst  auf  die  vielen  Karten  ge- 
lenkt, welche  die  Bewegung  der  Bevölkerung  seit  1790,  und  ihre  Verteilung 
u.  s.  w.  1880  schildern.  10  Karten  mit  verschiedenen  Schatierungen 
Braun  zeigen  die  Dichtigkeit  von  2  bis  90  auf  der  englischen  □  Meile 
der  Bevölkerung  zu  jedem  Jahrzehnte  in  den  verschiedenen  Teilen  der 
Union,  Städte  von  8000  Einwohner  und  mehr  werden  von  den  Karten 
ausgeschlossen  und  für  sich  besonders  gerechnet.  Auch  die  Indianer,  die 
keine  Steuer  bezahlen  (und  nur  wenige  bezahlen  Steuer),  werden  nicht 
mit  der  Bevölkerung  gezählt  und  daher  auch  nicht  hier  gerechnet.  Einige 
Angaben,  die  von  Interesse  sind,  folgen. 


Durchschnitt- 

Jahr 

Areal,  iu  □  m 
d.  Ansiedelung 

Bevölkerung 

liche  Zahl  auf 
einer   Q  Meile 

1790 

239935 

3929214 

i6,.i 

1800 

305  708 

5  308  483 

17,1 

1810 

407  945 

7  239881 

17,7 

1820 

508717 

9  633  822 

18,9 

1830 

632717 

12  866020 

20,3 

1840 

807  292 

17069453 

21,1 

1850 

979  249 

23  191  876 

23,7 

1860 

I  194754 

31443321 

26,3 

1870 

I  272239 

38558371 

30,3 

1880 

I  569  570 

50155783 

32,0 

Litteratur. 


263 


Die  Grade    der  Dichtigkeit    der    Bevölkerung    in    5    Klassen    können 
ausführlicher  in  der  folgenden  Tabelle  ersehen  werden. 

Areal  in  Q  Meilen  der  verschiedenen  Klassen  der  Bevölkerung. 


1 

2 

3 

4 

5 

Datum 

2—6  per 

6—18   per 

18—45  per 

45—90  per 

90  und  mehr 

□  Meile 

Q  Meile 

n  Meile 

n  Meile 

per  □Meile 

1790 

83436 

83346 

59  282 

13  051 

820 

1800 

81  010 

123  267 

82  504 

17734 

I  193 

1810 

116  629 

154  419 

108  155 

27499 

1243 

1820 

140827 

177  153 

150390 

39004 

1343 

1830 

151  460 

225  894 

186503 

65446 

3  4H 

1840 

183  607 

291  819 

241  587 

84451 

5828 

1850 

233  697 

294  698 

338  796 

100  794 

II  264 

1860 

260  866 

353341 

43 1  60 1 

134722 

14224 

1870 

245  897 

363475 

470529 

174036 

18302 

1880 

384  820 

373  890 

554  300 

231  410 

25150 

In  der  folgenden  Tabelle  ist  der  **/^  Satz  des  Zuwachses  der  Bevöl- 
kerung von  1870  bis  1880  in  dem  ganzen  Areal  der  Ansiedelung  und  in 
den  verschiedenen  Klassen  angegeben.     Klassen  wie  oben. 


Ganzes  Areal 

d.  Ansiedelung 

Klasse  1 

Klasse  2 


jjj   des  Zu- 
wachses 


23,4 
56,5 

2,9 


Klasse  3 
Klasse  4 
Klasse  5 


|„   des  Zu- 
wachses 


17,8 
32,4 
37,4 


Man  erkennt  den  grofsen  Zuwachs  hauptsächlich  in  den  neuen  An- 
siedelungen, erzeugt  durch  Einwanderung  und  in  den  Klassen  4  und  5, 
welche  meistenteils  die  Handeltreibenden  und  Fabrikanten  bilden. 

Die  städtischen  Einwohner  haben  reichlich  zugenommen  im  Vergleich 
mit  der  ganzen  Bevölkerung.  Es  folgt  die  Zahl  der  städtischen  Einwoh- 
ner in  jedem  100  der  ganzen  Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Jahr- 
zehnten seit  1790.  Aufgenommen  sind  nur  Städte  von  8000  und  mehr 
Einwohnern. 


1790 

1800 

1810 

1820 

1830 

1840 

1850 

1860 

1870 

1880 

3,3 

3,9 

4,9 

4,!' 

6,7 

8,6 

12,5 

16,1 

20,9 

22,5 

Eine  Karte  schildert  in  5  Graden  das  Verhältnis  der  männlichen  und 
weiblichen  Bevölkerung  von  1880.  In  nur  3  Staaten  und  Territorien  '), 
Massachusetts,  Rhode  Island  und  der  Distrikt  of  Columbia  ist  das  weib- 
liche Übermafs  5  ^j^  der  männlichen  Bevölkerung  oder  mehr.  In  7,  Con- 
necticut, New-Hampshire,  North-Carolina,  South-Carolina,  Ncw-York,  Vir- 
ginia und  Alabama  ist  das  weibliche  Übermafs  von  2  ^/.^  bis  5  '^j^  ;  in  7 
weniger  als  '^^j^'^U-  ^^  ^  Staaten  ist  die  Zahl  der  weiblichen  Bevöl- 
kerung 95  **/q   oder  mehr  der  Zahl  der  männlichen;  in  6  von  90  bis  db^j^; 


1)  Der  District  of  Columbia  ist  in  diesem  Artikel  als  Territory  betrachtet. 
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in  0  von  HO  IjIk  'J^^*'|^,^,  in  •')  vun  .00  IjiH  HO  "  ^^  ;  wiilirciid  in  liiiit  Terri- 
torien,  Iduho ,  Nevada,  Wyoming,  Arizona  und  Montana  die  Zahl  der 
weiblicliou  Jievölkerunf;   weniger  als  .00  "  ,,   der  der  männlichen  ist. 

Die  Dichtigkeit  der  Neger-lievölkerung  und  ihr  Verhältnis  zu  der 
ganzen  Zahl  der  Minwohner  ist  auf  zwei  Karten  durch  G  Schattierungen 
Schwarz  geöchildert.  Der  XenKus  giebt  im  ganzen  (>  bHO  TJli  Neger.  In 
.'i  Staaten  Soutli  (Jarolinas  (wo  ^\r,  der  ganzen  Bevölkerung  Neger  bind), 
MistiisKippi  und  Louisiana  bilden  die  Neger  mehr  als  die  Hälfte  der  lievöl- 
kerung.  Aufserhalb  der  früheren  Sklaven-Staaten  ist  die  Zahl  unbedeu- 
tend. Von  1870  bis  1880  aber  findet  ein  ansehnlicher  Zuwachs  der 
Neger  im  Verhältnis  zu  den  Weifsen  statt,  nämlich  634  auf  100  000 
AVeifse.  Der  Superintendent  des  Zensus  glaubt  aber,  dafs  dieser  Zuwachs 
meistenteils  nur  scheinbar  ist  und  dafs  der  Fehler  in  der  unvollkomme- 
nen Zählung  von  1870  liegt.  lO.O  4G5  Chinesen  und  148  Japaner  befinden 
sich  jetzt  in   Amerika. 

Gehen  wir  jetzt  zu  einer  etwas  ausführlicheren  Besprechung  der  aus- 
ländisch geborenen  Bevölkerung  über,  so  wird  es  zuerst  am  besten  sein, 
eine  historische  Tabelle  anzuführen,  welche  den  Prozentsatz  derselben  seit 
1850  in  zehnjährigen  Perioden  schildert.  Vor  1850  wurde  diese  Unter- 
suchung nicht  im  Zensus  vorgenommen,  obwohl  man  in  den  Berichten  die 
Zahl   der  Einwanderer  seit   1820   findet. 


Jahre 


1850 
1860 
1870 


Ganze  Be- 
völkerung 


23  191  876 
31  443  321 
38558371 
50155783 


Zahl  der  im 
Auslande  Cieb. 


"iq   der  im 
Auslande  Geb. 


2  244  602 

4  138697 

5  567  229 

6  679  943 


9,15  8 
13' 1 '5 
14,1 1 
13,32 


Der  plötzliche  Zuwachs  zwischen  1850  und  1860  ist  wahrscheinlich 
zum  gröfsten  Teil  auf  die  Hungersnot  in  Irland  1846 — 47  und  auch  auf 
die  politischen  Wirren  in  Deutschland  i.  J.  1848  zurückzuführen,  weil  die 
Einwanderung  hauptsächlich  aus  diesen  Ländern  erfolgte. 

Fragen  wir,  von  welchen  Ländern  diese  grofse  Einwanderung  herein- 
ötrömte,  so  können  wir  dies  am  kürzesten    aus  folgender  Tabelle  ersehen. 


Irland 

Deutschland 

England   und 

Britisch-Ame- 

Wales 

rika 

i   i   ^ 

?,   ^ 

s  £  ^ 

C    bß 

4.  ö  ti 

C    M 

•     6    iit 

S    t£ 

Jahre 

S  "5  =? 

2  3 

uslä 
ebo 
ölk 

CS    0 

S   0  ^ 

S  's)  ''9 

s  1 

2  2  — 

N    2 

5  0 

ts   &c  g 

=«    bO  5 

bn^ 

s4    hC  g 

tß^ 

i  tc^ 

bCj> 

S  'S  ^ 

•73     »     C 

1  > 

-sl « 

'S  % 

E3  Ä  m 

l"!   n 

'a-f 

^=^     S 

o:=C3 

-^  S 

o'oH 

o=-ö    S 

d'^ 

or» 

1850 

42,8.') 

4,16 

26,01 

2,52 

13,-5 

1,33 

6,58 

0,64 

t86o 

38,93 

5,12 

30,83 

4,06 

11,54 

1,52 

6,04 

0,79 

1-870 

33,33 

4,81 

30,37 

4,38 

11,24 

1,62 

8,86 

1,28 

1880 

27,76 

3,70 

29,44 

3,92 

11,17 

1,49 

10,74 

1,43 

Was  die  örtliche  Verteilung  dieser  Einwanderer  in  der  Union  betrifft, 
so  bemerkt  mau  zuerst,  dafs  die  Einwanderer  nur  wenig  unter  den  Negern 
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wohnen.  In  West-Virginia  und  Missouri  weichen  die  Zahlen  nicht  so 
weit  von  einander  ab,  aber  im  übrigen  ist  der  Unterschied  sehr  erheblich. 

In  fünf  Staaten  und  Territorien,  Arizona,  California,  Dakota,  Minne- 
sota und  Nevada  bilden  die  im  Auslände  Geboreneu  mehr  als  50  jj  der 
ganzen  Bevölkerung.  In  Nevada  beträgt  der  {}  Satz  fast  70.  In  13  an- 
deren Staaten  ist  er  25  5)   ^^^  ^^W- 

Die  nächste  Tabelle  zeigt  die  Zahl  der  verschiedenen  Nationalitäten, 
die  sich  in  jedem  der  16  Staaten  befinden,  die  mehr  als  100  000  im  Aus- 
lande Geborene  enthalten. 


Skandinavien 

Staaten 

Irland 

Deutschland 

England  und 
Wales 

Britisch 
Amerika 

und 
Dänemark 

1.   California 

62  962 

42532 

26577 

18889 

9722 

2.   Connecticut 

70638 

15627 

15860 

16444 

2682 

3.   Illinois      . 

"7  343 

235  786 

60012 

34043 

65414 

4.  Indiana     . 

25741 

80756 

12  020 

5569 

3886 

5.    Iowa   . 

44  061 

88268 

25550 

21097 

46  046 

6.  Kansas 

H993 

28034 

16  260 

12536 

I4  408 

7.   Massachus. 

226  700 

16872 

48136 

119  229 

5971 

8.   Michigan 

43413 

89085 

44032 

148866 

16445 

9.  Minnesota 

25942 

66592 

9598 

29631 

107  768 

10.  Missouri   . 

48  898 

106  800 

17564 

8685 

4517 

11.  New- Jersey 

93079 

64935 

32  148 

3536 

3115 

12.  New- York 

499  445 

355913 

123585 

84  182 

16494 

13.  Ohio    .     . 

78927 

192597 

55318 

16  146 

2  006 

14.  Peansylvau. 

236  505 

168426 

109549 

12376 

8  901 

15.   Texas  .      . 

8103 

35  347 

6749 

2472 

2662 

16.  Wisconsin 

41907 

184328 

30268 

28965 

66284 

Den  Einflufs,  welchen  die  Einigung  des  Vaterlandes  auf  die  ansässi- 
gen Deutschen  in  Amerika  sowohl  als  auf  die  neu  Einwandernden  ge- 
macht hat,  kann  man  in  den  Einzeichnungen  beobachten.  1870  gaben 
von  1690  533  Deutschen  alle  aufser  253  632  als  Geburtsort  einen  einzel- 
nen Staat  an,  wie  Preufsen,  Baden  u.  s.  w.  1880  gaben  von  1966  742 
dagegen  624  200   Deutschland  allein   an. 

Die  Neigung  zum  städtischen  Leben  der  verschiedenen  Nationalitä- 
ten dokumentiert  sich  in  folgender  Weise.  In  44  Städten,  die  die  gröfste 
Zahl  der  Einwanderer  haben,  vergleicht  man  die  Zahl  der  Einwanderer 
jeder  Nationalität  mit  der  ganzen  Zahl  der  Einwanderer  der  betreffenden 
Nationalität  in  der  Union.  Das  Hauptsächlichste  ergiebt  die  folgende 
kleine  Tabelle: 


1880. 

Zahl  in  Ver. 

Zahl  in  44 

einigten  Staa- 

der gröfseren 

"lo 

Länder 

ten 

Städte 

Frankreich 

106  971 

40954 

38,29 

Deutschland 

I  966  742 

761  742 

38,73 

England 

662  676 

197  974 

29,87 

Irland 

I  854571 

839  345 

45>2  6 

Italien 

44230 

26893 

6o,80 

Mexiko  . 

68399 

2  141 

3)13 
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iSulir  lehrreich  hiiid  auch  diu  Tuhellou,  welche  die  wirklicheu  und 
nuturuliöiorteii  Amerikaner  angeben,  welche  AuHlünder  zu  Eltern  haben, 
entweder  beide  oder  Vater  oder  Mutter.  Sie  er;;eben  den  KinHulB,  wel- 
chen die  sozialen  und  wirtHchaftlichcn  Zustände  der  verschiedenen  Staaten 
auf  die    Verehelichuii};  auKÜben. 

Auch  erBioht  nuin  die  Nei;^uiij;  der  Nationalitäten,  HJch  mit  den  Ame- 
rikanern zu  verheiraten.  Einige  Angaljon  werden  diese»  klar  zeigen.  In 
.Massachusetts  sind  217  H'22  J'ersonen,  die  irische  Eltern  haben,  l4*J7Sdie 
einen  irischeu  Vater  und  eine  amerikanische  Mutter  haben.  In  Connec- 
ticut ist  das  Verhältnis  82  952  zu  4919;  in  Ncw-Harapshire  13  600  zu 
H8;J ;  in  JUiode  Island  36  916  zu  2769;  während  im  Süden  und  Westen 
die  Zahlen  ganz  anders  ausfallen,  z.  B.  in  Alabama  3271  und  2498;  in 
Texas   5992   und   4529;  iu  Missouri   56  546   und    14  606. 

Die  Skandinavier  in  Amerika  heiraten  hauj)tsächlich  unter  sich,  in 
Wisconsin  sind  42  728  Eingeborene,  deren  beide  Eltern  Skandinavier  sind, 
nur  2083  mit  einem  skandinavischen  Vater  und  einer  amerikanischen 
Mutter.  In  Dakota  sind  die  Zahlen  10071  und  418;  in  Minnesota  69  492 
und  1906.  Diese  Zahlen  sind  nicht  nur  aus  der  natürlichen  Neigung  zu 
erklären,  sondern  auch  durch  die  Eigentümlichkeit  der  Sprache,  die  iu 
Amerika  verhältnismälsig  wenig  bekannt  ist,  die  Neuheit  der  Einwande- 
rung —  letztere  ist  erst  verhältnismälsig  bedeutend  iu  der  letzten  Zeit 
und  durch  die  Thatsache  ,  dals  sie  sehr  viel  unter  sich  in  Kolonieen  zu- 
sammen leben. 

Unter  den  Deutscheu  ist  die  Neigung,  sich  mit  amerikanischen  Frauen 
zu  verheiraten,  etwas  stärker.  Das  Verhältnis  zwischen  den  eingeborenen 
Amerikanern,  deren  beide  Eltern  Deutsche  sind,  und  denen,  die  nur  einen 
deutschen  Vater  haben,  ist  in  einigen  Staaten  folgendes:  Minnesota  78  255 
und  S118;  Wisconsin  226  325  und  19  068;  Connecticut  14  043  und  2173; 
Kentucky   45  129   und   9924. 

Viel  weniger  haben  amerikanische  Väter  und  ausländische  Mütter. 
Dies  rührt  natürlich  daher,  dafs  die  Einwanderung  im  grofsen  Übermafse 
von   Männern  geschieht. 

Die  eigentlichen  Amerikaner  wandern  mit  einer  ganz  erstaunlichen 
Leichtigkeit  von  Staat  zu  Staat.  1880  wohnten  9  593  106  eingeborene 
Amerikaner  iu  einem  anderen  als  ihrem  Geburts-Staate. 

In  den  Vereinigten  Staaten  überhaupt  gab  es  1880  8  955  812  Wohn- 
häuser und  die  Zahl  der  Einwohner  in  jedem  betrug  durchschnittlich 
5,60;  1870  5,47.  Die  Zahl  der  Familien  war  1880  9  945  916,  in  jeder 
Familie  durchschnittlich  5,04;   1870   5,09. 

Von  grofsem  Interesse  ist  es,  einige  grofse  Städte  in  dieser  Hinsicht 
zu  vergleichen.  Iu  folgender  Tabelle  sind  die  5  gröfsten  Städte  der  Union 
berücksichtigt. 
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Wohnhäuser 

Fami 

lien 

Säg 

«>  j^  53 

Zahl 

Städte 

Zahl 
der 

chni 
er  P 
njed 

iUS 

Zahl 

ischni 

der  P 

in  je 

milie 

der 

Einwohner 

Häuser 

23  Sfe 

^  et  a 

a  cj  a 

Q  '^  S 

Q  '^  S 

New- York  . 

73684 

16,37 

243  157 

4;yü 

I  206  299 

Philadelphia 

146  412 

5,79 

165  044 

5,13 

847  170 

Brooklyn     . 

62233 

9,11 

I15076 

4,9  2 

566  663 

Chicago 

61  069 

8,24 

96992 

5,19 

503  185 

Boston    . 

43  944 

8,26 

72763 

4,9  9 

362  839 

Alle  die  vorgenannten  Thatsachen  sind  reichlich  durch  Karten  und 
Pläne  illustriert,  und  aufser  den  Tabellen  giebt  es  eine  Erörterung  der 
Bewegung  der  Bevölkerung  nach  allen  Richtungen.  Aufserdem  schildert 
der  Zensus  auch  und  in  derselben  reichlich  illustrierten  Weise  die  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  im  Verhältnis  zu  der  höchsten ,  niedrigsten  und 
mittleren  Temperatur,  zu  dem  Eegenfall  im  Jahre  überhaupt  und  im  Som- 
mer, zu  der  Höhe  über  dem  Meeresspiegel  u.  s.  w.  Die  Zahlen  sind  für 
States,  Counties  und  eben  Townships  und  Villages  von  oft  nur  etwa  100 
Einwohnern  gegeben.  In  einem  Falle  wurde  ein  Dorf  von  20  Personen 
aufgeführt. 

Um  die  Bevölkerung  in  Bezug  auf  die  Gewerbestatistik  leichter  zu 
behandeln,  und  auch  weil  das  System  der  Lehrzeit  in  Amerika  überhaupt 
fast  nirgends  stattfindet,  ferner  weil  alle  Klassen  von  einem  Gewerbezweig 
zum  anderen  mit  der  gröfsten  Leichtigkeit  wechseln,  so  ist  diese  Statistik 
unter  vier  grofse  Hauptteile  klassifiziert,  nämlich:  L  Landwirtschaft  (Agri- 
culture),  2.  Berufs-  und  persönliche  Dienstleistungen  (Professional  and 
Personal  Services) ,  3.  Handel  und  Transport  (Trade  and  Transportation), 
4.  Manufaktur,  Mechanik  und  Bergwerksindustrie  (Mauufacturing,  Mecha- 
nical  and  Mining  Industries), 

Alles  in  allem  sind   265   Zweige  angenommen. 

Für  alle  Berufszweige  ist  das  Alter  in  3  Klassen  —  von  10 — 15, 
16 — 56  und  mehr  als  60  — ,  auch  das  Geschlecht  und  die  Abstammung 
augegeben.  50  der  bedeutendsten  Städte  sind  auch  in  dieser  Weise  be- 
sonders behandelt.      Einige  Angaben  folgen. 


Alter    und     Geschlecht 

Klassen 

^j*''^  ^^'               Alle  Alter 

10—15 

16—59 

60  u.   darüber 

tigten         Männlich 

weiblich 

Männ- 
lich 

weib- 
lich 

Männlich 

weiblich 

Männ- 
lich 

weib- 
lich 

Gewerbe 

17,392,099  14,744,942 

2,647,157 

825,187293,169 

12,986,111    2,283,115 

933,644 

70,873 

^Wirtschaft     . 
fs  -    u.     persönliche 
nstleistungen 
del    und    Transport 
alaktur ,     Mechanik 
Bergwerksindustrie 

7,670,493    7,075,983 

4,074,238    2,712,943 
1,810,256     1,750,892 

3,837,112    3,205,124 

594,510 

1,361,295 
59,364 

631,988 

584,867 

127,565 
26,078 

86,677 

135,862 

107,830 
2,547 

46,930 

5,888,133 

2,446,962 
1,672,171 

2,978,845 

435,920 

1,215,189 
54,849 

577,157 

602,983 

138,416 
52,643 

139,602 

22,728 

38,276 
1,968 

7,901 

261^  Litteratur 

Von  IH7()  hin  IHHO  war  (Irr  ZuwucIih  der  Jievölkeruug  etwa  liO  ][, 
der  der  l'ersoiieii  in  der  liiduHlrie  '<i'J  ][.  Die  verschiedenen  Landenteile 
zeigen  intereHsante  Schwankungen  in  iJe/ug  auf  das  bcHcliaftigle  (iewchlecht, 
diu  vorschiedüneu  Zweige  u.  k.  w.,  ;uit  <ii(;  wir  hier  nicht  weiter  eingehen 
können. 

In  einem  Anliange  findet  man  einige  Tabellen,  die  kurz  die  Zahlen 
der  Irren,  Ulödsinnigen,  Jilinden,  Armen,  Verbrecher  u.  s.  w.  mit  Geburts- 
ort, (jleachlccht  und  Abstammung  angeben.  Auch  die  Zahl  der  Zeitungen, 
Zeitschriften  aller  Arten,  die  Schulen   u.   s.  w.  findet  man   verzeichnet. 

Volume  11.     Statisticö  of  Mauufactures.     4"'-     LVII.      ll'J«. 

In  diesem  Bande  findet  man  eine  Skizze,  in  bezug  auf  die  Methode 
der  Erh(;bung  der  Fabrikstatistik  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  IHK); 
die  Tabellen  der  Statistik  von  IHHO,  mit  aller  Vollständigkeit  bearbeitet, 
rücköichtlich  der  verschiedenen  Zweige  der  Industrie;  Zahl,  Alter  und  Na- 
tionalität der  Arbeiter;  Wert  und  Uuuntität  des  Jiohmaterials,  des  Pro- 
duktes u.  s.  w,  und  10  Alonographieen  über  die  hauptsächlichsten  Gegen- 
stände der  Untersuchung,  von  Spezialisten  geschrieben. 

Eine  der  besten  und  interessantesten  derselben  ist  die  über  das  Fabrik- 
system der  Vereinigten  Staaten  von  Hon.  Carroll  D.  Wright ,  Leiter  des 
Bureaus  der  Arbeitstutistik  in  Massachusetts.  Sie  füllt  mit  dem  Verzeich- 
nis und  der  Bibliographie  7H  Quartseiten,  aufserdcm  sind  ihr  17  Illustra- 
tionen  beigefügt,  von  denen  jede  eine  Seite  in  Ans])ruch  nimmt. 

Zunächst  bespricht  der  Verfasser  den  Ursprung  des  Fabrikbetriebes 
in  England  und  in  Amerika  und  spürt  dann  der  Entwickelung  in  Ame- 
rika ,  unter  dem  Einflüsse  der  verschiedenen  Erfindungen  von  Arkwright, 
Whitney  u.  s.  w.  bis  zur  jetzigen  Zeit  nach. 

In  einem  höcht  interessanten  Kapitel  stellt  er  das  Fabriksystem  dem 
der  Hausarbeit  gegenüber,  und  erörtert  die  scheinbaren  Übel  des  Fabrik- 
systems. Mr.  Wright  hat  die  bedeutendsten  Fabriken  in  England,  Frank- 
reich und  Deutschland,  aufser  den  amerikanischen,  besucht,  und  mit  mög- 
lichster Genauigkeit  alle  Verhältnisse  berücksichtigt.  Wo  es  möglich  war, 
hat  er  statistische  Angaben  gegeben,  sonst  aber  sein  subjektives  Urteil 
ausgesprochen ,  auf  Grund  der  Berichte  von  Fabrikanten  und  Arbeitern 
und  seiner  eigenen  Beobachtung. 

Seiner  Meinung  nach  ist  die  Beschäftigung  der  verheirateten  Frauen, 
resp.  der  Mütter  das  gröfste  Übel  des  Fabriksystems ,  obwohl  nicht  so 
schlimm ,  als  es  oft  geschildert  wird.  Viel  ist  schon  gegen  dieses  Übel 
gethan,  durch  Gesetzgebung  und  durch  die  Errichtung  von  Frauen  -  Kran- 
kenkassen u.  s.  w.  von  Fabrikanten  selbst. 

Was  die  anderen  ihm  vorgeworfenen  Übel  betrifl't ,  so  meint  er,  dafs 
das  Fabriksystem  in  diesen  Punkten  viel  vorteilhafter  ist  als  die  Haus- 
arbeit. Obwohl  es  auch  natürlich  seine  Nachteile  hat,  so  denkt  der  Ver- 
fasser doch,  dafs  es  ein  wichtiger  Faktor  zur  moralischen  Hebung  der 
Menschen  ist. 

Eine  detaillierte  Untersuchung  des  Lohnes  der  Arbeiter  in  Baumwoll- 
fabriken in  England  seit  1795  und  in  Amerika  seit  dem  Anfang  des 
Fabrikbetriebes  zeigt,  dafs  der  Lohn  in  England  im  allgemeinen  seit 
50  Jahren  ungefähr  auf  das  Doppelte  gestiegen  ist.  Die  Arbeitstunden 
dagegen  sind  von   12|^  und  13  auf  9^  reduziert. 
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1832  waren  von  der  ganzen  Zahl  der  Baumwollarbeiter  29  Proz. 
Männer,  31  Proz.  Frauen,  und  40  Proz.  Kinder.  1850  betrugen  die  Pro- 
zentsätze, Männer  36,  Frauen  56,  und  Kinder  8;  1868  Männer  30,  Frauen 
58,  und  Kinder  12  Proz.  Die  Zahlen  sind  heute  noch  ungefähr  dieselben. 
Beachtenswert  ist  die  grofse  Abnahme  der  beschäftigten  Kinder. 

In  den  Vereinigten  Staaten  bildeten  1850  die  männlichen  Arbeiter 
36  Proz.  der  ganzen  Zahl,  die  weiblichen  64  Proz.;  1860  die  männlichen 
über  38,  die  weiblichen  über  61  Proz.  Kinder  sind  vor  dem  Jahre  1870 
nicht  gesondert  gezählt.  1870  bildeten  die  Männer  über  31  Proz.,  die 
Frauen  über  51,  und  die  Kinder  über  17  Proz.,  1880  Männer  (von  15 
Jahren  und  darüber)  34  Proz.,  Frauen  (von  16  Jahren  und  darüber)  49 
Proz.  und  Kinder  17  Proz. 

Die  Arbeitsstunden  sind  in  allen  Staaten  reduziert  worden,  aber  nicht 
gleichmäfsig.  Wo  man  früher  13  und  14  Stunden  arbeitete,  arbeitet  man 
jetzt   10—11. 

Der  Lohn  hat  sich  seit  50  Jahren  ungefähr  verdoppelt.  1828  betrug 
der  durchschnittliche  Wochenlohn  der  Frauen  <§[  2.  62,  1880  $  4.  84. 
In  vielen  Fällen  ist  der  Unterschied  noch  gröfser. 

Der  Preis  der  Baumwollenwaren  ist  in  noch  gröfserem  Mafse  redu- 
ziert worden.  Schwere  Stoffe  für  Betttücher  galten  1816  30  cts.  der  Yard 
=  3  Fufs);  1819  21  cts.;  1829  8^  cts.;  1843  6|  cts.;  1850  7  cts.; 
1860   8^3^   cts.;    1870    10|  cts.;    1872   13f  cts.;   1880   7|  cts. 

Der  Verfasser  widmet  der  Fabrikgesetzgebung  einige  Seiten ,  worin 
er  in  kurzem  den  Inhalt  der  Gesetze  in  England ,  Frankreich  ,  Deutsch- 
land und  in    11   der  Vereinigten  Staaten   angiebt. 

Auf  17  Seiten  giebt  er  eine  reichlich  illustrierte  Beschreibung  der 
Arbeiterhäuser  in  einigen  der  bedeutendsten  Fabrikstädte  in  England, 
Frankreich ,  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten ,  mit  Angabe  der 
Kosten  der  Häuser,  Miete,  Preis  des  dazu  gehörigen  Landes  u.   s.   w. 

Die  Monographie  über  die  Fabrikation  des  Eisens  und  des  Stahles 
enthält  154  Quartseiten ,  und  bietet  viel  des  Interessanten.  Die  folgende 
Tabelle  zeigt  die  grofse   Ausdehnung  dieser  Industrie. 


Ver.  Staaten 

Zahl 
der 
Eta- 
blisse- 
ments 

Summe  des  an- 
gelernten Kapi- 
tals 

Wert  des  ge- 
brauchten Mate- 
rials 

Wert  der  Pro- 
dukte 

Total   1880 
„      1870 
Proz.  des  Zuwachses  1880 

I  005 

808 

24,38 

$  230971884 

$  121  772074 

89,68 

$  191  271  150 

$  135  526  132 

41,13 

$  296  557  685 

^  207  208  696 

43,12 

Ver.  Staaten 


Gewicht  1)   der 
Produkte 


Zahl  der  bescliäf- 
tigten  Arbeiter 


Summe  der  be- 
zahlten  Löhne 


Total  1880 
„      1870 
Proz.  des  Zuwachses   1880 


7  265  140 

3655215 

98,76 


140978 

77  555 
81,78 


$  55  476  785 
$  40514981 

36,93 


1)  Tons  von  2000  Pfund. 
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l)(;r  Verfasser  t^clit  auch  ;iiif  die  OcKfliicht«.-  flos  Eisens  in  allen  Zei- 
len und  Liindern  ein,  behandelt  dann  al)er  die  mannif^laehe  Art  und 
Weise  der  Vcrwondun«;  dos  Kisens  und  hemerkenswert«  Leistungen  in  der 
Fabrikation  Amerikas  und  anderer  Lander.  Den  I^ohn  der  Arbeiter  ver- 
gleicht er  in  den  Vereinigten  S(uaf<n  und  (iroCs-liritannien,  sowie  die  Ko- 
sten  des   Transports  u.  s.   w. 

Dio  nächste  Monograjiliie  gibt  au(  S'2  Seiten  Auskunft  iib(;r  die  Fabri- 
kation der  S(;hi(fsg(;webre ,  Niihniasehinen  ,  Lokomotiven  und  Kisenbahn- 
Maseliiuerie,  Uliren  und  Tasclunuhren  und  landwirtsehaftliche  (ieräthe. 
J)ie  (Gegenstände  selbst  sind   Bämtlich   in   Illustrationen   wiedergegeben. 

Die  anderen  Berichte  üher  die  Dampf-  und  Wasserkraft,  die  man  bei 
der  Fa})rikation  vorwendet,  über  Kisenwaren ,  Mefserschmicdewaren  und 
Schneidewerky.üuge,  über  Seide-,  JiaumwoU-,  WoU  -  und  Olasfabrikation, 
chemische  J'rodukte  und  Salz   sind,  obwohl   kürzer,  den  Obigen   gleichartig. 

Volume    111.      Statistics  of  Agriculture,  4'"     XXXIII,    1149. 

Der  Bericht  über  die  Landwirtschaft  ist  so  ausführlich  ,  dafs  dieser 
Band  nur  einen  Teil  desselben  enthält.  Die  detaillierten  Berichte  über 
Baumwolle,  Wolle,  Baumfrüchte  und  Forstwesen  werden  in  späteren  Bän- 
den erscheinen. 

Aufser  den  allgemeinen  statistischen  Angaben  findet  man  hier  Mono- 
graphien über  die  Getroideproduktion,  Müllerei,  Tabakkultur,  Manufaktur, 
Besteuerung  (mit  Angabe  der  Art  und  Weise  der  Erhebung),  Ausfuhr  und 
Einfuhr  u.  s.  w.   des  Tabaks  und  der  Floischproduktion. 

Der  Bericht  über  Getreideproduktion,  von  Prof.  Wm.  H.  Breweram  Yale 
College  gesehrieben,  gibt  auf  165  Seiten  die  Produktion  und  Konsumtion 
von  Getreide  aller  Art;  Ausfuhr  in  verschiedenen  Jahren ;  die  Verteilung 
mit  Bezugnahme  auf  die  topographischen  und  g(!Ographisch-meteorologischen 
Verhältnisse  u.  s.  w. ;  die  Beschaffenheit  des  Ackerlandes;  die  Getreide- 
arten nach  Ursprung  und  chemischer  Zusammensetzung;  Kosten  und  Me- 
thoden der  Produktion ;  Geschichte  der  Agricultur,  hauptsächlich  in  Ame- 
rika;  Gröfsc  der  Besitzfiächen ;  Art  der  Verpachtung  u.  s.  w. ;  Agrarge- 
setzgebung; Besprechung  des  Landbaubetriebes  durch  Aktiengesellschaften ; 
Verhältnis  des  Getreidebaues  zur  Viehzucht;  Transport  u.  s.  w. 

Die  Abhandlung  über  Müllerei  gibt  eine  technische,  illustrierte  Schil- 
derung der  verschiedenen  Arten  der  Mehlbereitung  in  der  erschöpfendsten 
Weise,  von  einer  Beschreibung  der  Washburn-Mühle  in  Minneapolis,  Min- 
nesota, welche  täglich  8000  Centner  Mehl  liefert,  bis  zu  einer  chemischen 
Analyse  des  Kornes,  und  einer  mikroskopischen  Schilderung  des  Mehls 
während  der  verschiedenen  Stufen  der  Bearbeitung. 

Diejenige  über  Fleischproduktion  hat  hauptsächlich  mit  dem  ,, Range" 
oder  „Ranch  -  Farming"  im  Westen  zu  thun  und  ist  also  als  Ergänzung 
zur  Güterstatistik  zu  betrachten.  Eine  Schilderung  der  gewöhnlichsten 
Futterpflanzen,  und,  darauf,  eine  vollständige  Beschreibung  des  ganzen 
Triebverfalirens,  des  Gewinnes  und  Verlustes  u.  s.  w.  in  allen  Teilen  der 
Union,  wo  dieses  ,,Ranch"system  existiert,   enthält   162  Seiten. 

Die  Artikel  über  Tabakproduktion  und  Fabrikation  sind  gleichfalls 
sehr  ausführlich  und  füllen  286   und  69   Quartseiten. 

Wir  begnügen  uns  hier  mit  einigen  allgemeinen  Angaben  über  die 
Landwirtschaft. 
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Von  besonderem  Interesse  sind  die  Zahlen  in  bezug  auf  die  Gröfse 
der  Güter  und  die  Selbstbewirtschaftung  oder  Verpachtung.  1870  betrug 
die  Zahl  der  Grundstücke  im  ganzen  Lande  2  659  985;  1880  4  008  907, 
ein  Zuwachs  also  von  50,7  Proz.  Indessen  wuchs  der  Umfang  der  Güter 
nur  um  31,5  Proz.,  ein  Beweis,  dafs  die  Neigung  zu  Grofsbesitz  nicht 
vorherrscht,  obwohl  Henry  George  dies  behauptet.  Diese  Zerteilung  kommt 
hauptsächlich  im  Süden  vor,  wo  die  grofsen  Plantagen  parzelliert  werden. 
In  einer  Gruppe  von  9  Staaten  war  der  Zuwachs  in  der  Zahl  der  Grund- 
stücke 72,3  Proz.,  während  der  Zuwachs  in  dem  Umfang  der  Güter  nur 
12,4  Proz.   betrug. 

Was  die  Bewirtschaftung  betrifft,  so  ergibt  sich,  dafs  von  je  10  000  Gü- 
tern 7444  von  den  Besitzern  selbst  bebaut,  804  für  Geld  und  1752  für 
einen   Teil  des  Produktes  verpachtet  werden. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Gröfse  der  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücke und  Anzahl  Acres  ')  des  bebauten  und  unbebauten  Landes  in 
Gütern. 


1880 


1870 


1860 


Gesamte  Anzahl  der  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücke   

Gesamtes  Land  in   Gütern.     Acres  i)     .     .     .     . 

Durchschnittliche  Zahl  der  Acres  eines  Grund- 
stückes        

Gesamtes  behautes  Land  in  Acres 

Durchschnittliche  Zahl  von  Acres  des  bebauten 
Landes 

Gesamtes  unbebautes  Land   der  Güter  in   Acres  . 

Durchschnittliche  Zahl  der  Acres  des  unbebauten 
Landes  in  Gütern 


4  oo8  907 
536081  835 

134 

284  771  042 

71 
251  310  793 

62,7 


2  659  985 
407735041 

153 
188  921  099 

71 

218  813  942 

82 


2  044  077 
407  212538 

199 

163  HO  720 

80 
244  loi  818 

119 


Folgende  Tabelle    zeigt    die  Bewirtschaftung    der  Güter  in  bezug  auf 
die  Gröfse. 


Bebaut  vom  Be- 

Für Geld  ver- 

Für einen   Teil 

1880 

des  Produktes 

sitzer 

pachtet 

verpachtet 

Unter  3  Acres  2) 

2  601 

875 

876 

3  und    unter       10  Acres 

85456 

22  904 

26  529 

10     „          „          20       „ 

122  411 

41522 

90816 

20     „          „          50       „ 

460  486 

97  399 

223  689 

50     „          „        100       „ 

804  522 

69  663 

158625 

100     „          „        500       „ 

I  4 1 6  6 1 8 

84645 

194720 

500     „          „      1000       „ 

66447 

3956 

5569 

1000  und  mehr  Acres 

25765 

I  393 

I  420 

1)  Acre  =  0,405   Hektar. 

2)  Wenn  ein  Stück  Land  unter  3  Acres  ist,  müssen  davon  im  Laufe  des  Jahres  Pro- 
dukte verkauft  sein  für  mindestens  ^  500 ;  sonst  ist  es  nicht  in  dieser  T.'ihelle  als  Gut 
gerechnet. 
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Du:  Vc!rbrcitun<^  der  Käsofahrikcn   im  V(;r}iiiltniH   zu  den  l'>ijtt(rf:J)rikcn 
gioM.    lol^fiid«;    'riilK:llc    an. 


1880 


Miitti.T,   auf  (|<;n   (üitern   ^jeiiiacht 
,,         in    l'"al(rik(rii  ,, 


ToUl 

Kiise,      auf  «Ich   fJiilürn   g(!inncht 
in    Fal)iikfn  ,, 


Total 


Pfund 


777  250287 
29421  784 

806  672  071 

27  272  489 
215  885  361  . 


243  157850 


l)i(!  Ziilil  (l(;v  VÄvr  ist  1 T) (i '.)  1 0  *J l fi  Dutzond  und  doch  mufs  man  vich^ 
importioron. 

Die  ganze  Agrarstatistik  ist  hiernach  mit  grol'scr  Vollständigkeit  durch- 
geführt. 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


III. 

Gesetz  über  den  Peingehalt  der  Gold- 
Vom  16.  Juli  1884. 


und  Silberwaren. 


§.  1.  Gold-  und  Silberwaren  dürfen  zu  jedem  Feingehalte  angefertigt  und  feilge- 
halten werden.  Die  Angabe  des  Feingehalts  auf  denselben  ist  nur  nach  jAlafsgabe  der 
folgenden  Hestiinmungen  gestattet. 

§.  2.  Auf  güldenen  Geräten  darf  der  Feingehalt  nur  in  585  oder  mehr  Tausend- 
teilen,  auf  silbernen   Geräten   nur  in   800   oder  mehr  Tausendteilen   angegeben  werden. 

Der  wirkliche  F'eingehalt  darf  weder  im  ganzen  der  Ware  noch  auch  in  deren  ein- 
zelnen Bestandteilen  bei  goldenen  Geräten  mehr  als  fünf,  bei  silbernen  Geräten  mehr  als 
acht  Tausendteile  unter  dem  angegebenen  Feingehalte  bleiben.  Vorbehaltlich  dieser  Ab- 
weichung mufs  der  Gegenstand  im  ganzen  und  mit  der  Lötung  eingeschmolzen  den  an- 
gegebenen Feingehalt  haben. 

§.  3.  Die  Angabe  des  Feingehalts  auf  goldenen  und  silbernen  Geräten  geschiebt 
durch  ein  Stempelzeichen,  welches  die  Zahl  der  Tausendteile  und  die  Firma  des  Geschäfts, 
für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich  macht.  Die  Form  des  Stempelzeichens 
wird  durch  den  Bundesrat  bestimmt. 

§.  4.  Goldene  und  silberne  Uhrgehäuse  unterliegen  den  Bestimmungen  der  §§.  2 
und  3. 

§.  5.  Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  dürfen  in  jedem  Feingehalte  gestempelt 
werden  und  ist  in  diesem  Falle  der  letztere  in  Tausendteilen  anzugeben. 

Die  F'ehlergrenze  darf  zehn  Tausendteile  nicht  überschreiten ,  wenn  der  Gegenstand 
im  ganzen   eingeschmolzen   wird. 

Das  vom  Bundesrat  gemäfs  §.  3  bestimmte  Stempelzeichen  darf  auf  Schmucksachen 
von  Gold  und\  Silber  nicht  angebracht  werden. 

§.  6.  Aus  dem  Auslande  eingeführte  Gold-  und  Silberwaren,  deren  Feingehalt 
durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  entsprechende  Bezeichnung  angegeben  ist ,  dürfen  nur 
dann  feilgehalten  werden,  wenn  sie  aufserdcm  mit  einem  Stempelzeichen  nach  Mafsgabe 
dieses  Gesetzes  versehen  sind. 
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§.  7.  Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  Iiaftet  der  \'erkäufer  der 
Ware.  Ist  deren  Stempelung  im  InJande  erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  A'^erkäufer  der  In- 
haber des  Geschäfts,   für  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist. 

§.  8.  Auf  Gold  -  und  Silberwaren ,  welche  mit  anderen  metallischen  Stoffen  ausge- 
füllt sind,  darf  der  Feingehalt  niclit  angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  von  (toM  -  und  Silberwareu ,  mit  welchen  aus  anderen  Metallen  beste- 
hende  Verstärkungsvorrichtungen  metallisch  verbunden  sind. 

Bei  Ermittelung  des  Feingehalts  bleiben  alle  von  dem  zu  stempelnden  Metalle  ver- 
schiedenen,  äufserlich   als   solche  erkennbaren   Metalle  aufser  Betracht,  welche : 

1.  zur  Verzierung  der  Ware  dienen; 

2.  zur  Herstellung  mechanischer  Vorrichtungen  erforderlich  sind; 

li.   als  Versiärkungsvorrichtungen   ohne  metallische  Verbindung  sich   darstellen. 

§.  9.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo- 
naten wird  bestraft : 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaren,  welche  nach  diesem  Gesetze  mit  einer  Angabe  des  Fein- 
gehalts nicht  versehen   sein   dürfen,  mit  einer  solchen   Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwareu,  welche  nach  diesem  Gesetze  mit  einer  Angabe  des  Fein- 
gehalts versehen  sein  dürfen  ,  mit  einer  anderen ,  als  der  nach  diesem  Gesetze  zu- 
lässigen Feingehaltsangabe  versieht ; 

3.  wer  gold  -  oder  silberähnliche  Waren  mit  einem  durch  dieses  Gesetz  vorgesehenen 
Stempelzeichen  oder  mit  einem  Stempelzeichen  versieht,  welches  nach  diesem  Gesetze 
als   Feingehaltsbezftichnung  für  Gold-   und   Silberwaren   nicht  zulässig  ist; 

4.  wer  Waren  feilhält,  welche  mit  einer  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ver- 
stofsenden   Bezeichnung  versehen   sind. 

Mit  der  Verurteilung  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der  gesetzwidrigen  Bezeichnung 
oder ,  wenn  diese  in  anderer  Weise  nicht  möglich  ist ,  auf  Zerstörung  der  Waren  zu  er- 
kennen. 

§.  10.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1888  in  Kraft.  An  demselben  Tage  treten 
alle  landesrechtlichen  Bestimmungen  über  den  Feingehalt  der  Gold  -  und  Silberwaren 
aufser  Geltung. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem  Kai- 
serlichen Insiegel. 

Gegeben  Bad  Gastein,  den   16.   Juli   1884. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 
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Zur  finanziellen  Lage  deutscher  Industrie-Aktiengesellschaften 

im  Jahre  1883. 

Von  Dr.   R.  van  der   B  o  r  g  h  t. 

Im  Anschlufs  an  die  Miszellen  in  N.  F.  Bd.  V.  424—439  und  N.  F. 
I'd.  VIII.  S.  1.51  —  15G  bringen  wir  im  folgenden  eine  Übersicht  über 
die  Lage  deutscher  ludustrie-Aktiengesellsehaftcu  im  Jahre  1883,  zu  der 
das  Material  aus  dem  von  der  Kedaktion  des  Berliner  Aktionär  heraus- 
gegebeneu   „Jahrbuch    der  Berliner  Börse"    Jahrg.     1884/85    geschöpft  ist. 

Die  Lage  der  einzelnen  Gruppen  war  im  Jahre    1883    folgende: 
N.  F.  Bd.  IX.  19 
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M  i  s  z  p  I  1  «>  n . 


a 

'S  £ 

Aktienkapital 

inkl     Priori- 

Reingewinn 

Dividende 

Unterbilanz 

Hczciflirniii^   ilur  (mii|)|»<'|i 

,     v 

CC    ^^ 

täts-Aktien. 

.Mk 

Mk. 

.Mk 

Mk. 

0 

1.   IJerf^biiu-  und  llütten- 

Hescllscliartcn    . 

68 

438  876  400 

23  805  284 

19377852 

I  680  277 

II.    I'..in     und   Terriiiiispc- 

lvul.Mli(iiisji(!S(dl.s(;li. 

23 

81   106  700 

I  75o3<>6 

I  08 1  663 

6717679 

111.    Haiiimiterialgesellscli. 

7 

12   157  000 

I  ooO  874 

763  150 

36  259 

IV.   Hrauereit'ii  u.  Hreniie- 

reieu 

21 

41  873  000 

2503017 

I  977  290 

595'2 

V.   Chcii).   Fabriken 

12 

42  205  400 

4  309  868 

3434201 

■-- 

VI.   Ei.scnbalinb('darfs-     ii. 

Ma.scliinctnbau^'cs. 

31 

83  7G1    100 

4779862 

3  400  977 

5518703 

Vll.   (ias-    und   Was-si-r^cs 

5 

24  750000 

3  047  697 

2  603  000 

— 

Vlll.    Glas-    und   Porzellan 

gesellschat'tcn    . 

3 

4  155000 

77667 

63000 

235033 

IX.    fiuinniigcsell.scb 

5 

9410  000 

I  164  938 

867  800 

X.   Metallindu.strieges. 

10 

26  534  800 

I  808  233 

I  335  782 

6  702 

XI.  Papier-,   P;i|>peii-  und 

Tapetenfabriken     . 

5 

6  250  000 

805  574 

486  000 

— 

XII.  Transport.ges.        excl. 

Lokomotiveisenbabn. 

22 

71  611  771 

7  699  666 

5415430 

158012 

XIII.   Tucblabriken     .      .      . 

2 

I  650  000 

60  182 

45  000 

154376 

XIV.    Webereien,       Spinne- 

reien  u.  Kaltunfabr. 

II 

29  215  000 

3429731 

2329350 

82445 

XV.   Zuckerfabriken 

5 

13  200000 

I  369  447 

I  128  000 

— 

XVI.    Gemeinnützige  An.st. 

3 

8  400  000 

71  751 

61  000 

5  735 

XVII.    Uiver.se   Ge.sellsch. 

21 

49  593  700 

2  861  864 

2  199637 

347  290 

Summa  in    1883 

254 

944749871 

60  552  021 

46569  132 

15  002  023 

„    1882    .      . 

247 

924  092  300 

51  883628 

39561043 

20237279 

„    1881    .      . 

243 

930  430  140 

38  413  419 

29179324 

37816683 

Die  Zahl  der  in  Betracht  gezogenen  Gesellschaften  hat  sich  gegen 
die  beiden  Vorjahre  etwas  vermehrt;  auch  das  Aktienkapital  stellt  sich 
dementsprechend  höher. 

Der  Reingewinn  ist  von  38,4  Mill.  Mk.  im  Jahre  1881  auf  51,9 
Mill.  Mk.  im  Jahre  1882  und  auf  60,6  Mill.  Mk.  im  Jahre  1883  ange- 
wachsen ;  ebenso  stetig  hat  die  Gesamtdividende  zugenommen  (von  29,2 
Mill.  Mk.  pro  1881  zu  39,6  Mill.  Mk.  pro  1882  zu  46,6  Mill.  Mk.  pro 
1883).  Bei  der  Unterbilanz  ergibt  sich  die  entgegengesetzte  Bewegung. 
Während  1881  noch  37,8  Mill.  Mk.  zu  verzeichnen  waren,  blieben  im 
Jahre  1882  nur  noch  20,2  Mill.  Mk.  übrig.  Im  Jahre  1883  ist  die  Un- 
terbilanz um  weitere   5    Mill.   Mk.  geringer  geworden. 

In  dieser  Entwicklung  zeigt  sich,  dafs  die  schon  für  1882  konsta- 
tierte Besserung  in  der  finanziellen  Lage  des  in  Rede  stehenden  grofsen 
Bruchteils  der  deutschen  Industrieaktiengesellschaften  im  Jahre  1883  noch 
weitere  Fortschritte  gemacht  hat.  Zu  demselben  Resultat  führt  die  Ver- 
gleichung  der  Zahl  derjenigen  Gesellschaften ,  die  mit  Unterbilanzen  ab- 
schlössen. 

Mit  Unterbilanz  rechneten : 


M  is  z  e  11  e  n. 
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I    Bergbau-  und  Hiitteiigesellschaften 
11.  Bau-  und  Terrainspekulationsgesellsch.     . 

III.  Baumaterialgesellschaften 

IV.  J5rauereien  und   Urennereien        .      .      .      . 
V.   Chemische  Fabriken 

VI.   Eisenbahnbedarfs-  u,   jMaschinenbauges.    . 

VII    Gas-  und  Wassergesellschaften   .... 
VIII.   Glas-  und  Porzellangesellschaften   . 

IX.   Gummigesellschaften 

X.   Metallindustriegesellschaften 

XI.  Papier-,  Pappen-  und  Tapetenfabriken 
XII.   Transportges.   excl.  Lokomotiveisenbahnen 

XIII.  Tuchfabriken 

XIV.  Webereien,   Spinnereien  u.  Kattunfabriken 
XV.  Zuckerfabriken 

XVI.   Gemeinnützige  Anstalten 

XVII.  Diverse  Gesellschaften 


12 
12 

I 

4 

2 

9 


1882 


Summa        56  47     j     38 

Unter  den  254  Gesellschafteu,  die  in  der  Zusammenstellung  pro  1883 
herangezogen  sind,  zeigten  nur  38  (oder  15'*/o)  negative  Resultate,  im 
Jahre  1882  bei  247  Gesellschaften  im  ganzen  47  (oder  19"/,,),  im  Jahre 
1881    bei   243   Gesellschaften   56  (oder  23'7o)- 

Die  Zahl  der  Gesellschaften,  welche  Dividenden  von   ü — 3*^/^   ver- 
teilten, ist  geringer  als  in  den  Jahren  1881  und  1882,   während  die  besse- 
ren Dividenden   zwischen   5 — 15**|f^   und  darüber  hinaus  weit  häufiger  auf- 
treten, wie   die  folgende  Zusammenstellung   ergibt. 
Es  verteilten   eine   Dividende^)  von: 


Bezeichnung  der  Gruppen 


fD 

n> 

M 

OS 
1 

*- 

1 

05 

1 

if>- 

Cn 

c|o 

c^ 

cp 

I.  Bergwerks-  u.   Hiittengesellsch. 
II.   Bau-   u.   Terrainspekulationsges. 

III.  Baumaterialgesellsch 

IV.  Brauereien  und  Brennereien  . 

V.    Chemische  Fabriken      .... 
VI.   Eisenbahn-    und    Maschinenbau- 
gesellschaften         

VII.  Gas-  u.  Wassergesellschaften 
VIll.   Glas-  und  Porzellangesellsch. 

IX.   Gummigesi'llsch 

X.   Metallindustriegesellschaften 
XI.  Papier-,    Pappen-    und  Tapeten- 
fabriken        

XII.  Trau  Sportgesellschaften 

XIII.  Tuchfabriken        

XIV.  Webereien ,      Spinnereien       und 
Kuttunfabriken 

XV.    Zuckerfabriken 

XVI.   Gemeinnützige  Anstalten  . 
XVII.    Diverse   Gesellschaften 

Summa  in    1883 

„     1,882 

„     1881        

1)  Für  Stammaktien. 


22 

2 

13 

— 

2 

— 

5 
I 

z 

12 

- 

I 

I 

4 

— 

I 

_^. 

6 

— 

I 
I 

I 
5 

- 
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Die  höchste  DiviHi.ndc,  welche  sich  1H81  iirifl  \HH'2  auf  20'" „  stellte, 
betrügt  pro  IMSo,  uikI  zwur  h(;i  «1er  „Süden hu rj^er  Mascliiuenrabrik  und 
EiHengiüföoroi"   IiO'*|„. 

Am  deutlicliHteii  lassen  sich  die  Fortschritte  der  einzelnen  (jrupjien 
aus  den   Durc  hs  c  h  n  i  tts  d  i  v  i  d  en  d  e  n    erkennen. 

Dioselbf'n   betrugen    lilr 


i««i 

1882 

1883 

1.   IJeit^Ijau-   und   Ilüttenfjosellscluiften             ... 
11.    Hau-   und   Terniin.spekulatioii.sge.sell.schHften 

III.    l!uuniaterialt((!.s(;ll.schafton         

IV.   IJraucucien    und   IJrennereicn  .            

V.    Clir.Mii.sclii;    Kalirikcn 

VI.    Ki.scnl)ahnl)C<larls-   u.   Mascliincnbaugesellschaft 
VII.   Gas-   mid   W'Hs.scrf^csell.sflialten    .           .... 
VIII.   (ilas-   und   Porzellanf^csell.^cliaf'tcn    .... 

IX.    Guuiuiif^u.scll.sclialten .            . 

X.   Metallindu.striege.sellschaften 

XI.   Papier-,  Pappen-   und   Tapetcnfahrikcn 
XII.   Tian.sportgcsell.stdi.  excl.  Lokomotiveisenbalinen 

XIII.  Tuclifabriken 

XIV.  Webereien,  Spinnereien    und    Kattunlabrikon 
XV.   Zuckerfabriken 

XVI.  Gemeinnützige  Anstalten 

XVII.  Diverse  Gesellschaften 

8 

2,80 

0.71 

2,67 
3,72 
5.79 

3,95 
7,63 
1,33 

7,80 

3.25 
5-57 
3,52 
1,40 

4,35 
8,33 
0,58 

3,92 

u 
0 

3,76 

1,09 

3,64 
4.05 
8,48 

4,67 

7,65 
1,40 

9-55 
4, '5 
6,60 

3.48 
1,40 

6,33 
8,94 
1,00 

3,51 

8 

4,03 
1,62 

5,36 
4.75 
9-3' 
5-39 
7,93 
1,66 
9,08 
4,00 
7,70 
4.57 
2,30 
8,24 

8,47 
1,89 

4,69 

Industriegesellschafteu   überhaupt         .... 

3,44 

4.22 

5,01 

Nur  bei  den  Gummi-  und  Metallindustriegesellschafteu  sowie  bei  den 
Zuckerfabriken  ist  ein  geringer  liückgang  gegen  1882  eingetreten,  ohne 
jedoch  die  Dividende  bis  auf  das  Niveau  des  Jahres  1881  herabzudrücken. 
Alle  übrigen  Gruppen  stehen  1883  hesser  da  als  in  den  Vorjahren,  be- 
merkenswert ist  der  Fortschritt  besonders  bei  chemischen  und  Papier- 
fabriken,  wie  auch  bei  den  Webereien,  Spinnereien  und  Kattunfabrikeu. 
Hei  dieser  allgemeinen  Aufbesserung  der  finanziellen  Lage  ist  es  selbst- 
verständlich ,  dafs  die  Durchschuittsdividende  aller  angeführten  Ge.'^ell- 
schafteu  sich  1883  erheblich  höher  stellt  als  im  Vorjahre.  Sie  beträgt 
5,01"j„  und  erhebt  sich  um  (),79*^|„  ijber  den  Stand  von  1882  und  um 
1,57'*|„  über  den  von  1881;  das  in  den  Industriegesellschaften  augelegte 
Kapital  erreicht  somit  jetzt  im  allgemeinen  eine  den  landesüblichen  Zins- 
fufs  nicht  unerheblich  überschreitende  Verzinsung,  die  sich  namentlich 
von  den  oft  recht  wenig  befriedigenden  Resultaten  des  vorigen  Jahr- 
zehnts vorteilhaft  abhebt. 
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Übersicht   über    die   neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    Geschichte.     Encyklopädisches.     Lehrbücher.     Spezielle  theoretische 
Untersuchungen. 

Ernst  am  Ende,  Cb.  G. ,  Die  ökonomische  Gesellschaft  im  Königreiche  Sachsen 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  seit  120  Jahren.  Dresden,  G.  Schönfeld,  1884.  8. 
42   SS.     M.   U,80. 

Strassburger,  B. ,  Geschichte  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  bei  den  Israe- 
liten.    Lief.    1.     Stuttg.,  Levy  &  Müller  (kplt.  auf  9  Lieferungen  veranlagt),      k  M.  0,50. 

Thomas,  F.,  Kleine  Beiträge  zur  Geschichte  des  Volksschulwesens  in  Deutsch- 
Böhmen.     Böhm.-Leipa,  J.   Künstner,   1884.     8.     M.  0,60. 

Brunei,  L. ,  Les  philosophes  et  l'Academie  fran9aise  au  XVIlIe  siecle.  Paris, 
Hachette  &  Ce,    1884.     8.     XVI— 371   pag.     fr.   6.  — 

de  Laveleye,  E.,  Elements  d'e'conomie  politique.  Paris,  Hachette  &  C«' ,  1884.  12. 
IV— 303  pag      fr.   3.  — 

Rosieres,  R.,  Histoire  de  la  Societe  fran9aise  au  moyen  äge  (987 — 1483).  2  vols. 
3e  edition.     Paris,  Laisney,   1884.     8.     fr.    16.  — 

Encyclopaedia  Britannica.  9tli  edition.  Volume  XVII.  London,  Simpkin,  1884. 
4.      30|.   —     hf-bd.     361.  — 

Geddes,  P. ,  John  Ruskin,  Economist.  Edinburgh,  W.  Brown,  1884.  Roy.-8. 
44  pp      1|.  — 

Herkless,  W.  R.,  Scottish  Uni versity  Reform:  the  main  problem  and  its  Solution. 
With  appendix  on  University  Government.     Glasgow,  Morison,    1884.     8.     112  pp.      1/. — 

Hillocks,  J.  I.,  Hard  battles  for  Life  and  Usefuluess :  an  autobiographical  record ; 
also  a  leview  of  the  roots  and  remedies  of  London  Misery.  London,  Sonnenschein,  1884. 
8       364  pp.     7|6. 

Karoly,  Akin,  The  Dilemmas  of  Labour  and  Education.  London,  Sonnenschein, 
1884.     8.      90  pp.     3|6. 

Labor,  J.  J.,  Cyclopaedia  of  Political  Science,  Political  Economy,  and  of  the  Poli- 
tical  History  of  the  United  States  (by  the  best  American  and  European  writers).  Vol.  3 : 
Oath-Zollverein.     Chicago   1884.     8.     IV— 1139  pp.     42|.  — 

Milliouaires,  and  how  they  became  so :  showing  how  twenty-seven  of  the  Weal- 
thiest  Men  in  the  world  made  their  money.  Reprinted  from  Tit-Bits.  London,  Office  of 
Tit-Bits,    1884.      12.      110  pp.      |0,6. 

Rosnelt,  H,  M.,  The  Ricardian  Theory.     London,   Longmans,   1884.      8.     2J6. 

Scudder,  M.  L.  (jun.),  The  Labour- Value  Fallacy.    Chicago  1884.      12    92  pp.   2|6. 

Cerruti,  Fr.,  Storia  della  pedagogia  in  Italia  dalle  origini  a'tempi  uostri.  Torino, 
libr.   Salesiana,    1883.      16.     320  pp.     1.   2.    — 

Lampertico,  F.,  II  credito.  (Economia  dei  popoli  e  degli  stati  V.)  Milano,  fra- 
telli  Treves,   1884.     8.     1.    3,50. 

Marzorati,  E.,  Elementi  di  economia  ed  estimo  rurale  cadastro  e  stima  di  miniere. 
Volume  I.      2<la  edizione.     Milano,  U.   Hoepli,   1884.     8.     XXIII— 581    pp.      1.    20.   — 

Krzymuski,  Ed.,  Zasady  nauki  o  usilowaniu  przestepstw.  Warszawa  1884,  8. 
4 — III — 176  pp.     M.    6.     (Grundsätze  der  Lehre  vom  Verbrechen.) 

2.    Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Coutribution  ü  l'liistoire  de  Tülle.  II.  Jean  des  Horts.  Tulic,  inipr.  Craulfon, 
1884       16.     101   pag.     (Nur  in   50  Expl.   publiziert.) 

Gauthier,  J. ,  Le  travail  ancien  et  le  travail  moderne.  Paris,  Cliai.v ,  1884.  8. 
92  pag. 

Perigot,  C. ,  Histoire  du  commerce  fran(;ais.  2  vols.  (VUI  —  256  et  247  pag.) 
Par.,  Weill  &  Maurice,    1884.      16. 

de  Ronchaud,  L.,  La  tapisserie  dans  l'antiquitc ;  le  Peplos  d'Athenc;  la  dcco- 
ration  interieure  du  Parthenon,  restituee  d'aprös  un  passage  d'Euripide.  Paris,  Rouam, 
1884.     8.      164  pag.   av.  vign.     fr.    10.  — 

Senegal  et  Niger.     La  France    dans    l'Afrique    occidentale    (1879  —  83);    texte  et 
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iitlüs.      '2   vols.      \':iv.,    CliullHincI    iiine ,     1884.      8       4<jli   |)U){     et    iitlus.      (I'ublication  du 
AlinislJ;i°e.  de   lu  nnirinc   et  des  ccilonies.) 

Ouüiiisey,  A.  II.  l'h.  D.,  Tlie  World'»  OpportuiiiticB  au  liow  U>  use  lliein.  A 
view  of  t)ie  Indu.strial  Progress  of  our  coiiiitry.  New- York  1884.  Uoy.-8.  XX  — 600  pp. 
Uichly   illustratcd,  witli  cornprclKin.sive  tiiblo»  of  statisties.      '<J4 1- 

3.    Bovölkorungslehre  und  Bevölkerungspolitik 

liiickli,  Uiili.,  ])!(•  IScwc'i^'uiij,'  der  Ilcvölkeruni;  .In  Sln.lt  li.rlin  ,  18G9  bi.s  1878. 
Iin  Auftrauo  der  sliidlisflien  Deputiition  für  Statistik  lirs};.  H(!rlin,  L  .Siniion,  1H8-I  Uoy -4. 
4      90      XIX— 86  — 147  SS.   m.    2  >,'rai)li,   Darstelluntjen 

.l.insson,  C.  W.,  Ilolliindiselie  Kolonialpolitik  in  Ost-Indien.  Hi-rlin  ,  (J  Ilaliei, 
18.S4.     8.     (Deutsehe  Zeit-   und   Streitfragen   Heft  2U0.)     39   SS.     M,    1. 

Mordicr,  A.,  La  colunisation  scientifique  et  Ics  colonies  fran<;aisos.  Paris,  Ktiu- 
wald,    1884.     8.     XVI  — 5()G   pa«.      fr.   7,50. 

V  i  1 1  a  i  II ,  (i.,  La  qucstion  du  Congo  et  l'assoeiation  internationale  africainc.  Paris, 
Cliallamcl  aind,    1884.     8.      fr.    1.   — 

4.     Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft.     Fischereiwesen. 

All  1er,  II.,  Der  Z('ntralvicliniarkt  zu  St.  Marx.  K'iu  Wort  an  die  Regierung,  die 
Landwirte  und  die  Kommune  Wien.    Wien.  C.  Gerolds  Solin,  1884.   gr    8.    37  SS.      M.  0,80. 

Gaiigliofer,  A. ,  Das  forstliehe  Versueliswescn.  IJaiid  II,  Heft  2.  Augsburg, 
Seliniid'sehe  Verlagslidl.,   1884.     gr.  8.     M.   5.   — . 

J  all  r  buch,  statistisches,  des  k.  k.  Ackerbau-iMinisteriums  lür  1883.  III  Heft: 
Der  I$ergwerksbetrieb  Österreichs  im  Jahre  1883,  Liefer.  1  :  Die  Hergwerksproduktion. 
Wien.   k.  k.    Hof-  und   Staatsdruckerei,   1884.     8.      133  SS. 

Jahresbericht  des  Obersehlcsischen  Knappschaftsvereins  für  das  Jahr  1883. 
(Tarnowitz)   1884.      4.      52   SS.      Nicht  im   Handel. 

Jahresbericht  der  königl.  Tierarzneischule  zu  Hannover.  Hrsg.  von  dem  Lehrer- 
kollegium, redig.  von  Damman.  XVI.  Bericht  1883  84.  Hannover,  Schmorl  &  v.  See- 
fcld,    1884.     gr.  8.      M.   4.     - 

Jahresbericht  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
bezirk Dortmund  für  1883.  Essen,  Druck  von  G.  D.  Baedeker,  1884.  4.  50  SS.  Nicht 
im  Handel. 

Kalender  für  die  landwirtschaftlichen  Gewerbe:  Brennerei,  Presshefe-,  Essig-  und 
Stärkefabrikation  für  die  Kampagne  1884 — 85.  Jahrg.  III.  Hrsg.  von  den  Beamten  des 
Vereins  der  Spiritusfabrikanten  in  Deutschland.  2  Teile  (103  u.  217  bedr.  SS.).  Berlin, 
P.  Parey,    1884.      12.      M.   3.   — 

Neugebauer,  J. ,  Die  Wiener  Vieh-  und  Fleischmarktfrage.  Volkswirtschaftlich 
beleuchtet.     Wien,  C.   Gerold's  Sohn,   1884.     gr.   8.     20  SS.     M.   0,80. 

v.  Pfeil,  L.  (Graf),  Vier  Fragen,  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  betreffend  und 
Vorschläge  zur  Herstellung  unkündbarer  Flypotheken  auf  alle  künftigen  Zeiten.  JJreslau, 
J.  Max  &  CO  ,  1884.  gr.  4.  (Enthalten  in  „Deutsches  Adelsblatf,  II.  Jahrg.  1884. 
Nr.  15—19.)     M.   1.  — 

Russ,  K. ,  Das  Huhn  als  Nutzgeflügel  für  die  Haus-  und  Landwirtschaft.  Magde- 
burg. Creutz'sche  Bhdl.,   1884.     8.     M.   2.  — 

Burger,  A. ,  Le  pain  (question  alimentaire) ;  le  pain  bis  de  menage  et  le  pain 
blanc  de  boulanger.  Causes  de  l'abandon  progressif  du  premier  pour  le  second.  Meaux, 
impr.  Charriou,  1884.  8.  88  pag.  (Etrnit  du  Bulletin  de  la  Societe  d'agriculture  et 
comice  de  l'arrondissement  de  Meau.x,   1884  ) 

Mazaroz,  J.  P,  Enquete  parlementaire  des  44;  les  banques  syndicales  pour  favo- 
riser  le  relevemeut  de  Tagrlculture  et  de  rindustric  fran(,aises  par  le  credit  k  bon  marche ; 
2crae  memoire  adressc  ä  la  commissiou  d'eiiquete  parlementaire  composi'e  de  44  de- 
putes  etc.     Paris,  impr.  Masquin,   1884.     8.     48  pag. 

Nanot,  J. ,  Culture  du  pommier  k  cidre,  fabrication  du  cidre  et  modes  divers 
d'utilisation  des  pommes  et  des  marcs.  Paris,  impr.  Cliai.x ,  1884.  12.  XU — 311  pag. 
av.   50  tig. 

Statistique  de  la  production  de  la  soie  en  France  et  h  l'etrail^er.  (13e  annee.) 
Rccolte  de  1883.     Lyon,   impr.   Pitrat  aine,   1884.     8      29  pag.   et  tableaux. 

T  a  b  1  e  a  u  X  des  recoltes  de  la  France  en  1883.  Documeuts  statistiques  divers. 
Par.,  impr.  nationale,   1884.     8.      129  pag.     (Publication  du  Ministere  de  l'agriculture.) 
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Mac  Swiuuy,  R.  F.,  The  Law  of  Mines,  Quarries ,  and  Minerals.  London, 
W.  Maxwell,   1884.     Koy.-8.     35|.  — 

Co  ne  stabile,  F.,  La  cultura  miglioratrice  secondo  i  principii  di  E.  Lecouteux,  e 
1 'agricoltura  nell'  Umbria.     Perugia,  ti|).  Boncompagni,    1884.     16.     229  pag.     1.   3.  — 

5.     Gewerbe  und  Industrie. 

Kloster  mann,  R.,  Der  Schutz  der  Erfindungen.  Vortrag.  Berlin,  Polytechn. 
Bhdl.,    1884.     gr.   8.     M.  0,75. 

Wartmann,  H. ,  Industrie  und  Handel  des  Kautons  St.  Gallen  1867  —  1880. 
Herausgegeben  vom  kaufm.  Direktorium  in  St.  Gallen.  L  (enthaltend:  Allgemeine  Lage, 
Zolltarife  u.  Handelsverträge,  Fabrikgesetz.)  St.  Gallen,  Huber  &  C«,  1884.  4.  84  SS. 
M.   2.  — 

Viard,  E.,  Traite  general  des  vins  et  de  leurs  falsifications ,  d'apres  le  memoire 
couronne  etc.  Etüde  complete  des  vins  au  point  de  vue  cbimique,  des  procedes  limites 
de  traitement  des  vins  et  des  falsifications,  methodes  de  recherches  et  d'analyses  precises 
et  douteuses,  description  te  tous  les  appareils  employes.  Nantes,  impr.  Bloch,  1884.  8. 
50o  pag.  av.  tableaux  et  fig.     fr.   10.  — 

Ei  SS  1er,  M. ,  The  modern  high  Explosives,  Nytro-GIycerine  and  Dynamite  :  their 
manufacture,  etc.     New-York   1884.      8.     XI— 395  pp.,  illustrated.      20|.     - 

Reports  on  Boiler  Explosions  in  1882—3,  with  plans.  London  1884.  Folio.  (Blue 
book.)     20|9. 

Sa  um  er,  Cl.  ,  Treatise  on  modern  Horology  in  theory  and  practice.  Translated 
from  the  French  by  J.  Tripplin  and  E.  Rigg.  London,  Tripplin,  1884.  Roy.-8.  850  pp. 
42|.  — 

The  Watchmaker's  Handbook ,  intended  as  a  Workshop  Campanion  for  those  who 
are  engaged  in  watchmaking  and  the  allied  mechanical  arts.  English  edition  by  J.  Tripplin 
and  E.  Rigg.      London,  Tripplin,    1884.     8.     490  pp.     12j6. 

MajimoBt,  n.  ,  CnpaBOHHaa  Kmiia  a.ia  UHacemepoBt ,  McxamiKOB'L ,  tcxhhkobi. 
H  CMOTpHTeüeii.  BbinyCKX  1.  u.  2.  (Maltzow,  P.,  Ratgeber  für  Ingenieure,  Mechaniker, 
Techniker  und  Aufseher.     Band   1    u.   2.)     Moskau  1884.     8.     M.   16.   — . 

6.     Handel  und  Verkehr. 

Foerster,  W. ,  Ortszeit  und  Weltzeit.  Ein  Beitrag  zur  Orientierung  und  Ver- 
ständigung.    Berlin,  W.  Moeser   1884      gr.  8.     M.    1.   — 

Handelsverkehr  Schwedens,  der,  mit  dem  Auslande  während  des  halben  Jahr- 
hunderts 1829-1879,  von  ül.  Stockholm,  F.  &  G.  Beijer,  1883.  8.  Mit  XIV  graphi- 
schen Tafeln  in  Folio.     M.   5.  — 

Jahresberichte  der  grofsherzoglich  hessischen  Handelskammer  zu  Darmstadt. 
XVn.  Jahresbericht  für   1883.      Darnist.,  Fr.   Herbert,   1884.     gr.  8.     111    SS. 

Roll,  V.,  Österreichische  Eisenbahngesetze.  Sammlung  der  auf  das  LiM'nbahnwesen 
Bezug  habenden  Gesetze,  Verordnungen  und  Judikate.  Unter  Mitwirkung  von  J.  Messer- 
khnger  herausgegeben.  Heft  1.  Wien,  Manz ,  1884.  Roy.-8.  160  SS.  (auf  12  Hefte 
veranlagt.)     ä  M.   2.  — 

Russ,  V.,  Eine  Schiffahrtsstrafse  Donau-Moldau-Elbe.  Wien,  C.  Konegen,  1884.  4. 
139  SS.     M.   2.  — 

Thilo,  E. ,  Die  öfi'entlichen  Lagerhäuser  mit  Warrant-Ausgabe  und  die  Elevatoren 
in  ihrer  Bedeutung  für  Rufsland  und  namentlich  Riga.  Leipzig,  F.  W.  Grunow .  1884. 
lnip.-8.  256  SS.  m.  Plänen  u.  Steintafeln.  (A.  u.  d.  T. :  Die  modernen  Mittel  fiir  die 
Hebung  des  inneren  Verkehrs  zur  Erschliefsung  der  Hilfsquellen  Rufslands.  Teil  I.). 
M.  7.   — 

Kelly 's  Directory  of  the  Grocery  and  Oil  and  Colour  Trades ,  with  which  are  in- 
cluded  the  Tobacco  and  Provision  Trades  and  Wholesale  Confectioners  of  England,  Scot- 
land,  and  Wales.     S'd  ediiion.     London,  Kelly,   1884.     Roy. -8.     30/.  — 

— ,  Directory  of  the  Wine  and  Spirit  Trades,  with  which  are  included  Brewers  and  Malt- 
sters,  and  other  trades  connected  thercwith  of  England,  Scotland,  and  Wales,  and  also  the 
principal  Winc  Merchants,  etc.,  on  the  Continent.     London,  Kelly,   1884.    Roy. -8.    25|. — 

Ring  wo  od,  R. ,  The  principles  of  Bankruptcy.  S""«!  edition.  London,  Stevens 
&  Haynes,   1884.     8.      10|6. 

S  t  a  i  n  e  s  ,  C.  R.  ,  A  vindication  of  England's  Policy  with  regard  to  the  Opium 
Trade.     London,  W.  H.  Allen,  1884,     8.     134  pp. 
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T  r  11(1  (•  of  tlic  I'iiilcil  Kiii(<<liiin  witli  foriMgii  (-(juiitries  and  liritibh  )>osbeS!>iuiis. 
Amiual  stHteiiioiil  U>y  the  yefir  1883.  (Jfjinpilod  in  tli«  Cusloni  House  London,  priiited 
by  Eyi«  and   Spottiswoode,    1884.      Fol.      Vill  — .'JliJ   pp.     (l'api:r  by  tommand.)     3|6. 

7.     Finanzwesen. 

Ktats  der  i)i'oviii/.iHl.>iriiiidi.s(  liiui  Verwultiiuix  <li-r  Rlii-iiiprovinz  für  da.s  Ktat>ja)ir  vom 
1  April  1884  bi.-*  31.  März  188.").  Uü.-..seldorl,  Ilolbuclidr  von  L.  Vofs  &  C',  1884.  4. 
337   SS.     (Nicht  im   Ihmd.;!.) 

Impöt,  (!')  .sur  In  bcittcravc  en  AlU-tria^ine.  Pur,  imjjr  Cli.'itncrot,  1884.  j^r.  i(i-8. 
48   pHi,'.   et  4   tablouu.x. 

Perrif|uet,  F^.,  Les  contrats  de  l'Etnt,  traite  eomprcnant  notumment  le.s  regle»  en 
matifcro  de  vontes,  domaniales,  veiites  des  coupes  dos  bois  rie  l'Ktat,  tourniture.>>  et  marches, 
coneessions  de  iiiincs,  concessions  sur  les  cours  d'eau  etc.  etc.  Par. ,  Marchai,  liillard  &.  C  •', 
1884.      8.     XII  — 692   pa«.      fr.   9.  — 

Adam»,  II.  C,  Taxation  in  the  United  States,  1789—1816.  Haltimore  1884.  8. 
79  pp.      2i6. 

Landlords  and  the  National  Income :  a  chart,  showinj;  the  proportion  borne  by 
the  Kental  of  the  Landlords  to  the  Gross  lucome  of  the  People.  London,  \V.  H  Allen, 
1884.     8.     bds.     1|.  — 

8      Geld-,  Bank-   und  Kreditwesen.     Versicherungswesen. 

Höinghaus,  K. ,  Unrallversiclierungsgcsetz  für  das  Deutsclie  Keich ,  vom  6  Juli 
1884.  Mit  der  amtlichen  Hci^ründunK  der  Reichsrcgicrung,  den  Erklärun;<en  der  ßuudcs- 
kommissare  und  den  \vicditigsten  Verliandlungen  des  Reichstages.  Berlin,  0.  Ilempel, 
1884.      8.      148   SS.     M.    1,50. 

Kfiroly,  Akin,  Das  Geld  der  Zukunft.  (Zeitbewegende  Fragen.  XII.)  Leipzig, 
G,   Wolf,   1884.     8.     54  SS.     M.   1.  — 

Thilo,  E. ,  Zur  Geschichte  und  zur  Reform  der  Seeversicherung.  Leipzig,  F.  W. 
Gruuow,   1884.      8.     28  SS.     M.   0.40. 

V  e  r  w  a  1 1 II  n  g  sb  c  r  i  c  h  t  der  Reichsbank  für  das  Jahr  1883.  Vorgelegt  in  der  Ge- 
neralversammlung am  19.  März  1884.   Berlin,  gedr.  in  der  Rcichsdruckerei,   1884.   4.   68  SS. 

v.  W  o  e  d  t  k  e  ,  E. ,  Uiifallvcrsiclierungsgesetz  ,  vom  6.  Juli  1884.  Herausgegeben 
mit  Einleitung  und  Erläuterungen.  Berlin,  G.  Reimer,  1884.  gr.  8.  XXVIII— 347  SS. 
M.   7.   — 

B  ad  o  n  -  P  as  c  a  1 ,  E. ,  Repertoire  des  assurances  contre  l'incendie  ,  sur  la  vie  ,  les 
accidents,  la  grcle ,  etc.  (1873 — 1883.)  Paris,  au  ,, Journal  des  assurances"  1884.  8. 
XI— 312  pag.     fr.    10.  — 

Bourse,  la,  et  le  palais.  Proces  de  finance  et  questions  de  droit  pratique.  Paris, 
impr.   Schiller,   1884.      8.      183  pag. 

Brun,  G.,  De  la  liberation  des  actions  des  societes  et  des  recours  quelle  pout  en- 
gendrer.     Par.,  Larose  &  Forcel,    1884.     8.     fr.   3.  — 

Pithon  ,  J,  De  l'assurance-inondation.   Le  Mans,  impr.  Mannoyer,  1884.   12.   35  pag. 

Vainberg,  S.,   Questions  de  bourse.     Par.,   A.  Marescq  ainc,   1884.     12.     fr.  1,50. 

Hur  r  eil,  H.  and  C.  G.  Hyde,  The  law  of  directors  and  officers  of  Joint  Stock 
Companies:  their  powers,  duties  and  liabilities.      London,   Low,    1884.     8.      154  pp.     3|6. 

K  n  o  X ,  J.  J.,  United  States  Notes.  A  History  of  the  various  issues  of  Paper  Mouey 
by  the  Government  of  the  United  States.  New -York.  1884.  8.  XII — 247  pp.  lUu- 
strated      12|6. 

9.     Soziale  Frage. 

Alkoholfrage,  zur.  Vergleichende  Darstellungen  der  Gesetze  und  Erfahrungen 
einiger  ausländischen  Staaten.  Zusammengestellt  vom  eidgen.  stallst.  Bureau.  Bern,  Dalp, 
1884.  8.  635  SS.  M.  5,50  (Quellenwerk  zur  Darlegung  der  demoralisierenden  Wir- 
kungen desiinmäfsigei)   Alkoholkonsums  in  Folge   der  mafslosen  Schankrecbtsverleihungen.) 

Hatschek,  Über  Fahriksorduungen  und  Fabriksuiiterstützungskassen  nach  der  öster- 
reichischen Gcviferbeordnung.      Keiclienberg,   F.  Jannasch,   1884.     gr.   8.     M.  0,60. 

Hirsch,  M.,  Arbeits>tatistik  der  deutselien  Gewerkvereine  (Hirscli-Duncker)  für  das 
Winterhalbjahr  1883  —  84.  Berlin,  Selbstverlag  des  Verbandes  der  deutschen  Gewerk- 
vereiue,    1884.      F'olio.      18   SS.      (Nicht  im  Handel) 

Jäger,  E.,  Das  Genossenschaftswesen  und  die  Reform  des  Genossenschaftsgesetzes. 
Eine  Studie.     Berlin,  Verlag  der  Germania,  1884.     8.     M.  1.  — 
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Kawelin,  K.  D.,  Die  Bauernemanzipation  und  Herr  von  Samson-Himmelstjerna. 
Aus  dem  Russischen  von  Erwin  Bauer.  Reval ,  Lindfor's  Erben,  1883.  8.  67  SS. 
M.   2.  — 

Locher,  Fr.,  Der  Staatssozialismus  und  seine  Konsequenzen.  2.  Auflage.  Zürii'h, 
Th.  Schröter,    1884.     8.      6   Teile.     (Titelausgabe).     M.  4.   — 

Maroni,  P.,  Die  gesetzliche  Prostitution  in  ihren  Beziehungen  zu  den  Geboten  des 
Christentums  und  zum  positiven  Recht.  Eine  zeitgemäfse  Studie.  Hildesheim,  Fr.  Borg- 
meyer,  1884.      8.     40  SS.     M.   0,50. 

V.  Pacher,  G.,  Zur  Reform  der  Fabriksgesetzgebung  in  Österreich.  Wien,  F.  O. 
Sintenis,    1884.     gr.  8.      72   SS.     M.   1,20. 

Uhlhorn,  G.,  Die  christliche  Liebesthätigkeit  im  Mittelalter.  Stuttgart,  D.  Gun- 
dert,  1884.  8.  (Auch  u  d.  T. :  Die  christliche  Liebesthätigkeit,  Band  II).  8  —  531 
SS.     M.   7.   — 

Wohlfahrtseinrichtungen  der  Friedr.  Krupp'schen  Gufsstahlfabrik  zu  Essen 
zum  Besten  ihrer  Arbeiter  und  Beamten,  1883.  Essen.  8.  152  SS.  M.  1  Photogr. 
der  Krupp'schen  Gufsstahlfabrik  u.  diverser  Anlagen.     Nicht  im  Handel. 

Zuch  t  h  aus  arbei  t ,  die,  oder  Durchlaucht,  wie  denken  Sie  über  das  Recht  auf 
Arbeit  in  den  Strafanstalten  ?  Ernste  Studien  aus  meiner  Gefangenschaft  im  Staatsge- 
fängnisse zu  Plötzensee,  von  X.  Y.     Berlin,  J.  Fiedler,   1884.     gr.   8.      16   S8.     M.  0,20. 

Bogisic,  V.,  De  Ja  forme  dite  ,,inokosna"  (einer  Art  patriarchalischen,  nur  Glie- 
der einer  einzelnen  P'amilie  umfassenden  ländlichen  Genossenschaftswesens  mit  dem  Haus- 
vater als  Administrator)  de  la  famille  rurale  chez  les  Serbes  et  les  Croates.  Paris,  E. 
Thorin,   1884.     8.     49  pag.     fr.   1.   — 

Bollaert,  F.,  Les  institutions  ouvrieres  aux  charbonnages  de  Mariemont  et  de  Bas- 
coup.    Lille,  impr.  Danel,  1884.     8      30  pag. 

Cetty,  H.,  La  famille  ouvriere  en  Alsace.  Rixheim ,  impr.  A.  Sutter ,  1883.  8. 
267  pag.  fr.  3.   — 

Fremont,  R. ,  Traite  pratique  du  divorce  et  de  la  Separation  de  corps.  Par.,  A. 
Marescq  aine,    1884.   8.    fr.  8.  — 

Gontard,  P.,  De  l'effet  des  Conventions  matrimoniales  sur  les  droits  des  creanciers 
anteriuurs  au  mariage.     Par.,   L.   Larose  &  Forcel,   1884.     8.      fr.  5.  — 

L  e  r  o  y  -  B  e  au  1  ie  u,  P.,  Le  collectivisme  ,  examen  critique  du  nouveau  socialisme. 
Paris,   Guillaumin  &   C« ,    1884.     8      fr.   8.  — 

Acland,  A.  H.  D.  and  B.  Jones,  Working-Men  Cooperators:  what  they  have  done 
and  what  they  are  doing.  An  account  of  the  Artisans'  Co-operative  Movement  in  Great 
Britaiu ,    with  information    how    to   promote  it.      London,    Cassell ,    1884.      12.      130    pp. 

C  o  n  V  i  c  t  Labour  and  harbours  of  refuge  on  East  Coast  of  Scotland.  Report.  Lon- 
don  1884.     Folio.      With  plans  (Parliam.   paper.)     6|9. 

Gustafson,  A.,  The  foundation  of  death  :  a  study  of  the  Drink  Question.  Lon- 
don,  Paul,   Trench  &  Co,   1884.     8.      600  pp.      5|.  — 

Hill,  Ch.,  Continental  Sunday  Labour:  a  warning  to  the  English  Nation.  2"'*  edi- 
tion.     London,  Partridge,    1884.     8.      94  pp.     1|.  — 

Borelli,  G.  B.,  Infanticidio  e  matrimonio.  Roma,  tipogr.  eredi  Botta ,  1884.  8. 
62  pp. 

Colajanui,  N.,  Socialismo  e  sociologia  criminale.  I.  Catania  ,  F.  Tropea,  1884. 
16.     1.  5.  —  , 

De  Vero,  V.,  E  canaglia  il  proletario  V  Critica  della  scienza  e  della  vita.  Napoli, 
tip.  deir  Accademia  delle  seienze,   1884.     8.      142   pp.     1.   2,50. 

Marcoartu,  A..   El  internacionalismo  Madrid,  Rivadeneyra  sucesores,   1884.   4.   r.  8. 

10.     Gesetzgebung. 

Ergebnisse  des  Konkursverfahrens,  die,  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  im  Jahre  1882.  (lieft  2  der  Statistik  der  liochtspHcge ,  bearbeitet 
im  k.  k.  Justizministerium).  Wien  1884.  Roy.-4.  (Österr.  Statistik  ,  lusg.  von  der  k. 
k.   Statist.   Zentralkommission,   Band  VI,   Heft  2.)      XV— 79  SS.      M.   2,80. 

G  ei  gel,  F.,  Das  fraii/.ösisciie  und  reichsländisclie  Staatskirclienrccht  ((.•hristliihe 
Kirchen  und  Israeliten)  systematisch  bearbeitet  und  verglichen  mit  den  neuesten  Gesetzen 
und  der  Rechtsprechung  der  deutschen  Staaten.  Strafsburg,  K.  J.  Trübner,  1884.  8. 
XX— 504  SS.     M.  8.  — 
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(jcset/.e,  die,  zur  Abwehr  uikI  'l'il(,'iiiiK  aii.steekeii<i<r  Tiurltraiiklieiteii  für  Öster- 
reieli-Uiii^firii ,  JJo.Miieii  und  die  IlerzeuowiiiH  suiiit  den  einsc}ila(<iKeii  Verurdiiun«eu  und 
SluMtsverlrJijjen  und  der  lliiiweiMini,'  auf  die  Keelilsprecliunj,'  de»  k.  k.  oherstcn  (ierichu- 
niid  KassHlionHliofes.  2.  Aud  Wien.  Münz,  1884.  kl.  8.  XI  — ."JOS  SS.  (A.  u.  d.  T.  : 
Muiiz'.mIic  TaselienaiLSKube   der  ö-sterreieli.   (iesetze,   Hund   XX.)      .M    3,60. 

(ie.s{!tze  und  Vor.M'iiriften  über  die  Uranntweinlicstcuerun«.  Nach  dem  neuesten 
Stande,  Juli  1884.  (A.  u.  d.  Titel:  Gesetze  und  Verordnunj^en  ,  österreichische ,  Hand- 
aUHgaite   lieft  83  )     Wien,   k    k.   Hof-   und   Staat.sdruckerei,    1884.      8.      M.   3,20. 

Maerckcr,  Die  NaclilaCsliehandluiiK,  da.s  PIrhrecht  und  die  V'ormund.schaftsordnang, 
nebst  den  auf  diese  Materien  bizii(,'lielien  (gesetzlichen  HestiininunKcn  für  das  preufhi.sche 
ltechts>,'el)iet.  10.  Aufl.  Herlin  ,  K.  v.  Decker's  Verla»,',  1884.  (,'r.  8.  (Jrig.-Sarbbd. 
XVI  — 317   SS.     M.   .0.  — 

V  Marck,  Die  Staatsaiiwaltscliaft  bei  den  Land-  und  Aint.sj^eriehten  in  Preufsen. 
Kine  fortlaufende  Darstellung,'  der  gesamten  ThiitiKkeit  der  Staatsanwaltschaft  nach  licichs- 
und  Landesrecht,  mit  allen  einschlägi>,'en  HcstiuiuiunKcn  im  Wortlaut  und  mit  \'erfüt;un(.;s- 
entwiiilVn;  al.s  Lehrbuch  für  die  Keferendaricn  ,  al.s  Ilandliuch  für  die  Amtsanwiilte  und 
als  Nach.schla(,'ebuch  für  die  Staatsanwälte  bearbeitet.  Herliii  ,  K  v.  Decker's  Verlai^, 
1884.      Koy.-8.      IV— 630  SS. 

Pyl,  Th.,  Heiträfje  zur  I'ommerschen  KccJitsgeschichte.  lieft  1.  Greifswald  1884. 
nr.  8.     30  SS.     M.  0,80. 

It  e  i  c  h  s  g  e  s  e  tz  ,  das,  über  den  Feingehalt  der  (iold  -  und  Silberwaren  vom  16- 
Juli  1884.  Mit  Erläuterungen  nach  den  Materialien  der  Gesetzgebung.  Schwab.  Gmünd, 
G.   Schmid'sche  Hhdl.,    1884.      8.     M.   0,60. 

S  te  f  f  e  n  h  age  n  ,  E. ,  Die  ^Entwicklung  der  Landrechtsglosse  des  Sachsenspiegels. 
IV.      Die   Tzerstedische   Glosse.      Wien,  C.   Gerold's  Sohn,    1884.      gr.   8.      M.  0,60. 

Galtier,  V.,  Traite  de  jurisprudence  commeiciale  et  de  medecine  legale  veteri- 
naires,  suivi  d'un  aper(;u  sur  les  devoirs  et  les  droits  des  veterinaires.  Par.,  Assclin  &  C«, 
1884.     8.     691   pag 

Goiraiid,  L.,  Traite  pratiquc  du  divorce.  Commentaire  de  la  loi  du  27  juillet 
1884  au  point  de  vue  de  ses  applications  pratiques  etc.     Paris,  Cotillon,   1884.    12.   fr.  4,50. 

Moreau,  F.,  Effets  internationau.x  des  jugonients  en  matierc  civile.  Tours,  impr. 
Kouille-Ladeveze,   1884.     8.     XII— 272  pag. 

Bernardi,  C.  A.  ,  Della  querela  civile  di  falso :  studio  teorico-pratico.  Torino, 
Unione  tip.-editr.,    1884.      8      264  pp.     1.  4.   — 

Crisafulli,  S.,  11  giudizio  pönale  dell' Italia  :  critiche  ed  emendamenti.  Palermo, 
L.    Pedone  Lauriel,  1884.     8.     326— IX  pp.     1.   6.   — 

3lelgares,  J.,  Procedimiento  criminal.     ^Madrid,   L    P.  Villaverde,    1884.    8.    r.  16. 

11.     Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Archiv  für  Verwaltungsrecht,  gesammelt  u.  hrsg.  von  H.  Stolp.  Hand  X,  1.  Halb- 
jahrgang.     Berlin,  Exped.   der  deutschen   Gemeinde-Zeitung,   1884.      gr.   8.     M.  4.     - 

Bachern,  J.,  Preufsen  und  die  katholische  Kirche  Köln,  J.  B.  Bachern,  1884. 
8       104  SS.     M.    1,50. 

Bericht  des  Rheinischen  Provinzialverwaltungsrats  über  die  Ergebnisse  der  pro- 
vinzialständischen  Verwaltung.  Jahrg.  1882.  Düsseldorf,  Hofbuchdr.  von  Vofs  &  C «, 
1884.     4.      147   SS.     (Nicht  im  Handel.) 

B  r  ü  n  i  D  g  ,  H.,  Die  preufsische  Verwaltungsgesetzgebung  für  die  Provinz  Hannover 
nebst  den  Hannoverschen  Gemeindeverfassungsgesetzen.  Mit  Erläuterungen.  Hannover, 
C.   Meyer,   1884.     8.     XV— 508  SS.     Orig.-Lwdbd.     M.    7.  — 

Dreger,  A.,  Die  Zivilversorgung  der  Militäranwärter  im  Reichs-  und  Staatsdienste. 
Lpz.,  C.  A.  Koch's  Verlag,   1884.     8.     IV— 104  SS.     M.    1,80. 

Gaspar,  F.,  Der  Vernunftstaat  nach  seinen  Rechten  und  Pflichten.  Luxemburg, 
L.   Schamburger,   1883.     8.     4— 226— III  SS.     M.   3.  — 

Hub  er,  A.,  Geschichte  der  österreichischen  Verwaltungsorganisation  bis  zum  Aus- 
gange des  XVIII.  Jahrhunderts.  Rede.  Innsbruck,  Wagner'sche  Universitätsbhdl  ,  1884. 
8.     40  SS.     M.  0,60. 

Russ,  V.,  Der  Sprachenstreit  in  Österreich.  Wien,  C.  Konegen,  1884.  8  91  SS. 
M.  2,40. 

Soltau,  W.,  Die  Gültigkeit  der  Plebiscite.  Berlin,  Calvary&C".  1884.  8. 
VU— 173  SS.     M.  7.  — 
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Verhandlungen  des  im  Jahre  1883  versammelt  gewesenen  XXIX.  Rheinischen 
Provinziallandtags.  Düsseldorf,  Hofbuchdr.  von  L.  Vofs  &  C»,  1884.  4.  545  SS, 
(Nicht  im  Handel.) 

Boeuf,  F.,  Resume  sur  Torganisation  municipale,  contenant :  1"  un  commentaire 
de  la  loi  du  5  avril  1884,  2"  deux  tableaux  synoptiques ,  S«  le  texte  de  la  loi.  Par., 
Dauvin  freres,   1884.      12.     XXXII— 108  pag.      fr.   2.  — 

de  C  1  e  r  c  q  ,  Recueil  des  traites  de  la  France  public  sous  les  auspices  du  Ministere 
des  affaires  etrangeres.  Tome  IVe ,  Ire  partie.  (1883—84.)  Par.,  A.  Durand  &  Pedone- 
Lauriel,    1884.     8.     fr.   12.  — 

Reynaert,  A. ,  Histoire  de  la  discipline  parlementaire.  Regles  et  usages  des  as- 
semblees  politiques  des  deux  mondes  ,  l'enquete  du  foreign  office  sur  la  cloture ,  le  ser- 
ment,  les  modes  de  votation ,  etc.  etc.  2  vols.  Par.,  A  Durand  &  Pedone  -  Lauriel, 
1884.      8.     fr.    18.   — 

Affairs  on  Gold  Coast.    Correspondence.    London  1884.    Folio.    (Parliam.  paper.)     2|2. 

Lockwood,  H.  C. ,  The  Abolition  of  the  Presidency.  New -York  1884.  8. 
331  pp.     7|6. 

Verslag  van  den  toestand  der  gemeente  Rotterdam,  over  het  jaar  1883.  Rotterd., 
P.   van  Waesberge  &  zoon,   1884.     8.      2.55  bl.   en  bijlagen  c.   300  bl. 

Moszyriski,  J.,  Polityka  austrjacko-polska  w  obec  mysli  politycznej  Alexandra 
Wielopolskiego  2  tomy.  Krakow  1884.  8.  307  u  331  pp.  (Die  östereichisch-polnische 
Politik  angesichts  des  Programms  Alex.    VVielopolski's.) 

Fiore,  P.,  Tratado  de  derecho  internacional  pi'iblico.  Madrid,  Gongora,  1884.  8. 
r.   36. 

12.     Statistik. 
Deutschland. 

Graetzer,  J. ,  Daniel  Gobi  und  Christian  Kundmann.  Zur  Geschichte  der  Medi- 
zinalstatistik. Breslau,  S.  Schottländer,  1884.  Roy. -8.  XVII — 156  S.  m.  graph.  Darst. 
M.   3,50. 

Jahrbuch,  statistisches,  für  das  Grofsherzogtum  Baden.  XV.  Jahrg.  1882.  Ab- 
teilung  1   u.   2.     Karlsruhe,  Macklot'sche  Druckerei,   1884.     gr.  8.      132  SS. 

Jahrbuch  für  bremische  Statistik.  Herausgegeben  vom  Bureau  für  bremische 
Statistik.  Jahrg.  1883,  Heft  2:  Zur  allgem.  Statistik  des  Jahres  1883.  Bremen,  G.  A. 
V.  Halem,   1884.     gr.   8.     X— 262   SS. 

Mitteilungen  aus  dem  statistischen  Bureau  des  herzogl.  Staatsministeriums  zu 
Gotha  über  Landes-  und  Volkskunde  der  Herzogtümer  Koburg  und  Gotha.  Jahrg.  1884. 
Teil  I.     Erfurt,   Ohlenroth'sche  Hofdruckerei,   1884.     Folio.      158  SS.     Nicht  im  Handel. 

Ortschaftsverzeichnis  von  Elsafs-Lothringen.  Aufgestellt  auf  Grund  der  Er- 
gebnisse der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880.  Herausgegeben  vom  statist.  Bureau 
des  kaiserlichen  Ministeriums  für  Elsafs-Lothringen.  Strafsburg,  C.  F.  Schmidt,  1884. 
gr.   Lex.-8.     XII— 145— 39   SS. 

Statistik  des  Deutschen  Reichs,  hrsg.  vom  kaiserl.  statistischen  Amt.  Neue  Folge 
Band  IV,  1.  2.  u.  3.  Drittel:  Berufsstatistik  der  Staaten  und  gröfseren  Verwaltungsbe- 
zirke nach  der  allgemeinen  Berufszählung  vom  5.  Juni  1882.  3  Teile.  Berlin  (Putt- 
kammer &  Mühlbrecht)   1884.     Roy.-4.     Zusammen  über   1849  SS. 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge,  Band  VIII,  Teil  2.  Kriminalstatistik 
für  das  Jahr  1882,  bearbeitet  im  Reichs-Justizamt  und  im  kaiserl.  statist.  Amt.  Teil  II: 
Die  im  Jahr  1882  rechtskräftig  erledigten  Strafsachen  wegen  Verbrechen  und  Vergehen 
gegen  Reichsgesetze  nach  dem  Ort  der  That,  der  Zeit  der  That ,  sowie  nach  Heimat, 
Wohnort  und  persönlichen  Verhältnissen  des  Abgeurteilten  ;  nebst  Erläuterungen  zu  den 
Übersichten.     Berlin   1884.     Roy. -4.     4— 90— XIX— 86 — 147   SS. 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge,  Band  IX:  Teil  I  des  Warenverkehrs 
des  deutsehen  Zollgebiets  mit  dem  Auslande  im  Jalire  1883.  a.  u  d.  Titel:  Der  auswärtige 
Warenverkehr  das  deutschen  Zollgebiets  im  Jahre  1883,  geordnet  nach  den  einzelnen 
Warengattungen,  sowie  der  Veredlungsverkehr.  Berlin,  Puttkammer  &  Iklühlbrecht,  1884. 
Roy.-4.      260—60—61—58—90  SS.     M.  12.   — 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge,  Band  XI,  Abteil.  1:  Statistik  der 
Seeschiffahrt,  1.  Abteilung.  Enthaltend:  die  Schiffsunfälle  an  der  deutschen  Küste  im 
Jahre  1883,  den  Nachweis  der  im  Jahre  1883  als  verunglückt  angezeigten  deutschen  See- 
schiffe ,    sowie  den  Bestand    der  deutscheu  Kauffahrteischiffe  am  1.  Januar  1884  uud  die 
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Hesl!iii(li'svcr;liul<'iiiii^cii     vnin    1     .Jinjuar    1  bÖ.'i    bi.s    1.  JiiiiUHi     18b4.      IJcrliii  ,     I'uttkatiiiner 
&   Miilill.Kulil,    18H4.      Roy. -4.      172  SS. 

Italien. 
S  t  ii  t  i  »  t  i  (;  ii    (l('ll'    i.striizioiic    (^Ittnciifare    per    l'uniiü  hcolastico    1881  —  8<ä.      Uuma, 
tipoj,'r.    dülla  Ciiintüa    dci   d(()utati  ,     1884.      Itoy.    iii-8.      XLIII-  213   jjp.     (I'uljbliiuzioue 
dcl  Miiiihtcro  di   at^ricoltura,   industria  e  cunimcrcio,    dire/.iunu  (^eiieralc  della   htatihtica.) 

II»  I  I  aiid. 
U  (';  s  u  III  ('•    stati.stiiiue    jiour    le  loyauiiie    des   Pays-IJas    1850  -83.      FiiMicatn.ii   rle   la 
Societö    de    .stati>ti(iue    des    Pays  -  Bas    No.   2.      La  Ilaye ,    imjjr.  de   II     L.    Smits,    1884. 
gr.   iii-8.      LXVIIl     202  pag. 

S  e  li  w  e  i  z. 
Schweizerische  Statistik    Hand   MX.     (A.   u.   d.  T. :    Eid(;eiiössische  Volks- 
zählung   vom    1.  Dezember   1880,    Hand   III:    die    Bevölkerung    nach    den    Berufsarten.) 
Züriiii,   Orell,   Fiifsli   &  C ,    1884.     4.     M.   5.    — 

A  m  c  r  i  k  a. 
Anuual   report,   XVth,  of  the  Bureau  of  Statistics  of  Lalmr,   July    1884.     Hoston, 
Wright  &  Potter  Printing  C",    1884.     8.     XV— 469  pp 

Australien. 

Blue  book  (of  Western  Australia),  compiled  from  official  returus.  Perth  ,  Govern- 
ment  print.,   1883.     Folio.      127   pp. 

Ilay  ter,  H.  H.,  Census  of  Victoria,  1881.  General  report.  Melbourne,  J.  Ferres 
print.,    1883.     4.     XII — 320  pp.  with  summary   tables,   diagrams,   and  map. 

— ,  Victorian  Year-book  for  1882 — 3.  (X.  year  of  issue.)  Jlelbourne  and  London, 
G.   Robertson,   1883.     8.     IV — 590  pp.  with  summary  tables  and   1   chart  in  Fol. 

Statistical  Register  of  New  South  Wales,  for  the  year  1882,  compiled  from  official 
returns.     Sydney,   Government  printing,    1883.     Folio.     353   pp.   with  summary  tables. 

Statistical  Register  (of  Soutli  Australia.)  Compiled  from  oflicial  records  in  the 
Office  of  the  Government  Statist.      Adelaide,    Guvernin.   print.,    1883.      Folio.      324   pp. 

Statistics  of  the  Colony  of  Queensland  for  the  year  1882,  compiled  from  oficial 
records  in  the  Registrar  General's  Office.  Brisbaue,  Governm.  print.,  1883.  Folio.  225  pp. 
with  summary  tables. 
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A.  Frankreich. 
Bulletin  du  Ministerc  de  l'agriculture.  III.  Annee  (1884)  N"  4  et  5.  N"  4:  La 
production  sericicole  eu  1882  et  1883,  par  Maillot,  avec  2  cartes.  —  Rapport  sur  les 
fromageries-ecoles  du  Doubs ,  par  Gauthier.  —  Rapports  consulaires  sur  la  recolte  de 
1883  dans  la  province  de  Civita-Vecchia ;  en  Italic,  en  Prusse ,  en  Würtemberg,  en 
Pologne,  en  Curlande,  en  Canada.  —  Rapports  consulaires  sur  l'etat  de  la  sericiculture 
et  sur  la  production  de  la  soie  eu  1883  au  Japon,  en  Chine,  dans  la  presidence  de  Bom- 
bay, au  Bengale,  en  Syrie,  dans  la  province  de  Damas,  dans  le  vilayet  de  Hudavendighiar, 
en  Asie  mineure,  k  Chypre,  en  Crete ,  en  Roumelie  ,  en  Rouraelie  Orientale,  eu  Bosnie, 
dans  la  province  de  Solonique,  en  Autriche,  aux  Etats-Uuis.  —  Note  sur  le  poisson-chat, 
par  H.  Gropjean.  —  Rapport  sur  les  progres  recents  de  1' Industrie  laitiere  en  Dänemark 
et  en  Hollande ,  par  Leze.  (Av.  2  planches).  —  Rapport  sur  l'esposition  piscicole  de 
Londres,  par  Sauvage.  —  N"  5:  Enquete  sur  les  principaux  marcbes  aux  bestiauxd'Eu- 
rope  et  d'Amcrique.  Reuscignements  recueillis  par  les  agents  consulaires  francjais  :  Que- 
stioniiairc  Marche  central  de  Budapest.  Marche  central  de  la  ville  de  Berlin.  Marche 
de  Hambourg.  Marche  de  Rotterdam  Mardie  de  Londres.  Marche  de  Liverpool.  Mar- 
che aux  bestiaux  de  New- York.     Marche  de  Chicago.  — 
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Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee.  Juillet  1884:  A.  Frauce  :  Ee- 
cettes  et  depeiises  comparees  des  exercices  1870  h  1881,  av.  diagramme.  —  Les  frais  de 
perception  des  admiuistrations  financieres  en  1884.  —  Le  mouvement  des  impdts.  — 
Ouvertures  et  aunulations  de  credits,  Situation  au  20  juillet  1884.  —  Le  commerce  ex- 
terieur  de  la  France.  —  Les  produits  de  l'enregistrement,  des  domaines  et  du  timbre.  — 
Le  projet  de  budget  de  la  ville  de  Paris  pour  1885.  —  B.  Etranger.  Belgique :  Le  pro- 
duit  des  inipots  (1er  semestre  1884).  —  Allemagne  et  pays  scandinaves :  La  circulation 
monetaire.  —  Autriche-Hongrie  :  Le  budget  autrichien  pour  1884.  —  Italic:  L'assurance 
des  ouvriers  contre  les  accidents.  —  Espagne:  Le  projet  de  budget  pour  1884 — 1885. 
La  Progression  des  revenus  publics  depiiis  1876.  —  etc.  Aoüt  1884:  A.  France:  La 
consolidation  partielle  de  la  dette  flottaiite.  —  Le  mouvement  des  impots.  —  Les  baux 
et  locatious  d'immeubles  depuis  1878.  —  Les  ventes  d'immeubles  depuis  1878.  —  Le 
classement  des  cotes  foncieres  par  categories  de  contenances.  —  Les  bons  du  Tresor. 
Variations  du  taux  de  l'interet.  —  Resultats  comparatit's  de  l'ancien  et  du  nouveau  ca- 
dastre  daus  lescommunes  recadastrees.  —  Le  commerce  exterieur  de  la  France.  —  Ouver- 
tures et  aunulations  de  credits.  Situation  au  20  aoüt  1884.  —  B.  Etranger:  Angleterre: 
Le  budget  de  l'exercice  1884—85.  Le  revenu  Interieur  en  1882—83.  Belgique:  L'im- 
pot  sur  les  eaux-de-vie.  La  question  des  Sucres.  —  Russie:  La  retbrme  de  l'impöt  des 
patentes      Les  eaux-de-vie  de  fruits  et  de  raisins.   —  etc. 

Journal  des  Ecouomistes,  Juillet  1884:  La  question  monetaire  et  l'union 
latine ,  par  Octave  Noel.  —  Le  ble  en  Amerique ;  production  et  commerce ,  par  P.  La- 
iargue  —  Revue  des  principales  publications  econoraiques  de  l'etranger,  par  M.  Block.  — 
Les  societes  anonymes  en  Allemagne  et  en  Antriebe  ,  par  P.  Müller.  —  J.  B.  Alberdi : 
necrologie,  par  Th.  Mannequin.  —  Lettre  de  M.  l'agent  general  de  la  caisse  d'epargne 
de  Paris  ;  Reponse  de  P.  Hubert- Valleroux ;  Note  rectiticative  de  A.  Neymarck.  —  Le  prix 
de  la  viande  h  Paris.  —  Societe  d'economie  politique  Reunion  du  5  juillet  1884  Dis- 
cussion  :  La  science  financifere  a-t-elle  pour  objet  de  moditier  la  distribution  naturelle  des 
richesses  au  moyen  de  l'impot?  —  Societe  de  statistique  de  Paris.  —  L'apparition  du 
chol^ra  k  Toulon  et  les  mesures  pretendues  sanitaires.  —  Le  cholera  du  regime  colonial 
et  les  droits  sur  le  betail.  —  Les  recettes  de  1' Union  postale.  —  La  production  du  fer 
en  Russie  et  le  protectionnisme  de  la  Gazette  de  Moscou.  —  Le  mouvement  de  la  popu- 
lation  et  l'etat  sanitaire  de  la  Russie.   —    Le  deficit  financier  et  le  militarisme  au  Bresil. 

—  etc.  Aoüt  1884:  L'economie  politique  de  Diderot,  par  Maur.  Tourneux.  —  Le  ble 
en  Amerique ;  production  et  commerce,  par  P.  Lafargue,  (suite.)  —  Revue  critique  des 
publications  economiques  en  langue  fran9aise,  par  Rouxel.  —  Le  banquet  et  la  reunion 
annuels  du  Cobden-Club,  par  A.  F.  de  Fontpertuis.  —  Loi  sur  le  divorce.  —  Loi  sur 
les  Sucres.  —  L'exposition  de  la  Nouvelle- Orleans  et  discours  du  (vicomte)  d'Abzac,  con- 
sul  general  de  France,  h  la  reunion  des  delegues  de  la  colonie  fran(,-aise  de  la  Nouvelle- 
Orleans.  —  Societe  d'economie  politique,  reunion  du  b  aoüt  1884.  Discussion :  De  la 
liberte  des  recoltes  et  de  la  necessite  du  supprimer  dans  le  nouveau  code  rural  les  bans 
qui  lui  fönt  obstacle.  etc.  —  Societe  de  statistique  de  Paris.  —  Chronique :  La  panique 
du  cholera.   —  La  loi  des  sucres  et  les  effets  de  la  sagesse  du  legislateur  en  France.   —  etc. 

Journal  de  la  Sociöte  de  statistique  de  Paris.  N"  6,  7  et  8,  Juin  Juillet  et  Aoüt 
1884:  Proces-verbal  de  la  seance  du  21   mai    1844.    —    Le  prix  Montyon  de  statistique. 

—  Le  divorce  et  la  Separation  de  corps  (3e  article) ,  par  J.  Bertillon.  —  La^  commune 
de  Vensat,  en  1790,  1845  et  1883,  par  A.  de  Foville.  —  L'emigration  aux  Ktats-Uuis, 
par  A.  Liegeard.   —   La  defense  contre  le  phylloxera.   —  L'industrie  du  batiment  ä  Paris. 

—  Proces-verbal  de  la  seance  du  18  juin  1884.  —  L'eclairage  au  gaz  de  la  ville  de 
Paris,  par  Lame-Fleury.  —  Le  livret  de  famille,  par  Bourdin.  —  Paris  et  Londres,  par 
Fournier  de  Flaix.  —  La  commune  de  Vic-de-Chasseuay,  par  M.  de  Saint-Genis.  —  Le 
mouvement  telegraphique  en  Europe,  par  Loua.  —  Les  salaires  de  la  grande  Industrie, 
par  Loua.  —  Les  assurances  contre  l'incendie  en  Frauce.  —  Les  exportations  de  sucre 
de  Cuba.  —  Proces-verbal  de  la  seance  du  16  juillet  1884.  Annexe  au  procfes-verbal. 
Tableau  des  cotes  de  contenance.  —  De  la  nouvelle  evaluation  du  revenu  foncier  des 
proprietös  non  bäties,  par  Gimel.  —  La  societe  de  prevoyance  des  employcs  de  la  Ban- 
que  de  France,  par  M.  des  Essars.  —  Les  resultats  statistiques  des  denombrements,  les 
plus  recents  (2«  article)  :  Belgique ,  par  Loua.  —  Les  accidents  de  chemins  de  fer  dans 
le  Royaume-Uni.  —  Les  accidents  de  mines  en  Angletei-re.  —  Les  dettes  des  communcs 
et  des  provinces  en  Italic    —   La  population  fran(,'aise  au  Canada.    —    etc. 

Revue  generale  d'administration.     VIIi-   Annce,    juillet  et  aoüt  1884:     E.xamen  des 
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ciiliieih  «Je   178'J   au   pdiiit  de   vue    coniinercial    et  iiiduslriel  .     par   I*.    Houiiassieux    (partie 

I  et  2  ;  —  Du  röle  des  iiiinistrus  eoniiiie  adinii)isli'al<Mir%  et  cninuir  idief.s  liieraiciiiqiies, 
sp(5(ialeineiit  de  Icuis  pnuvoirs  h  l'e«ard  des  (Gouverneurs  des  coloiiics  et  du  (jouverneur 
g(!ii(;riil  de  l'Al(jf(;rie  (2""!  partie),  par  K.  Sanlaville.  Des  eomplaljiliti's  «utultes,  pur  de 
Swarte.  —  J)e  l'orif^iiie  des  ariiK'CS  jicriiiaiieiites  eii  Kurope,  jiar  J.  de  la  Cliauvelays  — 
Notes  statistiqucs  sur  Ics  Ijiiriaux  de  bicnfaisaiicM;,  par  II.  .Mor(;aiid  (Jlironique  ile  l'ad- 
iiiiiiistnili(jii  fraiK/uise :  Circiilatioii  daiis  Paris.  Or(;iiiiisatioii  inunicipaie  aux  colunies. 
Coiivoeation  des  rescrvistos  poiidaiit  Ics  pf'riodes  «•iectorale.s.  Police  .sanitaire  -  Cliro- 
iiique  (de  radmiiiistration)  de  I{el(,'iquo :  I^e  mouvement  flamand.  Statisfique  du  cliolera 
(1832 — IbCG.)      Le   divorce   eii   iielf^ique.    —  Jurispruileiice.       -   etc. 

Ile  vue  maritime  et  eoloiiiale.  Tome  LXXXli,  livr.  274  et  275:  Juillet  et  Aoöt 
1884:  Caboteuis  et  peiheurs  de  la  cetc  de  Tuiiisie  en  1882,  par  Heiinique  -  Theorie 
des  trajectoires ,  par  CIi  Kouget  —  Nouveau  Systeme  d'eclairaKe  des  navires  ä  vapeur 
pour  prcvenir  les  abordaf^es,  par  Cliarpy.  —  Le  Coree,  par  G.  Baudens.  —  Defense  des 
eötes :  Delciise  de  ritaiie;  defense  de  la  liussie.  —  Les  turpilles  ä  bord  des  navires  et 
des  enibarcations  de  combat,  par  C  Chabaud-Arnault.  —  Notice  sur  les  tyjdions  des  mers 
de  Chine  et  du  Japoii,  j)ar  Hauilens.  -  Des  transports  h  dos  d'honimes  dans  les  expe- 
ditions  militairos,  par  A.  liocard.  —  1/instructioii  t-lementaire  dnns  rinfaiiterie  rie  la  ma- 
rine. -  Dclerminations  telcffraphiques  de  diflerences  de  lonf(itudu  dans  l'Amerique  du 
Sud  ,  par  M.  de  Bernardieres.  —  Administration  de  la  marine ,  par  Nuveu  (suite.)  — 
Chrouique.    —   etc. 

B.      E  n  gl  a  n  d. 
British   Quarterly    Review,    N"    159   for  July   18Ö4    (II.  quarter  of   1884):    Mr. 
Browning.       -   Ilalian   University   Lite  in  the  Middle  Ages.   —    Privilege  and  Aristocracy. 
—   Joliu   VVyclifl'e,  precursor   of  the  Reformation.   —   Natural    Law   in   the   spiritual   world. 

—  English    Policy   in   tlie  Soudnii  and   Egypt.    —    etc. 

Coniemporary   Review,   the,   July    1884:    Egypt,   Europe,   and    Mr.   Gladstone,    by 

II  Dunckli-y.  —  The  great  i)olitical  superstition,  by  H.  Spencer.  —  The  Proto-Helvetians, 
by  VV.  VVestall.  —  Ofticial  Optimisui,  by  Francis  Peek.  —  L'utrodden  Italy,  by  ^^Professor; 
iMahatfy.  —  Wrea's  Work  and  its  lessons,  by  J.  Cubitt.  —  Parliament  and  the  Foreign 
Policy  of  India,  by  J.  Slagg.  —  Contemporary  life  and  thought  in  France ,  by  G.  Mo- 
iiod.   —    etc. 

Edinburgli    Review       N"  327.   (III.   quarter  of  1884):    Memoirs  of  M.  de  VitroUes. 

—  LightningConductors.  —  The  Chiefs  of  Grant.  —  Tlie  Divorce  of  Cathariue  of  Ara- 
gon. —  Life  of  Mountstuart  Elphinstone.  —  The  Future  of  tbe  Congo.  —  Life  and  opi- 
nions   of  Frcdeiick   Maurice.   —  Ileffter's   Internatic^nal   Law.   —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  August  1884:  The  Marquis  of  Salisbury.  —  Ideas 
al)out  India,  by  VV.  Scawen  Blunt.  —  The  measurement  of  character,  by  Fr.  Galtou.  — 
Morocco,  by  (Captain)  F.  Warren.  —  Our  Obligation  in  Egypt,  by  R.  T  Reid.  —  Com- 
pulsory  Temperance,  by  J.  T.  Agg  Gardner.  —  Thomas  Hobbes,  by  H.  W.  Hoare.  — 
What  is  JudaismV  by  Lucien  Wolf.  —  The  House  of  Lords,  by  I.  E.  Th.  Rogers.  — 
Nubar  Pasha  and  Mr.  Clifford  Lloyd,  by  a  british  resident  in  Cairo.  —  Home  and  foreign 
aflairs.  — 

Journal  of  the  Statistical  Society.  Vol.  XLVII  ,  part  2:  Juue  1864:  The  recent 
decliue  in  the  English  Death-Rate  eonsidered  in  connection  with  the  Causes  of  Death,  by 
G.  B.  Longstaflf,  with  discussion  on  this  paper.  —  English  Express  Trains  in  1871  ;  and 
a  comparison  between  theni  and  those  of  1883,  by  H.  B.  Willock,  with  discussion  on 
Willock's  paper.  —  A.  Statistical  review  of  Canada,  including  its  confederated  provinces, 
by  Corn.  Walford,  with  discussion  on  this  paper.  —  The  Fall  in  the  Price  of  Commodi- 
ties ;  its  cause   and   effect,   by   P.  Leroy-Beaulieu,   translated   froni   .jl'Ecouomiste   frani,'ais-'. 

—  Lloyd's  Statistics  of  Marine  Casualties  for  1883.  —  Emigration  and  Immigration  from 
and  into  the  United  Kingdom  in  the  year  1883  —  The  annual  Local  Taxation  Returns 
(England)  for  the  year  1881—82.  —  etc. 

Macmillan's  Magazine.  N*  297  for  July  1884:  Renan's  new  volume.  —  On 
an   Irish  troutrstream.  —    The  Consolations  of  Pessimism.   —    Easter  Week   in  Amorgos. 

—  Wordswoi-th's  relations  to  science  —  etc.  N"  208  for  August  1884:  Fictiou  in  France 
and  England.  —  A   scene  of  Florida   Life.   —   Carlyle  and  Neuberg.   —  etc. 

National  Review,   the,  July   1884:  The  House  of  Lords  and  the  English  People. 

—  The  Examination  of  Prisoners  (in  relation  to  Emile  Gaboriau),    by  A.    G.    Hardy.   — 
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China  and  her  Tributaries,  by  R.  S.  Gundry.  —  Roman  Lifo  in  the  last  Century,  by 
Linda  V'allari  —  Iiish  Woolens,  by  H.  St.  Fagau.  —  A  passage  in  the  life  of  a  Com- 
mon-Place  Man,  by  J.  Kunciman  —  The  Art  Harvest  of  the  year,  by  W.  Armstrong.  — 
The  lato  Sir  Bartle  Frere  in  South  Africa,  by  W.  Greswell.  —  Why  women  write,  by 
N.   H.    Kennard.   —  England's  Foreign  Policy,   by  a  foreigner.   —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A  monthly  Review  edited  by  J.  Kuowles  N*'  89  and 
90,  July  and  August  1884:  Ketrogressive  Beligion,  by  Herb.  Spencer.  —  Egypts'  Proper 
Frontier,  by  Sam.  Baker  (with  a  map.).  —  City  of  London  Livery  Companies,  by  R. 
Assheton  Cross.  —  The  Federal  States  of  the  World,  by  J.  N.  Dalton.  —  The  ,,Reduc- 
tion  to  Iniquity",  by  H.  George.  —  The  Surrender  of  Fgypt,  by  Edw.  Dicey.  —  The 
House  of  Lords  and  the  Country,  by  (the  Duke  of)  St.  Albans,  A.  J.  Balfour,  E.  Lyulph 
Stanley,  G.  Howell  (Viscount)  I>ymington.  —  Leprosy,  present  and  past,  by  Agnes  Lam- 
bert. —  An  American  Criticism  of  the  Egyptian  Compaign,  by  Arcliib.  Forbes.  —  The 
Prophet  of  Walnut-tree  Yard,  by  Jessopp.  —  Technical  Education,  by  H  Solly.  —  County 
Characteristics :   Su^sex,  by  H.  G.  Hewlett.  —  English  Sisterhoods,  by  Maria  French.  —  etc. 

Quarterly  Review,  the.  N»  315.  (111.  quarter  of  1884):  Municipal  London. 
—  The  romance  and  reality  of  Acnerican  Railroads.  —  Peter  the  Great.  —  England  and 
her  second  Colonial  Empire.  —  The  We.st  Indies  and  Sugar  Bounties.  —  Redistribution 
and   representative   Democracy.   —   Mr.   Gladstone's   Foreign   Policy.   —  etc. 

Westminster  Review,  the,  July  1884  (111.  quarter  of  1884):  Codification  of 
English  Law.  —  Corea.  —  The  Christian  Harem.  —  The  River  Congo,  and  the  propo- 
sed  Congo  Treaty.  —  William  IV.  —  Uhe  Woman  Question  in  Europe.  —  Our  Colonial 
Empire.  —  etc. 

C.     Osterreich. 

Osterreich  ische  Monatsschrift  für  christl.  Sozialreforni ,  Gesellschaftswis- 
senschaft etc.  von  Frh.  C.  v.  Vogelsang.  1884,  Heft  5 — 8:  Zins  und  Wucher  (nebst  Fort- 
setz. 1,  2  u.  3).  —  Die  materielle  Lage  des  Arbeiterstandes  in  Osterreich  VI,  VII,  VIll 
u.  Schlufs.  —  Das  ..Problem''  des  Nachlasses  von  Rodbertus.  —  Die  polnische  Gesell- 
schaft in  französ.  Beleuchtuug.  —  Die  Karteile.  —  Soziale  Chronik.  —  Zur  Haiidwerker- 
bewegung.    —   Der  Niedergang  des  Bauernstandes   in   der  kapitalistischen   Aera    —  etc. 

Statistische  Monatsclirift ,  hrsg  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkomniission. 
Jahrg.  X  (1884)  Juliheft:  Der  Haushalt  der  gröfsten  österreichischen  Stadtgemeinden, 
von  J.  Hatschek.  —  Auszug  aus  dem  Protokolle  der  190.,  191.  und  192.  Sitzung  der 
k.  k.  statistischen  Zentralkommission.  —  Bewegung  der  Bevölkerung  Österreichs  im 
zweiten  Halbjahre  1883  und  im  Solarjahre  1883,  von  Schimmer  -  Aufnahmspriilüngen 
für  die  erste  Klasse  der  ö^terreichischen  Mittelschulen  zu  Beginn  des  Schuljahres  1883184.  — 
Statistische  Nachweisungen  über  die  Handhabung  des  Gesetzes  zur  Hintanhaltung  der 
Trunkenheit.  —  Notizen  über  die  Unfälle  der  Arbeiter  beim  Eisenhüttenbetriebe,  von 
M.  Caspaar.  —  Statistische  Skizze  Ungarns,  von  Bela  Földes.  —  Trauungen,  Geburten 
und  Sterbefälle  der  Zivilbevölkerung  von  Osterreich  vom  1.  Juli  bis  30.  Sept.  und  vom 
1.  Okt.  bis  31    Dezbr.    1883.   — 

H.    Schweiz. 
L' Union  postale.     (Berne)  IX.  Vol.  N"»  8  et  9 :    Aofit  et  Septembre   1884:    Precis 
historique  sur    les  messagers  universitaires.    —    Le  transport  des  paquets    par    les  postes 
imperiales  allemandes.  —   Les  postes  Gröenlandaises.  —  etc. 
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Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwallniig  und  Statistik,  hrsg. 
von  G,  Hirfh  und  M.  Seydel.  Jahrg.  1884.  Nr.  6  u.  7:  ÖlVentliches  Interesse  u.  öffent- 
liche Klage  im  Verwallungsrechte ,  von  C.  E.  Leuthold  §  1  —  t?  2.')  (Schlufs).  —  etc. 
Nr.  8  u.  9:  Neue  Beiträge  zur  Lehre  vom  Bundesstaat,  von  Pli.  Zorn.  —  Zur  Frage  der 
bäuerlichen  Erbfolge.     Über  das  bäuerliche  Erbrecht  im  Grolsherzogtum  Baden  uiul  dessen 


238  I)>c  periodische  Piesse  Deutschlands. 

uiüglieiic  Kel'onii  durcli  die  0(:setzK'''"'it;  Uericiit  dt-.s  fieh  Itat«  l'rof.  l)r.  Ilf.-riiiuiiii 
Schul/,«;  «11  die  luiidM'irt.schaf'tlic'iic  KruiiiiiiM.'Nidii  tl>-r  hiidisclicii  t-i,-|i?ii  KMliiiiier.  1.  I>as 
Syhteiii  der  «csehlosseneu  Ilidnütcr,  II.  J)ii.s  Sy>tt'in  des  l)udi.s(-lieii  I.Miidre('lit.s.  III.  System 
eines  Hilf  Sitf(!  und  llerkoiiiiiien  heruljeiidcn  Ancrlifireclit.s.  -  Hericht  ülier  die  Tliätii^kcit 
des  KeicIiskciiiiinisMir.s  für  das  Auswiinileruimswe.seii  wutireiid  de.'»  Jalircs  18o2:  iJie  1882 
iibei'  deut.schc  lliilen  iiuili  ill*el^e(•i^ehen  l.,iiiidein  (^enuiii^eiieii  deul.setieii  Au.swauderer  üher 
ISi'CMien,  lluinliui'i^,  Stettin  nucli  ll<;rkuid'th-  und  lie.slinniiun({slündern ;  die  (tebatntauswan- 
ilerung  von  Hienicn  nucli  IlHinluir^  im  Jalne  188a.  -  Kinfulir  und  Au.^fulir  der  wich- 
lij^ercn  Wareinirtikel  im  (leut.sciieii  55<)ll(;ei)iet  vom  1.  Januar  his  Knde  Dezendicr  1883.  -- 
llnnil)ur{;cr  Warendunh.selinitl.spreise   für  die  Jahre   1882|83.  —  etc. 

Annalcn  für  (jewerl)c  und  Hiiuwesen,  hrstj.  von  F.  C.  (Jliiser.  Uaml  W ,  Heft  2  —  4, 
1.0.  Juli,  1.  August  und  15.  August  1884:  Üher  einheitliche  ZeilreciiiiuiiK ,  von  Streckcrt 
(Vortrug  im  Verein  für  Ei^enhahnkunde  in  Herün,  für  Einführung  einer  eiidicitlichen  Zeit- 
reelinung  für  das  Verkehrswesen  und  das  hürgci  liclie  Lehc^ii  jdädierend.  i  —  Die  Herstel- 
lungskosten von  Maschinen  (in  Frankreich  und  anderen  l.äniicin,  nach  Feriss^)  und  im 
Ans(  hlul's  daran  die  Iler.stellunnskosten  von  Mai-cliinen  ^l.,okoniotivj-ij) ,  von  Freytag.  — 
Fisi'n,  Eisenpreise,  IJlci  und  Kohlen  (deutscher  Marktljeriehl).  -  IJher  (liesereirolieisen, 
von  (Frof.)  A  Ledebur  —  Die  Verwendung  von  Fapierscheihenrädern.  —  Zur  Aus- 
führung des  Unfallvcrsiclierungsgeset7.es  des  Deutschen  Reichs  vom  C.  Juli  1884.  — 
Statistik  der  kgl.  technischen  Hochschule  in  Herlin.  —  Die  Bauarbeiten  der  Arlbergbahn 
nach  dem  Durchschlage  des  Haupttunnels,  von  Kovatsch.  —  Sommerversaminlung  des 
Vereins  der  deutschen  Fabriken  feuerfester  Frodukte.  —  W'assergas  als  Brennstoff,  von 
J.   v.   Ehrenwerth.  Die  Ausbeutung  des  Kapitals   durch   die  Arbeit.    —    Das  Submis- 

sionswesen. — -  Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  der  Erde  (nach  ,,H.  Streng,  Altes 
und  Neues  aus   der  Eisenhahnstatistik,   Zürich   1884").    — 

A  r  b  c  i  t  e  r  f  r  e  u  n  d  ,  <ler.  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage,  hrsg.  v.  V.  Bölimert 
lind  R.  Gneist.  XXII.  Jalirg.,  2.  Viertcljalirsheft  1884:  Gustav  Weruer's  christl.  Arheits- 
iind  Er/.iehungssystein,  von  Mathilde  Wel)er.  —  Spezialbericht  über  Gustav  Werner 's  ge- 
werbliche Anlagen  —  Zur  Kritik  des  G.  Werner'schen  Arbeitssystem:  Naclischrift  der 
Redaktion.  —  Über  die  ländlichen  Arbeiter  in  Palästina,  von  L.  Anderlind.  —  Das 
,, Daheim  für  Arbeiterinneu"  in  Leipzig.  —  Materialien  ITir  praktische  V'ersuclie  zur  Lö- 
sung der  Arbeiterfrage.  —  Berichte  aus  den  wirtschaftlich-sozialen  Beobachtungsstationen : 
Aus  Schleswig-Holstein.  —  Wirtschaftlich-soziale  Umschau  für  April  bis  Juni  1884.     -   etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten. 
Jahrg.  1884,  Heft  4,  Juli  und  August:  Nordamerikanische  Eisenbahn  Verhältnisse;  Die 
Nord-Pacific-Bahn,  von  v.  d.  Leyen.  -  Die  Güterbeweguug  auf  den  deutschen  Eisenbahnen 
im  Jahre  1883,  von  C.  Thamer.  —  Die  württembergischen  Eisenbahnen  im  Rechnungs- 
jahr vom  1.  April  1882  bis  ^1.  März  1883.  —  Die  Eisenbahnen  in  Österreich  und  Ungarn, 
1881  und  1882.  —  Die  Eisenbahnen  der  Schweiz  im  Jahre  1882.  —  Rechtsprechung 
und  Gesetzgebung  etc.  —  Heft  5,  September  und  Oktober:  Nordamerikanische  Eisen- 
bahnverhältnisse. Der  Personenverkehr  auf  den  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten, 
von  V.  d.  Leyen.  —  Einige  Bemerkungen  zu  Cohn's  englischer  Eisenbahnpolitik  der 
letzten  zehn  Jahre  und  über  eine  gemeinwirtschaftliche  Tarifgestaltung,  von  Ulrich.  — 
Das  Unterrichtswesen  für  die  mittleren  und  niederen  Beamten  der  Staatseisenbahnverwal- 
tuug.   —   Die  Stadtbahnen   in  Paris.   —  etc. 


Druckt'ehlerberich  tigung. 

Band  VIII  S.  502,  Rubrik  Finanzwesen,  sind  folgende  Verbesserungen  anzu- 
bringen : 

Der  ungarische  Titel  lautet:  A  közsegek  häztartäsa  es  pötadok  az  1881  evi  jövä 
haggott  kölltsegvetesck   alapjän. 

Zeile  13  von  unten  ist  das  Wort  ,, nichts"   zu  streichen,  dafiir  zu  setzen:   ., nebst  dem". 

Zeile  4   von   unten  :   statt  ,, fordernder"   ,, fernerer". 

S.   503  Zeile  24  von  oben  statt  ,, Steuerzoll"  ,, Steuer  soll". 


Frommannsche  Buchdruckerei  (11.  P  o  li  1  e)  in  Jena. 


V. 
über  iiulirekte  Verbmiiclisabgabeii  der  (Meiiieiiiden. 

Ein  Beitrag  zur  Reform  der  Gemeindesteuern. 

Von 

F.  Frhr.  v.  Reitzenstein,  Bezirkspräsidenten  z.  D. 
Inhalt  des  zweiten  Artikels. 

Erster  Absclinitt.     Die  Oktroieinrichtungeii  Frankreichs  (F'ortsetzung). 
V.     Die  Statistik  des  bestehenden  Zustandes. 
VI.     Gegner  und   Verteidiger   des   Oktrois. 
VII.     Die  Stellung  des  Oktrois  im  Steuersystem. 
Zweiter  Abschnitt.     Die  Aufhebung  des   Oktrois  in   Belgien  und  Holland. 
I.     Gemeinsames. 
II.      Die  Aufhebung  des  Oktrois  in  Belgien. 

1)  Die  Vorbereitung  der  Reform. 

2)  Das  Gesetz  vom   19.   Juli   1860. 

3)  Die  Wirkungen  des   Gesetzes. 

V.     Die  Statistik  des  bestehenden  Zustandes. 

Ehe   ich   zur  Prüfung  der   gegen  den  Oktroi   erhobenen  Einwen- ^6t°til*üs^he° 
düngen    und   zu  einer   sachlichen  Beurteilung  der  Institutionen    über-  i-fststeiiung 

voll    Wiculisf* 

gehe,  halte  ich  es  für  nötig,  die  Grundlagen  dieser  Beurteilung  durch  kdt  ist. 
Mitteilung  der  wichtigsten  durch  die  Statistik  i)  gelieferten  Thatsachen 
zu  vervollständigen.  Es  sind  fünf  Punkte,  deren  Eeststellung  ein  be- 
sonderes Interesse  in  Anspruch  nimmt:  1.  die  Zahl  der  Gemeinden, 
in  denen  Oktroi  erhoben  wird  und  die  Zahl  der  dieser  Abgabe  unter- 
worfenen Einwohner;  2.  die  Artikel,  von  denen  und  die  Sätze,  nach 
denen  die  Erhebung  erfolgt;  3.  der  Ertrag  des  Oktrois;  4.  die  Höhe 
der  Erhebungskosten  und  endlich  5.  das  Verhältnis,   in  welchem  der 

1)  Das  wichtigste  Material  enthalten  die  schon  oben  erwähnte  Zusammenstellung  les 
octrois  en  France  im  Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparce,  Januarheft  1882 
S.  43  fg.  ;  ferner  die  betrefl'enden  Abschnitte  im  Anuuaire  statistique  de  la  France ,  der 
letzte  in  dem  von  1883  S.  527  fg.;  für  Paris  endlich  Pontich ,  administration  de  la 
ville  de  Paris  et  du  Departement  de  la  Seine  ,  ouvrage  public  sous  la  Direction  de  Mr. 
Maurice  Block  Membre  de  l'Iiistitut.  Paris,  1884  S.  163  fg.  Kinigos  auch  in  den  Ver- 
handlungen der  landwirtschaftlichen  Enqueten  von  1866  und  1879,  sowie  im  Rapport 
adress^  au  ministre  de  l'interieur  et  des  cultes  sur  la  Situation  financitre  et  materielle  des 
communes,  Paris  Impr.  nationale   1877. 

N.  F.  Bd.  IX.  '20 
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Ertrag  des  Oktrois   /u  (l(;ii    uns   iiiiihjnüi  QiK^llcn    jjjezogeiien  Eiimah- 
iiicii,  sowie  /u  (leii  Ausgaben  der  (Jeiiieindcii  steht. 
Zahl  (Irr  dm  Zu   1.     Die  Zahl  der  (icnieiiideii,  welche  Oktroi  eriiehi;ii,   hat  sich 

wtriÖLrfje; seit  dem  Jahre  1831  —  dem  Jahre,    mit   welchem  jährliche    und   ge- 
in..in(i(;n   bn- „.^m;  statistlsciie  Feststellungen  beginnen      -  langsam  aber  im  Grofsen 
MV    wn^voh-^^^^^j  (Janzeii  stetig   vermehrt.     Jene    oben   erwähnte  sehr  hohe  Zitier, 
welche  die;  Zahl  dieser  (Jemeinden  im  Jahre  XI il  erreichte,  war  aller- 
dings nicht  von   liestand  geblieben,  hatte  vi(;liiiehr  mit  der  Kednkti(jn 
des  fran/iisischen  Staatsgel)iets  «üne  entsprechende  Krmaisigung  eriah- 
ren.     In»  Jahre  l^i;3i    belief   sich    die   Zahl    auf  1 4ü7,    im  Jahre   lHt;2 
auf  1530,   im  Jahre  IbGU  auf  1543,    im  Jahre  1871         nach  der  Ab- 
trenming  von  Elsafs  und  Lothringen  —  auf  151(J;  im  Jahre  LsT'J  war 
die  Zahl  wieder  auf  154G  gestiegen,    wonilchst  sie  im  Jahre  188U  auf 
153()  zurückging.     Vom  Jahre  1831  bis  zum  Jahre  1880  hat  sich  da- 
her unbeschadet  der  in  der  Zwischenzeit  stattgehabten  'rerritorialver- 
änderungen  die  Zahl  der  Oktroi  erhebenden  Genn-inilen  um  nicht  ganz 
fünf  Trozent  erluHit:  in  l)etrachtlich  stärkerer  Progression  ist,  da  hier 
das  weit  über  das  Üurchschnittsveriiältnis  der  Vermehrung  der  Bevöl- 
kerung hinausgehende  Wachstum  der  Einwohnerschaft    der    gröfseren 
Stiidte  in  Betracht    konnnt,    die  Zahl  der  der  Oktroisteuer  unterwor- 
fenen Einwohner  gewachsen.     Nach  der  Zcählung  von  1861  waren  von 
37  382  225  Einwolmern  10121131  dem  Oktroi    unterworfen   gewesen; 
im  Jahre  1880  war  die  Zahl  dieser  letzteren  Einwohner  bei  einer  Ge- 
samtbevölkerungszahl  Frankreichs   von   37  500000  E.    auf    11  rj4433 
berechnet  worden.     Unter  jenen  1546  oktroierhebenden  Gemeinden  des 
Jahres  1871)  befanden    sich  79,    deren  Einwohnerzahl  sich  auf  20,000 
und  nielir  helief. 
Objekte  <ies  Zu  2.     Eine  Feststellung  darüber,  in  welchem  Verhältnis  von  den 

°''*'""  sämthchen  Oktroi  erhebenden  Gemeinden  die  einzelnen  Kategorien 
der  zulässigerweise  der  Abgabe  zu  unterwerfendcin  Verbrauchsartikel 
herangezogen  wurden,  hat  in  neuerer  Zeit  nicht  stattgefunden;  die 
anscheinend  auf  das  Jahr  1862  bezüglichen  Erhebungen,  welche  dem 
bei  der  landwirtschaftlichen  Enquete  der  Jahre  1866,70  von  Migueret 
erstatteten  Bericht  zum  Grunde  liegen,  hatten  ergeben,  dafs  von  den 
1530  Gemeinden,  welche  damals  Oktroi  erhoben,  131  nur  Getränke, 
291  nur  Nahrungsmittel  und  andere  Verbrauchsartikel  mit  Ausschlufs 
von  Getränken,  1072  endlich  Getränke  und  andere  Verbrauchsartikel 
heranzogen.  Es  scheint,  dafs  die  Fälle,  in  denen  nur  einzelne  der 
regelmäfsig  dem  Oktroi  unterworfenen  fünf  Klassen  von  Verbrauchs- 
artikeln herangezogen  werden,  weit  überwiegend  der  Zahl  der  kleineren 
Gemeinden  angehören ;  unter  den  79  Gemeinden  von  20  000  und  mehr 
I^inwohnern,  welche  im  Jahre  1879  Oktroi  erhoben,  befand  sich  nur 
eine  —  der  Creusot  —  welche  ledi  glich  Getränke  besteuerte;  eine 
andere,  St.  Pierre  les  Calais,  liefs  Viehfutter  frei;  alle  übrigen  jener 
79  Gemeinden  zogen  sämtliche  fünf  Klassen  von  Verbrauehsartikeln 
heran;  die  grofse  Mehrheit  ging  ferner  in  der  Abgrenzung  der  steuer- 
pflichtigen Objekte  über  die  in  Rede  stehenden  fünf  Klassen  hinaus, 
indem  sie  noch  andere,   nach  dem  Generaltarif  als  objets  divers  sich 
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klassifizierende  Gegcnstäiide  heranzog;  nur  17  Gemeinden  waren  es, 
die  von  Gegenständen  solcher  Art  Oktrois  nicht  erhoben.  Welche 
Artikel  es  vorzugsweise  sind,  die  in  der  Klasse  der  objets  divers  her- 
angezogen werden,  läfst  sich  aus  dem  vorliegenden  Material  nicht 
ersehen;  Seifen  und  Firnisse  scheinen  unter  ihnen  eine  hervorragende 
Rolle  zu  spielen ;  der  Pariser  Tarif  zieht  auch  Salz ,  sowie  Wachs, 
Stearin  und  Paraffin  heran;  dafs,  nachdem  der  in  Marseille  erhobene 
Mehlzoll  mit  dem  Jahre  1883  in  Wegfall  gekommen,  Aufschläge  auf 
Mehl  und  Getreide  unter  den  Oktrois  nicht  mehr  fungiren,  hat  schon 
oben  Erwähnung  gefunden. 

Das  Verhältnis  der  Sätze,  nach  denen  der  Oktroi  in  den  verschie- ^suto^ ^nad. 
denen  nach  der  Einwohnerzahl  sich  abstufenden  Kategorien  der  Ge-  Tn  "^viral"" 
meinden  erhoben  wird,  würde  nur  dann  sich  vollständig  veranschau- 
lichen lassen,  wenn  wir  eine  diesbezügliche  die  Gesamtheit  der  Ge- 
meinden und  der  Objekte  umfassende  Feststellung  besäfsen;  eine  solche 
ist  indessen,  soweit  mir  bekannt,  niemals  gefertigt  worden.  Das  was 
vorliegt,  besteht  in  der  schon  mehrfach  angezogenen,  durch  das  Bulle- 
tin de  statistique  et  de  legislation  compar6e  im  Jahre  1882  veröffent- 
lichten Zusanmienstellung  i),  welche  für  die  Städte  von  20,000  und  mehr 
Einwolmern  eine  Übersicht  der  für  die  Oktrois  von  Getränken  wie  von 
Vieh  und  Fleisch  mafsgebenden  Sätze  enthält.  Wie  schon  oben  be- 
merkt, lassen  die  Maximalsätze  des  Generaltarifs  vom  Jahre  1870  den 
Gemeinden  immer  noch  einen  weiten  Spielraum;  es  zeigt  sich  das  in 
den  Verschiedenheiten,  welche  die  Heranziehung  der  gedachten  beiden 
Kategorien  von  Steuerobjekten  in  Gemeinden  derselben  Bevölkerungs- 
Klasse  aufweist  und  welche  zum  Teil  in  den  Besonderheiten  der  Fi- 
nanzlage der  einzelnen  Gemeinden  und  des  Erwerbslebens  ihrer  Ein- 
wohnerschaft, zum  Teil  und  vor  allem  aber  in  den  verschiedenen  Ver- 
brauchsgewohnheiten der  einzelnen  Gegenden  ihre  Grundlage  haben. 
Letzteres  tritt  vorzugsweise  in  den  Sätzen  der  von  Bier  und  Wein 
erhobenen  Oktrois  hervor;  während  in  den  weinerzeugenden  Gegenden 
die  Sätze  füi-  den  Wein  im  allgemeinen  niedrige,  die  für  das  Bier 
dagegen  hohe  sind,  gilt  das  Umgekehrte  von  den  Landesteilen,  welche 
von  den  Weinbau  treibenden  Gegenden  mehr  oder  weniger  entfernt 
belegen  sind ;  im  Gegensatz  hierzu  ist  der  Obstwein  als  ein  vorwie- 
gend dem  Verbrauche  der  ärmeren  Klassen  dienendes  Getränk  fa^^t 
überall  nur  mit  geringen  Sätzen  belegt;  ebenso  macht  bei  der  Be- 
steuerung des  Alkohols  und  der  Spirituosen  die  Verschiedenheit  der 
lokalen  Verbrauchsgewohnheiten  nur  in  geringem  Grade  sich  geltend; 
die  Sätze  zeigen  hier  im  Grofsen  und  Ganzen  hauptsächlich  die  Ten- 
denz einer  der  Abnahme  der  Einwohnerzahl  folgenden  Degression.  Den 
höchsten  Satz  für  Wein  hatte  im  Jahre  1879  Paris  mit  12  Fr.  pro  Ilektol. 
für  Wein  in  Gebinden  und  30  Fr.  für  Wein  in  Flaschen,  Sätze,  an  deren 
Stelle  in  Folge  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1880  inzwischen  ein  einheit- 
licher Satz  von  10  Fr.  62  Cts.  pro  Hekt.  für  Wein  sowohl  in  Flaschen 
als  in  Gebinden  getreten  ist.    Die  nächst  höheren  Sätze  mit  11,  bezw. 


1)   BuUetin  de  statistique  et  de  legislation  coini<aree,  Jahrg.   1882,  J.iniiai lieft  S.  76  fg. 
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10,02  1111(1   10  I''r.  lijitUüi   liilh*,    '1  omcoiiij,'    und  Aniienlic'^res  bei  ciniT 
Zahl  von  Ki^TTf),  l)(!/.w.  48(il>l  und  21  71t)  Ilinwohnccn ;  viel  nuidri^^ere 
Sätzo  hatten  Lyon  —   IM'.»  Hl:")  K.  —  mit,  17,  Marscilh;       ai>S.^ÜS  K.   - 
mit  5  und  Hoideaux         215  140  K,  —  gar  nur  mit  1,20  Fr.  i)ro  llcktij- 
litcr;    bei  der  grofsen  Mehr/.ahl  der    abritten  Stiidte    von  20()0(J   und 
mehr  Einwohnern  bewegen  sieli  die  Sätze  in  dem  Spielraum  zwischen 
1    und  5  Fr.  —  Höhere  Sätze  in  Bezug    auf   ()bstw(!in    halicn    nur 
Paris  mit  4,56  und  Lille  mit  5  Fr.  pro  Hektoliter;  die  Sätze  d(!r  bei 
weit(!m    meisten  (iemeinden    bewegen    sicii    zwischen   1   und  2   l'r.  i)ro 
Hektoliter,  in  h;iuli;.^(;n  Fallen  gehen   dieselben  sogar  noch  unter   1  Fr. 
lu'rab;    eine  gröfsere  Zalil  von  Städten    lälst  den  Obstwein  ganz  frei. 
Für  Hier   finden  wir  die   höchsten  Sätze  in   Paris,  Lyon,  Marseille 
und  Grenoble  —  die  Einwohnerzahl  letzterer  (ienieinde  beträgt  45  420 
-  mit  je  15,  in  Avignon  —  38008  E.  —  mit  14,30,  in  Aix  —  28  093 
E.  —  liiit  12,    in  St.  Ftienne  —  126019  E.  —  mit  11,  in  Toulon  — 
70509  E.  —  und  in  Arles  —  25095  E.  —  mit  je  10  Franken  pro  Ilektol.; 
in  zaidreiclien  inmitten  der  weinproduzieninden   Landesteile  lielegenen 
(Iemeinden  betriigt  der  Satz  für  P>ier  das  Fünf-,  Sechs-  und  selbst  Acht- 
fache des  Satzes  für  Wein;  unter  den  Gemeinden  von  2000<J  und  mehr 
Einwohnern  bilden  diejenigen,  welche  das  Bier  mit  einem  beträchtlich 
höheren  Satze  als  den  Wein  besteuern,  die  grofse  Mehrzahl ;  das  um- 
gcikehrte  Verhältnis  ist  selten;    am    meisten    bleibt  der  Satz  für  Bier 
hinter  dem  für  Wein  zurück  in  Lille,  wo  einem  Satze  von  11  Fr.  pio 
Hektoliter  für  Wein  nur  ein  solcher  von  2,53  Fr.  für  Bier   gegenüber- 
stellt und  in  Tourcoing,  wo  der  Wein  mit  10,20,  das  Bier  mit  nur  2,70 
Fr.  pro  Hektol.  besteuert  wird.     Wie  eben  bemerkt,  spiegelt  in  diesen 
Verschiedenheiten    die   Verschiedenheit    der    Verbrauchsgewohnheiten 
sich  wieder;    mit  dem  Verhältnis  der  Allgemeinheit,  in  der  entweder 
der  W'ein    oder   das  Bier   der  Volksernährung    dient,    hält    meist    die 
Tendenz  der  Anwendung  niedriger  Besteuerungssätze  gleichen  Schritt: 
nur  die  aufserordentliche  Anschwellung  der  kommunalen  Ausgabeljud- 
gets  in  den  gröfsten  Städten  motiviert  in  diesen  eine  erhebliche  Stei- 
gerung der  Sätze  auch  bezüglich  der  dem  allgemeinen  Verbrauch  die- 
nenden Getränke.  —  Spirituosen  sind  pro  Liter  des  Alkoholgehalts  in 
Paris  mit  79,80,    in  Lyon  mit  31,    in  Marseille   und  Bordeaux  mit  je 
24,  in  Cette  mit  45,  in  Toulouse  mit  16,  in  St.  Etienne  mit  26,40,  in 
Nantes   mit  17,60,    in  Ronen    mit  44,  in  Havre  mit  40  Fr.  besteuert; 
die  Sätze  oscillieren  in  den  nächst   gröfseren  Städten    meist   um   den 
Betrag  von  20,   in  der  Mehrzahl  der  Städte   zwischen  20  und  30  000 
Einw.  um    den   Betrag   von    10  bis  15  Fr.;    doch   kommen    zahlreiche 
Ausnahmen  vor;   so  haben  sehr  niedrige  Sätze  Nimes  —  63  001  Einw. 
—  mit  9,60  und  Montpellier  —  55  258  Einw.  —  mit  5,50  Fr.,   woge- 
gen Armentieres  —  21  746  Einw.  —  den  Branntwein  mit   29  Fr.  be- 
steuert. —  Was  im  Gegensatz   hierzu   die  Besteuerung  des   Fleisch- 
viehes  und  Fleisches   anlangt,    so  ist  hier  eine  dem  Herabgehen  der 

1)  Bulletin  de  statistique  a.  a.  O.  S.  50  fg.  Ich  habe  dem  Jahre  1870  das  Jahr  1869 
substituirt,  weil  die  Resultate  des  erstgedachte»  Jahres  wesentlich  durch  die  in  Folge  des 
Krieges  eingetretenen  ganz  exceptionellen  Verhältnisse  beeinfiufst  worden  sind. 
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Einwohnerzahl  entsprechende  Degression  kaum  wahrnehmbar;  es  sind 
andere  Momente,  welche  bei  diesen  Artikeln  den  höheren  oder  niede- 
ren Betrag  der  Sätze  bestimmen.  Die  höchsten  Sätze  haben  für 
Schlachtvieh  die  Städte  Cette  —  28  090  Einw.  mit  im  Durchschnitt 
7,06,  Aix  —  28  983  Einw.  mit  7,  Paris  mit  6,67,  Nizza  mit  6,54,  Mar- 
seille mit  6,53,  die  niedrigsten  Rennes  mit  1,67,  Versailles  —  49  837 
Einw.  —  mit  1,93  und  MontluQon  23416  E.  mit  2,18  Franken  pro  100 
Kilogr. ;  die  höchsten  Sätze  für  in  Stücken  eingeführtes  Fleisch  haben : 
Marseille  mit  20,  Nantes  —  122  247  Einw.  mit  16,50,  Toulouse  — 
131642  E.  —  mit  14,07,  Grenoble  mit  13,84,  Avignon  mit  17,54,  Niort 
—  20923  E.  —  mit  12,20,  Lille  mit  12,17,  die  niedrigsten  Douai  — 
26999  E.  —  Levallois- Perret  —  22  744  E.  —  und  Neuilly  —  20  784 
Einw.  —  mit  4,  Cambrai  —  22  079  E.  —  mit  4,01,  Versailles  mit  4,14 
und  Rennes  mit  4,40  Fr.  pr.  100  Kilogr.  Für  die  fünf  gröfsten  Städte 
stellt  sich  das  Verhältnis  der  Belastung  derartig,  dafs  Paris  erhebt 
für  sei  es  in  Gestalt  von  lebendem  Vieh,  sei  es  in  Stücken  eingeführ- 
tes Fleisch  9,93,  Lyon  für  Schlachtvieh  5,11,  für  in  Stücken  eingeführ- 
tes Fleisch  10,68,  Marseille  für  Schlachtvieh  6,53,  für  in  Stücken  ein- 
geführtes Fleisch  20,  Bordeaux  für  Schlachtvieh  5,68,  für  in  Stücken 
eingeführtes  Fleisch  20,  Bordeaux  für  Schlachtvieh  5,68,  für  in  Stücken 
eingeführtes  Fleisch  10,56,  Lille  für  zerlegt  eingeführtes  Fleisch  10  Fr. 
von  je  100  Kilogr.  Alle  diese  Beträge  sind  Durchschnittssätze;  wie 
dieselben  sich  spezialisieren,  würde  nur  durch  Bezugnahme  auf  die 
Spezialtarife  veranschaulicht  werden  können,  Dokumente,  durch  deren 
Mitteilung  ich  die  dieser  Abhandlung  gezogenen  Grenzen  weit  über- 
schreiten würde. 

Zu  3.  Über  den  Betrag,  welchen  der  G  es  amt ertrag  des  Oktrois  Ertrag. 
erreicht  hat,  liegen  Feststellungen  vor,  welche  eine  längere  Jahres- 
reihe umfassen;  in  der  Zeit  von  1831  bis  1880  hat  dieser  Betrag  sich 
mehr  als  vervierfacht;  es  hat  der  Bruttoertrag  für  sämtliche  Oktroi 
erhebende  Städte  sich  1831  auf  54242  906,  1840  auf  76  623  023,  1850 
auf  94  337  858,  1860  auf  145  089144,  1869  auf  201348148,  1880  auf 
277  062  506,  der  Nettoertrag  sich  1831  auf  48  363  229,  1840  auf 
64391  172,  1850  auf  84859448,  1860  auf  137992573,  1869  auf 
185008  524,  1880  auf  254  625  212  belaufen.  Die  Art,  wie  dieser  Ge- 
samtbetrag sich  zerlegt,  ist  nach  einer  dreifachen  Richtung  hin  von 
Interesse:  zunächst  kommt  das  Verhältnis  in  Betracht,  in  welchem 
die  verschiedenen  Kategorien  von  oktroipflichtigen  Gegenständen  bei 
jenem  Gesamtertrage  konkurrieren;  sodann  das  Verhältnis,  in  welchem 
an  dem  Gesamtertrage  die  nach  der  Einwohnerzahl  sich  abstufenden 
verschiedenen  Klassen  der  Gemeinden  partizipieren;  endlich  ist  auch 
die  Höhe  des  vom  Ertrage  auf  den  Kopf  der  oktroipflichtigen  Bevöl- 
kerung entfallenden  Anteils  von  Wichtigkeit.  Was  das  Verhältnis  der 
Verteilung  auf  die  einzelnen  Kategorien  von  Gegen  st  an  den  anlaugt, 
so  hat  eine  Feststellung  des  bezüglichen  Verhältnisses  zuletzt  für  das 
Jahr  1880  stattgefunden;  danach  repartiert  sich  der  Bruttoertrag  von 
274  954  991  Fr.  in  der  Weise  auf  die  verschiedenen  Klassen  der  Verkaufs- 
artikel,  dafs   auf  Getränke  und  Flüssigkeiten  122  352  408,   auf  Nah- 
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riiii^'suiittcl  1  \ H'iiH  (')H5,  aiil  r.iriiiiniuliüijil  ^'.iTsl  (;<>},  uul'  Vicliluttn 
1452;')  S72,  Ulli  l!;iiniiat(;ii;ili(!ii  ;>n,l  17,44(),  iiuf  «irj^iüistaiidi'  uiirsL'iliulb 
dieser  Klass(3n  endlich  ;>;-i;>8'S,S()  Fr.  entticleii  ').  Der  Anteil,  mit  welcliein 
die  einzelnen  Katej^'orien  der  (ienieinden  an  dem  (iesamtertraj,'e  par- 
li/.ipicrcn,  wächst  mit  d(!r  Zunahme  d(!r  Einwohnerzahl  in  einci-  das  Vcr 
li;illnis  (li<'S(!r  Zunahme  wiiit  liherstci^'enden  l'io^^ression ;  einen  sehr  er 
hehlichen  l'aktor  im  (Jesamtertra^^e  des  ()klr(jis  hat  immer  der  Oktioi- 
ertra;^-  liir  di(!  Stadt  Paris  «^(sbildet;  die  Quote,  mit  der  diese  amCJe- 
samteitra;j;e  partizipiert,  ist  stetig  erheblich  ^^ewachsi-n  unil  betru;:, 
während  sie  sich  im  Jahre  1H31  auf  nur  etwa  über  ein  Drittel  belau- 
fen hatte,  im  Jahre  1880  mehr  als  die  Hälfte;;  von  dem  (iesamt- 
Uruttoertra^'e  von  54  242  90G  im  Jahre  1831  kommen  auf  Paris 
1<) ();")!  ()<»:>,  auf  die  übrigen  (ienieinden  15511)1213,  während  vom  (ie- 
samt-P.riittoertra^re  des  Jahres  187!)  mit  2(;0()74<)17  Fr]  auf  Paris, 
135  028  725,  auf  die  anderen  (ienieindesn  130,445,8*. »2  Fr.  (;ntfallen;  von 
der  letzteren  Summe  kommen  auf  die  8  (iemeinden  von  zwisch(;n 
lOOUOO  und  35(J0UÜ  Einwohnern  -  Lyon,  Marseille,  Pordeaux,  Lille, 
Toulouse,  St.  Etienne,  Nantes  und  Ronen  40  0831)10,  auf  die  oktroi- 
erhebenden  Gemeinden  mit  einer  Einwohnerzahl  von  zwischen  20  0(JO 
und  lOOOOO  4();793  233,  auf  die  kleinern  Genieinden  der  Rest.  —  Ent- 
sprechend diesem  Verhältnis  einer  mit  der  Einwohnerzahl  abnehmen- 
den Krgiebif^keit  des  Oktrois  zeigt  die  Höhe  des  vom  Ertrage  auf 
den  Kopf  der  Einwohnerschaft  entfallenden  Anteils  im  Grofseu  und 
Ganzen  eine  der  Abnahme  der  Einwohnerschaft  folgende  Degressi(jn; 
der  für  Paris  sich  ergebende  Betrag  von  —  im  Jahre  1879  -  68,56 
Fr.  wird  nur  in  drei  anderen  Städten  etwa  zur  Hälfte  erreicht:  es 
sind  Ronen,  Marseille  und  Nizza  mit  Erträgen  von  35,79,  35,21  und 
34,03  Fr.  pro  Kopf,  welche  —  nach  Paris  —  die  nächst  höheren  Be- 
träge aufweisen;  Lyon  hat  einen  Ertrag  von  31,05,  der  Havre  von 
28,59,  Poitiers  von  28,09  pro  Kopf;  in  den  meisten  der  Städte  von 
zwischen  20000  und  100000  Einw.  oscilliert  dieser  Ertrag  zwischen 
25  und  15 ;  den  niedrigsten  Ertrag  pro  Kopf  weisen  aus  dieser  Klasse 
die  Gemeinden  Alais  mit  8,31,  MontluQon  mit  5,89  und  der  Creusot 
luit  2,73  Fr.  auf;  in  der  letzteren  Gemeinde  rührt  das  Verhältnis  da- 
her, dafs  sie  nur  Getränlie  besteuert. 
Huhn  d.r  Kr-  Zu  4.  Eiu  schr  verschiedenes  ist  das  Verhältnis  der  Erheb ungs- 
'kS  kosten  zum  Ertrage;  dieselben  betragen  von  letzterem  in  Paris  5,01, 
in  Lyon  7,67,  in  Marseille  11,52,  in  Bordeaux  14,65,  in  Cette  7,75, 
in  Toulouse  15,34,  in  St.  Etienne  11,90,  in  Nantes  12,24,  in  Ronen 
13,58,  im  Havre  9,49,  in  Roubaix  6,26  Prozent  des  Bruttoertrages; 
die  nächst  niedrigen  Prozentsätze  haben  unter  den  Gemeinden  von 
20000  und  mehr  Einwohnern:  Neuilly  mit  6,85,  St.  Pierre  les  Calais 
mit  7,20  und  Chalons  sur  Marne  mit  7,94  Prozent;  am  ungünstigsten 
ist  das  Verhältnis  in  Ronen,  wo  der  Prozentsatz  16,66,  in  Versailles, 
wo  derselbe  17,93  und  endlich  im  Creusot,  wo  er  30,31  beträgt:  in  der 
grofsen  Mehrzahl  der  Gemeinden   oscilliert  der  Prozentsatz   zwischen 


1)  Annuaire  statistique,    Jahrg.   1883,  S.  552  fg. 
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9  und  13.  Es  sind  verschiedene  Momente,  welche  auf  die  Gestaltung 
des  Verhältnisses  der  Erhebungskosten  zum  Ertrage  Eiuflufs  haben: 
neben  der  Zweckmiüsigkeit  der  Organisation  kommen  vor  allem  gewisse 
lokale  Verhältnisse  wie  die  mehr  geschlossene  oder  mehr  zerstreute 
Lage  der  Ortschaft  in  Betracht ;  von  sehr  wesentlicher  Bedeutung  sind 
ferner  die  dem  Kreise  der  dem  Oktroi  unterworfenen  Artikel  gegebene 
Ausdehnung,  die  Höhe  der  Besteuerungssätze,  der  Umfang,  welchen 
der  Verbrauch  der  betreffenden  Oktroi  Pflichtigen  Gegenstände  erlangt 
hat:  mit  dem  Wachstum  der  Ergiebigkeit  des  Oktroiertrages,  wie  sie 
aus  der  weiteren  Abgrenzung  des  Kreises  der  oktroipflichtigen  Gegen- 
stände, aus  der  Erhöhung  der  Tarife  und  aus  der  Zunahme  des  Kon- 
sums hervorzugehen  pflegt,  hält  das  Wachsthum  der  Erhebungskosten 
im  Allgemeinen  nicht  Schritt:  das  Verhältnis  des  Ertrages  zu  den 
Kosten  gestaltet  sich  daher  mit  der  zunehmenden  Ergiebigkeit  zu 
einem  günstigeren.  Aus  dem  Zusammenwirken  aller  gedachten  Mo- 
mente erklärt  sich  die  ungewöhnlich  niedrige  Quote  des  Bruttoertrages, 
auf  welche  in  Paris  der  Betrag  der  Erhebungskosten  sich  im  Laufe 
der  Zeit  ermäfsigt  hat:  aber  auch  in  den  übrigen  Gemeinden  ist  es 
neben  der  rationelleren  Handhabung  der  Steuer  vor  allem  die  Zunahme 
des  Konsums,  welche  das  Herabgehen  der  für  die  Erhebungskosten 
beanspruchten  Quote  verursacht  oder  doch  eine  weitere  Steigerung 
derselben  verhindert  hat.  Dafs  für  die  Gesamtheit  der  Oktroi  erhe- 
benden Gemeinden  das  Verhältnis  der  Erhebungskosten  zum  Ertrage 
fortschreitend  sich  zu  einem  günstigeren  gestaltet  hat,  ergeben  die 
im  Bulletin  de  statistique  mitgeteilten  Zahlen:  während  der  Brutto- 
ertrag des  Oktrois  für  sämtliche  Oktroi  erhebende  Gemeinden  1830 
54  242  906.  1840  76  886197,  1850  95185  793,  1860  145  089144,  1870 
201,345,148,  1880  endlich  277,062,506  Fr.  betragen  hat,  haben  sich 
die  Erhebungskosten  in  den  gedachten  Jahren  auf  5  879  677,  bezw. 
12  495  025,  94  78410,  13166  571,  16305  089  und  22  437  294  Fr.  be- 
laufen; es  haben  dieselben  daher  im  Jahre  1831  nicht  ganz  |,  im 
Jahre  1840  nicht  ganz  ^,  im  Jahre  1850  nicht  ganz  y^,,  im  Jahre  1860 
nicht  ganz  ^,  1870  und  1880  noch  nicht  -jV,  des  Gesamtertrages 
ausgemacht.  Leider  ist  in  der  Tabelle  für  die  früheren  Jahre  der 
Betrag  der  Erhebungskosten  für  Paris  und  die  übrigen  Departements 
nicht  gesondert;  es  läfst  sich  daher  aus  derselben  nicht  konstatieren, 
ob  bezw.  inwieweit  die  günstigere  Gestaltung  des  Verhältnisses  etwa 
ausschliefslich  oder  vorwiegend  auf  Rechnung  der  für  die  Hauptstadt 
eingetretenen  Reduktion  der  auf  die  p]rhebungskosten  entfallenden 
Quote  zu  setzen  ist. 

Zu  5.  Die  Herstellung  des  Verhältnisses  des  Oktroi  -  Ertrages  verhmtms_^des 
zum  Gesamtbetrage  der  Einnahmen  bezw.  der  Ausgaben  der  Gemeinde  zur  owanfr 
läfst  sich  Dank  der  periodischen  Veröffentlichungen  der  komnnina-'^^'j;'^']^^;,^^^^^^^^^ 
len  Finanzstatistik  für  einen  längeren  Zeitraum  in  die  Vergangen-  der  ^'emeia- 
heit  zurückverfolgen ;  während  die  Einnahme  aller  Gemeinden  mit 
Ausschlufs   von    Paris   aus   dem  Oktroi   im   Jahre  1862  78  668  804 1), 


1)  Enquete  agricole  1866—1870,  Serie  I  Bd.  III    S.  357. 
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im  Jahre  1871  HS  021»  115  und  im  Jahni  1H77  124  072  ^U!»  Kr.  bc- 
traK'<!ii  liatte'),  l)er(!(:hiiL't.o  sich  der  (iesamtlietraj^  der  ordentlichen 
Kiniiiihnien  1H(;2  auf  2'.»!  4:50  7 H» '^ ) ,  1«71  auf  .'JUnCl)  liOO,  ls77  auf 
407  :»4'.»'.M2  l'r.,  wo^^^e^'en  der  (icsamtbetra^'  der  aufs(!r(irdentlic,h(;n  Min- 
iiahiiK!  sich  von  M'.t  517  ;'>:")'.)  Fr. ')  im  .lalire  1802  auf  22»;  41ti '.HO  Fr.  •'•) 
im  -lalire  1871  und  auf  2HS3S0:J4(;  im  Jahre  1877  ^(^hoben  hat.  Die 
ordentliche  Ausji;abe  sämtlicher  Gemeinden  aulser  Paris  hat  im  Jahre 
1862  25(;U54I);{8,  im  Jahre  1871  auf  27(1 187  190  Fr.,  im  Jahre  1877 
354  270  224  Fr.  betra^^^en,  wo;^e<,'en  die  aulserordentliche  Aus;^'abe 
mit  Ausschluls  der  KestverwaltunK  1^02  auf  1<)H28:U1'J,  1871  auf 
244  314  •.»70,  1877  auf  322  511  777  Fr.  "j  berechnet  worden  ist;  von  der 
Stei^HnMinj,^  der  ordentlichen  Einnahni(;  kommt  der  j^nifste  Teil  auf  die 
Ausjj;aben  für  das  Unterriciitsvvesen ,  die  sich  von  47  89'J  71)5  Fr.  im 
Jahre  18(;2  auf  8(;6ols71  im  Jahre,  1877  j^'ehoben  hat');  die  nächst 
grölere  Frhöluing  betriflt  die  Ausgabe  füi-  die  Unterhaltung,  den  Bau, 
die  Besjjrengung  u.  s.  w,  der  Vicinalwege,  Strafsim  und  Plätze.  Es  er- 
giebt  sich  aus  vorstehenden  Zahlen,  dal's  die  P»edeutung  des  Oktrois  für 
den  llauslialt  der  (Gemeinden  im  aligenKtinen  eine  gröfsere  geworden 
ist:  es  hat  sicli  der  Ertrag  des  Oktrois  in  einer  nicht  nur  dem  allge- 
meinen Wachstum  der  ordentlichen  Einnahuien  und  Ausgaben  folgen- 
den, sondern  in  einer  über  dasselbe  hinausgehenden  Progression  er- 
höht, dergestalt,  dal's  der  Anteil,  mit  welchem  er  an  dem  Gesamt- 
betrage der  ordentlichen  Einnahmen  der  Gemeinden  partizipiert,  nicht 
unbeträchtlich  gewachsen  ist.  So  wichtig  nun  aber  diese  Erkenntnis 
ist,  so  wird  doch  der  Wert  der  mitgeteilten  Zahlenergebnisse  durch 
zwei  Umstände  beträchtlich  vermindert:  einmal  dadurch,  dafs  die  Grup- 
pierung der  Einnahmen  und  Ausgaben  innerhalb  des  bezüglichen  Zeit- 
raums nicht  völlig  dieselbe  geblieben  ist  und  ferner  dadurch,  dafs  jene 
Ergebnisse  sich  auf  sämtliche  Gemeinden  beziehen,  während  nur  eine 
beschränkte  Zahl  von  gröfseren  Gemeinden  Oktroi  erhebt:  um  die  Be- 
deutung desselben  füi-  den  Gemeindehaushalt  völlig  würdigen  zu  kön- 
nen, wäre  es  erforderlich,  dafs  die  bezüglich  der  oktroierhebtniden 
Gemeinden  sich  ergebenden  Resultate  besonders  zusammengestellt  und 
für  die  einzelnen  nach  der  Einwohnerzahl  sich  abstufenden  Kategorien 
derseli)en  detailliert  würden.  So  lange  die  Basis  einer  derartigen  Ar- 
beit fehlt,  bleibt  nur  übrig,  die  Entwickelung  des  Oktroiertrages  und 
seines  Verhältnisses  zu  den  anderen  Faktoren  der  Gemeindewirtschaft 
im  Finanzwesen  der  einzelnen  Gemeinden  zu  verfolgen.  Aber  auch 
für  diesen  Zweck  fliefst  das  veröffentlichte  Material  dürftig.  In  der 
Stadt  Marseille,  bezüglich  deren  zwei  Budgets:  das  für  das  Jahr  1869 
und  das  für  das  Jahr  1882  mir  vorliegen,   entfielen  im  erstgedachten 

1)  Rapport  sur  la  Situation  financiere  des  communes  en    1877   S.   XI. 

2)  Einschliefslich  des  Wertes  der  Wegefrohnden.     Enquete  agric.  a.  a.  O. 

3)  Rapport  S.  111,  IV. 

4)  Enquete  Agricole  a.   a.  O. 

5)  Rapport  a.  a.  O. 

6)  S.    über    die    vorstehenden    Ziffern    Enquete    agric.  a.  a.   O.    und    Rapport    S.  III 
u.  XXI. 

7)  Enquete  agric.  und  Rapport  a.  a.  O. 
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Jahre  von  einem  Gesamtbetrage  der  ordentlichen  Einnahmen  von 
0  740  858  Fr.  6  200000,  von  einem  Betrage  der  aufseioidentlichen  Ein- 
nahmen von  6  561275  Fr.  2  300  000  Fr.  auf  den  Ertrag  des  Oktrois, 
von  der  Gesamteinnahme  von  16  302  133  Fr.  macht  derselbe  daher 
mit  8  500  000  Fr.  mehr  als  die  Hälfte  aus;  im  Budget  des  Jahres 
1882  war  unter  den  ordentlichen  Einnahmen  im  Gesamtbetrage  von 
13  459 022  Fr.  ein  Oktroiertrag  von  8  450000,  unter  der  aufserordent- 
lichen  Einnahmen  im  Gesamtbetrage  von  4.328  512  ein  solcher  von 
1175  000  enthalten;  die  Quote,  mit  welcher  der  Oktroiertrag  bei  der 
Gesamteinnahme  beteiligt  ist,  hat  sich  daher  auch  hier  verstärkt,  da 
von  17  787  534  Fr.  als  dem  Betrage  dieser  Gesamteinnahme  9  625000  Fr. 
auf  den  Oktroi  entfallen.  Es  hat  sich  daher  auch  hier  der  auf  den 
Oktroi  kommende  Anteil  an  der  Gesamteinnahme  erhöht,  obgleich  auf 
das  Budget  des  Jahres  1880  und  1881  die  angeordnete  Mafsnahme  des 
successiven  Wegfalls  des  Mehlzolls  bereits  Einflufs  gehabt  hatte  und 
in  jedem  dieser  Jahre  ein  Vierteil  jener  Abgabe  mit  einem  Ertrage  von 
435  000  Fr.  in  Wegfall  gekommen  war.  In  Lille  hatte  im  Jahre  1881 
die  ordentliche  p]innahme  5  755  525  Fr.  betragen,  von  welcher  Summe 
auf  den  Ertrag  der  direkten  Steuern  770  730 ,  auf  den  der  indirekten 
4  722  908  Fr.  kamen ;  es  läfst  sich  annehmen ,  dals  der  gröfsere  Teil 
dieser  Summe  sich  aus  dem  Ertrage  des  Oktrois  bildete,  da  dieser 
Ertrag  im  Jahre  1879  eine  Summe  von  3  664  551  Fr.  ergeben  hatte. 

Je  lückenhafter  die  zur  Verfügung  stehenden  Nachrichten  sind,  Entwickeiung 
desto  dankbarer  mufs  es  anerkannt  werden,  dafs  in  Bezus  auf  Paris  hsunTsses'^'iii 
vollständigere  Publikationen^)  vorliegen;  ihr  wesentlicher  Inhalt  wird  ^p^f^/ 
hier  am  Schlüsse  umsomehr  eine  Stelle  finden  können,  als  bei  den  so 
eben  mitgeteilten  Zahlen ,  wie  schon  bemerkt ,  die  Stadt  Paris  unbe- 
rücksichtigt geblieben  ist.  Als  Ausgangspunkt  für  die  neuere  Ent- 
wicklung der  Finanzen  der  Stadt  Paris  ist  die  für  die  Verwaltung  des 
Jahres  VII  und  die  Restverwaltung  der  früheren  Jahre  aufgestellte 
Rechnung  betrachtet  worden;  danach  bezifferte  sich  die  Gesamteinnahme 
der  Stadt  Paris  auf  nur  7  870  285  lY. ,  in  welchem  Betrage  die  Ein- 
nahme aus  dem  Oktroi  mit  6  634  000,  die  aus  den  Kommunalzuschlä- 
gen zu  den  direkten  Steuern  mit  ungefähr  800  000,  die  Mieten  der 
Gemeindegrundstücke  mit  60  000,  ein  aufserordentlicher  Zuschufs  des 
Staats  mit  349  000,  endlich  der  Ertrag  des  Wasserzinses  mit  122  Fr. 
50  Cts.  figurierte:  die  Ausgaben  überschritten  nicht  den  Gesamtbetrag 
von  7  614  764  Fr.,  eine  Summe,  die  zu  mehr  als  zwei  Dritteln  durch 
die  den  Hospitalanstalten  und  Wohlthätigkeitsbureaus  geleisteten  Zu- 
schüsse mit  2  315  925  und  durch  die  Kosten  der  Polizeivei-waltung 
mit  2  916  947  absorbiert  wurde.  Jenen  Einnahmen  traten  indessen, 
nachdem  die  Gemeindeverwaltung  von  Paris  im  Jahre  VIII  reorgani- 
siert worden  war,  bald  weitere  Kategorien  von  Einnahmen,  namentlich 
Wege-  und  Marktstandsgelder,  sowie  Gebühren  für  die  Benutzung  der 
öffentlichen  Waagen  hinzu ;  vor  allem  aber  steigerte  sich  der  Ertrag 
des  Oktrois:   schon  im  Jahre  1810  beliefen  sich  die  ordentlichen  Ein- 


auf 


1)  Pontich,  administration  de  Paris  S.  97  fg. 
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iiiiliiiicii  juif  227.Sl()(K)  l'r.,  in  welcher  Suiiiiiie  der  Ilrlr;i;j;  de.s  Oktrois 
iiiil  /waii/i^(  tiiid  einer  JKilheii  Million  li;,'iiriert(!;  die  ordeiilliclien  Aus- 
i^iihi'M  betrug(Mi  21  821  ()(MJ  Fr.  Im  Jahre  ]s;)l  halte  .sieh  die  (iesaint- 
(iiiMuihnie  auf  einen  Betrag  von  50  0.^4  128  l-'r. ,  in  welchem  die  Kin- 
nahme aus  dem  Oktroi  mit  IG  H78lj(JU  Fr.  entliaiten  war,  die  (i(!samt- 
ausj^ahe  auf  über  fWJ.l  Million  Fr.  erhöht  :  von  der  Finnaiime  ent- 
licden  auf  den  Oktroi'  nur  I!»  DBi)  ()()()  l'r.  Im  .laliic  iHf).",  I>etruj,'en 
die  ordentlichen  Finnaliiuen  .")7  söl  (joo ,  die;  ordentlichen  Au.sgahen 
.'■):»  SOHOUO  Fr.;  noch  weit  beträchtlicher  hatte  das  aufserordentliciie 
I>ud;;et  sicli  (uhöht,  das  einen  Betraf;  von  53  82(5  771  Fr.  errreithte : 
wie  die  veränderte  Organisation  der  Poii/eiverwaltung  und  des  Strafsen- 
reinigungsdienstes,  sowie  die  durch  die  Sttiigerung  der  Lebensmittel- 
preise notwendig  gewordene;  Krliöhung  der  Subvention  für  die  Armen- 
verwaltung  die  IIani)tuisacli(!n  der  Frliöhung  des  oidentlichen  Budgets 
bildeten,  so  war  die  Fih('>hung  dc^s  aufserordentlichen  P.udgets  vorzugs- 
weise durch  die  den  öll'entlichen  Ari)eiten  gegeliene  grölsere  Ausdeli- 
lunig  veraidafst;  der  Krtrag  des  Oktrois  hatte  sich  in  di(^sem  .lahre  auf 
41  875  365  Fr.,  also  auf  •''/,;  der  ordentlichen  Finnahmen  belaufen.  Die 
weitere  Steigerung  der  ordentlichen  Einnahmen,  der  ordentlichen  Aus- 
gaben uiuldes  Oktroiertrages  ergicbt  die  nachstehende  Tabelle  ^);  es 
haben  betragen: 


im 
Jahre 

die  ordentliche 
Kiiinahine 

die  ordentliche 
Ausgahe 

der  Ertrag  des 
Oktrois 

i86i 
1869 

1875 
1880 
1882 

Fr. 

114  345  304 
168  443  629 
212  859  183 
248279973 
262234326 

Fr. 

88350443 
14s  834  785 
193  674  716 
212  981  207 
231545258 

Fr. 

77277971 

107  557  565 
118  243  254 
142  619  344 
149  663  518 

Die  Entwicklung  des  Oktroiertrages  ist  demnach  zwar  hinter  der 
Progression,  in  welcher  die  ordentliche  Einnaiime  gew'achsen  ist,  um 
einiges  zurückgeblieben:  die  Steigerung  der  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern  und  die  Entwickelung  der  p]iniiahmen  aus  den  Erträgen  der 
Gasfabrikation  und  aus  dem  Wasserzinse  haben  in  erster  Linie  zur 
Ausfüllung  der  Lücke  beigetragen:  eine  wie  prävalierende  Stellung  der 
Oktroi  im  Budget  der  Stadt  dennoch  einnimmt,  geht  vor  allem  daraus 
hervor,  dafs  er  zur  Deckung  der  ordentlichen  Ausgaben,  wenn  von  den- 
selben die  auf  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  städtischen  Schuld 
aufzuwendenden  Beträge  in  Abzug  gebracht  werden,  nahezu  ausreicht: 
von  der  im  Budget  von  1883  auf  253  663  340  Fr.  veranschlagten 
ordentlichen  Ausgabe  entfielen  auf  den  Bedarf  der  städtischen  Schuld 
".)i>  122  342  Fr.,  so  dafs  nach  Abzug  dieses  Betrages  sich  die  Ausgabe  auf 
154540  998  Fr.  berechnete:  diesem  Betrage  steht  eine  auf  143  149  000 
veranschlagte  Einnahme  aus  dem  Oktroi  gegenüber  2).    Nächst  dem  Be- 

1)  a.  a.  o.  s.  101. 

2)  a.  a.  O.  S.  122. 


Über  indirekte  Verbrauclisabgaben  der  Gemeinden.  229 

darf  der  Stadtschuld  bildeten  im  Ausgabebudget  des  gedachten  Jahres 
die  bedeutendsten  Positionen  die  Ausgabe  für  die  öttentliche  Sicherheit 
mit  23  002161,  für  das  öffentliche  Strafsenwesen  mit  28  477  460,  für 
das  Gesundheitswesen  mit  15  332  693,  für  das  Unterrichtswesen  mit 
24  738  693  und  für  die  Armenpflege  mit  19  816  566  Fr.,  der  Gesamt- 
betrag dieser  Ausgabeposten  wird  durch  den  Ertrag  des  Oktrois  weit 
überwogen. 

Die  Weissagungen  mancher  Gegner  des  Oktrois,  dafs  dieser  Abgabe 
ein  baldiges  Verschwinden  bevorstehe,  haben  daher  in  den  Thatsachon 
bisher  keine  Erfüllung  gefunden:  es  kommt  demnach  darauf  an,  die 
gegen  dieselbe  gerichteten  Einwendungen  ihrem  innern  Werte  nach 
zu  prüfen. 

VI.      Gegner  und   Verteidiger    des  Oktrois.     Die   Einwen- 
dungen und   ihre  Widerlegung. 

Der  Streit  über  die  wirtschaftliche  Zweckmäfsigkeit  der  lokalen  Ver-'"^'!™"^  ^^^ 

1  111  -1  •       •         1-      IT  !•  ötreites. 

brauchsabgaben  reicht  weit  m  die  Vergangenheit  zurück:  der  Verurtei- 
lung, welche  diese  Art  der  Besteuerung  seitens  Turgots  und  der  physio- 
kratischen  Schule  erfuhr,  ist  schon  oben  gedacht  worden.  Diesen  An- 
griöen  gegenüber  fehlte  es  jedoch  den  Verbrauchssteuern  nicht  an 
Verteidigern:  unter  ihnen  ragt  durch  die  Weite  seiner  Gesichtspunkte 
und  die  sachliche  Begründung  seiner  Anführungen  Arthur  Young') 
hervor,  welcher  im  Gegensatz  zu  der  damals  in  Frankreich  verbreite- 
ten Agitation  für  die  Grundsteuer  als  einzige  und  einheitliche  Steuer 
sich  als  einen  entschiedenen  Anhänger  der  Verbrauchsabgaben  bekennt; 
er  führt  aus,  dafs  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Leichtigkeit  der  Er- 
hebung von  Seiten  der  Verwaltung  und  der  Entrichtung  von  Seiten 
der  Verpflichteten ,  sondern  dafs  auch  im  Punkte  der  gleichmäfsigen 
Verteilung  der  Steuerlast  und  der  Aufmunterung  zum  Erwerbfleifse 
den  Verbrauchsabgaben  der  Vorzug  vor  den  Territorialabgaben  ge- 
bühre: erstere  enthielten,  da  sie  nur  von  dem  zur  Verzehrung  ver- 
wendeten Teil  der  Einkünfte  erhoben  wurden,  einen  Impuls  zum  Spa- 
ren: vor  zu  grofser  Ausdehnung  der  Steuern  sichere  der  umstand, 
dafs  in  solchem  Falle  ihr  Ertrag  zurückgehe.  Arthur  Young  geht 
hiermit  über  die  Ansichten  Adam  Smiths  hinaus:  auch  dieser  ist 
der  Besteuerung  des  Konsums  keineswegs  entgegen,  soweit  Artikel  des 
Luxus  getroffen  werden:  nur  Abgaben  vom  Verbrauch  der  zum  un- 
entbehrlichen Lebensunterhalt  dienenden  Artikel  hält  er  wegen  der 
hierdurch  herbeigeführten  Erhöhung  der  Preise  dieser  Waren  sowie 
der  damit  gegebenen  Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  Vertheuerung 
der  Erzeugnisse  der  Arbeit  geradezu  für  schädlich  ^'). 

Das  Ergebnis  des  Streites  hat  oben  seine  Stelle  gefunden;  dort 
ist  gezeigt  worden,    wie  nicht  theoretische  Erwägungen,   sondern  die 

1)  Arthur  Young,  Deutsch  von  Zimmermaun  Bd.  11  S.  388  fg. 

2)  Adam    Smith,     inquiry    into    the  nature    and    causes  of    the  wealth  of  nations, 
Book  V,  cap.  II  Part.  II  Art.  IV. 
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Not  (lur  Zeiten  und  das  priiktisclie  IJedürfnis  für  die  Wiederlierstellunj^ 
des  Oktrois  entscliicMleii.  Auf  den  Standpiiiikl  dies(;s  piaktiselien  Be- 
dürfnisses lialK^n  sich  deniniiclist  aucli  in  fast  sich  ;^h.'ich  bicihender 
Weise;  die  verschiedenen  K(';^Merun<^'en  gestellt,  welche  in  der  Herr- 
schaft I"Vaid<i'eichs  einandei-  siiccedierten,  indem  sie  die  gegen  den 
Oktroi  gericiiteteii  Angrilfe  von  der  Hand  wiesen:  in  dieser  Weise  ist 
die  grofse  Zahl  der  im  Laufe  der  Zeit  an  die  Regierung  bezw.  un  die 
gesetzgebenden  Körperschaften  gerichteten  bezüglichen  Petitionen  er- 
ledigt worden').  Die  Diskussion,  soweit  sie  die  Aufrechthaltung  des 
Oktrois  im  Prinzi]«',  zum  Gegenstand  gehabt  liat,  ist  daher  eine  im 
grofstsn  und  ganzen  theoretische  gebli(!ben;  als  solche  aber  hat  sie  nie- 
mals ganz  geruht;  einzelne  thatsächliche  Vorgänge  haben  ihr  zu  ge- 
wi.Mien.i.i-  wissen  Zeiten  eine  besondere  Lebhaftigkeit  gegeben.  Die  Erörterungen, 
Eröriwung'  welclie  iui  Jalwe  1847  das  Projekt  eines  Anlehens  von  25  Millioneu 
im  Pariser  Gemeinderat  hervorrief,  veranlafsten  Horace  Say  zu 
jener  bekaiuiten  P)roschürc*),  in  welcher  der  Oktroi  zum  ersten  Male 
von  denn  Standpunkte  der  neueren  Freihandelsschule  aus  beleuchtet 
und  das  Projekt  einer  -Ersetzung  desselben  durch  eine  rationelle  Be- 
steuerung der  Mietwerte  ventiliert  wurde.  Vor  allem  aber  hat  der 
Vorgang  der  Abschaffung  des  Oktrois,  wie  sie  in  den  Jahren  1860 
bezw.  1865  durch  die  belgische  und  die  holländische  Gesetzgebung 
erfolgte,  die  Diskussion  der  Frage  der  Beseitigung  dieser  Steuern  auch 
in  Frankreich  in  Flufs  gebracht.  In  zweierlei  Form  vorzugsweise  hat 
diese  Erörterung  sich  vollzogen, 
srtiafuidl'c  Zunächst   liaben    die    beiden   landwirtschaftlichen    Enqueten    von 

Knqucten.  18!;{1  uud  18||^  der  Frage  der  Abschatfung  bezw.  der  Beibehaltung 
"isGqTo?*" d^s  Oktrois  Aufmerksamkeit  zugewandt;  vorzugsweise  gilt  dies  von 
der  ersteren,  viel  ausführlicheren  und  eingehenderen  Enquete.  Anlafs 
zur  Erörterung  gab  vor  allem  das  bei  der  Lösung  jener  Frage  in 
Betracht  konnneude  landwirtschaftliclie  Interesse;  es  ist  jedoch  die 
Diskussion  keineswegs  bei  der  Erörterung  der  aus  jenem  Interesse 
sich  ergebenden  Gesichtspunkte  stehen  geblieben,  vielmehr  ist  die 
Prüfung  auf  das  Prinzip  des  Oktrois  überhaupt  und  in  seinen  ver- 
schiedenen Formen  und  Anwendungen  ausgedehnt  worden^);  in  dieser 
\Yeise  hatte  insbesondere  auch  der  namens  der  Subkoramission,  welche 
mit  der  Vorbereitung  der  Diskussion  in  der  für  die  Enquete  gebilde- 
ten Centralkommission  beauftragt  war,  die  Aufgabe  erfafst.  Im  all- 
gemeinen hatten  die  Enqueteverhandluugen  der  Departementalkommis- 
sionen  eine  besonders  stark  hervortretende,  gegen  die  Institution  des 
Oktrois  gerichtete  Strömung  in  den  landwirtschaftlichen  Kreisen  nicht 


1)  Ein  Verzeichnis  dieser  Petitionen,  soweit  sie  dem  Jahre  1870  vorangehen,  findet 
sich  hei  Burot,  les  octrois  S.  368  fg.  Eine  hesonders  eingehende  Diskussion  rief  das 
von  Glais-Biz'pin  im  April  1869  eingebrachte  Amendement,  welches  die  Abschaflung  des 
Oktrois  in   allen  Städten   und  Gemeinden   Frankreichs  beantragte .   hervor. 

2)  Horace  Say,   Paris,   son  octroi   et  ,ses  emprunts,   Paris,   Guillaumiu    1847. 

3)  Die  wichtigsten  auf  den  Oktroi  bezüglichen  Schriftstücke  und  Verhandlungen  be- 
finden sich  Serie  I  Band  I  S.  367  und  Band  III  S.  353  flg.  der  Verhandlungen  der  En- 
quete von  1866. 
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ergeben;  von  67  Departementalkommissionen ,  deren  Gutachten  vor- 
lagen, hatten  nur  drei  die  Beseitigung  des  Oktrois  positiv  empfoh- 
len, während  '14  sich  auf  die  Befürwortung  einer  Ermäfsigung  der 
Tarife,  14  andere  sich  auf  das  Verlangen  weiterer  Prüfung  be- 
schränkt und  29  sich  über  die  Frage  überhaupt  nicht  ausgesprochen 
hatten^).  Von  den  Fragen,  welche  der  Centralkommission  bezw.  von 
dieser  der  Subkommission  vorgelegt  waren,  bezog  eine  sich  auf  den 
Ersatz  des  Oktrois  durch  Erhöhung  der  Mobiliarsteuer,  während  die 
beiden  anderen  die  Zweckmäfsigkeit  einer  Entlastung  der  Landwirt- 
schaft durch  stärkere  Heranziehung  der  industriellen  Erzeugnisse  zur 
Oktroisteuer  und  den  Ersatz  der  fixierten  Sätze  des  vom  Wein  er- 
hobenen Oktrois  durch  Wertzölle  betrafen.  Die  Subkommission  hatte 
nun  zunächst  konstatiert,  dafs  im  grofsen  und  ganzen  die  Entwick- 
lung des  Konsums  und  in  soweit  auch  des  Absatzes  der  landwirt- 
schaftlichen Produkte  nicht  gelitten  habe,  dafs  im  Gegenteil  nicht 
über  die  Stockung  dieses  Absatzes,  sondern  vielmehr  darüber  geklagt 
würde,  dafs  die  landwirtschaftliche  Produktion  den  Anforderungen 
des  steigenden  Konsums  nicht  genügen  könne:  für  die  Beibehaltung 
des  Oktrois  im  Prinzip  sprach  diese  Kommission  sich  mit  um  so  gröfse- 
rer  Entschiedenheit  aus,  als  die  Vorschläge  wxgen  Ersatzes  des  Oktrois 
durch  andere  Steuern  ihr  die  Bürgschaft  gerechterer  Verteilung  der 
Steuerlast  nicht  zu  enthalten  schienen.  Sie  war  der  Ansicht,  dafs 
alle  erhobenen  Ausstellungen  nicht  so  wohl  im  Prinzip  der  Steuer, 
als  in  der  übermäfsigen  Anspannung  derselben  ihre  Begründung  hätten, 
die  Annahme,  dafs  der  Druck  der  Steuer  sich  im  Detailpreise  der 
Verbrauchsartikel  nur  wenig  erkennbar  mache,  treffe  —  so  deduziert 
sie  —  nur  so  lange  zu,  als  die  Tarife  des  Oktrois  gewisse  mäfsige 
Sätze  nicht  überschritten;  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  empfiehlt 
sie  die  Zurückführung  der  Oktroitarife  auf  im  Verhältnis  zum  Werte 
niedrige  Sätze  und  die  successive  Einschränkung  der  Zuschlagstaxen 
und  der  aufserordentlichen  Erhöhungen  —  surtaxes  — ;  auch  die 
Ausdehnung  des  oktroipflichtigen  Umkreises  städtischer  Gemeinden 
zum  Nachteil  ihrer  ländlichen  Annexe  bezeichnet  sie  als  einen  der 
Abhülfe  bedürftigen  Übelstand;  endlich  verlangt  sie  die  Herstellung 
möglichster  Gleichförmigkeit  der  Reglements  und  die  Umgestaltung 
derselben  in  einer  Weise,  welche  die  Schwierigkeiten  der  Erhebung 
zu  vermindern  geeignet  sei.  Alle  diese  von  der  Subkommission  mit 
Majorität  beschlossenen  Anträge  fanden,  wie  bemerkt,  die  Zustimmung 
der  Centralkommission ;  nachdem  dieselbe  dem  Antrage,  sich  für  eine 
Befürwortung  der  Unterdrückung  des  Oktrois  nicht  auszusprechen, 
beigetreten  war,  fanden  die  übrigen  Anträge  einstimmige  Annahme -j. 
Die  Ansicht  der  Minorität  beider  Kommissionen  hatte  in  einem  haupt- 
sächlich nur  von  Einem  Mitgliede,  dem  Grafen  Butenval,  verteidigten 


1)  a.  a.  O.  Band  III  S.  410.  Zwei  Kommi.s.sionen  waren  der  Aufliebuiig  entgegen, 
eine  begnügte  sieh  damit,  den  Oktroi  als  ein  Hemmnis  für  die  Landwirtscbaft  zu  be- 
zeichnen. 

2)  a.  a.  O.  S.  511. 


Anlriif^(;  Ausdruck  ji;(;fuii(l(:ii  ;  (Icrsdlx;  helurworteld  cüiie  Ucvisiciu  und 
Ilonihsctzun;^  dcsr  Oktroitarih;  in  idlt^n  f^röfscnüi  Städten ;  liicbci  sollte 
di('  Mili(!l)un<f  solcher  St(!U(!rn  in  dcrartif^en  Städten  nur  insoweit,  als 
di(;  Miiiküiittc;  ilii'(!r  llospitalanstaltjjn  zur  Deckung  ihrer  liedüri'nisse 
nicht  g(!niigt(!n,  autorisiert  \ver(U;n  dürfen,  wogegen  in  Städten,  deren 
Minwolinerzahl  die  Zille.r  von  10 (»(K)  nicht  en'ei(;lite  oder  in  denen 
diw  lü'trag  des  Oktrois  hinter  fjOoO  Fr.  zuriickbliei),  schon  jetzt  die 
Mrsetzung  des  Oktrois  durch  andere  vom  (jlen<!ralrat  des  Departements  zu 
lieschiierscüide  Abgalx^n  herlxiigiiführt  werden  sollte.  Auf  die  Frage  der 
Frsetzung  der  eiidieitlichen  Oktroisätze  heim  Wein  in  graduirte  war  die 
Kommission  ni(;ht  näher  eingegangen:  was  die  Klage,  die  von  einzelnen 
Seitx^n  über  eine  die  Produktion  benachteiligende  Ilöhe  der  Oktroisätze 
vom  I''leisch  und  über  die  IJegünstigung  der  St(;inkohle  im  Vergleich 
mit  dem  Holz  erhobt-n  wurd(!,  anlangt,  so  war  die  Kommission  zu  der 
AnnahuKi  gelangt,  dafs  di(!S(!lbe  sich  ausschliefslich  auf  d(;n  Oktroi  der 
Stadt  l*aris  beziehe:  die  Untersuchung,  die  bezüglich  der  Sätze  des 
vom  Bauholz  und  Brennholz  erhobenen  Oktrois  in  vier  Departements 
angestellt  worden  war,  hatte  nicht  ergeben,  dafs  dieselben,  wie  von 
der  Gesellschaft  der  Forstwirte  l)chauptet  worden  war,  eine  mit  den 
Oktroisätzen  für  die  Steinkohle  nicht  im  Verhältnis  stehende  Höhe  er- 
reicht hätten. 
'''isToW""  Diese  Beschlüsse  der  Enquete  -  Komniission    sind    wie  schon  oben 

angedeutet,  auf  die  demnächst  (U'iassene  Verordnung  wegen  Fest- 
stellung eines  General-'Jarifs  offenbar  von  wesentlichem  Eintlufs  ge- 
wesen; anscheinend  hat  die  günstige  Wirkung  der  durch  diesen  Tarif 
zur  Ausführung  gekommenen  Reform  Anteil  daran,  dafs  Klagen  über 
einen  ungünstigen  Eintlufs  des  Oktrois  auf  die  landwirtschaftliche  Pro- 
duktion bei  der  Enquete  von  187!)|'S0  nur  in  beschränktem  Mafsstalie 
wiederkehren;  überhaupt  ist  die  Behandlung  des  Oktrois  bei  dieser 
Encpiete  eine  sehr  viel  fragmentarische  und  weniger  eingehende  gewesen. 
Von  einem  Mitgliede  der  societe  nationale  d'agriculture,  durch  welche 
die  Ausführung  der  Enquete  erfolgte,  war  die  Behauptung  aufgestellt 
worden,  dafs  die  Sätze  des  Oktrois,  welche  sich  zuweilen  auf  10,  ja 
auf  40  und  75  Prozent  des  Wertes  der  Erzeugnisse  steigerten,  die 
Landwirtschaft  um  so  mehr  belasteten,  als  in  der  Regel  nachdem  die 
Zollbarriere  einmal  überschritten,  nur  der  Verkauf  der  Produkte  um 
einen  Verlust  derselben  abzuwenden,  übrig  bleibe;  der  Oktroi  wirke  als 
ein  Hindernis  der  Zirkulation  und  habe  nicht  nur  erhebliche  Zeitver- 
luste sondern  auch  in  Kontraventionsfällen  nicht  selten  namhafte  Strafen 
ungerechnet  die  durch  die  Verzögerungen  herbeigeführte  Verschlech- 
terung der  Waren  im  Gefolge  i).  Es  hat  jedoch  diese  offenbar  auf 
Übertreibung  beruhende  Behauptung  auf  die  Beschlüsse  der  Gesellschaft 
wesentlichen  Eintlufs  nicht  gehabt:  von  einem  nähern  Eingehen  auf  die 
Frage  des  Oktrois  hat  sciion  die  Rücksicht  darauf,  dafs  ein  geeignetes 
Ersatzmittel   nicht   in  Vorschlag  gebracht  werden  konnte,  abgehalten. 


1)  Enquete  sur  la  Situation  de  l'agriculture  en    France    en   1879,    lierausgefjeben  von 
Banal,   Paris,  Boucliard-IIuzard   1880,   Bd.   II.  O.  334   fg, 
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Im  weiteren  Verlauf  der  Enquete  haben  nur  die  auf  dem  Fleisch 
ruhenden  Oktrois  vorübergehende  Erwähnung  gefunden:  bei  Begrün- 
dung des  Antrags  auf  Erhöhung  der  Vieh-  und  Fleischzölle  ist  davon 
die  Rede  gewesen,  dafs  die  Erhöhung  des  Fleisch-Oktrois  in  einigen 
Gemeinden  eine  Erhöhung  der  Fleischpreise  und  eine  der  Landwirt- 
schaft nachteilige  Beschränkung  des  Konsums  gerade  in  derjenigen 
Zeitperiode  herbeigeführt  habe,  in  welcher  durch  übermäfsige  Herab- 
setzung der  Zölle  auf  das  von  aufserhalb  eingeführte  Vieh  der  Kon- 
kurrenz der  auswärtigen  Viehzüchter  und  Fleischproduzenten  ein 
erheblicher  Spielraum  geöffnet  worden  sei  i).  In  den  Vorschlägen  der 
Gesellschaft  haben  Reformen  der  Oktroi-Gesetzgebung  keinerlei  Stelle 
gefunden ;  man  hat  sich  darauf  beschränkt,  für  Paris  den  Wegfall  der 
Schlachtgebühren  als  erwünscht  zu  bezeichnen,  welche  daselbst  zeit- 
her  von  dem  eingebrachten  Fleisch  aufserhalb  des  städtischen  Schlacht- 
hauses geschlachteter  Thiere  erhoben  wurden. 

Einen  viel  weiteren  Raum  als  in  den  Verhandlungen  der  land-Erörtenmgm 
wirtschaftHchen  Enqueten  hat  die  Erörterung  der  Frage  des  Oktrois 
in  der  Litteratur  in  Anspruch  genommen;  auch  diese  Erörterung 
hat  durch  die  Aufhebung  der  Oktrois  in  Belgien  und  Holland  einen 
besonders  kräftigen  Impuls  erhalten:  insbesondere  war  es  eine  Bro- 
chure  Frederik  Passys=^),  welche  die  Diskussion  in  lebhaften  Flufs 
brachte;  ihr  erstes  Erscheinen  im  Sommer  1866  —  sie  war  an  die 
Generalräte  gerichtet,  die  in  ihrer  im  August  stattfindenden  Haupt- 
sitzung sich  aus  Anlafs  der  eingeleiteten  landwirtschaftlichen  Enquete 
mit  dem  Gegenstaude  zu  beschäftigen  hatten  —  fiel  mit  der  Eröffnung 
der  Enquete  fast  zusammen:  sie  enthielt  eine  Zusammenfassung  der 
Einwendungen,  die  vom  Standpunkte  des  Freihandels  wie  von  dem  einer 
wirtschaftlich  zweckmäfsigen  Steuer  -  Erhebung  und  einer  gerechten 
Steuerverteilung  gegen  den  Oktroi  erhoben  worden  waren;  während 
sie  einerseits  heftigen  Widerspruch  hervorrief,  fanden  andererseits  die 
in  ihr  enthaltenen  Ausführungen  auch  entschiedene  Verteidiger;  im 
Allgemeinen  gehörten  zu  letzteren  die  Theoretiker  der  Freihandels- 
partei, wogegen  wir  unter  den  Verteidigern  des  Oktrois  vorherrschend 
Persönlichkeiten  finden,  welche  der  Praxis  der  kommunalen  Verwal- 
tung nahe  standen ;  es  ist  jedoch  diese  Verteilung  der  Parteistand- 
puukte  keineswegs  eine  absolute,  da  ebenso  zu  den  Verteidigern  des 
Oktrois  auch  namhafte  Freihändler  gehören,  wie  wir  unter  seinen 
Gegnern  Männer  der  Praxis  finden  '^).  Im  Grofsen  und  Ganzen  hat 
diese  Behandlung  des  Gegenstandes  in  der  Litteratur'*)  den  Streit  niclit 
zum  Austrage  gebracht:  ungeachtet  der  so  erschöpfenden  Ausführungen, 
wie  sie  die  Arbeiten  Blocks  und  des  Vicomte  d'Avenel  enthalten,  dauert 


1)  a.  a.   b.   S.   4G5. 

2)  Prüderie  Passy,  la  question  des  octrois,  Paris  Guinaumin  et  Comp.  18G7  (zweite 
Auflage). 

3)  So  gehört  zu  den  Verteidigern  des  Oktrois  obwohl  der  Frcihandelspartei  angeliörig 
M.  niotk,   zu  den    Gegnern   J.   Martin,   Genieinderat  zu  Pcrigueux. 

4)  Die  einsclilägigen  Scliril'ten  von  Courcelle,  Michel  ('lievalicr,  llermitte,  Block  und 
Vicomte  d'Avenel  haben  schon  im  er.sten  Artikel  Erwähnung  gel'unden :  es  bleuten  an 
wichtigeren  Schriften   nachzutragen:  Barillou,  suppressiou  des  octrois  Paris  1862,  Foulon, 
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der  Gc^ciisalz  der  Mciiimi^^eii  [ort;  indessen  ist  iiiclit /.ii  verkennen,  duis 
die  in  der  Verwaltung  des  Oktrois  uus^etiilirten  Kelorinen,  vor  Allem 
aber  die  grolse  Malsregel  des  (jleneral-'I'arils  von  l>i7<)  auch  auf  den 
Inhalt  der  Diskussion  Kinfhils  geübt  haben:  während  in  den  frühern 
Schriften  die  aus  (hüi  Hindernissen,  welche  die  Oktroi-Krhebung  der 
Ziikidation  der  Waren  entgegensetzt,  hergeleitett.-n  Minwendungen  im 
Vordergründe  der  Krört(!rung  stehen,  treten  infolge  der  gnifseren 
tibereinstimmung,  in  die  durch  deji  (ieneral-'J'arif  (lie  ()ktroi-(iesetz- 
gebung  mit  den  (irundsätzen  des  I-Yelhandels  gebracht  worden  ist, 
diese  Kinwendungen  in  der  neueren  Diskussion  njehr  zurück;  es 
sind  überwiegcMwl  die  Gesichtspunkte  gerechter  Steuerverteilung,  von 
denen  aus  zur  Zeit  über  den  Oktroi  ivritik  geübt  und  das  ihm  zum 
Grunde  licgcüide  Prinzip  l)ek:imi)ft  wird:  von  diesem  Standpunkt  aus 
iuiben  vor  Allem  Menier  •),  jener  unermüdliche  Vorkämpfer  der  Be- 
steuerung des  Kapitals  und  Leroy-Deaulieu ''^),  welcher  für  den  Oktroi 
durch  höhere  llesteuerung  der  Mietswerte  Ersatz  finden  will,  gegen  jene 
Form  der  Desteuerung  Angritle  gerichtet.  Kinzelne  neuere  Schriftsteller 
wie  Maguero,  verengen  das  Gebiet  der  Erörterung  dadurch,  dafs  sie 
ihre  Reform-Vorschläge  auf  Paris  beschränken:  eine  weitere  schrift- 
stellerische Leistung  dieser  Art  enthält  das  Buch  Carre's  dessen 
\'()rschlägc  sich  auf  eine  Ersetzung  des  in  Paris  von  den  Getränken 
erliobenen  Oktrois  durch  eine  höhere  Besteuerung  einerseits  der 
Wohnungsmiethswerte,  andererseits  des  Handels  mit  Getränken  be- 
schränken. 
Gruppining  Dic  Einwcnduiigen  gegen  den  Oktroi,  wie  sie  in  dieser  Litteratur 

Einwimdim-  uud  in  dcu  Verhandlungen  der  oben  erwähnten  P'nqueten  Ausdruck 
e^'"  gefunden  haben,  lassen  sich  nach  einem  dreifachen  Gesichtspunkte 
grujjpieren :  sie  haben  die  Wirkungen  des  Oktrois  entweder  in  p  o  1  i  - 
tisch  er  oder  in  allgemein  wirtschaftlicher  oder  endlich  in 
finanz wirtschaftlicher  Hinsicht  zum  Ausgangspunkt  und  Gegen- 
stande. 
Einwcndiin-  Voui  politischeu  Gcsichtspunktc  aus  wird  dem  Oktroi  zum  Vor- 

^''"Nat'ui'.'^'^"  würfe  gemacht,  dafs  er  bei  der  Leichtigkeit,  mit  der  er,  oiine  den  Steuer- 
])flichtigen  besonders  empfindlich  zu  werden,  erhebliche  Erträge  liefert, 
die  Deziehung  zwischen  dem  Interesse  der  Steuerpflichtigen  und  der 
Ausgabewilligung  allzusehr  zurücktreten  läfst.     Eine  gewisse  Be- 

etudes  sur  Ics  octrois ,  d'Armailliac  .  im  budget  municipal  assure  sans  octroi.  Paris, 
ftniUaumin  &  C'c ,  1868,  Moullart,  enquGte  sur  les  octrois,  Paris,  Guillaumin  &  Cif,  Re- 
iioul,  octroi  et  coiisominatioiis  a  Nantes,  Einile  Pereire,  de  la  suppression  des  Octrois  en 
France  (Rapport  prcsente  au  conseil  general  de  la  Gironde),  Paris,  Paul  üupont,  1869, 
ange  de  I^don,  memoire  sur  les  Octrois,  Rennes,  impr.  Catel  1870,  Jules  Martin,  Rapport 
prcsenle  au  nom  de  la  commission  municipale  diargee  d'etudier  la  question  des  octrois, 
2t''  Aufl.,  Limoges,  Barhou  1880,  Cioucps,  de  l'abolitioii  et  de  la  conservation  des  octrois 
en  France  au  point  de  vue  de  l'agriculture  ,  Perpignan  ,  Carre  ,  la  suppression  de  octrois 
de  la  ville  dp  Paris,  Paris,  Imprimerie  Chaix,  1881,  Maguero,  suppression  et  remplace- 
ment  partiel  ?de  l'octroi  de  Paris.  Paris ,  Guillaumin  et  C'e  1882.  Aulserdem  die  be- 
züglichen Abschnitte  in  den  Werken  von  de  Parieu,  traite  des  impots  und  Vignes,  traite 
des  impots  en   France. 

1)  Siehe  dessen  Schrift:  l'impot  sur  le  capital,   2te  Aufl.,  Paris,  Plön,  1875.  S.  351  fg. 

2)  traite  de  la  scieuce  des  Finances,  2*"  Aufl.  Band  I.    S.  612  fg. 
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grüiKliiiig  in  Thatsachen  liifst  sich  insbesondere  was  Frankreich  anlangt, 
diesem  Einwände  nicht  absprechen:  es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen, 
dafs  durch  die  im  Verhältnis  zur  Fühlbarkeit  der  Last  so  erhebliche 
P^rgiebigkeit  des  Oktrois  dem  grofsen  Umfange,  welche  in  den  Bud- 
gets von  Paris  und  anderen  gröfseren  französischen  Städten  die  Be- 
lastung durch  weniger  dem  allgemeinen  Bedürfnis,  als  dem  Luxus  und 
dem  Interesse  der  bevorzugten  Klassen  dienenden  Ausgaben  erreicht 
hat,  Vorschub  geleistet  worden  ist\).  Bis  zu  einem  gewissen  Mafse 
wird  es  indessen  immer  die  Wirkung  der  in  finanzieller  Hinsicht  be- 
sonders vollkommenen  Steuern  bleiben,  dafs  sie  die  Bereitwilligkeit 
der  Steuerpflichtigen  zur  Bewilligung  erhöhen  :  gerade  weil  die  Er- 
zielung eines  möglichst  hohen  Ertrags  bei  einem  für  die  Steuerzahler 
möglichst  geringen  Druck  ein  durchaus  berechtigtes  Ziel  der  Finanzpo- 
litik bildet,  wird  die  Vervollkommnung  des  Steuerwesens  überhaupt  stets 
auch  eine  Vergröfserung  der  Geneigtheit  zur  Übernahme  von  Ausgaben 
zum  Ergebnis  und  zur  Kehrseite  haben.  Es  fehlt  indessen  keineswegs 
an  Mitteln,  die  ein  Umschlagen  jener  Geneigtheit  in  eine  Disposition 
zu  leichtfertiger  Ausgabebewilligung  wirksam  verhindern  können :  es 
gehört  hierher  eine  Zusammensetzung  der  Gemeinde-Repräsentation 
in  einer  Weise,  bei  welcher  auch  den  hauptsächlich  durch  die  Last 
der  Oktrois  betrofifenen  Einnahmekategorien  ausreichende  Vertretung 
gewährt  wird:  ferner  die  Verwertung  des  Staats -Einflusses  auf  die 
Steuerbewilligung  und  Ausgabebelastung  der  Gemeinden  in  einer 
Richtung,  bei  welcher  derselbe  der  Übernahme  von  vorherrschend  dem 
Klassen-Interesse  bezw.  dem  Luxus  dienenden  Ausgaben  Seitens  der 
Gemeinden  tunlichst  entgegenwirkt.  Es  läfst  sich  keineswegs  behaupten, 
dafs  die  Regierungen  Frankreichs  ihren  Einflufs  stets  in  diesem  Sinne 
geübt  haben,  ja  es  ist  die  Belastung  des  Budgets  der  gröfseren  Städte 
und  insbesondere  der  Hauptstadt  mit  Ausgaben  der  vorerwähnten  Art 
nicht  selten  von  ihnen  geradezu  begünstigt  worden. 

Einen  viel  breiteren  Raum  hat  in  der  Diskussion  die  Frage,  inwie-  Ein«™^™- 

"    '  düngen  vom 

fern  der  Oktroi  mit  den  Erfordernissen  des  Verkehrs  und  der  freien    Gesichts- 
wirtschaftlichen   Bewegung   sich   in    Einklang  befinde,   in    An-  Fn^'^'ndeis 
Spruch  genommen;   es  ist   unleugbar,   dafs  vom  Oktroi  wie  überhaupt "|.J.^j^<J,'j[ j^^^""" 
von  den  Verbrauchsteuern  gewisse  Beschränkungen  des  Verkehrs  und 
je   nach   dem  Mafse   der   erhobenen  Sätze   eine  Belastung   sei  es  des 
Konsums  sei   es   der  Produktion   und   des  Absatzes   nicht  zu  trennen 
sind:  es  gehört  diese  Erschwerung  und  Belastung  zu  den  Opfern,  wie 
sie   in   der   einen    oder   andern   Art  mit  der  Erhebung   aller  Steuern 
naturgemäfs  verbunden  sind.     Es  lassen  sich  indessen  zunächst  die  Be- 
schränkungen des  Verkehrs   durch   zweckentsprechende  Vereinfachung 
der  Kontrolmafsregeln    auf  dem  Mafse   nach   geringfügige  reduzieren: 
geeignete  Veranstaltungen  können  verhindern,  dafs  die  freie  Bewegung 
der  Produktion    und    des   Handels   durch  jene   Beschränkungen  allzu- 

1)  So  glaubt  Leroy  Beaulicu,  welclior  die  gegenwärtige  anfserordentliche  Belastung 
der  Gemeinden  durch  Anlelien  in  Folge  übermiilsiger  Aufwendungen  bezeugt,  von  dem  Er- 
sätze des  Oktrois  durch  direkte  Steuern  eine  Rückkehr  zu  angemessener  Sparsamkeit  er- 
warten zu  können.     Traite  de  la  science  des  tinances,  2.  Aufl.  Bd.  II.   S.   711. 
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j^rol'sc!  Miiii^ritlr  erleide;  sodann  lai'sf  sicli  dadiircli,  dalV  die  Sätze 
vveiiij^slens  der  dem  iiiieiit,l)eliilicli(!n  Lelxüisiniterhult.  dieiieiidcüi  Artikel 
iniierliJill)  einer  ni(!(lri^'(;ii  Quote  des  Werts  j^'cluilteii  wctrden,  verhüten, 
dal's  sich  das  Mals  der  Behistini},'  /u  csineni  lilr  die  Kntwiekelunt,'  des 
Konsums  he/,w.  d(!r  Produktion  und  des  Ahsat/.es  scliadlichen  «gestalte. 
Was  nun  zuniiehst  die  i'.es(  'u*aTd<un;^(!n  des  Verkehrs  anlanj^f,  so 
iMiiTi.ii.iir  |)(»stel)n  dies(!ll)(Mi  haujjtsachlit  li  in  dcMijcuii^en ,  welclie  durch  die 
"^'lUoi'ui.iT  (Mtordcüliche  Kontroh;  des  Durcliluhrverkcdirs  in  scünen  verschiedenen 
liichtiini^en  veianhil'st  sind;  in  dieser  iJe/iehun^'  ist  in(h;ss(!n  /unaclist 
hervor/.uh(!l)en,  (hil's  die  neuen;  Kntwickehni;^  d(;r  V(!rkehrs- Anstalten 
die  eine  Üehandlunj^r  im  Intenisse  der  r>(!steuerun<^  erheischenden  Källe 
dei'  Durchfuhr  ül)(Mhau])t  auf  ein  beträchtlich  ^erin^'eres  Mals  he- 
schi-;inkt  hat;  der  l)ui-clifuhrveikehr  spielt  namentlich  kaum  noch  eine 
J{olle  heim  VVaren-'rraiisjJort  auf  weitere;  Sticcken;  dieser  'rransjxut 
wird,  so\v(;it  er  nicht  etwa  im  W  v^f^',  dei-  liiiinensciiitlalirt  eifol;;t,  fast 
ausschliefslich  durch  die  l^isenhalinen  bewirkt;  da  hiei'bei  ein  l'jntritt 
der  Waren  in  (li;ii  Veikcihr  dei-  Oktioibe/irke  V(ni  selbst  ausgeschlossen 
ist,  erwachsen  auch  aus  /Icr  Herührun^-  dieser  letzteren  keinerlei  For- 
malitäten und  Schwicrigk(;iten.  Dii;  llauj)tfälle  des  Durchfuhrverkehrs 
sind  zur  /(;it  nur  noch  die  Fälle  des  Markt  Verkehrs  und  die  Einbrin- 
gung der  Waren  zur  voi  läufigen  Magazinierung  für  die;  Zwecke  des 
Handels  bezw.  zur  Verarbeitung  durcli  (li(;  Industrie.  Es  lassen  sich 
nun  aber  ziivrirderst  die  aus  der  Kontrole  des  Marktverkehrs  erwach- 
senden r)(;schränknngen  auf  (iin  Minimum  zurückfülii'en,  wenn  einmal  di(; 
Tarife;  der  bei  der  Versteuerung  meist  einer  umständlichen  Behand- 
lung unterliegenden  sogenannten  geringeren  Nahrungsmittel,  als  Gemüse, 
Milch,  Eier,  Butter,  Käse,  wie  dies  s,  Z.  bei  der  Wiederherstellung 
des  Oktrois  dtn-ch  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  angeordnet 
wurde,  von  der  Heian/iehung  zur  Steuer  frei  lassen  und  wenn  anderer- 
seits die  Vo!-schriften  bezüglich  der  Bewilligung  des  passe-d(;bout  und 
des  transit  den  besonderen  Bedürfnissen  des  Marktverkehrs  angepafst 
und  allzu  ängstliche  Kontrolmafsregeln  vermieden  werden ;  es  läfst 
sich  annehmen,  dafs  der  General-Tarif  von  1870,  welcher  die  oben 
erwähnten  Artikel  unerwähnt  läfst,  dazu  beigetragen  hat,  dieselben 
im  zunehmenden  Mafse  auch  aus  den  Spezial-Tarifen  verschwinden 
zu  machen.  Auch  die  Schulung  des  Personals  für  den  Zweck  einer 
koulanten  Abfertigung  vermag  Erhebliches  zur  Verminderung  der  Übel- 
stände  leisten;  wer  den  Verkehr,  wie  er  sich  an  Markttagen  an  den 
Okti-oihebestellen  der  fianzösischen  Städte  gestaltet,  öfter  beobachtet 
hat,  wird  sicher  den  Eindruck  gewinnen,  dafs  die  Schilderungen  der 
aus  der  Erhebung  der  Steuer  dem  Verkehr  erwachsenden  Belästigungen, 
wie  wir  ihnen  in  den  Schriften  der  Gegner  des  Oktrois  öfter  begegnen, 
auf  tJb(;rtreibung  beruhen  i):  gewisse  flilfsmittel  wie  das  Anbringen 
einer  ausreichenden  Zahl  von  Brückenaugen  an  den  geeigneten  Orten 
oder  Kunstg-rifie ,  wie  das  Abwiegen  der  zur  Beförderung  dienernden 
Wagen  ein-  für  allemal  um  demnächst  das  Gewicht  der  Ladung  durch 


1)  lune  solche  Scliilderung  u.  a.   lu'i  J.  Martin,    la  question  des  octrois,  S.    12. 
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Abzug  des  Gewichts  des  Wagens  vom  Gesammtgewicht  zu  bestimmen, 
k(')nnen  zur  Verminderung  der  Belästigung  vieles  beitragen.  —  Das 
Maafs,  auf  welches  die  der  Magazinierung  der  Waren  für  die  Zwecke 
des  Handels  aus  den  Kontrolmafsregeln  erwachsenden  Belästigungen 
reduziert  werden  können,  hängt  sehr  wesentlich  von  der  Gestaltung 
ab,  welche  der  Institution  des  reellen  und  des  fiktiven  Entrepöts  in 
den  örtlichen  Tarifen  und  den  sonstigen  lokalen  Einrichtungen  gege- 
ben worden  ist:  zu  wie  grofsartigen  Veranstaltungen  die  den  Zwecken 
des  reellen  Entrepöts  dienenden  Einrichtungen  ausgel)ildet  werden  kön- 
nen, zeigen  vor  allem  die  in  Paris  für  die  Lagerung  der  in  den  Oktroi- 
bezirk eingeführten  Getränke  errichteten  umfangreichen  Anlagen ,  bei 
denen  sich  der  Zweck  der  Beschaffung  von  für  die  Lagerung  wie  für 
die  gewerblichen  Operationen  passenden  Räumen  mit  dem  der  Sicherung 
einer  wirksamen  Steuerkontrole  vereinigt ' ).  Es  ist  jedoch  die  Verwaltung 
bei  der  Herstellung  solcher  zweckmäfsig  eingerichteter  Entrepotanstal- 
ten  nicht  stehen  geblieben :  vielmehr  ist  in  den  sogenannten  reconnais- 
sances  ä  la  sortie^j  —  bisher  allerdings  so  viel  mir  bekannt  nur  für 
Paris  —  eine  weitere  Einrichtung  begründet  worden,  welche  auch  aufser- 
halb  der  Formen  des  Entrepöts  die  Stf^uerfreiheit  solcher  Waren- 
quantitäten, welche  für  die  Zwecke  des  Handels  in  den  Oktroibezirk 
eingeführt  und  demnächst  wieder  ausgeführt  werden,  wenigstens  für 
den  Grofshandel  und  betreffs  gewisser  Warengattungei]  sicherstellt. 
Die  Erlaubnis,  von  der  Vergünstigung  dieser  Einrichtung  Gebrauch  zu 
machen ,  hat  der  betreffende  Grofshändler  bei  der  Oktroiverwaltung 
nachzusuchen;  seine  Verbindlichkeiten  beruhen  in  der  jährlichen  Zah- 
lung einer  Summe  von  100  Fr.  als  Äquivalent  für  die  Mühwaltung 
der  Verwaltung  und  in  der  Zahlung  von  50  Cts.  für  jeden  einzelnen 
Fall,  in  dem  er  von  der  Erlaubnis  Gebrauch  macht:  der  Inhalt  der 
durch  letztere  erlangten  Berechtigung  besteht  darin,  dafs  er,  wenn  er 
die  in  unverändertem  Zustande  erfolgte  Ausfuhr  eines  Quantums  der 
betreffenden  Waren  von  der  Oktroibehörde  konstatieren  läfst,  auf  Grund 
der  ihm  von  letzterer  verabfolgten  Bescheinigung  den  auf  das  ausge- 
führte Quantum  entfallenden  Oktroibetrag  bei  späteren  Einführungen 
von  Quantitäten  derselben  Ware  von  dem  alsdann  zu  entrichtenden 
Oktroi  in  Abzug  bringen  kann.  Die  Waren ,  für  welche  die  Zulas- 
sung zur  d6claration  ä  la  sortie  stattfindet,  sind  vor  Allem  die  den 
folgenden  Kategorien  angehörigen:  Öl  und  Ölfrüchte,  Brenn-  und  Bau- 
material, Holz  zur  Verarbeitung,  trockenes  Viehfutter,  trockener  Käse, 
weifses  und  graues  Salz,  Parafin,  Stearin,  Kerzen,  Asphalt  und  Pech. 
Es  ist  wohl  nicht  ausgeschlossen ,  dafs  die  für  jetzt  der  Einrichtung 
gezogenen  Grenzen  im  Laufe  der  Zeit  noch  erweitert  werden.  Wenn 
hiernach  die  Lagerung  der  Waren  für  die  Zwecke  des  Handels  durch 
die  in  neuerer  Zeit  zur  Durchführung  gelangten  Einrichtungen  sehr 
beträchtliche  Erleichterungen  erfahren  hat,  so  gilt  das  in  noch  höhe- 
rem Mafse  von  der  Einführung  und  Aufbewahrung  der   zur  Verarbei- 

1)  Pont  ich,  administration  de  la  viUe  de  Paris,   S.   200,   610  fg. 

2)  Pontich    a.  a.  O.    S.  202  fg. 
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tun;;  in  'I<'m  industriclli'n  l''J;il)lisscniciit,s  l)(!.>fiiniiit<'n  Ildlistotlo:  liier 
sind  CS  v(ir  Alhün  die  sclion  oIjl'm  erwähnten,  diiicli  d;is  Dekret  vom 
12.  F(!l)rii;ir  187'»  dem  fiktivcMi  Kntrepot  für  in  der  Industrie  zu  ver- 
wend(!iide  Kohstdjle  und  lirenrim;it(!rialien  ^M;;;el)cn('  Ausdehnung'  so- 
wie; di(!  erwe.itertf!  Anwendung,  die  iuii"  (Jniiid  j(!nes  Dekrets  das  Ahoii- 
ni^nent  erlialtcui  hat,  \v('Ic,h(!  die  Irene  l'eweL^Min^  der  Industrif;  ^'('för- 
dert und  die  {{enacliteili^nin^cMi  denen  nach  der  in  Rech;  stchcüideüi 
Kichtung  die  innerhali)  des  Okmihe/irks  hetriebenen  Industrien  au>^e- 
set/t  waren,  auf  (nn  sehr  g(!rin^(!s  Mafs  zurüekf^efülirt  hat.  Leider  sind 
nur  in  lUv.ug  auf  Paris  VeniHent Heilungen  vorhaneh'n  ,  welehe;  die  je- 
iKMi  Kinriehtungen  gcgebent;  Ausführung  im  Detail  erkennbar  machen: 
(h'r  (iegCMistand  ist  hier,  da  das  Dekret  vom  12.  Kehr.  1H70  in  Paris 
nicht  gilt,  durch  Spe/ialbestininnmgen  —  Dekret  vom  213.  \hv/..  187l> 
und   voni  8.  Juli   ISSl  geändei"!    werden').      Nach    di(;sen    liestim- 

mungcwi  kann  /uniichst  allen  Industriellen,  deren  Petrieb  sich  inner- 
halb des  Oktroibe/irks  von  Paris  befindet,  und  deren  Jahresverbrauch 
sich  auf  ein  Mindestmafs  von  ")(),( HM)  Kilogr.  Steinkohlen  oder  200 
8tere  Holz  beziffert,  ein  Abonnement  bc^willigt  werden:  dasselbe  be- 
stecht in  der  (iewährung  ermäfsigtcr  Oktroisätze,  welche  nicht  vom 
wirklichen  Verbrauch,  sondern  von  im  Wege  der  Vereinbarung  festge- 
stellten Maximalquanten  der  jiihrlichen  Panfuhr  erhoben  werden :  zur 
iMitschiidigung  für  den  der  Verwaltung  erwachsenden  Mehraufwand 
an  tJberwachungskosten  sowie  als  Äquivalent  für  dem  von  seinem  per- 
seuilicheni  Bedarf  zu  entrichtenden  Oktroi  leistet  jeder  Industrielle,  denn 
ein  Abonnement  bewilligt  wird,  eine  jährliche  Vorauszahlung  von  100 
Fr.;  die  ermäfsigten  Sätze,  welche  er  von  den  ennzelnen  Quantitäten 
und  Sortimenten  lirennmaterial  zu  entrichten  hat,  sind  durch  einen 
ein  für  allemal  festgestellten  Tarif  geregelt:  die  Vere-inbarung  übe'r 
die  Quantitäten,  von  welchen  der  Oktroi  nach  jenen  Sätzen  zur 
Erhebung  gelangen  soll ,  haben  die  Interessenten  mit  der  Oktroiver- 
waltung  jedesmal  für  ein  Jahr  im  voraus  zu  treffen;  bleibt  die  jähr- 
liche Einfuhr  unter  den  Zahlen  der  vorher  angeführten  Minimalquan- 
titäten ,  so  kann  der  Abonnent  dieserhalb  doch  keinen  Xachlafs  for- 
dern. Der  Abonnent,  welcher  Kaution  zu  leisten  hat,  ist  verpflichtet, 
die  auf  seinen  Namen  eingeführten  Brennmaterialien  direkt  in  seine 
Magazine  zu  befördern.  Neben  dieser  Befugnis  zum  Abonnement  be- 
steht jene  Berechtigung  zur  Zulassung  zum  fiktiven  Entrepot  (entre- 
pe'it  a  domicile) ''')  für  diejenigen  Industriellen,  Nvelche  wenigstens  '^j^ 
ihrer  Erzeugnisse  ausführen.  Jeder  solche  Abonnent  hat  einen  zwi- 
schen 200  und  500  Fr.  sich  abstufenden  festen  Jahresbetrag  als  Ent- 
schädigung für  die  durch  die  Entrichtung  des  Entrepots  der  Verwal- 
tung erwachsenden  Unkosten  zu  zahlen :  ist  der  Industi'ielle  zugleich 
abonniert,  so  ermäfsigt  sich  der  Betrag  auf  100  Fr.  Der  abonnierte 
Industrielle  unterliegt  keiner  Steueraufsicht,  der  zum  Entrepot  Zuge- 
lassene dagegen  ist  ebenso  den  reglementsmäfsig  sich  aus  diesem  Ver- 


1)  Sifihe  Pontich,  administration  de  la  ville  de  Paris,   S.  204  fg. 

2)  Pontich,  ebendaseUjst  S.   20.'i   fg. 
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hältnis  ergebenden  Verpfiiclitungeu  als  den  Besuchen  und  Konstatierun- 
gen der  Oktroibeamten  unterworfen.  In  besonderer  Weise  ist  das  fiktive 
Entrepöt  für  den  Brennereibetrieb  geregelt.  Es  läfst  sich  annehmen, 
dafs  durch  diese  Veranstaltungen  den  Anforderungen,  welche  die  freie 
Bewegung  der  Industrie  stellt,  in  nach  Möglichkeit  ausgiebiger  Weise 
Rechnung  getragen  worden  ist. 

Nicht  so  leicht  läfst  sich  für  die  Last,  welche  die  Entrichtung ^^^^-i™^*« 
der  Steuer  dem  Verpflichteten  auferlegt,  eine  Erleichterung  herstellen;  trois. 
da  indessen  jede  Art  der  Besteuerung  eine  Belastung  des  Verpflichte- 
ten enthält,  so  wird  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sich  eine  Einwen- 
dung gegen  den  Oktroi  nur  dann  begründen  lassen,  wenn  nachgewie- 
sen wird,  dafs  diese  Last  sich  in  einer  irrationellen  oder  ungerechten 
Weise  verteile;  oder  das  Mafs  der  Leistungsfähigkeit  des  Verpflich- 
teten  in  einer  der  allgemeinen  Entwicklung  nachteiligen  Weise  über- 
steige; hiervon  wird  der  Hauptsache  nach  nachher  bei  Prüfung  der 
Wirkungen  des  Oktrois  in  finanzwirtschaftlicher  Hinsicht  die  Rede  sein. 
An  dieser  Stelle  kommt  es  nur  darauf  an,  festzustellen,  inwieweit  die 
Belastung  wie  sie  der  Oktroi  in  der  Art  seines  dermaligen  Bestehens 
thatsächlich  enthält,  ein  Hindernis  des  freien  Austausches  der  Erzeug- 
nisse und  damit  ein  Hemmnis  einerseits  für  den  Absatz  der  industriel- 
len und  landwirtschaftlichen  Produkte  andererseits  für  die  Eutwickelung 
des  Konsums  bildet.  Es  sind  zwei  Richtungen,  nach  denen  ein  solcher 
nachteiliger  Einflufs  der  Oktroitarife  sich  geltend  machen  kann :  es  kann 
der  Oktroi,  wenn  der  Tarif  die  Erzeugnisse  der  in  der  Gemeinde  be- 
triebenen Erwerbsthätigkeiten  bevorzugt,  wie  ein  Schutzzoll  zum  Vorteil 
dieser  und  zum  Nachteil  der  aufs  er  halb  der  Gemeinde  betriebenen 
Erwerbsthätigkeiten  wirken ;  es  kann  derselbe  aber  auch  durch  zu  hohe 
Belastung  der  einzelnen  Artikel  ihrem  Absätze  und  ihrer  Produktion 
überhaupt  Eintrag  thun.  Die  Wirkung,  welche  die  Oktroitarife  nach 
der  ersten  Richtung  ausübten,  ist  in  Frankreich  wohl  niemals  eine 
besonders  hervortretende  gewesen ,  da  von  jeher  die  Politik  der  fran- 
zösischen Regierungen  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hatte,  die  Herstel- 
lung der  Oktroitarife  zu  schutzzöllnerischen  Beschränkungen  zu  ver- 
hindern: nach  der  im  Dekret  vom  12.  Februar  1870  wiederholt  und  mit 
voller  Deutlichkeit  zum  Ausdruck  gebrachten  Vorschrift,  welche  jede 
Verschiedenheit  in  der  Heranziehung  der  innerhalb  und  aufserhalb 
der  Gemeinde  erzeugten  Waaren  ausschliefst,  werden  Klagen  über 
eine  Benachteiligung  der  auswärtigen  Produktion  wohl  kaum  noch  sich 
geltend  machen:  auch  die  niedrigere  Besteuerung  des  im  Oktroibezirk 
erzeugten  Bieres,  welche  damals  noch  exzeptionell  zugelassen  war,  ist 
wie  schon  oben  erwähnt,  durch  jene  Bestimmung  detinitiv  in  Wegfall 
gebracht  worden.  Ebenso  wenig  sprechen  die  Thatsachen  dafür,  dafs 
durch  die  Höhe  der  Sätze  die  industrielle  Produktion  einen  der  Ge- 
samtentwickelung nachteiligen  Abbruch  erlitten  habe:  die  Zahl  der 
industriellen  Produkte,  welche  dem  Oktroi  unterliegen,  ist  eine  nur  be- 
schränkte im  Vergleich  zu  den  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft,  der 
Forstwirtschaft  und  des  Bergbaues,  welche  die  hauptsächlichen  Objekte 
des  Oktrois  bilden ;  es  handelt  sich  daher  hauptsächlich  um  die  Frage, 


iiiwiclcni  eiiiursüits  (li(i  huidwirt.scluUiliche  Ijczw.  diu  soiisti^^e  Urpro- 
duktion, uiiilrer.s(iits  der  Absatz  der  bczü^^dicliun  Produkte  und  die 
Versorj^un^,'  der  verschiedenen  Klassen  der  lievölkeriin^,'  mit  denselben 
unt(!r  dem  Oktroi  j^elitten  haben.  Wie  (ib(;n  bemerkt,  ist  diese  Fra^e 
was  die  Mr/.cu^Miisse  der  Landwirtschaft  anlangt,  wiederholt  (ie}^eu- 
stand  der  Mrörtci-unj^  ^(!wesen.  Die  laiidwii  tschairlichc  l'ji(|iiete  von 
IHifl;  hatte  uiciit  tesIzustclIeM  vermocht,  dal's  der  Absatz  und  die 
I'rodidvtion  (l(!r  landwiitschat'tlichcn  Mrzeu;,Miisse  im  ^'rol'scn  und  gan- 
zen durch  den  Oktroi  eine  J{enacht(!ili},'uiiK  erlahren  halx;:  sie  hatte 
vielmehr  konstatiert,  dals  eine  Anhäulun;;  landwirtschaftlicher  Erzeug- 
nisse in  Fol^'e  von  Stockunj^en  des  Absatzes  nirgends  wahrnehmbar  ;^e- 
woi(l(Mi  sei;  weit  mehr  als  über  solche  Stockiint^'en  werde  daiüber  ^n-klaj^t, 
dal's  die  Pi'oduktion  mit  den  Nvachsisndcn  Anforderungen  des  Bedarfs  nicht 
Schritt  halten  könne.  In  Übereinstimmung  hiermit  hat  die  I'ji(|uete 
von  IHJ^  VAU  k(»nstantes  und  sehr  (;rhebliches  Wachstum  der  landwirt- 
schaftlichen rr(»duktion  und  zwar  gerade  in  Bezug  auf  diejenigen 
Zweige  d(;r  Landwirtschaft  festgestellt,  deren  Erzeugnisse  mit  den  ver- 
hältnismäfsig  höchsten  Oktroisätzen  belastet  sind:  es  sind  dies  die 
Fleisch-  und  die  \Vein])roduktion :  es  ist  der  von  der  Landwirtschaft 
Frankreichs  zum  Fleischkonsum  des  Inlandes  und  des  Auslandes  ge- 
leistete Beitrag  im  Jahre  185G  auf  835  116  500,  vom  Jahre  1877  auf 
1200  210  500  berechnet  vvoiden^):  derselbe  zeigt  demnach  eine  Er- 
höhung um  nahezu  50  Prozent;  das  durchschnittliche  Jahresfjuantum 
der  Weinproduktion  stellt  sich  nach  den  jahrliclien  Berechnungen  des 
Ertrages  für  die  Zeit  von  1850—1859  auf  29  290  800,  für  die  Zeit  von 
1860—1869  auf  43  859  056,  für  die  Zeit  endlich  von  1870— 1«79  auf 
52  936  015  Hektoliter:  die  neueren  Einschränkungen  der  Weinkultur  sind 
allein  auf  Rechnung  der  Verheerungen  der  Reblaus  zu  setzen.  Es  ist 
aber  hinter  dieser  Zunahme  der  Produktion  die  der  inländischen  Kon- 
sumtion nicht  zurückgeblieben ;  das  Quantum  derselben  an  Fleisch  ist 
für  das  Jahr  1856  auf  872506  902,  für  das  Jahr  1877  auf  1  317  071  682 
Kilogr.  berechnet  worden ;  was  den  Wein  anlangt,  so  ergiebt  sich  aus  dem 
vorliegenden  Material  ein  jährlicher  Durchschnittskonsum,  der  für  die 
Jahre  1850—1859  auf  28  606  600,  für  die  Jahre  1860—1869  auf 
47  956  876  und  für  die  Jahre  1870—1879  endlich  auf  50426  854  Fi-,  sich 
berechnet  2).  Es  hat  sich  jedoch  das  Wachstum  des  Konsums  keines- 
wegs auf  diejenigen  Ortschaften,  in  denen  ein  Oktroi  nicht  erhoben 
wird,  beschränkt,  vielmehr  haben  au  demselben  die  Gemeinden,  welche 
Oktroi  erheben,  in  einem  der  Sachlage  entsprechenden  Verhältnis  Anteil 
genommen.  Es  ergiebt  sich  dies,  was  zunächst  den  Fleischverbrauch  an- 
langt, teils  aus  den  Daten,  welche  bei  der  landwirtschaftlichen  Enquete 
von  18|-^  in  Bezug  auf  die  Entwickelung  des  Fleischkonsums  in  ganz 
Frankreich  und  in  den  gröfseren  Gemeinden   insbesondere  zusammeu- 


1)  Siehe  meinen  Aufsatz:  Die  Landwirthscliaft  und  itire  Lage  in  Frankreich,  Schrif- 
ten des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  XXVII,   S.   73. 

2)  Siehe  meinen  eben  augeführten  Aufsatz  S.  103  und   105  sowie  die  dort  angegebe- 
nen Quellen,    nach  denen  die  Durchschnittszahlen  des  Konsums  berechnet  worden  sind. 
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gestellt  worden  sind,  teils  aus  den  Ergebnissen,  wie  sie  für  die  Stadt 
Paris  besonders  vorliegen.  Nach  jenen  Zusammenstellungen  der  En- 
quete von  18^  hatte  sich  in  der  Zeit  von  1856 — 1877  der  jähr- 
liche Durchschnitts  Fleischkonsum  in  den  städtischen  Gemeinden,  d.h. 
hier  in  den  Departements-  und  Arrondissenients-Hauptorten  und  den 
Gemeinden  von  10  000  und  mehr  Einwohnern  von  54,600  auf  66,750 
in  den  anderen,  den  ländlichen  Gemeinden  von  17,800  auf  25,900 
Kilogr.  pro  Kopf  gehoben  ^ ) ;  wenn  daher  auch  in  diesen  letzteren  Ge- 
meinden der  Durchschnittskonsum  in  einem  etwas  günstigeren  Verhält- 
nis gewachsen  ist,  so  beträgt  derselbe  zur  Zeit  noch  nicht  zwei  Fünftel 
des  Quantums,  wie  es  sich  für  die  städtischen  Gemeinden  berechnet: 
letztere  aber  repräsentieren  eine  Kategorie  von  Gemeinden,  welche  fast 
durchgängig  den  Oktroi  unter  die  kommunalen  Steuern  aufgenommen 
haben,  während  unter  den  ländlichen  Gemeinden  diejenigen,  welche  Oktroi 
erheben,  nur  einen  verhältnismäfsig  nicht  erheblichen  Bruchteil  bilden. 
Nach  den  für  die  Stadt  Paris  von  Husson  überaus  sorgfältig  zusam- 
mengestellten Tabellen  hat  sich  der  jährliche  Durchschnittskonsum  der 
Einwohner  von  48,791  Kilogr.  in  den  Jahren  1840—1845,  dem  Zeitraum 
des  ungünstigsten  Zustandes  mittelst  stetiger  Steigerung  auf  66,590  Kgr., 
in  den  Jahren  1866 — 1869  gehoben;  ungeachtet  des  durch  den  Krieg 
eingetretenen  Rückganges  wiesen  die  Jahre  1872  und  1»73  noch  einen 
Durchschnitts-Jahreskonsum  von  60,808  Kilogr.  pro  Einwohner  auf.  Ne- 
benher geht  eine  entsprechende  Erhöhung  des  Konsums  an  Schweine- 
fleisch, der  in  die  eben  angegebenen  Zahlen  nicht  mitbegritfeu  ist;  das 
jährliche  Durchschnittsquantum  des  Verbrauchs  an  diesem  Artikel  hat 
in  den  Jahren  1841—1846  10,621,  in  den  Jahren  1847—1850  8,818,  in 
den  Jahren  1866—1869  11,784  und  in  den  Jahren  1872—1873  12,227 
Kilogr.  betragen  ^).  Eine  noch  weit  beträchtlichere  Erhöhung  ergiebt 
für  Paris  die  Berechnung  des  jährlichen  Durchschnittsverbrauchs  pro 
Einwohner  an  Wein,  obgleich  die  Belastung  gerade  dieser  Artikel  wie 
der  vorher  mitgeteilte  Tarifsatz  ergiebt,  eine  besonders  hohe  ist.  Wäh- 
rend der  Verbrauch  pro  Jahr  und  Kopf  der  Bevölkerung  in  der  Zeit 
von  1841—1845  99,73,  in  der  Zeit  von  1846—1850  95,74  betragen 
hat,  hat  derselbe  sich  in  den  Jahren  von  1866 — 1869  auf  193,42,  in 
den  Jahren  1872—1873  auf  215,90  Liter  belaufen  3),  1875  wurde  der 
Durchschnittsverbrauch  auf  213,  1876  auf  219,  1877  auf  212  Liter 
berechnet*);  dafs  der  Verbrauch  an  Bier  seit  1840  kaum  eine  Stei- 
gerung aufweist,  kommt  bei  dem  im  Verhältnis  zum  Wein  geringfügi- 
gen Konsum  dieses  Getränkes  nicht  in  Betracht.     Die  Benachteihgung, 


1)  Euquete  agricole  von    1879  licrausg.   von  Barral,   Paris   1880,  Bd.   II,  S.    190. 

2)  Husson,  les  consommations  de  Paris,  IL  Aufl  1875,  S.  212.  Es  betrug  weiter 
der  Durehschnittsverbrauch  viande  de  boucherie  pro  Kopf  187.5  G9,  1876  66,  1877  68 
Kilogr.,  der  Durchschnittsverbrauch  an  Schweinefleisch  1875  12,3  Kilogr.;  derselbe  Be- 
trag erhielt  sieh  187Ü  und  1877.  Block,  l'octroi,  S.  13,  14.  Für  1880  ist  der  Durch- 
schnittsverbrauch an  Irischem  Fleisch ,  einschliefslich  von  Schweinefleisch  auf  84  Kilogr. 
pro  Jahr  und  Kopf  berechnet  worden.     Annuaire  statistique  pro   1883,    S.   563. 

3)  Husson   a.  a.   O.  S.  272   fg. 

4)  Block  a.  a.  O.  S.  15.  Auf  dasselbe  Quantum  —  212  Liter  —  ist  dieser  Ver- 
brauch  1880  berechnet  worden.     Annuaire  statistique  Jahrg.   1880,  S.  212. 
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wcIcIk!  üir  <IU'  Kiiiwiiliiici-  der  ^;rörs(;i(!ii  Gcniciiidcu  uns  der  VorpHich- 
tuiif^,  Oktroi  zu  enlrichleii,  orwiichst,  wird  oti'eiibur  grolseiiteiis  ;iulge- 
\vojjj(!ii  durch  die  Vorteile!,  welche  <leii  j^röfseren  Gemeinden,  die  im 
V(u-;;ieich  zu  d(!n  kleineren  bessere  Or^anisiition  des  Handels  t,'ew;ihrt; 
di(!  Miissenliarti;^'keil,  wie  sie  dei-  Vei'hriiuch  in  solchen  (j(.'tneinden 
annimmt,  ist  dit;  l'rsache,  dals  sich  zwischen  Nachfra^'e  und  An;^el)ot 
ein  sta!)ilei-es  Verhältnis  bildet  als  solcluis  in  kleinen  Orten  zu  beste- 
h(!n  pHe^'t ;  hierdurch  wiid  zumal  bei  der  modernen  Vervollkommnung; 
der  Verkehismittel  das  Zusammenströmen  der  l'!rzeu^;niss(i  nach  di;n 
f^^rölseren  Orten  b(!ji;ünsti;jjt;  die  Vervollständij^un;.^  der  Verkehrswege 
hat  zut^leich  die  VVirkunji,  dals  die  gröfseren  Städte  immer  mehr  Mit- 
t('l|)Uid<te  des  in  seinen  Dimensionen  stetig  zunehnH3n<len  ZwiscluMihan- 
dels  werden.  Dii^  r)(!W<ihner  dieser  Stildte  haben  daluir  die  Voileile 
der  Versorgung  aus  (Tster  Hand:  je  mehr  zufallige  aus  der  Hegreiizt- 
heit  des  Angebots  erwachsende  Preissteigerungen  ausgeschhjssen  sind, 
d(isto  eher  halten  sich  hier  stetige  und  relativ  niedrige  Preise.  Dies  im 
Verein  mit  dem  Aufsciiwunge,  den  das  Erwerbsleben  in  den  gröfseren 
Städten  in  den  letzten  .lahrzehnten  gewomien,  hat  offenbar  Anteil  daran, 
dals  eine  die  iMitwickelung  des  Konsums  beeinträchtigende  Wirkung  des 
Oktrois  nirgends  erkennbar  hervorgetreten  ist:  es  läfst  sich  anerken- 
nen, dafs  ungeachtet  der  H()he,  welche  die  P>elastung  durch  den  Oktroi 
in  manchen  Städten  bei  einzelnen  Artikeln  erreicht,  doch  im  (irol'sen 
und  Ganzen  diejenige  Grenze,  bei  der  die  Steuer  der  Entfaltung  des 
Konsums  und  der  dadurch  bedingten  Entwickelung  der  Produktion 
hinderlich  geworden  war,  nicht  überscliritten  worden  ist.  Ist  das  hin- 
sichtlich der  Erzeugnisse  der  Landwiitschaft  der  Eall,  so  mufs  es  von 
den  meist  sehr  viel  geringer  belasteten  Produkten  des  Bergbaus  und 
der  Industrie  in  um  so  höherem  Mafse  gelten.  Es  läfst  sich  daher 
111.  Vj.  allerdings  für  dargethan  erachten ,  dafs  eine  nicht  unbeträcht- 
liche Belastung  des  lokalen  Verbrauches  in  den  gröfseren  (iemeinden 
möglich  ist,  ohne  dafs  die  Entwickelung  des  Verbrauchs  und  der  Pro- 
duktion wesentlichen  Schaden  erleidet:  offenbar  haben  die  vorerwähn- 
ten Feststellungen  dazu  beigetragen,  die  über  eine  solche  Schädigung 
geführten  Klagen  zu  verringern,  welche  früher  in  den  gegen  den  Oktroi 
gerichteten  Angriffen  eine  besonders  hervortretende  Rolle  spielten. 
Kinwen-  Dic   P'inweudungen ,    welche   aus   finanzwirtschaftlichen    Gesichts- 

linan/"  fri-^  punktcii  gcgeii  dcu  Oktroi  erhoben  werden,  zerfallen  iu  zwei  Gruppen: 
'oos^'hti^"  entweder  sind  es  solche,  welche  die  finauzwirtschaftliche  Zweck- 
punkten, mäfsigkeit  oder  solche,  welche  die  Gerechtigkeit  der  Steuer- 
verteilung zum  Ausgangspunkt  nehmen.  Der  ersteren  Gruppe  gehört 
die  Behauptung  au,  dafs  der  Oktroi  in  besonderem  Mafse  Aulafs  zu 
Defraudationen  biete  und  dafs  er  hierdurch  auf  die  allgemeine  Moralität 
nachteilig  wirke;  dafs  seine  Erhebung  ferner  Kosten  erfordere,  deren 
Höhe  zum  Ertrage  iu  keinem  Verhältnisse  stehe.  Beide  Behauptungen 
haben  schon  in  den  ältesten  gegen  den  Oktroi  gerichteten  Schriften  ihre 
Stelle  gefunden ;  wie  oben  erwähnt,  haben  sie  namentlich  auch  Turgot 
als  Argumente  zur  Begründung  seiner  jener  Besteuerungsart  ungün- 
stigen Meinung  gedient. 
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Es  wäre  von  luteresse,  wenn  über  die  Zahl  der  Defraudatio-  Verführung 

'  zu  T*eirau- 

nen,  zu  denen  der  Oktroi  Anlafs  giebt,  statistische  Daten  verölfent-  datiouen. 
licht  würden;  meines  Wissens  sind  indessen  derartige  Erhebungen  über 
diesen  Punkt,  welche  zur  Beurteilung  ein  bei  weitem  wertvolleres  Ma- 
terial liefern  würden,  als  die  mannigfachen  Deduktionen  der  Schrift- 
steller, zeither  nicht  veranstaltet  worden.  Es  mag  ja  richtig  sein,  dafs 
die  in  Frankreich  bestehenden  direkten  Steuern,  weil  ihre  Veranlagung 
nicht  auf  Grund  freier  Schätzung,  sondern  auf  Grund  bestimmter 
äufserlich  leicht  festzustellender  Kriterien  stattfindet,  im  Vergleich  mit 
dem  Oktroi  und  überhaupt  zu  Hinterziehungen  nur  wenigen  Anlafs 
geben :  es  ist  aber  auch  gerade  das  von  der  französischen  Gesetz- 
gebung angenommene  System  der  direkten  Steuern,  das  wegen  seiner 
geringen  Elasticität  in  aufserordentlichem  Mafsstabe  eine  Ergänzung 
durch  indirekte  Steuern  erfordert  und  das,  so  lange  es  als  Grundlage 
für  die  Kommunalbesteuerung  fortbesteht,  auch  wie  weiter  unten  dar- 
gethan  werden  wird,  eine  absolute  Nötigung  zur  Beibehaltung  des 
Oktrois  enthält.  Sollten  diese  indirekten  Abgaben  durch  direkte  er- 
setzt werden,  so  würde  die  Einführung  dehnbarerer,  in  ihrem  Ertrage 
den  Bedarf  mehr  folgender  Steuern  erforderlich  sein;  unter  diesen 
würde  eine  Steuer  vom  Einkommen  in  erster  Linie  stehen.  Als  ein 
Nachteil,  welcher  mit  solchen  Steuern  notwendig  verbunden  ist,  steht 
aber  dem  der  Oktroierhebung  eigentümlichen  Übelstande  des  Anreizes 
zur  Defraudation  die  Uuvollkommenheit  jeder  auf  freier  Schätzung 
beruhender  Veranlagung  gegenüber:  wenn  beim  Oktroi  immerhin  die 
Gefahr  heimlicher  Einbringung  des  steuerpflichtigen  Objekts  besteht,  so 
ist  bei  den  auf  das  Einkommen  gelegten  Steuern  fast  überall  die 
Möglichkeit  vorhanden,  durch  unrichtige  Deklaration  des  Einkommens 
sich  der  Veranlagung  zur  Steuer  oder  doch  zum  vollen  Betrage  der- 
selben zu  entziehen:  die  Nachteile  der  beiden  Eventualitäten  halten 
sich  die  Wage.  Während  aber  bis  jetzt  nirgends  ausreichende  Mittel 
sich  ergeben  haben,  unrichtige  Deklarationen  bezw.  Einschätzungen 
des  Einkommens  auszuschliefsen,  kann  die  Gefahr  der  Defraudationen 
beim  Oktroi  auf  ein  geringes  Mafs  reduziert  werden:  vor  allem  trägt 
hierzu  die  möglichste  Beschränkung  der  Tarife  auf  solche  Gegen- 
stände bei,  die  nicht  leicht  anders  als  in  äugen fällig;er  W'cise  trans- 
portiert werden  können:  werden  dann  zu  häufige  Änderungen  ver- 
mieden und  werden  mäfsige  Tarifsätze  bei  relativ  hohen  Straf{>n  für 
Defraudationen  inne  gehalten,  so  wird  die  Zahl  dieser  Kontraventionen 
schwerlich  eine  sehr  erhebliche  Zifler  erreichen:  am  erheblichsten  ist, 
wie  die  bezüglichen  Äufserungen  der  Schriftsteller ')  bezeugen,  die  Ge- 
fahr der  Defraudationen  bei  den  Getränken,  die  mit  den  verhältnis- 
mäfsig  höchsten  Sätzen  belastet  sind  und  deren  Einbringung  im  Wege 
der  Kontravention  schon  bei  verhältnismäfsig  geringen  Quantitäten  ge- 
winnbringend ist;  hier  aber  wird  andererseits  die  Verhütung  der  De- 
fraudationen dadurch  sehr  erleichtert,  dafs  in  Frankreich  eine  Be- 
steuerung aller  in  Frage  kommenden  Getränke  auch  seitens  des  Staats 


1)  Siehe  insbesondere  Carre,   la  suppression  des  octrois  de  la  ville  de  Pvris,   S.  14.  15. 
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stiitlliinlcl  1111(1  im  IiiUtcssc,  dci-  l)c;/ii;,'licli(!ii  Steuern,  sowcmI  dcieii  Kr- 
liebiin^^  nicht  niii  der  des  Oktrois  vereinit^t  ist,  eine  besondere  Kon- 
f fol(!  j^eiibt  wird.  Ks  wird  sich  daher  i<aiiin  annehmen  hissen,  dals  die 
Zahl  (hir  l)el"rau(hitionen  zur  Zeit  eine  übiTnialsi^e  sei,  soweit  ni('ht 
etwa  die  /erslreute  La^n;  der  fJcnieinde  i^erade/u  zu  soh'hen  auf- 
lonhirt ;  eine  (srt'ol^reiche  llaiidhabuii^'  der  Koiifrole  hat  alh'nlin;<s 
(!ine  niehi"  oder  minder  ^'csciilossene  Bauart  weiiij^stc^ns  des  iiau|)tteils 
(l(!r  (iemeindc!  zur  Voraussetzuu;^  und  (Mn|)li(;hlt  es  sich  daher  iiiciit, 
mit  der  Ausdc^iinunji;  des  Oktrois  allzu  weit  in  die  Kate;^oi"ie  der  länd- 
lichen oder  der  diescsn  ^'buchenden  OrtS(;liaft(!n  liineinzu;,'r(Mfen.  Kin(!n 
sehr  heilsamen  KinHuls  auf  die  Vermimbirun;,'  der  Dcifraudatioiuin  hat 
d.i^cj^'en  in  vielen  l'allen  die;  Ausdebnun;^'  des  Oktrois  auf  die  länd- 
liche Ifnifj^ej^^end  -  die  so^Minannte  Bannmeile  -  der  ^Töfseren  Städte 
aus^a'iibt  ' ). 
I1M.0  «Irr  Was  die  Pi  rli  e  1)  u  ngsk  os  ten  anlanj^t,  so  ist  es  sehr  erklärlich, 

kosten."  weini  dieselben  zu  'J  urj^ots  Zeit  l)ei  der  ünvollkonimenheit  der  damali;,'en 
Verwaltun^seinrichtun^en  und  der  j^rofsen  Zahl  der  obwaltenden  Privi- 
legien einen  hohen  Betrag  erreicht  haben:  der  Aufhebung  der  Privi- 
legien, der  Vervollkommnung  der  Verwaltungseinrichtungen  und  der 
zunehmenden  Kigiel)igkeit  des  Oktrois  ist  es  zuzuschieibeii,  dals  die 
auf  die  Krhebungskosten  entfallende  (^)uote  des  Ertrages  sich  imnnjr 
mehr  ermäfsigt  hat.  Wie  oben  erwähnt  worden,  nehmen  die  Erhebungs- 
kosten insgesamt  zur  Zeit  noch  uicht  ein  Zwölftel  oder  8-^  Prozent  des 
Bruttoertrages  in  Anspruch;  sie  sind  in  Paris  auf  5,01,  in  Roubaix 
auf  6,26,  in  Lyon  auf  7,67  Prozent  herabgegangen.  Diese  auf  die  Er- 
hebungskosten bezüglichen  Ziffern  enthalten  jedoch  nur  das  Eine  Ele- 
ment der  Beurteilung ;  eine  Vergleichung  würde  voraussetzen,  dafs  auch 
die  für  die  Erhebung  der  andern  Arten  von  Steuern  aufzuwendenden 
Beträge  genau  feststünden ;  eine  erschöpfende  Eeststellung  dieser  Art 
hat  aber  m.  W.  niemals  stattgefunden,  da  es  nicht  genügt,  die  dem 
Staat  durch  den  Erhebungsdienst  im  a.  S,  erwachsenden  Kosten  zu 
ermitteln,  es  vielmehr  erforderlich  ist,  dafs  auch  die  gesamten  durch 
die  Veranlagung  und  die  Erledigung  der  Reklamationen  sowie  durch 
die  Unterhaltung  des  für  diese  Geschäfte  bestimmten  Personals  ent- 
stehenden Ausgaben  zur  Berechnung  gezogen  werden.  Eine  Ausson- 
derung aller  dieser  Kosten  ist  indessen  auf  Grund  des  zur  Zeit  vor- 
liegenden Materials  unmöglich;  ich  weifs  nicht,  auf  welchen  Zahlen- 
elementen es  beruht,  dafs  bei  der  landwirtschaftlichen  Enquete  von 
1866 — 1870  die  Erhebungskosten  des  Staats  für  ein  Einnahmebudget 
der  Steuern  von  1700  Mill.  auf  220 2)  Mill.  Fr,  berechnet  w-orden  sind: 
es  ergiebt  das  eine  Quote  der  Erhebungskosten  von  etwa  13  Prozent, 
ein  Verhältnis,  das  minder  günstig  ist  als  dasjenige,  das  zur  Zeit 
durchschnittlich  beim  Oktroi  besteht;  überdies  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dafs  letzteres  im  Laufe  der  Zeit  noch  weiter  sich  günstiger  gestalte. 
Zwei  Faktoren  sind   es  vor  allem,   w'elche  zu  einer  solchen  günstige- 


1)  r^eroy-Beaulieu,  Traite  de  la  scieiice  des  tinauccs,  2.  Aufl.,  Bd.  I  S.  702. 

2)  Enquete  agricole  von   1866  Serie  I  Bd.  III  S.  464  flg. 
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ren  Gestaltung  des  Gesamtverliältnisses  beitragen  können:  einmal  eine 
rationelle  Abgrenzung  des  Kreises  der  oktroipfliclitigen  Gegenstände 
dergestalt,  dafs  derselbe  eine  genügende  Anzahl  von  in  der  Gemeinde 
in  erheblicher  Quantität  zur  Verzehrung  gelangenden  Gegenstände  um- 
fafst  und  dafs  anderseits  Gegenstände,  die  der  Erhebung  der  Steuer  be- 
sondere Schwierigkeiten  entgegensetzen,  aus  jenem  Kreise  ausgeschlossen 
bleiben;  sodann  eine  strengere  Durchführung  der  Beschränkung  der 
Oktroierhebung  auf  solche  Gemeinden,  in  denen  nach  Mafsgabe  von  Ein- 
wohnerzahl und  Wohlstand  die  Verzehrung  oktroipflichtiger  Gegen- 
stände überhaupt  eine  gröfsere  Ausdehnung  erreichen  kann;  bei  einem 
zu  geringen  Gesamtlietrage  des  Konsums  lassen  für  die  Erhebung  sich 
Einrichtungen,  welche  den  besonderen  durch  die  Verschiedenheit  der 
Objekte  gegebenen  Erfordernissen  dieses  Dienstes  gerecht  werden, 
kaum  treffen:  in  kleinen  und  ländlichen  bezw.  den  ländlichen  sich 
nähernden  Gemeinden  werden  daher  fast  immer  die  Erhebungskosten 
zum  Ertrage  in  einem  mehr  oder  weniger  ungünstigen  Verhältnisse 
stehen.  Das  in  Paris  erzielte  so  günstige  Ergebnis  beruht  darauf, 
dafs  die  grofse  Ausdehnung  des  Kreises  der  Pflichtigen  Personen  eine 
zweckmäfsige,  der  Natur  der  Verhältnisse  sich  überall  anschliefsende 
Organisation  der  einzelnen  Zweige  der  Erhebung  ermöglicht  hat,  dafs 
es  hierdurch  ausführbar  geworden  ist,  den  Kreis  der  oktroipflichtigen 
Artikel  weit  zu  bemessen  und  dafs  die  Sätze  überall,  wenn  auch  viel- 
fach auf  hoch  erscheinende  Beträge  normiert,  doch  innerhalb  von 
Grenzen  geblieben  sind,  bei  welchen  sie  die  Weiterentwicklung  des 
Konsums  nicht  zu  behindern  vermochten:  die  Steigerung  des  Ver- 
brauches selbst  hat,  weil  mit  dem  letzteren  die  Mühwaltung  und  die 
Kosten  keineswegs  in  gleicher  Progression  wachsen,  an  der  günstigeren 
Gestaltung  des  Verhältnisses  den  wesentlichsten  Anteil.  Das  Herab- 
sinken der  Erhebungskosten  auf  circa  5  Prozent  des  Ertrages  hat 
wesentlich  dazu  beigetragen,  die  aus  der  Höhe  dieser  Kosten  herge- 
leiteten Angriffe  der  Gegner  des  Oktrois  zu  entkräften:  so  gesteht  ins- 
besondere auch  Leroy-Beaulieu  zu,  dafs  bei  dieser  Gestaltung  des 
Verhältnisses  das  Argument  seine  Schärfe  verliere  ^). 

Die  Erörterung  über  den  Wert  des  Oktrois  als  eines  Elements  desj;*«  "110110116 
Gemeinde-Finanzwesens  spitzt  sich  daher  sehr  wesentlich  zu  einem  Steuerlast. 
Streit  darüber  zu,  inwiefern  die  im  Oktroi  zum  Ausdruck  gelangende 
Art  der  Verteilung  der  Steuerlast  der  Gerechtigkeit'^)  und  den 
finanzwissenschaftlicheu  Grundsätzen  entspreche.  Wenn  in  der 
Lehre  von  der  Steuerverteilung  das  Verhältnis  der  Leistungsfähigkeit  der 
Verpflichteten  als  Mafsstab  der  Repartition  immer  mehr  zur  Herrschaft 

1)  Leroy-Beaulieu  a.  a.  O.   S.  704. 

2)  Auf  die  bei  den  Gegnern  des  Olctrois  häufig  gefundene  Beliauptung,  dafs  der 
Oktroi,  da  er  auch  die  persönliche  Verzelirung  des  im  Oktroibezirk  sich  auflialtenden 
Fremden  oder  auswärts  Wohnhaften  treffe,  diese  ungerecht  belaste,  gehe  ich  niclit  näher 
ein.  Es  scheint  mir  vöUig  gerecht,  dal's  diese  Personen,  da  sie  während  ilircs  Aufent- 
halts ja  auch  von  den  Veranstaltungen  der  Kommune  und  den  Leistungen  ihrer  Verwal- 
tung Vorteil  ziehen,  in  den  meist  nur  geringen  auf  ihren  Konsum  eutfaliendeo  Oktroi- 
beträgen  hierfür  ein  Äquivalent  entrichten. 
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w\{\  Aiicrkcmiiiii^  j^(!l;iii^t,  sn  liiil  (li(;.s  l'riii/.ii)  (loch  im  !•  iii;iiizw(;sen 
(l(;r  (i(!iiM!iii(l(!ii  eine  l)esclir;iiikl,crc  (jcltiiii}^:  die  cnj^on.'ii  liczioliiuif^en 
zwischen  deiu  liitcrossu  des  l'iiiizehicii  uiid  den  Anf(»i(Ieriiii;^i;n  an  die 
SleiKü'knift,  wie  sie  liier  in  nianclnin  /wei^^en  der  Verwallnn^^  nach- 
weishar  hh^ih(!n,  sich(M-n  anf  diesem  (iehiet  dein  l'rinzij)  der  Sleuer- 
i'cpni'tilion  nach  dem  Malsstahe  des  Inf(UH;sses  d(;r  Einzelnen  einen 
weilcin^n  Siiielraum.  Mine  unmittclhai'e  IJe/iehun;,'  zum  Mal'se  d(;.s  h»;- 
teili;i,ten  Interesses  Ix'zw.  znr  individiieUen  I.eistun^slahi;^k(iit  des  Kin- 
z(!lnen  hil'sL  sich  nun  aher  hei  der  Veranlagung^  der  Verbrauchssteuern 
überhaupt  nicht  zum  Ausdruck  bringen;  es  mufs  hier  genügen,  dals  die 
Vcntiulung  der  Last,  wie  sie  sich  nach  Mal'sgabe  der  zur  Anwendung 
gebrachten  Jiestenernngsgrundsätze  im  Krg(!l)nisse  gestaltet,  im  grofsen 
und  g;inzen  (l(>n  Al)stid'iing('n  der  Leistungsfähigkeit  t()lg(!.  l)ageg(;n  ist 
nicht  erl'oidcilich,  dals  das  Verhältnis  dit^scir  Abstufung  sich  in  der  Ver- 
teilung der  einzelnen  Steuer  biireits  vollständig  herstelle:  vielmehr 
wird,  da  die  (iesamtheit  der  Steuern  ein  Ganzes  zu  bilden  bestimmt 
ist,  die  Ausgleichung  im  Sinne  jenes  Prinzips,  soweit  dasselbe  im 
Oktroi  nicht  genügend  zur  Anwendung  gelangt,  durch  die  Art  der 
Regelung  der  übrigen  Steuern  für  das  Gemeindefinanzwesen  hergestellt 
werden  können.  -la  es  kann  die  Ausgleichung,  wenn  sie  sich  auch  inner- 
halb des  ganzen  (iebiets  der  Steu(.'rn  sich  nicht  ausreichend  zur  Durch- 
führung bringen  läfst,  noch  dadurch  vervollständigt  werden,  dafs  bei 
der  llegclung  des  Ausgabebudgets  durch  Bevorzugung  derjenigen  Kate- 
gorien der  Einwohner,  welche  durch  die  Art  der  Verteilung  der  Steuern 
benachteiligt  sind,  zu  Gunsten  derselben  Kompensationen  geschaffen 
werden.  Die  Frage,  inwiefern  die  Art  der  Reglementierung  des  Oktrois 
bezw.  der  Normierung  der  übrigen  Steuern  und  der  Ausgaben  diesen 
Gesichtspunkten  entsi)richt,  ist  im  allgemeinen  und  für  die  Gesamtheit 
der  Gemeinden  einer  Prüfung  niemals  unterzogen  worden:  dagegen 
liegt  für  Paris  ein  interessanter  Aufsatz  des  Generalinspektors  der 
städtischen  Steuererhebung,  Biollay  ^),  vor,  dem  ich  im  Nachstehenden 
manche  Notizen  entnehmen  werde, 
^dureh'dcn"  VVird  nun  der  Oktroi  zunächst  für  sich  betrachtet,  so  ist  anzu- 
oktroi  an  sich  erkennen ,  dafs  der  schreiendste  Widerspruch  gegen,  den  Grundsatz 
veHdhIng  einer  der  Leistungsfähigkeit  folgenden  Lastenverteilung  durch  die  Aus- 
dcr Steuerlast g(.]^lj^,fgmify  fl^,{-  Bestcuerung  des  Getreides  undMelils  seine  Beseiti- 

zur  Leistungs-  r-        i  i  i  i  »      r-     i  i  v  r-,  •  i  i 

fähigkeit.  gung  geiundeii  hat;  wenn  auch  von  den  Autschlägfm  auf  Getreide  und 
Mehl  bis  zu  einem  gewissen  Grade  insofern  das  Gleiche  wie  von  Auf- 
schlägen auf  andere  Verbrauchsartikel  gilt,  als  eine  Belastung  durch 
solche  Steuern ,  wenn  sie  sich  auf  ein  geringes  Mafs  reduziert,  in  den 
Pi-eisen  des  Detailhandels,  durch  den  die  ärmeren  Bevölkerungsklassen 
zum  grofs(m  Teil  ihren  Bedarf  beziehen ,  sich  kaum  noch  erkennbar 
macht,  so  ist  es  doch  nicht  leicht,  hier  die  richtige  Grenze  zu  ziehen: 
eine  tU)ers,chreitung  derselben  ])i'o  Kopf  aber  hat,  da  der  Verbrauch 
an   Getreide  und    Mehl   bei   den   ärmeren   Klassen    meist  beträchtlich 


1)  Leon    Biollay,    compeusations    des    taxcs    de    Foctroi.    Revue    generale    d'admini- 
stration.     Jahrg.   1879,  Bd.  II  S.  406  f. 
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gröfser  als  bei  den  wohlhabenderen  ist,  eine  unverhältnismäfsige  und 
durch  andere  Steuern  nicht  leicht  mehr  auszugleichende  Überlastung 
der  ärmeren  Klassen  betrefis  ihres  Anteils  an  dem  an  Steuern  auf- 
zubringenden Quantum  zum  Ergebnis  haben ;  es  verdient  daher  Aner- 
kennung, dafs  die  französische  Regierung  wie  sie  zeither  eine  gegenüber 
den  auf  die  Erhöhung  der  Getreidezölle  abzielenden  Tendenzen  sich 
reserviert  gehalten  hat,  um  die  Entfernung  des  Getreides  und  Mehls  aus 
den  Oktroi tarifen  besorgt  gewesen  ist.  Von  den  übrigen  Kategorien  der 
dem  Oktroi  unterworfenen  Artikel  gestattet  zunächst  die  der  Bau- 
materialien eine  erhebhch  stärkere  Heranziehung  der  dem  Luxus 
dienenden  Materialien  als  Hausteine,  glasierte  Ziegel,  Spiegel  u.  s.  w. ; 
es  kommt  daher  in  dieser  Kategorie  eine  mit  der  wachsenden  Leistungs- 
fähigkeit im  allgemeinen  zunehmende  Belastung  zum  Ausdruck.  Der 
auf  dem  Viehfutter  ruhende  Oktroi  wird  zum  grofsen  Teile  von  den 
wohlhabenderen  Einwohnern,  welche  Pferde  und  Wagen  zu  ihrem  per- 
sönlichen Gebrauche  besitzen,  getragen;  soweit  er  Besitzer  von  Miets- 
fuhrwerken und  andere  Gewerbtreibende  trifft,  kann  die  Last  der 
Regel  leicht  im  Wege  der  Überwälzung  auf  das  von  jenen  Fuhrwei-ken 
bez.  den  Produkten  des  Gewerbebetriebes  gebrauchmachenden  Publi- 
kums übertragen  werden.  Die  Kategorie  der  Brenn-  und  Beleuchtungs- 
materialien läfst  eine  Steigerung  der  Sätze  im  Verhältnis  des  Wertes 
der  hierher  gehörigen  Waren  nur  in  beschränktem  Mafse  zu,  indessen 
pflegt  bei  diesen  Artikeln  das  Quantum  des  Verbrauchs  in  einem  die 
Progression  der  Leistungsfähigkeit  oft  weit  übersteigenden  Verhältnis 
zu  wachsen:  es  giebt  aus  diesem  Grunde  die  Belastung  der  ge- 
nannten Kategorie  zu  Klagen  über  Prägravation  der  ärmeren  Klassen 
minderen  Anlafs.  Allein  der  bei  weitem  gröfste  Teil  des  Oktroier- 
trages  entfällt  auf  die  Kategorien  der  Flüssigkeiten  —  und  zwar  unter 
diesen  weit  vorwiegend  auf  die  der  Getränke  —  und  der  Efswaren,  unter 
denen  wieder  das  Vieh  bezw.  Fleisch  den  weitaus  prävalierenden  Faktor 
bildet:  von  dem  Gesamtbruttoertrage  des  Jahres  1880  von  1^74  954001 
kamen  auf  Getränke  und  Flüssigkeiten  122  352  408,  auf  Efswaren 
74  838  685  Fr.;  es  kan)en  daher  auf  die  erstere  der  beiden  Kategorien 
von  Gegenständen  nicht  ganz  fünf  Elftel,  auf  die  letztere  mehr  als  ein 
Viertel  des  Gesamtertrages,  wogegen  die  Erträgnisse  aus  dem  Viehfutter 
—  14  525  872  —  den  Brennmaterialien  —  29  781  694  —  und  den  Bau- 
materialien 30117  446  Fr.  —  zusammen  nur  etwas  über  ein  Viertel  des 
Gesamtertrages  ausmachen;  von  jenen  122352  408  Fr.,  welche  auf  die 
Flüssigkeiten  entfielen ,  kamen  auf  Wein  73  561  626,  auf  Obstwein 
2  059  296,  auf  alkoholische  Getränke  (Spirituosen)  19  660  893  Fr.:  es 
macht  daher  der  Oktroi  vom  Wein  allein  ebenfalls  über  ein  Viertel  des 
Gesamtertrages  aus.  Was  nun  die  Getränke  anlangt,  so  kann  die  rela- 
tiv hohe  Heranziehung  der  alkoholischen  (betränke  wie  sie  meist  statt- 
findet, keinem  Bedenken  unterliegen,  da  sie  ihre  Rechtfertigung  in 
anderen  dem  Gebiet  der  Finanzpolitik  nicht  angohörigen  Motiven 
findet:  es  entpricht  sodann  durchaus  den  p]rfordernissen  einer  Ab- 
stufung nach  den  Verhältnissen  der  Leistungsfähigkeit  im  grofsen  und 
ganzen,   dafs   dort   wo  der  Wein   allgemeiner,  das  Bier  Luxusgetränk 
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ist,  crstcü'os  /ii  vcrliiiltiiisiiiiüsi;^  iiicdrif^tüi,  letzteres  zu  hohen  Siltzeii 
v«MJiiihi;;t  ist  und  ihd's,  wo  das  liier  das  all;;enieine  Getränk  ist,  das 
dinucikehrt,«;  IMal,/  ^rciilt:  di(!  (ienieinden ,  in  denen  das  liier  vor- 
henseht,  hilden  \vi(!  henierkt  hei  weitcMn  di(!  yVusnahnie.  -  Es  kommt 
d:ih(!r  vor/ii^fs\veis(!  daran!"  an,  inwieweit  heim  VNctin  und  hei  den  Kis- 
war(ui  h(v,i((hun'4sweise  l»e,im  Vieh  und  I'l(;isch  eine;  Steiierverteiiunj^ 
nach  d(!r  li(^istun^st';Uiifi;keit  d(!r  liev<"iikeiun^'skhissen  l'latz  t^reift :  wenn, 
wie  eheii  an^fefülirt,  heide  Kate^;()ri(!n  mehr  als  die  Haltte  des  Oktroic^r- 
tia^M's  ahwc^rten,  so  ist  doch  nicht  zu  üherscihen ,  dal's  das  Ariteilsver- 
liidtnis  für  Paris  einer-  und  die  (iesamtheit  der  ühri^en  oktroier- 
JK^lienden  (j((!meinden  andererseits  nicht  das  j^li;iche  ist;  wählend  von 
einem  (Jesamtertra^M',  des  Oktrois  in  Paris  ton  l4lS7sOt)M  Fr.  im  .Jahre 
isso  durcli  den  Wein  f)!  224  4;>()  Fr.  aid';,M;biacht  waren,  enttielen  auf 
Fifswaren  hezw.  Fleiscli  nur  2H '.)")()  ;;2()  Fr.:  da^o^en  waren  von  einem 
(Jesamtcrtra^e  des  Oktrois  in  den  I)ej)arti!nients  von  V.il  4i)-i  b2i)  Fr. 
durch  den  Wein  22  iuVl  Ü9G,  durch  Kfowareii  hezw.  Fleisch  45  «87  350 
Fr.  aut}iehracht  worden  M^  es  l)ildet  daher  für  Paris  der  Wein,  für 
die  I)ei)art(!ments  das  Fleiscli  den  weitaus  überwiegenden  Fakt(»r. 
\^ Cnn  nun  aucli  das  Fleisch  nicht  in  demselhen  (irade  und  Malse  zum 
uM(;ntl)ehrlich(!n  L(!hensunterhalr  d(!r  ärmeren  Klassen  gehört  wie  das 
(ictreide,  so  bi'ansprucht  dasselbe  doch  hier  (;inen  immerhin  wichtigen 
Platz:  es  kann  daher  die  Belastung  des  Fleisches  zumal  dann,  wenn 
sie  einen  gröfseren  Mafsstab  erreicht,  allerdings  zu  einer  Prilgravation 
der  ärmeren  Klassen  führen ,  die  eine  noch  erheblichere  und  empfind- 
lichere sein  würde,  wenn  nicht  gerade  heim  Fleisch,  das  die  ärmeren 
Klassen  fast  ausscliliefslich  im  Wege  des  Detailhandels  zu  beziehen 
pflegen,  die  die  Steuerlast  ausgleichende  Wirksamkeit  dieses  Handels 
])esonders  hervoiträte :  der  Oktroi  wird  regelmäfsig  beim  F'intritt  des 
Viehs  in  die  Schlachthäuser  vom  Viehhändler  oder  dem  Fleischer  be- 
richtigt: er  bildet  daher  mit  den  Schlachtgebühren  einen  Zuschlag  zu 
den  Ankaufskosten,  d(?ren  Ersatz  durch  die  beim  Verkauf  gestellten 
Preise  der  Fleischer  bezw.  Fleischverkäufer  sich  zu  verschaö'en  ange- 
wiesen ist  und  den  er  daher  wie  die  Ankaufs-  und  Geschäftsunkosten 
nicht  nach  gleichem  Verhältnis  pro  Pfund  sondern  nach  einer  der 
Quantität  entsprechenden  Abstufung  verteilt;  es  erklärt  sich  hieraus, 
dals  eine  Steigerung  der  Oktroisätze  nicht  sowohl  an  den  in  kleineren 
Quantitäten  verkauften  geringeren  Fleischwaren,  bei  denen  sie  nach 
jener  Vtsrteilung  durch  den  Ha-ndel  meist  nur  in  einem  Geldbetrage 
kaum  darstellbare  Bruchteile  beträgt,  als  vielmehr  an  den  Fleisch- 
waren der  besseren  Qualitäten  sich  fühlbar  macht;  es  wird  daher 
bi;im  Fleisch  jene  Prägravation  durch  die  Preisnormierungen  im  Han- 
del in  sehr  viel  beträchtlicherem  Grade  ausgeglichen  als  dies  eines- 
teils Ixnm  Getreide  und  Mehl  sowie  beim  Brot,  bei  welchen  Waren 
die  Abstufiuig  nach  der  Qualität  nur  einen  geringen  Spielraum  hat. 
andernteils  nach  Mafsgabe  der  Art,  in  welcher  der  Bezug  durch  die 
Konsumenten   stattzufinden  pflegt,   beim  Wein  der  Fall  ist.    Inbetreö" 


1)  Sielie  im  Annuaire  statistiqiie  de  la  Frauce,  Jahrg.   1883,  S.  559,  553  fg. 
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des  Woins  hat  nach  den  in  Frankreich  bestehenden  Gewohnheiten  der 
unmittelbare  Bezug  vom  Produzenten  selbst  bei  den  ärmeren  Klassen 
einen  immer  noch  beträchtlichen  Spielraum:  aber  auch  soweit  diese 
Klassen  der  Bev()lkerung-  durch  den  Detailhandel  versorgt  werden, 
kann  doch  eine  Ausgleichung  durch  stärkere  Heranziehung  der  kost- 
spieligeren Sorten  hier  nur  in  geringem  Maise  eintreten,  weil  die 
Detailgeschäfte,  aus  denen  die  ärmeren  Klassen  sich  zu  versorgen 
pflegen,  in  der  Regel  ausschliefslich  mit  geringeren  Weinsorten  handeln. 
Es  ist  daher  seit  langer  Zeit  eine  Abstufung  der  vom  Wein  zu  ent- 
richtenden Oktroisätze  nach  der  Qualität  bezw.  dem  Wert  als  ein 
dringendes  Bedürfnis  empfunden  worden:  in  besonderem  Mafse  gilt 
dies  von  Paris,  wo  die  Oktroisätze  vom  Wein  eine  so  erhebliche  Höhe 
erreichen.  Eine,  wenn  auch  mechanische  und  unvollkommene  Abstufung 
dieser  Art  sollte  die  Scheidung  darstellen,  die  in  Paris  zwischen  den 
Tarifsätzen  für  Wein  in  Gebinden  und  für  Wein  in  Flaschen  früher 
bestand:  das  Ungenügende  dieser  Scheidung  wurde  indessen  seit  langer 
Zeit  anerkannt,  da  die  in  Flaschen  eingeführten  Weine  nur  eine  geringe 
Quote  des  eingeführten  Gesamtquantums  betrugen  und  ein  grofscr 
Teil  auch  der  besseren  Weine  in  Fässern  eingeführt  wurde:  inzwischen 
ist  sie,  nachdem  sie  für  die  Eingangsabgaben  des  Staats  in  Wegfall 
gekommen,  auch  für  den  Pariser  Oktroi  unhaltbar  geworden.  Der 
vollständigen  Umwandlung  des  Oktrois  vom  Wein  in  einen  Wertzoll 
hatte  schon  die  provisorische  Regierung  des  Jahres  1848  einen  Imp-ils 
zu  geben  versucht ,  ohne  dafs  die  bezügliche  in  einem  Dekret  vom 
18.  April  jenes  Jahres  ausgesprochene  Ankündigung  eine  Folge  fand; 
dieselbe  blieb  ein  toter  Buchstabe:  da  beider  demnächst  über  die  Ge- 
tränke veranstalteten  Enquete  alle  sachverständigen  Personen  in  der 
Ansicht  üljereinkamen ,  dafs  bei  der  Schwierigkeit,  den  Wert  des 
"Weins  festzustellen,  eine  Abstufung  des  Zolles  nach  dem  Wert  ein 
zahlreiches  Beamtenpersonal  erfordern  und  dafs  der  zur  Unterhaltung 
desselben  notwendige  Aufwand  die  erwartete  Mehreinnahme  absor- 
bieren würde  ^).  Auch  spätere  Versuche  haben  günstigere  Erfolge 
nicht  gehabt.  Die  Untersuchung,  welcher  der  Pariser  Gemeinderat 
im  Jahre  1877  die  Angelegenheit  unterwarf,  führte  zu  demselben  ne- 
gativen Ergebnisse; :  man  gelangte  auch  hier  zu  der  Ansicht,  dafs  bei 
dem  Quantum  von  4  500  000  Hektolitern ,  das  jährlich  —  im  Jahre 
1882  4  883  232  —  in  Paris  eingeführt  wurde  und.  von  welchem  die 
Luxusweine  nur  etwa  fünf  Prozent  betrugen  —  die  zur  Durchführung 
eines  Wertzolles  erforderlichen  Anstalten  einen  mit  dem  Ergel)iiis 
aufser  Verhältnis  stehenden  Kostenaufwand  erheischen  würden'-^).  Wenn 
iiiernach  auch  durch  d('n  Oktroi  eine  unverhältnismäfsige  Belastung 
der  ärmeren  Klassen  keineswegs  in  dem  Mafse  begründet  wird ,  wie 
solches  die  meisten  Gegner  desselben  behaupten,  so  niufs  doch  zuge- 
geben werden ,  dafs  der  Druck  der  Steuer  im  ganzen  sich  keineswegs 
ausreichend    in  einem  der  Abstufung  der  Leistungsfähigkeit  folgenden 

1)  Enquete  .agricole  de   18CC,  Serie  I,   Band  I,  S.   378  lg. 

2)  Ponlich,  administration  de  la  viUe  de  Paris,  S.   180.    181. 
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V(!iliii.lMiiss(;  v(!rt(!ilt;    es  fni^'f  sicli  diilicr,  inwiefern  dieser  (.'beistand 
durch  das  System  der  ühri^'eii   und   iiaiiieiitlich   diircli  das  der  direkten 
Steuern  seine  Heseitii^un^  findet. 
Aii«gi..iciiiinB  Diese  Steuern  dv.v  (ienieinde  l)estelien,  wenn  von  den  ihrer  finan- 

Kommunal  zielleii  H(!d(MitnnK  nael)  nur  ;,M'rui^tii;^i;,MMi  Steuern:  (h'r  IIundesttnuT, 
"''■'"'■'"■  (h;ii  Ab;;al)en  von  öllent liehen  Ver^^nü^un^^en  zu  Gunsten  der  Wohl- 
tliiili^^keitsanstalten  u.  s.  vv.  sowie;  ferner  von  den  mit  Unrecht  häufi}^ 
der  Kate^()ri(!  der  indirekten  Steuei-n  heimgezahlten  Gebühren  abgesehen 
wird  in  (h-ii  /uschläj^en,  welche  t(;iis  zur  ailf^^enieinen  Verliigun^:  des  (Je- 
meindehaushalts  teils  für  Si)ezial/,wecke  zu  den  sogenannten  vier  di- 
rekten IlaiiptsteucTn  erhoben  werden:  von  diesen  Zuschlägen  sind  selbst- 
verständlicherweise ebenso  die  zur  Grund-  und  Gebäudt'Steuer  wie  die 
zu  der  gewisserniafsen  ein  Annexum  letzterer  Steuer  darstellende  Tür- 
und  Fenstersteuer  erhobenen  zur  Herstellung  einer  Ausgleichung  im 
vorb(!zeichneten  Siniu;  nicht  geeignet:  das  gleiclu;  gilt  von  der  Patent- 
((jleweri)e-)steuer ,  bei  dv.v  alleidings  eine  dem  Ertrage  mehr  f(dgende 
Skala  durch  die  Detaillierung,  welche  die  neuen  Gesetze  d(,'n  Veran- 
lagungskategorien gegeben  haben,  hergestellt  worden  ist:  das  Prinzip 
einer  Besteuerung  nach  der  Ai)stufung  der  Leistungsfähigkeit  kommt 
nur  einigermafsen  bei  der  mit  der  Personalsteuer  verbundenen  Mobiliar- 
steuer zur  (Jeltung,  indem  dem  Mafsstabe  der  Leistungsfähigkeit  der 
mit  jener  allerdings  in  einiger  Wechselbeziehung  stehende  des  Miets- 
aufwandes sul)stituiert  wird.  Die  Unvollkonmienheit  dieses  Mafsstabes 
für  die  P>eurteilung  der  Leistungsfähigkeit  ist  indessen  eine  evidente 
und  oft  l)ehandelte:  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  auf  den  unteren 
Stufen  des  Einkommens  der  Mietsaufwand  eine  sehr  viel  gröfsere 
Quote  des  Erwerbs  bezw.  des  Einkommens  absorbiert  als  dies  auf 
den  höheren  Stufen  das  Regelmäfsige  ist:  es  würde  daher  die  Er- 
hebung von  Zuschlägen  zur  Personal-  und  Mobiliarsteuer  nur  dann 
zur  Ausgleichung  beitragen  können,  wenn  das  der  Veranlagung  dies(!r 
Stcnier  zum  Grunde  liegende  Prinzip  zum  Vorteil  der  minder  wohl- 
habenden Klassen  eine  Modifikation  erführe;  einen  derartigen  Ver- 
such enthält  die  in  Paris  und  anderen  gröfseren  Städten  wie  oben 
erwähnt,  getroffene  Einrichtung,  wonach  ein  Teil  des  Oktroiertrages 
vorweg  genommen  und  zum  Erlafs  bezw.  zur  Ermäfsigung  der  auf 
diejenigen  Kategorien  von  Steuerpflichtigen,  welche  geringere  Miets- 
beträge zahlen,  entfallenden  Steuerbeträge  verwendet  wird  und  zwar 
beschränkt  sich  dieser  Erlafs  bezw.  diese  Ermäfsigung  keineswegs  auf 
di(;  Kommunalztischläge  zur  in  Rede;  stehenden  Steuer,  sie  erstreckt 
sich  vielmehr  in  gleicher  Weise  auf  die  Provinzial-  sowie  auf  die 
Departements-  und  die  sonstigen  Zuschläge.  Diese  Einrichtung  hat 
für  Paris  —  der  einzigen  Gemeinde,  inbetreff  welcher  diesbezüglich 
nähere  Nachrichten  vorliegen  —  ihre  Wurzel  bereits  in  der  Gesetz- 
gebung des  Konsulats;  schon  eine  Verordnung  vom  2L  September 
1803  hatte  hier  die  Mobiliarstcuer  gänzlich  beseitigt  und  dieselbe  durch 
i'.iue  Vorwegnahme  aus  den  Einnahmen  des  Oktrois  ersetzt.  Später 
wurde  das  Prelevement  in  eine  aus  dem  Erträgnis  des  Oktrois  dem 
Staat   gezahlte  Abonnementssumme   verwandelt,    die  jedoch   nicht  das 
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ganze  Kontingent  der  Steuer  deckte;  der  noch  aufzubringende  Betrag 
wurde  in  gleiciiem  Verhältnis  auf  die  sämtlichen  steuerpflichtigen 
Mietswerte  verteilt.  Als  das  Gesetz  vom  21.  April  1832  demnächst  die 
oktroierhebenden  Gemeinden  generell  ermächtigte,  auf  Verlangen  ihrer 
Munizipalräte  und  mit  durch  königliche  Ordonnanz  ihnen  zu  erteilender 
Staatsgenehmigung  die  gänzliche  oder  teilweise  Berichtigung  des  Kon- 
tingents der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  auf  die  Gemeindekasse  zu 
übernehmen,  bei  nur  teilweiser  Übernahme  den  Rest  auf  die  Miets- 
werte zu  verteilen,  bei  dieser  Repartition  aber  die  Kategorien  der 
geringeren  Mietswerte  unberücksichtigt  zu  lassen,  wurde  auch  in  Paris 
die  Einrichtung  dahin  modifiziert,  dafs  anfänglich  die  Mieten  von 
150  Fr.,  seit  dem  Jahre  1841  aber  die  von  200  Fr.  und  weniger  von 
jedem  Beitrage  zum  Kontingent  freigelassen  wurden;  andere  Gemein- 
den gingen  zur  Annahme  eines  abgestuften  Tarifs  über,  dergestalt, 
dafs  die  vom  Mietswert  zu  zahlende  Quote  sich  mit  der  Abnahme 
des  Mietsbetrages  verringerte.  Die  Beanstandungen,  zu  denen  das 
Verfahren  in  rechtlicher  Hinsicht  Anlafs  gab,  führten  zum  Erlafs  des 
bereits  oben  erwähnten  Gesetzes  vom  3.  Juli  1846,  welches  die  Frei- 
lassung der  geringereu  Mietswerte  und  die  Anwendung  eines  gra- 
duierten Tarifs  behufs  Verteilung  des  Restes  allgemein  autorisiert: 
gleichwohl  fand  die  Durchführung  des  vom  Pariser  Munizipalrat  be- 
züglich der  Freilassung  der  geringeren  Mietswertc  bezw.  des  zu  Gunsten 
derselben  eintretenden  degressiven  Repartitionsmafsstabes  in  der  Rechts- 
sprechung des  Staatsrats  manche  Hindernisse:  zur  Zeit  ist  die  Ange- 
legenheit so  geregelt,  dafs  pro  1883  die  Wohnungen  mit  einem  ka- 
tastrierten  Mietswert  von  unter  400  Fr.  befreit  waren  und  dafs  zu 
zahlen  hatten: 

Wohnungen  im  Mietswerte  von  400  bis  599  Fr.   .    .     .     6,50  Prozent 

„     600    „    699    „     .     .     .     7,50       „ 

,,     700    „    799    „     .     .     .    8,50       „ 

„    800    „    899    „     .     .    .     9,50       „ 

„  „  „  „     900  und  mehr  „      .     .     .  10,05       „ 

Am  verhältuisraäfsig  höchsten  stellt  sich  daher  das  Objekt  des  Erlasses 
für  eine  Familie,  die  mit  einem  Mietbetrage  von  400  Fr.  veranlagt  ist; 
dasselbe  würde,  da  zum  Prinzipale  der  Steuer  an  Staatsdepartemental- 
und  Kommunalzuschlägen  gegen  128  Prozent  *)  hinzutreten,  nach  dem 
höchsten  Steuersatze  von  10,05  Prozent  hier  etwa  92  Fr.  betragen : 
nimmt  man  nun  den  bezüglich  des  Verbrauchs  der  Familie  relativ  günsti- 
gen Fall,  dafs  dieselbe  aus  dem  Mann,  der  Frau  und  Einem  Kinde  besteht 
und  wird  nach  dem  Durchschnittsbetrage  von  68,56  2)  Fr.  pro  Koi)f  der 
auf  die  Familie  entfallende  Anteil  am  Bruttoertrage  auf  3  X  68,56,  also 
auf  205,68  Fr.  berechnet,  so  wird  von  diesem  Anteile  nicht  ganz  die 
Hälfte  durch  Kompensation  mit  dem  an  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
erlassenen  Betrage  gedeckt;  ja  es  erreicht  letzterer  Betrag,  da  der  auf 


1)  Genau  127,8271.     Pontich  a  a,  0.  S.  163. 

2)  Derselbe  wurde   1879    auf    diesen   Betrag  berechnet,      Bulletin  de  statistique    1882 
Januarlieft  S.  69. 
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die  (i(;tr;uikc  und  Flüssi^k(;it(;ii  (üiltallciidi!  Anteil  im  .lulire  IHISO  mit 
70  O.'W  .Oy«;  l<'r.  etwa  die  Hälfte  des  (iesaintbetrages  von  141  my.WYl  Vx. 
aiisniaclite  ' ),  noch  nicht  einmal  den  vom  Oktroi  für  diese  Artikel  auf 
di(;  I'amilie  (intfalhwiden  Anteil.  Allei-dinj^s  ist  hierbei  zu  beriick- 
sicliti^^cn,  dals  der  Ant(Ml  d(!r  ärmeren  l'amlie  am  Krtraj.((!  d(;s  Oktrois 
ühcriiaiipt  (;i"liel)licli  unter  jeninn  l)nrchsclinittsh(;tra^e  hleiht,  da  bei 
l'Vslstcillim;.,^  desselben  der  I'Yemdenkonsiim  el)(!nso  wie  d(;r  be/üi^dich 
zahlreicher  Oktroiarlikel  für  die  ärmeren  Klassen  anzuiu'hmende  Min- 
derverbrauch aufser  Hetracht  ^(ilasseu  worden  ist;  auch  betretVs  des 
Oktrois  von  Geträidain  und  Flüssigkeiten  mag  immer  noch  der  Anteil 
für  die  ärmeren  Kamili(!n  sicli  auf  einen  geringeren  als  den  Durch- 
schnittsbetrag sterilen;  es  kommt  indessen  andererseits  auch  in  Er- 
wägung, dals  die  lierecliiumg  des  auf  jene  l''amilie  von  der  erlassenen 
Mobiliarsteuer  entfallenden  Anteils  nach  dem  für  Mietswerte  von 
9(K)  Kr.  und  mehr  geltenden  Prozentsatze  eiu(!  viel  zu  hohe  ist,  da 
dieser  [Prozentsatz  sich  bei  Verteilung  des  Kontingents  nach  gleichem 
Verhältnis  auf  alle  Mietswerte  beträchtlich  ermäfsigen  würde;  es  ist 
daher  gewifs,  dafs  der  Wegfall  des  auf  die  Familie  kommenden  Mo- 
l)iliarsteu(!rbetrages  ein  ausreichendes  Kompensationsobjekt  für  ihre 
Beisteuer  zum  Ertrage  des  Oktrois  nicht  enthält.  Es  kann  aber 
selbst  der  ganze  IJetrag,  welcher  bei  gleicher  Verteilung  des  Steuer- 
kontingents auf  die  Mietswerte  auf  die  Familie  entfallen  würde,  schon 
aus  dem  Grunde  nicht  ganz  als  Kompensationsolyekt  zum  Zwecke 
der  Herstellung  einer  rationellen  Steuerverteilung  aufgerechnet  werden, 
weil  die  Ermäfsigung  des  Prozentsatzes  für  die  ärmeren  Klassen  bezw. 
die  geringeren  Mietswerte  eine  Forderung  ist,  die  an  sich  aus  dem  Grund- 
satz der  Verteilung  der  Steuer  nach  der  Leistungsfähigkeit  folgt  und 
deren  Durchführung  in  der  Veranlagung  der  Mietswerte  lediglich  der 
Gerechtigkeit  entspricht;  nur  so  viel  läfst  sich  anerkennen,  dafs  jener 
Erlafs  einen  Teil  der  nachteiligeren  Lage  ausgleicht,  in  welcher  sich 
die  ärmeren  Klassen  von  Paris  dadurch,  dafs  die  Bedürfnisse  der 
Stadt  durch  einen  hochangespannten  Oktroi  aufgebracht  werden,  gegen- 
über den  Einnahmen  der  Gemeinden ,  welche  lediglich  Zuschläge  zu 
den  direkten  Steuern  erheben,  befinden.  Inwieweit  sich  in  den  ande- 
ren gröfscren  Städten,  welche  einen  graduierten  Tarif  für  die  Mobi- 
liarstcuer  haben,  die  Sachlage  anders  gestaltet,  läfst  sich  mangels 
von  Publikationen,  welche  das  bezügliche  Material  zugänglich  machen, 
nicht  beurteilen :  wenn  hier  die  Sätze  des  Oktrois  häufig  hinter  den 
in  Paris  geltenden  zurückbleiben,  so  ist  andererseits  auch  der  Betrag 
der  Mietswerte  und  das  Verhältnis  ihrer  Veranlagung  zur  Mobiliar- 
steuer ein  niedrigeres,  damit  aber  das  Kompensationsobjekt  ein  ge- 
ringeres. Soll  innerhalb  des  französischen  Kommunalsteuersystems  das 
Gleichgewicht  im  Sinne  der  Abstufung  nach  der  Leistungsfähigkeit  her- 
gestellt werden,  so  kann  das  nur  dadurch  geschehen,  dafs  jenes  System 
durch  Aufnahme  von   anderen,    jene   Abstufung  noch   mehr   als   dies 

1)    T$ulletin    de     statistique    et    de    legislation    comparee,    Jalirg.    1882,    Januarlieft 
S.   58.   59. 
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bezüglich  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  der  Fall  ist,  zum  Ausdruck 
bringenden  Steuern  ergänzt  wird. 

Mit  Recht  verweist  hiernach  B  i  o  1 1  a  y ,  um  die  Darstellung  der  Kompensation 
ein  solches  Gleichgewicht  herstellenden  Elemente  zu  vervollständigen,  "^gaben^zT 
auf  diejenigen  Positionen  des  Ausgabebudgets ,  welche  Aufwendungen  Gunsten  der 
im  ausschliefslichen  Interesse  der  ärmeren  Klassen  enthalten;  es  sind  kiassen. 
dies  insbesondere  die  Ausgabepositionen  für  das  Armen-  und  das 
Volksschulwesen.  Der  seitens  der  Gemeinde  an  die  Armenverwaltung 
geleistete  Zuschufs  hatte  im  Jahre  1866  9  454  727,  im  Jahre  1872 
12  542450,  im  Jahre  1876  10  932  219  Fr.  betragen,  wobei  die  ^ für 
Bauten,  für  Irre  und  für  unterstützte  Kinder  geleisteten  Beiträge  nicht 
in  Anrechnung  gebracht  worden  sind ;  an  diesen  Beiträgen  hatten  nach 
ungefährer  Schätzung  Teil  genommen  1866:  232  000,  1872:  296  000, 
1876:  300000  (111000  in  den  Hospitalanstalteu  unterstützte,  113  000 
bei  den  Wohlthätigkeitsanstalten  eingeschriebene ,  36  700  im  Hause 
behandelte  Kranke,  ferner  12  000  Wöchnerinnen,  25  000  Arme  und 
10000  Kinder,  welche  mit  einmaligen  Unterstützungen  bedacht  wur- 
den); das  Durchschnittsmafs  der  auf  die  einzelne  beteiligte  Person 
entfallenden  Unterstützung  belief  sich  1866  auf  40,75,  1872  auf  42,37, 
1876  auf  36,43  Fr.  Die  Aufwendungen  für  den  Elementarunterricht 
betrugen  im  Jahre  1866:  4  031599,96,  im  Jahre  1872:  6  813  824,99, 
im  Jahre  1876:  8  420  513,18  Fr.;  worin  die  Ausgabe  für  aufserordent- 
liche  Bauarbeiten,  die  sich  1866  auf  27  279,83,  1872  auf  1 154  730,86  Fr. 
—  die  Gesamtkosten  für  Schulbauten  haben  in  den  Jahren  1871 — 1877 
15  807  394,15  Fr.  betragen  —  belaufen  haben,  nicht  eingerechnet  ist: 
an  den  Vorteilen  dieser  Aufwendungen  hatten  Teil  genommen:  18^f 
85157,  1872  102154,  18  jf  135  098  Kinder,  was  einem  Durchschuitts- 
aufwand  pro  Kind  1866  von  47,43,  1872  von  66,80,  1876  von  62,37  Fr. 
ergiebt.  Beträchtlich  weiter  haben  sich  diese  Positionen  im  Budget 
von  1883  erhöht.  Dasselbe  enthält  für  das  Armenwesen  eiuschliefs- 
lich  der  Zuschüsse  für  die  Geisteskranken  und  die  unterstützten  Kin- 
der, der  Subventionen  an  Armeninstitute,  sowie  der  sonstigen  öffent- 
lichen Unterstützungen,  endlich  der  aus  Stiftungsmitteln  für  Armen- 
zwecke verwendeten  Beträge  einen  Gesamtbetrag  von  19  816  566  Fr. 
werden  die  Kosten  des  Volksschulwesens  mit     .     .     .     18  618  345  „ 

und  des  höheren  Volksschulwesens  mit 1  742  858  „ 

hinzugerechnet,  so  ergiebt  sich  ein  Gesamtbetrag  von  40  177  769  Fr. 
welcher  etwa  zwei  Siebenteln  der  aus  dem  Oktroi  bezogenen  Gesamt- 
einnahme gleichkommt  ^).  Allerdings  ist  die  hierdurch  hergestellte 
Kompensation  eine  nicht  ganz  unbeträchtliche;  wird  indessen  davon 
ausgegangen,  dafs  in  der  Wirtschaft  der  Gemeinden  die  gröfseren 
Bedürfnisse  der  ärmeren  mit  den  reicheren  Mitteln  der  wohlhabende- 
ren Einwohner  sich  auszugleichen  haben,  so  wird  auch  in  jener  Ver- 
wendung eines  nicht  unerheblichen  Anteils  des  Oktroiertrages  für  im 
vorwiegenden  Interesse  der  ärmeren  Klassen  liegende  Verwaltungsauf- 
gaben zwar  eine  Milderung,   aber  keineswegs  eine  vollständige  Besei- 

1)  IJiollay  a.  a.   O.  S.  409  lg.   und  Pontich  a.  a.   O.   S.  1 1 1    fg. 
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tigunR    des    Mifsvcrhältnisscs   gofiiiidcin    wiinlcn    köiin(;n,    das    in    d(;r 
diircli  den  Okfnti  b('<^M-iiiid(!t(;ii   V(;rt(;ilunj,'  der  Steuerlast  zum  Nacliteil 
der  iiriii(!r(!n   l'evölkeruii^'sklasseii  zu  Tiv^c.  tritt. 
vorzüK«  de»  IJlciiheii    (laluir    vom    (iesielitspunkte    <^(!reehter    Steuerverteilung 

\V(!S(Mitlic,li(!  r>edeid<eii  j,'e<,'eii  den  Oktroi  bestehen,  so  werden  dieselben 
doch  auf[f(!Woj,^en  durch  den  Vorzuj^  einer  Krf^iebif^keit,  mit  welcher 
der  Druck,  den  die  Steuer  ausübt,  in  keinem  Verhältnisse  steht;  dafs 
die  Kntriclitung  der  Steucir  mittelst  eines  im  Detailhandel  meist  nur 
w(!nig  fühlbaren  Aufschlags  auf  den  Preis  der  Lebensmittel  gegenüber 
dc^r  /ahhing  periodisch  zu  erlegender  (Jeldlxiträge,  wie  sie  b('i  d(!n 
direkten  Steuern  stattliiidet,  (line  sehr  wesentliche  Erl(;ichterung  für 
den  Steueri)tiichtigeii  (snthiilt,  ist  eine  so  sehr  aus  den  täglichen  Wahr- 
nehmungen sich  (ergebende  Thatsachc,  dafs  ihre  Richtigkeit  von  den 
(legnern  des  Oktrois  nicht,  wie  dies  häufig  geschieht,  Ijestritten  wer- 
den sollte.  Die  Schwierigkeit,  einen  nach  beiden  Gesichtspunkten  hin 
befriedigenden  Ersatz  für  den  Oktroi  zu  finden,  ist  nun  aber  eine  so 
grofse,  dafs  vor  ihr  die  Erörterung  der  Abschatfung  jener  Steuer,  so 
oft  sie  auch  angeregt  wurde,  stets  Halt  gemacht  hat.  Die  Vorschläge, 
die  bcilmfs  Herbeiführung  eines  derartigen  Ersatzes  gemacht  worden 
sind,  lassen  sich  in  solche  sondern,  welche  die  Aufgabe  durch  aufs  er- 
halb des  gegenwärtigen  Steuersystems  liegende  Reformen  und  in  solche, 
welche  sie  durch  Anwendung  der  durch  dasselbe  bereits  gegebenen 
Mittel  zu  lösen  versuchen:  am  weitesten  nach  ersterer  Richtung  geht 
der  radikale  Vorschlag  Meuiers,  die  bestehenden  Steuern  durch 
eine  einheitliche  Steuer  vom  Kapital  zu  ersetzen:  weniger  entfernen 
sich  vom  vorhandenen  Steuersystem  die  Vorschläge  Jules  Martins, 
M  a g  u  e  r  o  s  und  C  a r  r  e  s :  ersterer  ' )  befürwortet,  abgesehen  von  wei- 
teren Zuschlägen  zu  den  direkten  Steuern,  die  Erhebung  einer  Steuer 
von  höchstens  zwei  Prozent  vom  Einkommen,  Maguero^)  will  den 
Oktroi  —  für  Paris  —  durch  eine  Steuer  vom  Mobiliar  und  den  sonst 
zur  Ausschmückung  der  Wohnungen  dienenden  Gegenständen,  durch 
Zuschläge  zur  Steuer  von  den  Erbschaften  der  in  Paris  wohnhaften 
Personen,  durch  eine  Steuer  vom  Einkommen  —  2  ^j^  vom  Kapital 
und  1  "^"lo  vom  Arbeitsertrage  —  endlich  durch  Erhebung  einer  Miete 
von  der  Börse  nach  Analogie  der  Marktstandsgelder  ersetzen ;  Carre  =^), 
dessen  Projekt  sich  auf  die  Beseitigung  des  in  Paris  von  den  Geträn- 
ken erhobenen  Oktrois  beschränkt,  will  teils  durch  eine  weitere  Be- 
steuerung der  Wohnungsmieten,  teils  durch  Besteuerung  der  auf  dem 
Handel  mit  Getränken  bezüglichen  Gewerbe  für  die  wegfallenden  Oktroi- 
abgabeii  ein  Äquivalent  schaffen.  Es  würde  zu  weit  führen,  diese 
m.  E.  in  ihrer  Mehrzahl  unausführbaren  Vorschläge  wegen  Einführung 
neuer  Steuern  hier  zu  erörtern,  da  das  ohne  ein  Eintreten  in  die  Kritik 
des  gesamten  Steuersystems  kaum  möglich  sein  würde:  irgend  welche 
allgemeinere  Zustimmung  ist  diesen  Vorschlägen  bisher  nicht  zu  teil  ge- 
worden.    Ein  gröfseres  Terrain  haben  die  Vorschläge  gefunden,  welche 

1)  J.  Martin,  rapport  S.  30. 

2)  Miiguero,  suppression  et  remplacemeut  etc.    S.   21    fg. 

3)  C  a  r  r  e  ,  suppression  des  octrois  S.  9  fg. 
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deii  P^rsatz  lediglich  im  Wege  der  Erhöhung  oder  der  Umgestaltung  be- 
stehender Steuern  herbeizuführen  suchen:  die  am  meisten  stetige  Vertei- 
tliguug  ist  der  Idee  des  Ersatzes  durch  Besteuerung  bezw.  höhere  Be- 
steuerung der  Mietswerte  bezw.  des  Grundertrages  zu  teil  geworden, 
Horace  Say^)  wollte,  um  in  dieser  Beziehung  freies  Terrain  zu  ge- 
winnen, die  Mobiliar-  und  die  Patent(Gewerbe)steuer  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestalt  aufheben  und  beide  durch  eine  anderweitige  Mietssteuer 
ersetzen,  welche  alsdann  auch  den  Ersatz  für  den  wegfallenden  Oktroi 
liefern  sollte :  Leroy-Beaulieu  glaubt  ^ ) ,  von  der  Befürwortung 
einer  Erhöhung  der  schon  ohnedies  drückenden  Patentsteuer  absehen 
zu  sollen  und  schlägt  vor,  den  Ausfall  durch  stärkere  Anspannung 
der  drei  anderen  direkten  Steuern  aufzubringen,  dergestalt,  dafs  Grund-, 
Thür-,  Fenster-  und  Mobiliarsteuer  um  den  gleichen  Prozentsatz  erhöht 
würden;  seinen  Berechnungen  nach  würde  es  um  den  Zweck  der  Auf- 
bringung des  jetzigen  Oktroiertrages  zu  erreichen,  für  Paris,  St.  Etienne, 
Grenoble  und  Nizza  einer  Verdreifachung  dieser  Steuern,  für  Nancy, 
Limoges  und  Toulon  einer  Erhöhung  derselben  um  180  Prozent,  für  Reims 
um  175  Prozent,  für  Toulouse  und  Marseille  einer  solchen  um  160  Pro- 
zent, für  Lille  und  Roubaix  um  150  Prozent,  für  Tours  um  140  Prozent, 
für  Versailles  und  Rouen  um  130  Prozent  bedürfen;  für  Nantes  würde 
nur  eine  Erhöhung  um  120,  für  Havre  und  Nimes  um  115,  für  Reims 
um  105,  für  Bordeaux  und  Amiens  um  100,  für  Angers  um  95  Pro- 
zent nötig  sein:  es  würde  so  in  der  Mehrzahl  der  gröfseren  Städte 
die  Grundsteuer  auf  15  bis  20,  die  Mobiliarsteuer  auf  18  bis  24  und 
die  Thür-  und  Fenstersteuer  auf  7  bis  10  Prozent  des  Gruudertrages 
gesteigert  werden,  die  Belastung  desselben  würde  demnach  zwischen  40 
und  60  Prozent  variieren.  Wenn  Leroy-Beaulieu  glaubt,  dafs  diese 
Belastung  eine  zwar  schwere,  aber  nicht  unerträgliche  sein  werde,  so 
werden  ihm  wenige  hierin  beistimmen ;  wenn  schon  zur  Zeit  die  Här- 
ten des  französischen  Steuersystems  eben  deshalb,  weil  die  Veran- 
lagung auf  äufserlichen ,  zur  Abstufung  der  Leistungsfähigkeit  nur  in 
sehr  indirekter  Beziehung  stehenden  Kriterien  beruht,  recht  fühlbare 
sind,  so  würden  doch  diese  Härten  durch  eine  so  enorme  Erhöhung  über 
alles  Mais  hinaus  gesteigert  werden :  überdies  aber  würde  vermöge  der 
sehr  viel  gröfseren  teils  direkten,  teils  indirekten  Belastung  des  Woh- 
nungsaufwaudes  das  Verhältnis  der  Steuerverteilung  noch  beträchtlich 
mehr  zum  Nachteile  der  ärmeren  Klassen  verschoben  werden ,  als  dies 
beim  bestehenden  Zustande  der  Fall  ist.  Ein  Ersatz  für  den  Oktroi, 
welcher  eine  bessere  Verteilung  der  Steuerlast,  als  sie  gegenwärtig 
stattfindet,  herstellte,  ist  demnach  noch  nicht  gefunden  worden. 

Wenn  es  daher  vorzugsweise  auf  der  Unvollkommenheit  des  fran- 
zösischen Systems  der  direkten  Steuern  beruht,  dafs  die  Herstellung 
einer  geeigneten  Ausgleichung  für  die  im  Oktroi  enthaltene  Prägrava- 
tion  der  ärmeren  Klassen  zeither  nicht  gelungen  ist,  so  ist  es  ande- 
rerseits dieselbe  Unvollkommenheit,  welche  die  Ersetzung  des  Oktrois 

1)  Horace  Say,  Paris,  son  octroi  et  ses  emprunts ,  S.  25  fg. 

2)  Leroy-Beaulieu,    traite  de  la  science  des  fiuances,  2.  Aufl.  Kd.  11  S.  707  t'g. 
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(liiicli  andere  SLuiUüiiiüüi  /u  einer  so  unlösbaren  Aulgiihe  nmclit  und 
\v(!lelie  für  die  Beibelialtun^'  desselben  zur  Zeit  ein  zwingendes  Moliv 
cwihiih. 

VIJ.      Diu  St  tili  Uli  g  düH  Oktrois  im  Stouorsystera. 

Das  Charakteristische   der  Stellunj^  des  Oktrois  im  Steuersystem 
läfst  sich  hiernach  unter  zwei  (iesichts|)unkte  zusammenfassen: 
Isfnim^Tm'  '^  Der  Oktroi  vervollständigt  zunächst  das  Steuersystem  der  (ie- 

ii. r  ^;n.iMMM  meinden  in  der  Weise,  dafs  er  dem  stabileren,  in  seinem  Krtragc 
.iurci"''iiinzü-''ui"  wenig  delmbaren  Element  der  Zusciiläge  zu  den  direkten  Steuern 
luKmig  duesoii,  beweglicheres,  der  Steigerung  der  Anforderungen 
liiemcnts  tolgciides  Klemciit  liinzufügt;  dem  Finanzwesen  der  gröfseren  Ge- 
nuiinden  wird  damit  (;ine  Leistungsfähigkeit  gesichert,  wie  sie  die 
KrfülUing  der  diesem  Finanzwesen  nach  doppelter  Richtung  hin 
gestellten  besonderen  Aufgabe  erheischt.  Von  der  einen  dieser  Rich- 
tungen ist  schon  oben  die  Rede  gewesen :  ich  habe  daselbst  die  L'r- 
sacJien  entwickelt,  welche  in  den  gröfseren  Gemeinden  einen  im  Ver- 
hältnis zur  Individualwirtschaft  gröfseren  Umfang  der  Gemeinwirt- 
schaft bedingen ;  nicht  nur  schafft  das  örtliche  Zusammenleben  einer 
gröfseren  Anzahl  von  Menschen  einen  weiten  Kreis  von  Bedürfnissen, 
denen  nur  im  Wege  Seitens  der  Gemeinde  unternommener  Veranstal- 
tungen zweckmäfsig  Rechnung  getragen  werden  kann ;  auch  der  Mafs- 
stab,  der  an  die  Art  der  Befriedigung  gelegt  wird,  ist  in  solchen 
Gemeinden  ein  höherer;  es  erklärt  sich  hieraus,  wie  aus  dem  gestei- 
gerten Gemeindebewufstsein  der  gröfsere  Kreis  von  wenn  auch  nicht 
auf  die  Güterproduktion  doch  auf  die  Erfordernisse  der  des  physi- 
schen und  sittlichen  Existenz  bezüglichen  Aufgaben,  den  die  Verwal- 
tung dieser  Gemeinden  umfafst.  Wenn  es  schon  vermöge  dieser  aus 
der  Natur  der  Verhältnisse  sich  ergebenden  Erweiterung  des  Aufgaben- 
kreises für  das  Finanzwesen  der  in  Rede  stehenden  Gemeinden  einer 
gröfseren  Leistungsfähigkeit  bedarf,  so  erweitern  sich  nach  einer 
zweiten  Richtung  hin  die  Anforderungen  noch  vermöge  der  Stel- 
lung, welche  die  französische  Gesetzgebung  den  gröfseren  Genieinden 
in  der  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten  angewiesen  hat ;  gerade  weil 
die  direkten  Steuern  F'rankreichs  wegen  des  Mangels  einer  unmittelbaren 
Beziehung  zur  Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen  einer  den  Ver- 
schiedenheiten des  lokalen  Bedarfs  folgenden  Anspannung  nur  wenig 
fähig  sind,  ist  für  die  Gemeinden  eine  ausgleichende  Ergänzung  ihrer 
Steuerkraft  durch  die  gröfseren  Verbände  des  Departements  und  des 
Staats  in  besonderem  Mafse  Bedürfnis ;  die  gröfsere  Zahl  der  kleineren 
Gemeinden,  welche  die  Unzurechlichkeit  des  Ertrages  der  Zuschläge  zu 
den  direkten  Steuern  nicht  durch  Erhebung  von  Oktrois  auszugleichen 
vermögen,  würde  ohne  jene  Ergänzung  den  durch  die  Verteilung  der 
öfl'entlicheu  Lasten  an  sie  gerichteten  Ansprüchen  nicht  zu  genügen 
im  Stande  sein ;  die  Verteilung  der  Aufgaben  hat  daher  ihre  Voraus- 
setzung und  ihr  Korrelat  in  einem  System  von  Subventionen  der  De- 
partements und  des  Staats,  wie  es  die  französische  Gesetzgebung  und 
Verwaltuugspraxis  für  fast  alle  wichtigeren  Zweige  der  lokalen  Ver- 
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waltung  ausgebildet  hat;  das  Regelmäfsige  ist  hierbei,  dafs  die  Sub- 
veutioneu  in  einer  Weise  graduirt  sind,  welcher  das  Bestreben  zum 
Grunde  liegt ,  ihnen  eine  dem  umgekehrten  Verhältnis  der  den  Ge- 
meinden gegenüber  den  einzelnen  Aufgaben  beiwohnenden  eignen  Lei- 
stungsfähigkeit zu  geben  1);  es  beruht  dies  System  darauf,  dafs  die 
gröfseren  Gemeinden  ihren  Aufgaben  im  Wege  entsprechender  Aus- 
nutzung ihrer  eigenen  erheblicheren  Steuerkraft  unter  möglichst  ge- 
ringer Inanspruchnahme  jener  Beihülfen  genügen,  so  dafs  die  vom 
Staat  und  den  Departements  den  Aufgaben  der  Lokalverwaltuug  zu- 
gewendeten Mittel  in  weitaus  überwiegendem  Verhältnis  den  kleineren 
mit  geringerer  eigener  Steuerkraft  versehenen  Gemeinden  zu  Gute 
kommen.  Die  angedeutete  vollere  Ausnutzung  der  Steuerkraft  der 
gröfseren  Gemeinden  ermöglicht  sich  aber  durch  den  Oktroi,  dessen 
Ergiebigkeit  allein  sie  in  die  Lage  setzt,  dem  gröfsten  Teil  der  durch 
die  Bedürfnisse  des  gemeindlichen  Sonderlebens  wie  durch  die  staat- 
lichen Aufgaben  an  sie  gerichteten  Anforderungen  selbstständig  ge- 
nügen zu  können.  Der  Oktroi  bildet  demnach,  wie  ich  schon  früher 
an  anderer  Stelle  ^j  es  auszudrücken  versucht  habe,  den  Schlufsstein 
im  französischen  System  der  Lastenverteilung ;  selbst  eine  Steuer  vom 
Einkommen,  wie  sie  in  neuester  Zeit  in  Frankreich  häufiger  ventiliert 
wird  3),  würde  den  Oktroi  nach  dieser  Richtung  hin  nicht  ersetzen, 
da  sie,  ohne  drückend  zu  werden,  zu  einer  gleichen  Ergiebigkeit  nicht  ge- 
steigert werden  könnte ;  wohl  dagegen  würde  die  Aufnahme  eines  solchen 
Elements  in  das  Steuersystem  es  wesentlich  erleichtern ,  für  die  Män- 
gel in  der  Verteilung  der  Steuerlast,  wie  sie  beim  Oktroi  auch  in 
seinen  neuesten  Formen  bestehen  bleiben,  eine  vollere  Ausgleichung 
zu  finden  und  den  Oktroi  selbst  nach  dieser  Richtung  hin  rationeller 
zu  gestalten;  sie  würde  zu  den  Mitteln  gehören,  durch  welche  die 
Berechtigung  der  gegen  den  Oktroi  bestehenden  Einwendungen,  so 
weit  sie  zur  Zeit  noch  anzuerkennen  ist,  um  ein  weiteres  Mafs  re- 
duziert werden  könnte. 

2)  Der  Oktroi  hat  aber  zweitens  die  Eigenschaft,  der  finanziellen 
Leistungsfähigkeit  der  gröfseren  Gemeinden  wenigstens  zu  einem  Teil 
eine  selbstständige,  von  der  Umgestaltung  und  wechselnden  Hand- 
habung der  Staatssteuern  unabhängige  Grundlage   zu  geben.     Wie 


1)  Ich  habe  dieser  Tarife  in  meinen  früheren  Arbeiten  mehrfach  gedacht ;  so  des 
Eepartitiousverhältnisses,  nach  welchem  sich  die  Kosten  der  Waisen  und  der  Irrenpfiege 
zwischen  Gemeinde  ,  Departement  und  Staat  verteilen  in  der  Schrift  ,,die  Armengesetz- 
gebung Frankreichs  in  ihrer  historischen  Entwicklung  S.  86.  103  fg.;"  der  Grundsätze,  wel- 
che für  die  Beteiligung  des  Staats  und  Departements  an  den  Kosten  der  lokalen  Eisen- 
bahnen und  des  Vicinalwegeweseus  mafsgebend  sind  in  dem  Aufsätze :  die  wirtschaft- 
liche Gesetzgebung  Frankreichs,  in  Konrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Sta- 
tistik, Jahrg.  1882  I.  Semester  S.  353,  515,  521  fg.;  der  Bcstimnmngen ,  nadi  denen 
sich  die  Beteiligung  des  Staats  an  den  Kosten  des  Elementarschulwesens  regelt  im  ersten 
Artikel  dieser  Arbeit  S.   17. 

2)  Siehe  meinen  Aufsatz :  das  Komnmnalsteuersystem  Frankreichs  und  die  Reform 
in   Preufsen,   Schriften  des  Vereins  für  Soziulpolitik   Bd.   XII   S.    157. 

3)  Siehe  u.  A.  den  am  15.  Dezember  1883  \'on  dem  Deputirten  Bailuc  erstatteten 
Bericht  (Annexe  zur  Sitzung  der  Deputirten-Kammer  Nr.  2489)  und  die  Ausführungen  in 
Chailley  ,  l'impot  sur  le  rcvenu  Paris,   Guillaumin  et  Comp.    1684  S.  GH'  ig. 
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v()ii)(!r  j^'('/.(!ifj;t  wonlcüi,  ist  es  (MIi  /ii;!  der  (icset/.t^ebung  K^weseri,  den 
Oktroi  iiiöj^liclist  auf  solche  Artikel  eiii/us(;iir;uikeii ,  lje/.ii^,'licli  «leren 
(l(!r  Verkelir  einer  Hesteuenin;^'  Sciitens  des  Staats  nicht  unterliegt; 
nur  liinsiclitlich  der  (ietninke  hat  Ixii  der  f,Torsen  \Vichti;^keit  dieses 
Artikc'ls  fiii'  beide  Steui;rsyst(\nie  eine  Konlvurn;n/  der  liesteuerun;^ 
des  Staats  und  der  (üinieinden  nicht  verini(Ml(!n  werden  können;  die 
and(!r(!n  Artikel  jjjehören  fast  saniintli(;h  /u  den  (iej^enständen,  betretts 
deren  eine  Jiesteuerun}^  Seitens  des  Staats  nicht  stattfindet,  oder  bei 
denen  wegen  ihrer  Masseidiaftigkeit  der  Import  vom  Auslande  und 
damit  die  KrJKibung  o.'uiv.s  Staats/olhis  nur  eine  untergeordn(;te  Rolle 
spielt.  Gerade;  in  di(isein  Auseinand(!rfallen  der  Objekte  aber  beruht 
ein  wesentlicher  Vorzug  d(!S  Steu(;rsyste)ns:  jen(!S  (Gleichgewicht  der 
Kraft(!,  welches  in  einer  organiscluüi  und  planniiil'sigen  Verteilung 
der  Verwaltungsaufgaben  zwischen  Staat  und  Gemeinden  bezw.  den 
über  und  neben  den  letzteren  stehenden  korporativen  Verbände  seinen 
Ausdruck  findet,  wird  um  so  sicherer  erhalten  werden,  je  mehr  die 
Krfüllung  der  kommunalen  Sonderangaben  ])esondere,  zur  selbststän- 
digen Verfügung  der  (iemeinden  stehende  P^.innahmequellen  zur  Basis 
hat;  dies  aber  ist,  wcsnn  bei  Al)messung  des  Kreises  der  erwähnten 
Einnahmequellen  auf  indirekte  Steuern  zurückgegriffen  wird,  leichter 
als  bei  der  Beschränkung  auf  direkte  Abgaben  ausführbar,  bei  denen 
die  Sonderung  der  Objekte  für  die  beiderseitige  Besteuerung  sich 
schwieriger  vollzieht.  Nur  wenn  der  Basierung  des  Gemeindehaus- 
halts auf  Steuerarten,  die  zwar  ihrem  wesentlichen  Inhalt  nach  in 
das  Fiuanzsystem  des  Staates  eingepafst  sind,  in  deren  lokaler  Ge- 
staltung und  Ausnutzung  aber  die  Anpassung  an  die  örtlichen  Sonder- 
verhältnisse durch  autonome  Regelung  Seitens  der  Gemeinden  zu  ge- 
nügender Geltung  kommt,  die  entsprechende  Ausdehnung  gegeben  wird, 
läfst  jenes  höchste  Mafs  der  Leistungsfähigkeit,  wie  dasselbe  die 
Avachsende  Vervielfältigung  der  Kulturaufgaben  erfordert,  sich  errei- 
chen; es  beruht  auf  einem  Naturgesetz,  dafs  die  selbstständige,  durch 
den  Staat  lediglich  zu  einer  höheren  Einheit  verbundene  und  ergänzte 
Thätigkeit  der  Glieder  des  kommunalen  Organismus  auch  hier  zu 
höheren  Zielen  gelangt  als  sie  das  Handeln  eines  jene  selbstständigen 
Faktoren  in  sich  absorbirenden  Staates  allein  zu  erreichen  vermöchte: 
die  Zahlengröfsen,  welche  jene  Einzelkräfte  repräsentieren,  lassen  sich 
niemals  voll  auf  den  Staat  übertragen,  da  mit  der  Minderung  der 
Selbstständigkeit  der  Faktoren  auch  ihr  Wert  und  die  Intensität  ihres 
Wirkens  eine  Schmälerung  erfährt. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Aufhebung  des  Oktrois  in  Belgien  und  Holland. 

I.      Gemeinsames. 

Die  Oktroigesetzgebung  hat  in  Belgien  und  Holland  niemals  den 
Grad   formeller   und    materieller  Durchbildung    erreicht,    den   sie   in 
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Frankreich  erlangte;  immerhin  enthalten  die  Vorgänge  in  jenen  beiden 
Ländern  wichtiges  Material  zur  Ergänzung  der  Information,  welche 
den  französischen  Einrichtungen  entnommen  werden  kann:  sie  lehren 
die  Ergebnisse  kennen,  zu  denen  die  Ersetzung  des  Oktrois  durch 
andere  Einnahmequellen  geleitet  hat.  —  In  Belgien  wie  in  Holland 
bildeten  die  Abgaben  vom  Verbrauch  und  vom  lokalen  Verbrauch 
insbesondere  eine  althergebrachte,  in  ihrem  Ursprung  öfters  bis  an 
das  Mittelalter  und  selbst  in  diese  hinein  zurückreichende  Institu- 
tion ;  die  überaus  sorgfältigen  Forschungen ,  deren  Ergebnisse  der 
im  Jahre  1845  von  dem  belgischen  Minister  Nothomb  erstattete 
Bericht  veröffentlicht  hat'),  gestatten  es,  dieselbe  in  einer  gröfseren 
Anzahl  belgischer  Städte  bis  in  eine  ferne  Vergangenheit  hinauf  zu 
verfolgen.  So  hatte  die  Stadt  Antw^erpen  bereits  im  sechzehnten  Jahr- 
hundert ein  sehr  ausgebildetes  System  von  Oktroisteuern :  die  Stadt 
brachte  ihr  Budget,  das  noch  im  Jahre  1530  mit  einem  beträchtlichen 
Defizit  abgeschlossen  hatte,  bis  zum  Jahre  1560  durch  Erhöhung  des 
Oktrois  in's  Gleichgewicht:  von  der  Gesamteinnahme,  welche  für  die 
beiden  Jahre  1859—1860  103  014  Livres  betrug,  entfielen  auf  die  so- 
genannte grofse  Accise  66  783,  auf  die  kleine  6448  Livres ;  der  Ertrag 
der  grofsen  wurde  durch  die  Einnahme  von  Wein  mit  23  957  und  von 
Bier  und  Malz  mit  42  826  Livres  gebildet;  die  kleine  Accise  spezia- 
lisierte sich  in  zahlreiche  kleine  Posten,  unter  denen  wir  u.  a.  den 
Erträgnissen  von  Zöllen  auf  Getreide  und  Mehl,  Milch,  Butter  und 
Käse,  Salz,  Leinen  und  Tuch  begegnen"'').  Ebenso  bezog  die  Stadt 
Brüssel  schon  in  früher  Zeit  eine  erhebliche  Einnahme  aus  dem  Oktroi : 
nach  dem  Lastenheft  von  1704  wurden  daselbst  Verbrauchsabgaben 
von  Wein,  Bier,  Olivenöl,  Weinessig,  Vieh,  Fischen,  Brod,  Salz,  Syrup, 
Honig,  Meth,  flüssigem  Zucker,  Steinkohlen,  Lampenkohlen,  Seife,  Wachs, 
Heu,  Ziegeln,  Dachziegeln,  Fensterscheiben,  Kalk,  Asche,  Schieferplatten, 
Tuch,  Leinwand,  Sarschen  und  andern  Kleiderstoffen  verschiedener  Art, 
Posamentierwaren,  Spitzen,  Bändern,  Strohmatten ,  Strümpfen,  Hand- 
schuhen, Knöpfen,  Tischtüchern,  Servietten,  Leder  und  Tierhäuten  er- 
hoben. Ähnliches  galt  von  anderen  Städten  ^).  Weniger  vollständig 
ist  das  in  bezug  auf  Holland  vorliegende  Material ;  dafs  im  vorigen 
Jahrhundert  im  Besteuerungswesen  dieses  Landes  Verbrauchsabgaben 
und  namentlich  Mahlsteuern  eine  erhebliche  Rolle  spielten ,  bestätigt 
Adam  Smith:  diese  Abgaben  waren  so  hoch,  dafs  durch  dieselben 
die  Brodpreise  wie  allgemein  angenommen  wurde ,  eine  Verdoppelung 
erfuhren. 

Auch  für  Belgien   und  Holland  wird  der  Zusammenhang  mit  der 
früheren  Entwicklung  durch  die  französische  Gesetzgebung  zerrissen : 


1)  Rapport  sur  les  octrois  communaux  de  Belgique ,  presente  h  la  Cliambre  des  Ke- 
presentants  le  28  janvier  1845  par  M.  Nothomb  ,  Ministre  de  Tiiitcrieur  BruxeUes  1845, 
Emile  Devroge  et  Comp.,  imprimeur  du  Roi.  In  5  Abteilungen.  Das  gründlichste  Quellen- 
werk, das  jemals  über  kommunale  Verbrauchssteuern  verfafst  worden  ist.  Dasselbe  wird 
im  Nachstehenden  unter  dem  Titel  Nothomb,  Rapport  zitiert  werden. 

2)  Nothomb,   Rapport,   Abth,   IV,  S.   228  fg. 

3)  Nothomb,  a.  a.   O.   S.   348  fg. 
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(li(!  l'Jiivci'leilniii;^  in  die  t'niii/ösiscli(;  Kijpiiblik  liiitlc  (;iii(;  Ausdt'limiii»^ 
der  I'Hiiiiiz-  und  St(!ii(!r;^M;sc,t/^M!l)Hii;^'  Friinkniidis  uiit'  hi'idc  l.iiiider 
/iif  l'ol^jc:  i;iiH!  K()iis(!(|H('ii/  \v;ir  die  Aiil'liühuii;,'  des  Oktiois,  die;  iiiit- 
l(!i.st  V(;roi-diiun;^f  des  Direkloiiiims  vom  24  bniiii.  V  iius^^cisproclieu 
winde.  Die  l'nin/ösisclioii  Gesetze,  wcilclie  den  Oktroi  wiederherstell- 
ten und  weiter  Jinsl)ildeten,  waren  liierniichst  aucli  die  Grundlage 
dieser  Institution  in  ßelj^ien  und  Holland;  in  beiden  Land<;rn  wurde 
(l(!ni/iifol^a!  wie  in  Frankrciich  die  V(!i'waltiin;.<  d(!s  Oktrois  d(!n  K(<niniu- 
nalbeliiirden  genommen  und  auf  die  der  droits  reunis  übertra;,'en.  Krst 
mit  d(!r  Ani'liebuii^  dieser  verlialsten  Institution,  wie  si<;  die  Käu- 
niung  des  Staatsgebiets  im  Jalire  1814  brachte,  kehrte  die  Verwal- 
tung zu  den  Gemeindebehörden  zurück. 

WeiHi  auch  durch  eine  Verordnung  des  Prinzen  von  Oranien  vom 
30.  Sept.  1H14  eine  Revision  der  Oktrois  angeordnet  wurde,  so  be- 
hielt es  doch  im  grolsen  und  ganzen  bei  den  aus  der  französischen 
(lesetzgei)ung  übernommenen  (irundsätzen  sein  IJewenden ;  nur  zeigte 
sich  der  dezentralisierende  Zug  der  neuen  Gesetzgebung  sogleich  darin, 
dals  den  Provinzialstaaten  eine  wesentliche  Mitwirkung  bei  der  Ent- 
scheidung über  die  Einführung  neuer  Oktrois  eingeräumt  wurde,  die 
ül)rige]is  wie  die  jeder  neuen  Kommuiuilabgabe  überhaupt,  an  die 
kiuiigliche  Genehmigung  gebunden  blieb.  In  materieller  Hinsicht  ent- 
hielt eine  Verordnung  vom  4.  Oktober  181G>)  die  erforderlichen  An- 
weisungen; vor  Allem  wird  als  leitendes  Prinzip  hingestellt,  dafs  die 
bezügliche  Abgabe  dem  Verkehr  nicht  hinderlich  und  dafs  die  Be- 
lastung für  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft  oder  der  Industrie  aus 
andern  Provinzen  und  Städten  keine  höhere  sein  dürfe  als  diejenige, 
welche  für  die  in  der  Gemeinde  gewonnenen  Produkte  bestehe;  die 
möglichste  Gleichheit  in  der  Abgrenzung  der  steuerpflichtigen  Ob- 
jekte sollte  zwischen  den  aneinandergrenzenden  Gemeinden  ange- 
strebt werden;  Gegenstände,  von  denen  bereits  der  Staat  Steuern 
erhob ,  sollten  von  der  Heranziehung  zum  Oktroi  ganz  ausgeschlossen 
bleiben,  für  den  Fall  aber,  dafs  die  Ausdehnung  der  Steuer  auf  die- 
selben unvermeidlich  nur  mit  der  Hälfte  des  vom  Staat  erhobenen  Be- 
trages belegt  werden  dürfen:  Salz,  Seife  und  die  trocknen  geringen 
Lebensmittel  sollten  ganz  freigelassen  werden;  unter  den  Steuern 
auf  Efswaren  wurden  Mahl-  und  Schlachtsteuern  geradezu  empfoh- 
len. Der  gröfste  Teil  dieser  Vorschriften,  soweit  sie  das  Ermessen 
der  Gemeinde  in  bezug  auf  die  Wahl  der  zu  belastenden  Steuer- 
objekte und  die  Höhe  der  Tarife  einzuschränken  suchten,  blieb  jedoch 
ein  todter  Buchstabe^),  da  das  Wachstum  der  an  die  Gemeinden  ge- 
richteten Anforderungen  die  Regierung  in  immer  wiederkehrenden 
Fällen  nötigte,  von  der  strikten  Durchführung  jener  Gesichtspunkte 
abzusehen.  Eine  weitere  Neuerung  enthielt  die  Anordnung,  dafs  in 
der  Regel  die  Erhebung  des  Oktrois  auf  Bier  in  Gestalt  von  Zu- 
schlägen  zu   der   vom   Staat   erhobenen   Biersteuer  —  der   Accise  — 


1)  Nothomb,  Rapport,  Introd.     S.  IX  fg. 

2)  Nothomb,  a.  a.   O.   S.  X. 
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erfolgen  solle;  für  Belgien  wurde  diese  Bestimmung  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  7.  Nov.  1830  aufgehoben  und  die  Erhebung  der  auf  die 
Getränke  gelegten  Oktrois  den  Gemeinden  zurückgegeben. 

Im  allgemeinen  bildete  unter  der  Herrschaft  dieser  Bestimmun-  zunehmende 
gen  die  Einnahme  aus  dem  Oktroi  ein  Element  von  zunehmender  Wich- ok°i"ois""^Ge- 
tigkeit  in  der  Finanz  Wirtschaft  der  gröfseren  Gemeinden;  sie  diente  ""'^^se^.Ergie- 
dazu,  einen  Teil  des  wachsenden  Spielraums  auszufüllen,  den  äuge-  direkten 
sichts  der  zunehmenden  Anforderungen  an  die  Gemeinden  die  riur  ge- ^ren'^Re'forS^' 
ringe  Steigerungsfähigkeit  der  aus  den  Zuschlägen  zur  Staatssteuer 
bezogenen  Einnahme  der  Ausbildung  anderweitiger  Einnahmequellen 
übrig  liefs.  In  bezug  auf  die  geringe  Dehnbarkeit  des  Ertrages  gilt 
von  jenen  Zuschlägen  im  Grofsen  und  Ganzen  dasjenige,  was  oben  von 
den  in  Frankreich  erhobenen  Kommunalcentimcs  gesagt  worden  ist; 
auch  die  niederländische  Gesetzgebung  hatte  diese  Zuschläge  nur  inner- 
halb enger  Grenzen  zugelassen;  das  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  ^)  auto- 
risierte die  Erhebung  eines  Zuschlages  von  5  Centimes  lediglich  zur 
Grund-  und  Personalsteuer:  zwei  weitere  Centimes  durften  nur  unter 
dem  Vorbehalt  ihrer  Verwendung  zur  Beseitigung  oder  Ermäfsigung 
anderer  persönlicher  oder  sonstiger  Kommunalabgaben  erhoben  werden. 
Ebenso  blieb  für  die  Grundsteuer  die  französische  Gesetzgebung  mafs- 
gebend:  das  Katasterwerk,  welches  auf  Grund  dieser  Gesetzgebung 
im  Jahre  1826  begonnen  worden  war,  gelangte  erst  1834,  also  erst 
nach  der  Trennung  von  Holland  und  Belgien  in  beiden  Ländern  zur 
Vollendung:  der  mittlere  Grundertrag  bezw.  Grundwert  der  Jahre 
1816 — 1825  bezw.  —  für  Gebäude  —  bis  1826  —  diente  hierbei  als 
Mafsstab  der  Schätzung,  die  etwa  dem  Zustande  des  Jahres  1819  ent- 
sprach ^j;  das  Katasterwerk  bildete  demnächst  die  Grundlage  für  die 
Festsetzung  der  auf  die  einzelnen  Provinzen  entfallenden  Kontingente, 
indem  der  Charakter  der  Steuer  als  einer  Repartitionssteuer  vorerst  bei- 
behalten wurde.  Einer  umfassenderen  Reform  wurde  von  der  ana- 
logen Gesetzgebung  dagegen  die  Personal  -  und  Mobiliarsteuer  unter- 
zogen:  sie  wurde  durch  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1822  mit  der  Thür- 
und  Fenstersteuer  verschmolzen  und  in  eine  Quotitätssteuer  mit  gra- 
duierten bezw.  fixen  Sätzen  umgewandelt;  zugleich  wurde  sie  zu  einer 
Luxussteuer  erweitert,  indem,  wie  das  auch  von  der  ursprünglichen  fran- 
zösischen Gesetzgebung  verfügt,  demnächst  aber  wieder  aufgegeben 
worden  war,  unter  die  Veranlagungsbasen  auch  die  Zahl  der  Dienst- 
boten und  der  gehaltenen  Pferde  aufgenommen  wurde,  Basen,  die  den 
vier  übrigen  —  Miethswert,  Zahl  der  Thüren  und  Fenster,  Zahl  der 
Herde  und  Wert  des  Mobiliars  der  Wohnungen  und  Gebäude  -  liinzu- 
ti-aten ;  vom  Miethswert  wurden  4  Prozent,  vom  Werte  des  Mobiliars 
1  Prozent  entrichtet;  die  Thür-  und  Fenstersteuer  wurde  nach  einem 
mit  der  Einwohnerzahl  der  Gemeinden   aufsteigendem  Tarif   erhoben ; 


1)  Siehe  das  Nähere  hierüber  in  Lee  ni  ans,  des  inipositions  comniunales  en  Hel- 
gique,   Bruxelles  et  Li^ge,  A  üccq.,   1866,   S.   56   fg. 

2)  Siehe  Denis,  l'inipot  sur  le  revenu  IJruxelles,  inipr.  Baertson  1881,  S.  XIV  und 
Sickenga,  Geschiedenis  der  Nederlandsclic  Behastiugen  sedert  het  Jaar  1810,  Utrecht, 
Beyers,   1883   Bd.   I,  S.   28  fg. 
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(•in  llenl  /aliltc.  Jaliilicli  (),S4,K0,  zwei  llenlc  l,:")',»  drei  und  mehr  3,71 
l'r. ;  für  einen  Dicnsllxjten  waren  jarlich  14,H4  liir  einen  als  Dienst- 
lioten  v(!i\vend(!fcii  Ai-heilei'  (vJO  l-'r.  zu  zahlen;  diejcni;;(,'n,  wcilche  nur 
leinen  weihlichen  l)ienstl)ot(!ii  hatten,  zaldten  H,}«  l-'r. ;  für  jedes  J^uxus- 
])t'erd  waren  42,40  I'V.  zu  entrichten,  wo^'e^'en  fiii-  die  zu  ;,'ewcrhlirhen 
/wecken  h(!iiutzl(;n  l't'erde  die  Satze  lO.OO  his  14,>S4  Fr.  hetru;,'en.  Die 
Ilehistunf^"  (l(!r  Gewerbesteuer  mit  Koinmunalzuschhl^en  war  nach  der 
damaligen  Gesetzj,febun{,'  iiiclil  ^'estattet,  audi  diese  Steuer  war  durch 
die  (lesetz^;ebun^  —  Gesetz  vom  21.  Mai  181 1>  -  erheblich  umgestaltet 
und  nach  einem  spezialisiertcMi  Tarif  f<erej^(!lt  worden.  Schon  in  der 
Anla^;i!  d(M'  bttidcMi  Steuern,  zu  denen  die  (Jemeinden  Zuscliläj^e  zu  be- 
schliefseii  befu<j;t  waren,  noch  mehr  aber  in  der  AusfiUirun^' ,  wie  sie 
ihnen  ^a^^eben  wurde,  war  es  bei^ründet,  dafs  sie;  «;irien  nur  sehr  lang- 
sam wachsenden  Ertraj^  gewährten;  es  erklärt  sich  hieraus,  dafs  die 
Gemeinden,  um  die  Ordnung  ihres  Haushalts  zu  sichern,  in  grofsem 
Umfange  auf  den  Oktroi  zurückzugreifen  sich  genöthigt  fanden;  eine 
zunehmende  Benutzung  dieser  Steuei-  charakterisiert  schon  die  Periode 
dei-  Vereinigung  beider  nie(h',rländischen  Staaten.  Mit  der  Lostren- 
nuiig  liel^iens  liöile  die;  (lemeinsamkeit  auch  der  hierher  gehörigen 
Kinriclitungen  auf,  deren  VVciiterentwickelung  nunmehr  der  besonderen 
Gesetzgebung  der  beiden  Länder  anhcim  fiel. 

II.     Die  Aufhebung  des  Oktroi«  in   Belgien. 

1)  Die   Vorbereitung  der  Reform  ^). 

ziiteni.weichc         Dic  zuuehuiende  Ausdehnung,  welche  die  Anwendung  des  Oktrois 

Kedrutun^dcs  ^''  d^"  belgischcu  Städtcu  erfuhr,  ergiebt  sich  aus  di'n  Ziffern,  welche 

Oktrois  kon-die  uilt  grofser  Sorgfalt  angestellte  Enquete  von   1845  und  die  Motive 

btatiercn.    ^^^^^  Gesctzcs  voH  1860  übcF  die  Entwicklung  des  Ertrages  beigebracht 

haben. 

Die  Zahl  der  Gemeinden ,  welche  sich  des  Oktrois  bedienten,  be- 
trug im  Jahre  IS30  (57;  sie  hatte  sich  1852  auf  74,  1858  auf  78  ge- 
hoben: die  Gesamteiiiwohnerzahl  dieser  Gemeinden  war  im  Jahre  1830 
auf  846  135,  1840  auf  1)20  035,  1852  auf  1  150  910,  1858  auf  1222  991 
ermittelt  worden:  die  Gesammteinwolmerzahl  Belgiens  hatte  1858 
4  623  059,  die  Gesammtzahl  der  Gemeinden  2  538  betragen.  Der  Ge- 
samtreiuertrag  des  Oktrois  war  berechnet  worden 

1820  auf    5  670  435  Fr.  und  pro  Kopf  auf  8,46  Fr. 

-  -         -       -    6,42    - 

-  -         -       -    8,40    - 

-  -         -       -     8,27    - 

-  -         -       -     7,93    - 

-  -         -       -    8,89    - 

1)  Nächst  Nothombs  Quelleuwerk  enthält  das  wiclitigste  Material  die  amtliche 
Ausgabe  der  auf  die  Abschaffung  des  Oktrois  bezüglichen  V^erhandlungen:  Abolition  des 
octrois  comniunaux  en  Belgique,  docuraeiits  et  discussions  parlementaires,  2  Bde.  in  Quart. 
Das  Work  wird  im  Naclistehendeu  unter  dem  Titel:  Abolition  des  octrois    zitiert  werden. 


1830    ■ 

-      5433  094    - 

1840    ■ 

-      7  724380    - 

1843    ■ 

-      8  043  561    - 

1852    - 

■      9136  577    - 

1858    - 

•    10  876  085    - 
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wähi-end  die  Gesamtausgabe  der  Gemeinden  betragen  hatte: 

1820  auf    9(595  335,08  Fr.  und  pro  Kopf  auf  13,59  Fr. 
1830    -    12  511947,84    -----     14,42    - 
1840    -    15  540102,73    -       -      -         -       -     16,78    - 
1843     -    15  649  082,26 15,93    -    ') 

Das  Verhältnis,  in  welchem  die  Gemeinden  sich  des  Oktrois  be- 
dienten, näherte  sich  daher  demjenigen,  welches  für  Fiankreich  be- 
stand: in  beiden  Ländern  betrug  die  Zahl  der  Einwohner,  welche  dem 
Oktroi  unterworfen  waren,  über  ein  Viertel  der  Gesamteinwohnerzahl; 
dagegen  blieb  der  Bruchteil,  welchen  die  Zahl  der  oktroierhebenden 
Gemeinden  von  der  Gesamtzahl  der  Gemeinden  ausmachte,  in  Belgien 
hinter  demjenigen,  wie  er  sich  für  Frankreich  berechnete,  zurück,  in- 
dem hier  etwa  -^ti  i"  Belgien  dagegen  nur  etwa  -^\  sämtlicher  Ge- 
meinden Oktrois  hatten:  ungefähr  dem  numerischen  Verhältnis  der 
dem  Oktroi  unterworfenen  Einwohner  entsprechend  betrug  in  Belgien 
der  Ertrag  des  Oktrois  etwa  yV  desjenigen,  der  in  derselben  Zeit  in 
Frankreich  erzielt  wurde. 

Obwohl  hiernach  ein  Bestreben  der  Städte ,  dem  Oktroi  in  wach-  Mirsstiinde. 
sendem  Umfange  Anwendung  zu  geben,  erkennbar  hervortritt,  so  be- 
gegnen wir  doch,  zumal  seit  der  Abtrennung  Belgiens  zunehmenden 
Klagen  über  die  Mifsstände,  welche  mit  jener  Besteuerung  verknüpft 
waren:  seitens  der  Gesetzgebung  geschah,  um  diesen  Klagen  im  Wege 
einer  Reform  der  Oktroieinrichtungen  Abhilfe  zu  schaffen ,  nicht  be- 
sonders viel:  die  Zahl  derjenigen  Akte  der  belgischen  Gesetzgebung, 
welche  sich  mit  der  Regelung  des  Oktrois  beschäftigten,  ist  im  allge- 
meinen nur  eine  geringe  gewesen. 

Die  wichtigste   einschlägige  Bestimmung,   welche  diese  Gesetzge- Autc  der  m- 
bung  traf,  war  die  der  Artikel  75  und  76  Nr.  5  des  Gemeindegesetzes  s^tzgebung.' 
vom  30.  März  1836;  hier  wurde  den  Gemeinderäten  die  Befugnis  zu- ^^^,|;;^'^'Jij°J'|{^^ 
erkannt,   vorbehaltlich   der  Begutachtung  durch  die  Provinzialdeputa-fkiroiemrich- 
tion  und  der  Genehmigung  durch  den  König  über  Einführung,  Abäu-      ""°''"' 
derung  und  Aufhebung  von  Kommunalsteuern  und  von  den  auf  sie  be- 
züglichen Reglements  definitiv  zu  beschliefsen:  es  entspricht  diese  grund- 
legende Bestimmung  dem  dezentralisierenden  Zuge,  welcher  im 
Vergleich  zur  französischen  die  belgische  Gesetzgebung  charakterisiert; 
noch  weiter  ging  in  dieser  Richtung  die  Praxis  der  Regierung  und  der 
Behörden :  während  die  dem  Könige  vorbehaltene  Genehmigungsbefug- 
nis  eine  Handhabe   gewährte,    um  auf  eine  rationelle   und  den  allge- 
meinen Grundsätzen  entsprechende  Gestaltung  der  Oktroicnnrichtuiigen 
hinzuwirken,  blieb  doch  der  bezügliche  Einfiufs  seitens  der  Regierung 
fast   gänzlich    unbenutzt    und    führte    die   Konnivenz,    die    gegen    die 
Wünsch(!    der    Gemeinden    bezw.    der    Provinzialorgane    geübt    wurde, 
sehr   bald    zu  einem  Zustande    der  Ausartung,    welche   ebenso   häufig 
eine   zweckmässige  Auswahl   und  Begrenzung   der  dem  Oktroi   unter- 


1)  Vorstehendes  Material  ist  entnommen  aus  Notliomb,  Rapport,  Introduction  S.  XV  fg. 
und  Abolition  des  octrois,  Bd.  I,  S.  18  fy.  Die  (iesannntjuisgabe  der  Gemeinden  in  den 
Jahren    1852   und   1858  habe   ich   nicht  ermitteln   können. 


2(j4  ''■    '""rtir,    V.    R  <- i  t  7.  c  II  »  t  ü  i  II  , 

vvortciicii  Artikel  wio  eine  dein  (iiiui(ls;it/(;  der  Ilaiulclsfreilieit  eiit- 
sprcchciidc  Nonniruiif^  dor  'i'arifc;  iiiid  Rej^lcinojits  voniiissen  liefs.  So 
orstieckt(!  sich  einesteils  der  Oktroi  liiiuli^f  auf  (ietreide  und  Mehl 
—  auf  dies(!n  Artikel  entfielen  im  .lahre  lHr>S  von  12  IIO.H  1  IV.»  Fr. 
als  dem  (Jesanitci-tra^u;  des  Oktrois  !S()(;  ;>44, 12  Fr.  -  auf  Butter,  Käse 
und  Fier,  wc^lelu!  Artikel  im  ^M;nannt(;ii  Jahre  Frträge  von  2r)l,4'.).i,t)2 
he/w.  noO-SS,?:")  und  24  27<»,4<>  Fr.  abwarfen');  anderenteils  auf  indu- 
strielh;  Fabrikate;  so  kommen  von  dem  (Jesamtbetraj^e  desselben  Jah- 
res auf  Parfümerien  14i)04,12,  auf  Ilandwcrkserzeuj^nisse  aus  Holz, 
Leder,  Fisen  u.  s.  \\.  (!5  1386,50  Fr.;  ferner  hc^d'^uvM  wir  unter  den  mit 
Oktioi  l)(!lastet(m  Artik(!ln  Ge^enstiindcMi  von  oft  p^au/.  unter^eoi^dneter 
Verw(Midun;^  oder  schwieriger  Kontrole:  so  finden  sich  im  Verzeichnis  der 
belasteten  (iej^(!iist;ind(!  im  Jahre  1858  /imnit,  Tlieer,  neue  Seile  und 
Netz(\  geliehene  Farben,  endlich  Bienenstöcke,  welche  auf  das  Territo- 
rium (K'r  oktroierhebenden  (iemeinde  gebracht  waren,  um  dort  Nahrung 
zu  sucluMi.  Die  schutzzöllnerischen  Tendenzen  der  Gemeindeoi'gane  ver- 
schafften sich  überall  Fingang;  die  Fälle,  in  denen  anfs(!rhalb  der  Oe- 
meiiide  fabrizierte  P>iere  und  sonstige  Getränke  sowie  Handwerkswaren 
mit  luilieren  Sätzen  belastet  waren  als  die  im  Orte  gefertigten  entsprechen- 
den Artikel  waren  häufig;  sogar  auf  Wagen,  Schuhwaren,  Parfüme- 
ri(Mi  dehnte  sich  dieser  Zollscliutz  aus  2);  die  Stadt  P)rüssel  erhob  von 
dem  aufserhalb  des  ()ktroil)ezirks  gebrauten  Biere  4  Fr.  pi'o  Hekto- 
liter, während  sie  die  Fabrikation  innerhalb  des  Bezirks  nur  mit  2,05 
Fr.  pro  Hektoliter  Maischraum  besteuerte ');  man  hatte  ferner  einzel- 
nen Gemeinden  gestattet,  die  Restitution  des  von  den  ausgeführten 
Bieren  erhobenen  Oktrois  wegfallen  zu  lassen  und  statt  dessen  den 
Brauern  und  Brennern  des  Oktroibezirks  durch  allgemeine  Herab- 
setzung des  von  ihnen  zu  entrichtenden  Oktrois  eine  Entschädigung 
zu  gewähren'*).  Die  Benutzung  der  Formen,  in  denen  die  Durchfuhr- 
freiheit in  Anspruch  genommen  werden  konnte,  hatte  man  vielfach 
durch  hohe  Gebühren,  welche  für  die  Ausstellung  der  bezüglichen  Er- 
laubnisscheine als  passe-debout  und  transit  wie  der  Quittungen  gefordert 
wurden,  verkümmert;  in  jenem  Gesammtertrage  des  Jahres  1858  von 
12  116  311,39  Fr.  fungieren  jene  Gebühren  mit  einem  Ertrage  von 
361676,57  Fr.-'.)  Darüber,  dafs  der  Zugang  zu  den  oktroipflich- 
tigen Ortschaften  durch  Umwallungen ,  Palissaden  u.  s.  w.  erschwert 
und  dafs  hierdurch  die  bauliche  Entwicklung  behindert  sei ,  wurde 
vielfach  geklagt.  So  erklärt  es  sich,  dafs  die  Abschaffung  des  Oktrois 
bald  ein  Gegenstand  der  Erörterung  wurde,  der,  einmal  angeregt, 
nicht  eher  von  der  Tagesordnung  verschwand,  bis  er  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung seine  Regelung  gefunden  hatte. 


1)  Siehe  das  Verz-eichnis  Abolition   des  octrois  en   Belgique,   Bd.    l,  S.   96,    97. 

2)  Henri  Mariclial,    les  consequences  de  l'abolition   des  octrois  en    Helgique  ,  Journal 
des  economistes,  Jahrg.   1878,  Bd.  I,   S.  204. 

3)  AboUtion  des  octrois.     Bd.  I,  S.  156,   157. 

4)  Nothonib,  Rapport,  Intod.     S.  XV. 

5)  Abolition  des  octrois.    Bd.   I,  S.   96. 
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Die  Vor  st  adieu,  welche  die  Erörterung  durchlaufen  hat,  bieten  Projekte  der 
abgesehen  von  dem  mehrfach  erwähnten ,  hervorragenden  Bericht  des  des^oichSf. 
Ministers  Nothomb  vom  Jahre  1845  nur  weniges  von  besonderem  Inter- 
esse. Schon  eine  durch  königlichen  Erlafs  vom  9.  Nov.  1847  berufene 
Kommission  hatte  sich  mit  der  Frage  beschäftigt  und  sich  einstimmig 
für  die  Abschaffung  des  Oktrois  ausgesprochen  i);  die  Mittel  und  Wege 
indessen,  welche  sie  behufs  Gewinnung  eines  Ersatzes  für  die  in  Weg- 
fall kommenden  Einnahmen  in  Vorschlag  gebracht  hatte,  waren  durch- 
gehends  für  unausführbar  befunden  worden.  Schon  in  der  Session 
von  1850/51  erhielt  indessen  die  Repräsentantenkaramer  durch  zwei 
aus  ihrer  Mitte  hervorgegangene  Anträge^)  Anlafs,  auf  die  Frage  zu- 
rückzukommen; in  dem  Bericht,  den  die  Central-Abteilung  am  22.  Ja- 
nuar 185(3  hinterlegte,  nahm  dieselbe  indessen  Anstand,  sich  ohne  wei- 
teres im  Sinne  des  Antrags  auszusprechen;  sie  erklärte  zwar  das  Sy- 
stem der  Oktrois  für  nicht  frei  von  Fehlern  und  die  Abschaffung  der 
Steuer  für  wünschenswert,  bezeichnete  jedoch  diese  Abschattung  nur 
unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  für  möglich,  dafs  zuvor  den  Ge- 
meinden neue,  einen  Ersatz  des  Ausfalles  sichernde  Einnahmequellen 
geötfnet  würden :  sie  glaubte ,  dafs  die  Initiative  zur  Auffindung  und 
SchaÖ'ung  solcher  Einnahmequellen  ebenso  den  Gemeinden  wie  der  Re- 
gierung gebühre.  Dieser  Appell  an  die  selbstthätige  Mitwirkung  der 
Gemeinden  blieb  indessen  ohne  alles  Ergebnis;  inzwischen  wurde  die 
Angelegenheit  durch  einen  am  7.  Juli  1858  vom  Provinzialrath  von 
Brabant  beschlossenen  Antrag  von  Neuem  in  Erinnerung  gebracht. 
Dieser  Antrag,  der  durch  Beschlufs  des  Repräsentantenhauses  vom 
25.  Februar  1859  dem  Finanzministerium  überwiesen  wurde,  gab  letz- 
terem Veranlassung,  in  der  Sache  von  neuem  die  Initiative  zu  ergrei- 
fen: aus  letzterer  ging  Frere  Orban's  berühmter  Gesetzentwurf  vom 
9.  März  1860  hervor,  mit  dessen  fast  unveränderter  Annahme  die  An- 
gelegenheit zu  endgültigem  Abschlufs  gelangte. 

2)   Das  Gesetz  vom   18.  Juli    186  0. 

Der  sehr  erhebliche  Fortschritt,  den  in  der  Behandlung  der 
Sache  Frere  Orbans  Projekt  bezeichnete,  beruhte  darin,  dafs  er  für 
die  Ersetzung  der  in  Wegfall  kommenden  Einnahmen  der  Gemeinden 
einen  Modus  in  Vorschlag  brachte,  dessen  Ausführbarkeit  nicht  in 
Zweifel  gezogen  werden  konnte. 

Frere   Orban    ging   davon   aus ,    dafs   die   in   dem    vorerwähnten  (.nmdgedan- 
Berichte   der  Centralabteilung   den   Gemeinden    angesonnene  Initiative  F,er"  orbans 
nicht    zum    Ziele    führen    könne:    er    erachtete    es    für    die    Aufgabe    rrojeut. 
des  Staates,   aus  seinen   Mitteln   den  Ersatz   zu   schatten:    es  sollten 
den  Gemeinden  solche  Einnahmen    und  Regalien   hazw.  Monopole  und 
Steuern  überwiesen  werden,  welche  nicht  blofs  zur  Deckung  des  durch 


1)  Abolition  des  octrois.     Bd.  I,  8.   8,  44C.     Marichal  a.  a.  O.   S.  20G. 

2)  Dieselben    waren    von    den    Dcputirten    Coonians  — •   1.  Juli  —    und  .Jaciiues    — 
14.   August  — ■   1851   gestellt,      üecunients  parlainentaires,  No.  258  und   298. 
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(Ich  VVc^ffiill  (1(!S  Oktrois  entstellenden  Ausfall  hinreichten,  sondern 
welclu;  iiKt^ljclist  auch  die  (icwiUir  eines  ferneren  der  Weiterentwicklung^ 
des  Bedarfes  folgendcMi  Wachsthuins  enthielten.  Der  Reinertrag  des  Ok- 
trois hatte  im  Jahre  185S  sich  auf  lOyTOOHf)  Fr.  belaufen;  es  war  daher 
di(!S  die  Summe,  deren  Aufl)rin;,ain;^  unter  all(;n  Umständen  ^,'esichert 
werden  niuiste;  da  iiuhissen  jene  als  Ersatz  zu  ül}erweis(;nden  Eiiinah- 
men  keineswej^s  ausschliefslich  in  den  Oktroigem(;inden  aufgeliraciit  wur- 
den, war  es  ein  Erfordernis  der  (Jerechtij^'keit,  dafs  aus  dem  Ertrage 
j(!ner  Einnahnum  dcjn  nicht  Oktroi  erh(;bendi!n  (iemeinden  ein  dem 
Umfange  ihrer  Beisteuer  ungefähr  entsprechender  Ersatz  gewährt 
würde.  Frere  Orban  glaubte,  dafs  für  den  Zweck  jener  Schadloshal- 
tung im  Anfange  ein  Jahresbetrag  von  3  Mill.  Franken  ausreichen 
w(;rde;  der  aufzubringende  Sollbetrag  wurde  daher  auf  rund  14  Mil- 
lionen Fr.  angenommen.  Es  handelte  sich  darum,  diejenigen  Staats- 
einnahmen zu  ermitteln,  durch  deren  Abänderung  am  zweckmiifsigsten 
v.iu  dem  Mindestbetrage  jener  Summe  entsprechender  und  zugleich 
einer  weiteren  Steigerung  seiner  Einnahmebeträge  fähiger  Fonds  ge- 
bildet werden  konnte. 

Bei  der  Erörterung  der  Frage,  auf  welche  Staatseinnahmen  zu 
diesem  Behuf  zurückzugreifen  sei,  glaubte  man  zunächst  von  der  Er- 
höhung der  direkten  Steuern  bezw.  von  der  Überweisung  der  aus  diesen 
aufkommenden  Einnahmen  absehen  zu  müssen*);  von  jedem  Versuche, 
einer  solchen  PiVentualität  näher  zu  treten,  hielt  vor  allem  die  Er- 
wägung zurück,  dafs  jede  Änderung  an  den  direkten  Steuern  zu  einer 
nicht  in  einem  kurzen  Zeitraum  zum  Abschlufs  zu  bringenden  Reform 
derselben  nötigen  würde.  Einer  eingehenden  Prüfung  wurde  die  Frage 
der  Aufbringung  jener  Summe  oder  eines  namhaften  Teiles  derselben 
durch  ein  einzuführendes  Tabak-  oder  Zuckermonopol  unterzogen'-^): 
die  Durchführbarkeit  beider  Arten  von  Monopolen  wird  nicht  in  Ab- 
redi!  gestellt:  ein  Monopol  der  Zuckerfabrikation  wurde  in  doppelter 
Abstufung  —  unter  Beschränkung  auf  die  Raffinage  bezw.  unter  Ein- 
schlufs  der  gesamten  Fabrikation  —  für  möglich  erklärt:  es  wurde 
berechnet,  dafs  ein  Tabaksmonopol  dem  Staat  eine  jährliche  Mehr- 
einnahme von  7  400  000,  ein  Zuckerfabrikationsraonopol  in  beiden  Ge- 
stalten eine  solche  von  7  500  000  Fr.  gewähren  könne ;  andererseits 
wurde  jedoch  in  Betracht  gezogen,  dafs  eine  solche  Mehreinnahme 
keineswegs  sogleich,  sondern  erst  nach  einem  längeren  Übergangssta- 
dium ,  während  dessen  mau  mit  umfangreichen  Kapitalaufwendungen 
und  Einrichtungskosteu ,  sowie  ferner  mit  mannigfachen  Ausfällen 
zu  rechnen  haben  werde,  in  Aussicht  zu  nehmen  sei:  da  man  auf 
eine  solche  Verzögerung  der  Gewinnung  vollständigen  Ersatzes  für 
die  entgehenden  Oktroieinnahmen  es  nicht  ankommen  lassen  konnte, 
so  wurde  von  dem  Eintritt  in  die  Erörterung  auch  dieser  Eventuali- 
täten Abstand  genommen;  jede  derselben  hätte  überdies  zu  einer  nur 
teilweisen,  nicht  zu  einer  vollständigen  Deckung  des  Ausfalls  geführt. 


1)  Abolition  des  octrois,  Band  I  S.  19. 

2)  Daselbst  Band  I  S.  20  fg. 
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Um  sofortigen  vollständigen  Ersatz  zu  sichern,   bedurfte  es  einer  Kombination 

von  versch.iö'* 

Kombination  verschiedener  Einnahmeüberweisungen:  in  dieser  Weise  denen  Ein- 
suchte das  Projekt  die  Frage  zu  lösen,  indem  es  teils  anteilige  Über-  "vei^ungeu' 
Weisung  der  Einnahmen  aus  dem  Postregal  und  dem  Kaöeezolle, 
teils  Erhöhung  der  seitens  des  Staats  von  eingeführten  Weinen  und 
Branntweinen,  von  dem  im  Inlande  erzeugten  Branntweine,  von  Bier, 
Weinessig  und  Zucker  erhobenen  Steuern  in  einem  Verhältnis  in 
Vorschlag  brachte,  das  einen  beträchtlichen  Anteil  dieser  Einnahme 
auf  die  Gemeinden  zu  übertragen  gestattete.  Die  Reineinnahme  aus 
dem  Postbetriebe,   in  runder  Summe 

miti) 1500000  Fr. 

veranschlagt,  sollte  ganz,  vom  Ertrage 
des  Eingangszolles  auf  den  Kaffee 
75  Prozent,  eine  Quote,  deren  Be- 
trag auf 2  000  000    „ 

veranschlagt  wurde,  überwiesen  wer- 
den: in  Rücksicht  darauf,  dafs  die 
Einnahme  aus  der  Briefpost  zum  weit 
überwiegenden  Teil  in  den  grofsen 
Städten  erwächst,  wurde  in  dieser 
Einnahme  ein  besonders  zur  Verwen- 
dung für  die  Schadloshaltuug  der  * 
oktroierhebenden  Gemeinden  geeigne- 
tes Objekt  gefunden.  Die  Zölle  auf  den 
vom  Auslande  eingeführten  Wein  und 
Branntwein  sollten  etwa  um  den  Er- 
trag des  im  Jahre  1858  von  diesen  Arti- 
keln erhobenen  Oktrois  erhöht  werden : 
eine  fernere  Erhöhung  wurde  bezüglich 
der  Steuer  (Accise)  vom  einheimischen 

Branntwein,  vom  Bier,  vom  Essig  und  

vom  Zucker  in   Aussicht  genommen;  3500000  Fr. 

aus  der  Erhöhung  des  Zolles  auf  den 
eingeführten    Wein    und    Branntwein 
wurde   ein    Mehrertrag   von    810  000 
bezw.  von  50000,  zusammen  von  .    .         860  000    „ 
aus  der  Erhöhung  der  Steuer  vom  in- 
ländischen Branntwein  ein  solcher  von      2  840  000    „ 
erwartet:  die  Erhöhung  der  Bieraccise 
sollte  einen  Mehrertrag  von      ...      6  100  000    „ 
die  Zuckersteuer  einen  solchen  von    .         700000    „ 
abwerfen,  so  dass  sich  hierdurch  der 
zur  Erreichung   des    Gesamtbedarfes 

noch  fehlende  Betrag  von     ....  10  500  000    „ 

als  gesichert   ergab.     Indessen    sollte  14  000  000 

jener  Anteil    von   dem   Ertrage   der 


1)  Siehe  die  Aufstellung  Abolition  des  octrois,  Bd.  I  S.  32  fg. 

N.  F.  Bd.  IX.  23 
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erhöliLcu  .Steuer  nicliL  in  einer  l'esleu  .Suiniiie  den  Gemeinden  zu- 
fliefsen;  da  die  Absiclit  duliin  ging,  dieselben  auch  an  dem  weiteren 
Waclistum  des  Ertrages  zu  beteiligen,  so  wurde  der  ihnen  zu  über- 
weisende Anteil  auf  die  der  erwähnten  Summe  entsprechende  Quote 
von  154  Prozent  der  in  Kede  stehenden  Steuer  festgesetzt. 
iiiidmiB  d.«  Alle    diese    zur    Entschädigung    der    (iemeinde    bestimmten    Ein- 

'^Tümu.r'"  iiiihmen  sollten  zu  ein(;m  hesonden^n  Eonds,  dem  fonds  communal 
vereinigt  werden:  von  besonderer  Wichtigkeit  war  die  Eeststellung  des 
Prinzipes,  das  für  die  Verteilung  der  Revenuen  dieses  Eonds  an  die 
Gemeinden  mafsgebend  sein  sollte.  Nach  dem  Uepartitionsmodus, 
welchen  Erere  Orbans  Gesetzentwurf  in  Vorschlag  brachte,  sollte  sich 
der  Anteil  der  einzelnen  (Gemeinden  nach  dem  Verhältnis  ihres  aus 
den  Steuerrollen  des  Vorjahres  sich  ergebenden  Steuersolls  an  Ge- 
bäude-, Personal-  und  Patentsteuer  bestimmen:  es  wurde  davon  aus- 
gegangen, dafs  gerade  das  Mafs  des  aus  diesen  Steuera  aufkommen- 
den Ertrages  den  sichersten  Rückschlufs  auf  die  Wohlstandsverhält- 
nissc  gestatte,  mit  denen  wieder  das  Verhältnis,  in  welchem  die  Ge- 
meinden vermöge  des  Umfanges  ihres  Verbrauchs  zur  Gesamteinuahme 
des  Fonds  beitrügen,  in  engster  Wechselbeziehung  stehe:  eine  solche 
Wechselbeziehung  wurde  namentlich  bei  der  Grundsteuer  vom  unbe- 
bauten Grundeigentum  vermifst,  von  deren  Aufnahme  unter  die  Basen 
der  Verteilung  demgemäfs  auch  abgesehen  wurde  ^ ).  Indessen  sollte 
jener  Verteilungsmafsstab  zunächst  nur  eine  subsidiäre  Geltung 
haben:  da  der  nächste  Zweck  der  Mafsuahrae  darin  bestand,  den  Ge- 
meinden, welche  bis  dahin  Oktroi  erhoben  hatten,  den  vollen  Ersatz 
des  zeither  von  ihnen  bezogenen  Ertrages  zu  sichern,  so  war  bestimmt, 
dafs  der  Anteil  jeder  dieser  Gemeinden  sich  auf  den  vollen  Betrag  der 
im  Jahre  1859  aus  dem  Oktroi  bezogenen  Reineinnahme  zu  erhöhen 
habe;  nur  bezüglich  der  Verteilung  des  übrig  bleibenden  Restbetrages 
konnte  daher  jenes  Prinzip  rein  zur  Anwendung  kommen.  Der  fonds 
communal  wurde  endlich  noch  während  der  ersten  drei  Jahre  mit 
denjenigen  Subventionen  belastet,  welche  den  einzelnen  Gemeinden  im 
Höchstbetrage  von  fünf  Prozent  ihres  Anteils  zur  Bestreitung  der 
Wartegelder  für  die  ohne  Verwendung  gebliebenen  Oktroibeamten 
bewilligt  werden  durften. 
Annahme  der  Selten  ist  ciu  Gesetzentwurf  so  geringen  Bedenken  begegnet,  wie 
wurff- M^olm- dies  Projekt:  über  die  Notwendigkeit  der  Abschaltung  des  Oktrois 
kationen.  hcrrschte  nahezu  Einhelligkeit  der  Ansichten.  Der  Art.  1  des  Ge- 
setzes, welcher  diese  Abschaffung  aussprach,  wurde  im  Repräsentan- 
tenhause mit  100  von  101  Stimme  votiert:  die  Eine  übrig  bleibende 
Stimme  entfiel  auf  eine  Stimmenthaltung,  die  durch  den  Wunsch,  über 
die  Frage  der  Abschaffung  nicht  vor  der  Entscheidung  über  die  Mittel 
des  Ersatzes  sich  zu  entschliefsen  motiviert  war;  aber  auch  die  Art, 
wie  Ersatz  geschafft  und  wie  der  bezügliche  Fonds  an  die  Gemeinden 
verteilt  werden  sollte,   begegnete  kaum  einem  grundsätzlichen  Wider- 


1)  Abolition  des  octrois  Bd.  I  S.  50.     Auch    in    der  Kommission  des  Senats  gewann 
diese  Ansicht  die  Oberhand;  ebendaselbst  S.  397  fg. 
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Spruch:  die  Bemerkungen,  welche  die  Diskussion  in  der  Centralab- 
teilung  des  Repräsentantenhauses,  in  den  Kommissionen  und  bei  den 
Plenarberatungen  zu  Tage  förderte,  bezogen  sich  meist  auf  Punkte 
minder  wichtiger  Art.  Von  wesentlicher  Bedeutung  war  nur  ein  in 
der  Centralabteilung  der  Repräsentantenkammer  hinzugefügter  und  dem- 
nächst von  den  Kammern  angenommener  Abänderungsvorschlag,  wel- 
cher an  die  Stelle  der  im  Projekt  in  Aussicht  genommenen  Überwei- 
sung der  Reineinnahme  aus  dem  Postbetriebe  den  eines  Anteils  von 
40  Prozent  des  Bruttoertrages  setzte  ^ ) :  man  glaubte  auf  diesem  Wege 
den  Schwierigkeiten  vorzubeugen,  zu  denen  die  Feststellung  des  Rein- 
einkommens Anlafs  geben  konnte :  vor  allem  aber  bezweckte  das  Amen- 
dement, den  Gemeinden  auch  bezüglich  dieser  Einnahmequelle  einen 
Anteil  an  dem  künftigen  Wachstum  des  Ertrages  zu  sichern.  Eine 
weitere  Abänderung  betraf  die  Besteuerung  des  Zuckers:  ein  vom 
Senate  beschlossenes  Amendement  erhöhte  hier  den  im  Gesetzentwurf 
angenommenen  Steuersatz  auf  42  pro  100  Kilogr.  für  im  Inlande  pro- 
duzierten und  auf  48  Fr.  für  vom  Auslande  eingeführten  Rohzucker. 
Die  Annahme  des  Gesetzentwurfes  wurde  schliefslich ,  nachdem  der- 
selbe im  Senate  mit  37  gegen  17  Stimmen  (unter  ihnen  zwei  Enthal- 
tungen) votiert  worden  war,  im  Repräsentantenhause  mit  65  gegen 
25  Stimmen  beschlossen  2). 

Wenn  auch  das  Gesetz  aus  der  Ansicht,  dafs  die  Aufhebung  des  Erweiterung 
Oktrois  ein  Bedürfnis  sei,  seinen  ausschliefslicheu  x^nlafs  genommen  de? Reform. 
hatte,  so  hatte  doch  sein  Inhalt  schon  durch  die  Gestalt,  welche  der 
Frere  Orbansche  Entwurf  der  Schaffung  des  Ersatzes  gegeben  hatte, 
sich  wesentlich  erweitert:  die  Reform  hatte  sich  zu  einer  Dotation 
der  Gemeinden  überhaupt  mit  ihnen  überwiesenen  Staatseinnahmen  aus- 
gedehnt: beide  Elemente  des  Gesetzes,  das  der  Dotation  und  das  der 
Ersetzung  des  Oktrois  durch  andere  Einnahmen,  sind,  in  so  naher 
Wechselbeziehung  sie  auch  stehen,  doch  in  der  Beurteilung  auseinan- 
der zu  halten.  Bei  dem  Urteil  über  die  Dotation  kommt  vor  allem 
die  Finanzlage  des  Staats  im  ganzen  in  Frage:  dafs  der  belgische 
Staat,  indem  er  auf  ein  gewisses  Mafs  seiner  Einnahme  zu  gunsten 
der  Gemeinden  verzichtete,  die  durch  das  Verhältnis  seiner  Leistungs- 
fähigkeit zu  seinen  Aufgaben  gegebenen  Grenzen  nicht  überschritten 
habe,  ergiebt  vorzugsweise  der  Umstand,  dafs  das  Finanzwesen  des- 
selben bisher  ungeachtet  der  ganz  ungenügenden  Ausnutzung  der  einer 
fundamentalen  Reform  sehr  bedürftigen  direkten  Steuern  im  Gleich- 
gewicht hat  erhalten  werden  können:  aber  auch  die  Sätze,  nach 
denen  die  indirekten  Abgaben  erhoben  werden,  erscheinen  im  allge- 
meinen und  wenn  sie  mit  den  in  anderen  Staaten  geltenden  ver- 
glichen werden,  keineswegs  als  übermäfsige.  Schwieriger  ist  es,  sich 
die  theoretische  Grundlage  der  durch  das  Gesetz  zur  Ausführung  ge- 
brachten Dotation  anzueignen;  ich  halte  es  nicht  für  einen  glücklichen 
Gedanken,  die  Entwickelung  gerade  derjenigen  Einnahmequellen,  auf 


1)  Abolition  des  octrois  Bd.  I  S.  390.   396. 

2)  Abolition  des  octrois  Bd.  II  S.  709.  714. 
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welclic,  wie  iiuf  die  GIcLriüiki;-  nnd  /uci\er.stt;uer,  der  Staat  in  beson- 
derem Malse  hingewiesen  ist  untl  deren  Ausgestaltung  zugleich  mit 
haiuhilspolitischen  und  technischen  Fragen  in  so  enger  Beziehung  steht, 
so  erluiblichen  ßeschränkungen  zu  unterwerfen ,  wie  sie  aus  (1er  Ab- 
hängigkeit, in  welche  die  (jeineind(!fiiian/en  von  diesen  Einnahmen 
gebracht  sind,  sich  ergeben  müssen:  wenn  icii  nicht  irre  hat  sich  dies 
Abhängigkeitsverhiiltnis  bereits  bei  neueren  Vorgängen  im  Gebiet  der 
Gesetzgebung  als  ein  lästiges  herausgestellt  ' ).  Noch  schwerer  zu 
rechtfertigen  ist  diese  Überweisung  bezüglich  der  Kinnahme  aus  der 
Postverwaltung,  bei  deren  liegelung  und  VVeiterentwickelung  nicht  finan- 
zielle, sondern  wirtschaftliche  und  administrative  Gesichtspunkte  im 
Vordergründe  stehen  müssen.  Im  Übrigen  ist  es  an  erster  Stelle  das 
an  positiven  'J'hatsachen  vorliegende  Material,  auf  dessen  Grundlage 
die  Gewinnung  eines  Urteils  über  die  Zweckmälsigkeit  jenes  Vorgehens 
gesucht  werden  mufs :  vor  allem  gilt  dies  von  der  Seite  der  Frage, 
welche  sich  auf  den  Nutzen  der  Ersetzung  des  Oktrois  durch  andere 
Einnahmequellen  bezieht.  Diese  Seite  der  Frage  wird,  wie  das  durch 
den  Gegenstand  dieser  Arbeit  gegeben  ist,  bei  der  Erörterung  der 
Wirkungen  des  Gesetzes  im  Vordergrunde  stehen,  wenn  auch  daneben 
die  aus  der  Dotation  als  solcher  hervorgegangenen  Ergebnisse  nicht 
werden  aufser  Betracht  bleiben  dürfen. 

3.     Die  Wirkungen  der  Reform. 

""'Snger         Über  die  Wirkungen   des  Gesetzes  von   1860  liegen   die  Erfah- 
^kuMgen'"  ^""»en  eines  vierundzwanzigjährigen  Zeitraums  vor.     Die  Länge   des- 
selben  gestattet  wohl   ein  Urteil   über  die  Ergebnisse,   zu  denen   die 
Reform  geführt  hat. 

Schon  bald  nach  der  Durchführung  der  Mafsnahme  machte  die 
Regierung  den  Versuch,  von  den  Resultaten,  soweit  sie  damals  zu 
übersehen  waren,  ein  Bild  zu  entwerfen:  der  Finanzminister  Frere 
Orban  erstattete  bei  Vorlegung  des  Budgets  für  das  Jahr  1863  einen 
umfassenden  Bericht  über  die  mit  der  Reform  erzielten  Wirkungen  =*) ; 
vor  allem  handelt  es  sich  ihm  dabei  um  die  Widerlegung  gewisser 
schon  bei  Beratung  des  Gesetzes  in  den  Kreisen  der  kommunalen 
Verwaltungen  aufgetauchter  Bedenken :  während  die  einen  in  dem  Ge- 
setze eine  Benachteiligung  des  platten  Landes  auf  Kosten  der  Städte 
sahen,  waren  andere  der  Meinung,  dafs  die  für  die  Ersetzung  des 
Oktrois  gewählte  Modalität  der  Verwaltung  der  letztgedachten  Kate- 
gorie den  Gemeinden  Schwierigkeiten  bereitet  habe:  der  Minister  fin- 
det, dafs  der  erreichte  hauptsächliche  Vorteil:  die  Unterdrückung 
aller  Beschränkungen  der  freien  Bewegung  von  Verkehr  und  Handel 
seitens  der  Bevölkerung  nicht  genügend  gewürdigt  werde;  jenen  Be- 


1)  So  bei  den  Versuchen ,  die  Branntweinsteuer  zu  erhöhen  bezw.  anderweitig  zu 
regeln.  Siehe  das  Cahier  d'explications  zum  Entwurf  des  Budgets  der  Stadt  Brüssel 
für  1884  S.  112  fg. 

2)  Abolition  des  octrois,  Bd.  I  S.  531  fg. 
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denken  gegenüber  versucht  der  Bericht  nachzuweisen,  dafs  der  Kora- 
munalfonds  bereits  ein  über  die  Erwartungen  hinausgehendes  Wachs- 
tum der  Einrichtungen  zeige,  dafs  aus  demselben  schon  neun  von 
denjenigen  Gemeinden,  welche  früher  Oktroi  erhoben  hätten,  den  Er- 
trag dieser  Abgabe  übersteigende  Einnahmen  bezögen ,  dafs  die  den 
ländlichen  Gemeinden  zugefallenen  Anteile  letztere  vielfach  in  die  Lage 
setzten,  entweder  erhobene  Personalsteuern  abzuschaffen  oder  gröfsere 
Mittel  dem  Elementarschulwesen  und  den  Vizinalwegen  zuzuwenden: 
wenn  in  Bezug  auf  die  Ermäfsigung  der  Preise  nicht  alle  Erwartungen 
in  Erfüllung  gegangen  seien,  so  beruhe  dies  grofsenteils  auf  der  Ein- 
wirkung anderer  Faktoren,  welchen  auf  die  Gestaltung  dieser  Fakto- 
ren ein  Einflufs  zukomme;  der  Kommunalfonds  verteile  sich  nach  dem 
Repartitions-Mafsstabe  des  Gesetzes  etwa  in  demselben  Verhältnis  zwi- 
schen Land  und  Stadt,  in  dem  beide  zu  den  jenen  Fonds  bildenden 
Einnahmen  beitrügen;  den  den  gröfseren  Städten  durch  den  Wegfall 
des  Oktrois  entstandenen  Ausfall  stelle  man  sich  als  einen  übertriebenen 
vor,  da  das  Wachstum  der  aus  dem  Oktroi  bezogenen  Einnahmen  kei- 
neswegs allein  der  Steigerung  des  Konsums,  sondern  zum  gröfseren  Teil 
der  Erhöhung  der  Tarife  den  Ursprung  verdanke.  Seitdem  sind,  so- 
weit ich  habe  ermitteln  können,  die  Ergebnisse  der  Reform  nicht  wie- 
der Gegenstand  einer  zusammenfassenden  offiziellen  Darstellung  ge- 
wesen: vom  Standpunkte  der  Interressen  der  gröfseren  Städte  haben 
jedoch  die  Bürgermeister  von  Brüssel  und  Lüttich  in  teilweise  in  wei- 
teren Kreisen  bekannt  gewordenen  Schreiben ,  welche  sie  aus  Anlafs 
an  sie  ergangener  Anfragen  an  französische  Behörden  bezw.  Kommu- 
nalverwaltungen richteten,  über  die  Wirkungen  der  Reform  sich  aus- 
gesprochen: die  Schwierigkeiten,  welche  gerade  der  Finanzverwaltung 
der  gröfseren  Städte  aus  dem  Wegfall  des  Oktrois  erwachsen  sind, 
werden  von  ihnen  besonders  hervorgehoben.  Die  Besprechungen,  welche 
die  Wirkungen  des  Gesetzes  von  1860  in  der  Litteratur  erfahren  haben, 
sind  m.  W.  nur  wenig  zahlreiche:  eine  auf  umfangreicheres  thatsäch- 
liches  Material  gestützte  Beurtheilung  ist  nur  von  Marichal  in  sei- 
nem bereits  erwähnten  im  Journal  des  öconomistes  ^)  veröffentlichten 
Aufsatze  versucht  worden.  Soweit  ich  im  Wege  persönlicher  Erkun- 
digung zu  erfahren  vermocht,  ist  in  denjenigen  Kreisen,  welche  bis 
zum  Sommer  d,  J.  in  Belgien  die  politisch  herrschenden  waren ,  das 
Urteil  über  die  Ergebnisse  der  Reform  ein  im  grofsen  und  ganzen 
günstiges  geblieben:  mit  diesem  Urteile  kontrastirt  aber  mannigfach 
die  Ansicht  namhafter  den  Verwaltungen  der  gröfseren  Städte  ange- 
höriger  Fachmänner.  Es  ist  nötig,  bei  der  Prüfung  der  Ergebnisse 
die  einzelnen  Richtungen,  nach  denen  Wirkungen  der  Reform  hervor- 
getreten sind,  zu  unterscheiden. 

Der  Nutzen,   welcher  durch  die  Beseitigung  der  früher  vermöge    «ünstige 
der  Oktroieinrichtungen  dem  Verkehr  erwachsenen  Hindernisse  gestif-für'XTrei- 

heit  des 

1)  Jahrg.  1878  Bd.  I  S.  204  (siehe  oben  S.  264  Anm.  2).     Von    deutschen  Arbeiten     ^'"''^hrs. 
über  den  Gegenstand  ist  vor  aUem  der  ebenfalls  bereits  oben  —  Artikel  I  S.  42  —  er- 
wähnte Aufsatz    Bambergers:    die    Aufhebung    der    indirekten  Geuieiudeabgaben    in 
Belgien,  Holland  und  Frankreich  zu  nennen. 
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ncstiltun^' 
der  Preisü. 


tct  worden  ist,  wirrl  im  .'ill^^'TiKiiiieri  nicht  verkannt:  er  hat  sich  teils 
im  VV(!^ffali  liisti^cr  Formaiitiiten,  teils  in  der  l'ieseitii^Min«,'  nachteilitrer 
Beschränkiiii^'en  ^'eilufsert,  wie  sie  bis  dahin  der  baulichen  Entwick- 
luiifi  der  Stiidte  ent;.(e;^'enKestanden  hatten;  allcrdinf^s  ist  indessen  bei 
der  Schätzung  der  hierdurch  erzieltim  Vorteile  zu  bedenken,  dafs  im 
We^^!  einer  Reform  der  KinrichtuuKen  und  insbesondere  durch  die  in- 
tensiven; Benutzung'  des  dem  Staat  zustehenden  Einflusses  auf  die 
lokalen  Rci^lcmcnts  jene  dc^m  Verkehr  erwachsenen  Beschränkunf^en 
um  (ün  Erhebliches  hatten  h(!ral)tj;(rmindert  werden  können  und  dafs, 
wie  das  Btiispicl  zahlreicher  französischer  Städte  erweist,  eine  wirk- 
same Kontrolle  der  Oktroierhcbunnj  ohne  allzugrofse  Nachteile  für  die 
bauliche  Entwicklung^  der  Städte  vollkommen  möglich  ist:  es  kommt 
eben  darauf  an,  dafs  Reglements  und  Tarife  den  besonderen  örtlichen 
Verhiiltnissen  f,aM'i<i;net  anj,n'paist  werden.  —  Weit  weniger  ist  der 
Wegfall  der  durch  den  Oktroi  bedingten  Belastung  in  einem  Herab- 
gehen der  Preise  der  bezüglichen  Waren  nachzuweisen  gewesen.  Wie 
soeben  bemerkt,  drückt  schon  der  von  Frere  Orban  erstattete  Bericht 
über  diesen  Teil  dcT  Wirkungen  sich  nur  sehr  bedingt  aus:  jedenfalls 
hatte  sich  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Aufhebung  des  Oktrois  in 
den  Preisen  der  notwendigsten  Lebensmittel  ein  merkliches  Herabgehen 
nicht  oder  doch  in  keinerlei  Allgemeinheit  ergeben.  Es  ergibt  dies 
u.  a.  die  nachstehende  in  betreff  der  Fleischpreise  in  den  vier  Städten 
Antwerpen,  Brüssel,  Gent  und  Lüttich  vor  und  nach  dem  Juli  1860 
aufgestellte  dem  genannten  Bericht  entnommene  Tabelle ^): 


Antwerpen 

Brüssel 

Gent 

Lüttich 

Arten   des 
Fleisches 

'S? 

Nach  dem 
Juli  1860 

1  . 

Ssg 

11 

Nach  dem 
Juli  1860 

(U  00 

Nach  dem 
Juli  1860 

>4 

11 

s:  _ 
S5  "» 

Rindfleisch    pro  Kilogr. 
Kuhfleisch               „ 
Knlbfleisch 
Hammelfleisch       „ 

fr.  c. 

I    15 

96 

I    19 

I   24 

fr.  c. 

I  33 
I    12 

I  32 
I  36 

fr.  c. 
I   28 
I    21 
I    29 

I  37 

fr.  c. 
I   29 
1    16 
I   26 
I  66 

fr.  c. 

I   51 
I   34 
I   78 
I  66 

fr.  c. 
I    29 
I  09 

I   59 
I  68 

fr.   c. 
I   42 
I   40 

I  34 
I  49 

fr.  c. 

I  39 
I  37 
I  32 
I  40 

Mittlerer  Preis 

I    13 

I  28 

I  29 

I  26 

I  37 

I  41 

I  41      I  37 

Erhöhung    

15 

1            1 

Ermäfsigung    .... 

1 

03 

16 

04 

Danach  steht  der  Preisherabsetzung  um  16  Cts.  in  Gent  eine  fast 
gleiche  Preissteigerung  von  15  Cts.  in  Antwerpen  gegenüber:  die  Preis- 
minderung in  Brüssel  und  in  Lüttich  um  0,3  bezw.  0,4  Cts.  ist  nur 
eine  überaus   unbedeutende.      Wenn    darauf  hingewiesen   wird,    dafs 


1)  Abolition  des  octrois,  Bd.  I  S.  536. 
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manche  Kaufleute  nach  der  Aufhebung  des  Oktrois,  um  Kunden  her- 
anzuziehen, Preisherabsetzungen  ihrer  Waren  angekündigt  hatten,  so 
sind  doch  darüber,  dafs  diese  Reduktionen  sich  behauptet  hätten, 
Thatsachen  nicht  beigebracht  worden;  im  allgemeinen  tröstet  der  Be- 
richt sich  mit  dem  mehr  theoretischen  Hinweise  darauf,  dafs  es  der 
Entwickelung  der  durch  die  Reform  von  ihren  Fesseln  befreiten  Kon- 
kurrenz gelingen  werde,  die  aus  der  Aufhebung  der  belastenden  Ab- 
gabe naturgemäfs  resultierende  Preisermäfsigung  dem  Publikum  zu- 
gänglich zu  machen.  Nur  für  Eine  Kategorie  von  Waren  nimmt  der 
Bericht  eine  sofort  in  Wirksamkeit  getretene  Ermäfsigung  der  Preise 
an :  es  sind  das  die  Artikel,  welche  die  Konsumenten  unmittelbar  von 
dem  aufserhalb  des  Oktroibezirks  domizilierten  Verkäufer  oder  Produ- 
zenten ohne  Dazwischentritt  des  städtischen  Zwischenhandels  beziehen, 
wie  dies  häufig  beim  Brenn-  und  Baumaterial,  dem  Viehfutter,  den 
für  den  eignen  Verbrauch  und  den  für  gewerbliche  Zwecke  nötigen 
Quantitäten  von  Getreide  und  Mehl,  dem  Wein  u.  s.  w.  der  Fall  ist. 
Jene  Erwartung  einer  allmählichen  Herabminderung  der  Preise  der 
durch  die  Vermittlung  des  Zwischenhandels  bezogenen  Lebensmittel 
scheint  indessen  auch  später  sich  nicht  verwirklicht  zu  haben ;  wenig- 
stens werden  in  den  erwähnten  im  Jahre  1869  seitens  der  Bürger- 
meister von  Brüssel  und  Lüttich  ergangenen  Schreiben  günstigere  Er- 
gebnisse nicht  gemeldet.  Das  von  dem  Bürgermeister  von  Brüssel, 
Herrn  Anspach,  an  den  französischen  Staatsrat  Migneret  gerichtete 
Schreiben  ^)  bezeugt,  dafs  mit  dem  Verschwinden  der  Oktroibarrieren 
eine  lebhafte  Enttäuschung  sich  der  Bevölkerung  bemächtigte,  welche 
bezüglich  fast  aller  dem  täglichen  Lebensunterhalt  dienenden  Artikel 
auf  eine  beträchtliche  Preisermäfsigung  gerechnet  hatte:  diese  Erwar- 
tung erwies  sich  als  nichtig,  da  eine  fühlbare  Erleichterung  nirgends 
eintrat  und  was  Getränke  und  Efswaren  anlangt,  die  durch  die  son- 
stigen Verhältnisse  bedingten  Preisschwankungen  sich  als  so  erhebliche 
zeigten,  dafs  ihnen  gegenüber  der  geringe  Aufschlag  durch  den  Oktroi 
nicht  in  Betracht  kommen  konnte:  im  Jahre  1869  waren  die  Preise 
des  Fleisches,  des  Bieres  und  Geflügels  beträchtlich  höher  als  diejeni- 
gen, welche  das  Jahr  1859  aufgewiesen  hatte.  Das  vom  Bürgermeister 
von  Lüttich  am  27.  Juni  1869  an  den  Maire  von  Boulogne  sur  Mer 
gerichtete  Schreiben  konstatiert  in  völliger  Übereinstimmung  hiermit, 


1)  Abgedruckt  u.  a.  in  Burot  de  l'Isle  de  Challans ,  les  octrois  ,  S.  317.  Die  be- 
merkenswerte Stelle  —  S.  321  — ■  lautet  folgendermaTsen  :  II  se  manifest»,  au  moment 
de  la  disparition  des  barrieres  interieures  ,  une  vive  dcception  dans  la  population,  qui 
s'etait  imaginee  que  toutes  les  choses  necessaires  ä  la  vie  allaient  ctre  fortcment  de'gre- 
vees.  U  n'en  fut  rien  et  pour  une  bonne  raison  ,  c'est  que  ,  si  les  impöts  indirects  se 
payent  sans  qu'on  s'en  appercoivc  ,  de  mems  lorsqu'ils  viennent  ä  disparaitre,  la  difife- 
rence  ne  s'en  fait  guere  sentir.  Quand  l'impot  frappe  un  nombre  considerable  d'objets 
de  meme  nature,  le  prix  de  l'unite  degrevee  est  sensiblement  le  meme.  Et  d'ailleurs, 
tout  ce  qui  est  boissons,  comestibles  est  sujet  k  des  variations  bien  autrcment  puissan- 
tes  que  Celle  que  peut  produire  la  faible  atteinte  de  l'octroi.  Aussi  loin  de  diminuer  et 
par  des  considerations  dans  les  quelles  nous  n'avons  par  ä  entrer  ici ,  le  prix  de  la 
viande,  de  la  biere  des  volailles,  est  plus  cleve  en  1869  qu'il  ne  l'etait  en  1859  ,  sous 
le  regime  de  l'octroi  ... 
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dafs  die  Auiliel)ijii}^  des  Oktrois  auf  die  Preise  der  Lebensmittel  nur 
selir  wenit(  KinHufs  ^'eübt  hiitte;  dafa  eine  Veruiinderuti^^  desselben 
nicht  (!iri^'('tiet(!ii  sei,  dafs  vielmehr  die  Mafsret^el  vorzu^'^weise  nur 
den  Detailhändleni  Vorteil  •,M;l)racht  hal)e ' ).  Ks  bestati^^t  dies  alles 
die  bereits  im  vori<;en  Abschnitt  bcKründcife  I'>ebaui)tun^',  dafs  we^^'H 
der  (jcrin^füi^i^keit  der  auf  die  Waren  entfallenden,  bei  den  durcli 
d(!n  Detailhandel  bezogenen  Quantitäüm  oft  kaum  wahrnehmbaren  Bruch- 
teile der  Oktroisätze  die  Thatsache  der  Aufhebung  der  Oktroisteuer 
sich  den  ärmeren  Klassen,  welche  meist  die  ihrem  Lebensunterhalt 
dieiuMiden  Artikel  sich  nur  in  kUiinen  (^uantitiiten  (;b(!n  durch  den  De- 
tailhandel beschaH'en,  sicii  kaum  bemerkbar  gemaclit  habe;,  dafs  dagegen 
wahrn('liml)are  Preisreduktionen  zu  Gunsten  derjenigen  eingetreten 
sei(ui ,  welche  die  betr.  Waren  in  gröfseren  Quantitäten  unmittelbar 
vom  Produzenten  oder  von  dem  auswärts  wohnenden  Grofsliändler  kau- 
fen; diejenigen,  welche  sich  in  dieser  Weise  versorgen,  pflegen  indessen 
fast  ausschliefslich  den  wohlhabenden  Klassen  anzugehören.  Diesen 
letzteren  Klassen  hat  daher  auch  abgesehen  von  den  Detailhändlern 
die  MMfsnahme  vorzugsweise  genützt. 
Rückwirkung  Eine  Rückwirkung   auf  die  Steuerpflichtigen  in  dem  Sinne,   dafs 

nünzv'erwäi-  das  Intorcssc  derselben  in  der  Bewilligung  der  Ausgaben  erhöht  und 
oSndea.  ^icrdurch  Anlafs  zu  gnUserer  Vorsicht  bei  Übernahme  neuer  Lasten 
gegeben  werde,  hat  in  Belgien  nicht  beobachtet  werden  können,  da 
die  Ersetzung  des  Oktrois  durch  Einnahmen  erfolgt  ist,  deren  Reali- 
sierung von  der  Willensmeinung  der  Steuerpflichtigen  völlig  unabhängig 
ist:  dafs  durch  diese  Art  des  Ersatzes  das  Interesse  der  Einwohner- 
schaft an  der  Finanzverwaltung  erheblich  gemindert  und  dadurch  das 
kommunale  Selbstbewufstsein  wesentlich  geschädigt  worden  sei,  haben 
manche  Schriftsteller  wie  neuerdings  Marichal  als  eine  ungünstige 
Kehrseite  der  Reform  getadelt.  In  der  That  zeigen  denn  auch  die 
Ausgaben  der  Gemeinden  seit  dem  Jahre  1860  eine  beträchtliche  Zu- 
nahme: das  Wachstum  derselben,  wie  es  sich  zwischen  den  Jahren 
1865  und  1875  vollzogen  hat,  ist  durch  die  neuerdings  erschienene 
Gemeindestatistik  für  das  Jahr  1875  in  Ziffern  festgestellt  worden  *); 
danach  ist  die  Gesamtausgabe,  welche  1865  73  350119  Fr.  betragen 
hatte,  im  Jahre  1875  auf  161440474  Fr.  gestiegen,  hat  sich  also  in 


1)  Die  betreffende  SteHe  dieses  mir  durch  die  GetaUigkeit  des  Herrn  Jenot,  Hureau- 
chef  der  Finanzabteilung  der  Kommunalverwaltung  von  Lüttich,  zugänglich  gewordenen 
Schreibens  lautet:  En  ce  qui  concerne  le  prix  des  denrees  soumises  autrefois  au  regime 
de  l'octroi  il  est  a  remarquer  que  rabolition  de  cet  impot  n'a  eu  que  tres  peu  d'influence 
sur  les  objets  de  consommation,  les  prix  de  ceux-ci  n'ayant  guere  subi  une  diminution. 
Ce  fait  indiquera  que  ce  sont  les  ddtaillants  qui  ont  plus  particulierement  preßte  de 
l'abolition  dont  il  s'agit.  Die  Beobachtung  längerer  Zeitperioden ,  auf  welche  die  Re- 
daktion der  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft  zu  Bambergers  Aufsatz  —  S.  17  des 
Separatabdrucks  —  hinweist ,  kann  für  die  Gewinnung  zuverlässigerer  Resultate  kaum 
von  einem  Nutzen  sein,  da,  je  länger  der  Zeitraum,  desto  mehr  die  konkurrierende  Ein- 
wirkung anderer  Faktoren  sich  vervielfacht  und  die  besonderen  Wirkungen  der  Auf- 
hebung   des  Oktrois  sich  demgemäfs  verwischen. 

2)  Situation  financiere  des  communes  en  1865  et  en  1875  ,  Bruxelles,  Hayez,  im- 
primeur  de  la  commission  centrale  de  statistique  ,  1883  (im  Nachstehenden  unter  dem 
Titel  Situation  des  communes  citirt)  S.  4  fg. 
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dieser  Zeit  um  120,1  Prozent  erhöht;  von  diesem  Wachstum  kommt 
jedoch  nur  der  geringere  Teil  auf  die  ordentliche  Ausgabe,  welche 
sich  von  38  589914  Fr.  im  Jahre  1865  auf  57  545  539  Fr.  im  Jahre 
1875,  also  um  100,3  Prozent  erhöht  hatten;  der  gröfsere  Teil  entfällt 
auf  die  aufserordentliche  Ausgabe,  welche  von  34  760205  Fr.  im  Jahre 
1865  auf  103  894  935  Fr.  im  Jahre  1875,  also  um  einen  Prozentsatz 
von  198,9  gestiegen  ist.  Unter  den  ordentlichen  Ausgaben  bildet  den 
ansehnlichsten  Faktor  der  Aufwand  für  die  Schulen  und  demnächst 
für  Wege  und  Gesundheitszwecke;  jener  hat  sich  im  gedachten  Zeit- 
raum von  5941 057  auf  14655  683,  dieser  von  8  798  289  auf  12  174149 
Fr.  erhöht.  Die  aufserordentlichen  Ausgaben  sondern  sich  in  solche, 
welche  sich  auf  die  Berichtigung  von  Schulden ,  Rückzahlung  aufge- 
nommener Kapitalien,  Baukosten,  Erwerbungen  von  Terrain  u.  s.  w,  be- 
ziehen und  in  solche,  welclie  Aufwendungen  für  blofse  Annehmlichkeits- 
zwecke zum  Gegenstande  haben,  oder  welche  in  die  Kategorie  der 
unvorhergesehenen  Ausgaben  gehören ;  die  Ausgaben  ersterer  Art  sind 
von  31318917  auf  95849435,  die  der  letzteren  von  3441288  auf 
8045500  Fr.  gestiegen;  von  allen  Ausgabekategorien  haben  sich  die 
der  aufserordentlichen  Ausgaben  der  ersteren  Art  am  meisten ,  näm- 
lich um  206  Prozent  erhöht.  Die  Neigung  der  Gemeinden ,  sich  mit 
Aufwendungen  an  Kapital  für  Wohlfahrts-  und  wirtschaftliche  Zwecke 
zu  belasten ,  ist  daher  gerade  seit  Aufhebung  des  Oktrois  und  Er- 
richtung des  fonds  comraunal  eine  sehr  viel  gröfsere  geworden ;  wenn 
einerseits  die  neuere  Entwickelung,  namentlich  die  von  dem  liberalen 
Ministerium  angestrebte  und  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1879  zur 
gesetzlichen  Regel  erhobene  Vervielfältigung  der  kommunalen  Schulen 
einer  Belastung  der  Gemeinden  durch  Anlehen  Vorschub  geleistet  hat, 
so  ist  andererseits  jene  Neigung  offenbar  auch  durch  die  im  Anschlufs 
an  die  Institution  des  fonds  communal  getroffenen  Einrichtungen,  welche 
den  Gemeinden,  insbesondere  den  kleineren  die  Kontrahierung  von  Dar- 
lehnen für  die  Zwecke  ihrer  Verwaltung  zu  erleichtern  bezweckten,  geför- 
dert worden.  Das  Wesentliche  dieser  Einrichtungen  bestand  in  der  unmit- 
telbar im  Anschlufs  an  die  Errichtung  des  fonds  communal  im  Jahre  1860 
erfolgten  Gründung  des  credit  communal'  i),  eines  Geldinstituts,  des- 
sen Aufgabe  ausschliefslich  in  der  Vermittelung  und  Regelung  der  von  Ge- 
meinden und  Provinzen  zu  kontrahierenden  Anlehen  bestehen  sollte:  die 
Form  war  die  einer  Aktiengesellschaft,  deren  Mitgliedschaft  sich  auf  die 
die  Intervention  der  Gesellschaft  in  Anspruch  nehmenden  Darlehnsneh- 
mer  beschränkte:  die  Gesellschaft  leiht  den  Gemeinden  die  erforderlichen 
Beträge  zu  einem  zugleich  die  Amortisationsiaten  in  sich  begreifenden 
Zinsfufs  von  4^  Prozent  ^),  wogegen  sie  selbst  die  Valuta  bestmöglichst 


1)  Die  hauptsächlichen  auf  die  Gründung  des  Instituts  bezüglichen  Dokumente, 
namentlich  der  Bericht  an  den  König  v.  5.  Dez. ,  die  Königl.  Verordnung  v.  8.  Dez. 
1860  und  die  Ministerialverordnung  v.  5.  Juni  1861  sind  abgedruckt  in  dem  Hefte: 
Documents  relatifs  a  l'institution  d'une  societe  de  credit  communal ,  das  mir  durch  die 
Güte  des  Geranten  der  Gesellschaft,  Herrn  Gilson,  zur  Verfügung  gestellt  worden  ist. 

2)  Die  Herabsetzung  des  Zinsfufses,  der  früher  5  Prozent  betrug,  wurde  durch  Er- 
lafs   des  Ministers   des  Innern  vorn   15.   Oktober   1875  autorisiert. 
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durch  Auspabo  von  01)li<,'ati()ii('ii  /.u  cinom  Zinssatze  von  3  l)is  4^  Pro- 
zent hcsciiatit :  drciprozcüiti^e  Aiilclicn  mit  Auslosuiit^spriüiiien  sind 
iK'soiidcrs  beliebt:  ö  Pro/.i'iit  (h^r  Dalirlchnssuinnie  werden  zur  I)eci<ung 
der  Verwaltunjiskosten  zuriu  kltcbalten,  doch  wird  mit  diesem  iJetragc 
die  betreuende  Gemeinde  ete.  zu^deich  Aktionärin  der  (jesellsciiaft  und 
nimmt  an  dem  von  ihr  erzielten  Gewinne  teil.  Als  Sicherheit  für  die 
von  den  Gemeinden  zu  entrichtenden  Annuitäten  dient  der  Gesellschaft 
der  Anteil  der  Gemeinde;  im  fonds  communal,  welchen  das  jährliche 
Zins-  und  Amortisationserfordernis  nicht  üherstei^ren  darf  und  aus  wel- 
ciiem  der  zur  Deckung'  der  An/iuitat  nötige  Betrag  der  (iesellschaft  durch 
die  Uegierung  direkt  überwiesen  wird.  Die  Schulfuiig  d(is  credit  com- 
munal hat  daher  zum  Eftekt  gehabt,  dafs  die  Gemeiiidi^n  für  Aidagen 
im  Gebiet  ihrer  Verwaltung  sogleich  über  den  kapitalisirten  lietrag 
ihres  Anteils  am  fonds  communal  verfügen  konnten:  wenn  einerseits 
hierdurch  die  Erfüllung  administrativer  I'edürfnisse  wesentlich  erleich- 
tert und  so  mannigfacher  Nutzen  gestiftet  worden  ist,  so  hat  andrer- 
seits jene  Verminderung  der  der  Aufnahme  von  Darlehen  entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten  offenbar  auch  die  Wirkung  gehabt,  dafs  die 
Gemeinden  reichlicher  als  das  sonst  der  Eall  gewesen  wäre,  von  der 
Beschattung  der  Mittid  durch  Anlehen  Gebrauch  machten.  Welchen 
Umfang  die  Operationen  des  fonds  communal  angenommen  haben,  geht 
daraus  hervor,  dafs  nach  dem  letzten  Verwaltungsbericht  sich  der 
Betrag  der  von  den  Gemeinden  und  Provinzen  bis  zum  1.  Januar  1884 
kontrahierten,  auf  einen  Nominalbetrag  von  10U621  700  Er.  beziffert 
hat  ^),  ein  Betrag,  der  erheblich  erscheint,  wenn  berücksichtigt  wird, 
dafs  die  gröfseren  Gemeinden  sich  der  Vermittlung  des  credit  com- 
munal nicht  Zu  bedienen,  sondern  ihre  Anleihen  direkt  bezw.  mit 
Hilfe  von  Bankhäusern  zu  begeben  pflegen. 
f^p^f;!'^^,^^^.  Hat  nun  aber  die  Schaffung  des  fonds  communal  vermöge  der 
"'ze'nder  Erleichterung,  welche  derselbe  der  Kontrahierung  von  Darlehen  seitens 
GcmeiiHi™.  ^g^,  Qejiiei„(jen  gewährt,  allem  Anschein  nach  dazu  beigetragen,  dafs 
die  Schuldenlast  der  Gemeinden  eine  Vergröfserung  erfuhr,  so  kommt 
es,  um  die  Wirkungen  des  Gesetzes  von  1860  für  die  Finanzen  der 
Gemeinden  zu  beurteilen,  vor  allem  darauf  an,  in  welchem  Mafse  die 
Leistungsfähigkeit  der  Gemeinden  jener  Steigerung  der  Anforde- 
rungen entsprechend  durch  die  Errichtung  des  Eonds  erhöht  worden  ist. 
doffwl  ^s  ^^^  keinem  Zweifel  unterworfen,  dafs  die  Erwartungen,  welche 
men des 'fi>n(ts zur  Zeit  der  Reform  an  die  allmälige  Steigerung  der  Einnahmen 
communal.  ^^^  fonds  commuual  geknüpft  wurden,  durch  die  thatsächlicheu  Ergeb- 
nisse weit  über  troffen  worden  sind.  Die  Einnahmen  dieses  Fonds, 
dem  wie  oben  bemerkt  in  den  ersten  drei  Jahren  noch  die  den  Gemeinden 
zur  Bestreitung  der  Wartegelder  der  Oktroibeamten  gewährten  Unter- 


1)  Siehe  den  Jahresbericht  für  1883  S.  9.  Der  Kurswert  belief  sich  nach  den  hier 
gegebenen  Notizen  auf  119  153  027,27  Fr.,  wovon  8  709  060  Fr.  amortisiert  waren  und 
der  Rest  von  119  443  967,75  Fr.  noch  anstand.  Der  Gesamtwert  der  zum  Aktivum  der 
GeseUschaft  gehörigen  Annuitäten  ist  in  der  beigefügten  Bilanz  mit  268  710  869,77  Fr. 
in  Ansatz  gebracht  worden. 
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Stützungen  entnommen  werden  mufsten,  hatten  sich  von  15  255570,37  Fr. 
im  Jahre  1861  bereits  im  Jahre  1870  auf  22592  848,40  Fr.  gehoben; 
sie  erreichten  im  Jahre  1882  den  Betrag  von  27  507  295,52  Fr.  ^)  und 
sind  im  Budget  für  das  Jahr  1885  auf  28  055  000^)  Fr.  veranschlagt 
worden.  Es  konnte  nach  dem  angenommenen  Repartitious-Mafsstabe 
das  Ergebnis  nicht  ohne  Einflufs  auf  das  Verhältnis  bleiben,  in  wel- 
chem sich  jene  Einnahme  auf  die  Gemeinden  des  Landes  verteilte :  wie 
vorbemerkt,  repartierte  der  Betrag  sich  nach  Verhältnis  des  vorjähri- 
gen Steuer-Solls  an  Gebäude-,  Personal-  und  Patent-(Gebäude-)steuer, 
doch  waren  die  Gemeinden,  welche  im  Jahre  1859  Oktroi  bezogen 
hatten,  insofern  privilegiert,  als  sie  zunächst  und  unbedingt  diejenige 
Summe,  welche  sie  im  Jahre  1859  als  Einnahme  aus  dem  Oktroi  be- 
zogen hatten,  zu  erhalten  hatten :  bei  ihnen  konnte  daher  das  Wachs- 
tum der  Einnahmen  des  Fonds  erst  von  dem  Zeitpunkte  an,  mit  wel- 
chem letztgedachter  Betrag  erreicht  war,  mithin  erst  später,  als  bei 
den  anderen  Gemeinden  sich  fühlbar  machen,  welche  letztere  an  dem 
Wachstum  der  Einnahmen  des  Fonds  sogleich  von  seiner  Bildung  an 
participierten.  Im  Jahre  1882  waren  es  nur  noch  dreizehn  Gemein- 
den, bei  welchen  der  Anteil  an  den  Einnahmen  des  Fonds  den  im 
Jahr  1859  aus  dem  Oktroi  bezogenen  Reinertrag  nicht  erreichte:  alle 
übrigen  Gemeinden  nahmen  an  jenen  Einahmen  nach  dem  ebenerwähn- 
ten Steuersoll  Anteil:  gleichwohl  wird,  was  die  Beurteilung  der  Er- 
gebnisse anlangt,  zwischen  denjenigen  Gemeinden,  welche  früher  Oktroi 
bezogen  und  den  anderen  zu  scheiden  sein,  weil  für  die  ersteren  der 
Anteil  am  Kommunalfonds  in  erster  Linie  einen  Ersatz  für  die  in 
Wegfall  gekommene  Einnahme  aus  dem  Oktroi  enthielt,  während  er 
für  das  Budget  der  übrigen  einen  einfachen  Zugang  darstellte  und 
daher  eine  Verstärkung  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  begründen 
mufste. 

Was  nun  zuerst  die  Gemeinden,  welche  keinen  Oktroi  erhoben, ^Eyebmsse^^ 
anlangt,  so  stimmen  die  Meinungen,  soweit  ich  solche  habe  einsammeln  üJ'me'inden, 
können,  darin  überein,  dafs  für  die  Finanzen  derselben  die  Wirkungen  ketrfen'oktroi 
des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1860  günstige  gewesen  sind.     Der  Gesamt-    erhoben. 
anteil  dieser  Gemeinden  mufste  gerade  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  der 
Anteil  der   bei   weitem   gröfsten  Zahl   dieser  Gemeinden   zunächst  ein 
stabiler  war,  in  weit  stärkerem  Verhältnis  als  die  Gesamteinnahme  des 
Fonds  wachsen;  im  Jahre  1861  hatte  die  Reineinnahme  des  fonds  com- 
munal,  wie  erwähnt  14  872  932,82  Fr.  betragen,  wovon  3  265  485,05  Fr. 
auf  die  Gemeinden  ohne  Oktroi,  11  607  447,77  auf  die  Oktroigemeinden 
entfielen  =*);    während   im  Jahre  1866  bereits   die  Gemeinden,   welche 
keinen  Oktroi  erhoben  hatten,  mit  5  754  891,30  Fr.,  die  Oktroigemein- 
den mit  11  734  966,84  Fr.  an  der  Gesamt-Reineinnahme  des  Fonds  von 


1)  EinscLliefslich   der  zum  Reservefunds   zu  entrichtenden  374  2G7,4  4  Fr.  Budget  für 
1884,  Expose  des  motifs  S.  569. 

2)  Entwurf   des    Budgets    für    das    Jahr    1885    (Chambre    des    Representants    drucks. 
No.  104  S.  77. 

3)  Abolition  des  octrois  Bd.  I  S.  753. 
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]7480«58,M  Fr.  partic.ipicrtcm  »),  bdief  sich  im  Jahre  1882  der  An- 
teil der  erstj^fediichtcii  (icmeiiKhüi  am  (jesamthetraj^e  von  27  13:j 028,08 
auf  12(!Gö47H,'Jö,  der  der  letzt^^edachteii  auf  1  l  4ti7  ool,!.;  Fr.  ^);  es 
hat  sich  daher  die  auf  jene  Gemeinden  entfallende  Summe  in  1<>  Jahren 
mehr  als  verdop])elt,  in  21  Jahren  mehr  als  vervierfacht.  Die  Mehr- 
hetrii^,^!,  welche  den  Bud^^cts  der  Gemeinden  auf  diesem  We^^e  zu;,'e- 
führt  worden  sind,  waren  daher  erlusbliclie:  was  die  Verwendung'  an- 
belangt, so  hatte  Frere  Orban  in  dem  vorerwähnten  im  Anschluis  an 
das  l)U(l^'et  von  1S63  erstatteten  Berichte  berechnet,  dafs  von  jenem 
im  Jahre  KSGl  den  Gemeinden  ohne  Oktroi  zugefallenen  Betrage  von 
mehr  als  drei  Millionen  etwa  850000  Fr.  zur  Abschatiung  von  Per- 
sonalsteuern und  etwa  1850000  Fr.  zur  Erhöhung  der  Aufwendungen 
für  das  Flementarschul-  und  das  Vicinalwegewesen  verwendet  worden 
seien ;  inwieweit  denniächst  die  Verwendung  der  aus  dem  Fonds  Ije- 
zogenen  Einnahme  diesell)e  Richtung  behalten  hat,  habe  ich  nicht  mit 
Genauigkeit  ermitteln  können,  da  in  der  Statistik  die  Ergeliuisse  für 
die  (Gemeinden,  welche  keinen  Oktroi  erhoben  und  die  anderen  nicht 
getrennt  worden  sind:  aus  dem  Zitiernmaterial,  auf  das  ich  sogleich 
im  Näheren  zurückkomme,  scheint  indessen  hervorzugehen,  dafs  eine 
Verwendung  zur  Beseitigung  der  selbständigen  Persoualsteuern  auch 
für  diese  Gemeinden  nur  in  geringem  Umfange  stattgefunden  hat,  da 
wenigstens,  was  den  Zeitraum  von  lb65  bis  1875  anlangt,  der  Gesamt- 
betrag der  von  den  Gemeinden  aus  Steuern  dieser  Art  gezogenen  Ein- 
nahmen sich  nur  unerheblich  —  nämlich  von  3  050  868  auf  2  928  874 
Fr.  —  vermindert  hat^);  eine  etwas  erheblichere  ist  die  Verminderung 
bei  den  Wege-  und  Brückenzöllen  gewesen.  Wie  die  Sache  liegt,  er- 
scheint die  Annahme  begründet,  dafs  der  weitaus  gröfste  Theil  der 
aus  dem  Kommunalfonds  den  Gemeinden  zugeflossenen  Einnahmen  zu 
Aufwendungen  für  das  Schul-  und  Wegewesen,  vor  allem  zur  Sicher- 
stellung von  Verzinsung  und  Amortisation  der  behufs  der  Schulbauten 
und  sonstige  Anlagen  u.  s.  w.  aufgenommenen  Anleihen  verwendet  wor- 
den ist,  mag  auch  mit  manchen  dieser  Anlagen  über  das  sachlich 
vorhandene  Bedürfnis  hinausgegangen  sein,  so  wird  doch  anzuerkennen 
sehi,  dafs  dieselben  im  grofsen  und  ganzen  erhebliche  Verbesserungen 
enthalten:  diese  Verbesserungen  aber  sind  für  die  Gemeinden  ermöglicht 
worden,  ohne  dafs  für  dieselben  die  Notwendigkeit,  den  anderweitigen 
Bedürfnissen  Abbruch  zu  thun  hervorgetreten  ist.  Wenn  auch  die 
Steuerkraft  derselben  bei  Schaffung  der  Einnahme  des  Kommunalfonds 
mittelbar  insofern  beteiligt  gewesen  ist,  als  an  der  Herstellung  dieser 
Einnahmen  alle  Gemeinden  nach  Mafsgabe  ihres  Verbrauches  parti- 
zipieren, so  war  doch  diese  Inanspruchnahme  keine  solche,  dafs  aus 
derselben  der  Ergiebigkeit  der  anderen  den  Gemeinden  zur  Verfügung 


1)  Abolition  des  octrois  Bd.  I  S.  768.   769. 

2)  Motive  des  Budgets  von   1884,  S.  569. 

3)  Situation  des  Communes  S.  12.  13.  Hiermit  stimmen  die  in  m.  deemaus  des  un- 
position  communales  en  Belgique  S.  18  mitgeteilten  Zahlen,  welche  anscheinend  den  Bud- 
gets nicht  der  Rechnung  entnommen  sind,  nicht  überein:  danach  belief  sich  der  Ertrag 
jener  Steuern,  der  1861  noch  3  081613,61  Fr  betragen  hatte,  1865  nur  2  822  855  Fr. 
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stehenden  Steuern  eine  Beeinträchtigung  erwachsen  wäre.  Dem  finan- 
ziellen Vorteil,  welcher  erreicht  wurde,  stand  demnach  ein  finan- 
zieller Verlust  nicht  gegenüber:  soweit  mithin  die  Gemeinden  aus 
dem  Gesetz  von  1860  zu  erhöhten  Kapitalanforderungen  für  admini- 
strative Bedürfnisse  Anlafs  nahmen,  hat  diesen  auch  eine  verstärkte 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  entsprochen. 

Mufs  daher  die  Wirkung  des  Gesetzes  als  ein  für  das  Finanz-  ^j,'^™^^^"; 
"wesen  derjenigen  Gemeinden,  welche  früher  Oktroi  nicht  erhoben,  im  E*rglbni?s" 
allgemeinen  günstige  bezeichnet  werden ,  so  ist  doch  nicht  zu  über-  "ebung  des" 
sehen,  dafs  das  Ergebnis  keineswegs  als  eine  unmittelbare  Konsequenz  Oktrois. 
der  Aufhebung  des  Oktrois  anzusehen  ist;  die  Dotation,  zu  deren 
Ausführung  den  belgischen  Staat  seine  Finanzlage  in  den  Stand  setzte, 
hätte  zu  einem  grofsen  Teil  auch  ohne  die  Aufhebung  des  Oktrois  ins 
Werk  gesetzt  werden  können.  Wie  sich  die  Einnahme  des  Kommunal- 
fonds und  sein  Anwachsen  auf  die  verschiedenen  dem  Fonds  überwiese- 
nen Einnahmequellen  verteilt,  zeigt  die  folgende,  den  Status  für  die  Jahre 
1861,  1869  und  1882  ersichtlich  machende  Tabelle:  (s.  Tab.  S.  280). 
Es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  die  Errichtung  eines  Kommunalfonds  auch 
ohne  die  Abschaffung  des  Oktrois  möglich  gewesen  wäre.  Die 
Überweisung  eines  Anteils  von  der  Einnahme  aus  dem  Postregal  hätte 
in  dem  Fortbestehen  des  Oktrois  keinerlei  Hindernis  finden  können; 
nahezu  das  gleiche  gilt  von  dem  Anteil  an  dem  Kafieezoll,  von  wel- 
chem im  Jahre  1858  nur  von  drei  Gemeinden  ein  Oktroi  im  Gesamt- 
betrage von  15  210,01  Cts.  erhoben  wurde;  es  würde  keinerlei  Beden- 
ken unterlegen  haben,  sofern  dies  nötig  schien,  eine  weitere  Belastung 
dieses  Artikels  durch  die  Gemeinden  mittelst  einer  Verbotsbestimmung 
auszuschliefsen.  Gröfsere  Schwierigkeiten  hätte  allerdings  so  lange 
der  Oktroi  fortbestand,  die  Erhöhung  der  Accise  auf  die  Getränke 
gehabt:  indessen  wäre  es  auch  hier  offenbar  ausführbar  gewesen,  ent- 
weder ein  Konkurrenzverhältnis  beider  Arten  der  Besteuerung,  welches 
eine  gewisse  Erhöhung  der  Accise  ermöglicht  hätte,  zu  regulieren  oder 
die  eine  oder  andere  Kategorie  der  Getränke  von  der  Besteuerung  durch 
die  Gemeinden  auszuschliefsen  und  die  Entschädigung  wegen  des  Aus- 
falls aus  dem  Ertrage  der  Accise  besonders  und  unbeschadet  des 
Fortbestehens  des  Oktrois  auf  die  übrigen  Artikel  zu  regeln.  Die 
günstigen  Wirkungen,  welche  die  Mafsnahme  für  das  Finanzwesen  der 
Gemeinden,  die  keinen  Oktroi  erhoben,  gehabt  hat,  ist  demnach  zu 
ihrem  überwiegenden  Teil  lediglich  als  ein  Ergebnis  der  günstigen 
Finanzlage  zu  betrachten,  welche  dem  Staat  gestattete,  auf  einen 
Teil  seiner  Einnahmen  zu  Gunsten  der  Gemeinden  zu  verzichten :  es  ist 
indessen  zweifelhaft,  ob  bei  der  Art,  in  der  das  Dotationsprojekt  zur 
Ausführung  gebracht  worden  ist,  dasselbe  für  die  Kulturentwickeluug 
und  die  allgemeinen  Wohlfahrtsinteressen  allen  denjenigen  Nutzen  ge- 
bracht hat,  welcher  bei  Anwendung  anderer  Grundsätze  hätten  erzielt 
werden  können :  insbesondere  der  individualistische  für  Verteilung  der 
Einnahmen  des  Kommunalfonds  angenommene  Mafsstab  des  Solls  der- 
jenigen Steuern,  in  deren  Ertrage  das  Mafs  des  Wohlstandes  und  des 
damit  zusammenhängenden  Verbrauchs  von  Genufsartikelu  hauptsäch- 
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18G6») 
Einnahme 

Kategorie  der  Einnahmen 

Im   Oiinzcn 
Fr. 

Anteil 

des 
Komm.- 

Fonds 
I'rocent 

Dem   Kom- 
munulfondä 
überwiesen. 

Fr. 

2  562  001, Hl 
881  751.!»! 

177769.'!» 

4013563.30 

13035870,24 

14  128  707,o'.i 
C  244  155. 18 

()  210  861, !)8 

75 
35 
35 
35 
35 

35 

35 
41 

I  921  501,43 

3o8  6i3,i'j 

62  219.42 

1  404747.15 
4  562  554." 

4945047,48 

2  185454,2s 
2  546453.41 

Zoll  auf  vom  Aushiiide  eingeführten  Branntwein 
Zölle  iiuf  eingerührte.s  l$ier  und  Weinessig 

Accise  vom  inländischen  Branntwein      .     . 
Accise   vom  Bier  und  Weinessig 

Bruttoertrag   der   Post 

47  254681,40 

— 

17936590,03 

lieh  seinen  Ausdruck  findet,  unterliegt  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
der  Anfechtung;  offenbar  wären  sehr  viel  gröfsere  Resultate  erreicht 
worden,  wenn  für  die  Kepartition  jener  Einnahmen  ein  dem  Gesichts- 
punkte der  Ausgleichung  mehr  Rechnung  tragendes  Prinzip  angenom- 
men und  der  Fonds  zu  nach  dem  Bedürfnis  sich  abstufenden,  in  erster 
Linie  der  Ergänzung  der  mangelnden  Steuerkraft  bestimmten  Sub- 
ventionen etwa  nach  Art  des  vorgeschilderten  französischen  Systems 
verwendet  worden  wäre.  Es  würde,  um  die  bis  jetzt  für  die  Verwal- 
tung erreichten  Ergebnisse  hervorzubringen,  bei  einem  solchen  System 
sehr  viel  geringerer  Mittel,  als  thatsächlich  zur  Verwendung  gelangt 
sind,  bedurft  haben. 
Gemeinden,  Dlc  Erwciteruug  der  Wirkungen,  welche  das  Gesetz,  soweit  es  die 

""oktrof«-"  Abschaffung  des  Oktrois  und  seine  Ersetzung  durch  jene  anderen  Ein- 
hoben.  nahmen  anordnete,  auf  das  Finanzwesen  der  Gemeinden  ausgeübt  hat, 
spitzt  sich  demnach  zur  Beantwortung  der  Frage  zu,  welche  Ergeb- 
nisse im  Finanzwesen  derjenigen  Gemeinden,  welche  früher  Oktroi 
erhoben,  konstatiert  worden  sind.  Offenbar  hat  der  bei  weitem  gröfste 
Teil  dieser  Gemeinden  durch  jene  Mafsnahme  in  seiner  Einnahme  einen 
erheblichen  Verlust  erfahren:  es  gehörte  zu  den  charakteristischen  Eigen- 
schaften des  Oktrois,  dafs  er  einen  im  Verhältnis  der  allgemeinen  Ent- 
wicklung des  Wohlstandes  zunehmenden  Ertrag  gewährte;  diese  Zu- 
nahme beruhte  teils  auf  dem  Wachsen  des  Verbrauchs,  teils  auf  der 
Möglichkeit  bei  Vermehrung  des  Wohlstandes  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  Sätze  des  Oktrois  zu  erhöhen;  im  Gegensatz  blieb  der 
als  Äquivalent  den  Gemeinden  überwiesene  Anteil  am  Kommunalfonds 
für  mehr  oder  minder  lange  Zeit  ein  im  Ertrage  stabiler,  ja  er  über- 
stieg im  Jahre  1882,  wie  oben  gezeigt,  bei  einer  Zahl  von  13  Städten  ^) 


1)  Abolition  des  octrois,  Bd.  1   S.  758. 

2)  Es  sind   dies    die  Städte:    Nieuport,    Termonde,    Arlon,    Gent,  'Lokeren,    Brügge, 
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1869  1) 
Einnahme 


Im  Ganzen 
Fr. 


Anteil 

des 
Komm.- 

Fonds 
Prozent 


2716866 
I  051  903,31 
265  111,07 
4  123688,23 

13  428  727,50 

14  HO  598,21 
7  178  511,99 

7307519-62 


75 
35 
35 
35 
35 

35 

35 
41 


Dem  Kom- 
munalfonds 
überwiesen 

Fr. 


2  057  649,48 

366  166, 16 

92  788. 80 

1  443  290,88 
4  700054,61 

4938709,36 

2512479,19 

2  996083.04 


1882») 
Einnahme 


Im  Ganzen 
Fr. 


Anteil 

des 
Komm.- 

Fonds 
Prozent 


Dem  Kom- 
munalfonds 
überwiesen 

Fr. 


Bier 

Wein- 
essig 


3724497.90 

I  102  188, 48 

75 
35 

744400,61 

4  557  879'38 

26826  l88,67 

35 
35 
35 

14  117  299,89 

10823,55 

35 

8878763,68 

12  270  199. 06 

35 
35 

2  793  37342 
3857^5-97 
260  541,21 

1595257,78 
9  389  166,03 

4941  059,96 

3  788.24 

3  107567,29 


50182925,95  I      —      j   19089221,58  I  72232241,22  I      41      I  27507295,52 

noch  nicht  einmal  den  Betrag  des  im  Jahre  1858  aus  dem  Oktroi  be- 
zogenen Reinertrags,  so  dafs  bei  diesen  Gemeinden  ein  Zugang  zu  dem 
frühern  Oktroiertrage  mehr  als  zwanzig  Jahre  hindurch  nicht  einge- 
treten ist.  Der  Mangel  eines  solchen  Zugangs  aber  mufste  den  Ge- 
meinden sich  um  so  mehr  empfindlich  machen,  als  die  Zeitperiode, 
welche  auf  die  Aufhebung  des  Oktrois  folgte,  gerade  durch  eine  lie- 
sondere  Vervielfältigung  und  Ausdehnung  der  den  Gemeinden  gestell- 
ten Verwaltungsaufgaben  charakterisiert  wird:  teils  ist  es  der  Ausbau 
der  Staatsgesetzgebung  namentlich  der  auf  das  Volksschulwesen  bezüg- 
lichen, teils  das  stärkere  Hervortreten  der  hygienischen  Anforderungen, 
welches  diese  Vervielfältigung  hervorgebracht  hat :  eine  erhebliche  Zahl 
der  grofsen  städtischen  Bauanlagen  als  Verbesserungen  des  Aligne- 
ments,  Kanalisationen,  Wasserleitungen  fällt  auch  in  Belgien  in  diese 
Zeit.  Für  die  in  Folge  dieser  Steigerung  der  Anforderungen  einer- 
seits, des  Wegfalls  des  durch  den  Oktroi  bis  dahin  stattgehabten 
Wachstums  der  Einnahme  anderseits  sich  vergröfsernde  Lücke  in  ihrem 
Haushalt  hatten  daher  die  Städte  eine  Ausfüllung  zu  suchen:  es  ist 
sonach  vor  allem  wichtig  festzustellen,  in  welchem  Wege  sie  diese  Auf- 
gabe zu  lösen  unternahmen. 

Leider  läfst  die  Gruppierung  der  Einnahmen  der  Gemeinden,  welche  .Ers.itz  des 
früher  Oktroi  erhoben,   sich  für  verschiedene  Zeitpunkte  nicht  gegen- ""'"Itil'fans"''" 
überstellen,   da,   soweit  mir  bekannt,   die  bezüglichen  Ziifcrnresultate  '|.'er,''o"||f." 
durch  die  Statistik  für  die  hier  in  Rede   stehende  Kategorie  von  Ge-      Steuer. 
raeinden   nicht  besonders  ermittelt  worden    sind ;    die  Ziflern ,    wie  sie 


Hodimont,  Mons,  Hasselt,    Mecheln,    Saint-Nicolas,    Tournai,    Ostende.     Siehe  des  Expose 
des  Motifs  zum  Budget  von  1884,  S.  572. 

1)  Extract  des  notes   et   annexes   du  budget  des   recettes    et  des  depenses   par  ordre 
de  l'exercice  1871,  S.  4. 

2)  Exposd  des  motifs  zum  Budget  von  1884,  S.  569. 
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l'ür  die  Gesamtheit  der  Gemeinden  festgestellt  vorliegen,  gestatten  nur 
Wiilirscliciriliclikeitssclilüsse  iiul"  die  Art,  in  der  sich  das  Einnahme- 
bud^^el  der  früheren  ()kti"oig(!nieind(!n  seither  entwickelt  hat;  als  Basis 
kurni  hierbei  die  Bewegung  in  der  (jruiipicrung  der  Einnahme  dienen, 
wie  si(!  für  den  zwischen  den  Jahren  1^05  und  1875  liegenden  Zeit- 
raum durch  die  Genieindestatistik  für  das  letztere  Jahr  festgestellt 
worden  ist.     Diese  Statistik  ergiebt  folgende  Ziflerresultate: 

V  ergleich  ung    der    ordentlichen    10  innahmen    der 
Gemeinden   von   1865   und   1875'). 


I 

2 

3 

4 

5 

t> 

Jahre 

Einnahmen  ans  dorn 
eigenen  Vermögen 

Ordentliche  und 
aurserordentliche 
Zuschlüge  /u  den 
Staatssteuern  cin- 
schlierslich   der  (je- 
werbcsteuer. 

Anteil  am  Kommu- 
nalfondB 

Personalsteuem 

Besondere  Kommu- 
nalstcucrn  (taxcs) 

1865 

7  038  489 

4166454 

16895  246 

3050868 

176435 

1875 

17  076204 

8  949  973 

24281445 

2928874 

5071  731 

7 

8 

9             1            10            1             II 

Jahre 

Marktstands-, Mefs-, 

WüRe-,     Quai-, 
Hafen-Gebühren  etc. 

Wege-,  Chaussee- 
und    Brückengelder 

Trtrag  der  Zu- 
schlagscentiracs  und 
Geldwert  der  Frohn- 
den  iürWcgezwecke 

Andere   ordentliche 
Einnahmen 

Gesamtbetrag  der 
ordentlichen  Ein- 
nahmen 

1865 

I  251  277                554438 

2  402  808 

4313928              39  849  611 

1875 

2884371 

271  830 

2  622  808 

8839  129 

72926365 

Es  zeigt  sich  hiernach  eine  erhebliche  Verminderung  bei  den  Wege- 
Chaussee  und  Brückengeldern,  eine  geringfügige  bei  den  besondern 
Personalsteuern,  der  Anteil  am  Kommunalfonds  hat  sich  etwa  im  Ver- 
hältnis von  2  zu  3  erhöht;  ein  erhebliches  Wachstum  und  mehr  als 
eine  Verdoppelung  zeigen  dagegen  die  anderen  Einnahmegruppen  und 
zwar  ebensowohl  die  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  wie  die 
Einnahmen  aus  den  Marktstandsgeldern,  die  Mefs-  und  Wiegegebühren, 
Hafengelder  u.  s.  w.,  und  endlich  andere  Einnahmen  verschiedener  Art; 
das  Gleiche  gilt  auch  von  den  Wegecentimes  und  Frohuden ,  die  je- 
doch nur  einen  durchlaufenden  Posten  bilden;  ein  sehr  erhebliches 
Wachstum  im  Verhältnis  von  7  zu  17  bez.  gar  von  1  zu  30  tritt  bei 
der  Einnahme  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Gemeinden,  bezw.  den 
sogenannten  taxes  hervor.  Es  liegt  hiernach  wohl  hinreichender  An- 
lafs  zu  der  Annahme  vor,  dafs  ein  Ersatz  jenes  Ausfalls  durch  beson- 
dere Gemeinde-Personalsteuern  wenig  oder  überhaupt  nicht  versucht 
worden  ist.  ^  Das  Prinzip  der  Zulässigkeit  dieser  Steuern  war  bereits 
durch  eine  zur  Zeit  der  Vereinigung  Belgiens  mit  den  Niederlanden, 
am  4.  Oktober  1816   erlassene   köiügliche  Verordnung  in   die  Gesetz- 


1)  Situation  des  communes  S.  12,  13. 
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gebung  eingeführt  worden:  dieselbe  hatte  bestimmt,  dafs  in  den  Ge- 
meinden von  weniger  als  2000  Einwohnern  wie  in  allen  übrigen  Ge- 
meinden, in  denen  der  durch  den  Ertrag  der  obigen  Einnahmen  als 
Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern,  Gebühren  und  besonderen  Kom- 
munalsteuern nicht  gedeckter  Teil  des  Bedarfes  sich  auf  einen  mäfsi- 
gen  Betrag  belaufen,  für  die  Aufbringung  des  letzteren  vorzugsweise  auf 
eine  jährlich  zu  verteilende  Personalsteuer  zurückzugreifen  sei.  In  noch 
höherem  Grade  mufsten  solche  Steuern  als  zulässig  gelten,  seit  jene 
königliche  Verordnung  durch  das  oben  erwähnte  weiter  gehende  Prinzip 
der  Art.  75  und  76  Nr.  5  des  belgischen  Kommunalgesetzes  ersetzt  war; 
gleichwohl  haben  diese  Steuern  sich  im  Finanzwesen  der  belgischen  Ge- 
meinden nur  eine  beschränkte  Geltung  zu  schaffen  vermocht,  da  der 
von  den  Regierungen  Belgiens  ausgehende  Einflufs  ihnen  durchaus  ent- 
gegen war.  In  dem  von  Frere  Orban  vorgelegten  Entwurf  des  auf  die  Ab- 
schaffung des  Oktrois  bezüglichen  Gesetzes  war  demgemäfs  auch  die 
Abschaffung  der  besondern  Personalsteuern  unter  diejenigen  Zwecke  auf- 
genommen worden,  zu  denen  die  nach  Deckung  sachlicher  Ausgaben 
verbleibenden  Überschüsse  der  Einnahmen  der  Gemeinden  aus  den  Kommu- 
nalfonds in  erster  Linie  zu  verwenden  seien.  Obwohl  diese  Bestimmung  M 
in  das  von  den  Kammern  angenommene  Gesetz  demnächst  nicht  über- 
ging, so  wurde  doch  unmittelbar  nach  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes 
und  im  Anschlufs  an  dasselbe  das  Aufhören  jener  Personalsteuer  als 
wünschenswert  bezeichnet:  es  scheint,  dafs  bei  dieser  ablehnenden 
Haltung  das  Interesse  der  wohlhabenden  Klassen,  das  bei  der  Zusam- 
mensetzung der  belgischen  Kammern  in  denselben  jederzeit  in  beson- 
derem Mafse  zur  Geltung  kam  und  dort  einer  weiteren  Ausbildung  der- 
artiger Steuern  widerstrebte,  vorzugsweise  bestimmend  gewesen  ist. 
Anscheinend  haben  dieselben  auch  in  denjenigen  Gemeinden,  in  denen 
sie  bestehen,  eine  besonders  rationelle  und  einheitliche  Durchbildung 
nicht  erlangt:  es  erklärt  sich  hieraus,  dafs  die  Einnahme  aus  denselben 
in  der  Gesammteinnahme  zur  Zeit  nur  einen  Faktor  von  untergeordne- 
ter Bedeutung  bildet. 

Dagegen  begründen  die  vorher  mitgeteilten  Ziffernresultate  die  An-  ''^,,";;'''j,i;f^,/„" 
nähme,  dafs  die  Deckung  des  in  Rede  stehenden  Ausfalls  hauptsäch-  staatssteuer. 
lieh  durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern,  durch  stärkere  Aus- 
nutzung des  eigenen  Vermögens,  bezw.  der  einen  rentablen  Betrieb 
gestattenden  Gemeindeanstalten  und  endlich  der  sogenannten  taxes  ver- 
sucht worden  ist.  Was  die  Ergebnisse  dieser  Arten  der  Mittelbeschaf- 
fung anlangt,  so  zeigt  die  Einnahme  aus  den  Zuschlägen  das  relativ 
geringste  Anwachsen ;  zwar  waren  die  engen  Grenzen,  welche  früher  der 
Auflegung  solcher  Centimes  gezogen  waren,  durch  die  mehrfach  alle- 
gierten Bestimmungen  des  belgischen  Gemeindegesetzes  >*)  in  Wegfall 
gekommen  und  war  es  seitdem  eine  unbestrittene  Befugnifs  der  Ge- 
meinden,  ebensowohl  die  Grund-  und  Personal-  wie   die  Patentsteuer 

1)  In  derselben  wurde  eine  zu  grofse  Beschränkung  der  Autonomie  der  Gemeinde 
gefunden.  Siehe  den  Bericht  der  Centralabteilung  der  Deputirtenkammer  Abolition  des 
octrois,  Bd.  I,  S.  402. 

2)  Art.  75  u.  76. 

N.  F.  Bd.  IX.  24 


234  '■'•   ''"■'"■     ^    li  e  i  t  •/  c  n  s  t  <;  i  II , 

vorbülialtlicli  der  den  licsclilüsscn  nach  Bc^^utuclitung  durch  die  stän- 
dige Provinzialdeputation  zu  erteilenden  königlichen  Genehmigung  je 
nach  Malsgabe  des  Bedarfs  mit  Zuschlägen  zu  lielasten,  ja  es  genügte 
seit  dem  Gesetz  vom  )}().  Juni  18(!5,  wenn  es  sich  um  eine  den  (iesamt- 
betrag  von  20  Centimes  nicht  übcischreitende  Belastung  der  Grund- 
und  P(;rsonalsteuer  handelte,  Zustimnuing  der  Deputation;  es  wurde 
ferner  die  Wahl  der  Zuschläge  zur  Beschallung  des  nicht  gedeckten  Be- 
darfs, sowie  die  Umwandlung  der  besondern  Personalsteuern  in  solche 
Zuschläge  durch  die  von  den  Ministern  erteilten  Instruktionen  ausdrück- 
lich begünstigt');  wenn  gleichwohl  im  Jahre  1875  die  Kinnahme  aus 
jenen  Zuschlägen  nur  einen  Betrag  von  8i)49'J7;:3  Fr.,  welcher  noch 
nicht  ein  Achtel  der  ordentlichen  Gesamteinnahme  der  Gemeinden  von 
72  92G3ü5Fr.  repräsentierte,  erreichte,  so  b(Tuht  das  darauf,  dafs  die 
Natur  jener  Steuern,  sowie  letztere  durch  die  Gesetzgebung  ausgebildet 
worden  waren,  einer  beträchtlichen  Steigerungsfähigkeit  des  Ertrages 
ebenso  in  Ansehung  des  Prinzipals  wie  der  Zuschläge  entgegenstand. 
Die  Ursachen  dieser  geringen  Beweglichkeit  des  Ertrages  sind  neuer- 
dings von  Denis  erschöpfend  auseinandergesetzt  worden:  einesteils 
hat  die  Grundsteuer,  da  Katastrirungen  nur  in  längeren  Zwischen- 
räumen möglich ,  einen  Ertragswert  zur  Basis ,  der  beträchtlich  rück- 
wärts liegenden  Zeitpunkten  entspricht:  die  Schätzungen  des  jetzigen 
Katasters  entsprechen  etwa  den  Verhältnissen,  wie  sie  im  Jahre  1854 
bestanden:  die  gesamte  Entwickelung  der  Ertragswerte,  wie  sie  seit- 
dem sich  vollzogen  hat,  bleibt  daher  bei  der  Veranlagung  der  Grund- 
steuer und  ebenso  bei  den  Zuschlägen  unberücksichtigt:  ein  grofser 
Teil  der  vorhandenen  Steuerkraft  wird  so  dem  Effekt  dieser  Steuer 
entzogen,  welche  gerade  dadurch,  dafs  sie  auf  nur  einem  Teil  der 
Steuerkraft  einseitig  lastet,  zu  begründeten  Beschwerden  Anlafs  giebt. 
Der  Personalsteuer  ist  dagegen  die  Fähigkeit  einer  dem  Wachstum 
des  Mobiliarbesitzes  und  des  Wohlstandes  folgenden  Ergiebigkeit  da- 
durch genommen  worden,  dafs  das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1831  *) 
den  Steuerpflichtigen  die  Berechtigung  eingeräumt  hat,  zu  verlangen, 
dafs  die  Veranlagung  der  Steuer,  was  die  vier  ersten  Basen  —  Miets- 
wert, Mobiliarwert,  Zahl  der  Thüren  und  Fenster,  der  Herde  —  anbe- 
trifft, nach  Mafsgabe  der  für  das  Vorjahr  festgestellten  Grundlagen 
erfolge ;  das  hierdurch  erzielte  Resultat  hat  der  frühere  Finanzminister 
Graux  neuerdings  in  die  Behauptung  zusammengefafst,  „dafs  seit  einem 
halben  Jahrhundert  die  der  Besteuerung  zur  Basis  dienenden  Miets-  und 
Mobiliarwerte  in  dem  Zustande  der  Unbeweghchkeit  geblieben  seien"  ^). 
Die  Patent-  (Gewerbe-)  Steuer  gewährt  nach  Mafsgabe  des  ihr  zum  Grunde 
liegenden  Tarifs  überhaupt  nur  einen  so  geringen  Ertrag,  dafs  die 
Zuschläge,  welche  einzelne  Gemeinden  zu  derselben  erheben,  für  den 
Haushalt  der  letzteren  nur  wenig  in  Betracht  kommen.    Die  Gemeinden 


1)  Siehe  dasCirkuIar  des  Min.  d.  Inn.  Alphons  Vandenpeerebom.  vom  11.  Oktober  1864 
und  dessen  Korrespondenz  mit  dem  Finanzminister  Frere  Orban  bei  Leemans,  des  impo- 
sitions  communales  en   Belgique.  S.  61  fg. 

2)  Siehe  dasselbe  in  Code  des  Contributions  directes,  douanes  et  accises  de  la  Belgi- 
ue  en  vigueur  au  le  janvier  1870,  Brüssel,  Impriman  E.  Guyot,  1871. 

3)  Denis,  l'impot  sur  le  revenu,  S.  XVH  fg. 
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hatten  daher  die  Ausfüllung  der  Lücke,  die  in  ihrem  Finanzwesen 
durch  die  Aufhebung  des  Oktrois  entstand,  im  Wege  anderer,  ergie- 
bigerer Einnahmequellen  zu  versuchen.  Es  waren  dies  vor  allem  die 
Einnahmen  aus  dem  eigenen  Vermögen  und  den  Gemeindeanstalten, 
die  Gebühren  und  die  besonderen  Kommunalabgaben. 

Diesen  Einnahmequellen  entsprachen  im  Allgemeinen  die  Kolum-^^'^°=''^J°^^^g^^^ 
nen  2,  6  und  7  der  obigen  Tabelle:  es  liegt  diesen  Aufstellungen  der  vermögen, 
Statistik  indessen  anscheinend  eine  scharfe  begriffliche  Abgrenzung  den*'seibstaü- 
ebenso  wenig  zum  Grunde,  als  sich  in  den  Budgets  der  Gemeinden ^se'^j^J^°J^; 
bezüglich  der  Behandlung  und  Gruppierung  der  einzelnen  Einnahme- 
quellen Übereistimmung  findet;  dieselben  gehen  in  der  Ausführung, 
welche  ihnen  durch  die  lokalen  Reglements  gegeben  wird,  vielfach  in- 
einander über.  Bei  der  Einnahme  aus  der  Nutzbarmachung  des 
Genie  in  de  Vermögens  ist  nicht  allein  an  die  durch  Betrieb  bezw. 
Verpachtung  oder  Vermietung  von  nutzbaren  Liegenschaften,  son- 
dern namentlich  auch  an  die  aus  dem  Betriebe  der  Gemeindeanstalten 
und  Monopolien  gezogenen  Einnahmen  zu  denken ;  da  diese  Einnahmen 
zugleich  eine  Entschädigung  für  die  von  der  Verwaltung  ausgehende 
Mühewaltung  enthalten,  so  nähern  sie  sich  der  Kategorie  der  Gebühren ; 
noch  mehr  haben  diesen  letzteren  Charakter  die  Vergütungen ,  die 
für  die  Legung  von  Trottoirs  erhoben  werden ;  solche  Entschädigungen 
für  die  von  der  Gemeinde  gewährte  Benutzung  des  Gemeindeeigen- 
tums und  für  Leistungen  derselben  finden  wir  vielfach  unter  der  Be- 
nennung taxes  begrifi'en:  im  übrigen  umfafst  diese  Bezeichnung  die 
aufser  den  Zuschlägen  zu  den  direkten  Staatssteuern  und  den  beson- 
deren Gemeinde-Personalsteuern  bestehenden  selbständigen  direkten 
und  indirekten  Gemeindesteuern:  ersterer  Art  sind  namentlich 
die  besonderen  Grund-  und  Gebaudesteuern,  welche  eine  Anzahl  von 
Gemeinden  und  zwar  meist  auf  Grund  eines  von  dem  der  Staatssteuer 
verschiedenen  Gemeindekatasters  erhebt.  Welche  Arten  von  Hebungen 
zu  den  taxes  gerechnet  werden,  ergiebt  die  nachstehende  Aufzählung 
der  wichtigsten  Formen  derselben,  die  ich  dem  schon  mehrfach  citier- 
ten  Werke  von  Leemans  ^)  entnehme.  Aufser  jenen  besondern  Kom- 
munalgrundsteuern und  den  Gebühren  für  Legung  und  Unterhaltung  der 
Trottoire  rechnet  er  hierher  Abgaben  bezw.  Gebühren  für  die  Eröff- 
nung, Verbreiterung,  Verlängerung  der  Strafsen  und  Plätze,  für  die 
Geradlegung  bestehender  Strafsen,  für  die  Strafsenpflasterung  und  den 
Bau  der  Abzugskanäle,  für  die  Erlaubnis,  die  Privatleitungen  in  die 
öffenthchen  Kanäle  zu  entleeren,  für  die  Benutzung  der  öticiitlichen 
Wasserleitung,  für  das  Kehren  und  Besprengen  der  Strafsen  und  die 
Entfernung  des  Unrats  von  denselben,  für  die  Erlaubnis,  an  den  öffent- 
lichen Strafsen  in  die  Trottoirs  vorspringende  Bauten ,  Balkons  oder 
Kellerhälse  anzubringen  oder  längs  solcher  Strafsen  Baumpflanzungen 
oder  lebendige  Hecken  herzustellen,  für  den  Neu-  und  Umbau  von  Häu- 
sern, für  die  Anbringung  von  Abtritten  oder  von  Spiegeln,  für  die  Unter- 
haltung  eines  Feuerlösch-  und  Nachtwachtdienstes ,   für  die  Einrich- 


1)  Leemans,  des  impositions  communales.     S.  81   fg. 
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tuMg  eines  Aufsiclifsdiciistos  über  die  liiii^^s  von  Flüssen  belef^enen 
Fabriken,  für  die  ötlentliehc  Üeb-uebtun^',  für  Konzessionen  von  Grab- 
stellen und  Grabiniilei'H,  l'ür  (li(!  V(!ranstaltiin^  von  Leicbenbe^Miignis- 
sen,  für  die  Ilaltun^^  von  Vieli,  welelnis  die  ötfentlicben  Strafsen  pas- 
siert, für  den  Betrieb  von  Zie^fislöfen ,  Steinbrüclien  und  anderen 
industriellen  Anla^'en,  für  die  Haltun;^  von  Wa^'en  und  Hunden;  auch 
erheben  manche  Gemeinden  neben  der  Staatspersonalsteuer  eine  be- 
sondere Steuer  vom  ;,'ehaltencn  Dienstpersonal,  sowie;  neben  d(!r  Staats- 
gewerbesteuer eine  l)esondere  Abf^abe  von  den  V(;rkiinfern  von  Tabak 
und  von  (getrunken.  Es  ergiebt  schon  diese  Aufzählung,  bis  zu  wel- 
chem Extrem  in  der  Gestaltung  des  Abgabenwesens  von  der  kommu- 
nalen Autonomie  Gebrauch  gemacht  worden  ist:  von  einer  rationellen 
Durchbildung  der  kommunalen  Steuersysteme  kann  bei  solchen  Ein- 
richtungen nicht  die  Rede  sein.  Das  Zusammenwirken  der  verschie- 
denen sich  gewissermafsen  kreuzenden  Faktoren  dies(!r  Steuersysteme 
läfst  sich  nur  dadurch  einigermafsen  veranschaulichen,  dafs  von  dem 
Haushalt  einzelner  gröfserer  Gemeinden  ein  liild  entworfen  wird:  ich 
versuche  soweit  der  noch  vorhandene  Raum  es  gestattet,  ein  sol- 
ches von  den  bezüglichen  Hudgetpositionen  der  Städte  Brüssel  und  Lüt- 
tich zu  geben.  Beide  Städte  stellen,  was  die  Art  ihrer  Entwickelung 
anlangt,  einen  Gegensatz  dar :  wenn  Brüssel,  abgesehen  von  der  Stel- 
lung, welche  dieser  Stadt  die  Eigenschaft  der  Hauptstadt  des  belgi- 
schen Staates  giebt,  durch  seine  kommerzielle  Bedeutung  hervorragt, 
so  hat  für  die  Entwickelung  von  Lüttich  der  Aufschwung  der  Industrie 
das  wesentlichste  Element  gebildet.  Die  Notizen ,  welche  ich  über 
beide  gebe,  werden  sich  daher  gewissermafsen  ergänzen. 
Budget  der  Der  Entwurf  des  Budgets  der  Stadt  Brüssel  für  das  Jahr  schliefst 

^übers^w\lsemit  einer  Einnahme   von  29069  451,43   und   mit   einer   Ausgabe   von 
vmvauungen.  ?.9  044  915,16  Fr.  ab ;  die  Einnahme  begreift  folgende  Hauptgruppen: 
Überschüsse    der    Rechnung    von 

1852 28  826,02  Fr. 

Rückständige      ordentliche     Ein- 
nahme     2  253  003,60    „ 

Ordentliche  Einnahme  (recettes  du 

Service  ordinaire) 20898  003,60    „ 

Aufserordentliche  Einnahmen  (re- 
cettes du  Service  extraordinaire)       1889406,66    „ 

Vorwegnahme  auf  die  Anleihe      .      4000000        „    _^ 

29069  451,43  Fr. 
Die  Ausgabe  zerfällt  in 
Ordentliche    Ausgaben    (döpenses 

du  Service  ordinaire)   ....    20  755  894,26  Fr. 
Aufserordentliche    Ausgaben    (d6- 

penses  du  Service  extraordinaire)      8  289020,90    „ 

29044915,16  Fr. 
was    einen    Überschufs    der  Ein- 
nahme von 24536,27  Fr. 

ergiebt. 
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Wenngleich  hiernach  formell  ein  Einnahmeüberschufs  vorhanden  ist 
enthält  doch  materiell  das  Budget  insofern  ein  Defizit,  als  zur  Ba-? 
lancierung  des  aufserordentlicheu  Budgets  vier  Millionen  der  An- 
leihe entnommen  werden,  Avährend  doch  nur  ein  geringer  Teil  der 
Ausgaben,  welche  aus  diesen  Mitteln  bestritten  werden  sollen,  zur 
Herstellung  von  Rente  bringenden  Anlagen  bestimmt  ist.  Im  übrigen 
interessiert  hier  das  aufserordentliche  Budget  nicht  weiter;  für  unse- 
ren Zweck  ist  allein  die  Beantwortung  der  Frage  von  Wichtigkeit,  in 
welcher  Weise  die  Balaucierung  des  ordentlichen  Budgets,  dessen 
Einnahme  auch  ohne  die  Einnahmereste  und  die  Überschüsse  der  Vor- 
jahre die  Ausgabe  übersteigt,  herbeigeführt  wird.  Jene  Einnahme 
des  ordentlichen  Budgets  von  20  898  215,15  Fr.  setzt  sich  zusammen 
aus  der  Kategorie  der  ordentlichen  Einnahmen  i.  e.  S.  mit  13  103  871,61 
und  aus  der  Einnahme  aus  den  SpezialVerwaltungen  mit  7  794243,54  Fr.; 
das  Gleiche  gilt  von  der  ordentlichen  Ausgabe,  deren  Gesamtbetrag  von 
20  755  894,26  Fr.  in  die  ordentliche  Ausgabe  i.  e.  S.  mit  15391921,09 
und  in  die  Ausgabe  der  SpezialVerwaltungen  mit  4  861173,17  Fr.  zer- 
fällt; im  erstgedachten  Betrage  ist  das  Erfordernis  von  Verzinsung 
und  Amortisation  der  Stadtschuld,  welche  gegen  zwei  Drittel  der 
ordentlichen  Ausgabe  und  gegen  drei  Viertel  der  ordentlichen  Ein- 
nahme i.  e.  S.  absorbiert,  mit  9  630  638,27  Fr.  enthalten;  es  läfst 
hiernach  die  ordentliche  Einnahme  i.  e.  S.  von  dem  Gesamtbetrage  der 
ordentlichen  und  fakultativen  Ausgabe  einen  Betrag  von  2  790  749,40  Fr. 
ungedeckt,  wohingegen  die  Einnahmen  aus  den  SpezialVerwaltungen 
die  Ausgaben  um  2  933070,37  Fr.  übersteigen;  es  wird  daher  das 
Defizit  des  ordentlichen  Budgets  i.  e.  S.  durch  den  Überschufs  der 
SpezialVerwaltungen  übertragen.  Aber  auch  im  Gesamtbetrage  der 
ordentlichen  Einnahme  i.  e.  S.  fungiert  die  Einnahme  aus  den 
Steuern  nur  als  ein  relativ  nicht  bedeutender  Faktor;  es  spezialisiert 
sich  jene  ordentliche  Einnahme  i.  e.  S.  in  der  Weise,  dafs 

auf  die  Einnahme  aus  den  Steuern 3  683000      Fr. 

„     „  „         aus  dem  zum  ööeutlichen  Ge- 

brauche bestimmten  Eigentum 

der  Gemeinde 542473,33    „ 

„     „           „          aus   dem  Privatvermögen  der- 
selben    4678  201,28    „ 

„     „           „         an  Entschädigungen  ....  135535        „ 

„     „           „          an  Subventionen 545100        „ 

„     „           „         aus  Forderungsrechten  der  Ge- 
meinden      3  514  662        „ 

„     „           „         an  Geldstrafen 5000        „ 

13103  971,61  Fr. 

entfallen;  es  participiert  daher  an  dieser  Gesamteinnahme  die  Ein- 
nahme aus  den  Steuern  mit  etwa  Vt  ,  tlie  aus  dem  Privateigentum 
der  Gemeinde  mit  -V^,  die  aus  den  Forderungsrechten  mit  ^Vso.; 
die  letztere  Einnahmeposition  wird  zum  bei  weitem  gröfsten  Teil 
durch   den   Anteil  am  Kommunalfonds   gebildet,   dessen  Ertrag  mit 


2^^  F.   Fr)ir.   v.   Uc  i  t  z  e  ns  tei  n  , 

3  514  602  Fr.  in  das  KudgeL  auigcMioiiinidii  worden  ist.  Der  ^röfsere  Teil 
der  EiniiJihinen  aus  dem  Privalverinögen  eiittallt  init3  4G8f)41  Fr.  auf 
Ziiisrcnteii ,  die  von  gestundeten  Kaufsuniinen ,  zur  Strafsenanlegung 
g(!l(!isteten  Vorscliüssen  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind:  dieselben  entlialten 
anscluiinend  zugleich  Anioilisationsrenten  und  hiltten  mit  dem  auf 
diese  komnuüiden  betrage  strenggenommen  in  das  aufserordentliche 
liudgc^t  eingestellt  \verd(,'n  müssen.  Unter  der  Einnahme  aus  dem 
zum  örteiitlichen  Gebrauche  bestimmten  Eigentum  figurieren  als  grölsere 
Posten  vor  allem  die  Marktstandsgelder  mit  174  500,  die  Einnahmen 
aus  den  von  den  Tramways  und  Omnibus  für  die  Benutzung  derStrafseu 
zu  zahlenden  Entschädigungen  mitl)5  li;>;j,33  und  die  von  den  Droschken 
aus  demselben  'J'itel  zu  zahlenden  Beträge  mit  91  (KM)  Fr.,  Einnahmen, 
die,  da  sie  anscheinend  weit  über  die  der  Stadt  erwachsenden  Kosten 
hinausgcihen ,  einer  auf  den  Markt-  bezw.  den  Fuhrverkc^hr  gelegten 
Steuer  bereits  sehr  nahe  kommen.  Die  Einnahme  aus  den  Steuern 
zerfällt  in  diejenige,  welche  aus  den  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuern 
und  in  diejenige,  die  aus  den  selbständigen  Kommunalsteuern  bezogen 
wird:  die  erstere  Einnahme  beläuft  sich  auf  1  7(J<)0<XJ,  die  letztere 
auf  1  923  000  Fr.  —  Was  die  Einnahme  aus  den  SpezialVerwaltungen 
mit  7  794  243,54  Fr.  anlangt,  so  detailliert  dieselbe  sich  in  folgende 
Posten:  aus  der  Gasverwaltung  4  310  000,  aus  der  Wasserleitung 
1620000,  aus  dem  Betriebe  des  Kanals  372  000,  aus  dem  ötientlichen 
Entrepot  67  500  und  den  in  Regie  verwalteten  Märkten  180  000,  aus 
der  Gemüsehalle  72  000,  aus  dem  Schlachthause  415  000,  aus  dem 
Fischmarkt  170000,  aus  der  ötientlichen  Wage  3  200,  aus  der  Strafsen- 
reinigung  150  000,  von  den  elektrischen  Uhren  3  200,  aus  den  Mittel- 
schulen 97  000 ,  aus  dem  durchlaufenden  Posten  333  543,54  In*.  Die 
beträchtlichsten  Posten  sind  hier  die  Einnahmen  aus  der  Gasverwal- 
tung, der  Wasserleitung,  dem  Schlachthause  und  dem  Schifi'ahrtskanal: 
diese  Einnahmen  bilden  nicht  blofs  formelle  Positionen,  sondern  ent- 
halten ,  da  sie  durch  die  für  die  Betriebsverwaltungen  zu  leistenden 
Ausgaben  nur  zum  kleineren  Teil  absorbiert  werden  ,  sehr  beträcht- 
liche Überschüsse;  so  entspricht  der  Einnahme  beim  Gas  nur  eine 
Ausgabe  von  2  750  000,  so  dafs  ein  Überschufs  von  156O0i>0p>.  ver- 
bleibt: dieser  Überschufs  hatte,  seit  die  Stadt  im  Jahre  1877  infolge 
des  resultatlos  gebliebenen  Versuchs,  die  Gasbereitung  zu  vergeben, 
sich  in  der  Notwendigkeit  befunden  hatte,  die  Herstellung  des  Leucht- 
gases in  Regie  zu  übernehmen,  sich  stets  erhöht;  er  hatte  nach  der 
Rechnung  des  Jahres  1883  2  092  077,07  Fr.  betragen,  obgleich  die 
Strafsenbeleuchtung  gleichzeitig  durch  die  Fabrik  bestritten  und 
für  diese  Leistung  ein  besonderer  Entschädigungsbetrag  nicht  in  An- 
satz gebracht  worden  war.  Die  Einnahme  aus  der  W^asserleitung  ist 
mit  1620  000,  die  Ausgabe  mit  573029,63  Fr.  in  Ansatz  gebracht, 
was  einen  Überschufs  von  1 046  970,37  Fr.  ergiebt,  von  welchem  selbst 
dann ,  wenn  der  im  Extraordinarium  vorgesehene  Betrag  für  Bauten 
von  200  000  in  Abzug  gebracht  wird,  noch  846  970,37  als  reine  Ein- 
nahme verfügbar  bleiben.  Die  Einnahme  aus  dem  Betriebe  des 
Schlachthauses  ist  mit  415000,  die  Ausgabe  mit  49  000,  die  Einnahme 
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aus  den  in  Eegie  betriebenen  Märkten  mit  180  000,  die  Ausgabe  mit 
24  000,  die  Einnahme  aus  dem  Kanal  mit  372  000 ,  die  Ausgabe  mit 
139  000  Fr.  vorgesehen:  es  ergiebt  daher  der  Betrieb  des  Schlacht- 
hauses einen  Überschufs  von  366  000,  der  Betrieb  der  Märkte  einen 
solchen  von  156  000,  der  des  Kanals  einen  von  233  000  Fr.:  auch 
wenn  dem  für  Bauten  im  Schlachthause  im  Extraordinarium  ange- 
stellten Betrage  von  400  000  Fr.  Rechnung  getragen  \Yird,  verbleibt  noch 
doch  ein  sehr  erheblicher  Gesamtüberschufs  dieser  Einnahmen,  der 
einen  zur  Balancierung  des  Budgets  unerläfslichen  Faktor  bildet.  Die 
Überschüsse  dieser  Verwaltungen  stellen  zugleich  mit  den  Einnahmen 
aus  den  selbständigen  Gemeindesteuern  das  bewegliche,  der  Regelung 
durch  autonome  Beschlüsse  den  Gemeinden  am  meisten  zugängliche 
Element  dar:  beide  Kategorien  der  Einnahmen  können  demnach  vor- 
zugsweise als  solche  bezeichnet  werden,  welche  für  den  Abgang  der 
Einnahmesteigerung,  wie  sie  aus  dem  Oktroi  zu  erwarten  war,  einen 
Ersatz  herzustellen  bestimmt  sind.  Gewissermafsen  enthalten  diese 
Überschüsse  aus  den  SpezialVerwaltungen  eine  Rückkehr  zum  Prinzip 
des  Oktrois,  indem  die  Ausnutzung  der  den  Gemeinden  vermöge  des 
Besitzes  der  Betriebsanstalten  gesicherten  Monopolien  zu  einer  Be- 
steuerung der  dem  Lebensunterhalte  und  dem  Gewerbebetriebe  dienen- 
den Verbrauchsartikel:  des  Wassers,  des  Gases,  des  Fleisches  und  der 
auf  den  Märkten  feilgehaltenen  Lebensmittel  ausgedehnt  worden  ist. 
Damit  nähern  sich  diese  Einnahmen  den  besonderen  Kommunalsteuern, 
auf  welche  hier  noch  kurz  einzugehen  ist. 

Von  jenem  aufdieselbständigenGemeindesteuern  entfal-  ^(?',^j^g;°^*f 
lenden  Einnahmebetrage  von  1  923  000  Fr.  kommen  1  260  000  Fr.  auf  'steuern 
die  kommunale  Grundsteuer,  die  wieder  in  zwei  formell  gesonderte  ^*"''^' 
Steuern  zerfällt:  die  Steuern  vom  katastrirten  Grundertrage,  deren  Ertrag 
mit  1 190000  und  die  Steuer  von  den  grundsteuerfreien  Gebäuden,  deren 
Ertrag  mit  70  000  Fr.  in  Ansatz  gebracht  ist.  Die  Trennung  dieser 
an  die  Stelle  der  Zuschläge  zur  Staatsgrundsteuer  getretenen  Kom- 
munalgrundsteuer von  jener  letzteren  ist  indessen  bis  jetzt  eine 
grofsenteils  nur  formelle,  indem  zwar  die  Veranlagung  und  Erhebung 
durch  die  kommunalen  Organe  erfolgt,  sachlich  aber  das  für  die 
Staatsgrundsteuer  aufgestellte  Kataster  der  Veranlagung  als  Basis 
dient;  von  dem  durch  dies  Kataster  nachgewiesenen  Ertrage  werden 
sieben  Prozent  erhoben:  eine  selbständige  Einschätzung  durch  zwei 
von  der  Gemeindebehörde  ernannte  Experten  findet  nur  bezüglich  der 
nach  dem  Gesetz  v.  28.  März  1828  von  der  Grundsteuer  befreiten 
Grundstücke  statt;  die  zweite  Grundsteuer  wird  nur  und  zwar  in 
Höhe  von  15,10  Prozent  vom  katastermäfsigeu  bezw.  durch  Ein- 
schätzung ermittelten  Reinertrage  der  durch  das  letztgedachte  Ge- 
setz für  die  ersten  8  bezw.  5  Jahre  von  der  Grundsteuer  freigestellten 
Neubauten  erhoben:  sie  wird  als  eine  Belastung  angesehen,  für  deren 
Mehrbetrag  jene  gesetzliche  Befreiung  von  der  Grundsteuer  und  den 
Zuschlägen  zu  derselben  das  Äquivalent  bildet.  Die  Art,  in  welcher 
hiernach  die  Trennung  der  Kommunalgrundsteuer  von  der  Staatsgrund- 
steuer besteht,  ist  neuerdings  von  vielen  Seiten  als  ungenügend  bezeich- 


not  worden ;  Gof^cnstand  der  Erwät^uii«^  ist  die  Ilerstellunj^  eines  be- 
sonderen Katasters  für  die  Genieindiif^rundsteuer  nacli  dem  Vorgange 
Lüttidis,  auf  welclien  ich  sogl(!ic}i  zurückkomme.  Ein  Betrag  von 
11H)0(J(J  Fr.  entfallt  auf  eine  Kommuiialabgaljo,  die  neben  den  Zu- 
schlägen zur  Staatsge\ver])esteuer  in  Höhe  von  0  pro  Mille  vom  Rein- 
gewinn der  in  Brüssel  domizilierten  Aktien-  und  Kommanditaktien- 
gesellschaften  erliolxjn  wird;  mehr  den  Charakter  einer  indirekten 
Luxussteuer  trägt  eine  nach  dem  Umfange  des  Geschäftsumsatzes  gra- 
duierte, zwischen  den  Sätzen  von  20  und  100  Fr.  sich  bewegende 
Steuer  vom  Handel  mit  Spirituosen  Getränken  und  mit  Tabak,  deren 
Ertrag  mit  85  000  Fr.  in  Ansatz  gebracht  ist.  Von  den  übrigen 
Steuern  wirft  die  beträchtlichste  Einnahme  die  von  Neu-  und  Um- 
bauten zu  entrichtende  Abgabe  ab,  deren  Ertrag  mit  200000  Fr.  auf- 
genommen ist;  dieselbe  wird  nach  dem  Kubikrnafs  des  Raumes,  den  der 
betreffende  Hau  einnimmt,  und  zwar  auf  Grund  eines  Tarifes  erhoben, 
welcher  auf  einer  Verteilung  sämtlicher  Strafsen  der  Stadt  in  zehn 
Klassen  beruht;  in  der  ersten  Klasse  werden  bis  zu  5  Meter  Höhe  für 
den  Kubikmeter  50  Cts. ,  demnächst  bis  zu  10  Meter  50  Cts.  und 
von  da  ab  25  Cts.,  in  den  übrigen  Klassen  entsprechend  geringere  Sätze 
erhoben.  Den  Handel  sind  zwei  Steuern  zu  treffen  bestimmt:  eine 
Steuer,  welche  mit  250  Fr.  —  und  einem  Zusatzbetrage  für  jeden 
Gehülfen  -  von  jedem  Wechselmäkler  oder  Kommissionär  für  öffent- 
liche Fonds  entrichtet  wird,  sodann  ein  Eintrittsgeld,  das  jeder  die 
Warenbörse  besuchende  Handeltreibende  von  Getreide,  Kohlen,  Metall, 
Zucker,  Öl  und  Kolonialwaren  mit  einem  Jahresbetrage  von  25,  jeder 
Kommis  mit  einem  solchen  von  10  Vi\  zu  entrichten  hat;  andere  Per- 
irLüttich.  sonen  haben  ein  Eintrittsgeld  von  1  Fr.  für  jedes  mal  zu  erlegen :  der 
Ertrag  ist  bei  ersterer  Steuer  mit  75000,  bei  letzterer  mit  50  000  Fr. 
veranschlagt.  Der  Ertrag  der  Hundesteuer  —  der  kommunalen  und 
des  Anteils  an  der  Provinzialabgabe  —  ist  mit  38  000,  der  der 
finanziell  unbedeutenden  Steuer  auf  Wagen,  einer  reinen  Luxussteuer 
mit  25000  Mark  aufgenommen.  Schon  dies  Tableau  zeigt  ein  sehr 
weites  Auseinandergehen  der  verschiedenen  Besteuerungsformen:  noch 
weit  mehr  läfst  sich  dies  von  der  Entwickelung  behaupten,  welche 
das  Steuerwesen  der  Stadt  Lütt  ich  genommen  hat. 

Die  Finanzlage  dieser  Stadt  0  ist  eine  von  der  Brüssels  vielfach 
verschiedene :  eine  Übereinstimmung  besteht  nur  darin,  dafs  auch  hier 
das  Erfordernis  der  Schuld  einen  beträchtlichen  Teil  der  Einnahme 
absorbiert.  Die  ordentliche  Einnahme  beträgt  5  348  902,  die  ordent- 
liche Ausgabe  5  341  493 ,  die  aufserordentliche  Einnahme  3  568  426, 
die  aufserordentliche  Ausgabe  3573  619,53  Fr.;  unter  der  aufser- 
ordentlichen  Einnahme  befindet  sich  eine  Summe  von  1  500  000  Fr.,  die 
als  letzte  Rate  dem  von  der  Stadt  kontrahierten  Anlehen  entnommen 


1)  Das  Nachstehende  ist  grofsentheils  aus  dem  Budget  der  Stadt  Lüttich  für  das 
Jahr  1884,  aus  den  ProtokoUen  über  die  Sitzungen  des  dortigen  Gemeinderats,  namentlich 
über  die  vom  30.  Januar  1884    und  aus  mündlichen  Erkundigungen  entnommen  worden. 
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werden  soll;  das  Erforderniss  der  städtischen  Schuld  von  2  313  621  Fr. 
nimmt  nicht  viel  weniger  als  die  Hälfte  der  ordentlichen  Einnahmen 
in  Ansprach.  Eine  wesentliche  Verschiedenheit  von  den  Haushaltsver- 
hältnissen der  Stadt  Brüssel  besteht  in  der  Art,  wie  die  ordentliche 
Einnahme  sich  zusammensetzt;  der  Anteil  am  fonds  communal  mit 
1  360000  Fr.  beläuft  sich  hier  auf  etwa  ein  Viertel,  die  Einnahme  aus 
den  Steuern  mit  2114  200  Fr.  auf  etwa  zwei  Fünftel  des  Gesamtbe- 
trages; auf  die  Einnahmen  aus  dem  Schlachthause,  den  Fleischhallen 
und  der  Wasserleitung  mit  einer  Summe  von  304  500  Fr.  entfällt  noch 
nicht  Vis;  was  an  dieser  Summe  Reinertrag  ist,  läfst  sich  nicht  ent- 
nehmen, da  die  Kosten  der  SpezialVerwaltungen  im  Budget  nicht  be- 
sonders ausgeworfen  sind.  Von  jenem  Ertrage  der  Steuern  kommen 
auf  die  kommunale  Grundsteuer  780000,  auf  die  Steuer  von  Bauten 
und  Umbauten  135000,  auf  Steuern  von  Balkons,  Verandas,  in  die 
Strafse  vorspringenden  Verkaufsläden  und  Kellerhälsen  33  000,  auf  die 
Abgabe  für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Abzugskanäle  210000,  auf 
die  Personalsteuer  vom  Werte  der  Wohnungen,  vom  Mobiliar,  von 
Dienstboten  und  Pferden  550,000,  auf  die  Hundesteuer  18  000,  auf  die 
Steuer  von  Wagen  8000,  auf  die  Zuschläge  zur  Gewerbe-(Patent)-steuer 
230  000,  auf  den  Zuschlag  zu  den  von  den  Bergwerken  seitens  des 
Staats  erhobenen  festen  und  proportionellen  Ausbeutungsentschädi- 
gungen 14  000,  auf  die  Abgabe  für  die  Unterhaltung  des  Feuerlösch- 
wesens 50000,  auf  die  Steuer  vom  Handel  mit  Tabak  und  Spirituosen 
Getränken  60  000,  auf  die  Steuer  vom  Advokaturbetriebe  2500,  auf 
die  Steuer  von  den  Pferdekräften  der  Maschinen  21000,  auf  die  Ein- 
ziehungs-  und  Vollstreckungsgebühren  endlich  1700  Fr.  Von  diesen 
Steueni,  deren  Zusammenstellung  ein  überaus  buntscheckiges  Bild  er- 
giebt,  ist  die  Patentsteuer  als  ein  blofser  Zuschlag  zur  Staats-Patent- 
steuer  zu  betrachten,  nur  dafs  auch  hier  die  Aktien-  und  Kommandit- 
Aktiengesellschaften  stärker  als  die  übrigen  Gewerbtreibenden  heran- 
gezogen sind,  indem  für  diese  der  Zuschlag  auf  125  Prozent  der 
Staatssteuer  festgesetzt  ist;  eine  weitere,  ebenfalls  mit  einem  höhern 
Satze  —  100  Proc.  —  belastete  Klasse  bilden  die  Bankiers,  diejenigen, 
welche  sich  mit  dem  Handel  mit  öffentlichen  Fonds  befassen,  die 
Kommissionäre  für  diesen  Zweig  des  Handels,  die  Mäkler,  die  Ver- 
waltungsbeamten und  die  Kommissionäre  der  Aktien-  und  Kommandit- 
Aktiengesellschaften ;  alle  übrigen  Gewerbe  sind  mit  50  Prozent  heran- 
gezogen. Dagegen  werden  Grund-  und  Personalsteuern  nicht  als  Zu- 
schläge zur  Staatssteuer,  sondern  als  selbständige  Kommunalsteuern  er- 
hoben: für  die  Grundsteuer  ist  nicht  das  Kataster  der  Staatsgrund- 
steuer, sondern  ein  eigenes  Gemeindekataster  mafsgebend;  die  Grund- 
sätze, nach  denen  dasselbe  errichtet  werden  sollte,  haben  seiner  Zeit 
—  im  Jahre  1874  —  zu  lebhaften  und  interessanten  Diskussionen  ')  im 


1)  Siehe  insbesondere  zwei  den  Gegensatz  der  Ansichten  gut  charakterisierende  Bro- 
schüren:  Rapport  de  M.  Louis  Verdin,  ^chevin  ddlegue  aux  fiuances,  proposant  la  creation 
de  nouveUes  ressources  ordinaires  pour  le  budget  de  1874  und  Kapport  prösente  au  nom 
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Genuündo-ut  von  Brüssel  Anlafs  f^e^^ibcn,  wdclie  sicli  hiuii)tsächlich  um 
(He  Fni^e  drehten ,  ob  die  Steuer  wie  die  Staatsgrundsteuer  vom 
Keiiiertrage  oder  vom  Verkaufs-  bezw.  Kapitalwerte  der  Grundstücke 
(erhöhen  wenhüi  solle;  die  letztere  Ansicht  behielt  die  Oberhand;  von 
diesem  Wert  wird  ein  Satz  von  zwei  Prozent  für  die  G(Mn(ünde  er- 
hoben; demselben  treten  weitere  3,25  Prozent  für  alle  neuerrichteten 
Gebäude  vom  /(nt])unkt  ihrer  Vollendunj^'  bis  zum  Erlöschen  der  ihnen 
gesetzlich  gewährten  Befi"eiung  \<m  der  Staatsgrundsteuer  hinzu;  von 
den  780000  Fr.,  auf  welche  der  Ertrag  der  gesamten  Grundsteuer  an- 
genommen worden  ist,  kommen  auf  die  Steuer  von  Neubauten  300(J0Fr. 
Die  Person  als  teuer  der  Gemeinde  Lüttich  unterscheidet  sich  von 
der  Staats- Personalsteuer  zunächst  dadurch,  dafs  sie  nicht  auf  Grund  der 
für  letztere  malsgebenden  sechs,  sondern  lediglich  auf  Grund  von  vier 
Basen  —  Mietswert,  Mobiliarwert,  Zahl  der  Dienstboten  und  Pferde  — 
erhoben  wird:  die  beiden  anderen  Grundlagen  sind  für  die  Gemeinde- 
Personalsteuer  weggefallen;  die  Steuer  vom  Miets-  und  Mobiliar- 
wert 1,80  Prozent  vom  Wohnungs-  bezw.  Gebäudewerte,  0,6ü  Prozent 
vom  Werte  der  Grundfläche  der  Annehmlichkeitszwecken  dienenden  Län- 
dereien, der  Innern  und  Vorhöfe  und  1^  Prozent  vom  Wert(;  des  Mobi- 
liars —  wird  von  demjenigen  erhoben,  welcher  die  betr.  Wohnung  in 
Benutzung  hat:  die  Steuer  von  den  Dienstboten  steigt  mit  der  Zahl 
derselben  dergestalt,  dafs  für  den  ersten  weiblichen  Dienstboten  5,  für 
den  zweiten  10,  für  den  dritten  und  jeden  weiteren  15  Fr.  zu  ent- 
richten sind;  für  einen  männlichen  Dienstboten  w^erden  20  Fr.  und 
wenn  er  Livree  trägt  25  Fr. ,  für  jeden  als  Dienstboten  verwendeten 
Arbeiter  —  bezw.  jede  Arbeiterin  —  4  Fr.  gezahlt;  die  Steuer  für 
Pferde  beträgt  45  Fr.  für  jedes  Luxuspferd ,  25  Fr.  für  jedes  Pferd 
gemischten  Gebrauches,  5  Fr.  für  jedes  Mietspferd.  Die  von  der  Ge- 
meinde von  den  Bergwerken  erhobene  Steuer  bildet  einen  Zu- 
schlag zu  der  bezüglichen  Staatsabgabe.  Die  auf  den  Getränke- 
uud  Tabakhandel  ruhende  Steuer  wurde  nach  einer  auf  den  Ge- 
schäftsumfang  basierten  Klasseneintheilung  dergestalt  erhoben,  dafs  der 
Satz  für  den  Getränkhandel  von  5  bis  150  Fr.,  für  den  Tabakhandel 
von  5  bis  70  Fr.  aufsteigt.  Die  Advokatensteuer  hat  jeder  seit 
mehr  als  drei  Jahren  in  die  Register  eingetragene  Advokat  mit  dem 
festen  Satze  von  25  Fr.  zu  erlegen.  Die  Steuer  auf  die  Pferde- 
kräfte  der  Maschinen  haben  die  im  Gemeindebezirk  belegenen,  sich 
der  Dampfmaschinen  bedienenden  industriellen  Etablissements  für  jede 
arbeitende  Maschine  mit  dem  Jahressatze  von  6  Fr.  für  die  Pferde- 
kraft zu  entrichten.  Mit  diesem  Verzeichnis  ist  die  Zahl  der  soge- 
nannten taxes  nicht  erschöpft;  es  gehören  weiter  hierher  die  für  die 
Herstellung  von  Trottoirs,   für  die  Benutzung  der  Marktplätze   durch 


des  commissions  des  fiuances  et  du  budget  sur  la  proposition  du  College  de  contracter  un 
emprunt  de  15  000  000  de  francs  et  sur  la  creation  de  nouvelles  ressourees  de  31.  le 
Conseiller  Emile  Ziane  Ferner  das  von  Professor  Denis  in  den  Verhandlungen  der  Ab- 
teilung für  Finanzen  im  Gemeinderat  zu  Brüssel  Gesagte :  Question  des  taxes  et  impots 
communaux,  Bruxelles  1883  S.  19  fg. 
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den  Marktverkehr  und  des  Strafsenterrains  durch  Tramways  und  öffent- 
liche Fuhrwerke  zu  zahlenden  Gebühren,  Beträge,  l)ei  denen  indessen 
der  Charakter  der  Entschädigung  für  aufzuwendende  Kosten  derartig 
vorwaltet ,  dafs  sie  zu  einem  grofsen  Teil  unter  der  Rubrik  der  Ab- 
gaben für  die  Benutzung  des  Strafsenterrains  bezw.  des  Gemeinde- 
eigen tums  haben  aufgeführt  werden  können.  Es  ist  schwer,  in  diesem 
Gemenge  von  Steuern  und  Gebühren  der  verschiedensten  Art  einen 
leitenden  Gedanken  zu  erkennen. 

Die  Krisis,  welche  die  Aufhebung  des  Oktrois  für  das  Finanz-  «eurt|^^i}^°ne^ 
wesen  der  gröfseren  Städte  herbeigeführt  hat,  ist  daher  wie  diese  Bei- 
spiele zeigen  bisjetzt  nicht  völlig  überwunden :  es  fehlt  noch  immer  an 
einer  festen  Richtung,  in  welche  die  Finanzpolitik  der  städtischen  Finanz- 
verwaltungen umgelenkt  wäre ;  die  Einrichtungen,  welche  zur  Ergänzung 
der  Lücke  getroflen  worden  sind,  charakterisieren  demnach  sich  grofsen- 
teils  als  Palliativmittel,  die  Mangels  einer  rationellen  Basis  eine  Befähi- 
gung zu  dauernder  Existenz  nicht  in  sich  tragen.  Das  ungünstige 
Urteil,  welchem  die  Bürgermeister  von  Brüssel  und  Lüttich  in  den 
schon  vorher  erwähnten  Schreiben  über  die  Aufhebung  des  Oktrois 
soweit  die  Wirkung  dieser  Mafsnahme  für  das  Finanzwesen  der  gröfse- 
ren Städte  in  betracht  kommt,  Ausdruck  gegeben  haben,  erscheint 
daher  im  Allgemeinen  auch  zur  Zeit  noch  begründet:  in  scharfen 
Worten  hatte  damals  insbesondere  Anspach,  der  Bürgermeister  von 
Brüssel  auf  die  Unzufriedenheit  hingewiesen,  welche  das  Insleben- 
treten  der  an  Stelle  des  Oktrois  in  Brüssel  eingeführten  neuen  Steuern 
erregte:  er  hatte  den  Effekt  der  Mafsregel  als  einen  gegen  die  städ- 
tischen Finanzen  geführten  tödlichen  Schlag  ^)  charakterisiert;  dafs 
für  Brüssel  selbst  die  Sachlage  eine  minder  hoffnungslose  geblieben 
war,  hatte  er  dem  Umstände  zugeschrieben,  dafs  die  Stadt  aus  dem 
Schifffahrtskanale,  aus  den  Gebühren  für  die  Benutzung  der  Abzugs- 
kanäle und  dem  Betriebe  der  Gasanstalt  erhebliche  und  wachsende 
Mehreinnahmen  zu  erwarten  habe;  auch  das  Schreiben  des  Bürger- 
meisters von  Lüttich  bezeichnet  es  als  eine  Aufgabe  der  Gemeinden, 
sich  neue  Einnahmen  zum  Ersätze  der  sich  naturgemäfs  steigernden 
Erträge  des  Oktrois  zu  schaffen.  Dafs  sie  diese  Aufgabe  in  genügen- 
dem Mafse  nicht  zu  lösen  vermocht  haben,  beweist  am  besten  das 
starke  Anschwellen  der  städtischen  Schuld  wie  es  vorher  für  Brüssel 
und  Lüttich  nachgewiesen  worden  ist  und  das  anscheinend  sein  Ende 
noch  nicht  erreicht  hat ;  es  ist  sehr  begreiflich ,  wenn  einer  solchen 
Sachlage  gegenüber  in  der  Kombination  der  vorher  erwähnten,  grofsen- 
teils  prinziplosen  und  wenig  ergiebigen  Einnahmequellen  eine  genügende 
Sicherstellung  der  Zukunft  der  städtischen  Finanzen  nicht  gefunden 
wird.  Thatsächlich  werden  denn  auch  in  beiden  genannten  Verwal- 
tungen die  Versuche  fortgesetzt,  neue  rationellere  und  ergiebigere  Ein- 
nahmequellen zu   schaffen :  abgesehen   von   dem  Projekte  der  Einfüh- 

l)  Die  charakteristische  Stelle  lautet :  Si  l'abolition  de  l'octroi  a  constitue  pour  le 
pays  un  bien-etre  important,  un  progres  r^el  pour  le  developpement  de  la  richesse  et  la 
fertilite  des  traiisactions ,  il  n'en  est  pas  moius  vraiges  eile  a  portö  un  coup  fatal 
aus  fiuances  des  commuues.     Burot,  les  octrois  S.  323. 


294  ^''*  ^'''■'""    V-  li  e  i  t  7,  f!  n  s  (  0  i  II ,    lll/cr  indiroktc;  Verbrauchsabgaben  etc. 

ruilg  einer  1)  c  s  o  ii  d  c  r  c  ii  KoiniiiuiKil  g  r  u  iid  s  t  e  u  c  r ,  welches  in  lirüs- 
sel  einen  haui)tsäelilichen  (iegenstand  der  Erörterung  bildet ,  haben 
sich  die  Blicke  in  lieidcMi  Stiidten  vorzugsweise  auf  die  nach  Mafsgabe 
freier  8ch;ltzüng(!rh<)b(!n(!  Koniniiiiial  e  i  n  kommen  Steuer  gehinkt,  wie 
sie  in  Amsterdam  und  anderen  hollandiscli(!n  Städt(!n  ausgebildet  wor- 
den ist.  Ehe  ich  auf  die  in  diesen  Städten  gcitroü'eiuMi  Einrichtungen 
näher  eingehe,  werde  ich  den  Verlauf,  welchen  die  Beseitigung  des 
Oktrois  und  die  Sicherstellung  eines  Ersatzes  für  denselben  in  Holland 
genommen  hat,  darzulegen  haben  ^). 


1)  Die  zweite  IläU'te  dieses  Abschnitts  ,  wclclier  die  DarsteUuiif?  der  Aufhebung  des 
Oktrois  in  lloüand  und  das  Schlufsui teil  enthalten  soll ,  wird  voiaussichtlich  in  einem 
Hefte  des  nächsten  Semesters  foljren.  Der  dritte  Absclinitt  wird  demnächst  die  liom- 
munalcn  Verbrauchssteuern  DcutschJMnds  und  die  bezügliche  Gesetzgebung  behandeln. 


VI. 

Die  Wiitscliaftspolitik  l)sterreiclis  in  Schlesien  im 
17.  und  Anfang  des  IS.  Jatirhunderts. 

Von 

Dr.  Theodor  Schönborn. 

Unter  den  verschiedenen  Territorien  Deutschlands  verdient  Schle- 
sien im  17.  und  den  ersten  Dezennien  des  18.  Jahrhunderts  eine  um 
so  höhere  Beachtung,  als  die  sich  hier  vollziehenden  wirtschaftlichen 
Vorgänge  uns  eine  Vorstellung  geben  von  dem  wirtschaftlichen  Leben 
nicht  nur  in  den  deutschen  Ländern,  sondern  auch  in  den  kaiserlich  öster- 
reichischen Erbländern  Österreich,  Böhmen,  Mähren  und  Ungarn. 
Denn  das,  was  wir  in  offiziellen  Berichten  und  in  staatlichen  Ver- 
ordnungen lesen,  giebt  uns  einen  Einbhck  nicht  allein  in  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  Schlesiens  und  der  diesem  Lande  benachbarten 
Gebiete,  sondern  weit  über  diese  Grenzen  hinaus.  Die  in  Schlesien 
angewandten  wirtschaftlichen  Mafsregeln  zeigen  uns  ebenso  sehr  eine 
mit  andern  Staaten,  wie  mit  dem  neuen  Königreich  Preufsen,  gemein- 
same wirtschaftliche  Bewegung,  als  sie  für  den  ganzen  Osten  Deutsch- 
lands insbesondere  bis  nach  Ungarn  und  tief  in  die  Türkei  hinein 
eine  nicht  geringe  Bedeutung  haben.  Deshalb  dürfte  es  sich  vielleicht 
lohnend  erweisen,  den  ersten  allgemeinen  wirtschaftlichen  Vorgang, 
der  im  17.  und  18.  Jahrhundert  in  den  europäischen  Kulturstaaten 
zur  Ausführung  gelangte,  in  Schlesien  nach  seiner  ursächlichen  Ent- 
wicklung darzustellen. 

Wie  überall  in  Deutschland,  so  trat  auch  in  Schlesien  in  der 
2.  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  ein  allgemeiner  Geldmangel 
oöen  zu  Tage.  Je  weiter  derselbe  sich  fühlbar  maclite,  desto  mehr 
steigerte  sich  das  Geldbedürfnis  und  somit  das  Streben  nach  dem 
Besitz  edler  Metalle.  Wenn  wir  also  die  Ursachen  des  allgemeinen 
Geldmangels  in  Schlesien  untersuchen,  so  lernen  wir  hiermit  zugleich 
die  Ursachen  kennen,  die  in  den  ersten  Dezennien  des  18.  Jahrhunderts 
jene  auf  Gelderwerb  gerichtete  Wirtschaftspolitik  Österreichs  in  Schlesien 
hervorrufen  mufsten.    Alsdann  werden  wir  die  mechanischen  Prozesse 
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darstellen,  in  welchen  wir  den  Handel  als  den  Mittelpunkt 
aller  wirtschaftlichen  Thätigkeit  aufgefalst  sehen,  von  dessen 
Entwicklung  und  Blüte  das  Heil  der  Nationen  al)hängen  sollte.  Am 
Schlüsse  wird  sich  ergeben,  welche  Wirkungen  diese  wirtschaftliche 
'ihatigkeit  in  Schlesien  ausgeübt  iiat  und  welche  Stellung  dic^ser  erste 
allgeiiieiiie  wirtschaftliche  Vorgang  in  der  (beschichte  der  politischen 
Ökonomie  wie  im  Kulturfortschritt  der  Menschiieit  einnimmt. 

Die  Ursachen  des  allgemeinen  Geldmangels  in  Schle- 
sien und  des  hieraus  entstehenden  und  immer  mehr  wachsenden 
Geldbedürfnisses  beruhen  aufser  in  politischen  und  sozialen 
insbesondere  natürlich    in  wirtschaftlichen  Vorgängen. 

Durch  die  stehenden  Heere,  durch  das  Ixisoldete  l'eamtentum,  durch 
die  grofsen  Hothaltungen  hatte  sich  der  Geldbedarf  allgemein  gesteigert. 
In  Schlesien  speziell  hatte  der  Geldmang(!l  durch  die  Türkenkriege 
immer  mehr  zugenommen,  die  dem  Lande  viele  Millionen  gekostet 
hatten.  So  betrug  in  dem  Türkenkriege  von  1661—1604,  allein  für 
das  Jahr  1003,  die  Summe  der  Ausgaben,  die  zur  Verteidigung  der 
schlesischen  Lande  sich  als  nötig  herausstellte,  423  484  fi.  50  kr.  und 
die  Summe  der  Steuern  8  111  691  Thlr.  20  Gr.  8}  Hl.  ').  Und  dennoch 
waren  die  Abgaben  noch  nicht  hinreichend ,  um  die  13edürfnisse  des 
kaiserlichen  Hofes  zu  befriedigen,  es  mufsten  noch  Schulden  kon- 
trahiert werden.  So  wurde  in  England  und  Holland  eine  Schuld  von 
ungefähr  4  Millionen  Reichsthalern  aufgenommen,  für  welche  die 
schlesischen  Stände  sich  verbürgten;  die  Stände  selbst  aber  sahen 
sich  gezwungen,  Kapitalien  aufzuborgen ,  um  die  Ausfälle  der  Steuer- 
reste zu  decken,  und  so  steigerte  sich  mit  den  sich  häufenden  Schulden 
auch  der  Geldmangel^). 

Aufserdem  hatte  die  Neigung  zur  Pracht  und  der  Geschmack  an 
fremden  Waren  und  Produkten  stärker  zugenommen,  als  die  Geschick- 
lichkeit und  das  Bestreben,  die  inländischen  Produkte  durch  die  Tech- 
nik der  Zubereitung  den  fremden  gleichzumachen.  Es  gingen  unter 
Leopolds  L  Regierung  für  französische ,  englische,  holländische,  italieni- 
sche Waren  und  Modenbedürfnisse  jährlich  gegen  3  Millionen  Gulden 
aus  Schlesien.  Viele  dieser  Waren  wurden  aus  schlesischen  Produkten 
bereitet  und  der  Ausländer  gewann  daran  durch  seine  Arbeit  den 
10-  und  20fachen  gesteigerten  Wert  der  rohen  Materie^).  Dazu  kam 
die  Reiselust  des  schlesischen  Adels,  gewönlich  nach  Frankreich,  selten 
nach  Italien,  fast  gar  nicht  nach  England ;  nach  der  Rückkehr  wurden 
sehr  oft  im  französischen  Geschmack  Anlagen  begonnen,  die  das  eigene 
Vermögen  überstiegen ,  wovon  noch  manches  unvollendete  in  hohem 
Stile  angefangene  Landhaus  am  Schlüsse  des  18.  Jahrhunderts  Zeug- 
nis gab*). 


1)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Schlesiens  Kriegskosten  in  dem  Türkenkriege  von  1661  — 
1664"  in  d.  Zeitschr.  d.  Vereins  für  Gesch.  u.  Altertum  Schlesiens,  herausgegeben  von 
C.   Grünhagen,   14.  Bd.,    1.  Heft,  S.   113. 

2)  Pachaly,  Gesch.  Schlesiens,  I,  430. 

3)  Karl  L  u  d  w.  v.  Kl  ob  er,  Von   Schlesien,  I,   369. 

4)  Pachaly,    Gesch.  Schlesiens,  I,  440. 


Die  Wirtschaftspolitik  Österreichs  in  Schlesien  im   17.  u.  Anfang  d.  18.  Jahrh.      297 

Vor  allem  aber  waren  es  wirtschaftliche  Vorgänge,  welche 
den  Geldmangel  verursacht   und   das  Geldbedürfnis  gesteigert  hatten. 

Ein  wirtschaftlicher  Vorgang  trägt  einen  allgemeinen  Cha- 
rakter und  dehnte  sich  deshalb  in  seinen  Wirkungen  über  alle  da- 
maligen Kulturstaaten  Europas  aus. 

Mit  dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  war  durch  die  ameri- 
kanischen Schätze  die  Masse  und  der  Umlauf  des  Geldes  in  allen 
Gebieten  Europas  vermehrt  worden.  Es  mufste  besonders  in  gröfseren 
Strömen  in  alle  jene  Länder  fliefsen,  die  rohe  und  verarbeitete  Produkte 
zu  versenden  hatten.  Durch  die  immer  mehr  gesteigerte  Menge  des 
Geldes  wurde  der  Wert  desselben  vermindert  und  der  Unterschied  er- 
scheint in  dem  Zeitraum  von  einem  Jahrhundert  nicht  unbedeutend. 
In  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  galt  der  Scheffel  Korn  in  Schlesien 
5  Groschen,  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  schon  20  Groschen  ^). 
Hieraus  ist  zu  schliefseu,  dafs  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  die 
Masse  des  Geldes  sich  schon  um  das  Vierfache  gesteigert  hatte.  Nach 
dem  30jährigen  Kriege  steigerte  sich  in  Schlesien  im  Jahre  1653  nach 
mannigfachen  Schwankungen  der  Preis  des  Scheffels  Getreide  auf 
1  Thaler  ^).  Das  Wertverhältnis  von  Gold  und  Silber  betrug  in  dem 
Zeitraum  von  1493 — 1520:  1:10,5—11  und  in  dem  Zeitraum  von 
1681—1700:  1  :  14,96;  im  allgemeinen  hatte  also  die  Silberproduktion 
im  Verhältnis  zur  Goldproduktion  bedeutend  zugenommen.  Im  17.  Jahr- 
hundert finden  wir  zwar  nicht  ein  weiteres  Wachstum  der  Silber- 
produktion, aber  eine,  wenn  auch  nicht  bedeutende  Steigerung  der 
Goldproduktion  3).  Hiermit  stand  in  enger  Verbindung  eine  Preis- 
steigerung. Hume  nimmt  an,  dafs  die  Preise  der  Dinge  seit  der 
Entdeckung  Amerikas  3  bis  4  mal  höher  gestiegen  sind*).  Mit  der 
Preissteigerung  ging  aber  das  Bedürfnis  nach  einer  gröfseren  Geld- 
menge Hand  in  Hand. 

Über  die  Reihe  der  wirtschaftlichen  Vorgänge,  die  in 
Schlesien  speziell  einen  allgemeinen  Geldmangel  verursachten 
und  jene  im  Handel  gelderwerbende  Richtung  am  Schlüsse  des  17.  Jahr- 
hunderts anbahnten,  giebt  uns  insbesondere  Aufschlufs  ein  im  köuigl. 
Staatsarchive  zu  Breslau  befindliches  sehr  umfangreiches  Konvolut 
von  Aktenstücken,  zu  welchen  kaiserliche  Reskripte  Veranlassung 
gaben. 

Der  Ruf  nach  neuen  Gestaltungsformen  im  wirtschaftlichen  Leben 
liefs  sich  schon  nicht  lange  nach  den  Schlufs  des  30jährigen  Krieges 
hören.  Aufser  der  Landwirtschaft  lagen  vor  allem  Handel  und  In- 
dustrie darnieder,  es  galt  nach  dieser  Richtung  hin  neue  Bahnen  zu 
eröffnen.     Verschiedene  Ursachen  wirkten  in  nachteiliger  Weise-'').   So 

1)  V.  Kl  ob  er,  Von  Schlesien,   I,  377. 

2)  Breslauer  Staatsarchiv,  F.   Br.   VII,   4,  a. 

3)  Vgl.  Nasse,  Das  Geld-  und  Münzwesen  in  Schönbergs  Handbuch  der  politischen 
Ökonomie  I,  260. 

4)  D.  Hume,  Essays  and  treatises,  in  der  Abhandlung  ,,of  money",  London,    1754, 
vol.  IV,  S.  49. 

5)  Die  folgende  Darstellung  beruht  zunächst  vor  allem  auf  einem  Bericht  der  kais. 
schles.  Kammerbuchhalterei  vom  26.  Febr.  1666  und  auf  einem  Bericht  der  Kaufmanns- 
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waren  die  Zollsätze  verschieden  je  nach  den  Klassen  der  Bevölkerung; 
die  Einheimischen  zahlten  einfachen,  die  Ausländischen  doppelten  und 
die  .luden  mufsten  dreifachen  Zoll  erlegen.  Nach  Polen,  Ungarn, 
Böhmen,  Mähren,  Österreich,  nach  der  Mark  Brandenburg,  nach  Ham- 
burg, Danzig,  Holland,  England  und  Spanien  wurden  die  Waren  von 
Schlesien  aus  exportiert ,  die  in  den  Registern  ,  deren  es  im  ganzen 
Lande  über  100  gab,  nach  20  Rubriken  summarisch  aufgezeichnet 
wurden,  aul'ser  Tabak,  Branntwein,  Met,  Rai)söl,  Wedle  und  Röt(;,  die 
besonders  spezifiziert  wurden.  Unter  der  Rubrik  ,,Kramerey"  umfafste 
man  Garn,  Barchent,  Bürsten,  Kämme,  allerlei  gestrickte  Waren, 
Handschuhe,  Teppiche,  Elachs,  Baumwolle,  Hanf,  Zwirn,  Karten 
u.  s.  w.,  der  Zoll  wurde  vom  Werte  eines  Thalers  an  gegeben.  Nach 
einem  Extrakt  der  Zolleinahmen  betrugen  die  gesamten  Zollgefalle 
des  Jahres  l()f)4  in  Schlesien  62  09(i  fi.  20  Gr.  und  unter  den  spezi- 
fizierten Handelsartikeln  war  aufser  den  Kramwaren  der  Handel  mit 
Tüchern  der  entschieden  hervorragendste').  Allmählich  hatten  nach 
dem  grofsen  Kriege  die  kaiserlichen  Zollgefälle  immer  gröfsere  Ver- 
minderung erlitten ,  so  dafs  die  kaiserliche  Regierung  diesen  xMangel 
schwer  empfand  und   auf  Mittel   zur  Abhilfe  dieses  Notstandes  sann. 

ältesten  zu  Breslau  an  das  kön.  Oberamt  vom  4.  Sept.  1665.  Der  1.  Bericht  vom 
26.  Febr.  1666  ist  in  dem  üblichen  Aktenfolioformat  abgefafst  und  enthält  18  Seiten. 
Er  wurde  veranlafst  durch  2  Schreiben  von  Seiten  der  kais.  Hofkammer,  die  zu  wissen  ver- 
langte, was  an  Wolle  Tüchern  Röthe  und  andern  Waren,  wie  auch  an  Manufakturen  in  Garn 
Zwirn  Leinwand  Tischgewand  rohem  Leder  u.  s.  w.  im  Herzogtum  Schlesien  erzeugt,  dann 
was  an  Honig  Wachs  und  andern  Waren  anderwärts  her  ins  Land  eingeführt ,  was  von 
allen  diesen  Sorten  im  Lande  verbraucht ,  was  anderwärts  hin  und  an  welche  Orte  zu 
weiterem  Verschleifs  verführt  und  endlich  was  für  Zoll  oder  Maut  von  jeder  Sorte  bei 
der  Ein-  und  Ausfuhr  gezahlt  würde.  Wir  sehen  hieraus ,  dafs  von  Seiten  der  kais. 
Hofkammer  nichts  weniger  als  eine  Art  Produktions-  und  Konsumtionsstatistik  aus 
finanziellen  Motiven  gefordert  wird;  eine  ganz  richtige  Forderung,  aber  nach  den  da- 
maligen Verhältnissen  nur  leider  ideeller  Natur.  Der  2.  Bericht  vom  4.  Sept.  1665 
enthält  ein  Gutachten  der  Kaufmannsältesten  zu  Breslau,  das  an  den  Rat  zu  Breslau 
schon  am  31.  August  abgesendet  und  von  diesem  am  4.  Sept.  an  das  kön.  Oberamt 
weiter  befördert  wurde.  Es  umfafst  12  Seiten  und  erörtert  17  Punkte.  Angeregt  wurde 
es  ebenfalls  durch  eine  kais.  Verordnung,  welche  bestimmte,  dafs  nach  den  Ursachen 
des  immer  mehr  sinkenden  Handels  in  Schlesien  geforscht  würde  j  zugleich  sollten  die 
Mittel  angegeben  werden,  wodurch  dem  Handel  in  Schlesien  wieder  aufgeholfen  werden 
könnte.  Aus  dem  Breslauer  Staatsarchiv  A.  A.  VIII,  5,  b.  Anderswoher  entlehnte 
Mitteilungen  werden  immer  an  gehöriger  Stelle  verzeichnet. 

1)  Extract.      ,,Aufs  hiesigen  Gränz  Zoll  Einnehmers  H.   Jlatthiae  Pleyers   1664igsten 
Jahrefs  Rechnung,  wafs  die  Zohlgefälle  in  solchem  Jahre  ertragen  haben'".     Näml. : 

1)  Von  Jubilirwaaren 508  fl.     4  gr.  6  h. 

2)  ,,     Seide  niederländischen  Waaren,  Weydt,  Indich,  welschen 

Früchten,  Bücher  und  Bilder 7  855  „    lO  ,,     9  „ 

3)  „     Gewürz  und  Materialien 3  253  ,,   25  ,,    6  „ 

4)  „     Tabak 337  »   10  „    3  „ 

5)  ,,     hoher  und  gemeiner  Rauchwaar I  417  ,,   10  „     3  ,, 

6)  ,,     hohen  und  gemeinen  Tüchern II  457  „     6  „  —  ,, 

7)  „     Wein 2049  ,,    13  „     6  „ 

8)  ,,     Branntwein        „  >,    n  >>     u  » 

9)  ,,     Meth ,,  »)))>»))>» 

10)  „     Rapöel ,,        »,,„)>») 

11)  „     26  724^4   Stein  Röthe 2672    „    12     „    9    „ 

Latus     29551   fl.     3  gr.    6  h. 
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Hierbei  stellten  sich  die  mannigfaltigsten  Übelstände  heraus.  So  hob 
das  Gutachten  der  Kaufmaunsiiltesten  in  Breslau  (vom  31.  August 
1665)  zunächst  die  hohen  Kontributionen  hervor,  dann  manche  zu 
Ungunsten  der  Schlesier  geforderten  Zölle,  wie  der  beim  Import  nach 
der  Niederlausitz.  Vor  dem  Kriege  war  der  Zoll  von  Fässern,  Ballen 
und  Kisten  nach  dem  Gewicht,  nach  dem  Zentner  entrichtet  und 
waren  nur  etliche  Groschen  gezahlt  worden,  während  man  nach  dem 
Kriege  den  Warenzoll  auf  Grund  des  Wertes,  vom  Thaler  ab,  einge- 
führt hatte,  so  dafs  der  Warenzoll  sich  auf  etliche  Thaler  steigerte. 
So  hatte  man  in  Glatz  bei  dem  Garnzoll  früher  von  dem  Schock 
11  Pf.  gegeben,  jetzt  belief  sich  nach  obigem  Prinzipe  derselbe  auf 
16  bis  18  Kr.  Durch  das  Monopol  mit  den  Steyerischen  Eisenwaren 
in  Ober-Österreich  wurde  der  Preis  eines  Fasses  mit  Sensen,  welches 
am  Orte  ungefähr  100  fl.  kostete,  ohne  die  gewöhnliche  Maut  und 
grofsen  Unkosten,  um  ungefähr  26  fl.  durch  die  neuen  Auflagen  er- 
höht. Die  Tücher  waren  früher  aus  Ungarn  nach  Schlesien  importiert 
worden,  wo  sie  einer  Steuer  unterlagen;  nach  dem  Kriege  wurden 
solche  Tücher  in  grofser  Anzahl  von  den  kaiserlichen  Ministern  zu- 
sammengekauft und  zollfrei  nach  Wien  versandt.  Durch  die  Ein- 
führung der  Tabaksteuer  waren  viele  Polen,  welche  in  Breslau  allerlei 
Spezerei  und  andere  Waren  zu  kaufen  pflegten,  bewogen  worden,  nach 
Frankfurt  ajO.  oder  Leipzig  sich  zu  begeben  und  der  Mangel  der  aus 
diesen  polnischen  Import-  und  Exportwaren  sich  ergebenden  Zoll- 
gelder verursachte  der  Steuerkasse  einen  grofsen  Abbruch.  Wider 
die  alte  frühere  Sitte  mufste  der  Kaufmann  bei  der  Zurücksendung 
nicht  angenommener  ins  Ausland  geschickter  Waren  einen  doppelten 
Zoll  bezahlen.  Dazu  kam  der  Verkauf  von  über  die  Grenze  zollfrei 
eingeschmuggelten  Waren,  besonders  von  Leipzig  und  Naumburg  her; 
der  Verschleifs  derselben  fand  hauptsächlich  auf  Kirmessen,  bei  Hoch- 
zeiten und  Kindtaufen  statt.  Auch  die  Münzwirren  hatten  nicht 
wenig  die  sozialökonomische  Lage  der  Schlesier  beeinträchtigt.  Die 
Bamberger  waren  wenige  Jahre  vorher  verboten  worden ,  mancher 
hatte,  um  kaiserliches  Geld  dafür  zu  bekommen,  bis  10^  und  mehr 
verlieren  müssen  und  gänzlichen  Ruin  erlitten.  Geringhaltige  Müuz- 
sorten  waren  in  Schlesien  stark  eingeführt  worden ,  die  Spezies  an 
Gold  und  Silberthalern  hatten  sich  allmählich  verloren,  in  der  Krone 
Polen   herrschte    allzugeringe   und  in  Schlesien  ganz  ungiltige  Münze, 


Transport  29  551    fl.  3   gr.    6  h. 

12)  Von   1476  3941/2   Thaler  wert  Kramerey 24606  fl.  17   gr.  3    ,, 

13)  „     Wolle 2084    ,,  27     „    „    „ 

14)  ,,     Semisch  und  Leder 2  933    ,,  25     ,,    9    „ 

15)  ,,     Metall  und  Eisenwaar 2  448    ,,  18     „     3    „ 

16)  ,,     Bier II    ,,  17     ,,    6    „ 

17)  „     Getreide •     .     .     .  37    „  5     n    3    » 

18)  „     Steinwerk 6    ,,  23     ,,     „    „ 

19)  „     Vieh 416    „  2     „    6    „ 

20)  „     Stein  und  Klein  Salz ,,,,,,,,,,,, 

Summe    des    ganzen    Empfangs  62  096  fl.  20  gr.  —  h. 
Aus  dem  Bericht  vom  26.  Febr.  1666.     Br.  St.  A.  A.  A.  VIII,  5,  b. 

]S.    F.    Bd.    IX.  '25 
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in  Kursuchscn ,  Uriiiidciibur;,'  und  im  röiuisclieii  Ilcich  wiireii  ver- 
sclii(!(l(;iie  (icsldsorteii  entwertet  und  wer  in  schlesisclien  ()rts^,'ulden 
aurs(!iliiill)  Schlesiens  zahlen  wollte,  verlor  20})  des  einheiniischeu 
Wertes.  Dukaten  und  llcichsthaler  gab  es  nur  gar  wenige  und  ein 
llinsat/  derselben  t)ra(;ht(!  niind(!Stens  einen  Verlust  von  0  bis  H  Prozent. 
Die  lltuMilHMi,  die  damals  Mn^land  und  Holland  heimsuchten,  hatten 
wieder  die  l'olge,  dals  Wechsel  aufser  Landes  nur  mit  unertraglich(!m 
Agio  erhalten  werden  konnten  ');  Kapitalien  selbst  aber  wurden  nur 
zu  hohen  Zinsen  ausgeliehen.  Der  Weinhandel  war  vor  dem  Kriege 
in  Breslau  stark  betrieben  worden ,  Breslau  war  ein  Stapelplatz  des- 
selben gewesen,  so  dafs  von  hier  aus  Weine  nach  Polen  und  anderen 
benachbarten  Ländern  versandt  wurden.  Jetzt  hatten  sich  Kaufleute 
auf  geistli(;hem  (iruiid  und  Boden  niedergelassen,  die  der  Kontribu- 
tionen und  and(!ier  Lasten  enthoben  waren,  die  \\'eine  wurden  zum 
Teil  von  ausländischen  Geistlichen  und  andern  vornehmen  Standes- 
herren, die  sie  zollfrei  ins  Land  führten,  billiger  gekauft,  so  dafs  die 
Ab-  und  Durchfuhr  nach  Polen  und  den  benachbarten  Orten  sich 
gänzlich  verlor.  Viele  Handwerker  waren  aus  dem  Lande  verzogen, 
welche  in  grofser  Menge  besonders  Tücher  hier  zu  verfertigen  pflegten ; 
die  schlesische  Tuchfabrikation  litt  dadurch  sehr ,  zumal  diese  aus- 
ländischen Tuchfabrikanten  sich  grofser  Vorrechte  erfreuten,  den  schlesi- 
schen  Tuchfabrikanten  dagegen  war  auch  nicht  einmal  der  freie  Handel 
über  den  Weichselstrom  gestattet.  Der  Salzhandel  in  Polen  war 
wegen  des  hohen  Aufschlags  gesunken,  innerhalb  zwei  bis  drei  Jahren 
waren  über  400  Fuhrwagen ,  welche  damit  ins  Land  hinein-  und 
herausgefahren ,  eingegangen ;  aufser  der  früheren  Steuer  war  eine 
neue  Auflage,  nämlich  ^{^  Rthl.  vom  Zentner,  hinzugekommen.  Wer 
Waren  ins  Land  verzollen  wollte,  mufste  von  einer  Stadt  zur  andern 
sich  einen  Ansagezettel  für  1  ßgr.  lösen  und  wer  dies  unterliefs,  mufste 
den  3.  Teil  seiner  verkauften  Waren  einbüfsen.  Auf  den  Grenzge- 
bieten wurden  strenge  Revisionen  vorgenommen,  durch  „Kontrabanten" 
die  Ausländischen  mit  ihren  Gütern  aufgehalten ,  manche  in  schwere 
Prozesse  geführt  und  zu  grofsen  Unkosten  veranlafst,  ja  die  Fuhr- 
leute öfters  nach  ihrer  Abfertigung  an  den  Zollämtern  durch  die 
„Zollbereiter"  auf  öffentlicher  Strafse  angehalten  und  übel  behandelt, 
so  dafs  infolge  dieser  Übelstände  die  aus  Preufsen,  Meifsen,  Hamburg 
nach  Ungarn  und  Österreich  versandten  Waren  nicht  mehr  durch 
Schlesien  gingen.  Endlich  wurden  von  den  Zollbeamten  die  Waren 
über  ihren  Wert  hinaus  abgeschätzt  und  den  Aussagen  der  Kaufleute 
wurde,  als  „ob  Sie  umbstreichende  Landtfahrer  oder  betriegerische 
Juden  wehren",  nicht  mehr  geglaubt.  Dafs  dieses  Mifstrauen  seine 
Rückwirkung  auch  auf  andere  Handelsstädte,  wie  Hamburg,  Amster- 
damm,  Frankfurt  ajM.,  üben  konnte,  wer  wollte  sich  darüber  wundern? 
Schon  wurden  bei  der  Leipziger  Messe  Neuerungen  eingeführt,  welche 
ein  gegen  die  schlesischen  Kaufleute  insbesondere  gerichtetes  Mifstrauen 


J)   Schreiben   der  verordneten  Kaufmannsältesten  an  den  Rat  zu  Breslau,  d.  Breslau, 
22.  August  1665.     Bresl.  St.  A.  A.  A.  VIII,  5,  b. 
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ZU  rechtfertigen  schienen,  denn  die  auf  die  Klage  hierüber  erfolgte 
Antwort,  man  solle  nur  bedenken,  wie  mit  ihnen  im  eigenen  Lande 
umgegangen  würde  und  dafs  „sie  ja  gegen  uns  als  Fremde  nicht 
besser  verfahren  könnten",  war  nur  ein  klägliches  leider  unleugbares 
Echo  aus  der  eigenen  Heimat. 

So  standen  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Schlesien  nicht 
lange  nach  dem  Schlufs  des  30jährigen  Krieges.  Mochte 
sich  aber  immerhin  die  Staatsregierung  eifrig  bestreben,  eine  günstigere 
Wirtschaftslage  allmählich  herbeizuführen,  so  gelang  es  ihr  nicht,  denn 
am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  finden  wir  die  Wirtschaftslage 
in  Schlesien  nicht  besser.  Schlimmer  noch  war  es,  dafs  eine  Rat- 
und  Hilflosigkeit,  auf  welchem  Wege  eine  Besserung  dieser  Zustände 
herbeizuführen  wäre,  sich  auch  von  Oben  herab  kund  giebt. 

Die  weitere  Darstellung  beruht  auf  einem  umfangreichen  Akten- 
stück, betitelt  „Relation  in  puncto  Commerciorum".  Veranlafst  wurde 
dasselbe  durch  ein  kaiserl.  Schreiben  an  das  königl.  Oberamt,  d.  Wien, 
21.  Oktober  1698.  Die  herrschende  Tendenz  desselben  war,  unter- 
suchen zu  lassen,  warum,  wie  in  demselben  hervorgehoben  wird,  die 
Gelder  so  klein  in  den  Erbkönigreichen  und  Landen  gefunden  würden 
und  wie  die  Commercia  in  vollkommenen  Stand  zu  setzen,  dann  die 
Mittel  anzugeben,  wodurch  dem  notleidenden  „Publico"  geholfen  werden 
möge.  Deshalb  sollten  die  Magistrate  der  Städte  und  durch  selbige 
die  Kaufmannschaft,  wie  auch  andere,  von  welchen  zuverlässige  Nach- 
richten einzuholen  sind,  vernommen  werden;  hierauf  sei  „ein  wohl- 
elaboriertes  Gutachten"  einzuschicken.  Die  Untersuchung  sollte  sich 
nach  der  Anschauung  der  kaiserl.  Hofkammer  auf  9  Punkte  aus- 
dehnen ^). 

Nachdem  der  Inhalt  des  kaiserl.  Reskripts  nebst  diesen  un-ten 
angegebenen  „Cameral-Erinnerungen"  allen  Instanzen  des  Landes  in- 
sinuiert worden,  mit  der  Verordnung,  die  untergebenen  Städte  und 
Kaufleute  hierüber  zu  vernehmen  und  denselben  aufzugeben ,  dafs  sie 
ihre  Gedanken  nach  diesem  „Cameral  insinuato"  von  Punkt  zu  Punkt 

1)  Ich  teile  dieselben  mit,  indem  ich  der  Darstellungsweise  des  Schriftstückes  im 
wesentlichen  folge : 

1)  Auf  welche  Weise  ist  das  Geld  in  den  kais.  Erbländern  in  Zirkulation  zu  bringen, 
damit  solches  nicht  bei  einigen  Potentioribus  oder  Monopolisten  stecken  bleibe,  sondern 
unter  alle  Einwohner  der  Proportion  nach  gebracht ,  dadurch  der  Handel  fazilitiert  und 
der  bisher  eingerissene  so  grofse  Geldmangel  korrigiert  werde.  2)  Ob  die  so  hoch 
gestiegenen  ,,usuren"  und  Interessen  restringiert  werden  sollen.  3)  Wie  die  Kommerzien 
eingeführt  verbessert  und  stabiliert  werden  mögen.  4)  Wie  die  Manufakturen  Gold- 
Silber-  Seiden-  und  Wollenwaren  im  Lande  selbst  introduziert  werden  können.  5)  Was 
bisher  verhindert ,  dafs  im  Lande  keine  gröfsere  TIandelschaft  getrieben  und  die  Manu- 
fakturen eingeführt  worden.  6)  Was  zum  Behuf  dieser  beiden  für  praerogativen,  privi- 
legia  und  Freiheiten  ,,sine  praejudicio  Status  universi"  gegeben  werden  könnten.  7)  Ob 
nicht  ,,ad  Exemplum  aliarum  Provinciarum"  in  Manufakturen  und  zum  Versehlei fs  der 
inländischen  Waren  Ilandelskompagnien  angestellt ,  Niederlagen  gcmaclit ,  zu  gewissen 
Zeiten  Jahrmärkte  oder  Messen  gepflanzt,  der  Linzer  und  Hotzener  wieder  in  Sicherung 
gebracht  werden  möge.  8)  Wie  fremde  Handelsleute  ohne  Unterschied  der  Religion  un- 
beschadet der  Katholischen  zugezogen  werden  könnten  und  9)  Was  etwa  sonst  nach 
Beschaffenheit  des  Landes  zu  dessen  erspriefslichem  Aufnehmen  in  Vorschlag  gebracht 
werden   könnte. 

25* 
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zusammentragen  und  ilinni  I'cricht  längstens  binnen  1  Wochen  ein- 
senden Sijllten ,  waren  scjIcIk;  Deiichte  nach  und  nach  /ienilich  hmg- 
sani  bei  dem  königl.  Obcrauite  angelangt.  Die  einzelnen  I'.erichte 
sind  in  dem  königl.  Staatsarchiv  zu  Breslau  nicht  mehr  voriianden ;  die 
meisten  werden,  wie  aus  dem  vorhandenen  Schriftstück  hervorgeht,  kurz, 
weuige  umfangnäch  gewesen  sisin,  deshalb  wenige  auf  alle  Ü  Punkte 
gt;aiitwortet,  die  meisten  auf  die  besonders  in  ihrem  Gebietsteile  bren- 
nenden Fragen  Bericht  erstattet  haben.  Aus  diesen  einzelnen  Bo 
riciit(!n  wurde  von  dem  königl.  Oberamt  das  Wesentliche  zu  einem 
ziinnlich  voluminösen  Gutachten  zusammengefal'st,  das  lliO  Seiten  in 
Folioformat  enthält.  Im  ganzen  werden  27  Berichte  erwähnt,  deren 
Inhalt  uns  in  der  unten  angegebenen  Ordnung  mitgeteilt  wird  'j.  Bei 
der  Darstellung  der  damaligen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  Grund 
dieser  offiziellen  Berichte  dürfte  es  mir  gestaffelt  sein ,  mich  soweit 
als  notwendig  an  den  Wortlaut  des  Gutachtens  zu  halten,  ohin;  hierbei 
ebendieselbe  Schreib-  und  Ausdrucksweise  anzuwenden,  was  im  allge- 


1)   Diese  27   Berichte  sind  : 

l)  Der  Bericht  der  Städte  BoUienliaiii  Löwenberg  und  Lehen,  wie  auch  der  Scliweid- 
nitzer,  Jauerisch-Striet^au  und  Löwcnbergischen  Landesältesten.  2)  Der  Bericlit  des 
Jauerischen  Landesliauptinannes  mit  Loil'ügung  der  Städte  Scliweidnitz  Jauer  Striegau 
Bunzlau  und  Reiclienhacli,  dann  der  Kaut'mannschaft  zu  Liebenthal  ,  des  HandclNinannes 
V.  Kraufs  zu  Landesliut  und  der  Boli<enliain-Landcslmt-  und  Keiclienbachschen  Landes- 
ältesten eingebrachten  Erinnerungen.  3)  Der  Bericht  des  Münsterbergischen  Ijandesamt- 
verwesers  und  der  frankensteinischen  Handelsleute.  4)  Der  Bericht  der  Frau  Gräliu 
V.  Hatzfeld  wegen  der  Herrschaft  Trachenberg.  5)  Ein  nochmaliger  Bericht  de.--  Jaueri- 
schen  Landeshauptmannes  mit  Beifügung  der  Stadt  Landeshut  und  der  VorstellungcTi 
der  dortigen  Kaufmannschaft.  6)  Der  von  dem  Jägerndorfischen  Landeshauptmann  ein- 
geschickte Bericht  der  Stadt  Jägerndnrf.  7)  Die  bei  der  Regierung  in  liiegnitz  einge- 
kommeneu  Berichte  der  Städte  Liegnitz  Goldberg  Liiben  und  Hainau.  8;  Die  von  dem 
Jauerischen  Landeshauptmann  übersandten  Berichte  der  Stadt  Hirschberg  und  der  dortigen 
Kaufmannschaft.  9)  Bericht  der  Saganschen  Hegicrung  über  die  Stadt  Sagan.  10)  Der 
vom  ]\!ünster1)ergischen  Anitsverweser  übersandte  Bericht  der  Stadt  Frankenstein.  11) 
Der  von  dem  Breslauischen  Landeshauptmann  übersandte  Bericht  der  Stadt  Namslau. 
12)  Des  Elias  Andreas  Grafen  von  llenckels  und  der  Stadt  Oderberg  Bericht.  13)  Der 
Bericht  der  Stadt  Sdimiedeberg,  in  welchem  insbesondere  auf  den  groTsen  Eintrag  durch 
die  Einfülirung  der  ausländischen  Kattune  hingewiesen  wird.  14)  Der  Breslauischen 
sogen,  grofsen  Kaufmannschaft  weitläufiger  Bericht,  in  welchem  auf  den  durch  den 
französischen  Krieg  ruinierten  Handel  nach  Ungarn  Gewicht  gelegt  wird.  15)  Der  von 
dem  Freiherrn  v.  Schönaich  eingeschickte  Bericht  der  Stadt  Beuthen.  16)  Die  durch 
die  königl.  briegische  Regierung  eingebrachten  Berichte  der  Städte  Brieg  Ohlau  Strehlen 
Kreuzburg  Pitschen  und  der  Bergstädte  Reichenstein  und  Silberberg.  17)  Bericht  des 
Glogauischen  Landeshauptmannes  mit  Beifügung  der  Berichte  von  Seiten  der  Städte 
Glogau  Freistadt  Grünberg  und  Guhrau.  18)  Die  von  dem  Oppeln-Ratiborschen  Landes- 
hauptmann eingeschickten  Berichte  dieser  Städte.  19)  Bericlit  des  (trafen  Sounegk 
wegen  der  Stadt  Bielitz.  20)  Bericht  der  Graf  Dohuauischen  Stadt  ^^'artenberg.  21) 
Bericht  der  Stadt  Troppau.  22)  Der  von  der  Regierung  zu  Neifse  eingebrachte  Be- 
richt dortiger  Städte.  23)  Bericht  des  Herzogs  zu  Öls  und  Bernstadt  wegen  dortiger 
Städte.  24)  Die  von  dem  Teschnischen  Landeshauptmann  eingesandten  Berichte  der 
dortigen  Landstände  und  Städte  wie  der  Kaufmaimschaft.  25)  Bericht  der  Fürsten  und 
Stände  Schlesiens.  26)  Die  von  dem  Breslauer  Magistrat  eingesandten  Berichte  der 
hiesigen  Kaufmannschaft  wie  der  hiesigen  Reich-  und  Partkrämer  und  der  sämtlichen 
hiesigen  Zünfte  und  Zechen.  27)  Die  von  der  königl.  Wohlauischen  Regierung  einge- 
schickten Berichte  des  dortigen  Fürstentums ,  der  sämtlichen  Landesältesten  und  De- 
putierten von  Land  und  Städten,  der  Schötfenältesten  und  Geschworenen,  der  Tuch- 
häudlcr  Tuchmacher  und  Züchner  zu  Steinau.     Bresl.  Staats- Archiv  A.  A.  VIII,  5,  b. 
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meinen  hier  zwecklos  erscheinen  und  nur  das  Verständnis  erschweren 
würde.  Aus  dem  Inhalt  dieser  Berichte,  soweit  wir  ihn  aus  dem 
Gutachten  verfolgen  können,  lernen  wir  die  Wirtschaftslage  Schlesiens 
und  die  hierauf  gerichteten  Bestrebungen  kennen,  die  eine  Besserung 
derselben  anbahnen  sollten.  Die  von  den  Städten  und  Kaufmann- 
schaften gemachten  Vorschläge  sind  der  mannigfachsten  Natur.  In 
den  Berichten  vieler  Städte,  wo  die  Notlage  einen  ähnlichen  Charakter 
zu  tragen  schien,  werden  mitunter  die  nämlichen  Mittel  hervorgehoben; 
um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  will  ich  mich  nur  aus  der  Masse 
der  nach  damaligem  beliebten  Stiele  höchst  breit  und  weitschweifig 
angelegten  Explikationen  auf  die  wesentlichen  Vorschläge  beschränken. 
Suchen  wir  nun  aus  der  folgenden  Darstellung,  welche  auch  auf  die 
Entwicklung  mancher  hier  vorkommenden  wirtschaftlichen  Faktoren, 
mitunter  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  hinweisen  wird,  um  dadurch 
vielleicht  das  Interesse  für  längst  verflossene  Vorgänge  zu  beleben, 
über  die  Ursachen  des  allgemeinen  Geldmangels  in  Schlesien  am 
Schlüsse  des  17.  Jahrhunderts  vom  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte 
aus  ein  klares  Bild  zu  gewinnen. 

Aller  Handel  hat  mit  Hausieren  begonnen.  Dort,  wo  die  wohl- 
habenden Konsumenten  spärlich  und  zerstreut  wohnen,  finden  die 
Hausierer  ihre  dankbarste  Stätte.  Die  Schattenseiten  des  Kleinhandels, 
wie  das  schlau  berechnete  Anpreisen  und  Feilschen ,  die  sich  hier 
weiter  ausbildende  Neigung  zum  Betrüge  und  zur  Schmuggelei  zeigen 
sich  am  auffälligsten  beim  Hausier.  In  den  Zeiten,  in  welchen  der 
Handel  stockt,  Rechtsunsicherheit  herrscht,  das  Handelsgebiet  durch 
lästige  Sperrsysteme  zerrissen  ist,  bietet  sich  dem  Hausier  der  ge- 
eignetste und  fruchtbarste  Boden  dar.  Wir  dürfen  uns  deshalb  nicht 
wundern,  wenn  in  Schlesien  damals  nach  der  Periode  des  verheerenden 
Krieges  eine  allgemeine  Abneigung  gegen  den  Hausierhandel 
vorherrschte  und  derselbe  als  ein  Hauptgrund  des  Verfalles  des  Handels 
angegeben  wird,  eine  Anschauung,  die  auch  in  der  immerhin  noch 
bedeutenden   Reichsstadt  Nürnberg  geteilt   wurde.     Schon  im  14.  bis 

16.  Jahrhundert  hatten  viele  Zünfte  den  hausiermäfsigen  Verkauf  von 
Handwerksprodukten  untersagt.  Im  17.  und  18.  Jahrhundert  erklärten 
Becher  und  Bergius  alles  Hausieren  für  gefährlich,  J.  B.  Say 
stimmte  hiermit  überein  und  der  Bericht  der  Chemnitzer  Handels- 
kammer  von  1864  läugnet  jedes   Bedürfnis   des  Hausierhandels.    Im 

17.  Jahrhundert  war  es  aber  noch  bedeutend  ärger  als  jemals,  der 
Hausierhandel  hatte  eine  kolossale  Ausdehnung  gewonnen,  über  den 
ordentlichen  Kleinhandel  herrschte  diese  proletarische  Zwergwirtschaft 
auf  den  Winkelmärkten  und  in  den  Schankhäusern.  Von  Dorf  zu 
Dorf,  von  Haus  zu  Haus  zogen  in-  und  ausländische  Landkrämer, 
Salzfuhrleute,  Bauern  aus  dem  Gebirge,  Wälsche  und  Juden,  so  dafs 
„einer  fafst  dem  andern  gleichsamb  die  Thiere  reichte"  und  alle  Krämer 
insgesamt  durch  eine  Woche  nicht  soviel  lösten,  als  ein  einziger  früher 
an  einem  Tage   gemarktet  hatte  ^).    Einstimmig  war  deshalb  die  An- 


1)  Aus  dem  Berichte  Nr.   10. 
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sidit  vertreten,  dul's  dieser  ^gefährliche  Handel  verboten  werden  müsse. 
Es  leuchtet  aus  den  kundf,'e^M;beiien  Ans(:liauun;fen  hervor,  dal's  man 
durch  ein  solches  Verbot  nicht  sowohl  die  ali/u  grolse  zum  Übermafs 
genossene  llandelstVeilieit  beschränken  als  vor  allenj  die  mit  dem 
Hausieren  verbuiidiinen  sitten-  und  /.(»Ungefährlichen  Mifsbräuche  be- 
seitif^^en  wollte.  Denn  es  hatt(!  sich  damals  alhniililich  in  Deutschland 
dadurch  (;ine  andere  l'"orm  der  Landstreicherei  heraus^^ebildet ,  bei 
diesem  llmher/iehen  wurde  der  Diel)erei  und  ihrem  Hilfs<,'esch;tft,  der 
Ileiilercii,  Vorschub  ^tilcistet  und  der  Al)satz  t,'estohlener  Sachen  er- 
leichtert, wie  die  Möglichkeit  der  betrügerischen  Übervorteilung  der 
Käufer,  zumal  bei  den  weiten  ganz  verödeten  Landstrichen.  So  hebt 
der  Breslauer  Magistrat  in  dem  Bericht  No.  2(5  heivor,  wie  die  va- 
gierenden  Händler  und  Makhir  viele  gestohlene  .Sachen  an  sicii  ziehen, 
auch  die  Jugend  und  Dienstboten  zu  allerhand  Bosheit  verleiten  und 
das  (iutachten  im  Bericht  No.  27,  wie  in  einigen  grolsen  Dörfern  bei 
Hoclizeit  Kindtaufe  Kirchgang  oder  „Kirchmefs"  groise  Unterschleife 
getrieben  werden.  Das  nämliche  Motiv  war  es,  weshalb  auch  in 
unserer  Zeit  gegen  den  Hausierhandel,  doch  in  verschiedenem  Um- 
fange, in  den  verschiedenen  Staaten  eingeschritten  wurde.  So  bedürfen 
in  England  die  Hausierer  nach  der  Pedlar  act  von  1870  eines  poli- 
zeilichen Zertifikats,  in  Frankreich  ist  der  Verkauf  von  Getränken 
im  Umherziehen,  das  Hausieren  mit  Gold-  und  Silberwaren,  die  den 
Garantiestempel  tragen  müssen,  und  mit  alten  Kleidern  nur  bedingungs- 
weise gestattet.  In  Österreich  schliefst  das  Gesetz  über  den  Hausier- 
handel vom  4.  September  1852  sehr  viele  Waren  aus,  so  alle  Zucker- 
Spezerei-  und  Materialwaren,  sogar  alle  litterarischen  und  artistischen 
Produkte  und  läfst  überhaupt  imr  inländische  zu,  die  mit  Bezugsnach- 
weisen und  Stempel  versehen  sein  müssen').  In  Deutschland 2)  ist 
nach  der  jetzigen  Novolle  zur  Gewerbeordnung  der  Wandergewerbe- 
scheiu  aul'ser  anderem  zu  versagen,  wenn  der  Nachsuchende  unter 
Polizeiaufsicht  steht,  wenn  er  wegen  strafbarer  Handlungen  gegen  das 
Eigentum,  gegen  die  Sittlichkeit,  wegen  vorsätzlicher  Angriffe  auf  das 
Leben  und  die  Gesundheit  der  Menschen,  wegen  vorsätzlicher  Brand- 
stiftung; wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  Verbote  oder  Sicherungs- 
mafsregeln,  betreffs  Einführung  oder  Verbreitung  ansteckender  Krank- 
heiten oder  Viehseuchen,  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  mindestens 
3  Monaten  verurteilt  ist  und  seit  Verbüfsung  der  Strafe  3  Jahre  noch 
nicht  verflossen  sind  und  endlich,  wenn  er  wegen  gewohnheitsmäfsiger 
Arbeitsscheu ,  Bettelei ,  Landstreicherei  und  Trunksucht  übel  berüch- 
tigt ist. 

Es  steht  fest,  dafs  ein  gutes  System  besonders  der  Längen-  Flächen- 
und  Hohlmafse,  der  Gewichte  und  Münzen  nicht  blos  als  ein  Haupt- 
förderungsmittel des  Handels  gilt,  sondern  dafs  zugleich  davon  der 
Haupterfolg  desselben  abhängt.    Diese  Ansicht  ward  auch  im  17.  Jahr- 

1)  Vergl.   W.    Lexis,    Handel    in  Schönbergs    Handb.    der    polit.   Okon.    I,    1096, 
Anm.   115. 

2)  Vergl.  über  den  Hausierhandel    G.   Schmoller,    Zur  Geschichte  der  deutschen 
Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert,  S.  238—254. 
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hundert  anerkannt.  In  Deutschland  waren  bereits  wichtige  Reform- 
ideale zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  aufgetaucht,  die  ein  gleiches 
Münz-  Mafs-  und  Gewichtsystem  forderten;  schliefslich  ward  die  Re- 
form desselben  den  einzelnen  Reichsständen  schon  nach  der  Reichs- 
polizeiordnung von  1548  und  1577  überlassen  worden.  Nach  dem 
grofsen  Kriege  des  17.  Jahrhunderts  traten  die  örtlichen  Verschieden- 
heiten des  Münz-  Mafs-  und  Gewichtsystems  immer  greller  hervor  und 
mufsten  dieselben  mit  dem  Steigen  der  wirtschaftlichen  Kultur  mehr 
und  mehr  unerträglich  werden.  Deshalb  wurde  mit  Recht  in  Schlesien 
betont,  dafs  eine  durchgehende  Gleichförmigkeit  in  Mafs, 
Elle  und  Gewicht^)  zunächst  im  ganzen  eigenen  Lande  eingeführt 
werden  sollte.  Denn  auch  in  Schlesien  herrschte  hierin  Verschieden- 
heit an  den  einzelnen  Orten.  So  lange  der  Verkehr  in  der  Haupt- 
sache auf  die  einzelnen  Gemeinden  beschränkt  war,  waren  es  die 
Gemeindeobrigkeiten ,  welche  die  Mafs-  und  Gewichtseinheiten  fest- 
setzten. Als  der  Verkehr  sich  allmählich  erweiterte  und  die  wirt- 
schaftliche Stärke  der  Staaten  immer  mehr  wuchs,  übernahmen  die 
Landesherren  die  Feststellung  derselben ,  bis  endlich  in  der  Neuzeit 
die  Entwicklung  des  Weltverkehrs  dazu  geführt  hat,  durch  inter- 
nationale Verträge  ein  Weltmafs  zu  begründen.  Die  Obrigkeiten  hatten 
vordem  jene  Einheiten  in  der  Regel  besonders  von  nahe  liegenden 
Gröfsen  hergenommen,  so  die  Längeneinheit  von  der  Länge  des  mensch- 
lichen Fufses  oder  Armes,  die  Gewichtseinheit  von  der  Last,  die  ein 
Mann  zu  tragen  im  Stande  ist,  die  Flächeneinheit  von  der  Gröfse  des 
Feldes,  das  ein  Mann  an  einem  Tage  bearbeiten  kann,  so  die  Aus- 
drücke „bayerisches  Tagewerk,  württembergische  Mannsmaht".  Bei 
höher  entwickelter  Kultur  werden  aber  die  Flächen-  und  Körpermafse 
von  den  Längenmafsen  abgeleitet;  Flächen  und  Körper,  Produkte  von 
Längenausdehnungen,  können  je  nach  den  verschiedenen  Dimensionen 
betrachtet  werden.  Als  Längenmafs  war  im  17.  s.  in  Schlesien,  wie 
in  Deutschland,  die  Elle  üblich,  aber  hierin  herrschte  keine  Überein- 
stimmung. Man  unterschied  besonders  Breslauer,  Berliner,  Leipziger, 
Hamburger  und  Wiener  Elle;  die  kleinste  von  diesen  war  die  Leipziger 
Elle,  die  längste  die  Wiener  Elle,  die  Hamburger  war  mit  der  Bres- 
lauer ziemlich  gleich  und  wahrscheinlich  hatte  der  frühere  lebhafte 
Verkehr  Breslaus  mit  Hamburg  zu  dieser  Annäherung  beigetragen. 
Als  Feldmafs  galt  damals  in  Schlesien,  wie  auch  anderwärts,  die  Meile, 
Rute  oder  Stange,  Kette  (lange),  dann  Gewende,  Morgen  und  Hube; 
hierzu  kam  noch  das  hiervon  verschiedene  rheinländische  Mafs.  Die 
damals  üblichen  Hohl-  Korn-  Zählmafse  und  Gewichte  haben  zum  Teil 
bis  in  die  jüngste  Zeit  hinein  ihre  Herrschaft  ausgeübt,  jedoch  waren 
sie  in  den  verschiedenen  Ländern  von  verschiedener  Gröfse  oder  wurden 
zu  verschiedenen  Zwecken  gebraucht.  So  z.  B.  wird  der  Ausdruck 
Dreiling  (dreyling),  welcher  sonst  in  Deutschland  als  Weinmafs  vor- 
kommt, in  Schlesien  auch  als  ein   Getreidemafs  bezeichnet  2).     Infolge 

1)  So  in  dem  Bericht  No.   1    und  No.   7. 

2)  Vergl.    Schönborn,    Chronik    Michael    Steinbergs    in    den    Script.    Rer.  Silcs. 
XL  Band.   S.   162. 


3(jß  Dr.   Theodor    Schöuboru, 

der  staatlichen  Zerrissenheit  dauerte  in  Deutschland  die.  Zersplitterung 
des  Mals-  und  Gewichtswesens  lünf,'er  als  in  anderen  Ländern  von 
{gleicher  Entwicklung^.  Erst  in  der  neuesten  Zeit  wurden  diese  Ver- 
schie(l(!nheiten  zum  Teil  aust,'eglichen.  Den  ersten  Eortschritt  brachte 
der  Zollvereinsvertra^-  vom  '22.  März  lS3:i,  wonach  im  Artikel  14  die 
Notwendigkeit  eines  ^(iincinsamen  Münz-  Mals-  und  Oewichtsystenis 
aus^^esprocluin  wurde.  Durch  den  Zolltarif  für  die  Jahre  l!S)j7 — 3Ü 
wurde  sodann  das  „Zolli)fun(l"  (=  500  (iramni)  und  der  „Zoli/.entner" 
(=  50  Kilogramm)  zunächst  in  der  Zollverwaltung  für  die  beiden 
folgenden  Dezennien  in  sämtlichen  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme 
von  Osterreich  und  Bayern  eingeführt.  Nach  langen  Beratungen  wurde 
dann  am  17.  August  1868  eine  Mafs-  und  Gewichtsordnung  erlassen, 
worin  die  Anwendung  des  aus  Frankreich  stammenden  metrischen 
Systems,  dessen  Idcic  man  dem  Holländer  van  Swinden  verdankt, 
zuerst  für  fakultativ  und  vom  1.  Januar  1872  an  für  obligatorisch 
erklärt  wurde.  Ebendasselbe  System  hatte  bereits  in  den  Nieder- 
landen, Belgien,  Spanien  und  Portugal,  Griecheidand  ,  in  der  Türkei, 
in  Norwegen  und  Schweden ,  Italien ,  wie  in  Österreich  seit  dem  Ge- 
setz vom  23.  Juli  1872,  endlich  auch  in  den  meisten  Staaten  von 
Südamerika  Eingang  gefunden,  während  in  Nordamerika  an  dem  eng- 
lischen System  festgehalten  wird.  Fast  drei  Jahrhunderte  hat  es 
also  gedauert,  bevor  das  schon  im  17.  Jahrhundert  tief  gefühlte  Be- 
dürfnis nach  einer  allgemeinen  Mafs-  und  Gewichtsordnung  realisiert 
wurde. 

Von  charakteristischer  Bedeutung  treten  die  Münz  wirreu  im 
17.  Jahrhundert  hervor,  die  aus  dem  Krach  der  zwanziger  Jahre 
ihre  Wirkungen  bis  zum  Schlufs  des  Jahrhunderts  ausdehnen.  Be- 
sonders ward  seit  dem  Jahre  1663  die  Verbesserung  oder  vielmehr 
die  gänzliche  Reform  des  Münzwesens  im  Reich  ein  stehender  Artikel 
auf  den  permanenten  allgemeinen  Reichsversammlungen ,  aber  trotz 
aller  Bemühungen  der  Reichsregierung  bildeten  die  Münzwirren  auch 
am  Ende  des  Jahrhunderts  ein  Hauptobjekt  der  Beschwerden  bei  der 
ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage  Schlesiens.  So  wird  in  dem  Be- 
richt No.  4  über  die  öftere  Münzveränderung,  in  dem  Bericht  No.  16 
über  die  öftere  Devalvation  und  Reduktion  der  Münzen,  in  den  Be- 
richten No.  25  und  27  über  die  bisherige  Münzkonfusion,  in  den  Be- 
richten 24,  6  und  18  über  die  Erhöhung  der  Münze  geklagt.  In  dem 
Bericht  No.  6  wird  von  dem  Landeshauptmann  zu  Jägerndorf  hervor- 
gehoben, wie  aus  der  Erhöhung  der  Münze  der  schädliche  Erfolg  ent- 
spriefse,  dafs  hiesige  Einwohner,  wenn  sie  in  Polen  Salz  oder  Vieh 
kaufen,  grofsen  Verlust  an  dem  Gelde  erleiden,  hingegen  solches  von 
den  Polen  in  erhöhtem  Werte  annehmen  müssen.  In  dem  Bericht 
No.  18  wird  in  ähnlicher  Weise  weiter  ausgeführt,  dafs  von  Zeit  sol- 
cher Veränderung  und  erhöhten  Wertes  des  Geldes  alles  sowohl  das 
polnische  Vieh  und  Salz  und  andere  Lebensbedürfnisse  sofort  auch 
im  Kauf  gestiegen,  so  dafs  diese  Gegenstände  fast  nun  nicht  mehr 
zu  erkaufen  seien.  Es  ist  aber  eine  wahre  Thatsache,  dafs  von  der 
jeweiligen  Beschafifenheit  des  Münzwesens  mehr  oder  weniger  die  Eut- 
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Wicklung  und  Blüte  des  Handels  und  der  Industrie ,  der  Kunst  und 
Wissenschaft  abhängt,  „Wie  das  Geld,  so  die  Welt."  Eine  Reform 
des  Münzwesens  gehört  deshalb  auch  zu  den  tiefeinschneidendsten  Um- 
gestaltungen öffentlicher  Verhältnisse,  das  ganze  Volk  bis  in  die  un- 
tersten Schichten  hinab  wird  zur  Umrechnung  jener  wirtschaftlichen 
Grundbegriffe  gezwungen,  unsere  jüngste  Münzreform  zeigt  dies  ja 
klar.  Zu  den  damaligen  Münzwirren  gab  aufser  den  absichtlichen 
fiskalischen  Münzverschlechterungen  von  Seiten  des  Staates  besonders 
Veranlassung  die  Ungeschicklichkeit  der  Münzfabiikatiou  und  das  Ein- 
dringen minderwertiger  Münzen  vom  Auslande  her.  „Dafs  gutes  Geld 
vom  schlechten  vertrieben  wird,  nicht  umgekehrt",  dieser  Ausspruch 
des  Thomas  Gresham,  des  Erbauers  der  sogen,  könighchen  Börse 
zu  London  im  Jahre  1566,  bewahrheitete  sich  auch  damals ;  englische 
Staatsmänner  hatten  aber  noch  gegen  Schlufs  des  17.  Jahrhunderts 
die  entgegengesetzte  Anschauung.  Schon  der  Heilbronner  Reforniplan 
von  1525  hatte  eine  völlige  Einheit  des  Münzvvesens  verlangt,  die 
Reichsmünzordnungen  von  1551  und  1559  hatten  inländische  Territo- 
rialmünzen und  ausländische  Münzen  genau  valviert,  aber  hierin  die 
vom  Reiche  gegebene  Regel  schon  durchkreuzt;  die  Kipper- und  Wip- 
perzeit, dieses  Extrem  territorialer  Selbstsucht,  hatte  die  Anarchie  im 
Münzwesen  vollendet.  Die  schweren  17  Kr.  waren  besonders  gesucht 
und  in  fremde  Länder  ausgeführt  worden,  so  dafs  das  gute  Geld  sich 
täglich  verlor,  dagegen  waren  die  lüderlichen  „Guldiner"  in  grofser 
Menge  eingeführt  worden.  Der  Handelsverkehr  half  sich  gewöhnlich 
dadurch,  dafs  eine  besondere  bekannte  und  zuverlässig  geprägte 
Münze  zu  einem  internationalen  Zahlungsmittel  ward.  So  schon  im 
alten  Römerreiche  der  aureus  und  später  solidus,  im  deutschen  Reiche 
hatten  bis  zum  17.  Jahrhundert  die  itahenischen  Goldgulden  als  Haupt- 
münze kursiert,  im  17.  Jahrhundert  wurden  dieselben  durch  die  hol- 
ländischen Dukaten  verdrängt;  die  wirtschaftliche  Machtstellung  in 
Europa  war  in  diesem  Jahrhundert  von  Italien  auf  Holland  überge- 
gangen. Mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Verkehrs  trat  aber 
das  Bedürfnis  nach  Erweiterung  der  Münzgebiete  im  wachsenden 
Mafse  hervor.  Deshalb  vereinigten  sich  kleinere  Staaten  im  Laufe 
der  neueren  Zeit  nicht  selten  zu  Münzverträgen.  Seit  dem  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  wurden  die  Münzkonventionen  einzelner  Kreise  oder 
Stände  des  Reichs  immer  üblicher  und  um  so  notwendiger,  als  man 
für  die  Erhaltung  eines  möglichst  gleichen  Feingehalts  aller  Münzen 
geringe  Fürsorge  trug  und  sich  nicht  anders  zu  helfen  wufste,  als 
durch  Herabsetzung  des  gesetzlichen  Gehalts  der  Münzen  auf  den 
thatsächlichen  durchschnittlichen  Metallgehalt.  Vor  allem  ist  die 
deutsche  Münzgeschichte  reich  an  derartigen  Verträgen,  die  im  Mittel- 
alter beginnen  und  ihren  Schlufs  in  dem  Wiener  Münzvertrage  vom 
24.  Januar  1857  finden.  Erst  die  wiedergewonnene  Münzhoheit  des 
deutschen  Reiches  hat  innerhalb  Deutschlands  solche  Verträge  über- 
flüssig gemacht. 

Und  nicht  nur  in  der  Münze,   sondern    auch  in  dem  Wechsel 
war  eine   Depravation   eingetreten.    Der  Wechselverkehr  war   weder 


;-{()X  I»i.     riicixlor   S  (•  h  «in  l)0  rii, 

(l(!ii  ^Morsen  lliiiidols^esellschafteii  dos  Mittelalters,  der  Haiidrisclieii 
iiiid  dei'  deutschen  Hansa,  noch  der  en^^MschcMi  Soziel;it  „Wagender 
Kautleute"  trotz  ihres  ausgedehnten  Ilandelshetriebes  vor  dem  16. 
und  17.  Jahrhundert  geläufig  gewesen.  Die  Engländer  hatten  jedoch 
schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert  von  dem  Wechsel  lediglich  bei 
ihren  (jeschaiten  nach  dem  Auslände  und  /war  im  Verkehr  mit  den 
auswärtigen,  sich  in  England  aut'haltend(!n  Kaut'leuten  und  Wechslern 
(jiehiauch  gemacht,  wogegen  sich  der  inländische  Wechsel  dort  erst 
im  17.  Jahrhundert  entwickc^lt  hatte.  Die  gesetzliche  Fortbildung  des 
Wechsels  wurde  in  erster  liinie  durcii  kautmännische  Übung,  durch 
Gewohnheitsrecht  gefördert.  In  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhun- 
derts b(!obachten  wir  in  Norddeutschland  Hamburg,  in  Mitteldeutsch- 
land lieij)zig  und  Nürnberg,  in  Siiddeutschlaiid  Itotzen,  welches  den 
Handel  der  Levante  und  Norditaliens  mit  Deutschland  vermittelte, 
als  die  wichtigsten  Wechseli)lätze.  Die  Wechselgelder  waren  nach 
dem  Kriege  fast  täglich  gestiegen,  das  Wechselagio  hatte  eine  solche 
Höhe  erreicht,  dais  dadurch  zu  vielen  Eallissements  Anlafs  gegeben 
und  vorgeschlagen  wurde,  das  monatliche  Agio  auf  halbjährlich  6"i„ 
festzusetzen.  Diese  Erscheinung  findet  hauptsächlich  darin  ihre  Er- 
klärung, dafs  im  17.  Jahrhundert  aufser  den  Staatsschuldverschrei- 
bungen  die  Wechsel  die  hauptsächlichsten  Wertpapiere  waren .  in 
denen  an  den  Börsen  bedeutende  (Jeschäfte  gemacht  wurden.  Übri- 
gens zeigt  sich  die  iMitwicklung  der  Ijörsengeschäfte  durchaus  nicht 
rapid,  denn  selbst  in  den  zwanziger  Jahren  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts hatten  die  Geld-  und  Wechselkurse,  wie  wir  aus  dem  da- 
maligen Pariser  Kurszettel  ersehen,  noch  keine  höhere  Bedeutung,  als 
die  wenigen  damals  im  Verkehr  befindlichen  Staatspapiere,  Obligatio- 
nen und  Aktien.  Und  endlich  war  im  17.  Jahrhundert  infolge  der 
Erhöhung  des  Geldes  der  verschiedenen  Landesmünzen ,  infolge  der 
Kosten  bei  der  Umwechsluug  oder  Umprägung,  infolge  der  häufigen 
Wiedereinziehungen  von  Münzen  und  der  Änderungen  des  Münzfufses 
der  Wechselkurs  besonders  im  Verkehr  zwischen  Leipzig,  Amsterdam, 
Hamburg  und  Danzig  einerseits  und  dem  Reiche  anderseits  auf  40  "|„ 
und  noch  höher  gestiegen  ^). 

Nach  Bericht  No.  1  waren  infolge  der  bisherigen  öfteren  Münz- 
veränderung die  Wechselgelder  fast  täglich  gestiegen  und  der  gröfste 
Teil  von  dem  „nervo  rerura  gerendarum"  in  andere  Länder  gezogen 
worden.  Nach  Bericht  No.  8  hatte  das  bisher  hohe  Agio  zu  vielen 
Fallimenten  Veranlassung  gegeben,  weshalb  das  monatliche  Agio  auf 
halbjährlich  6'*|o  begrenzt  werden  sollte.  Nach  Bericht  No.  26  hatten 
auf  Grund  der  öfteren  Geldveränderuug  die  Ausländischen  ihre  Waren 
verteuert,  die  Inländischen  mufsten  ein  sehr  hohes  Agio  zahlen  und 
die  Viktualien  waren  dazu  um  den  doppelten  Preis  gestiegen.  Beson- 
ders aber,  waren  durch  die  gänzliche  Abschaflung  der  polnischen 
Münze  nicht  nur  die  Wechsel  in  Leipzig,  Hamburg,  Amsterdam  und 
Danzig,   sondern    auch   alle    Viktualien   und    Preise  der  Gegenstände 


1)  In  dem  Bericht  No.  23. 
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durchgehends  so  gesteigert,  dafs  solche  Geschäfte,  welche  zur  Fort- 
setzung ihres  Handels  Waren  und  Viktualien  aus  Polen  und  anderen 
Orten  kaufen  mufsten ,  ihre  Nahrungen  mehr  mit  Schulden  und  Ver- 
lust als  mit  Nutzen  forttrieben  und  viele  darüber  zu  Grunde  gingen. 
Auch  nach  Bericht  No.  16  hatte  die  im  Jahre  1664  erfolgte  Reduk- 
tion und  Eliminierung  der  polnischen  Gelder  den  polnischen  Handel 
gänzlich  vernichtet  und  es  war  dahin  gekommen,  dafs  wie  man  früher 
aus  Polen  Geld  für  die  Waren  holte  oder  ihre  Waren  mit  inländi- 
schen Tüchern,  Leinwand,  Seidewaren,  Spezereien  u.  dergl.  koiumu- 
tierte,  jetzt  man  das  Vieh,  das  unentbehrliche  Salz,  Wachs,  Juchten 
mit  baren  Speziebus  zahlen  und  aus  dem  Lande  zu  führen  verstatten 
mufste.  Deshalb  machte  sich  allgemein  die  Forderung  geltend ,  dafs 
nebst  der  Scheidemünze  eine  einheitliche  sowohl  in  den  kaiserlichen 
Erbländern,  wie  im  Reich  geltende  Münzsorte  eingeführt,  dem  Landes- 
brauch nach  das  Interesse  auf  6"|o  reduziert  und  die  Geldausfuhr 
überhaupt  verboten  werden  sollte.  Das  letzte  Moment  hatte  seineu 
Grund  in  dem  damals  herrschenden  sogen.  Merkautilsystem.  Man 
dachte  noch  nicht  daran,  dafs  die  Schwankungen  des  Wechselkurses 
als  Ergebnis  und  Symptom  der  ungleichmäfsigen  Schuldenlage  der 
verschiedenen  Länder  und  Staaten  untereinander  sich  herausstellen. 
Wenn  jemals,  so  trat  dies  damals  unverkennbar  hervor. 

Ebenso  hören  wir  fast  in  allen  Berichten  gegen  die  damaligen 
Zolleinrichtungen  herbe  Vorwürfe. 

Der  30jährige  Krieg  hatte  den  Ruin  des  deutschen  Handels  voll- 
endet und  die  Industriezweige,  deren  Fabrikate  das  Ausland  früher 
geschätzt  hatte,  zerstört  wie  die  Leinen-  und  Wollenweberei,  die  Bier- 
brauerei und  die  Metallfabrikation.  Fremde  Fabrikate  fanden  in 
Masse  Eingang,  und  Frankreichs,  Englands  wie  Hollands  Industrie 
hatte  sich  ein  betriebsames  Volk  unterworfen ,  das  vordem  hierin  ihr 
Lehrer  gewesen  war.  Die  Vorliebe  für  ausländische  Erzeugnisse,  der 
Geschmack  an  fremden  Moden,  der  heute  noch  nicht  ganz  ausgerottet 
ist,  schreibt  sich  aus  jener  Zeit  her.  Mit  dem  merkantilistischen 
Prinzip  stand  es  in  Verbindung,  dafs  man  das  Einfuhrverbot  be- 
züglich ausländischer  Waren  ,  und  aufserdem  Zölle,  als  das  radikale 
Heilmittel  hielt ,  auf  dessen  Ausführung  die  künftige  Blüte  des  Han- 
dels beruhte.  Deshalb  ward  vor  allem  in  den  verschiedenen  Gutach- 
ten der  schlesischen  Städte  betont,  dafs  die  Einfuhr  der  Baumwolle 
und  anderer  ausländischer  Waren ,  besonders  der  Tücher ,  Strümpfe, 
Hüte,  gänzlich  verboten  und  jedermann  angehalten  werden  solle ,  die 
im  Lande  fabrizierten  Waren  zu  kaufen ;  die  Tücher  könnten  wegen 
der  hohen  Zölle  nicht  „angewehret"  ^)  werden,  aus  der  Lausitz  und 
aus  Böhmen  sollten  die  Waren  nicht  oline  Zoll  ins  Land  gelassen, 
sondern  wenigstens  bei  den  Garnen  vom  Thaler  2  Kreuzer  gegeben 
werden.  Die  Tuchmacher  könnten  wegen  allzulioher  Preissteigerung 
der  Wolle  keine  Tücher  mehr  verfertigen,  aus  gleichem  Grunde  müfs- 


1)  anwehren  =  recipere    in  se ,    an  sich    oder  an    andere  bringen ,    in    die    gewehr 
bringen.     Vergl.  Grimm,  Deutsches  Wörterbuch,  I,  S.  516. 


JJIO  l>r.   Theodor   S  c  li  li  ii  tj  o  r  ii , 

Um  die  /ücliiicr  und  Lciinwchu»'  zu  (jiinidi;  ^clicn.  l.ni  die  liidu-^tiic 
/u  JKibun,  Sülltun  l'';ibnk;int('n  und  Künstler  ms  Land  j,'ezoj^en  werden, 
um  von  ihnen  zu  lernen.  Duicli  die  Not  j^'e/wun^'en,  waren  viele 
W'elxT  aus  Selilesien  in  die  Lausitz  ein^^ewandert ,  wo  >ie  die  Tucli- 
falirikation  in  Blüte;  i^ehraelit  hattc^n.  In  der  J^ausitz  zu  lleutlien, 
(iörlilz,  Zittau,  Lauban,  Liiben  und  in  allen  Dorfscliaften  der  I^ausitz 
„steckte''  alles  voll  Parclmer  und  'rucliniaclier ;  die  Garn-  und  WoU- 
lal)rikatc  wie  die  Leinwand  wurde  von  hier  nach  Spanien,  Kngland, 
Holland  und  IIanil)ur^'  verführt.  Ew^  und  beschränkt  erscheint  die 
damals  ziemlich  all-^n-mein  in  Deutschland  verbreitete  Anschauunj^^ 
den  Verkauf  auf  dem  Lande  gänzlich  zu  beseitigen'), 
weshalb  auch  in  Schlesien  die  auf  (lern  Lande  festgesessenen  Kauf- 
leute und  Handwerker,  wie  Schneider,  Schmiede,  Hacker,  Fleischer 
und  Leinweber,  in  die  Stadt  getrieben  werden  sollten.  Es  war  noto- 
risch, dafs  in  den  beiden  Fürstentümern  Schweidnitz  und  Jauer  die 
gröfsteii  Handlungen  und  Manufakturen,  besonders  in  Schleier  und 
Leinwand,  aus  den  Städten  auf  das  Land  gezogen  waren,  so  dafs  in 
einem  einzigen  Dorfe  etliche  100,  nur  Leinweber,  sich  aufhielten. 
Wahrscheinlich  war  der  grolse  Steuer-  und  Abgabendruck  in  den 
Städten  das  Motiv  zu  einem  solchen  Schritte.  Ein  gewisses  Abhängig- 
keitsverhältnis der  ländlichen  Handwerker  von  den  städtischen  bekun- 
det die  eigentündiche  Sitte,  dafs  die  ersteren  in  jedem  Quartal  ein 
gewisses  Quantum-)  von  Waren  in  die  städtischen  Handwerksläden 
zu  liefern  verpflichtet  waren.  Doch  ward  auch  anerkannt,  dafs  die 
in  Schlesien  produzierten  Garne  an  Qualität  geringer  und  zur  Fabri- 
kation des  Schleiers  und  der  Leinwand  weder  tüchtig  noch  sonst  hier 
im  Lande  verbraucht  werden  könnten,  sondern  meist  den  Holländern 
zugesandt  würden.  Die  von  den  Holländern  für  solche  geringe  Garne 
in  Anwendung  gebrachte  Fabrikation  war  in  Schlesien  unbekannt  und 
wurde  von  ihnen,  schon  infolge  ihres  verschlossenen  von  fremden  Völ- 
kern sich  isoliert  haltenden  Zuges,  als  das  gröfste  Geheimnis  gehalten. 
Wir  ersehen  dies  aus  dem  Berichte  der  Kaufmannschaft  zu  Lie- 
benthal, wonach  „die  hier  zu  Lande  erzeigte  geringe  Garne  zur  fabri- 
que  des  Schleiers  undt  Leinwandt  nicht  tüchtig,  noch  sonst  hier  im 
Landt  consumiret  werden  können,  sondern  solche  denen  Holländern 
meistens  zugesendet  würden,  welches  dem  allgemeinen  Laude,  undt 
ex  consequenti  denen  bedürfftigeu  Spinnern  zu  conservation  gereichte. 
Die  fabrique  so  die  Holländer  von  solchen  geringen  Garnen  zu  machen 
wüsten,  wehre  dieser  Ohrten  uubekanndt,  undt  würde  von  ihnen  pro 
summo  arcano  gebalten;  undt  wann  solche  auch  eingeführt  werden 
könnte,  mangelte  es  an  der  Correspondenz  in  Ost-  undt  Westindien, 
Spanien,  Frankreich  undt  Engelandt.  Dafs  Landt  wehre  auch  inna- 
vigable  undt  würde  der  Verschleifs  solcher  Waahren  erwindeu^);  da- 


1)  So  z.   13.  in  den  Berichten  No.  2,  3,  8. 

2)  In  den  Akten  steht  nur  „ein  gewisses  Quantum'',  doch  ist   dieser  Ausdruck  nach 
dem  Zusammenhange  wohl  nur  in  dem  obigen  Sinne  aufzufassen. 

3)  erwinden ,     ein    früher    sehr     geläufiges    Wort ,  =  ermangeln ,    vergl.     hierüber 
Grimm,  deutsches  Wörterbuch,  III,  S.   1064—1067. 
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hingegen  von  denen  Holländern  solche  Garne  baar  bezahlt,  undt  durch 
dieses  mittel  das  geldt  dem  Landt  copiose  surrogirt  undt  zugebracht 
würde."  So  war  die  Blüte  der  Tuchindustrie,  in  der  noch  gegen 
Schlufs  des  Mittelalters  Florenz  hervorragte,  allniälig  im  17.  Jahr- 
hundert auf  Holland  übergegangen.  Von  dem  Handel  mit  den  über- 
seeischen Ländern  blieb  Deutschland  ganz  ausgeschlossen  und  schon 
damals  wurde  das  Bedürfnis  gefühlt,  eigene  Kolonien,  wie  in  Ost-  und 
Westindien,  zu  gründen,  um  im  transozeanischen  Verkehre  nicht  iso- 
liert dazustehen  und  von  Holland,  Spanien,  Frankreich  und  England 
gänzlich  abhängig  zu  sein.  Infolge  des  neuen  Zollaufschlags,  insbe- 
sondere auf  Thran,  Juchte,  Fische,  Käse,  Stahl,  Eisen,  Draht,  Schwefel 
und  Blei,  wurden  diese  Artikel  nicht  mehr  so  häufig  ins  Land  ge- 
führt, desto  mehr  aber  in  andere  Länder.  Zudem  waren  die  Zölle 
nicht  gleichmäfsig  in  den  verschiedenen  Territorien  verteilt  und  manche 
Städte  erfreuten  sich  bezüglich  des  Zollwesens  gewisser  Vorteile.  So 
mufste  die  Stadt  Liegnitz  rohes  und  ausgearbeitetes  Leder,  Fisch- 
waren ,  Thran ,  Honig  und  Leinwand  bei  der  Einfuhr  verzollen ,  da- 
gegen waren  die  Stadt  Breslau  und  andere  Orte  hiervon  zollfrei ;  ähn- 
lich stand  es  mit  dem  budissinischen  Zoll ,  von  dem  nur  die  Stadt 
Breslau  eximiert  war.  Es  wird  geklagt  über  die  exzessiven  Forde- 
rungen der  Zollbeamten ,  wonach  sogar  bei  einem  Paket  Garn ,  das 
ein  armer  Weber  auf  dem  Rücken  nur  2  oder  3  Meilen  von  der  Stadt 
entfernt  trug  und  im  Lande  verarbeitet  war,  ein  Zettel  mit  6  Kr.  ge- 
löst werden  mufste  i).  Einen  grofsen  Schaden  verursachte  dem  Han- 
del nach  der  Anschauung  der  Städte  Liegnitz,  Goldberg,  Lüben  und 
Hainau  der  Karten-  und  Papieraufschlag.  Auf  Grund  des  unbedeu- 
tenden Verkaufs  dieser  Artikel  standen  die  Papiermühlen  meist  müs- 
sig, viele  tausend  Ries  Papier,  welche  früher  nach  Lissa,  Thoni,  Dan- 
zig  und  nach  Preufsen  verführt  worden,  lagen  jetzt  unverkauft  da. 
Der  Papier-  und  Kartenhandel,  welchen  Schlesien  vorher  behauptet 
hatte,  war  ungemein  gesunken;  dagegen  waren  in  Brandenburg  und 
Polen  neue  Papiermühlen  entstanden  und  aus  Brandenburg  wurde 
dieser  Handel  nach  Pommern,  Schweden  und  Dänemark  gedrängt. 
Die  schlesischen  Stände  hatten  in  einem  Bericht  an  den  kaiserlichen 
Hof  im  J.  1697  bewiesen,  dafs  allein  durch  die  Zölle  auf  Papier  und 
Karten  die  Ausfuhr  des  Papiers  von  14  000  Ballen  auf  einige  hundert 
Ballen  reduziert  und  die  Polen  durch  den  erhöhten  Preis  desselben 
bewogen  worden  waren,  ihre  Leinwebereien  zu  vermehren,  Papier- 
mühlen anzulegen  und  diese  W^are  aus  andern  Ländern  zu  beziehen  ^). 
Von  ausländischen  Garnkommissiouen  wurden  damals  in  Ober-  und 
Niederschlesien  in  grofsen  Quantitäten  die  besten  und  festesten  Garne, 
deren  das  Land  selbst  höchst  bedürftig  war,  aufgekauft,  nach  der 
Lausitz  exportiert  und  von  den  dortigen  aus  Schlesien  eingewanderten 
Fabrikanten  dann  nach  England  versandt.  Bei  den  von  Schlesien 
aus    nach    Spanien    verschickten    Leinwandsorten    wurde    ein    doppelt 


1)  So  in  dem  Gutachten,   Kericht  No.   7. 

2)  von  Kl  üb  er,  Von  Schlesien,  I,  368. 


3]  2  ^-''■-   Thfoilor   S  eil  I)  n  I)  Olli , 

höhen!!*  /oll  :ils  von  I-raiikicich  entrichtet,  hierzu  kam  der  neue 
grofse  /oll/iisclilii^  in  Miii^dand  und  der  ^njl'se  lieiiiwaiidzoll  in  ll(jlland. 
Ks  wild  die  l)(!ic(:liti^t<;  l-ordcnin«;  ausj^esprochen ,  dals  der  Kaiser 
hei  Spanien,  Kn^land  und  Holland  einen  Zollsatz  erzielen  möchte, 
wodurch  der  hervorra/^ende  Voiteil  Krankreichs  beseitii^t  werde.  Zu 
Fürstenberf?  in  der  Lausitz  war  aut  der  Oder  der  Zoll  von  Kisten, 
IJallen,  l'aketen  und  Fässern  um  (his  Doppelt«;  erhöht  worden,  umf:e- 
kchrt  j^enossen  die  Lausitzer  das  Vorrecht,  alle  ihre  Waren  ohne  Zoll 
nach  Schlesien  zu  l)rin;j,('n.  Die  Zölle  und  Mauten  über  l'ra^,^  zu  dem 
Liiizer,  Hotzener  und  an(U;ren  Märkten  waren  gewalti}^  i^M'Stei^ert  wor- 
den. Aus  Ostindien  wurden  in  fast  unbeschreiblicher  Men;,'e  Kattun 
nach  den  kaiserlichen  Erbländern  von  England  und  Holland  aus  ein- 
geführt, welcher  die  in  Schlesien  produzierte  Leinwand  zu  verdrängen 
stn^bte,  so  dafs  ein  Verbot  der  Einfuhr  dieses  Artikels  oder  ein  er- 
höhter Zollsatz  für  notwendig  erachtet  wurde.  Gegen  den  starken 
Vieliaufkauf  von  seiten  ausländischer  Fleischer  sollte  gesetzlich  ein- 
geschritten werden.  Der  Lederhandel  in  Schlesien  hatte  früher  einen 
bedeutenden  Absatz  bei  den  Littauern,  Reufs(!n  und  Moskowitern,  wo- 
durcii  dem  Staate  selbst  grofser  Vorteil  zuflofs;  der  neue  Lederauf- 
schlag bewirkte,  dafs  der  Lederhandel  sich  nach  Sachsen  und  Bran- 
denburg zog.  Die  hiesige  Reichskränierzunft  hatte  für  Spezereien 
jährlich  einige  Tonnen  Goldes  nach  Hamburg  versandt,  sie  wollte  den 
lierrschenden  Geldmangel  durch  das  Barattierungssystem  (ein  Tausch- 
handelsystem) beseitigt  wissen ;  doch  einer  solchen  Mafsregel  stellte 
sich  die  grofse  Kaufmannschaft  entgegen.  Die  Zuckerbäcker,  Kürsch- 
ner, Posamentierer,  Färb(!r,  Pfetierküchler,  Weifsgerber  thaten  der 
Kaufmannschaft  grofsen  Eintrag,  indem  sie  ihre  Notdurft  um  bares 
Geld  kommen  liefsen;  durch  Barattierung  der  Landwaren,  welche 
diese  Handwerker  nicht  führen  dürfen,  würde  das  Geld  im  Lande 
hehalten  werden.  Es  wird  die  Forderung  gestellt,  die  Aufschläge, 
Accisen,  besonders  vom  Fleisch,  und  Zölle,  hauptsächlich  die  Getreide- 
zöllc  als  des  Handels  „ärgste  Feinde",  zu  beseitigen,  denn  diese  ver- 
ursachten dem  Handel  den  gröfsten  „trouble"  und  böten  Anlafs,  den 
Handel  dem  Lande  zu  entziehen  i),  dagegen  dem  Handel  freien  Lauf 
zu  lassen,  namentlich  die  freie  Ein-  und  Ausfuhr  des  Salzes  durch- 
zuführen. Auch  Kampfzölle  begannen  schon  damals  ihr  Spiel  zu  trei- 
ben, denn  es  war  keine  Idofse  Rachsucht,  wenn  Holland  im  17.  Jahr- 
hundert den  Polen  drohte,  falls  ihre  Zollerhöhung  in  Danzig  und 
Pillau  fortdauerte,  seinen  Kornbedarf  aus  Rufsland  beziehen  zu  wollen. 
Die  erste  Forderung  einer  rationellen  inneren  Handelspolitik  ist 
die,  dafs  der  Staat  ein  einheitliches  Handelsgebiet  mit  völlig  freiem 
innerem  Warenumläufe  bilden  müsse.  Die  Produktion  wird  da- 
durch am  wirksamsten  gefördert,  Kraft  und  Arbeit  werden  erspart. 
In  Deutschland  ward  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  dieses  Prinzip 
nicht   ins  Leben  gesetzt,    während   in  Frankreich  schon    im  17.  Jahr- 


l)  So    besonders    in    dem  Bericht    der    breslauischen    sog.    grofsen  Kaufmannschaft, 
No.    14,  der  vor  allem  durch  einen  reichen  Inhalt  sich  auszeichnet. 
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hundert  obige  Forderung  verwirklicht  wurde,  zu  der  Zeit,  als  Colbert 
planmäfsig  einen  grol'sen  Teil  des  Staates  in  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet mit  freiem  inneren  Handel  verwandelte.  Aufser  dem  Strafsen- 
zwange  waren  höchst  lästig  und  hinderlich  für  die  Entwicklung  des 
Handels  die  in  vielen  deutschen  Städten  herrschenden  Umschlags-, 
Stapel-  und  Niederlagerechte,  und  hauptsächhch  war  es  das 
letztere,  welches  als  im  Interesse  des  Handels  noch  im  17.  Jahrhun- 
dert von  schlesischen  Städten  erstrebt  und  effektuiert  wurde.  Auf 
Grund  dieses  Rechtes  ward  der  Ankauf  der  aufgestapelten  Waren 
ausschliefshch  den  Bürgern  der  Stadt  vorbehalten.  So  wird  hinge- 
wiesen auf  die  günstige  Handelslage  der  Stadt  Breslau.  Angrenzend 
an  Polen,  Ungarn,  Mähren  und  Österreich  gegen  Osten  und  Norden 
hin,  gegen  Westen  hin  mit  Holland  und  England  in  Handelsverbin- 
dung, dazu  der  schiffare  Strom,  auf  dem  man  nach  der  Ost-  und 
„Westsee"  gelangen  könne,  nicht  arm  an  verständigen  Kaufleuten, 
würde  der  Handel  sich  günstig  entfalten,  wenn  ihm  freier  Lauf  ge- 
lassen würde,  zumal  das  Land  Schlesien  vor  anderen  Ländern  von 
der  Natur  mit  herrlichen  Gaben,  als  Garn,  Leinwand,  Wolle,  Röte, 
Wachs  und  Kupferwasser  reich  gesegnet  ist.  Der  Handel  der  Stadt 
Breslau  würde  aber  erst  dann  zu  neuer  Blüte  gelangen,  wenn  die 
gesamten  österreichischen  Erbländer  augewiesen  würden,  dafs,  wer 
Seide,  wollene  und  dergleichen  Manufakturen,  vor  allem  englische, 
holländische  und  spanische  Tücher,  wie  auch  allerhand  Spezerei  und 
andere  Waren  zu  kaufen  beabsichtige,  zunächst  sich  nach  Breslau  an 
Mitfasten  und  Cruci  Markt  begeben  sollte,  und,  wenn  er  solche  Waren 
zu  Breslau  nicht  anträfe  und  kaufen  könnte,  dann  ihm  erst  freistände, 
nach  Leipzig  in  die  Oster-  und  Michaelismesse  zu  reisen.  Dadurch 
würden  die  Holländer,  Engländer  und  Italiener  bewogen  werden,  ihre 
Warenlager  hierher  zu  schrcken,  der  Staat  würde  an  Zöllen  gewinnen 
und  die  Unterthanen  der  Erbländer  könnten  besonders  wegen  des 
Zolles  zu  Bautzen  und  wegen  des  Accises  zu  Leipzig  wie  auch  an 
Wechselagio  grofses  ersparen.  Die  Stadt  Breslau  erhielte  hierdurch 
nur  das,  was  anderen  Reichsstädten  schon  bewilligt  war,  zumal  sie 
schon  vor  200  Jahren  mit  diesem  Niederlagsrechte  begnadet  worden 
war^).  Selbst  die  Stadt  Leipzig  würde  diesem  Ansprüche  nichts  ent- 
gegenzusetzen haben,  weil  sie  nur  in  einer  Umgebung  von  15  Meilen 
wegen  der  Messen  mit  dem  „Jure  prohibendi"  privilegiert  sei.  Die 
Bevölkerung  und  der  Wohlstand  Schlesiens  würde  schon  dadurch  sehr 
gefördert  werden,  wenn  wenigstens  der  Leinwand-  und  wollene  Manu- 
fakturenhandel, vor  allem  die  Tuchfabrikation  wieder  zu  erneutem 
Aufschwung  gebracht  würde,  wodurch  mehr  Geld  ins  Land  gezogen 
werden  könnte  als  durch  Gold,  Silber  und  seidene  Waren.  Alle  diese 
früher  in  hoher  Blüte  befindlichen  Geschäfte  lagen  damals  hart  dar- 
nieder. Die  Stadt  Steinau  hatte  früher  über  400  Tuchnuxcher  und 
mehr  als  200  Züchner,  die  jährlich  über  135  000  Rthl.  der  Stadt  ein- 


1)  Das  Recht  der  Niederlage  war  der  Stadt  Breslau    schon  im  Jahr  1274  verliehen 
worden.      Vergl.  näheres  bei  (irünhagen,  cod.  dipl.   Siles.   III,  95,  Anm.   7. 


^\A  l'r     Tlicodor   S  c  h  o  n  b  o  r  ii , 

brachten  und  l'Jooij  liis  14  000  Stück  Tücher  jithrhcli  vcMtcrtit^'tcii, 
(la;4(!K('ii  um  Schhissc  des  17.  ,lalirhiiii(h:its  nicht  inclir  dut  Hallte, 
In  der  Stadt  Sa;,'an  }<al)  (!S  im  Jahre  KJ^iJ  K^'^'en  7U«J  'l'uchmacher, 
in  der  Stadt  Glo;,'au  lebten  früher  bis  800  Tuchmacher,  in  Freistadt 
5(X)  Tuchmacher  und  ebensoviel  Ijeinweber;  diese  Anzahl  war  bis  aut 
ein  Minimum  reduziert;  ila;^ej,'en  befanden  sich  in  (br  Lausitz  über 
r)Ot)00  Weberstülilei). 

Auch  die  Stadt  ßeuthen  wird  als  ein  für  den  ll;in(b;l  wichtiger 
Ort  bezeichnet,  (iünstij^  ^^elej^^en  zum  Anlanden  wie  zum  Ausladen 
der  Schilfe,  angrenzend  an  das  Königreich  l'olen,  an  die  Mark  Bran- 
denburg und  die  Lausitz,  früher  schon  von  liedeutung  durch  Lein- 
wand-, Garn-  und  Tuchhandel,  könnte  sie  immerhin  noch  grofses 
leisten,  wenn  besonders  das  Aufkaufen  des  Garnes  gehindert  würde. 
Für  die  Stadt  IJrieg,  als  der  Hauptstadt  des  Fürstentums,  wird  eine 
Niederlage  von  Salz,  Kisen,  Blei  und  anderen  oberschlesischen  Waren 
gefordert.  Die  für  (b-n  Handel  günstig  gelegene  Stadt  Glogau  a,(). 
l)eanspruchte  ebenfalls  ihr  früh(;res  „Jus  stapulae",  wodurch  die  durch- 
oder  vorbeiziehenden  Kaufieute  genötigt  wurden ,  ihre  Waren  in  der 
Stadt  auf  bestimmte  Zeit  zum  Verkauf  auszustellen.  Der  Grünberger 
Magistrat  wies  auf  einen  Bericht  der  mit  dieser  Stadt  in  Handelsver- 
kehr stehenden  stettinischen  Kaufmanuschaft  hin,  wonach  alle  aus 
den  nordischen  Königreichen  und  Landschaften  auf  der  Oder  herge- 
brachten oder  aus  Schlesien  nach  Stettin  verführten  Waren  dadurch 
verteuert  wurden,  dafs  in  der  Mark  Brandenburg  die  Oder  versperrt 
war  und  jedes  Schiff  zu  Frankfurt  die  Waren  niederlegen  und  einem 
dortigen  Kaufmann  überlassen  mufste,  welcher  dieselben  nach  eigenem 
Gefallen  taxierte  und  durch  die  zweite,  dritte  und  vierte  Hand  hin 
und  wieder  verkaufte. 

Die  Preise  der  Wolle  und  der  Tücher  waren  immer  mehr  durch 
die  Zölle  gestiegen.  Die  Land-  und  polnische  Wolle  hatte  früher  und 
zwar  ein  Stein  4  bis  6  Thaler  gekostet,  jetzt  stand  sie  im  Preise  von 
10  bis  13  Thaler  und  für  die  Lammwolle  mufste  sogar  bis  16  Thaler 
gezahlt  werden.  Zu  der  gesteigerten  Ausfuhr  der  rohen  und  weifsen 
Webergarne,  hauptsächlich  aber  der  Laudwolle,  gab  der  geringe  Zoll 
Gelegenheit;  dagegen  verhinderte  der  hohe  und  dreifach  auf  die  im 
Lande  fabrizierten  Tücher  geschlagene  Zoll  die  Ausfuhr  derselben. 
Deshalb  ward  vorgeschlagen,  die  starke  Ausfuhr  der  rohen  und  weifsen 
Webergarne  und  Landwolle  zu  inhibieren. 

Charakteristisch  tritt  noch  hervor  der  Kornhaudel  und  die  Teuerungs- 
politik.  Es  ward  die  Forderung  aufgestellt,  dafs  besonders  der  Ge- 
treidepreis nach  den  Jahrgängen  und  dem  zeitgemäfseu  Zuwachs 
moderiert  und  auf  eine  bestimmte  Summe  fixiert  werde  ^).  Inwieweit 
freilich  der  Zoll  auf  die  Preisbestimmung  des  Getreides  Einflufs  aus- 
übte,  läfst  sich   selbst   gegenwärtig   noch   nicht  mit  Sicherheit  nach- 


1)  Nach    einem  Schreiben    der  Breslauer  Kaufmannsältesten    vom   15.  Juni   1697   an 
die  königl.  Kammer,  das  diesem   Gutachten  am   Schlüsse  beigefügt  ist. 

2)  So  in  dem  Bericht  No.  1. 
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weisen  *).  Die  englische  Gesetzgebung  hatte  schon  im  15.  Jahrhundert 
versucht,  einen  Normalpreis  des  Getreides  aufzustellen,  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  traten  aber  wiederholte  Veränderungen  des  gesetz- 
lichen Normalpreises  ein,  die  in  den  veränderten  Münz-  und  Geldwert- 
verhältnissen ihren  Grund  hatten.  Der  Wucherhandel  war  damals 
zu  einer  gewaltigen  Höhe  heraufgeschossen,  gerade  in  Beziehung  auf 
die  wichtigsten  Handelsartikel  Schlesiens.  Der  Kornwucher  herrschte 
auf  dem  Lande  wie  in  den  Städten,  der  arme  Mann  konnte  nichts 
mehr  aus  der  ersten  Hand  erhalten,  ja  das  Getreide  wurde  in  grofsen 
Quantitäten  aufser  Landes  geführt,  wodurch  die  Getreideteuerung 
neben  dem  Getreidemangel  noch  erhöht  wurde.  Aufser  dem  Korn- 
wucher blühte  noch  besonders  die  Garnwucherei,  so  dafs  die  Garne 
aus  der  ersten  Hand  weggekauft,  fuderweise  in  fremde  Orte  verführt 
wurden  und  so  die  Weber  kein  einziges  Stück  Garn  aus  der  ersten 
Hand,  sondern  nur  erst  aus  der  dritten  Hand  beziehen  konnten  und 
auf  das  Teuerste  bezahlen  mufsten^). 

Auch  die  Monopole,  wie  bei  den  Zünften  die  alten  Gewohnheits- 
sitten und  Ordnungen,  wodurch  andere  sich  im  Lande  niederzulassen 
abgeschreckt  wurden,  sollten  in  billige  Schranken  gebaut  werden. 
Besonders  hätte  das  „Meyerische"  Salzmonopol  dem  Lande  grofsen 
Schaden  zugefügt  und  die  „Armut  dem  Ruin  preisgegeben"  und  wenn 
mit  dem  hallischen  und  anderem  ausländischen  Salz  in  solcher  Weise 
wie  die  schlesische  Kammer  angefangen,  fortgefahren  werden  sollte, 
so  würde  die  „Armut  völlig  den  letzten  Stofs  bekommen"  '^).  Den 
Luxus  der  Kleider,  an  denen  sich  eine  grofse  Verschwendung  von 
Gold  und  Silber  zeigte,  hielt  man  für  schädlich  und  wollte  ihn  durch 
ein  Polizeipatent  verboten  wissen,  deshalb  sollten  auch  die  ganzen 
goldenen  und  silbernen  Stücke,  welche  damals  allgemein  werden  woll- 
ten, „sub  poena  confiscationis"  gar  nicht  ins  Land  gebracht  werden. 
Hauptsächlich  aber  sollte  es  untersagt  sein,  den  Lakaien  die  Livreen 
mit  Silber  auszuschmücken,  eine  Pracht,  wodurch  den  kaiserlichen 
Erbländern  leicht  ^2  Million  entzogen  werden  könne  und  nur  andere 
Nationen  bereichert  "werden.  Auch  diese  Anschauung  steht  ersichtlich 
mit  dem  sogen.  Merkantil-  oder  Schutzsystem  in  engem  Zusammen- 
hange. Ähnliche  Mafsregeln  kommen  damals  auch  in  anderen  Staaten, 
wie  in  Frankreich,  zur  Geltung.  So  wird  in  der  Deklaration  Lud- 
wigs XIV.,  vom  12.  Dez.  1644  geklagt,  dafs  die  Einfuhr  von  Luxus- 
gegenständen Frankreich  alles  Goldes  und  Silbers  zu  berauben  drohe 
und  unter  Colbert  wurde  1672  bei  dem  Verbote  des  groben  Silber- 
geschirres ausdrücklich  befohlen,  alles  dergleichen  in  die  Münze  zu 
liefern.  In  England  wurde  verboten,  Seide  am  Hute,  an  der  Mütze 
u.  s.  w.  zu  tragen,  freilich  hier  in  der  Tendenz,  die  einheimische  Woll- 


1)  Vergl.  hierüber  J.  Conrad,  der  deutsche  Getreidezon  und  der  Getreidepreis 
in  den  Jahrb.  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  herausgeg.  von  Conrad,  H.  5.  3 
(37),  S.   275. 

2)  Bericht  No.  3.  In  Bericht  14  wird  die  ins  8.  Jahr  anhaltende  schwere  6e- 
treideteuerung  hauptsächlich  dem  Getreidewucher  Schuld  gegeben. 

3)  So  in  dem  Bericht  No.  14. 

N.  F.  Bd.  IX.  26 


3jg  Dr.   'V  ]i  f  o  «1  o  r  S  c  li  ü  n  tj  o  r  n  , 

f;il)ril<iiti()ii  (liidurcli  /u  föril(>ni  ').  In  Sclile.siiüi  veibot  ein  kaiserliches 
Oheraiutspatent,  de  l^reslau,  21.  März  1659''),  die  gohlerieii  und  sil- 
Ix-rncii  oder  mit  Gold  und  Silber  eiiif^'etra^^'enen  Borten ,  Si)itzen  und 
(Jallonen,  mit  (lold  und  Silb(!r  ^(iwii-kte  Zeii^e,  die  mit  Gold  und 
Silb(!r  i^n^stickten  VVelirgehan^e,  llandscliulK!,  llutsclinüre,  wie  allerhand 
Galanterien,  wii;  Kiistchen  von  Scliildki-üte,  ()lii-vreliäii^^e,  Ilalsbändei', 
seidene  8i)it/(in,  reiche  Bänder  von  (iold  und  Silber,  kostbare  Gold- 
arbeiten und  Kleinodien,  die  ganzen,  hali)en  und  viertel  Kastorhüte, 
kostbare  Messer,  Sporen,  Schreibtafeln  wie  auch  weifse  niederländische 
Spitzen  einzuführen  unter  Strafe  der  Konfiskation ;  (\a<^(i^(iu  stand  es 
den  Kaufleuten  frei,  solche  verbotene  Artikel  durch  Schlesien  nach 
Ungarn,  Polen  und  andei'en  Ländern  gegen  Entrichtung  der  bisherigen 
gcwöhidichen  Maut-  und  Aufschlaggebührnis  zu  vei'liandeln. 

Vor  allem  aber  ward  am  Schlüsse  des  17.  Jahrhunderts  die  Not- 
wendigkeit einer  Steuerreform  allgemein  hervorgehoben  und  an- 
erkannt. 

Seit  der  thatsächlichen  Auflösung  des  deutschen  Reiches  in  eine 
Reihe  von  selbständigen  Territorialherrschaften  in  der  2.  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  trat  im  Reiche  selbst  das  Bedürfnis  nach  einer 
prinzipiell  einheitlichen  Steuerverfassung  weniger  dringend  als  in  an- 
deren zentralisierten  europäischen  Staatskörpern  hervor.  Aus  früherer 
Zeit  stammte  als  allgemeine  direkte  Reichssteuer  der  „gemeine  Pfennig", 
eine  Vermögenssteuer  von  allen,  mittelbaren  und  unmittelbaren,  Reichs- 
unterthanen.  Zur  Deckung  von  Reichsl)edürfnissen  war  man,  ähnlich 
wie  gegenwürtig  noch  im  neuen  deutschen  Reiche  die  Matrikularbei- 
träge  der  einzelnen  Staaten  denselben  Zweck  verfolgen,  zu  dem  System 
von  Matrikularumlagen  übergegangen,  das  sich  dann  zu  dem  der  sogen. 
Römermonate  entwickelte;  der  Römermonat  betrug  anfangs  128  000  fl., 
später  weniger.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  bildete  sich  in  den  deut- 
schen Territorien  immer  mehr  ein  Steuerwesen  aus,  das  neben  den 
direkten  Steuern,  Geschofs,  Kontribution  oder  kurzweg  Steuer  genannt, 
nun  hauptsächlich  innere  indirekte  Verbrauchssteuera  umfafste  unter 
dem  Namen  Ungelt,  Lizent,  Zise  oder  Accise.  Für  die  österreichischen 
Länder  kamen  noch  dazu  die  aus  dem  16.  Jahrhundert  stammenden 
Türkensteuern,  eine  Verbindung  von  Einkommen-  und  Ertrag-  mit  Ver- 
mögen- und  Personensteuern,  letztere  mit  Abstufungen  nach  Ständen, 
herabgehend  als  Kopfsteuern  auf  die  untersten  Klassen,  also  alle  Klas- 
sen umschliefsend.  Diese  indirekte  Verbrauchsbesteuerung  herrschte 
überhaupt  im  17.  Jahrhundert  in  den  Kulturstaaten  Europas.  In  Eng- 
land wurde  daneben  auch  auf  dem  Gebiete  der  direkten  Besteuerung 
experimentiert,  ohne  feste  leitende  Prinzipien  und  ohne  gTofsen  Erfolg. 
Nach  dem  Grofsen  Kriege  war  in  Deutschland  das  Steuerwesen  immer 
mehr  in  Verfall  geraten.  Es  wurde  in  Schlesien  wie  im  Reich  bitter 
und  wiederholt  geklagt  über  die  ungleiche  Indiktionslast,  über  den  un- 
billigen Steüermodus  in  den  Städten,   über  die  neuen  und  ungewöhn- 


1)  W.  Koscher,  System  der  Volkswirtschaft  I,  565,  566  Aiim.  2. 

2)  St.  A.  zu  Breslau,  Acta  generalia,  A.  A.  VIII,  7,  a. 
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liehen  Auflagen  bei  Ilatsbäusern  und  Gericbtsstellen ,  über  die  lang- 
wierigen hoben  Kontributionen  und  endlich  über  die  schon  seit  8  Jahren 
(1690 — 1698)  herrschende  Teuerung  fast  aller  Viktualien,  deren  Preise 
um  das  doppelte  gestiegen  waren,  so  dafs  man  Lebensmittel  aus  Polen 
und  anderen  Orten  bezog.  Die  Sagansche  Regierung  klagte  über  die 
Abnahme  der  Bevölkerung,  die  noch  mehr  sich  steigern  würde,  wenn 
nicht  statt  der  fast  unerträglichen  Kontributionen  die  Accisen  einge- 
führt würden.  In  ähnlichem  Sinne  spricht  sich  die  Stadt  Normslau 
aus,  auf  dafs  statt  des  ungleichen  und  unproportionierten  Steuer- 
wesens die  Generalaccisen  Eingang  finden  möchten,  um  so  mehr  als 
in  den  Städten  die  Urbarien,  besonders  das  Brauwesen,  in  starkem 
Niedergange  begriffen  und  z.  B.  in  der  Stadt  Liegnitz  die  jährlichen 
Bieraccisen  von  c.  20  000  auf  6000  fl.  gefallen  wären. 

Als  diejenigen  Städte,  welche  notorisch  am  Schlüsse  des  17.  Jahr- 
hunderts in  Schlesien  noch  am  meisten  darniederlagen,  werden  Striegau, 
Löweuberg,  Reichenbach,  Sagan  und  Bunzlau  namentlich  hervorge- 
hoben, dagegen  als  diejenigen,  welche  bereits  bedeutenden  Zuwachs 
erhalten  hatten,  Schmiedeberg,  Greifenberg  und  Landeshut. 

Besonders  aber  herrschte  allgemeine  Klage  über  die  Ungleich- 
heit der  Indiktion.  Der  Stadt  Breslau  waren  schon  gegen  6  Ton- 
nen Goldes  Steuer  (1  Tonne  =  100  000  Thlr.)  erlassen  worden,  im 
Jahre  1628  allein  125000  Thlr.  Ungefähr  gegen  das  Jahr  1630  war 
dem  Fürstentum  und  der  Stadt  Breslau,  welche  erst  1635  von  einander 
separiert  wurden,  und  im  Jahre  1639  zugleich  den  Fürstentümern 
Münsterberg  und  Frankenstein,  wie  auch  der  Stadt  Sagan  der  3.  Teil 
ihrer  Indiktion  abgeschrieben  worden ;  von  dieser  Zeit  an  wurden  diese 
Stadt  und  Fürstentümer  Tertiarii  genannt,  die  übrigen  Fürsten  und 
Stände  Antitertiarii  oder  Unseparierte.  Im  Jahre  1661  erhielten  die 
Fürstentümer  Liegnitz,  Brieg  und  Wohlau  den  nämlichen  Vorteil  als 
jene  Tertiarii  und  so  unterschied  man  von  jetzt  ab  die  alten  und 
neuen  Tertiarii.  Eine  reiche  Fülle  von  Aktenstücken  findet  sich  im 
Breslauer  Staatsarchiv,  die  insgesamt  Steuerreformprojekte  umfassen  ^). 


1)  Vgl.  besonders  ein  Aktenstück,  betitelt  „circa  Modum  Contribuendi'',  im  St.A.  zu 
Breslau,  A.A.  VI,  10,  a.  Das  Jahr  ist  nicht  angegeben;  wie  aus  demselben  hervorgeht, 
stammt  es  aus  der  Zeit  nach  dem  Jahre  1684,  wahrscheinlich  entweder  aus  der 
Zeit  gegen  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  oder  aus  dem  Anfang  des  18.  Jahrh.  Der 
Inhalt  der  folgenden  Darstellung  ist  hieraus  entnommen.  Dem  Aktenstück  geht  als  Ein- 
leitung eine  kurze  gedrängte  Übersicht  der  früheren  Steueryerhältnisse  Schlesiens  voraus. 
Es  dürfte  vielleicht  von  Interesse  sein,  dieselbe  im  wesentlichen  mitzuteilen.  Ich  schliefse 
mich  auch  hier  dem  Schriftstück  eng  an.  Hiernach  ward  im  Herzogtum  Schlesien  zu 
der  Zeit,  als  es  unter  der  Krone  Polen  stand,  das  Jus  Regium  wenig  beobachtet.  Jeder 
Stand  that  ,,sub  velo  libertatis,  citra  respectum  Regi  debitum  licentiose",  was  er  wollte 
und  kontribuirte  dem  Könige  „pro  lubitu"  etwas  weniges.  Hieraus  entstanden  unter  den 
Fürsten,  Herren  und  der  Stadt  Breslau  öfters  Kriege  gegen  einander,  wodurch  sie  sich 
gegenseitig  ruinierten.  Da  man  nirgends  Schutz  fand,  sah  man  sich  geniüfsigt,  denselben 
aufserhalb  Polen  zu  suchen  und  sich  allgemach  zu  dem  Königreich  Böhmen  zu  wenden, 
wozu  Herzog  Casimir  zu  Teschen  1327  den  Anfang  machte;  diesem  folgten  die  übrigen, 
sodafs  im  J.  1337  unter  dem  König  Johann  von  Lützelburg  von  Böhmen  der  erste 
Fürstentag  in  Schlesien  zu  Breslau  gehalten  wurde.  Man  stand  aber  noch  damals  an, 
den  Schlesiern,    als  des  Juris  regii  ungewohnten  und  noch  freien  Leuten,  Steuern  aufzu- 

26* 


^1  g  Dr.   Theodor  S  c  li  ö  n  b  o  rn  , 

Wir  wissen,  dafs  dieser  Rctonukoiiflikt  sich  liiii/og  bis  in  die  Zeiten 
Friedrichs  d.  Gr.,  der  erst  Oninunj^  in  das  Steuer-  und  Finanzwesen 
Schh'siens  brachte ').  Immerhin  haben  die  Stcuerreformvorschl:!}.^^  auch 
für  uns  ein  nicht  geriri^'es  Interesse,  sie  kennzeichnen  ein  Stück  Ge- 
schichte; in  (h'r  Hntwickluii^'  des  StcMusrwesiMis. 

All^f(!mein  war  man  (larüi)er  eini^',  dais  ein  solcher  Druck  und 
Mifsstand  im  Steueiwesen  nicht  hin^'er  bestehen  könne.  Auch  darin 
stimmte  man  überein,  dafs  eine  Rektifikation  der  Indiktion  notwendig 
sei  und  ein  anderer  Steuermodus  eingeführt  werden  müsse.  Es  wird 
von  den  Städten  als  ein  irriges  Prinzip  bezeichnet,  die  Steuer  nur  auf 
den  Hausbesitzer  und  nicht  zugleich  auf  die  in  den  Häusern  gehand- 
habten Geschäfte  und  Gewerbe  zu  legen.  Viele  reiche  Kanfieute,  z.  B. 
in  Breslau,  besafsen  gar  keine  oder  nur  gering  indiktionierte  Häuser 
und  führten  die  bedeutendsten  Geschäfte;  andere  Hausbesitzer  iiatten 
zwar  vor  Jahren  eines  hervorragenden  Handels  sich  erfreut,  der  zeit- 
weilige Besitzer  aber  trieb  keine  Geschäfte  mehr  und  dennoch  war 
die  Steuerlast  die  nämliche  geblieben.  Deshalb  sollte  die  Grundsteuer 
geregelt  und  ermäfsigt,  um  so  höher  aber  die  Steuer  auf  die  (bewerbe 
angelegt  werden.  Dies  sollte  in  Breslau  so  ausgeführt  werden,  dafs 
man  auf  jedes  auf  die  Strafse  gehende  Zimmer,  wie  auf  alle  Gast-, 
Kretscham-,   Barbier-,  Bier-,  Kaffee-,   "Weinstuben,  Kramgewölbe  und 


legen.  Zuerst  wagte  1483  König  Matthias  Steuern  zu  begehren  und  zwar  so  glimpflich, 
dafs  er  solches  ,,sub  nomine  Donativs",  und  nicht  als  eine  Steuer  oder  ,,Berna"  ver- 
langte. (Berna  ist  wohl  zu  unterscheiden  von  der  allgemeinen  Bede,  von  welcher  z.B. 
in  Kursachsen  1466  das  letzte  Beispiel  in  Meifsen.  1475  in  Thüringen  vorkommt.  Vgl. 
Flathe,  Gesch.  des  Kurstaates  u.  Königr.  Sachsen  I,  412,  413;  über  die  Bedeutung  der 
Beden  in  staatsrechtlicher  Beziehung  vgl.  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen 
Staatsrechtes,  S.  59.  Berna  bezeichnet  eine  allgemeine  aufserordentliche  Steuer,  vgl. 
Tschoppe  u.  Stenzel ,  Urkundensammlung  zur  Gesch.  d.  Ursprungs  d.  Städte,  31,  201. 
Cod.  Czarnowanz  45,  61.  Nach  einer  Urkunde  aus  dem  Archiv  des  Dominikanerklosters 
zum  heil.  Kreuz  in  Schweidnitz  vom  25.  Nov.  1413  bezeichnet  berna  auch  die  Zinsrente, 
die  ja  bekanntlich  im  Mittelalter  zur  Benutzung  des  Kredits  angewandt  wurde.  Hiernach 
verschrieb  nämlich  Herzog  Przmco  von  Troppau  dem  ,,Niclas  von  Glezen ,  den  man 
Leriseh  (Lariseh)  nennet",  10  Schock  Zinses  Pragischer  Groschen,  böhmischer  Zahl 
(60  Groschen  kommt  auf  jedes  Schock),  dann  heifst  es  weiter,  ,,vnd  die  beweisen  wie  en 
oflF  vnserm  fürstlichem  berne,  den  wir  haben  in  ond  off  dem  dorffe  zum  Schönborne".) 
Endlich  verlangte  im  J.  1526  Ferdinand  I.  eine  Steuer  und  es  wurden  ihm  von  100  Thlr. 
42  gr.  bewilligt.  Die  Steuer  wurde  nun  von  Jahr  zu  Jahr  gesteigert ,  man  fand  ,,an 
den  professionibus"  eine  grofse  Ungleichheit.  So  wurde  im  J.  1543  beschlossen,  dafs  auf 
„Eines  Jeden  Vermögen  undt  Wehrt  seiner  Gütter  durchaufs  gleichmäfsig  die 
Anlage  gemacht,  die  Haufsleuthe  auch  nach  Vermögen  Ihrer  Gütter  zu  geben  schuldig 
sein  sollen".  Hierdurch  aber  wurde  eine  Gleichheit  nicht  erreicht.  Deshalb  beschlossen 
die  Fürsten  und  Stände  im  J.  1552,  dafs  ,, Jeder  Standt  Seine  Censores  oder  Schätzler 
verordnen,  die  Schätzung  nach  Thalern  einrichten,  und  so  Jemand  Seine  Gütter  und  Ver- 
mögen zu  wohlfeil  schätzen  wolle,  die  Schätzler  ihm  solches  einhalten,  und  Gleichheit  zu 
halten,  ihm  die  Schätzung  erhöhen  und  wenn  er  sich  nicht  weisen  lassen  wolte,  den  Lan- 
desfürsten anzeigen,  ja  da  zuvor  aus  Unvorsehen  Jemand  ungeschätzet  bleiben,  anietzo 
in  die  Schätzung  gebracht  werden  solte."  Doch  die  Klagen  über  die  Ungleichheit  der 
Indiktion  mehrten  sich  von  Zeit  zu  Zeit,  so  dafs  vom  J.  1571  bis  1639  verschiedenen 
Fürsten  und  Ständen  auf  viele  Tonnen  Goldes  sich  belaufende  Summen  nachgelassen  wer- 
den mufsten.     Das  Aktenstück  umfafst  30  Seiten. 

1)  Vgl.  näheres  hierüber  bei  Grünhagen,  Gesch.  des  1.  schlesischen  Krieges,  It.  Bd. 
S.  348. 
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Handelsläden,  wenn  dieselben  auch  nicht  auf  die  Strafse  führen,  durch- 
gebeiids  monatlich  eine  Steuer  von  10  w.  gr.  und  auf  diejenigen  Stu- 
ben, welche  in  die  Höfe  ausgehen,  5  w.  gr.  ansetzte.  Hierbei  sollte 
nach  der  im  Jahre  1684  publizierten  Kapitation  verfahren  werden,  so 
dafs  Kaufleute,  welche  en  gros  handeln,  15  fl.,  Wein-,  Seide-,  Gewürz- 
und  Eisenhäiidler  10  fl.,  „Reichkrämer  Nürnberger"  8  fl.,  Gastwirte  und 
Kretschmer  5  fl.,  Goldschmiede,  Buchdrucker  und  Barbiere  2  fl.,  Schu- 
ster, Schneider,  Riemer  und  Schmiede  1  fl.,  Tuchmacher,  Töpfer  und 
Kürschner  10  sgr.,  Mühlen  von  jedem  Rade  1  fl.,  alle  höheren  Ober- 
Amts-,  Kammer-  und  Ratsbeamten  10  sgr.  und  die  niederen  5  sgr. 
zahlen  sollten.  Ein  jeder  Mieter  sollte  nach  Mafsgabe  seiner  gemiete- 
ten Zimmer  die  Hälfte  dessen  steuern ,  wozu  verhältnisraäfsig  der 
Eigentumsherr  verpflichtet  sei.  Dies  Steuerprojekt  war  ein  Gemisch 
von  Gewerbe-  und  Mietssteuer;  es  ist  ein  Entwurf,  der  in  seiner 
speziellen  Ausführung  gewifs  noch  wesentlichen  Veränderungen  sich 
hätte  unterwerfen  müssen. 

Auch  für  das  Land  suchte  man  eine  neue  Steuerregulierung  und 
einen  anderen  Steuermodus  zu  ergründen.  Unter  den  mannigfachen, 
wenig  realisierbaren  Projekten  tritt  uns  vor  allem  ein  Projekt  in  einer 
etwas  wenigstens  greifbaren  Gestalt  entgegen,  das  uns  zugleich  einen 
Einblick  in  den  damaligen  Stand  der  Landwirtschaft  giebt.  Hiernach 
sollte  jeder  Fürst  bis  zum  geringsten  Edelmann  von  1  Malter  Winter- 
aussaat 10  w.  gr.  geben.  Da  man  gegen  10000  Vorwerke,  jedes 
ä  10  Malter  durchschnittlich  gerechnet,  zählte,  so  schlug  man  hiernach 
die  hieraus  sich  ergebende  Summe  auf  50  000  fl.  an.  Jeder  dienstbare 
Bauer  sollte  ebenfalls  10  w.  gr.  zahlen,  die  Zahl  derselben  schätzte 
man  auf  40  000,  woraus  auf  eine  Summe  von  20000  fl.  geschlossen 
wurde.  Ein  jeder  Freibauer  sollte  nas  nämliche  entrichten;  nur  der- 
jenige, welcher  das  Schafrecht  besafs,  noch  mehr,  nämlich  12  w.  gr. 
Von  diesen  gab  es  ungefähr  5000,  so  dafs  3000  fl.  hieraus  erzielt  wer- 
den konnten.  Alle  Handwerker  auf  dem  Lande,  wie  Weber,  Bäcker, 
Fleischer,  Schneider,  ebenso  Bräuer,  dann  Schäfer,  Müller,  Vögte 
sollten  ä  6  w.  gr.  steuern;  derer  gab  es  über  20000,  so  dafs  die 
Summe  von  6000  fl.  herauskam.  Jeder  Freigärtner,  der  weder  ein 
Handwerk  kannte  noch  Hofdienste  leistete,  sollte  5  w.  gr.  zahlen;  diese 
wurden  auf  20000  geschätzt,  woraus  sich  eine  Steuersumme  von  gegen 
5000  fl.  herausstellte.  Die  Dreschgärtner,  die  täglich  zu  Hofe  gehen 
mufsten,  sollten  ä  4  w.  gr.  steuern;  zu  20  000  gerechnet,  ergab  sich 
die  Summe  von  4000  fl.  Die  übrigen  Dreschgärtner,  aufserdem  För- 
ster, Teichwäiter  „Ungehäusler"  sollten  ä  3  w.  gr.  beitragen;  zu  60000 
gerechnet,  wurde  die  Summe  auf  9000  fl.  angesetzt.  Hierzu  kamen 
die  versteuerten  Dominien  der  Geistlichkeit,  nach  der  Indiktion  ,,ä  pro- 
portione"  auf  5000  fl.  geschätzt.  Die  Stadt  Breslau  und  die  übrigen 
Landstädte  wurden,  indem  man  vom  Malter  Aussaat  der  Winterung 
10  w.  gr.  rechnete,  in  Summa  auf  117  000  fl.  angesetzt.  Diese  Steuer- 
einahuien  ergaben  die  jährliche  Summe  von  1404000  fl.  Die  Trank- 
accisen  wurden  zugleich  damals  auf  120000  fl.  veranschlagt,  so  dafs 
hiernach  sich  die  gesamte  Steuereiimahme  auf  1 524  000  fl.  bezifferte. 
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Und  (li(!S  war  ungefähr  das  nämliche  Steuerquantuni,  das  im  Durch- 
schnitt noch  uiitci-  Fricfirich  d.  Or.  am  Schlüsse  des  ersten  schlesi- 
sclien  Krief,M!S  normirt  ward  ' ).  Im  Verj^'leich  hiermit  belief  sich  die 
Summe  der  Steuereinnahmen  für  die  Provinz  Schlesien  im  Rechnungs- 
jahr 1877—78  auf  G  322  ."386  M.,  eine  Summe,  welche  von  der  alten 
liidiktion  vor  dem  30  jähr  igen  Kriege  bed(!ut(Mid  überstiegen 
wurde,  indem  dieselbe  in  nuKhir  Summe  über  7  Mill.  Thaler  (ä  ;j'J  gr.) 
betrug,  also  sich  dreimal  höher  stellte  als  jetzt.  Zugleich  ein 
treffender  Beweis  für  die  langsanu!  und  ungünstige  wirtschaftliche  Ent- 
wickhing Schlesiens  vom  Schlufs  des  Ijüjährigen  Krieges  an  bis  auf 
die  Gegenwart. 

Die  Unzufriedenheit  mit  dem  bisherigen  Steueniiodus  auf  dem 
Lande  lug  haui)tsächlich  darin,  dafs  der  dort  herrschende  Modus  nach 
der  Hufenanzahl  in  der  That  ungerechtfertigt  erschien,  da  an  (.'inem 
Orte  4,  an  anderen  Orten  8,  an  manchen  10,  12,  sogar  bis  24  Scheffel 
Ertrag  1  Hufe  brachte.  Deshnll)  kam  man  auf  den  Gedanken,  die 
Steuern  nach  dem  durchschnittlichen  Ertrage  bemessen  und  aufserdem 
die  Erträge  bei  den  von  den  Edelleuten  ausgekauften  Bauerngütern 
spezifizieren  zu  lassen.  Die  Wahl  von  Kommissionen,  von  Ober-  und 
Unterkommissarien  zur  Normierung  der  Steuerquote  und  zur  Fest- 
stellung solcher  Erträge  wurde  wiederholt  vorgeschlagen  und  auch 
ausgeführt.  Wie  es  al)er  hier  mitunter  zugegangen  sein  mag,  geht 
aus  der  besonderen  Bestimmung  hervor,  dafs  hierzu  nur  solche  ge- 
wählt werden  sollten,  die  nicht  dem  Wohlleben  und  Spiel  ergeben  sind. 

Eine  Frage  von  Bedeutung  tritt  noch  am  Schlüsse  des  17.  Jahr- 
hunderts hervor,  nämlich,  ob  die  Accisen  beibehalten  werden  sollen. 
Die  Anschauungen  hierüber  sind  geteilt.  Aus  einem  gutachtlichen  Be- 
richt, bereits  aus  dem  Jahre  1715^),  erfahren  wir  einiges,  was  uns 
einen  generellen  Einblick  in  die  damals  herrschenden  Steurreform- 
prinzipien  gewährt.  Hiernach  stimmt  die  Glogauische  Ritterschaft  für 
Accisen,  dann  wünscht  sie  eine  Verminderung  des  Mahlgroschen,  Kas- 
sierung der  Klassengelder,  für  das  Land  die  Anlage  nach  den  Hufen, 
für  die  Städte  nach  den  Häusern ;  Forderungen,  insbesondere  die  letz- 
teren, recht  konservativer  Natur  und  angehaucht  vom  selbsteigenen 
Interesse.  Das  Münsterbergische  Amt  rät  eine  allgemeine  wohlklassi- 
fizierte Kapitation.  Die  Stände  des  Fürstentums  Breslau  wollen  das 
Fortbestehen  der  Universalaccisen,  eine  Regulierung  der  Indiktion  und 
Kapitation.  Das  Fürstentum  Brieg  wünscht  die  Beibehaltung  der 
Trankaccisen  und  der  Viehsteuer,  aber  Kassierung  der  übrigen  Ac- 
cisen. Die  Plefsnische  Regierung  hält  die  zeitherige  Universal-Kon- 
sumtionsaccise  für  den  zuverlässigsten  Steuermodus;  nur  wünscht  sie 
eine  Rektifizierung  derselben  und  auch  der  Breslauer  Magistrat  plai- 
diert  für  die  Universalaccisen.  Hauptsächlich  aber  von  Bedeutung  ist 
das  Projekt  des  Fürstentums  Jägerndorf,  welches  durch  eine  General- 


1)  Vgl.  C.   Grünhagen,  Gesch.  d.   1.  schles.  Krieges,  II.,   S.  349. 

2)  Extract  des  Bischoftums  Breslau  gutachtlicher  Bericht  ,,Ratione  modi  contribuendi", 
St.A.  zu  Breslau,  A.  A.  VI,  10,  a.     Das  Gutachten  umfafst  9  Seiten. 
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kommission  eine  genaue  Revision  des  Immobiliarvermögens  eines  jeden 
Standes  und  Einwolmers,  der  hieraus  resultierenden  Einkünfte,  der 
Gewerbe-  und  Geldkapitalien  wie  der  kaufmännischen  Geschäfte  aus- 
geführt wissen  will;  ein  Projekt,  durch  welches  vielleicht  die  Her- 
stellung eines  neuen  Katasters  in  Schlesien,  an  dem  man  seit  dem 
Jahre  1721  zu  arbeiten  begann,  angebahnt  wurde  und  welches  seinem 
Wesen  nach  die  modernen  Steuerreformideen  streift. 

So  sehen  wir  beim  Ausgange  des  17,  Jahrhunderts  noch  in  voller 
Praxis  die  altererbte  wirtschaftliche  Rechtsordnung.  Im  Handel  herrsch- 
ten gewisse  Anschauungen  des  Merkantilsystems  vor,  zum  grofsen  Teil 
prohibitiver  Natur.  In  gewerblicher  Beziehung  blühte  noch  das  Zunft- 
wesen, dasselbe  war  mehr  und  mehr  verknöchert,  in  einzelnen  Bestim- 
mungen selbst  für  die  damalige  Entwicklung  nicht  mehr  geeignet; 
daher  auch  die  Unzufriedenheit  mit  den  hier  bestehenden  Misbräuchen, 
gegen  deren  Beseitigung  die  privilegierten  Zünfte  heftigen  Widerstand 
leisteten.  In  den  Städten  beobachten  wir  allgemeine  Unzufriedenheit 
und  bitteren  Mismut  über  die  Zölle  und  über  die  Steuereinrichtung; 
gröfsere  wie  kleinere  Städte,  auf  frühere  Rechte  pochend,  streben 
wieder  zu  Centralpunkten  sich  auszubilden,  von  denen  aus  eine  Hebung 
des  Handels  und  der  Industrie  erwachsen  sollte.  Auf  dem  Lande 
zeigen  sich  uns  Frohnden,  Roboten,  Zehnten,  Lasten  aller  Art,  so  dafs 
eine  gewisse  Freiheit  der  Bewegung  gar  nicht  möglich  war. 

Als  die  ursächlichen  Momente,  auf  welche  alle  diese  Berichte  den 
allgemeinen  Geldmangel  in  Schesien  zurückzuführen  suchen,  werden 
also  hauptsächlich  bezeichnet  der  allzu  üppig  wuchernde  Hausierhandel, 
die  Ungleichheit  in  Mafs,  Elle  und  Gewicht,  wie  im  Zoll-  und  Steuer- 
system, die  Münzwirren  und  das  hierdurch  in  üblem  Ruf  stehende 
Wechselwesen,  der  Getreidewucher  und  die  hiermit  zusammenhängende 
Teuerung  des  Getreides,  die  Monopole,  die  Vorrechte  ausländischer 
Fabrikanten  und  die  hierdurch  erfolgte  Auswanderung  von  Fabrikanten. 
Insbesondere  wird  aber  fast  allgemein  gegen  die  allzustarke  Ein- 
fuhr ausländischer  Waren  und  gegen  allzustarke  Aus- 
fuhr der  Rohprodukte  protestiert  und  hiermit  stehen  in  enger 
Verbindung  die  mannigfachen  dagegen  erhobenen  Klagen  und  Be- 
schwerden. Gegen  alle  diese  Übel  werden  zur  Beförderung  des  Han- 
dels und  der  Industrie  vor  allem  merkantilistische  Mafsregeln  vorge- 
schlagen. Es  sei  mir  gestattet,  die  in  den  Berichten  sich  kundgeben- 
den Anschauungen  hier  ausnahmsweise  im  einzelnen  darzulegen.  Wie- 
derholungen werden  sich  hierbei  nicht  umgehen  lassen,  jedoch  erhalten 
wir  nur  auf  diesem  Wege  einen  genauen  Aufschlufs,  einerseits,  in  wel- 
chem Umfange  und  von  welchen  Orten  diese  sog.  merkantilistische 
Richtung  vertreten  ward  und  anderseits,  wie  damals  die  Ansicht  zur 
allgemeinen  Geltung  gelangt  war,  dafs  von  der  Blüte  des  Handels 
und  der  Industrie  hauptsächlich  der  Reichtum  im  Lande  abhängt. 

Nach  Bericht  1  und  2  soll  im  Jauerschen  Gebiete  die  Einfuhr 
der  baumwollenen  und  anderer  ausländischen  Waren,  besonders  der 
Tücher,  Strümpfe,  Hüte  und  anderer  wollenen  Sorten  verboten  werden. 
Nach  Bericht  3  soll  im  münsterbergischen  und  fraukeusteinischen  Ge- 
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l)ictü  (lio  starke  Ausfuhr  des  Getreides  verhindert  werden.  In  dem 
Bericht  8  wird  von  seit(!ii  der  Stadt  liirscliherg  und  d(!r  dortigen 
Kaufmannschaft  über  die  kolossah;  Einfuhr  des  aus  Ostindien  kom- 
menden Kattuns  Beschwer(U;  gc^führt;  entweder  ist  diese  zu  verbieten 
oder  wenigstens  ein  höherer  Zoll  auf  diese  Waren  zu  setzen.  Die 
Stadt  Schmiedeberg  beklagt  sich  nach  Bericht  13  über  die  Ausfuhr 
des  Flachses  und  der  hieraus  zu  vcn-fertigendcsn  Garne  und  empfiehlt 
die  Verarbeitung  des  Flachses  und  Garnes  im  Lande  und  die  Ver- 
führung (l(!r  hieraus  fabriziei'ten  War(;n.  Die  Kaufmannschaft  zu 
Schmiedeberg  klagt  über  die  empfindliche;  Betiinträchtigung  des  gesam- 
ten Leinwand-  und  Schleierhandels  durch  die  Einführung  der  auslän- 
dischen Kattune  und  des  sog.  holländischen  Kammertuches,  zumal  in 
dieser  Gegend  Leinwand  und  Schleier  mit  solcher  Feinheit  gefertigt 
würden,  dafs  sie  der  holländischen  gleicht  und  in  der  VVeifse  und 
Schfmheit  den  Kattun  ül)ertri!f[en.  Deshalb  wird  vorgeschlagen,  die 
Einfuhr  dieser  Kattune  und  der  fremdi^n  Leinwand  zu  hindern,  wo- 
dui'ch  die  Ausländer  „zu  mehr  Leinwandfabrik  und  Sortenbestellung" 
veranlafst  werden  wüi-den.  Die  breslauische  sog.  grofse  Kaufmann- 
schaft klagt  nach  dem  Bericht  Nr.  14  darüber,  dafs  die  rohe  Mat(.'rie 
von  Molle,  rohem  und  weifsem  Garn  so  häufig  aufser  Landes  geführt 
wird  und  dafs  diese  Produkte  nicht  im  Lande  verarbeitet  Avürden. 
Die  Landesmanufakturen  werden  zu  einem  Spottpreise  an  sich  gebracht, 
dagegen  müfsten  die  ausländischen  Waren  in  excessivem  Werte  ange- 
nommen werden.  Erfolgt  keine  Remedur,  so  würde  Depopulation  er- 
folgen, denn  „alle  Tuchmacher  und  Weber  samt  den  Spulem  und 
Spinnern  von  viel  1000  Menschen  müfsten  entlaufen".  Schon  Kaiser 
Ferdinand  IIL  hätte  in  einem  Schreiben  an  die  Breslauer  Kammer 
1639  verordnet,  man  solle  mit  der  Kaufmannschaft  gelinder  verfahren 
und  nicht  Anlafs  geben,  dafs  der  Staat  an  seinen  Einkünften  Schaden 
erlitte.  Deshalb  bringt  die  Breslauer  Kaufmannschaft  unter  anderem 
in  Vorschlag  die  Bewilligung  freier  Religionsübung  wegen  des  Mangels 
an  Parchnern  und  Tuchmachern,  Milderung  der  Kontributionslast, 
Verbot  des  schädlichen  Luxus  in  Verschwendung  des  Goldes  und  Sil- 
bers durch  ein  Polizeipatent,  die  ganzen  goldenen  und  silbernen  Stücke 
sollten  „sub  poena  confiscationis"  gar  nicht  ins  Land  gebracht  wer- 
den, Verbot  der  Ausschmückung  der  Lakailivreen  mit  Silber,  da  diese 
Pracht  aus  den  kaiserlichen  Erbländern  leicht  \  Million  abziehen  kann, 
wodurch  nur  andere  Nationen  bereichert  werden.  Besonderes  Gewicht 
wird  gelegt  auf  Bewilligung  der  Geldausfuhr  aus  einem  Erblande  in 
das  andere,  dagegen  auf  Verbot  der  Geldausfuhr  in  fremde  Länder. 
Auch  im  glogauischen  Territorium  wird  nach  dem  Bericht  17  der 
übermäfsige  „luxus  vestiarius"  beklagt,  wodurch  sehr  viel  bares  Geld 
für  die  einzuführenden  kostbaren  seidenen,  goldenen  und  silbernen 
Waren  aufser  Landes  geschleppt  wird  und  es  wird  auf  Abstellung 
dieses  Übelstandes  gedrungen.  Ferner  sei  nicht  nötig,  fremde  Tücher, 
Kattune  und  andere  ausländischen  wollenen  und  leinenen  Zeuge  zu  führen, 
ebensowenig  seien  so  viele  tausend  Stein  Wolle  nebst  einer  grofsen 
Menge  rohen  Garnes  auszuführen,  dadurch  würde  das  Geld  im  Lande 
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verbleiben.  Auf  die  auszuführenden  Effekten  sei  ein  leidlicher  Zoll 
zu  legen,  der  Export  des  Getreides  und  anderer  Viktualien  zu  be- 
schränken. Im  Oppeln-Ratiborischen  Gebiete  soll  nach  Bericht  18 
der  Garuhandel  mittels  gegründeter,  auch  ausländischer,  Kompagnien 
und  neu  angelegter  Eabriken  in  Flufs  gebracht  werden,  um  dadurch 
vielen  tausend  Menschen  Gelegenheit  zur  Nahrung  zu  geben.  Von 
Seiten  der  Stadt  Troppau  wird  nach  Bericht  21  der  Vorschlag  zu 
einer  richtigen  Kleiderordnung  gemacht,  vermöge  deren  sich  die  In- 
wohner mit  keiner  anderen  Materie  als  mit  den  im  Lande  verfertigten 
Fabrikaten  bekleiden  sollten,  dagegen  sollte  die  Einfuhr  ausländischer 
Waren  durch  Belegung  eines  hohen  Zolles  beschränkt  werden.  Von 
der  Regierung  zu  Neifse  wird  nach  Bericht  22  empfohlen  die  Einrich- 
tung von  inländischen  Manufacturen ,  weil  in  Schlesien  Wolle  und 
Leinengespinst  in  grofser  Menge  und  Güte  vorhanden  sei;  auf  die 
Landesfabriken  soll  ein  leidlicher  Zoll,  dagegen  auf  die  ausländischen 
Waren  ein  empfindlicher  Zoll  gelegt  werden.  Handwerker  und  Künst- 
ler seien  herbeizuziehen  durch  Verleihung  gewisser  Freijahre,  Aufer- 
bauung der  Wohnungen  und  Verleihung  einiger  Mittel  aus  dem  Staats- 
schatze. Wenn  der  Fleisch-  und  Lederaccis  erfolgte,  müfste  die  dor- 
tige Fleischerzunft  nebst  anderen  Handwerkern  zu  Grunde  gehen. 
Aufserdem  wird  darüber  geklagt,  dafs  der  bei  den  dortigen  Berg- 
und  Siedewerken  mühsam  emporgebrachte  Vitriolhandel  durch  Über- 
führung des  ausländischen  geschwächt  werde,  deshalb  sei  die  Einfuhr 
des  ausländischen  Vitriols  mit  einem  starken  Zoll  zu  behaften.  Der 
früher  berühmte  Weinmarkt  zu  Neifse  (auf  S.  Agnetetag)  sei  in  grofse 
Abnahme  gefallen  und  hierdurch  wäre  der  mit  den  Ungarn  sehr  er- 
spriefslich  gepflogene  Tuch-,  Wolle-,  Strümpfe-  und  Leinenwarenhandel 
auch  verschwunden.  Von  den  Abgeordneten  der  Fürsten  uud  Stände 
Schlesiens  wird  nach  Bericht  25  auf  die  starke  Ausfuhr  von  Wolle 
und  Garn  aufmerksam  gemacht.  Der  Breslauer  Magistrat  empfindet 
es  nach  Bericht  26  schmerzlich,  dafs  auf  die  starke  Ausfuhr  der 
rohen  und  weifsen  VYebergarne,  besonders  aber  der  Landwolle,  ein  ge- 
ringer Zoll  gesetzt,  dagegen  aber  die  Ausfuhr  der  im  Lande  fabrizier- 
ten Tücher  durch  den  hohen  und  dreifachen  Zoll  verhindert  wird. 
Deshalb  wird  empfohlen,  die  starke  Ausfuhr  der  rohen  und  weifsen 
Webergarne  und  der  Landwolle  zu  inhibieren.  Nach  der  Anschauung 
der  wohlauischen  Regierung  sollte  nach  Bericht  27  in  den  Haupt- 
städten die  adlige  Jugend  in  ritterlichen  Übungen  vervollkommnet, 
hin  und  wieder  Akademien  gegründet  werden,  damit  man  nicht  aufser 
Landes  zu  gehen  brauche  und  das  Geld  im  Lande  behalte;  durch  an- 
zustellende Kommerzienräte  oder  Direktoren  sollten  die  schlechten 
Wege  ausgebessert  werden,  freier  Handel  und  Wandel,  freie  Aus-  und 
Einfuhr,  besonders  des  Salzes,  gegen  Entrichtung  eines  gebührenden 
Zolles  sei  zu  gestatten,  Handelskompagnien,  Werk-  und  Spinnhäuser 
sollten  gegründet  werden,  um  das  junge  Volk  zur  Arbeit  heranzu- 
ziehen. Die  Tuchmacher,  Züchuer  und  Leinweber  zu  Steiuau  be- 
schwerten sich  über  die  starke  Einfuhr  allerhand  ausländischer  wolle- 
ner und  leinener  Zeuge,  die  dem  Laude  nur  Schaden  verursache. 
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Als  Frucht  und  I^-fol^  all  dieser  Arbeit  und  Mühe,  die  vom 
kaiseiliclKm  Hofe  in  liewe^aiiij^'  ^^esetzt  wurde  und  sich  in  jenen  uni- 
fangrciiclien  Sclirittstück(;n  darthut,  stellt  sich  heraus,  dal's  man  nicht 
nur  im  wirtschaftlichen  JiCben  vorhandene  Mifsstände  zu  l)eseitigeu 
strebte,  sondern  auch  von  dieser  Zeit  an  eine  konsequente 
Wirtschaftspolitik  im  Sinne  des  Merkantilismus  verfolgte.  Dies 
beweisen  uns  die  nacli  dieser  Zeit  gegebenen  V(!rordnungen,  deren 
Tendenz  auf  möglichst  reichen  Erwerb  von  Gold  und  Silber  ausgeht, 
hau])tsä(hlich  durch  Beförderung  von  Handel  und  Industrie,  durch 
Klfektuierung  des  Prinzips  der  IIandelsl)ilanz  und  durch  Prohibitiv- 
mafsregeln.  Eine  kurze;  Darstellung  dieser  wirtschaftlichen  Vorgänge 
will  ich  in  den  folgenden  Zeilen  versuchen. 

Mit  dem  Eintreten  der  Staatenbildung  trat  vor  allem  die  Er- 
kenntnis ein,  dafs  ein  einheitliches  Mafs-  und  Gewichtssystem  einen 
volkswirtschaftlichen  Wert  habe.  Dies  ist  zugleich  der  Charakter  der 
bedeutsamen  Epoche  des  sog.  Merkantilsystems.  Sie  begründet  die 
ersten  Versuche,  ein  gemeingiltiges  Mafs  und  Gewicht  zunächst  inner- 
halb des  eigenen  Landes  und  Staates  gesetzlich  festzustellen.  Auch  die 
kais.  Staatsregierung  sah  ein,  dafs  die  Ungleichheit  in  Mafs,  Elle  und 
Gewicht  einen  lebhaften  Handelsverkehr  hindert.  Deshalb  verordnete 
am  6.  April  1705  ein  kön.  Oberamtspatent,  dafs  innerhalb  der  Frist 
von  zwei  Monaten  Mafs,  Elle  und  Gewicht  der  Stadt  Bres- 
lau in  allen  Waren  durch  das  ganze  Land  Schlesien  einge- 
führt werden  sollte^).  Auch  in  dem  Gold-  und  Silborhandel  suchte 
man  die  genaueste  Gleichheit  der  Gewichtsorteu  herzustellen, 
um  die  im  In-  und  Auslande  beobachtete  Differenz  der  Gold-  und 
Silbergewichte  zu  beheben  und  hiermit  den  Kredit  des  inländischen 
Gold-  und  Silbergewichts  zu  erhalten  ^ ). 

In  dem  kön.  Manufakturenpatent  vom  8.  Mai  1710^)  und  in  dem 
kön.  Oberamtspatent  vom  26.  Dec.  1717-^)  wird  ausdrücklich  hervor- 
gehoben,  dass   von   dem   Handel   Schlesiens   die   Wohlfahrt 


1)  Vergl.  die  sog.  Brac  h  v  o  gel  sehe  SammluDg  der  ,,Privilegia,  Statuta  und  Sanctiones 
Pragmaticae"  Sclilesiens,  in  6  Bänden,  erscliienen  in  der  Zeit  von  1713 — 1730,  Bd.  I, 
S.  330 — 333.  Eine  spätere  Verordnung  vom  16.  Jan.  1706  bestimmt,  dafs  dort,  wo  die 
Redulvtion  des  Gewichtes,  der  Elle  und  des  MaPses  nicht  nach  dem  breslauischen  Ertrage 
wirklich  erfolgt  sei,  die  Magistratspersonen  in  den  Städten  zu  10  Thlr.,  die  Scholzen  und 
Gerichte  auf  den  Dörfern  zu  6  Thlr.  Strafe  ilirer  schlechten  Aufsicht  wegen  angehalten 
werden  sollten  und  dafs  hauptsächlich  auch  das  Getreide  in  die  Dörfer  oder  Märkte  nur 
nach  dem  Breslauer  Mafse  zu  verkaufen  sei.  (Vgl.  die  Forts,  der  B  r  ach  vo  g  e  1  sehen 
Samml.,  in  2  Bdn.,  erschienen  1736  und  1739,  Bd  I,  S.  257,  258).  Später,  nach  der 
Verordnung  vom  15.  Febr.  1715,  sollte  jeder,  der  dieser  Bestimmung  zuwiderhandelt, 
ohne  Unterschied  der  Personen  und  Gemeinden,  von  100  bis  1000  Gulden  Rheinisch 
oder,  wenn  nicht  Mittel  vorhanden  sind,  am  Leibe  empliudlieh  gestraft  werden.  (Vergl. 
B  räch  V  o  ge  Ische  Sammlung  IV,   Nr.   CCXII.). 

2)  Nach  dem  kais.  Oberamtspatent  v.  5.  Okt.  1725  wurde  das  bisher  im  Herzogtum 
Schlesien  gebräuchliche  Gold-  und  Silbergewicht  in  Ober-  und  Niederschlesien  durchge- 
hends  abgeschafft,  um  mit  anfang  des  J.  1726  das  durch  das  kais.  Münzamt  neu  cemen- 
tierte  Gold-  und  Silbergewicht  einzuführen.  (Vgl.  B  räch  vog  e  Ische  Sammlung  VI, 
CCCXXI). 

3)  Vgl.  Brach  voge  Ische  Sammlung  III,  CLXXVII. 

4)  Vgl.  Brachvogel  sehe  Samml.  IV,  CCXXXVIII. 
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des  ganzen  Landes  zum  gröfsten  Teil  abhängt  und  des- 
halb die  Manufacturen  des  Landes  in  besseren  Stand 
gebracht  werden  müssten.  Schon  in  dem  kais.  Reskript  vom 
4.  August  1716  wird  ausgesprochen,  dass  jeder,  welcher  eine  neue 
Manufactur  im  Lande  einzuführen  gesonnen  wäre,  mit  erspriefslichen 
Privilegien  ausgestattet  werden  sollte;  welche  Privilegien  und  Rechte 
aber  jeder  erhalten,  von  welchen  Lasten  er  dispensiert  werden  sollte, 
war  für  jeden  einzelnen  Fall  zu  entscheiden.  Deshalb  waren  auch 
fremde  Fabrikanten,  Künstler  und  Handwerker  gern  im  Lande  ge- 
sehen ^).  Denjenigen  Gläubigern,  welche  den  Fabrikanten  entweder 
an  baren  Geldern  oder  an  rohen  Materialien  Vorschüsse  geleistet  hat- 
ten, wurden  gewisse  Rechte  und  Vorzüge  bewilügt^).  Für  die  Weiter- 
entwicklung der  Industrie  wird  das  Verhältnis  von  Stadt  und  Land 
einer  näheren  Betrachtung  unterzogen.  Wir  finden  hier  Gedanken,  die 
als  „Principia  regulativa"  im  Jahre  1710  im  Königreich  Preufsen 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  zur  Ausführung  gelangen^).  Es  wird  näm- 
lich zwischen  Grofs-  und  Kleinhandel  unterschieden.  Der  Grofshandel 
kann  sich  nur  in  gröfseren  Städten  ausbilden,  der  Kleinhandel  sollte 
aber  nicht  nur  in  kleineren  Städten,  sondern  auch  für  gewisse  Arti- 
kel, wie  Bänder,  Zwirn,  Nadelwerk,  Tabak  u.  a.  billigerweise  auch  auf 
dem  Lande  durch  den  Scholzen  oder  andere  Insassen  ausgeübt  werden, 
wie  auch  das  Land  gewisser  Handwerker,  besonders  der  Schmiede, 
Wagner,  Schneider,  Schuster,  Weber,  Mesolanfabrikanten  ohne  Be- 
schwerde des  Landmannes  und  ohne  Hemmung  des  Handels  nicht  ent- 
behren kann.  Zugleich  wird  in  dem  nämlichen  kais.  Reskript  vom 
4.  August  1716  die  Aufstellung  einer  Merkantilkommission  in  Aus- 
sicht gestellt,  welche  über  diese  Frage  beratschlagen  sollte').  In  der 
späteren  Zeit  finden  wir  zwar  Handwerker  auf  dem  Lande,  die  in 
leinenen  Manufacturen  arbeiten ;  doch  hören  trotzdem  die  Klagen  dar- 
über, dafs  man  Handel  und  Handwerk  auf  dem  platten  Lande  gestatte, 
nicht  auf.  Noch  Justus  Moser  klagt  hierüber  in  seinen  „Patriotischen 
Phantasien",  weil  dadurch  die  Handwerker  in  allen  kleineren  Städten 
sich  nicht  mehr  halten  können^). 

Diese  Begünstigung  der  Industrie  hatte  zur  Folge,  dafs  sich  in 
Schlesien  immer  mehr  und  mehr  Fabriken  erhoben,  die  in  den  Genufs 
nicht  unwichtiger  Privilegien  kamen.  So  wurden  nach  dem  köu.  Ober- 
amtspatent vom  23.  März  1722  einer  in  Ober-   und  Niederschlesien 


1)  Ebendas.  IV,  CCXXXI, 

2)  Ebendas.  IV,  CCXXXVII.  ,,In  concursu  creditorum"  nämlich  belialten  die  auf 
Grund  und  Boden  gerichtlich  versicherten  Hypotheken  nur  insoweit,  als  der  hierdurch 
,,afficicrte  Fundus"  hinreicht,  die  Priorität.  Keieht  der  Fundus  zur  Deckung  dieser 
Schuldforderungen  nicht  hin,  so  gehen  in  bezug  auf  alle  übrigen  vorhandenen  Wertob- 
jekte diejenigen  vor  allen  Gläubigern  mit  ihren  Forderungen  voran ,  welche  zur  Fort- 
setzung der  Manufacturen  Geld  oder  Materialien  vorgeschossen  haben.  Nach  der  kön. 
Resolution   vom  9.  Nov.   1717. 

3)  Vgl.   Mylius,  Corp.  Constit.   Marchic.   V,  Abt.  II,  S.   670. 

4)  Vgl.   Brach  VC  gel  sehe  Sammlung  IV,   CCXXV. 

5)  I,  181. 
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einzuführenden  moskowitischen  Juchtenfabrik  auf  20  Jahre  gewisse 
Privilegien  zu  teil,  wonacli  von  derselben  neue  Fabiikliauscr  angelegt 
werden  konnten,  der  Fabrikbesitzer  mit  seiiKin  Erben  und  samt  seinen 
Arbeitern  von  den  „oneribus  civicis  personalibus"  eximiert  sein,  in 
Fabrikangelegeidieiten,  wie  andere  privilegierte  Fa])rikanten,  von  dem 
königl.  Oberamt  abhängen  soll,  eine  B(;naeliteiligung  der  Fabrik  durch 
etwaige  Entziehung  von  Arbeitern  bei  einer  Geldbufse  von  UX)  Du- 
katen untersagt  wurde,  und  Meister,  Gesellen  wie  Jungen,  welclie  in 
dieser  Fabrik  arbeiten,  für  zunftmäfsig  zu  halten  und  zum  Meister- 
recht  zuzulassen  wären  ' ).  In  der  Stadt  Neustadt  ward  im  Jahre 
1727  zum  Besten  der  Stadtgemeinde  und  zur  Hebung  des  inländischen 
Handels  auf  Unkosten  und  aus  den  Einkünften  der  Stadtgemeinde 
eine  weifsgarnichte  Leinvvan<lfabrik  gegründet.  Auch  dieser  wurden 
bedeutende  Privilegien  bewilligt.  Hiernach  sollte  der  Neustädter  Ma- 
gistrat eine  Manufaktur  der  weifsgarnichten  Leinwand  errichten,  zur 
Beschau,  zum  Messen,  Zeichnen,  Packen  Leute  anstellen  und  dieselljen 
in  eidliche  Pflicht  nehmen.  Den  aus  dieser  Faljrik  erwachsenden 
Nutzen  sollte  der  Magistrat  der  Stadt  ganz  überlassen,  zum  Besten 
derselben  verwenden,  den  Kredit  unter  dem  gemeinsamen  Namen 
führen,  so  dafs  Verlust  und  Schaden  die  Stadtgemeinde  allein  trifft. 
Der  Stadt  Neustadt  ward  die  Fabrizierung  der  weifsgarnichten  Lein- 
wand in  ganz  Oberschlesien  innerhalb  der  nächsten  10  Jahre  „priva- 
tive" 2)  zugestanden,  so  dafs  niemand  solche  Leinwand  innerhalb  dieser 
Zeit  unter  Verlust  der  Waren,  welche  der  Neustädter  Fabrik  verfallen 
sein  sollen,  zu  fabrizieren  befugt  sein  soll.  Aufserdem  wird  der  Neu- 
städter Fabrik  Zoll-  und  Accisfreiheit,  Befreiung  von  der  Einquar- 
tierungslast und  von  den  Beiträgen  zur  Unterhaltung  der  abgedankten 
Soldaten  gewährt.  Das  königl.  Oberamt  und  das  Kommerzienkollegium 
sollten  dafür  sorgen,  dafs  der  Neustädter  Fabrik  das  nötige  Garumaterial 
zu  billigem  Preise  durch  die  Garnhändler  verschafft  werde  und  schliefs- 
lich  sollen  die  zu  Neustadt  fabrizierten  weifsgarnichten  Leinwanden 
zu  ihrer  Accreditierung  in  der  Fremde  mit  dem  kleinen  Stadtin  Siegel 
bezeichnet  werden^). 

In  dem  Zollmandat  vom  J.  1718  wurde  verordnet,  dafs  von  allen 
Waren,  Viktualien,  Vieh  und  Getränken  bei  der  Ein-,  Aus-  und  Durch- 
fuhr von  In-,  Ausländern  und  Juden  der  Zoll  au  der  Grenze  zu  ent- 
richten sei,  dagegen  rohe,  unau  sgearbei  te  te  oder  unzuge- 
richtete  Waren  (dieselben  werden  genau  spezifiziert)  ganz  zoll- 
frei sein  sollten  zur  Beförderung  des  Handels  und  der  inländischen 
Fabriken  '^). 

Die    bedeutendsten    Erzeugnisse    Schlesiens    zu    Waren    bildeten 


1)  Vgl    Forts,  d.  Brachv.  Samml.  II,  CLX. 

2)  Ein  derartiges  Privilegium  privativum  scheint  in  Schlesien  öfters  erteilt  worden 
zu  sein.  So  .wurde  z.  B.  einer  von  dem  Kaufmann  Friedrich  Kriegelstein  in 
Breslau  im  J.  1707  errichteten  Gold-  und  Silberfabrik  ein  derartiges  Privilegium  gegeben. 
(Vgl.   Forts,  d.   Brachv.  Samml.   I,  CXCVIIl). 

3)  Vgl.   Forts,   d.    Brachv.   Samml.  II,  CCXXXII. 

i)  Forts,  d.  Brach  V  o  gelschen  Gesetzsammlung,  I,  CLXV. 
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Nach  zuverlässigen  Nachrichten  wurde  jährlich  etwa  |  Million  Thlr. 
an  Wolle  aus  Schlesien  nach  Holland  geführt.  Davon  verfertigte 
Flachs  und  Wolle.  Der  gröfste  Teil  davon  ging  roh  oder  in 
Garnen  oder  in  uubereiteten  Geweben  nach  Holland  und  der  Lausitz, 
man  zu  Leyden  jährlich  37  000  Stück  Tuch,  wovon  Schlesien  für  seine 
Wolle  nur  ^  Million,  Leyden  aber  für  seine  Arbeit  2h  Mill.  Gulden 
gewann.  Ebenso  hoch  belief  sich  die  jährliche  Ausfuhr  an  Flachs. 
Den  gröfsten  Theil  dieses  Produktes  kauften  holländische  Kaufleute 
in  Flachs,  Garn  oder  in  roher  Leinwand  an  sich  und  zogen  daraus 
durch  die  Zubereitung  und  Bleichen  in  Holland  einen  10  mal  höheren 
Gewinn.  Am  merklichsten  fällt  der  durch  die  Verarbeitung  gewonnene 
Wert  bei  dem  Zwirn  und  feinen  Garn  auf.  Ein  Pfund  feines  Gespinst 
wurde  von  den  Holländern  in  Schlesien  mit  2  Thalern  bezahlt;  aus 
einem  Pfund  dergleichen  Zwirn  klöppelten  die  Brabanterinnen  für  200 
bis  300  Th.  Spitzen.  Man  gewann  also  durch  die  Verarbeitung  eines 
Pfundes  schlesischen  Flachses  einen  Wert  von  300  Thlrn.,  während 
Schlesien  nur  2  Thlr.  für  sein  Produkt  erhielt.  Nicht  allein  aber 
ist  dieser  grofse  Geldverlust  in  Betracht  zu  ziehen,  sondern  auch  der 
Umstand,  dafs  Schlesien  hiermit  auch  die  Mittel  zur  Beschäftigung 
vieler  tausend  Menschen  verlor.  So  zählte  man  in  der  Gegend  bei 
Annaberg  in  Sachsen  in  einem  Umfange  von  8  Meilen  10000  Spitzen- 
klöpplerinnen, Weiber  und  Töchter  der  Bergleute,  deren  jede  wöchent- 
lich 1  Gulden  verdiente.  Dies  macht  einen  Betrag  von  520000  Gul- 
den jährlich,  den  Schlesien  ebensogut  hätte  erwerben  können,  da  diese 
Spitzen  von  schlesischem  Flachs  und  Garn  verfertigt  wurden.  Die 
feinen  Arbeiten  von  leinen  Damast,  Tischzeug  und  Schleier  beweisen 
die  Geschicklichkeit  der  schlesischen  Leinweber  und  die  Erfindung 
des  Mezzolane,  d.  h.  der  Wollen-  und  Leinengewebe,  zeugt  von  der 
Fähigkeit  in  Vermehrung  der  Warenwerke').  Deshalb  richtete  auch 
die  kais.  Staatsregierung  auf  die  industrielle  Thätigkeit  grade  bezüg- 
lich dieser  Landesprodukte  ihr  besonderes  Augenmerk  und  suchte 
dieselbe  zu  ihrer  früheren  Blüte  zu  bringen,  indem  sie  die  damals 
gangbaren  Ideen  des  Merkantilismus  zur  Ausführung  brachte. 

Unter  den  verschiedenen  Manufakturen  werden  vor  allem  die 
Tuchmanufakturen  Schlesiens  als  solche  bezeichnet,  welche  früher 
zum  Reichtum  des  Landes  nicht  wenig  beigetragen  hatten,  da  diese 
Waren  im  In-  und  Auslande  gesucht  waren.  Um  deshalb  die  Tuch- 
fabrikation zu  heben,  wurde  die  Festsetzung  einer  Tuchordnung  in 
Anregung  gebracht,  wonach  man  bei  den  Tuchfabriken,  Farbereien 
und  anderen  Zurichtungen  eigene  Inspektoren  und  Beschauer  anstel- 
len, keine  anderen  als  in  der  Güte,  Länge  und  Breite  der  vorge- 
schriebenen „Cynosur"  (Richtschnur,  Mafs)  gemäfs  gefertigten  und 
wohlzubereiteten  Tücher  zum  Verkauf  bringen ,  dieselben  siegeln  und 
nach  ihrer  besonderen  Qualität  zeichnen  lassen  sollte,  damit  jeder- 
mann sich  auf  solche  Tücher  fernerhin  verlassen  könne.  Zu  weiterer 
Beförderung   der  Tuchfabriken   sollten  aber   auch  die  Landesinsasseu 


1)     V.  Klöleer,  Von  Schlesien,  I,  369—372. 
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(liiicli  Verbesserung  ihrer  Scliuftrifleii  beitra^^'eii  ' ).  Hieraus  erklärt 
sich  (Jas  f^rofse  Interesse,  welches  die  Staatsregierun«,'  den  Schäfern 
zuwandte  2).  Ciiarakteristisch  (trscheint  uns  eine  Polizeiordnunj,'  vom 
26.  Juli  1718 '^j  über  das  Trai^^en  der  wollenen  Kleider.  Statt  dal's 
im  Interesse!  der  inlandischen  'i'ucht'abiiken  der  kaiseiliche  Hof  und 
der  Adel  des  Lan(h's  mit  sein(;m  l)eisj)i(!l(.'  in  Uezug  auf  das  Tragen 
iidiindischer  Tuehstofl'e  voranging,  wie  es  in  dem  benachbarten  König- 
reich Prcufsen  gescliah,  wurde  in  Schlesien  der  höheren  (ieistlichkeit, 
dem  Herren-  und  Ritterstande,  wie  auch  den  wirklichen  kaiserlichtm 
Räten  und  den  Ihrigen  gestattet,  sich  des  ausländischen  (holländischen) 
Tuches  zur  eigenen  Kleidung  zu  bedienen,  dagegen  den  übrigen  Laii- 
desbewohnern  verboten,  anderes  Tuch  zu  tragen  als  das  im  Lande 
fabrizierte,  d.  h.  nach  einer  Erklärung  des  Ausdruckes  Landtiiclier  in 
der  Oberamtskurrende  vom  6.  Oktober  1718"*),  als  das  im  Kr)nigreicli 
Böhmen,  in  dem  Markgrafentum  Mähren  oder  Herzogtum  Seidesien 
verfertigte  oder  zubereitete.  Das  Motiv  zu  dieser  Verordnung  war, 
wie  ausdrücklich  erwähnt  ist,  aufser  der  zu  unersetzlichem  Schaden 
des  gemeinen  Wesens  über  Mafs  und  Ordnung  gestiegenen  Kleider- 
pracht die  „Beförderung  des  Schlesischen  Commcrcii  in  denen  Wolle- 
Manufacturen".  Und  damit  das  inländische  Tuch  von  dem  ausländi- 
schen sehr  wohl  unterschieden  werden  könnte,  wurde  1724  bestimmt, 
dafs  von  den  Tuchhändlern  oder  Verkäufern  jedesmal  auf  dem  zu 
verkaufenden  Tuche  mit  einem  besonderen  Bleizeichen  bemerkt  wer- 
den sollte,  ob  es  aus-  oder  inländisch  sei'').  Analoge  Erscheinungen 
wie  die  Stempelung  des  Brodes  mit  einem  Buchstaben  oder  angenom- 
menen Zeichen  finden  wir  auch  jetzt  noch,  wie  in  der  Schweiz,  z.  B. 
im  Kanton  Bern,  laut  Verordnung  vom  20.  Dez.  1876*^);  die  Tendenz 
der  Gesetzgebung  ist  aber  hier  nicht  merkantiler,  sondern  sozialer 
Natur,  da  die  Bestimmung  den  Nachdruck  auf  die  Festhaltung  eines 
richtigen   Gewichtes   legt.     Dieses  ganze  hierdurch   angeregte   Über- 

1)  Vgl.  Brachv.  Samml.,  IV,   CCXXXVIII. 

2)  Von  hohem  Interesse  erscheint  nach  dieser  Seite  hin  eine  königliche  Oberamts- 
knrrende  vom  7.  April  1718.  Hiernach  wurden  die  Schafmeister,  Knechte  und  Jungen 
von  dem  aus  dem  Wahn  des  gemeinen  Volkes  ihnen  zugelegten  Makels  der  Unehrlich- 
keit befreit,  so  dafs  sie  sich  nun  an  anderer  ehrlichen  Leuten  Kinder  verheiraten  und 
aUe  beliebigen  Handwerke,  Professionen  und  Künste  von  jedermann  erlernen  konnten. 
Diese  Berechtigung  enthielt  aber  insoweit  nur  eine  Erneuerung  des  kaiserlichen  Privi- 
legiums vom  5.  Sept.  170-i.  (Vgl.  Brachv.  Samml.  II,  CIL)  Jene  Kurrende  umfafst 
dann  weiter  in  Lit.  A  die  ,,Schäfer-Zunfifts-Laden"  in  Ober-  und  Niederschlesien  und  in 
Lit.  B  die  Zunftartikel  der  Schäfer,  deren  37  aufgeführt  sind,  die  von  nicht  geringer 
Wichtigkeit  sind,  da  sie  uns  nicht  nur  einen  Einblick  in  die  damaligen  Zunftverhältnisse, 
sondern  auch  in  die  sozialen  rechtlichen  nnd  kirchlichen  Verhältnisse  geben.  Am  Schlüsse 
folgt  der  Wappenbrief  für  die  Schafmeister  in  Ober-  und  Niederschlesien,  ein  gröfseres 
Handwerkswappen  war  für  die  Zunft  und  ein  kleineres  für  die  Zechmeister  eingeschickt 
worden,  zuletzt  linden  wir  eine  Beschreibung  dieser  2  Wappen.  Vgl.  Brachv.  Samml.  V, 
S.   1498  —  1525. 

3)  Brachv.  Samml.   V,   CCLXXV. 

4)  Vgl.  Brachv.   Samml.   V,  CCLXXVIL 

5)  Brachv.   Gesetzsamml.  VI,   CCC. 

6)  Vgl.  G.  Cohn,  Art.  31  der  schweizerischen  Bundesverfassung,  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  39.  Jahrg.,  S.  609. 
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wachungssystem  der  Industrie  durch  Inspektoren,  Schauämter  und 
andere  technische  Reglements  war  die  Bedingung  einer  gedeihlichen 
Entwicklung  in  jener  Zeit.  Je  vortrefflicher  diese  Ordnungen  waren, 
desto  blühender  entfaltete  sich  die  Industrie.  Wir  stimmen  ganz  mit 
Röscher  überein,  wenn  nach  seiner  Ansicht  durch  eine  solche  Re- 
gierungsthätigkeit  in  den  Schau-  und  Stempelanstalten  die  weitrei- 
chende Notorietät  einer  grofsen  Firma  ersetzt  wird  ^).  Doch  oft,  wie 
wir  auch  hier  sehen,  wurde  fehlgegriffen,  wenn  man  den  an  sich  rich- 
tigen Gedanken  zur  Ausführung  bringen  wollte.  Auch  die  folgende 
Darstellung  wird  dies  bestätigen. 

Wie  die  kaiserliche  Staatsregierung  den  Tuchhandel  und  die 
Tuchfabrikation  durch  solche  Mittel  zu  heben  suchte,  ebenso  strebte 
sie  den  Leinwand-,  Schleier-  und  Garnhandel  zur  Blüte  zu 
bringen.  Zunächst  suchte  man  die  verschiedenen  Mifsbräuche  abzu- 
stellen, wie  die  bisherigen  häufigen  „Ausschleppungen"  des  besten 
Flachses  aufser  Landes,  wodurch  nicht  nur  die  Spinner,  sondern  auch 
sämtliche  des  Leinengespinstes  benötigten  Fabrikanten  und  Hand- 
werker hart  gedrückt  wurden.  Um  diese  für  Industrie  und  Handel 
nachteiligen  Folgen  zu  beseitigen,  ward  verboten,  Flachs  oder  Werg 
aufser  Landes  zu  verkaufen  oder  zu  verführen.  Die  Ausfuhr  des 
rohen  Garnes  durfte  fernerhin  nur  gegen  Vorzeigung  eines  Regierungs- 
passes oder  eines  Attestes  von  selten  der  Stadt,  in  welcher  das  Garn 
eingepackt  worden,  erfolgen.  Und  zwar  sollte  nach  dem  Zollmandate 
vom  Jahre  1718  -')  zur  Beförderung  der  inländischen  Spinnerei  und 
des  Handels  nach  Holland  „in  dem  Baratto"  (Tauschhandel)  und  zur 
Erleichterung  der  Wechsel  von  In-  und  Ausländern  von  jedem 
Reichsthaler  Wert  an  Zoll  4  Kr.  erlegt  werden.  Den  Dorfscholzen 
und  Bauern  dagegen,  welche  durch  Ausführung  des  Garnes  aufser 
Landes  zur  Herabwürdigung  der  Waren  im  Auslande  dadurch  beige- 
tragen hatten,  dafs  sie  das  gute  Garn  mit  dem  schlechten  vermisch- 
ten, die  Waren  in  ihrer  Güte  verkürzten  und  sofort  um  einen  geringen 
Preis  verschleuderten,  wurde  verboten,  sowohl  gebleichte  als  auch 
rohe  Garne  zu  versenden,  weshalb  die  Errichtung  eines  Packhauses 
auf  dem  Lande  nicht  gestattet  wurde.  Wer  dawiderhandelt,  sollte  mit 
einer  Strafe  von  1000  Rthl.  belegt  werden  ^).  Von  hoher  Bedeutung 
für  den  schlesischen  Leinwand-  und  Schleierhandel  wie  für  die  Leinen- 
manufakturen erscheint  die  Leinwand-  und  Schleierordnung,  die  im 
Jahre  1724  im  Herzogtum  Ober-  und  Niederschlesien  erlassen  wurde  ^). 

1)  W.  Röscher,    Volkswirtschaftliche  Ansichten  Friedrichs  d.   Gr.,   S.   37. 

2)  Vgl.   Forts,  der  Brachv.   Gesetzsamml.  I,   467. 

3)  Vgl.  Brachv.  Gesetzsamml.  IV,  CCXXXII. 

4)  Diese  Ordnung  zerfällt  in  12  Kapitel.  Das  1.  Kapitel  handelt  von  dem  Flachs, 
das  2.  von  dem  Garn  und  dessen  verschiedenen  Sorten,  das  3.  von  der  Leinwand  ins- 
gemein, das  4.  von  der  Güte,  Breite  und  Länge  der  Leinwand,  das  5.  von  der  Schau- 
und  Sieglung  der  Leinwand,  das  6.  vom  Schneiden  der  Leinwand,  das  7.  vom  Walken 
der  Leinwand,  das  8.  von  den  Personen,  die  mit  den  Leinwandmanufakturen  konkur- 
rieren, von  den  Webern  und  Blattbindern,  das  9.  von  der  Bleiche,  das  10.  von  den  In- 
spektoren, die  von  dem  Kommerzienkollegium  abhängig  sein  sollen,  von  den  Leinwand- 
sammlern oder  Einkäufern  und  von  den  Mäklern,    das  11.  von  den  mit  leinenen  Waren 
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Da  aber  Schlesien  inelirere  Jalire  Iniidurch  durch  reichlichen  Zuwachs 
an  Flachs  gesegnet  worden  war,  so  dafs  dieses  Material  durch  die 
inländischen  Spinner  nicht  völlig  verarbeitet  und  (htshalb  ohne  Ab- 
bruch der  inliindischen  Manutacturen  an  das  Ausland  verkauft  w(;rden 
konnte,  so  wurde  durch  ein  kaiserliches  Obiiramtspatent  vom  24.  Dez. 

1725  jenes  Patent  vom  22.  März  1717  zeitweise  aufgehoben  und  die 
freie  Ausfuhr  des  Flachses  aus  dem  Herzogtum  Schlesien  vom  1.  Jan. 

1726  bis  zum  1.  Jan.  1727,  also  auf  1  Jahr,  gestattet,  mit  der  Ver- 
fügung, dafs  vom  1.  Jan.  1727  an  die  frühere  Hemmung  der  freien 
Ausfuhr  des  Flachses  wieder  eintreten  sollte').  Später  wurde  diese 
Begünstigung  wieder  für  ein  Jahr  erneuert,  so  dafs  die  frühere  Pro- 
hibitivmafsregel  erst  mit  dem  1.  Jan.  1728  in  kraft  treten  sollte^). 

Aus  demselben  merkantilistischen  Prinzipe  flössen  die  Bestimmun- 
gen über  die  Ausfuhr  des  Lcders.  So  wurde  in  dem  königl.  ()b(;r- 
amtspatent  vom  4.  März  1723  alle  Ausfuhr  des  inländischen  Rauch- 
leders  gänzlich  und  unter  Strafe  der  Konfiskation  aufgehoben  und 
verboten;  dagegen  ward  die  Einfuhr  des  aus  Polen  und  anderen  frem- 
den Ländern  kommenden  Rauchleders  unter  gewissen  Vorsichtsmafs- 
regeln  gestattet.  Die  Schuhmacher  und  anderen  Zünfte,  welche  in 
Juchten  arbeiteten ,  wurden  zugleich  angehalten ,  aus  der  im  Lande 
gegründeten  Juchtenfabrik  die  Juchten  zu  entnehmen  und  diese  den 
fremden  vorzuziehen  ^).  Dieses  Ausfuhrverbot  wurde  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  26.  März  1726  insoweit  beschränkt,  dafs  binnen  den 
breslauischeu  Jahrmarktszeiten  (Mitfasten,  Johanni,  Kreuzerhöhung 
und  Elisabeth)  jedesmal  die  Ausfuhr  des  schweren  inländischen  rohen 
Leders,  mit  Ausnahme  der  Küh-  und  Kalbenleder,  aus  Niederschle- 
sien durch  14  Tage,  aus  Oberschlesien  aber  durch  30  aufeinander 
folgende  Tage  erlaubt,  aber  aufser  solchen  Jahrmarktszeiten  dieselbe 
verboten  wurde  *). 

Weitere  Probibitivbestimmungen  beobachten  wir  in  Schlesien  in 
Bezug  auf  die  Ausfuhr  des  Geldes,  Goldes  und  Silbers  wie 
des  Getreides. 

Schon  durch  ein  königl.  Oberamtspatent  vom  14.  Juni  1708  ward 
die  Ausfuhr  des  baren  Geldes  gänzlich  verboten  worden,  so 
dafs   ein  Kaufmann  oder  ein   anderer  Privatmann  bares  Geld  nur  aus 


handelnden  Kaufleuten,  wonach  der  Dorfhandel  zwar  nicht  gänzlich  verboten,  keines- 
wegs aber  in  das  Reich,  nach  der  Scliweiz  und  Italien,  vielweniger  nach  Hamburg, 
Pommern,  Schweden,  Dänemark,  Holland.  England  zu  traficieren  vergünstigt  sein  sollte, 
das  12.  Kapitel  von  den  Strafen  derjenigen,  welche  dieser  Ordnung  zuwiderliandeln,  von 
dem  Schleier,  wie  nämlich  jede  Gattung  desselben  an  der  Güte,  Breite  und  Länge  gefer- 
tigt werden  solle.  Am  Schlüsse  werden  die  Eide  für  die  Schaumeister,  die  Blattbinder, 
die  Leinwandsammler  oder  Einkäufer  wie  die  Eide  für  die  Mäkler  angegeben.  Der  Eid 
für  die  Leinwand-  und  Schleierinspektoren  wird  in  einem  Reskript  vom  3L  Oktbr.  1725 
veröffentlicht.     Vgl    Brach  v.   Gesetzsamml.  VI,   CCCXXIV. 

1)  Vgl.   Brachv.  Gesetzsamml.   VI,  CCCXXVL 

2)  Vgl.  kaiserliches  Oberamtspatent  vom  11.  Nov.   1726,    in    der    Brachv.  Gesetz- 
samml. VI,  CCCXLV. 

3)  Ebendas.  V,  CCXCI. 

4)  Ebendas.  VI,  CCCXXXIV. 
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dem  Lande  zu  führen  befugt  war,  wenn  er  sich  durch  einen  von  der 
königlichen  Kammer  ausgestellten  Pafs  legitimieren  konnte.  Zugleich 
wird  hier  die  Ausfuhr  des  baren  Geldes  als  die  „gröfste  und  vor- 
nehmste Ursache"  der  Verarmung  des  Landes  und  sei- 
ner Bewohner  bezeichnet,  infolge  deren  der  „Abgang  der  Land- 
waren und  Fabriken  gehemmt  wird"  ^).  Dies  ist  die  Anschauung,  in 
welcher  der  Merkantilismus  hauptsächlich  wurzelt.  Von  der  gröfseren 
oder  geringeren  Quantität  Geldes  hängt  hiernach  der  Reichtum  oder 
die  Armut  des  Landes  ab;  jene  Verwechslung  von  Geld  mit  Reich- 
tum des  Landes  und  Volkswohlstand,  welche  man  dem  Merkantilis- 
mus zuschreibt,  tritt  hier  deutlich  hervor.  Das  Geld  ist  gleichsam 
die  Seele,  das  lebende  Prinzip,  bei  dessen  Maugel  der  Staatskörper 
verfällt  und  bei  dessen  reichlicher  Menge  der  Staatskörper  blüht. 
Je  mächtiger  Handel  und  Industrie  sich  gestalten  und  je  reicher  hier- 
durch das  Geld  ins  Land  fliefst,  um  desto  mehr  steigerte  sich  nach 
damaliger  Anschauung  hierdurch  der  Reichtum  des  Landes  und  der 
Wohlstand  seiner  Bewohner,  und  umgekehrt.  Hieraus  erklärt  sich 
das  Streben,  einerseits  das  bare  Geld  soweit  als  möglich  im  Lande 
zu  behalten,  andererseits  durch  Handel  und  Industrie  immer  mehr 
Geld  ins  Land  zu  ziehen.  Hiermit  ging  Hand  in  Hand  das  Verbot 
der  Ausfuhr  der  guten  Münz-  und  Speziesgelder,  wie  auch  des  Brucli- 
silbers  und  anderer  dergleichen  Pagamenten  2),  Dieses  Verbot  wurde 
zwar  später  zur  Beförderung  des  Handels  zeitweise  aufgehoben ;  durch 
die  allzuhäufige  Gestattung  der  Ausfuhr  der  Speziesgelder  wie 
der  guten  Scheidemünzen  schien  3)  aber,  nach  dem  Inhalte  der 
Verordnung  vom  11.  März  1725,  die  Tendenz  der  Staatsregierung 
durchkreuzt  worden  zu  sein.  Denn  es  hatte  sich  herausgestellt,  dafs, 
obwohl  von  Jahr  zu  Jahr  eine  namhafte  Quantität  guter  Sorten  in 
den  Münzhäusern  geprägt  worden,  dennoch  ein  solcher  Geldmangel 
entstanden  war,  so  dafs  nicht  nur  in  den  Rent-  und  Steuerämtern 
und  auch  im  inländischen  Handel  fast  keine  derselben  mehr  zu  sehen 
war,  sondern  auch  schon  bei  grofsen  Zahlungen  die  geringen  Landes- 
münzen zum  gröfsten  Schaden  des  Ärars  und  des  Handels  zum  Vor- 
schein kamen.  Um  diesem  Geldmangel  abzuhelfen,  wurden  die  frühe- 
ren Münzpatente  am  11.  März  1725  erneut  und  bestätigt,  so  dafs 
fernerhin  niemand,  insbesondere  die  Kauf-  und  Gewerbsleute,  wie  die 
Wechsler,  durch  deren  Hände  der  gröfste  Teil  des  Geldes  lief,  nicht 
unter  der  Strafe  der  Konfiskation,  sondern  auch  „sub  poena  Tripli" 
ohne  Vorweisung  eines  Originalpasses  weder  Geld,  noch  Gold-  und 
Silberpagamente  aus  den  Erbkönigreichen  in  andere  fremde  Länder 
ausführen,  desgleichen  auch  die  Juweliere,  Goldschläger,  Drahtzieher, 
Gold-  und  Silberarbeiter  weder  Pagament-  noch  Bruchsilber  versenden, 


1)  Ebendas.  II,   S.  595,  596. 

2)  Pagament  bezeichnet  ungemünztes  Silber. 

3)  Wir    werden    später    sehen,    wie    ein    anderer    Milsstand    hier    vorzugsweise    mit- 
wirkte. 

N.  F.  Bd.  IX.  27 
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noch  auch  Müiizsorten  verschmelzen  sollten')-  I^ic  nämliche  Mafs- 
regel  ward  auch  beim  Getreide  angewandt. 

Das  Verbot  der  Getreideausfuhr  wurde  am  10.  Dez.  1C*J8 
gegeben,  am  26.  Nov.  1699  erneuert''')  und  es  bestand  noch  fort  im 
Jahre  1726^).  Da  aber  zugleich  durch  die  lebhafte  Branntweinbren- 
nerei eine  grofse  Menge  (ielreides  konsumiert  wurde,  so  ward  das 
iJranntweiiibreniUin  durch  die  Land(!sol)rigkeit('n  und  Magistrate  in 
den  Städten  beschränkt  und  die  Ausfuhr  des  Uranntweins  aul'ser  Lan- 
des verboten*),  ein  Verbot,  das  schon  am  22.  Januar  11(X)  wegen 
fortdauernder  Getreideteuerung  und  Mangels  an  Getreide  erlassen 
worden  war-'»). 

Endlich  finden  wir  das  Prinzip  der  Handelsbilanz  aufser 
in  den  thatsäciilichcn  wirtschaftlichen  Vorgängen  in  der  königl.  Obcr- 
amtskurrende  vom  Ü.  August  1725  klar  und  deutlicii  ausgesprochen. 
Hiernach  war  der  Türkei  ein  freier  Handel,  aber  nur  ein  freier  Grofs- 
handel  mit  den  kaiserlichen  Erbländern  zugestanden  worden  und  zwar 
auch  nur  mit  solchen  Waren,  welche  aus  der  Türkei  in  die  kaiserl. 
Erblande  gebracht  wurden.  Da  aber  die  Türken  Öl  in  grofser  Menge 
aus  den  levantischen  Inseln  in  diese  Gebiete  einführten,  die  Gehler 
mit  Arglist  und  aus  Gewinnsucht  einwechselten  und  ohne  Legitima- 
tion ausführten  und  durchschwärzten ,  so  erschienen  die  Erbländer 
nicht  allein  der  Barschaften  entblöfst,  sondern  es  war  auch  daduich 
der  Verschleifs  des  aus  den  Königreichen  Neapel  und  Sizilien  kom- 
menden Öls  empfindlich  gehemmt  worden.  Durch  obige  Verordnung 
wird  nun  die  Einfuhr  des  türkischen  Öls  und  die  Geldausfuhr  verbo- 
ten und  zugleich  bestimmt,  dafs  von  jetzt  ab  bei  Erteilung  der  Pässe 
jedesmal  der  Wert  der  ein  -  und  auszuführenden  Waren  annähernd 
festgestellt  werden  sollte.  Falls  aber  die  auszuführenden  Waren  den 
Wert  der  eingefülirten  nicht  erreichten  und  man  etwa  den  Überschufs 
an  barem  Gelde  durchschwärzen  wollte,  so  sollte  nicht  nur  dieser 
Geldüberschufs  konfisziert,  sondern  auch  gegen  die  Übertreter  dieses 
Verbotes  mit  empfindlicher  Strafe  verfahren  werden'').  Ziehen  wir 
aus  diesen  wirtschaftlichen  Vorgängen  das  Resultat. 

Hieraus  erhellt,  dafs  Prohi  b  iti  vmafsregeln  keine  allgemein 
dauernde,  sondern  nur  eine  partikular  zeitweise  Geltung  finden  kön- 
nen, dafs  Mittel  dieser  Art  nicht  immer  die  nämliche  Wirkung  her- 
vorbringen und  nur  unter  gewissen  Bedingungen  zeitweise  einen  gün- 
stigen Erfolg  zu  erzielen  im  Stande  sind.  Aufserdem  geht  hieraus 
hervor,  dafs  das  Gebot  der  freien  Ausfuhr  allein  das  durch 
solche  Verbote  gestörte  wirtschaftliche  Gleichgewicht  wieder  her- 
zustellen vermag  und  dafs  im  wirtschaftlichen  Leben ,  wie  in  der 
Natur,  es  ein  vergebliches  Streben  sein  würde,  die  einmal  innere  not- 

1)  Vgl.,Brachvoge  Ische  Samml.   VI,  CCCVII. 
•2)  Vgl. -Forts,  d.  Brachv.  Samml.  II,  XL  VI. 

3)  Ports,  d.  Brachv.  Samml.  II,  CCXXI. 

4)  Vgl.  Brachv.  Samml.   IV,  CCX. 

5)  Vgl.  Forts,  d.  Brachv.   Samml.   II,  XL  VI. 

6)  Vgl.  Brachv.  Samml.  VI,  CCCXVIL 
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wendige  Ordnung  im  Widerstreit  mit  den  Bedürfnissen  der  Ge- 
sammtheit  aufrecht  halten  zu  wollen,  zu  deren  systematischer  Befrie- 
digung sie  vorhanden  ist.  Endlich  ersieht  man,  dafs  in  demselben 
Augenblicke,  in  welchem  man  eine  Deklaration  zu  Gunsten  der  Han- 
delsfreiheit für  erforderlich  hält,  bereits  eine  starke  Strömung  zur 
Einschränkung  derselben  zur  Geltung  gelangt,  die  mächtige  Wogen 
in  die  wirtschaftliche  Aktion  hineintreibt.  Zugleich  war  das  Streben 
der  kaiserl.  Staatsregierung,  den  Kredit  zu  befestigen,  um  hierdurch 
die  Gewerbsthätigkeit  zu  heben,  und  den  Handelsverkehr  durch  einen 
von  In-  u.  Ausländern  bei  der  Ausfuhr  gleichmäfsig  zu  zahlenden 
Zoll  zu  erleichtern,  gewifs  anerkennenswert. 

Sehen  wir  zu,  welche  Wirkungen  diese  Probibitivmafs- 
regeln  in  Schlesien  geübt  haben.  Die  gesamte  Wirtschafts- 
gesetzgebung der  damaligen  Zeit  giebt  auf  Grund  des  Inhalts  der 
Verordnungen  selbst  uns  den  schlagendsten  Beweis,  dafs  solche  Ver- 
bote vom  wirtschaftlichen  und  ethischen  Gesichtspunkte  aus  zu  ver- 
werfen sind,  indem  dadurch  Schmuggelei,  Wucher  und  Betrug 
immer  mehr  zur  Herrschaft  gelangen. 

So  hatte  der  Hausierhandel,  wie  sehr  auch  die  kaiserlichen 
Reskripte  dagegen  eiferten,  nicht  ab-  sondern  im  Gegenteil  stark  zu- 
genommen, wie  aus  dem  königl.  Oberamtspateut  vom  3.  Juli  1821 
hervorgeht,  so  dafs  hiernach  die  herumvagierenden  fremden  Kauf- 
und Krämersleute  im  Lande  nur  auf  den  öffentlichen  Jahrmärkten  ge- 
duldet werden  sollten  ^).  Die  verbotenen  Nebenmärkte,  besonders  bei 
Wallfahrten,  Kirchmessen  und  anderen  öffentlichen  Zusammenkünften 
vermehrten  sich  aber  immer  mehr,  das  Hausieren  und  Verkaufen  in 
Häusern  wuchs  trotzdem  an,  so  dafs  ein  nochmaliges  Verbot  am 
5.  Dez.  1724  erfolgte.  Nicht  nur  die  Kauf  leute  hielten  sich  in  ihren 
Geschäften  beeinträchtigt,  sondern  auch  der  Staat  selbst  erlitt  durch 
den  üppig  wuchernden  Hausierhandel  einen  grofsen  Schaden,  da  diese 
herumschweifenden  Händler  mit  ihren  Waren  gewöhnlich  ohne  Be- 
zahlung des  kaiserlichen  Zolls  und  Accis  sich  in  das  Land  hineinzu- 
schleichen pflegten  ^).  Nur  die  inländischen  Juden  wurden  unter  Legi- 
timierung durch  einen  von  der  Obrigkeit  ausgestellten  Pafs  zum  Hau- 
sieren zugelassen  ^),  wie  auch  die  böhmischen  Krämer  unter  Vorzeigung 
eines  Legitimationsscheins"*).  Dagegen  sollte  den  türkischen  Krämern 
aufser  den  Marktzeiten  weder  das  Hausieren  noch  der  Kleinhandel 
(„alla  minuta")  gestattet  sein-"^).  Trotz  aller  dieser  Verordnungen 
wuchs  der  Hausierhandel  immermehr,  so  dafs  insbesondei'e  gegen  die 
im  Lande  herumschweifenden  Schotten,  Engländer,  Niederländer,  Ita- 
liener, Franzosen,  Savoyarden,  gegen  alle  fremden  Juden,  selbst  gegen 
die  böhmischen  und  mährischen,  eingeschritten  werden  mufste*^).     Den 


1)  Vgl.  Brachv.  Samml.  V,  Nr.   287. 

2)  Ebendas.  VI,  No.  303. 

3)  Ebendas.  VI,  No.  306,  vom  8.  Febr.  1725. 

4)  Ebendas.  VI,  No.  314,  vom  11.  Juni  172.5. 

5)  Ebendas.  VI,  No.  317,  vom  3.  Aug.  172.5. 

6)  Ebendas.  VI,  No.   328,  vom  3.  Jau.    172C. 
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Nachteil,  den  dus  Ausland  durch  die  Prohihitivinarsrc'Kchi  erlitt,  suchte 
es  durch  den  Hausierhandel  zum  'J'eil  wieder  wett  zu  machen.  Wie 
lehliaf't  ab(;r  imnutr  der  Hausierhandel  s(!in  ma{^,  er  bereichert  doch 
nur  einzelne  Kaulleute  und  tra<^t  zur  Vermehrurif^  der  ^;anzen  Geld- 
masse weniger  bei,  als  der  Produkten-  und  l'abrikenhandel 

Im  (jiarnhandel  wur(l(;n  ge;,'en  die  Hetrüger  und  VerfiUscher 
des  (jlarnes  wiederholte  Bestimmungcui  erlassen  ')  und  noch  in  dem 
Patent  vom  14.  .Jan.  1720  wird  bald  im  Anfange  darüber  geklagt, 
dafs  die  sträfliche  Verfälschung  des  Garnes  nicht  nur  nicht  gänzlich 
unterbroclien ,  sondern  vielnielir  durch  Verkauf  des  schlechten  Garns 
der  Landeskredit  gesclnnälert,  aufserdem  das  Garn  aufser  Landes  ge- 
schlei)i)t  und  mithin  das  Zollregal  defraudieit  worden  sei  2).  Hei  der 
„Salzei  nsch  war  tz  u  n  g"  ging  es  sogar  soweit,  dafs  die  „Salz-Ver- 
schwärtzer"  sich  zusammenrotti(.'rten  und  ,,arniata  manu"  Widerstand 
leisteten,  um  polnisches  Salz  herüberzuschmuggeln  ^);  ja  von  den  Salz- 
beamten und  von  den  Gerichten  ward  den  Einschwärzungen  des  ver- 
botenen polnischen  Salzes  durch  die  Finger  gesehen''). 

Wider  den  Getreidewu  eher  war  schon  in  der  Verordnung 
vom  11.  Nov.  li)94  nach  dem  kön.  Oberamtspatent  vom  10.  Dec.  lö'.'S 
ein  Erlafs  gegeben  worden.  In  dem  Patent  des  J.  16'.)8  wird  gefor- 
dert, dafs  man  den  Getreidevorrat,  soweit  man  desselben  nicht  selbst 
bedarf,  im  Interesse  der  Armut  zu  einem  billigen  Preise,  mit  dem 
Käufer  und  Verkäufer  bestehen  könnten,  verkaufen  solle,  damit  man 
nicht  zur  Abfassung  einer  bereits  in  anderen  Ländern  eingeführten 
Taxe  des  Getreides  und  anderer  Viktualien  Veranlassung  gebe.  Gegen 
den  Getreidewucher  soll  eine  exemplarische  Strafe  verhängt  werden; 
dies  erfordert  die  Bewahrung  des  Wohlstandes  der  gesam- 
ten Landesbewohn  er  ^),  Doch  der  Getreidewucher  dauerte  fort. 
In  dem  Oberaratspatent  vom  27.  Juni  1609  wird  die  Thatsache  aus- 
gesprochen, dafs  von  Tag  zu  Tag  die  Teuerung  des  Getreides  im 
Lande  anwachse  und  dafs  dieser  Umstand  nicht  sowohl  vom  Mangel 
desselben,  sondern  vielmehr  von  der  Gewinnsucht  und  dem  Eigennutz 
der  Getreidew^ucherer  herrühre.  Ja,  es  wird  gedroht,  bei  weiterem 
Widerstände  mit  der  Eröffnung  der  Schuttböden,  wie  bei  der  Stadt 
Breslau  wirklich  der  Anfang  gemacht  worden  war,  um  das  dort  be- 
findliche aus  Eigennutz  aufbewahrte  Getreide  zum  Verkauf  zu  bringen^). 
Doch  die  Klage  hierüber  hörte  nicht  auf.  Deshalb  wird  in  dem  Ober- 
amtspatent vom  I.Juni  1714  verlangt,  der  Landraann  und  Eigentümer 
soll  das  Getreide  aufser  demjenigen ,  welches  er  zu  seinem  und  der 
Seinen  Unterhalt  wenigstens  für  1  Jahr  lang   und  soweit   er   es  auch 


1)  So   am  9.  Dec.  1699,  vgl.  Forts,  d.  Brachv.  Samml.  II,  No.  44;  am  14.  Juni 
1708,  vgl.  Brachv.  Samml.   II,  CVII. 

2)  Vgl.  Brachv.   Samml.   VI,  S.   1834. 

3)  Ebendas.  U,  S.   636,  nach  dem  Salzpatent  vom   15.   Sept.    1713. 

4)  Nach  dem  kais.  Salzpatent  vom    3. April  1730,  vgl.    Forts,  d.  Brach  v  ogel  sehen 
Samml.  I,   S.  591. 

5)  Forts,  der  Brachvogelsch.  Samml.  I,  LXIX. 

6)  Ebendas.  II,  No.  42. 
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zur  Bestellung  der  Landwirtschaft  nötig  hat,  entweder  zum  Verkauf 
in  die  Städte  bringen  und  zu  einem  zulässigen  Preise  versilbern  oder 
der  Bauernschaft  und  den  Unterthanen  für  ebensolchen  Preis  über- 
lassen. Keineswegs  aber  soll  den  Herrschaften  und  Obrigkeiten  ge- 
stattet sein,  den  überflüssigen  Zuwachs  bis  zur  Zeit  der  Teuerung  bei 
Vermeidung  der  Visitation  und  des  Verkaufs  des  überflüssigen  Ge- 
treidevorrates von  Seiten  der  Obrigkeit  aufzubewahren  ^).  Besonders 
aber  scheinen  wegen  Entrichtung  der  Getreide-  oder  Körneraccise  au 
dem  Orte  der  Ausfuhr  und  bezw.  auf  den  Landesgrenzen  grofse  Un- 
ordnungen vorgekommen  zu  sein.  Denn  es  wurden,  wie  wir  in  dem 
Oberamtspatent  vom  24.  Oktober  1715  lesen,  die  wiederholt  im  Lande 
publizierten  oberamtlichen  Verordnungen  wenig  oder  gar  nicht  be- 
achtet und  sie  gerieten  so  in  Vergessenheit,  dafs  hierdurch  zu  vielen 
Unterschleifen  und  Schmuggeleien  Anlafs  gegeben  ward.  Deshalb  ward 
von  der  Landesbehörde  die  Anregung  gegeben,  diese  Verordnungen 
nochmals  im  Lande  zu  verötfentlichen ;  aufserdem  sollte  bei  der  Ver- 
führung von  Getreide  oder  Körnern  der  gewöhnliche  Acciszettel  in 
dem  Orte  der  Abfuhr  genommen  werden,  um  sich  hierdurch  legiti- 
mieren zu  können  2).  Schliefslich  schienen  alle  diese  Erlasse  nur  ge- 
ringen Erfolg  erzielt  zu  haben,  so  dafs  sich  die  Staatsregierung  nach 
dem  Oberamtspatent  vom  20.  Sept.  1717  zu  der  Verordnung  veran- 
lafst  sah,  dafs  wöchentlich  gewisse  Tabellen  über  den  Ge- 
treidepreis  von  jeglicher  Sorte  aufgestellt  und  eingesandt  werden 
sollten.  Die  Tendenz  dieser  Bestimmung  war,  wie  dies  ausgesprochen 
ward,  merkantiler  Natur,  Man  wollte  aus  dem  hohen  oder  niedrigen 
Körnerpreise  abnehmen,  ob  ein  genügender  Vorrat  daran  vorhanden 
sei  oder  ein  Mangel,  so  dafs  die  Getreideausfuhr  entweder  zu  gestat- 
ten oder  weiter  zu  hemmen  war.  Als  nun  der  Getreidepreis  merklich 
gefallen  war,  wurde  die  Einsendung  der  Getreidepreistabellen  bis  auf 
weiteres  sistiert^).  Als  nun  im  J.  1719  wieder  Getreideteuerung  ent- 
standen war,  werden  als  Ursachen  derselben  zunächst  die  unfruchtbare 
Witterung  und  die  ungemeine  Dürre  angegeben;  doch  sollte  zugleich 
von  den  Landesämtern  und  Instanzen  aufser  der  Menge  des  vorhan- 
denen Getreidevorrates  darüber  Nachricht  eingezogen  werden,  ob  nicht 
etwa  durch  Getreidewucher  oder  bisherige  allzugrofse  und  übermäfsige 
Ausführung  des  Getreides  diese  Teuerung  verursacht  worden  sei  ■*). 
Die  Kornteuerung  wuchs  aber  immer  mehr  und  mehr.  Deshalb  ward 
durch  ein  kaiserliches  Reskript  vom  25.  Juni  1725  die  monatliche 
Einsendung  des  marktgängigen  Getreidepreises  anbefohlen'').  Auch 
dieses  Mittel  hatte  keinen  Erfolg;  die  Teuerung  dauerte  fort.  Das 
Oberamtspatent  vom  16.  Dec.  1726  giebt  als  Ursache  der  sich  stei- 
gernden Teuerung   zuerst  allgemeinen  Miswachs   an,    dann    wird   dem 


1)  Vgl.  Brachvogelsche  Samml.  IV,  CCX. 

2)  Forts,  d.   Brachv.  Samml.  II,  CXVII. 

3)  Forts,   d.  Brachv.   Samml.  II,  CXXII,   vom  20.  Sept.   1717. 

4)  Forts,  d.  Brachv.   Samml.   II,  CXXXIV. 

5)  Forts,  d.  Brachv.  Samml.  II,  CXCVU. 
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„üherHüssi^cii"  Hraiiiitwcinbroiinen  Schuld  daran  gegeben  und  deshalb 
die  Hiiuinlweinl)n;iinen;i  noch  in  gröfserem  MaFsstabe  als  im  .1.  1714 
eingeschränkt.  Ans  dem  Sclilnsse  geht  abcn-  hervor,  dals  verschiedene 
IIerrscliaft(!n  mit  ihrem  iibciflüssigcn  (ietrcidevorrat  noch  immer  bis 
auf  grölscM-e  Teuerung  zurückhielten ;  deshalb  ward  die  Krötl'nung  ihrer 
Schuttböden  vorgeschlagen.  Die  königlichen  Ämter  und  Regierungen 
sollten  zugleich  diejenigen  Landstände,  bei  w^dchen  ein  erheblicher 
Verdacht  erschiene,  dals  sie  den  Getreidevorrat  nicht  der  Wahrheit 
gemäls  aufgezeichnet  hätten,  durch  vertraute  und  gewissenhafte  Per- 
son(!n  sofort  revidieren  uiul  den  verschwiegt-nen  L'berschul's  in  Be- 
schlag nehmen  lassen').  Doch  der  (Jetreidewncher  herrschte  fort,  so 
dals  eine  noch  gröfsere  Teuerung  zum  Nachteil  des  Landes  und  der 
liewohner  zu  besorgen  stand  und  deshalb  im  J.  1727  zweimal  Verbote 
gegen  den  Getreidewucher  (am  1.  Febr.  und  2*.>.  Dez.)  erlassen  werden 
inufsten  ^). 

Ebenso  nachteilig  wirkten  die  Verbote  der  Ausfuhr  des 
Geldes,  (ioldes  und  Silbers.  Es  hatte  sich  nändich  hieraus  er- 
geben, dals  nicht  nur  die  Si)eziesgelder  mit  übermäl'sigeni  Agio  auf 
wucherische  Weise  ausgewechselt  und  veiführt ,  sondern  auch  die  ge- 
ringhaltigen fremden  kleinen  Land-  und  andere  bereits  früher  ver- 
rufene Münzsorten  in  die  österreichischen  Länder  eingeführt,  die  früher 
devalvierten  Münzen  aber  über  das  reducierte  Quantum  angenommen 
und  ausgegeben  worden  waren.  Deshalb  wird  im  J.  1725  bestimmt, 
dafs  künftighin  das  devalvierte  Geld  über  den  „abgewürdigten  Wert" 
weder  ausgegeben  noch  angenommen  und  dafs  jede  wucherische  Aus- 
wechslung, das  Auswippen  und  Kippen  der  guten  Geldsorten,  wie  auch 
die  Einführung  der  verrufenen  Landmünzen  bei  Strafe  der  Konfiska- 
tion untersagt  sein  sollte;  jedoch  wurde  gestattet,  aus  fremden  Län- 
dern in  die  österreichischen  allerlei  hierselbst  gangbare  und  devalvierte 
gute  Gold-  und  Silbermünzsorten  frei  einzuführen  3). 

Wenn  aber  auch  diese  Wirtschaftspolitik  gewisse  Misstände  im 
Gefolge  hatte,  so  ist  ihre  Bedeutung  in  der  Geschichte  der 
politischen  Ökonomie  und  im  Kulturfortschritt  der 
Menschheit  doch  nicht  zu  unterschätzen. 

Versuchen  wir  aber  diesen  wirtschaftlichen  Prozefs  aus  dem 
Wesen  des  Handels  zu  beurteilen. 

Aller  Handel  will  grundsätzlich  nur  seiner  Natur  nach  das  Mis- 
verhältnis  in  der  Verteilung  irgend  eines  Artikels  ausgleichen  oder 
aus  dieser  DiÖ'erenz  im  Werte  Nutzen  oder  Vorteil  ziehen.  Aus  die- 
sem Wesen  des  Handels  ergiebt  sich,  dafs  die  Hingabe  des  Geldes 
oder  der  Kaufakt  im  Handel  nicht  erst  durch  einen  Überflufs  an  Geld 
bedingt  wird  und  dafs  die  Annahme  des  Geldes  oder  der  Verkaufakt 
im  Handel  keineswegs  immer  einen  Mangel  an  Geld  voraussetzt.  Das 
durch  den  Handel  erworbene  Geld  erscheint  hiernach   weder   als  eine 


1)  Forts,  d.  Brachv.   Samml.  II,  CCXXI. 

2)  Ebendas.  U,  CCXXVII  und  CCXXXVII. 

3)  Vgl.  Brachv.  Samml.  VI,  CCCVU. 
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Wirkung  des  Überflusses  noch  als  eine  Voraussetzung  des  Mangels 
an  Geld.  Mithin  beweist  auch  die  Handelsbilanz,  d.  h.  das  numerische 
Verhältnis  des  Geldwertes  der  Ein-  und  Ausfuhr  weder  den  Überflufs 
noch  den  Mangel  an  Geld  und  somit  bekundet  sich  die  günstige  oder 
ungünstige  Entwicklung  des  Handels  und  Gewerbfleifses  weder  als 
eine  Wirkung  des  Überflusses  noch  als  eine  Wirkung  des  Mangels  an 
Geld.  Der  Wert  der  Handelsbilanz  ist  also  kein  psycho- 
logischer, wohl  aber  ein  statistischer.  Die  Handelsbilanz  kann 
deshalb  in  ihrem  wahren  Thatbestande  dazu  dienen,  den  Umsatz 
der  Waren  nach  ihrem  Werte  zu  bemessen;  nie  kann  sie  jedoch  einen 
Mafsstab  geben,  um  innere  ökonomische  Vorgänge,  wie  vorhandenen 
Überflufs  oder  Mangel  an  Geld  und  die  hieraus  resultierenden  Wir- 
kungen zu  beweisen  oder  zu  erklären.  Hat  die  Handelsbilanz  aber 
einen  statistischen  W^ert,  so  ist  sie  zunächst  nur  eine  Thatsache,  die 
selbst  der  Erklärung  bedarf.  Fiel  z.  B.  die  Handelsbilanz  in  Bezug 
auf  die  Türkei  und  Schlesien  zu  Ungunsten  Schlesiens  aus,  so  ist  dies 
eine  Thatsache,  die  aus  verschiedenen  Ursachen  hervorgehen  kann  wie 
aus  der  Billigkeit  oder  Solidität  der  türkischen  Produkte;  dann  erst 
müssen  die  Wirkungen  untersucht  werden,  welche  diese  Thatsache  auf 
die  einzelnen  Glieder  der  Gemeinschaft  ausübt.  Hierbei  werden  wir 
z.  B.  zu  fragen  haben,  ob  diese  Thatsache  auf  eine  grofse  Anzahl  von 
Individuen  einen  günstigen  Einflufs  ausübt,  oder  ob  sie  den  Staat 
allein  als  wirtschaftliches  Institut  ungünstig  triflt  oder  ob  ein  Aus- 
gleich durch  andere  Handelsverhältnisse  gegeben  wird.  Die  Handels- 
bilanz kann  also  überhaupt  nur  einen  Aufschlufs  geben 
über  die  aus  Naturprodukten  für  den  Handel  gewonne- 
nen Artikel,  nie  aber  über  den  aus  der  Arbeit  und  dem 
Kapital  gewonnenen  Reichtum;  alle  diese  Produktivkräfte  müs- 
sen aber  einheitlich  zusammenwirken,  um  der  Gesamtheit  den  ma- 
teriellen GenuTs  zu  gewähren,  zu  dem  sie  berufen  ist.  Deshalb  ist 
die  Handelsbilanz  nur  von  einseitigem  W-erte. 

Hat  das  Prinzip  der  Handelsbilanz,  aus  welchem  einzelne  wirt- 
schaftliche Thatsachen  mit  Notwendigkeit  zu  deduzieren  sind,  nur 
eine  bedingte  Richtigkeit,  so  werden  auch  die  zur  Sichergestaltung 
einer  günstigen  Handelsbilanz  angewandten  Mafsregeln  nur  eine  parti- 
kulare Geltung  beanspruchen  können.  Hierher  gehören  insbesondere 
die  Prohibitiv mafsregeln;  denn  die  Bestimmungen,  wie  z.  B. 
die  Herstellung  eines  gleichen  Mafses  und  Gewichtes,  die  Beseitigung 
schlechter  Münzen  u.  s.  w.  erscheinen  hauptsächlich  als  im  allgemeinen 
Handelsinteresse  gegeben  und  sollten  damals  nur  einen  Mitfaktor  zur 
Erreichung  des  Hauptzweckes,  also  zur  Beförderung  des  Handels  und 
zur  Vermehrung  des  Geldes  bilden.  Die  Prohibitivverordnungen  sind 
aber  ihrem  Wesen  nach  negierend.  Sie  verfolgen  zunächst  den  Zweck, 
eine  Handlung  zu  verhindern  und  dann  erst  soll  durch  Verhinderung 
derselben  eine  positive  Wirkung  erzielt  werden,  also  durch  Beseitigung 
eines  Übels  soll  die  Heilung  erfolgen.  Für  Schlesien  war  das  Übel, 
wie  überall  in  Deutschland,  der  allgemeine  Geldmangel,  der  auf  ver- 
schiedene Ursachen  zurückgeführt  wird;  es  handelte  sich  darum,  durch 
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Entferiiuii}^'  dieser  Ursachen  auch  den  GeMinan^el  zu  behel>en.  Diese 
IJrsiichen  hi^c^n  für  S(:hh;si(!ii  iiislicsoiidcn'  in  ^M;\viss(;ii  wirtschaftlichen 
V()r;,^;iii;^eii  im  lluii(h!l  und  in  der  liuhistrie,  in  dein  Steuer-  uml  Zoll- 
system; waren  (ii(;s(!  in  das  wirtschaftliche  Leben  störend  ein^^reifende 
Verhältnisse  auff^chohen,  so  j^lauhte  man  vor  allem  durch  <h;n  aus  dem 
Handel  und  der  Industrie  zu  erzielenden  (ield^'(!winn  den  Mangel  an 
Geld  im  Lande  zu  Ixsseitigen  und  durch  die  hieraus  allmählich  er- 
waclisende  Stciigerung  des  iieichtums  in  den  merkantilen  und  in- 
dustriellen Kreisen  das  wirtschaftliche  Wohl  der  Gesamtheit  zugleich 
zu  fördern.  Das  Geld  wurde  also  nicht  hlos  als  Tausch-  und 
Zahlungsmittel  angcsselu^n,  sondern  man  hatte  die  L'herzeugung, 
durch  iMitwicklung  der  Geldwirtschaft  auch  die  allgemeine  Vermögens- 
macht  zu  steigern;  es  galt  damals  als  eine  Kraft,  die  sich  haupt- 
sächlich im  Handel  und  in  der  Industrie  wirksam  erweist  und  von 
hier  aus  den  Grund  zu  weiteren  günstigen  Veränderungen  im  wirt- 
schaftlicluin  Lehen  bilden  sollte.  War  es  nun  möglich ,  dafs  diese 
'J'endenz  der  Staatsregierung  durch  die  Proliibitivbestimmungen  ver- 
wirklicht wurde? 

Zunäclist  ist  schon  hervorgehoben,  dafs  diese  Bestimungen  keinen 
stationären,  sondern  nur  einen  temporären  Charakter  trugen.  Es  war 
aber  uaturgcmäfs,  dafs  durch  solche  Mafsregeln  ein  Druck  auf  andere 
Völker  ausgeübt  und  hierdurch  der  Handel  erschwert  ward.  Das 
Gleichgewicht,  d.  h.  der  freie  Warenaustausch  im  Handel  war  gestört 
und  es  war  das  Streben  eines  jeden  hierdurch  beeinträchtigten  Staates, 
einen  Ausgleich  oder  einen  Ersatz  hierfür  zu  finden.  Es  hat  eine 
solche  Prohibitivverordnung  im  Handel  mit  auswärtigen  Nationen  die 
nämliche  Wirkung,  wie  wenn  im  P)innenhandel  ein  Produkt  höher  be- 
steuert wird  zu  Gunsten  anderer  Handelsartikel ;  auch  hier  ist  die 
Harmonie  gestört,  mau  versucht  dieselbe  möglichst  herzustellen  durch 
Überwälzung  der  Steuer  auf  die  Konsumenten.  Zudem  stehen  Pro- 
duktion und  Gewerbthätigkeit  im  gegenseitigen  Connex  zu  einander. 
Je  reicher  z.  B.  die  Produktion  in  der  Landwirtschaft  und  je  billiger 
der  Preis  deshalb  für  die  landwirtschaftlichen  Produkte  sich  gestaltet, 
desto  weniger  regt  sich  die  Kauflust  von  Seiten  der  Produzenten  und 
aller  damit  in  Verbindung  stehenden  Personen  für  industrielle  Artikel 
und  umgekehrt.  So  hatten  die  Hauptwarenwerke  in  Schlesien,  Lein- 
wand- und  Tuchweberei,  immer  stärkeren  Betrieb  bei  mäfsigen  Ernten, 
schwächeren  bei  reichen.  Die  kaiserliche  Staatsregierung  strebte  zwar 
den  zu  geringen  oder  den  zu  hohen  Getreidepreis  durch  zeitweise  Er- 
laubnis der  Ausfuhr  nach  andern  Ländern  oder  durch  Ausfuhrverbot 
wie  durch  gesetzliche  Normienmg  der  Getreidepreise  zu  verhindern; 
doch  wirkten  diese  Mittel  äufserst  matt,  da  die  Teuerung  durch  eine 
Reihe  von  Jahren  einen  konstanten  Charakter  behielt.  Durch  die  Be- 
günstigung des  Handels  und  der  Industrie  aber  geriet  die  Entwick- 
lung der  Landwirtschaft  ins  Stocken  und  in  Verfall,  Scholzen  und 
Bauern  grifl'en  zu  dem  Handel,  um  schnell  reich  zu  werden.  Die  Ver- 
mehrung der  Fabriken  mufsto  durch  künstliche  Mittel  ins  Werk  ge- 
setzt werden,  indem  ihre  Errichtung  und  Weiterentwicklung  durch  ge- 
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wisse  Kechte  und  Privilegien,  durch  Staatsunters tützuug  und  Polizei- 
mafsregeln  gefördert  wurde.  Der  Hausierhandel  wucherte  auf  schle- 
sischem  Boden  so  üppig  wie  nie  zuvor  und  mit  ihm  ging  Hand  in 
Hand  Betrug,  Wucherei  und  Schleichhandel.  Die  wirtschaftlichen  Zu- 
stände stellen  sich  uns  gleichsam  damals,  wenn  ich  mich  so  aus- 
drücken darf,  als  äufserliche  und  zufällige  Einheiten  dar.  Entzog  der 
Staat  seinen  Günstlingen  die  schützende  Hand,  so  fielen  dieselben  zu- 
sammen wie  ein  Sandhaufen  oder  ein  Holzstofs,  wenn  die  Gleichge- 
wichtslage, welche  die  Dinge  hier  zusammenhält,  nicht  mehr  vor- 
handen ist. 

Wenn  aber  auch  die  Tendenz  der  Staatsregierung  vermittels  der 
Prohibitivmafsregeln  durch  manche  im  Gefolge  hiermit  auftretende 
Mifsstände  durchkreuzt  wurde,  so  hat  dennoch  diese  Wirtschafts- 
politik ihre  berechtigte  Stellung  in  der  damaligen  Zeit. 

Niemand  wird  wohl  zweifeln,  dafs  die  Staatseinmischung  in  einer 
Periode,  in  der  die  regierenden  Elemente  an  Einsicht  und  Kenntnis 
die  Handel-  und  Gewerbtreibenden  bedeutend  übertrafen,  zeitgemäfs 
war.  Zudem  herrschte  damals  eine  Lethargie  und  Lähmung  insbe- 
sondere in  den  gewerblichen  Kreisen.  Staatliche  Aufsicht,  staatliche 
Verordnungen  waren  deshalb  die  Vorbedingungen  für  das  Handels- 
und gewerbliche  Leben,  um  eine  energische  Thätigkeit,  Ehrlichkeit, 
solide  Gesinnung  und  technische  Geschicklichkeit  zu  fördern.  Durch 
Prohibitivmafsregeln,  durch  polizeiliche  Bestimmungen  und  Ordnungen, 
durch  Förderung  des  Kredits  und  durch  sonstige  Privilegien  suchte 
man  eine  Grofsindustrie  und  einen  Grofshandel  in  Flufs  zu  bringen, 
wodurch  der  Entwicklung  der  gesamten  Volkswirtschaft  ein  regerer 
kräftigerer  Zug  als  bisher  verliehen,  ein  lebhafter  Detailhandel  an- 
gebahnt und  eine  gröfsere  Summe  von  Arbeitskräften  in  Bewegung 
gesetzt  wurde.  Aus  den  schädlichen  Wirkungen,  welche  diese  Be- 
stimmungen mit  sich  brachten,  aus  der  etwa  drohenden  Gefahr  der 
Sistierung  der  Fabriken  und  aus  dem  hieraus  sich  ergebenden  Ar- 
beiternotstande zu  schliefseu,  dafs  deshalb  alle  diese  merkautilistischen 
Mafsregeln  falsch  waren,  wäre  ein  unberechtigter  falscher  Schlufs;  sie 
waren  einseitig,  aber  sie  entsprachen  mehr  oder  weniger  den  Verhält- 
nissen der  damaligen  Zeit.  Mit  den  Mitteln,  welche  die  Zeit  gab  und 
forderte,  strebte  man  auf  kommerziellem  und  gewerblichem  Wege  das 
ökonomische  Wohl  der  Unterthanen  zu  heben;  doch  wirkten  einem 
glücklicheren  Erfolge  entgegen  hauptsächlich  die  damals  zerrissenen 
politischen  wie  die  sozialen  Zustände,  spärliche  Bevölkerung,  Mangel 
an  Kapitalien,  ungünstige  Verkehrsverhältnisse,  die  unvollendete  Tech- 
nik der  Handwerksmeister,  auf  denen  in  der  Hauptsache  die  ganze 
damalige  Industrie  ruhte,  wie  nicht  wenig  die  ungerechte  und  drük- 
kende  Steuerverwaltung.  Dennoch  ist  es  unleugbar,  dafs  infolge  dieser 
Prohibitivverordnuugen  Handel  und  Industrie  in  Schlesien  gefördert 
und  durch  eigene  Verarbeitung  der  Naturprodukte  der  Nutzen  des 
Landes  bedeutend  gesteigert  worden  ist.  So  wurden  im  J.  1720  nur 
59000  Stück  Tuch  fabriziert  und  im  Jahre  1735  schon  95000  Stück 
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'I'uch  ' ).  In  (l(!ii  l(;t/,t(!n  .lalir(;ii  vor  dem  Tjälirif^cn  Kri(;f^c  belief  sicli 
(li(!  ImiiiiuIiiik!  für  (li(!  Ausfuliniitikel  iuif  10  Mill.  'l'lilr.,  und  die  Aus- 
^ul)(!  für  einj,'elieiide  fremde  Wureii  nur  8  Mill.  Tiilr.,  so  diifs  der  jiihr- 
liclie  Absdilufs  mit  2  Mill.  'I'lilr.  l.berschufs  für  Schlesien  iiustiel-). 
Durch  diese  in  den  wichti^'stcüi  Kulturstjuiten  in  Anvvendun}<  gebrach- 
ten merkantilistischen  Prinzipien  wurde  der  Manufaktureiij^eist  in  dieser 
Periode  fast  über  alle  Lander  verbreitet,  nicht  am  wenij^sten  über 
Schlesien,  über  dessen  wirtsciiaftliclu;  ].a<,'e  Mirabeau  ausruft:  „II  y 
regne  une  population ,  une  culture  et  une  industrie  vraiment  im- 
menses" ^). 

Dieser  wirtschaftliche  Prozefs  stellt  sich  aber  auch  uns  als  ein 
notwendiges  Glied  in  dem  Kulturfortschritt  der  Menschheit 
dar.  Mit  ihm  geschah  ein  nicht  bewufster  Angriti  gegen  die  feudalen, 
mittelalterlichen  uiul  primitiv-naturwirtschaftlichen  Einrichtungen  und 
l.ebenszustaiide,  die  er  in  ihren  Grundlagen  zu  erschüttern  begann. 
Die  Macht  des  beweglichen  P>esitzes  und  die  volh;  Anerkennung  der 
im  Handel  und  Gewerbe  regsamen  Thätigkeit  wurde  angebahnt.  Ein 
instinktiver  aber  höchst  machtvoller  Vorgang  zeigt  sich  uns  hier.  Es 
begann  der  Übergang  vom  Tausch-  zum  Geldverkehr  und  von  der 
Natural-  zur  Geldwirtschaft  sich  zu  vollziehen.  Handel  und  Industrie 
waren  diejenigen  Produktionszweige,  in  welchen  die  beste  Gelegenheit 
zur  Entwicklung  der  Geldwirtschaft  geboten  ward.  Der  Geldverkehr 
machte  successive  den  Übergang  zum  Krciditverkehr  und  so  gestaltete 
sich  aus  der  Geld-  die  Kreditwirtschaft.  Auf  die  Ausbildung  der 
Industrie  folgte  naturgemäfs  die  Weiterentwicklung  der  Grund-  und 
Bodenverhältnisse  und  aus  der  allmählichen  Vervollkommnung  jener 
3  Faktoren  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  sollte  auf  Grund 
der  Technik  und  des  Dampfes  jenes  soziale  Zeitalter  sich  auf- 
bauen, das  auf  die  Herrschaft  des  Adels  und  des  Bürgertums  nun 
den  Arbeiterstand  in  den  Kulturfortschritt  mit  hineinzieht. 


1)  Vgl.  Pachaly,   Gesch.  Schlesiens,  I,  S.  437. 

2)  V.  Kl  ob  er,  Von  Schlesien,  II,   399. 

3)  Mirabeau,  De  la  Monarchie  Prussieniie,  Londres    1788,  III,   73. 
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IV. 


Ernten  und  Fruchtpreise  in  Preufsen,   Bayern,  Würtemberg  und 

Baden 

von  Dr.  J.   H.  Kremp. 

In  einer  Zeit,  in  der  die  Lage  der  deutschen  Landwirtschaft  nicht 
nur  in  landwirtschaftlichen ,  sondern  auch  in  volkswirtschaftlichen  Krei- 
sen so  oft  besprochen  wird  wie  in  der  Gegenwart,  dürfte  auch  eine  Zu- 
sammenstellung der  Ernten  und  Fruchtpreise  der  hauptsächlichsten 
deutschen  Länder  für  eine  längere  Eeihe  von  Jahren  und  eine  Yer- 
gleichung  dieser  Verhältnisse  in  den  letzten  Jahrzehnten  mit  denen  der 
Neuzeit  nicht  ohne  Interesse  sein. 

Nachstehend  veröffentlichen  wir  ein,  zum  Teil  seiner  Zeit  von  uns 
benutztes'),  damals  aber  nicht  mit  zum  Abdruck  gelangtes  Zahlenmate- 
rial, welches  wir  zu  vervollständigen  und  bis  zur  Gegenwart  fortzuführen 
bemüht  gewesen  sind. 

Es  folgen  zunächst  sechs  Tabellen  für  Preufsen,  welche  die  ziffer- 
mäfsigen  Nachweise  über  die  Ernten  und  die  Preisgestaltung  in  den  Ka- 
lender- und  Erntejahren  vom  Jahre  1846 — 1882  bez.  1883  für  Weizen, 
Roggen,  Gerste,  Hafer,  Erbsen  und  Kartoffeln  enthalten  und  zwar  be- 
zieht sich: 

Tab.  I  auf  die  Provinz  Preufsen, 

Tab.  II  auf  die  Provinz  Sachsen, 

Tab.  III  auf  die  Rheinprovinz, 

Tab.  IV  auf  das  Königreich  Preufsen  alten  Bestandes  vor  1867,  mit 
Ausschlufs  von  Hohenzollern, 

Tab.  V  auf  das  Königreich  Preufsen  neuen  Bestandes,  mit  Ausschlufs 
von  Hohenzollern. 

Tab.  VI  endlich  enthält  die  auf  einem  Hektar  gewonnenen  Erntemengen 
der  oben  erwähnten  Früchte  in  den  genannten  drei  Provinzen  und  dem 
Staatsgebiete  alten  und  neuen  Bestandes  unter  Ausschlufs  von  Hohen- 
zollern vom  Jahre   1878   ab. 


1)  Vergl.  Kremp,  Über  den  EinäuTs  des  Ernteausfalls  auf  die  Getreidepreise  wäh- 
rend der  Jahre  1846  — 1875  in  den  hauptsächlichsten  l^ändern  Europas.  Sammlung  na- 
tionalökonomischer und  statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschaftlichen  Seminars 
zu  Halle  a.  S.,  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Johannes  Conrad  in  Halle.  II.  lid  2.  Heft. 
Jena  (Gustav  Fischer)    1879. 
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H 

1864 

0,82 

0,96 

0,93 

0,98 

0,64 

0,67 

139 

88 

82 

93 

98 

34 

141 

94 

85 

99 

'? 

? 

n 

1865 

0,70 

0.68 

0,95 

o,97i 

0.90 

0.83 

156 

112 

91 

105 

121  41 

180 

130 

104 

116 

130 

41 

It 

1866 

0,95 

0.99 

0,84 

0,91, 

0,83 

0,73 

186 

130 

112 

118 

13440 

218 

146 

128 

130 

144 

42 

If 

1867 

0,47 

0,63 

0.83 

0,89' 

0,74 

0,47 

252 

180 

150 

154 

17054 

278 

208 

174 

178 

198 

67 

1^ 

1868' 

0,94 

0.84 

0,76 

o,73i 

0.93 

0.921 

252 

188 

168 

168 

184I57 

208 

164 

150 

152 

154 

42 

fl 

1869 

0.90' 

0,89 

1,02 

1,00 

0.87 

0,71} 

196 

150 

1341421144,40 

182 

128 

108 

118 

128 

41 

n 

1870 

0,97 

0,90 

0,90 

0.91I 

0,92 

0,89 

186 

128 

HO  120  126  42  (208 

138 

118 

128 

132 

43 

^ 

1871 

0,87 

0,78 

0.87 

1,00; 

0,80 

0,61 

219 

143 

119  129  141  48.5  224 

144 

128 

128 

152 

52 

H 

1872' 

0,96' 

o,77l 

0,94 

0,99' 

0,96 

0,90 

234 

150 

128  128  15649 

244 

160 

136 

132 

150 

50 

fi 

1873 

0,95 

0,87 

0,95 

0,98! 

0,96 

0,88 

250 

172 

146144I15256  j 

254 

188 

166 

168 

164 

64 

?l 

1874 

1,06 

0,92 

0.78 

0.78, 

0,40 

1,00 

232 

180 

172I180 

18064 

192 

156 

156 

176 

198 

54 

\^ 

1875 

0,94 

0,84, 

0,80 

0,79 

0,84 

0,94 

190 

152 

148 

170 

19051 

199 

156 

150 

169 

185 

53 

H 

1876 

0,74 

068 

0,91 

0,91 

1,00 

0,92 

199 

160 

149 

167 

174,53 

212 

167 

146 

155 

155 

57,5 

76 

1877 

0,87 

0,93 ! 

0,84 

0,90, 

0,77 

0,72 

218 

160 

145 

146 

152:57.51,209 

141 

141 

131 

148 

50 

ii 

1878 

0,96 

0,76 

1,06 

i,ib 

0,98 

I-03I 

192 

129 

133 

122  143  49  178 

120 

125 

114 

137 

31 

■J§ 

1879 

0,79' 

0,58, 

0,77 

0,72 

0,81 

0,80' 

188 

131 

130 

120)142  31.5,208 

158 

144 

141 

159 

55,5 

h 

1880 

0,71 

0,47 

0,70 

0,68 

0,62 

o,64|207 

176 

147 

1471171 58, 5;2oi 

190 

148 

152 

184 

62 

I-? 

1881 

0,70 

0,51 

0,72 

0,73 

0,70 

0,891209 

185 

148 

iS3fi84  56.5212 

166 

140 

142 

174 

42 

Ii 

1882 

0,84; 

0,59, 

0,71 

0,83 

0,71 

0-77. 197I 

145 

131 

131^65143,5  182 

128 

125 

125 

160 

66 

II 

1883  1 

V  1 

V  1 

V 

?  1 

y 

V  1 

I82I 

133 

129 

129 

165 

64,2! 

? 

y 

? 

? 

•? 

?  1 

ff 

Miszellen. 
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Tab.  II. 


ProTinz  Sachsen. 


Jahr 


Ernte;    eine  Mittelernte 
=   1,00  gesetzt 


s> 

i-, 

a 

u 

^ 

a> 

O 

a 

w 

w 


Preise  in  den  Ka- 
ien derj  ahr  e  n 
pro    IOC  kg  in  J^Mark 


« 


<o 

u 

a> 

u 

^ 

<ö 

03 

u 

!Ü 

w 

W 

w 


Preise  in  den 

Erntejahren 

pro    IOC  kg  in  JjyMark 


s 

/3 

o 

ffl 

W 

w 


1846 

1847 

1848 
1849 
1850 
I85I 
1852 

1853 
1854 
1855 

1856 

1857 
1858 

1859 

1860 
I86I 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
I87I 
1872 

1873 
1874 
1875 
1876 

1877 
1878 

1879 

1880 
I88I 
1882 
1881 


0,74 

1,10 
1,08 

0,92 

0,98 

O, 

0,96 
0,82 
0,99 
0,72 
0,98 
0,99 

0,53 
0,91 
1,06 
0,89 
0,96 
1,08 
1,02 
0,67 
0,85 
0,79 
1,03 
0,98 
0.71 
0,84 
0,98 
0,97 
0,99 
0,81 
0,82 
0,95 


0,590.65 
1,200,95 


1,02 
1,02 
0,82 
0,67 
0,96 
0,82 

0,97 

o, 

1,04 

0-95 

0,74 

0,79 

1,10 

0,79 
0,93 
1,07 
1,00 


1,09 
0,94 
0,94 
0,97 
0,89 
0,67 
1,03 

0,93 
1,02 
0,60 
0,52 
0,80 
1,02 
0,90 

0,95 
1,02 
1,04 


0,70  0,81 
o,74|0 


0,82 

0,94 
0,94 
0,86 
0,82 
0,92 
0,86 

0.94 
0,84 
0,76 
1,01 


1,01 
0,86 
0,87 
0,81 


0,»ö 

0,56 
0,49 
0,56 


0,9610,66 

?      ? 


0,84 
0,88 
0,99 
0,93 


0,70 
0,96 
i,ii 
0,94 
0,99 
1,01 
0,91 
0,88 
1,04 
1,00 
1,04 
0,46 
0,61 

0,73] 
1,14 
1,01 
1,07 
1,07 
1,07 

0,74 
0,94 


0,92 
0,87 
0,80 
o, 


o,88Jo,94 

o,97!o,97 
0,880,82 
0,87:0,79 
0,89  0,98 
0,900,95 
0,8310,86 

I,2ojl,07 

1,04  0,91 
1,040,84 
1,01  0,84 
i,o9Jo,92 

?    I  ? 


0,63  182 
0,99  260 
i>07  143 
0,78,137 
0,61  129 

0.58 '143 
0,83  ji66 

0,53  ii94 
0,57251 

0,75274 
0,90255 
1,00  201 
0,84 '176 
0,89  169 
0,81  206 
0,63 '2 16 
0,99lo,74i2o6 

0,95  1,04:175 
0,870,96  155 


? 
? 
9 
? 

? 

? 

? 

? 

'? 

•? 

? 

9 

9 

1,10 
0,84 


164 

228 

93 

76 

89 

135 
160 

175 
213 
226 
201 
150 
146 


0,67 

0,93 
0,78 
0,92 
0,95 
0,77 
0,97 
0,99 
0,82 
0,60 
0,82 
1,01 

0,75 
1,12 
0,84 
0,74 
0,77 
0,90 
? 


0,991158 
0,70!:  I 

0,95254 
0,88  242 
o,88[;i82 
0,98,202 
0,58^227 


1,02 
0,83 
0,93 
1,00 
0,91 

0,95 
1,06 
0,81 
0,70 
1,02 
0,88 
V 


1242 
,264 
240 
194 
211 
229 
199 
194 
216 
216 
206 
178 


162 

154 
168 

143 
116 
146 
156 
208 
200 
166 
164 
181 
178 
202 
206 
176 
184 

185 
148 

152 
201 
208 


121 

191 

91 

74 

76 

106 

126 

143 
172 


121 

167 
88 

73 
82 
110 
112 
130 
I 


166I150 
161J138 
146J147 

I35II53 
132  136 
149  136 
136I120 
I29|ii8 
122  113 
112I117 
Ii9'i25 
I44'I34 
174  I 
174  162 
166  160 
146  150 

153:151 
168  150 
200 1 160 
214  200 
180J184 
179:180 
181  167 
172J148 
I62JI43 


176 
170 


165  162 
1511152 


80 
178 
161 

145 

166 

I 

200 

210 

184 

188 

214 

220 

232 

270 

304 
256 
246 
234 
233 
258 
263 
i54|254 
1441243 


154 
164 


37 
63 
30 
28 
32 
41 
51 
49 
63 
57 
49 
44 
37 
38 
42 
47 
47 
43 
36 
39 
40 

55 

48 

46 

51 

56,5 

64 

54 
64 

57 
o 

59 

54,5 

60 

62 

56,5 

47,5 

59 


I149I118 

I172J148 
230J188 

270[2l8 


190 
I 

224 
240 
252 

268 

196 
206 
227 
214 

183 
215 

211 
223 
180 

? 


172 
160 
176 
180 
184 
220 
182 
179 

195 
160 
140 
182 
214 
186 
147 
? 


'? 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

108 
136 
164 
176 

174 
148 
148 
164 
184 
220 
184 
184 

^77 
182 
156 
178 
169 
170 


9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

117 
134 
140 
160 
160 
152 
152, 
150 
148 
190 
196 
178 
175 
155 
139 
152 
160 
162 


?  I  ? 
9  9 

|!| 

9  i  9 

9  :  9 

9  j  9 


149  141 

•?  I  ? 


9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 

? 

:i9oi4i 
J192I52 
214  48 

i9o|47 
J18251 
206  49 
210  69 
226I51 
254|6o 
298  64 
274 
249 
240 
230 
249 
262 
262 

243 

? 


48 
59 
56 

55 
64 

59,5 
45,5 
62 

?  1 


n 


11 


n 


344 


M  i  8  /.  (:  1 1  e  n. 


Tab.  III. 


Provinz  UlH'inland. 


Preise  in  den  Ka- 

Preise in  den 

K  r  11 1  0  ;  eine  Mittelerntc 

lenderjahren 

Erntejahren 

Jahr 

BS  1,00  gesetzt 

pro  100  kg  in  ,iy>Iark 

pro  100  kg  in  ^^Mark 

1 

a 

a 

1 

a  ' 

•-s 

.2 

a 

ISO 

2  ' 

0 

c 

0 

c 

e 

0^ 
73 

ii 

a 
a> 

N 

0 

a 
0 

§ : 
2 

4? 

tu 

l-i 

^ 

Ui 

'S 

ti 

u 

^ 

^  1 

0 

bc 

^ 

.s 

V» 

0,88 

0 

V 

ee 

u 

a 

0 

0 

es 

Im 

ee  ' 

<u 

u 

CS 

0.48 

0 
0,82 

0,79 

ui  1 
0,72 

!? 
252 

230 

0.. 
172 

ffi 

U. 

_WJ 

I? 

_«   0  1 

? 

H 
"? 

? 

1846  1 

140 

? 

66 

75 

T 

"? 

? 

¥ 

1847 

0,99 

1.23 

0,86 

0.79 

V 

0,91 

103 

249 

211 

176 

y 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

H 

1848 

1,07 

1,08 

0,95 

0,91 

y 

0,62171 

120 

108 

106 

V 

43 

? 

? 

?   ? 

? 

i» 

H 

1849 

0,97 

1,03 

0,93 

0,95 

y 

0,85  157 

lOI 

87 

83 

y 

40 

? 

V 

V 

? 

? 

9 

¥h 

1850 

0,88 

0,83 

0,74 

0,77 

V 

0,62  151 

109 

96 

90 

V 

35 

V 

? 

? 

? 

? 

? 

« 

1851 

0,88 

0,72 

0,84 

0,96 

V 

o,46Ji63 

143 

126 

112 

V 

52 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

1852 

0,98 

0,77 

1,01 

1,07 

V 

0,581196 

169 

142 

117 

y 

61 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

II 

1853 

0,85 

0,83 

0,94 

0,95 

V 

0,71  236 

191 

151 

125 

? 

62 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

H 

1854 

0.95 

0,84 

0,96 

1,08 

? 

0,43  304 

251 

192 

169 

y 

80 

i 

? 

? 

? 

? 

? 

H 

1855 

0,76 

0,58 

0,90 

1,05 

y 

0,58310 

256 

191 

167 

y 

78 

'«* 

V 

? 

? 

? 

? 

H 

1856 

0,99 

0,90 

0,96 

1,07 

y 

0,91 

286 

230 

179 

145 

? 

68 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

ff 

1857 

1,08 

1,06 

0,84 

0,71 

y 

1,00 

223 

176 

167 

153 

? 

60 

? 

y 

? 

? 

? 

? 

H 

1858 

0,69 

0,87 

0,73 

0,60 

y 

1,04 

187 

148 

148 

167 

y 

49 

? 

y 

9 

? 

? 

? 

ü 

1859 

0,85 

0,79 

0,85 

0,95 

y 

0,73 

185 

148 

138 

150 

• 

48 

y 

y 

? 

? 

? 

? 

1» 

1860 

0,95 

0,95 

0,92 

0,95 

0,95 

0,57 

231 

175 

160 

143 

210 

68 

'? 

V 

? 

? 

9 

9 

%\ 

1861 

0,85 

0,75 

0,85 

1,03 

0,85 

0,51 

251 

184 

165 

138 

212 

76 

i  ? 

? 

? 

? 

? 

? 

ü 

1862 

0,91 

1,73 

0,95 

1,10 

1,03 

0,71 

236 

185 

160 

130 

209 

65 

y 

y 

? 

? 

? 

? 

fl 

1863 

0,95 

1,00 

0,89 

0,84 

0,74 

0,97 

204 

151 

131 

"3 

171 

48 

'  ? 

y 

? 

y 

? 

? 

s; 

1864 

0,93 

0,96 

0,95 

0,94 

0,81 

0,82 

184 

143 

130 

127 

162 

51 

,170 

128 

125 

123 

? 

? 

11^ 

1865 

0,78 

0,81 

0,71 

0,74 

0,65 

0,99 

177 

132 

127 

126 

187 

48 

190 

140 

140  140 

208 

42 

M 

1866 

0,80 

0,88 

0,82 

0,85 

0,81 

0,59 

212 

156 

156 

146 

214 

49 

258 

184 

176  148 

226 

74 

M 

1867 

0,67 

0,72 

0,85 

0,91 

0,94 

0,80^280 

206 

186 

158 

234 

76 

290 

222 

192  170 

238 

66 

11 

1868 

0,95 

0,93 

0,84 

0,83 

0,74 

o,99i258 

204 

190 

186 

216 

57 

210  172 

174  156 

218 

47 

§§ 

1869 

1,00 

0,94 

0,93 

0,86 

0,77 

0,85120-2 

166 

166 

152 

214 

48 

204  164 

162  146 

212 

62 

?8 

1870 

0,66 

0,71 

0,61 

0,58 

0,46 

0,70)228 

178 

174 

164 

234 

12 

254  202 

188 

180 

274 

79 

?? 

1871 

0,70 

0,70 

0,97 

1,07 

0,98 

0,52 

255 

200 

178 

150 

267 

80,5 

258  186 

162 

126 

238 

77 

\k 

1872 

0,95 

1,01 

0,88 

0,96 

0,78 

i,ii 

254 

172 

160 

130 

240 

77' 

260  168 

178 

152 

252 

62 

\n 

1873 

0,79 

0,63 

0,78 

0,86 

0,74 

0,86 

276 

192 

196 

170 

264 

67 

286 

222 

214 

194 

278 

76 

\\ 

1874 

1,00 

0,96 

0,81 

0,71 

0,61 

1,13 

254 

206 

210 

200 

288 

72 

208 

176 

198 

198 

312 

56 

w 

1875 

0,78 

0,78 

0,84 

0,94 

0,70 

0,65 

208 

172 

192 

190 

322 

59 

218 

171 

187 

184 

316 

72 

•  T.5 

1876 

0,69 

0,73 

0,77 

0,80 

0,67 

0,88 

225 

174 

187 

185 

3" 

72 

248 

190 

194 

180 

303 

78,5  H 

1877 

0,91 

0,93 

0,82 

0,84 

0,96 

0,69 

255 

189 

193 

173 

,294 

82 

242 

170 

189 

160 

288 

75-51^ 

1878 

1,10 

0,87 

0,96 

1,09 

1,08 

1,07 

224 

161 

180 

152 

281 

73 

206 

151 

167 

144 

284 

11 

15 

1879 

1,03 

0,73 

0,86 

1,00 

0,77 

0,68 

214 

156 

170 

145 

271 

81 

235 

186 

181 

155 

289 

83,5 

^ 

1880 

0,99,0,70 

0,86 

0,97 

0,70 

0,94 

235 

203 

184 

157 

301 

77 

230 

215 

182 

157 

309 

66 

1? 

1881 

10,850,69 

0,72 

0,67 

0,49 

1,22 

238 

216 

184 

163 

313 

66,5 

245 

204 

186 

165 

,313 

63 

H 

1882 

o,96|o,8o 

0,77 

0,85 

0,49  0,56 

228 

183 

178 

,156 

314 

68.5 

206 

158 

164 

147I302 

86  %% 

1883 

V 

1  V 

9 

? 

? 

1  V 

203 

157 

163 

149 

300 

77,5 

? 

1  ? 

? 

? 

1  ? 

1  '? 

II 

Mi  sz  eilen. 


345 


Taf.  IV.  Königreich  Preufsen 

(Staatsgebiet  vor  1867,  die  8  alten  Provinzen  umfassend). 


Ernte;  eine  Mittelernte 

Preise  in  den  Ka- 
ie nd  erjahr  e  n 

Preise  in 
Ernte j  ah 

den 
r  e  n 

Jahr 

=  1,00  gesetzt 

pro  100  kg 

'  in  J^Mark 

pro 

100  kg  in 

^Mark 

1  B 

1 

a 

C 

1  <^ 

a 

N 
'S 

3 

bß 

0 

1  OS 

tu 
0 

Erbsen 
Kurtoflfe 

Weizen 
Roggen 

0 

1 
0 

a 

to 

'S 

g 
bc 
ho 

0 

0 

a 

u 

0 

:-< 
03 

1846 

0,76 

0.570,74 

0,71 

'P 

0,53  206 

176 

140 

132 

? 

44 

:  9 

239 

? 

9 

? 

9 

n 

1847 

1,07 

1,2210,94 

0,87 

? 

0,67  262 

215 

184 

160 

? 

63 

\   ? 

122 

9 

'P 

? 

9 

ii 

1848 

0,99 

1,04' I.Oi] 

1,03 

? 

o,88|i5o 

95 

89 

88 

? 

36 

\   ? 

82 

? 

? 

9 

9 

n 

1849 

1,01 

1,07  1,00 

0,q8 

'P 

o,79''i46 

79 

71 

72 

? 

29 

1? 

78 

? 

■? 

? 

? 

u 

1850 

0,96 

0,820,88 

0,86 

■p 

0,74139 

91 

78 

83 

? 

31 

? 

HO 

? 

9 

9 

? 

1? 

1851 

0,93 

0.78  0,90 

0,93 

■p 

0,47149 

127 

103 

108 

? 

41 

? 

154 

? 

9 

9 

9 

M 

1852 

0,99 

0,89  0,82 

0,77 

•p 

o,75||i7i 

154 

129 

120 

? 

49 

9 

148 

9 

• 

9 

•p 

9 

\i% 

1853 

0,85 

0,840,88 

0,91 

? 

o,57j!205 

170 

140 

135 

■? 

49 

V 

208 

? 

9 

9 

'? 

M 

1854 

0,99 

0.98  0,99 

1,04 

'P 

0,56258 

208 

169 

161 

? 

62 

1  ? 

199 

? 

? 

? 

9 

\U 

1855 

0,61 

0,66  0,95 

0,98 

•? 

0,61  284 

229 

179 

162 

? 

67 

? 

254 

? 

? 

? 

9 

u 

1856 

0,94 

1,00  1,00 

1,04 

? 

0,821270 

212 

173 

t56 

? 

62 

? 

151 

? 

? 

? 

? 

M 

1857 

1,01 

1,02  0,68 

0,59 

? 

o,95'203 

137 

134 

132 

? 

43 

? 

120 

9 

9 

? 

9 

H 

1858 

0,71 

0,83 

o,62|o,6i 

? 

0,88  181 

127 

125 

143 

? 

38 

1  'J' 

137 

? 

V 

? 

9 

n- 

1859 

0,900,78 

0,74 

0,82 

? 

0,811178 

135 

126 

137 

'P 

39 

V 

145 

'P 

? 

9 

? 

u 

1860  i 

0,98 

1,00 

0,92 

1,05 

1,00 

0,59  209 

153 

139 

130 

169 

48 

? 

146 

? 

? 

9 

? 

n 

1861; 

0,95  0,82 

0,91 

0,99 

0,85 

0,68 

221 

154 

138 

125 

169 

56 

• 

164 

? 

9 

? 

9 

u 

1862! 

0,890,88 

0,97 

0,96 

0,99 

0,83 

213 

159 

128 

120 

164 

49 

'P 

148 

v 

9 

9 

? 

1863 

1,02  1,05 

0,96  0,93 

0,86 

0,95 

183 

135 

117 

"3 

143 

41 

V 

118 

V 

? 

? 

? 

1864 

0,91 

0,96 

0,97  1,01 

0,750,86:159 

114 

HO 

117 

144 

42 

155 

114 

107  117 

? 

9 

u 

1865 

0,77 

0,77 

0,90  0,89 

0,83  0.96 

263 

124 

112 

115 

153 

40 

180 

138 

124  130 

166 

38 

u 

1866 

0,91 

0,80 

0,84 

0,87 

0.83 

0,72 

196 

146 

134 

134 

170 

41 

234 

174 

154 144 

180 

55 

ff 

1867 

0,74 

0,76 

0,85 

0,96 

0,92 

0,75 

258 

198 

168 

156 

190 

59 

278 

214 

178  170 

208 

57 

gl 

1868 

1,00 

0,92 

0,79 

0,78 

0,81 

0,92 

250 

196 

176 

168 

198 

52 

202 

168 

164  160 

182 

44 

II 

1869 

0,94 

0,91 

0,92 

0,90 

0,90 

0,86 

194 

162 

154 

154 

176 

43 

190 

152 

140  140 

166 

49 

n 

1870 

0,78 

0,85 

0,89 

0,88 

0,76 

0,85 

199 

154 

139 

140 

168 

49 

220 

166 

146  147 

187 

50 

n 

1871 

0,86 

0,71 

0,94 

1,01 

0,97 

0,60 

227 

169 

147 

143 

192 

56 

234 

168 

147 137 

186 

61 

H 

1872 

0,88 

0,81 

0,95 

0,99 

0,95 

0,93 

240 

167 

149 

137 

190 

59 

251 

173 

163 145 

195 

52 

n 

1873 

0,93 

0,97 

0,88 

0,91 

0,83 

0,81 

260 

189 

178 

158 

203 

57,2 

264 

209 

199  183 

221 

65 

H 

1874 

1,04! 

0,94 

0,85 

0,75 

0,52 

0,98 

239 

196 

197 

192 

234 

64 

196 

169 

173  184 

252 

544 

u 

1875 

0,83! 

0,84 

0,79 

0,80 

0,71 

0,88 

194 

165 

166 

179 

253' 

51,4 

203 

167 

167 178 

245 

52 

H 

1876 

0,78 

0,73 

0,84; 

0,89 

0,95 

0,88 

206 

171 

166 

176 

237' 

52 

222 

182 

166  166 

222 

57 

H 

1877 

0,81 

0,98 

o,77| 

0,82 

0,75 

0,82 

227 

173 

165,7 

157.5 

217 

57 

215 

150 

163 143 

214 

53 

H 

1878; 

0,98 

0,82 

i,o6| 

1,05 

1,05 

1,07 

199 

139 

152 

134 

202  51 

183 

130 

138  126 

193 

53 

11 

1879: 

0,88 

0,63 

0,82' 

0,78 

0,79 

0,77 

193 

141 

143 

131 

19556 

215 

17OJ 

160  147 

212 

61 

il 

1880 

0,82 

0,53, 

0,78 

0,75 

0,71 

0,75 

216 

189 

164 

152 

221  60 

212 

204  163  156 

230 

58 

n 

1881! 

0,75: 

0,58; 

0,76 

0,69 

0,64 

0,98 

217 

198 

162 

158 

232,55  , 

220 

1761158  152 

224 

45 

li 

1882 

0,89 

0,68 

0,82 

0,81 

o,(J9| 

0,74 

205 

157 

148 

142 

22l|47  1 

182 

138, 

139 

131 

213 

61 

if 

1883  1 

V  1 

? 

V  1 

? 

V  1 

? 

184 

143 

140 

135 

219; 

60  II 

V 

V  1 

V 

? 

V 

V 

II 
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Tab.  V. 


K<5ii!irn'i<'li   PrcuCscii 

(St;i:ils.t,M'l)ict     iiacli     1^07)  i). 


1 

1'  r  e  i  s  c  in   d  0  11  K  a  - 

.'reise 

i  n 

den        1 

1 

M  r  11  t  e  :   imiio    iMitti; lernt«!              .         ,        .     , 

'                                            1  eiiderj  ahre  n 

E  r  n  t  e  j  a  Fl  r  c  n 

=  1,00  gesezt 

pro  100   kg  in  ^Mark 

pro   IOC  kg  in   ji^Mark 

u 

Jahr 

j 

a 

s 

■2 

1« 

B 

a 
0 

c 

B 

Di 

2 

CO 

a 

m        <o 

B 
0 

a 

B 

0 
CO 

u 

a 

Ol 

B 

1 

►^ 

•s 

± 

6 

es 

B 

'S 

bc 
0 

ö5_ 

0 

'S 

bo 

0 

as 

S    'S 

C5     K 

ce 

1870 

0.75 

0,86 

0,89 

0.88:0.75  0,85 

204 '156 

144 

1     1     1     1     1 
14217653    2281168,1501481196 

55 

H 

1871 

0,85 

0,82 

0.95 

i.oi  0,97  0,60 

234 172 

152 

146  201  61    242170150136198 

67  !?i 

1872 

0,92 

0,85 

0.94 

0,99:0,92  i.oi  242  168 

152 

138^194159    254  176  168  146  206 

55 

H 

1873 

0,94 

0,76 

0,89 

0,92  0,82  0.78  264  192 

182 

16021660    266212 

204,184234 

68 

,U 

1874 

1.04 

0,96 

0,86 

0,7710,58  1,00  240  198 

200 

19224667    198 

170 

174  186  262 

58 

'?* 

1875 

0,84 

0,87 

0,82 

0.83  0,72  0,89  196  166 

168 

18026655    205 

169 

1691178  259 

55.5 

U 

1876 

0,78 

0.74 

0,81 

0,890.94  0,88  210  174 

168 

17725056,5226 

185 

168169  238 

62.5 

in 

1877 

0,84 

0,98 

0.77 

0.84 

0.770,77230177 

169 

160  233  63.5  218 

154 

166  146  227  58,5 

\ii 

1878 

0,96 

0,80 

1,00 

1,07 

1.02  1,01   202   143 

157 

139220 

56,5 185 

134 

143  131121057,5 

^§ 

1879 

0,86 

0.63 

0,85 

0,82  0,760,71   196  144 

148 

134214 

61,5217 

174 

165  148  232  67 

^  0 

1880 

0,81 

0.55 

0.85 

0,800,700,72  2i9]i93 

168 

152:242 

65    215 

208 

1661156, 249  60.5 

fr? 

1881 

o,72'|0,57 

0,78 

0,70  0,61,0,98  220  202 

i66'i59  250 

57  1:224 

181 

163 

15624646,5,;«! 

1882 

o,86o,68;o,86 

0,840,6910,72  208  161 

154  146  241 

49,5lli85 

143 

143 

I33|235i64 

M 

1883 

? 

? 

? 

? 

V 

? 

185 

:i47 

146 

i37|237 

61,5 

P 

9 

1  * 

? 

? 

P 

? 

In 

1)  Oliiic  Hülienzollern.     Die  Preisnotlerungen    für  Hessen  -  Nassau   beginnen  erst  mit 
dem   Jalire    1873,   bez.  dem   Erntejahre    18^|. 
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Tab.  VI. 


Ernteerträge  pro  ha  in  kg. 


Weizen 

Roggen 

Gerst 

e 

Erb- 

^ 

_^ 

_jj 

Kar- 

Jahr 

a 

a 

'S 

Hafer 

u 

-^ 

t-i 

'S 

•5 

sen 

toffeln 

« 

u 

<B 

to 

a 

•^, 

0) 

8 

A 

<ä 

a 

-g 

^ 

B 
o 

u 

3 

Q 

a 

a 

o 
m 

3 
P 

a 

o 
02 

Provinz  Preufsen 


1878, 

1402,5 

1253,5 1328,0 

1076,5 

1879 

1130,5 

1058.5  1094,5 

891,0 

1880 

1013,0 

950,5    9817 

678,0 

I88I 

915-5 

1009.5    962,5 

779.0 

1882' 

1205,5 

ii27,o{ii66,3| 

932,0 

770,01 
5i2,o| 

472,5{ 
473,oi 
515,5' 


926, 7| 

701,5 
575'2' 
626,0 

7237 


1467,01479,511473,211255.5* 

1047,01098,511072.7!  783,0 

933,0  1000,5!  966.7,   732.5 

943,5  1064.OJ  1003,71   791,5! 

893.5  1081,0;  987,2!  898.5! 


i»7» 

1879, 
1880' 
1881 
1882 


1878 
1879 
1880 
1881 
1882 


1878 
1879I 


1878 

1879 
1880 
1881 
1882 


1767,0 
1435,0 
1471,0 
1350,0 
i686,o| 


1587,0 
1439,0 
1352.0 
1205.0 
1392,0 


1508,0! 
1323,6 
1198,3' 
1060,0! 

1304,31 


1521,6 

1332,5 
1232,3 
1039,2 
1339,0 


1408,0^  1587,5! 
1269,0  1352,0 
1274,0  1372,5 
1200,011275,0, 
i337,o|i5ii,5| 


1615,01  i6oi,o| 

1554,01496,5' 
1531,01444.5 


1398,01 

996.0 

870,0 

1049,0 

1216,01 


Provinz  Sachsen 

953.0  1175,0  1956,0  1931,0 
597,0  796,5 '1747,0  1638,0 
514,0    672,0  1744,0  1643,0 

548.0  798,5111665,01621,0 

651.01  933,5lii799,o|  1752,0 


1963,5 
1692,5 

1693,5 
1643,7! 

1775,5 


1521,0 
1294.0! 
1197,0 
1198,0 
1307,0] 


1227,0  1097,0 
1072,0  865,0 
looo.o!  851,0 


Rheinland 

1162,0' 

968,5! 

925,5' 

913,5 

1070,5 


1703,0 
1571,0 

1557,0 
1281,0 
1416,0 


1425,0  i564,o'|i658,o 
1207,0  1389,0  1508,0 
1243,0  i4oo,o'ji47i,o 
1068,0  ii74,5ljioi9,o 
1072,01 1244,o{|l282,0 


1271,0,1238.0  1022,0    805,0 
i4oi,o|i396,5||i250,o|  891,0 

Königreich  Preufsen  (Staatsgebiet  vor   1867) 

1337,7! 
995,4 
952.7" 
881.3 

1031,411 
Königreich  Preufsen  (Staatsgebiet  nach   1867)  ^) 

1311,9 

1192,5 

"57,1 
1084,4 
1221,4 


1057-5 
872.0 
662.5, 

756.0, 
767,011 


1369,0 
1025,0 

897,0! 

944,0, 
1192,0 


1296,0! 
923,0 
846,0 
584,01 
590,0! 


1335,8 

1421,9 

"53,6 

932,4 

984.8  1548,1 

1470,0 

1491,1' 

1211,2 

1267,3 

901,4 

637,8 

769,7  1211,1 

1141,1 

1176,1 

1181,6 

1189,9 

739,3 

569,8 

654,6  1149,4 

"13,9 

"31,7 

1120.0 

1090,0 

846,4 

563.8 

705,1  1100,8 

1084,0 

1092,4 

1256,7 

1280,5 

[iooi,8 

654,8 

828,311198,6 

1165,8 

1182,2] 

1167,2! 

881,9' 

'  787,7 

716,1 
I  761.2 


I4i6,7|'ii75,4 


1262,4! 

"94,7' 
1061,9 
1280,2 


909,7 

786.2 

860,1 

1030,2 


882,01 

634,7 
576,5! 
553.8i 
648,2! 


999,6 
772,2 
681,4 
707,0 
839,3 


i584,3|i369,o;i486,3];i374,o^ 
1295,2  II 54,01  i224,6!]io5i,7l 
1283.6  1139,8  121  i,7l  1018,2 


1176,7  1064,9  1120,8 
1292,5  1172,711232,61 


890.71 
1081,91 


"52,6; 

862,4 
792,0' 

692.4! 

1 778,2! 


1)  Im  ganzen  Staate  wurde  1883  geerntet: 

II1147    I     _    I     _    II  890    I    —     I     —    II1063    I     — 


—    II  902 


7635,0 

5945-5 
4731-5 
6652,5 
5699,0 


10338,0 
7880,0 
6853,0 
9924.0 
8593,0 


7732,0 

4923,0 
6778,0 
8754-0 
4007,0 


8891,4 

6391,7 
6231,6 

8150,7 
6104,9 


8658,8 
6095,2 
6117,1 
8353.8 
6164,6 


7167 
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348  Misz  eilen 

Zu  flon  vorstellenden  Zahlenreilien  sind  folgende  Bemerkungen  zu 
machen.  Tabelle  i — V  enthält  bezüglich  der  Ernteangaben  nur  Verhält- 
niszahlon,  indem  dieselben  in  liruclizahlen  einer  Mittolernte,  letztere  =  100 
angenommen,  ausgedrückt  wurden.  Im  Königreich  Preufsen  gab  es  bekannt- 
lich bis  zum  Jabi'o  187H  zweierlei  Nachwoisungen  über  die  Ernteerträge, 
nämlich  1)  die  sogenannte  „Kultur-  oder  Erntetabelle",  welche 
vom  landwirtschaftlichen  Ministerium,  gewöhnlich  Ende  November  oder 
Anfang  Dezember  des  betreffenden  Erntejahres  veröffentlicht  wurde  und 
deren  Zahlen  Teilzahlen  einer  Mittolernte  (=  100)  waren;  2)  die  soge- 
nannte „  Er  d  r  US  cht  ab  eile".  Letztere  enthielt  Angaben  über  die  von 
einem  Morgen  wirklich  crdroschene  Körnermenge  in  absoluten  Zahlen, 
wurde  gleichfalls  vom  landwirtschaftlichen  Ministerium  zusammengestellt 
und  meistens  erst  im  Juni  des  auf  das  Erntejahr  folgenden  Jahres  ver- 
öffentlicht')• 

Die  in  der  „Erntetabelle"  gemachten  Angaben  sind  das  Resultat 
einer  allgemeinen  Schätzung,  die,  gröfstenteils  von  den  Gemeindevorstän- 
den und  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  für  die  einzelnen  Gegenden 
ausgeführt,  auf  der  subjektiven  Ansicht  der  Schätzenden  beruhen.  Aus 
diesem  Grunde  kann  den  in  den  vorstehenden  Tabellen  I — V  aufgeführ- 
ten Ernteerträgen  bis  zum  Jahre  1878  stets  nur  ein  relativer  Wert  zu- 
gesprochen werden;  andererseits  wäre  es  zu  weit  gegangen,  diese  Zahlen 
als  unbrauchbar  für  eine  wissenschaftliche  Untersuchung  zu  bezeichnen. 
Bereits  a.  a.  0.^)  haben  wir  darzulegen  versucht,  dafs  die  vorstehenden 
Angaben  über  den  Ernteausfall  dem  wahren  Sachverhalte  nicht  vollstän- 
dig entsprechen,  indem  z.  B.  die  dreifsigj ährige  Durchschnittsernte,  von 
1846  —  75,  die  Höhe  der  angenommenen  Mittelernte  nicht  vollständig  er- 
reicht. Im  allgemeinen  kann  man  annehmen,  dafs  die  in  der  „Ernte- 
tabelle" veröffentlichten  Zahlen  etwas  hinter  dem  wirklichen  Ernteausfall 
zurückbleiben,  letzterer  also  ein  besserer  gewesen  ist,  als  es  jenen  An- 
gaben nach  der  Eall  zu  sein  scheint.  Im  Gegensatze  hierzu  kann  man 
von  den  in  der  oben  erwähnten  ,, Erdruschtabelle"  veröffentlichten  Zahlen 
behaupten,  dafs  diese  Erdruschnachrichtea  in  vielen  Fällen  zu  hohe  Er- 
träge pro  Morgen  aufweisen,  dafs  sie  daher  ebensowenig  vollständig  der 
Wirklichkeit  entsprechen,  besonders  wenn  es  sich  darum  handelt,  den 
Ernteertrag  des  einzelnen  Jahres  zu  beziffern.  Es  mag  hier  noch  die 
Bemerkung  Platz  finden,  dafs  seitens  des  landwirtschaftlichen  Ministeriums 
beide  Veröffentlichungen,  sowohl  die  „Ernte-  wie  die  Erdruschtabelle" 
stets  mit  dem  Hinweise  begleitet  waren,  dafs  es  für  die  Richtigkeit  der 
Angaben  nicht  einstehen  könne.  Sind  diese  Zahlen  in  einzelnen  Fällen 
gemifsbraucht  worden,  so  kann  die  Schuld  daher  nur  die  kritiklosen 
Autoren,  nicht  aber  die  genannte  Behörde  treffen.  Die  zwischen  den 
Ajigaben    der   „Erntetabelle"   und  den  der  „Erdruschtabelle"  bestehenden 


1)  Vergl.  Engel,  Vorläufige  Ergebnisse  der  im  Jahre  1878  vorgenommenen  Er- 
mittlung der  landwirtschaftlichen  Bodenbeuutzuug  und  des  Erntertrages  im  preufsischen 
Staate  und  vergleichende  Rückblicke  auf  die  Erntemengen  und  Erntewerte  früherer  Jahre. 
Ztschrft.__d.  Kgl.  preufs.   stat.   Bur.     Jahrg.   1878.     Pag.   398. 

2)  Über  den  Einflufs  des  Ernteausfalls  auf  die  Getreidepreise  etc.  a.  a.  O. 
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Differenzen  sind  nach  Engel  ^)  einmal  darauf  zurückzuführen,  dafs  die 
beiden  Erhebungen  weder  von  denselben  Personen  noch  stets  in  denselben 
Gemeinden  vorgenommen  wurden;  ein  zweiter  Grund  hierfür  liegt  in  der 
Unsicherheit,  was  unter  dem  bisher  vollstäudig  undefinierbaren  Begriff 
einer  Mittelernte  für  Preufsen  zu  verstehen  war.  Diesem  Übelstande 
suchte  man  dadurch  abzuhelfen,  dafs  später  in  den  ,, Erdruschtabellen'' 
neben  der  Spalte,  die  das  Erdruschresultat  pro  Alorgen  für  das  betreffende 
Jahr,  noch  eine  zweite  Spalte  Platz  fand,  welche  eine  Angabe  über  den 
durchschnittlichen  Ertrag  der  betreffenden  Erucht  pro  Morgen  in  abso- 
luten Zahlen  enthielt,  um  eine  Vergleichung  mit  den  relativen  Zahlen 
der  „Erntetabelle"  zu  ermöglichen.  Inwieweit  es  gelungen  ist,  auf  diese 
"Weise  eine  Yorstellung  über  die  Gröfse  einer  Mittelernte  für  die  einzel- 
nen Erüchte  zu  erlangen,  darauf  soll  weiter  unten  noch  näher  einge- 
gangen werden.  Hier  sei  nur  noch  erwähnt,  dafs  die  „Erntetabelle"  von 
1846,  die  „Erdruschtabelle"  von  1859  ab  regelmäfsig  alljährlich  ver- 
öffentlicht wurde,  bis  im  Jahre  1878  die  für  das  ganze  Deutsche  Reich 
auf  Beschlufs  des  Bundesrates  vom  8.  Nov.  1877  ins  Leben  gerufene  An- 
bau- und  Erntestatistik  jene  Veröffentlichungen  für  Preufsen  entbehrlich 
machten. 

Die  in  den  Tabellen  I — Y  zusammengestellten  Ernteziffern  sind  bis 
zum  Jahre  1866  dem  bekannten  Meitz  en'schen  Werke  2)  entnommen, 
welches  in  seinem  Anhange  eine  Zusammenstellung  der  „Ei'nte-"  und  „Er- 
druschtabellen" enthält;  da  sich  vom  Jahre  1857  ab  auch  die  Ernte- 
schätzungen aus  HohenzoUern  aufgeführt  finden,  so  wurden,  um  möglichst 
einheitliches  Material  zu  erhalten  die  in  Tabelle  IV  befindlichen  Durch- 
schnittszahlen für  das  Königreich  von  uns  neu  berechnet.  3)  Von  dem 
genannten  Zeitpunkte  ab  bis  zum  Jahre  1877  benutzten  wir  die  in  der 
Zeitschrift  ^)  des  Königl.  preufs.  stat.  Bureaus  gleichfalls  zum  Abdruck 
gelangten  amtlichen  Zusammenstellungen;  die  Durchschnittszahlen  in  Ta- 
belle IV  und  V  wurden  von  uns  neu  berechnet.  Die  vom  Jahre  1878 — 82 
in  den  Tabellen  I — V  gleichfalls  in  den  Verhältnifszahleu  einer  Mittelernte 
ausgedrückten  Ernteresultate  sind  auf  Grund  einer  von  uns  vorgenommenen, 
weiter  unten  näher  zu  besprechenden  Rechnung  gefunden  worden ;  das 
dieser  Rechnung  zu  Grunde  liegende  amtliche  Zahlenmaterial  =*)  ist  in 
Tabelle  VI  enthalten.  In  dem  in  der  Anmerkung  angezogenen  Quellen- 
werke sind  die  Angaben  für  Ost-  und  Westpreufsen ,  ferner  die  für  die 
Winter-  und  Sommerfrüchte  getrennt  gemacht;  die  in  der  Tabelle  aufge- 
führten Durchschnittserträge  für  Sommer-  und  Winterfrucht,  desgleichen 
die    Durchschnittszahlen    für    die    ehemalige    Provinz    Preufsen,    und    das 


1)  Vorläufige  Ergebnisse  der  im  Jahre   1878  vorgenommeuen  Ermittelung    der  laud- 
wirtschaftlichen  Bodenbenützung  und  des  Ernteertrages  im  preufsischen  Staute  etc.  a.  a.  O. 

2)  Meitz  en,  Der  Boden  und  die  landwirtschaftlichen  Verliältnisse  des  preulsischen 
Staates.     Berlin  1871.     Bd.  VI. 

3)  Erbsen  sind  unseres  Wissens  erst  seit  dem  Jahre   18G0  berücksichtigt  worden. 

4)  Zeitschrift  des  Königl.   preufs.  stat.  Bureaus  v.   Dr.  Engel;  besonders    Jahrgang 
1878.   Pag.   399. 

5)  Entnommen    dem    amtlichen  Quellenwerke:    Preufsische  Statistik.     Herausgegeben 
in  zwanglosen  Heften  vom  Königl.  preufs.  stat.  Bureau  in  Berlin.     Heft  52,  57,  62,  67,  73. 
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Staatsgebiet  altcu  und  neuen  Bestandes  unter  Ausschlul's  von  HohenzoUern 
sind  dalier  von  uns  bereoluict  worden,  um  düu  Verrtuch  machen  zu  können, 
wie  weit  sich  die  seit  1878  ermittelten  Ertragnangaben  ')  mit  den  Erute- 
resultati-n  der  früheren  Jahre  vorgleichen  lassen.  Leider  müssen  wir 
auf  die  Ernteerträge  des  Jahres  1883  noch  Verzicht  leisten,  da  der  Druck 
des  bezüglichen  Het'toa  der  preufsischen  Statistik  laut  eines  auf  Anfrage 
uns  gewordenen  Jiescheides  seitens  des  stat.  ilureaus  wegen  Abschlul'ses 
anderweiter  rublikalionen  voraussichtlicli  erst  im  Oktober  stattfinden  wird, 
und  vorlierigü  Mitteilungen  über  die  Zusaramenstellung  der  Ernteerträge 
einer  besonderen  ministeriellen  (jenehmjgung  bediirfen  ;  letztere  einzu- 
liolen   hätte  den   Druck  dieser  kleinen    Arbeit  zu  lange  verzögert  ^).   — 

Die  in  den  Tabellen  I — V  enthaltenen  Preisnotieruugen  sind  den 
regelraäfsig  in  der  Zeitschrift  d.  k.  pr.  stat.  B.  veröffentlichten  Übersichten 
über  die  ,, Preise  der  wichtigsten  Lebensmittel  für  Menschen  und  Thiere" 
entnommen.  Hetreffa  der  für  jene  Erhebungen  angewandten  Methoden 
verweisen  wir  gleichfalls  auf  die  soeben  zitierte  Quelle.  An  dieser  Stelle 
soll  nur  bemerkt  werden,  dafs  sich  in  dem  Urraaterial  die  Notierungen  bis 
zum  Jahre  71  auf  preufs.  Scheffel  in  Silbergroscheu  und  Pfennigen  be- 
ziehen. Bis  zu  dem  Jahre  1865  beziehentlich  dem  Erntejahre  64|65 
haben  wir  diese  Preisangaben  auf  Markwährung  und  100  kg.  reduziert 
unter  Zugrundelegung  folgender  Gewichtseinheiten  für  den  Berliner 
Scheffel^): 

Weizen 

Koggen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen        =88       „ 

Kartoffeln  =94  „ 
Von  den  erwähnten  Terminen  ab  sind  die  Preise  der  in  Anmerkung  3 
dies.  Seite  zitierten  Zusammenstellung  bis  zum  Jahre  1878,  von  da  ab 
der  der  angezogenen  Zeitschrift  jährlich  beigegebeuen  Beilage:  „Wirkliche 
und  Mittelpreise  der  wichtigsten  Lebensmittel  für  Menschen  und  Thiere 
in  den  bedeutendsten  Marktorteu  der  preufsischen  Monarchie"  entnommen. 
Um  eine  Vergleichung  der  Preisgestaltung  in  früheren  Jahrzehnten  mit 
der  der  neueren  Zeit  zu  ermöglichen ,  berechneten  wir  auch  hier  die 
Durchschnittszahlen  für  das  Staatsgebiet  alten  Bestandes.  Soviel  über 
die  auf  PreuTsen  bezüglichen  Zahlen  *).  — 


84 

Pfund 

80 

>> 

72 

>> 

50 

1) 

1)  Bezüglich  der  Art  der  Erhebung  verweisen  wir  auf  die  Einleitung  der  in  vor- 
stehender Anmerkung  aufgeführten  Hefte  der  preufs.  Statistik. 

2 )  Unmittelbar  vor  Absclilufs  des  Manuskripts  finden  wir  in  der  neuesten  Nummer 
der  ,, Deutschen  landwirtschaftlichen  Presse"  vom  23.  August  eine  kurze  Zusammen- 
stellung über  den  Ernteertrag  des  Jahres  1883  im  preufsischen  Staatsgebiete  und  fügen 
die  betreffenden  Zahlen,  so  gut  es  geht,  den  Tabellen  in  Anmerkungen  bei. 

3)  Vergl.  Zeitschrift  d.  K.  pr.  stat.  B.  Jahrg.  1878.  Pag.  401,  Anmerkung  zu 
Tabelle  V:  die.  Durchschnittspreise  für  Getreide,  Kartoffeln  und  Rauhfutter  pro  100  kg 
in  ^  Mark. 

4|  Eine  Preisnotierung  nach  Erntejahren  findet  erst  seit  dem  Jahre  1864  statt.  Die 
Preise  der  Erntejahre  für  Roggen  sind  der  Abhandlung  von  Engel :  ,,Die  Getreidepreise, 
die  Ernteerträge  und  der  Getreidehaudel  im  preufsischen  Staate."  Ztschr.  d.  K.  pr.  st. 
B.   Jahrg.   1861.  Pag.   249   entnommen. 
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Im  Anschlüsse  an  dieselben  lassen  wir  weitere  Zusammenstellungen 
in  den  Tabellen  VII — IX  für  das  Königreich  Bayern,  Grofsherzogtum 
Baden  und  das  Königreich  Würtemberg  folgen,  soweit  wir  in  den  uns 
zugänglichen   Quellen  werken   die  nötigen   Angaben  fanden. 


Tab.  vrr. 


Königreicli  Bayern^). 


Preise  in  den  Kalen- 

Preise in  den  Ernte- 

Ernteerträge 

derjahren 

jahren 

Jahr 

pro  ha  in  Ztr. 

pro  Ztr.   in  Mk.  und  Pf. 

pro  Ztr.   in  Mk.   und  Pf. 

1 

1 

) 

es 

c 

a 

03 

a 

c 

bo 

0 

a 
s> 

a 

m             tß 

h 

«2 

b 

bc 

u 

C5 

^          bo 

!-.              V- 

^ 

§,  1    0 

s 
0 

^ 

<B                0 

0 

et 

^ 

OJ                0 

0        H 

1871 

27,09 

24,7725,12 

29,70  26,65 

12,30 

12,19    8.84 

8,27 

7,37  13,02  13,06  11,40 

9,56 

623!^ 

1872 

25^53 

24.16  23,89 

27.88'25,42 

13.26 

13.34  12.71 

10,51 

5.71  14.00  14.26  11.29 

10.00 

6-3311 

1873 

22.18 

20.16 

17.43 

22,83123.33 

14.83 

14,83110,85 

11,00 

7,48  15-26  15,86  12.25 

10,83 

9  29,H 

8.58 1^ 

1874 

30,14 

29.79 

23.09 

29,17  24.86 

13.31 

13.20  11,20 

9,85'9.23'ii,07|io.47l  9,12 

8,61 

1875 

24.37 

24,98 

24,68 

23,98;22,8o 

10,86 

10,29 

8.43 

9,30  8,i7;iii,35  II."    8.39 

9,60 

8.48?! 

1876 

25,12 

2495 

21,83 

26,33,24,18 

ii.74|ii,75 

8,78 

9,2318,6512.6312,66    9.56 

9.40 

8-54 

n 

1877 

26.88 

27-35 

24,62 

2i,i6  22,21  '12.76  12.46 

9-35 

9-57  7.99  i2,i4'ii.65    8,47 

9.36 

7.29 

n 

1878 

20.3325.94 

22,92 

24-33|23-55 

11,48  11,20    8,20 

8.46  6,63  10.83  10.28^  7,56    7.84 

6-33  iff 

1879 

26,I2;26,63 

22,49 

25.41:24,51 

11,28 

10.77 

7.97 

8,52  6.46112,4311,69    9.22    904 

6.87 

u 

1880 

27,3027,0023.40 

28,20|25,00 

12,29 

11,67 

10,00 

8,36  6,07'i2,03iii,44|io.53 

8.12 

6-73::ii 

1881 

25.7027.30:24,10 

26,10  22,40 ll 2,44 

11.85  10,45 

8,99  7.32,ji2.59li2,76i  9.96 

9.12 

7.84  b 

1882 

28.90  29,20126,90 

29,30  29.30JI  1,70 

11.48    8,96 

7,63 

6,95,,io,68|  9,43 

7.44 

6,89 

5-9311 

1883 

? 

? 

? 

? 

?  1 

10,57 

9,48 

7,59 

7,76 

6,10 

? 

•3 

•p 

•) 

•) 

if 

1)  Die  Zahlen  sind  den  laufenden  Jahrgängen  der  ,, Zeitschrift  des  Königlichen 
Bayerischen  statistischen  Bureau",  München,  Jahrgang  1871  —  1883,  entnommen.  Die 
Preisnotierungen  sind  bis  zum  Jahre  1874  incl.  in  süddeutscher  Guldenwährung  gemacht, 
von  uns  auf  Markwährung  reduziert;  die  Preisgestaltung  der  Erntejahre  (Zeit  vom 
1.  August  bis  31.  Juli)  von  1871 — 79  aber  von  uns  auf  Grund  der  mitgeteilten  monat- 
lichen Durchschnittspreise  neu  berechnet  worden.  Für  das  Jahr  1871  fanden  wir  die 
Preise  pro  Hektoliter  angegeben  und  reduzierten  dieselben  auf  Zentner,  indem  wir  einen 
Hektoliter  Weizen  zu  1,49,  Spelz  zu  1,43,  Roggen  zu  1,37,  Gerste  zu  1,27,  Hafer  zu 
0,91  Zentner  annahmen.  (Vergl.  den  Aufsatz  von  Reichel,  Die  Ernteergebnisse  des 
Jahres  1878  in  Bayern.     Dieselbe  Zeitschrift,  Jahrg.   1879,  p.  147.) 
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Tab.  VIII. 


(»rofshcrzoirtum 


Ernteerträge  pro  ha  in  Ztr. 

Weizen 

Spelz 

Rogge 

1 

Gerste 

Hafer 

Jahr 

'S 

.£3 

■3 

ja 

a 

J3 

Ih 

ZJ 

U 

0 

b 

^ 

u 

a> 

in 

u 

a> 

u 

0 

V 

a 

ja 

V 

a 

ja 

® 

S 

^ 
0 

a 

a 

0 

OS 

ä 
0 

0 

a 

0 

«2 

hl 

9 

i 

i868 

27,2 

22,2 

24.70 

26.9 

23-6 

14,4 

19,00 

? 

25,2 

— 

20,8 

1869 

22,0 

24,1 

23,05 

25-8 

23,6 

14.7 

19,15 

? 

29,1 

— 

22,7 

1870 

25.8 

25,2 

25.50 

25-8 

23-3 

14.9 

19.10 

? 

25,0 

— 

18,5 

1871 

20,5 

23,0 

21,75 

22.7 

21,6 

16,1 

18,85 

? 

25,8 

— 

19.4 

1872 

22.9 

23,0 

22,95 

25-5 

21.3 

16,1 

18.70 

? 

26,2 

— 

20.3 

1873 

16,1 

18,9 

17-50 

18.4 

15-1 

I3-I 

14.10 

? 

23.4 

— 

20,1 

1874 

26,6 

22,6 

24,60 

28,7 

21.6 

13-7 

17-65 

? 

28,9 

— 

21,8 

1875 

21,1 

17,2 

19,65 

21,2 

19,6 

II.9 

15-75 

16,4 

20,8 

18,60 

19,2 

1876 

19.9 

19,2 

19-55 

17,8 

190 

12.4 

15-70 

13-3 

21,5 

17,40 

18,9 

1877 

20.3 

16.6 

18.45 

21,2 

18,9 

10,9 

14,90 

14.8 

i9-> 

16,95 

17-8 

1878 

24,0 

22.0 

23,00 

26,0 

21,0 

14,0 

17-50 

160 

25,0 

20.50 

24,0 

1879 

'    22.7 

20.3 

21,50 

24,9 

18,4 

11,6 

15,00 

13-7 

25,6 

19.65 

22,5 

1880 

!  25.3 

21,9 

23,60 

27,9 

23,6 

I3>7 

18,65 

17,2 

28.3 

22.85 

23.2 

1881 

22,3 

20.3 

21.30 

24.8 

22,2 

14,0 

18,10 

16,2 

27,8 

22,00 

20,1 

1882 

23,1 

20,2 

21,65 

24-7 

20,4 

13.0 

16,70 

14,2 

28,1 

21,65 

21,8 

1)  Das  Material  stammt  aus  dem  ,, Statistischen  Jahrbuche  für  das  Grofsherzogtum 
genommen:  Die  bis  zum  Jahre  1872  pro  badischen  Morgen  gemachten  Ertragsangaben 
Preisnotierungen  in  Markwährung  umgerechnet.  Neu  von  uns  berechnet  wurden  die 
Erntejahren  (Zeit  vom   1.  August  bis  31.  JuliJ    nach  den  mitgeteilten  monatlichen  Durch- 
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Baden  ^). 


Preise  in  den  Kalender  ja 

h  ren 

Preise  in 

den  Ernte Jahren 

pro  Ztr 

.  in  Mk. 

und  Pf. 

pro  Ztr. 

in  Mk. 

und  Pf. 

Jahr 

a 

a 

n 

fl 

o 

OJ 

<0 

CD 

05 

aj 

N 

a 

bJ3 

VI 

N 

a 

Sd 

I0 

'S 

u 

bS) 

u 

a> 

h 

bo 

h 

«4-1 

^ 

^ 

0 

<0 

0 

Ca 

^ 

4> 

0 

0 

12,88 

12,68 

9.91 

9^77 

8,39 

10,46 

10,06 

7,84 

8,38 

7>77 

II 

10,14 

9-54 

7,39 

7,97 

7,36 

10,33 

10,02 

7,25 

7,58 

7,24 

n 

11,03 

10  96 

7,85 

8,12 

8,22 

12,75 

11,98 

8,70 

9,44 

9,33 

7  11 
VT 

I3'i4 

12,40 

9.II 

9,03 

8,60 

13,45 

13,14 

8,97 

8,11 

7,46 

\h 

1343 

13-34 

8,60 

7,97 

7,17 

13,90 

13,87 

8,94 

9,08 

7,62 

-ii 

14,85 

15  00 

10,20 

10,08 

8,37 

15,33 

15,69 

11,46 

10,83 

9,23 

n 

13,20 

13-51 

10,32 

10,03 

9,40 

10,43 

10,56 

8,75 

8,51 

8,80 

u 

10,49 

10,70 

8,15 

8,55 

8,62 

11,10 

11,68 

6,97 

8,14 

8,71 

n 

11,56 

12,04 

8,24 

8,24 

8,92 

12,53 

12,99 

9,27 

9,10 

8,78 

n 

12,60 

12,86 

9,43 

9,39 

8,28 

11,76 

11,80 

8,90 

9,36 

7,54 

u 

11,17 

11,09 

8,54 

8,77 

7,23 

10.42 

10,33 

7,98 

7,95 

7,02 

H 

11,03 

10,88 

8,25 

8,30 

7,12 

12,31 

12,06 

9-38 

9-03 

7,35 

n 

12,22 

12,05 

9,65 

8.93 

7,21 

11,84 

11.60 

9,54 

8,82 

7,08 

n 

12,38 

12,09 

9.73 

9-25 

7,23  1 

12,83 

12,83 

9,84 

9-36 

7,87 

u 

",75 

11,67 

9,04 

8,52 

7,53  i 

? 

? 

? 

? 

? 

II 

Baden",  Karlsruhe,  Jahrgang  1870  u.  fF.  Mit  demselben  sind  folgende  Reduktionen  vor- 
wurden auf  einen  Hektar,  die  bis  1876  in  süddeutscher  Guldenwährung  stattgefundenen 
Durchschnittserträge  für  Winter  -  und  Sommerfrucht ;  ferner  die  Preisgestaltung  iu  den 
Schnittspreisen. 
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Tab.  IX. 


K(hilf?roioh 


Ernteerträge 

pr 0  h& 

Weizen 

Spelz 

Roggen 

Jahr 

a 

'S 

B 
'S 

u 

^* 

ü 

u 

0 

Vt 

u 

a> 

1.« 

9 

<i> 

a 

<a 

a 

« 

a 

0 

D 

a 
0 

CO 

9 

Q 

a 

a 

1=1 

a 
0 

«3 

s 

1855 

? 

V 

? 

28,96 

18,75 

1856 

? 

? 

'i 

34,42 

22,78 

1857 

41,56 

27,28 

1858 

31,85 

26,96 

1859 

30,04 

23,06 

1860 

34,86 

23,12 

1861 

34-52 

24-43 

1862 

31,62 

27,00 

1863 

35,12 

25,66 

1864 

35,59 

24,11 

1865 

29,96 

22,71 

1866 

21,50 

17,13 

1867 

26,26 

22,08 

1868 

35,97 

27,28 

1869 

29,90 

26,01 

1870 

32,26 

25,19 

1871 

29-57 

24.01 

1872 

24,81 

20,05 

22,43 

28,87 

20,62 

24,74 

22,43 

19,23 

20,83 

1873 

21,09 

21,13 

21,11 

23-54 

15-67 

19,61 

19,04 

17,29 

18,17 

1874 

28,89 

24,74 

26,81 

34,84 

23-73 

29.28 

24,79 

21,07 

22,93 

1875 

2363 

21,80 

22,71 

30,15 

19,68 

24,92 

23-30 

18.49 

20,89 

1876 

2244 

24,28 

23,36 

26,89 

17,80 

22,35 

19,13 

17,19 

18,16 

1877 

23,88 

20,27 

22,08 

27,96 

18,22 

23,09 

22,25 

17,53 

18,89 

1878 

25,22 

24,13 

24,68 

29,28 

20,44 

24.86 

23,63 

18,01 

20,82 

1879 

2543 

25,09 

25.26 

31,65 

20,62 

26,13 

22,95 

18,46 

20,71 

1880 

29,24 

26,39 

27,81 

33,90 

20,71 

27-31 

22,06 

18,73 

20,39 

1881 

27,13 

21,25 

24,19 

30,94 

23.64 

27,29 

22.77 

19,86 

21,32 

1882 

28,65 

24,32 

26,48 

32,49 

22,10 

27,30 

26,19 

19,45 

22,82 

1)  Die  Ertrags-  und  Preisangaben  für  Würtemberg  finden  sich  in  den  ,,Würtem- 
die  Ertragsangaben  beziehen  sich  bis  1871  auf  würtembergische  Morgen  und  Scheflfel 
Scheffeln  auf  Zentner  bereits  von  Platzmann  in  der  Abhandlung  ,,Uber  die  Vorteile 
bergs"  ,  Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  Bd.  VII,  Berlin  1878,  vorgenommen  wurde; 
Preise  aus  süddeutscher  Guldenwährung  in  Markwährung  ist  von  uns  ausgeführt  worden, 
verfolgen. 


Miszelleo. 


355 


TTürtemberg  *). 


in  Ztr. 

Preise  in  den  Kalenderjahren 
pro  Ztr.  in  Mk.  und  Pf. 

Gerste 

Hafer 

u 

JS 
10 

B 

a 

a> 

s 

a 

0 

CA 

4> 

0 

a 
0 

u 

a 
Q 

'S 

(0 

0 

V 

0 

CS 

m 

30,14 

27,02 

? 

13,82 

11,42 

9,26 

6,31 

55 

27,15 

25,28 

? 

11,60 

8,94 

8,13 

5,25 

56 

32,77 

21,06 

? 

10,68 

8,23 

7,79 

7,10 

57 

26,90 

22,69 

? 

8,10 

6,25 

6,46 

6,35 

58 

23,06 

22,11 

? 

8,42 

6,14 

7,65 

6,47 

59 

27,53 

17,31 

? 

10.80 

8.82 

9,59 

6,67 

60 

31,28 

26,27 

y 

11,07 

8,94 

8.85 

6.47 

61 

31,95 

27,15 

? 

10.15 

8,64 

8,05 

5-85 

62 

32,07 

26,61 

? 

9.85 

6,82 

6,87 

5,46 

63 

32,07 

27-31 

? 

9,88 

6,66 

6,90 

5-98 

64 

32,04 

25,60 

? 

8,42 

6.50 

6,44 

5-75 

65 

27,44 

24,04 

? 

9-94 

7-56 

7,84 

6,03 

66 

28,84 

25,73 

? 

13-45 

10,40 

9,48 

7-24 

67 

27,79 

24,01 

y 

12,19 

10,14 

9-54 

7-53 

68 

29.88 

24,33 

? 

9,60 

7,24 

8,13 

6,66 

69 

27,66 

19,22 

? 

10.78 

7,23 

7,99 

7,67 

70 

30,33 

23,85 

? 

12,13 

9-17 

8,91 

7,82 

71 

24,94 

28,62 

26,78 

23,73 

? 

13-31 

9,86 

8,86 

6,40 

72 

23,32 

25,29 

24,30 

23,35 

? 

14,74 

II, II 

11,46 

7,71 

73 

27,75 

31,33 

29,54 

26,69 

? 

13,27 

11.69 

9,86 

8,66 

74 

28,10 

23-94 

26,02 

24,47 

? 

10,55 

8,64 

9,27 

8,05 

75 

25,36 

27,56 

26,46 

23-35 

? 

12.00 

9-65 

9.63 

8.43 

76 

26,58 

22,67 

24,62 

22,38 

y 

12,71 

10,15 

9,40 

7,62 

77 

28,94 

25,24 

27,09 

23,83 

y 

11,25 

8,69 

8,57 

6,62 

78 

27,77 

26,58 

27,18 

24,04 

y 

10,86 

8,53 

8,73 

6.58 

79 

30,57 

30,09 

30,32 

25,46 

y 

11,88 

10,41 

8,75 

6,68 

80 

26,50 

28,97 

27,73 

24.31 

? 

11,93 

10,38 

9,03 

7-17 

81 

29,55 

30,94 

30,24 

26,20 

? 

11,51 

9,61 

7,94 

6,79 

82 

bergischen  Jahrbüchern  für  Statistik  und  Landeskunde"  ,  Stuttgart,  Jahrgang  66  und  flf., 
und  wurden  auf  Hektarerträge  durch  uns  umgerechnet ,  während  eine  Reduktion  von 
einer  guten  Agrarstatistik  in  besonderer  Berücksichtigung  der  Aubaustatistik  Würtem- 
diese  Reduktionen  sind  von  uns  geprüft  und  hier  benutzt  worden.  Die  Umrechnung  der 
Die  Preisgestaltung    in    den  Erntejahren    läfst    sich    leider  aus  Maugel  an  Material  nicht 
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Es    sei    uns    nun    gestattet    an    der  Hand  der  vorstehenden  Tabellen 
die  Beantwortung    einiger  Fragen   zu  versuchen,  und  zwar : 

1)  Welche  Erntemenge  repräsentiert  ungefähr  den  in  Preufseu  früher 
üblichen   Begriff  einer  Mittelernte? 

2)  Wie  verhalten  sich  die  Fruchtpreise  der  neueren  Zeit  zu  denen 
früherer  Jahrzehnte;  in  welcliem  VcrhiiltniBHe  steht  der  Koggenpreis 
zu   den    Preisen   der  übrigen    (ietreidearten  ? 

li)  LiiCrtt  eich  in  den  zur  Besprechung  herangezogenen  Ländern  ein 
Zusaranienhang  zwischen  dem  Ernteausfall  und  der  Preisgestaltung 
im  Inlande  nachweisen  ? 


Wenn  wir  es  wagen  wollen  die  Gröfse  einer  Mittelernte  in  Preufsen 
in  absoluten  Zahlen  auszudrücken,  so  deutet  das  Wörtchen  „ungefähr" 
in  unserer  Fragestellung  bereits  an,  dafs  wir  unsere  weiteren  Ausführungen 
bezüglich  dieses  Punktes  nur  als  einen  Versuch  zur  Lösung  dieser  Fragen 
betrachtet  wissen  wollen,  dafs  wir  die  Unsicherheit  der  Resultate  unserer 
Untersuchung  gerne  zugestehen  und  dieselben  mit  allem  Vorbehalt  auf- 
zunehmen sind.  Über  die  Mängel,  welche  den  beiden  Erhebungsarten 
der  Ernteerträge  vor  dem  Jahre  1878  in  Preufsen  anhaften,  haben  wir 
uns  oben  bereits  ausgesprochen,  hoben  dort  auch  gleichzeitig  hervor,  dafs 
die  den  Erdru^^chtabelleu  beigefügten  absoluten  Zahlen  für  eine  angebliche 
Durchschnittsernte')  der  Wirklichkeit  keineswegs  entsprächen,  worauf 
Engel  2)  schon  aufmerksam  gemacht  hat.  Mit  ein(m  Hinweise  auf  die 
Mängel  der  angewandten  Methode  versucht  er  die  Gröfse  einer  Mittel- 
ernte zu  bestimmen,  indem  er  den  Durchschnitt  der  Erdruschresultate 
vom  Jahre  1859 — 76  berechnet.  Dafs  die  so  gefundenen  Resultate  nicht 
einwandsfrei  sein  können  liegt  auf  der  Hand,  und  wird  letzteres  von 
diesem  gewissenhaften  Autor  auch  ausdrücklich  hervorgehoben.  Anderer- 
seits mufs  zugegeben  werden,  dafs  ein  Zeitraum  von  18  Jahren  grofs  ge- 
nug sein  mufs,  um  sich  eine  ungefähre  Vorstellung  von  der  Gröfse  einer 
Durchschnittsernte  der  einzelnen  Früchte  von  einer  bestimmten  Fläche 
zu  machen ;  jedenfalls  kommen  die  nachstehenden  Zahlen  der  Wahrheit 
näher,  als  die  in  den  Erdruschtabellen  für  eine  Durchschnittsernte  ange- 
führten. Nach  den  von  Engel  berechneten  Angaben  sind  im  Durchschnitt 
von   1859 — 1876  pro  ha  in  kg  geerntet  worden: 


1)  Über  die  Art  der  Feststellung  jener  Angaben  verweisen  wir  auf  die  Abhandlung 
von  Engel:  die  Getreidepreise,  Ernteerträge  und  der  Getreidebandel  im  preufs.  Staate 
a.  a.  0. 

2)  In  der  Abhandlung:  Die  vorläufigen  Ergebnisse  der  im  Jahre  1878  vorgenom- 
menen Ermittlung  der  Bodenbenutzung  und  des  Ernteertrages  etc.  a.  a.  0. 
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Tab.  X. 


Provinzen  i 

'esp.  Staat 

Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen 

Kartoffeln 

Preufsen 

1381 

1578 
1449 
1439,6 
1471,8 

1217 
1417 

1331 
1204,8 

1235,9 

1390 

1633 

1623 

1400,9 

1433.3 

108 1 

1423 
1516 
1216,5 
1281,2 

1075 

1219 

1202 

1093,2 

II32 

7434 
9752 

7195 
8413,2 

8558,5 

Sachsen        .,...- 

Rheinland    . 
Staat  Preufsen 
Staat  Preufsen 

vor  67 1)    . 
nach    67  2) 

Ganzes  Staatsgebiet 


1477,6    I    1238,8  I     1461,3   I     1295,2  I    1135,9   I    8504,8 


Wir  lassen  der  Vergleichung  halber  die  in  den  Erdruschtabellen 
für  den  ganzen  Staat  angegebenen  Durchschnittserträge  in  Neuscheffeln 
pro   ha   unten  ^)  folgen.  — 

Bevor  wir  weiter  gehen,  sei  es  uns  gestattet,  an  dieser  Stelle  den  noch 
schuldigen  Nachweis  zu  liefern,  auf  welche  Weise  die  in  den  Tabellen 
I — V  sich  vorfindenden  Verhältniszahlen  über  den  Ernteausfall  seit  dem 
Jahre  1878  berechnet  wurden.  Wir  setzten  die  vorstehenden,  eine 
18jährige  Durchschuittserute  repräsentierenden  Zahlen  =  100  und  berech- 
neten an  der  Hand  der  in  Tab.  VI  aufgeführten  faktischen  Erträge  das 
Verhältnis  der  letzteren  zu  den  Durchschuittserträgen.  Wir  glauben  auf 
diese  Weise  Zahlen  erhalten  zu  haben,  welche  für  eine  Vergleichung  der 
früheren  Zeit  geeignet  sind  :  beruhen  dieselben  auch  nicht  auf  absolut  sicherer 
Basis,  so  müssen  sie  den  wirklichen  Verhältnissen  immerhin  näherkommen, 
als  dies  bei  den  Angaben  der  „Erntetabelle"  in  den  früheren  Jahren  der 
Fall  ist. 

Die  über  den  Ernteertrag  eines  Hektars  nach  den  Erdruschresultaten 
berechneten  Durchschnittserträge  bieten  uns  ein  treffliches  Mittel  die  in  Teil- 
zahlen einer  Mittelerute  ausgedrückten  Erträge  der  ,, Erntetabelle",  sowie 
die    sich   in    den   „Erdruschtabellen"    vorfindenden    Verhältniszahlen    über 


1)  Die  Durchschnittszahlen  für  das  Staatsgebiet  alten  und  neuen  Bestandes  sind  von 
uns  berechnet  worden. 

2)  Inklusive  Hohenzollern. 
3) 


In  den  Erdruschtabellen  wurde  als  Durch- 
schnittsernte bezeichnet 

Nach  den  Erdruschresultaten  von 

1859^76  wurden  durchschnittlich 

geerntet 

Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen 

Weizen     37,78 

Roggen     33,76 

Gerste      45,7o\  Neuscheffel  pro  ha. 

Hafer        56,17 

Erbsen      27,82. 

1874 
1875 
1876 
1877 

41,80 

40,43 
40,00 
41,00 

38,35 
38,83 
37,00 
38,00 

49,26 
50,22 
49,00 
48,00 

60,97 
61,56 
60,00 
61,00 

30,89 
32,09 
32,00 
33,00 
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die  erdroschono  Köniermengo  ')  zu  der  dem  vermeintlichen  Durchschnitts- 
ertrage dort  als  entsprechend  aufgeführten  Körnerquuntität  zu  prüfen,  in- 
dem wir  jene  mit  den  VerhiiltniHzahlon  vergleichen ,  welche  sich  nach 
den   iMittelerträgen    von  185Ü — 7G   berechnen  laasen. 

Tab.  XI. 


Es  finden  sie 

h  die  Ern 

tcn  beziffert : 

Verhältnis  des  Erdrusches 

Im  Jahre 

in 

der  Erntetabelle 

in  der  Erdruschtabelle   !           von   1859 — 76 

a 

a 

V 

bc 

0 

u 

Ol 

a 

a 

a> 

b 

a 

1 
'    a 

a 
bc 

0 

b 

a 

(JE 

u 

^ 

CiO 

u 

<2: 

^ 

*S 

to 

h 

.ä 

^ 

^ 

(4 

0 

CEl 

H 

(S 

M 

0 

m 

W 

» 

C5 

m 

H 

1874 

104 

96 

84 

78 

^9 

IIo|    lOI 

98'      94'       70 

121 

III 

lOS 

lOI 

77 

1875 

85 

87 

83 

84 

73 

90      89      88      86      74 

96 

102     96 

93    85 

1876 

78 

73 

82 

88 

91 

84      80      89      92      98 

90 

79      96      97    "5 

1877 

90 

97 

79 

85 

79 

IOC 

102 

90 

82 

88 

108 

112 

94 

99 

107 

Vorstehende  Zusammenstellung  zeigt  deutlich,  dafs  in  der  Erntetabelle 
dauernd  eine  Unterschätzung  der  Ernteergebnisse  stattgefunden  hat,  dafs 
ferner  in  der  Erdruschtabelle  die  Mittelernte  zu  hoch  angenommen  wurde, 
wie  schon  oben  gezeigt.  Die  Zahlen  der  Erntetabelle  werden  daher 
keineswegs  geeignet  sein,  um  aus  ihnen  auf  Grund  der  durchschnittlichen 
Erdruschresultate  für  vereinzelte  Jahre  die  gesamte  Getreideproduktiou 
des  Staates  oder  einzelner  Provinzen  zu  berechnen;  hier  würde  man  zu 
Zahlen  kommen ,  die  im  Hinblicke  auf  die  noch  viel  schwankenderen 
Angaben  bezüglich  der  Anbauflächen  vollständig  in   der  Luft  stehen. 

Andererseits  geht  aber  die  sogenannte  Erntetabelle  bis  zum  Jahre 
1846  zurück  und  bietet  bis  zum  Jahre  1859  das  einzige  Mittel,  um  sich 
über  den  Ernteausfall  jener  Periode  eine  Vorstellung  macheu  zu  können. 
Es  kann  daher  den  Angaben  der  Erntetabelle  für  manche  Untersuchungen  *) 
ein  relativer  Wert  nicht  abgesprochen  werden,  so  z.  B.  wenn  es  sich 
darum  handelt  nachzuweisen,  wie  sich  die  Ernte  des  laufenden  Jahres  zu 
der  des  Vorjahres  verhält. 

So  steigt  (-}-)  oder  sinkt  ( — )  die  Ernte  im  Vergleiche  zum  Vorjahre  : 


1)  Nach  den  Erdruschtabellen  wurden  geerntet  pro  ha  in  Neuscheffeln ; 


Im  Jahre 

a 
2 

a 

bc 

0 

u 
in 

0 

u 

e« 
ffl 

u 

Im  Jahre 

c 

.s 

'3 

a 
a> 

bD 

bo 

0 
1^ 

Gerste 

cä 

e 

'S 

1874     -. 

46,0638,79 

48,33 

57,08 

21.65 

1876 

34 

30 

44 

55 

31 

1875 

136,28 

34,73 

44,13 

52,76 

23,69 

1877 

41 

39 

43 

56 

29 

2)  So  haben  wir  in  nachstehender  Zusammenstellung  den  Versuch  gemacht,  au  der 
Hand  des  Mittels  aus  den  Erdruschresultaten  von  1859 — 1876  den  Ernteertrag  pro  ha 
in  kg  für  die  Zeit  von   1846—1877  für  das  Staatsgebiet  vor  und  nach  1867  in  absoluten 
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Tab.  XII. 


I.  Nach  der  Erntetabelle 

2.  Nach  d.  Verhältnisse  d.  Erdrusches 
zu  den  Mittelerträgen  von  1859—76 

Weizen 

Roggen  Gerste 

Hafer 

Erbsen 

Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen 

1875 

1876 

1877   1 

—  19 

—  7 
+  18 

—  9    -I 
-14   -fl 
+24   -3 

+6 
+4 
—3 

-|-I2 

+  19 
— 12 

-25 
—  6 

+  18 

—  9 

—  23 
+33 

—9 
0 

— 2 

-8 
+4 
+2 

+  12 

+27 
—  8 

Sieht  man  von  unbedeutenden  Schwankungen  ab ,  so  bringen  beide 
Spalten  der  Tabelle  XII  die  Differenzen  der  Ernteresultate  zur  Anschau- 
ung; allerdings  läfst  es  sich  nicht  leugnen,  dafs  die  Unterschiede  in 
Spalte  2  in  schrofferer  Weise  hervortreten.  — 


Zahlen  auszudrücken.  Dafs  auch  diese  Zahlen  nicht  den  Anspruch  erbeben  können  genau 
den  wirkliclien  Verhältnissen  zu  entsprechen,  liegt  auf  der  Hand,  nachdem  wir  genugsam 
darüber  ausgesprochen  haben ,  wie  sowohl  in  der  Ernte-  als  auch  in  der  Erdruschtabelle 
Unter-  und  Überschätzungen  sich  die  Wage  halten;  ihr  Werth  wird  ein  relativer  sein 
angesichts  des   32jälirigen  Zeitraumes,  für  den  sie   Geltung  haben  sollen. 


Königreich  Preufsen  Bestand  vor  1867  ohne  Hohenzollern 


a 

p 

Jahr 

a 

d 

(t> 

(4 

a 

0 

Jahr 

a 

a 
tß 

OJ 

u 

a 

0 

ÜB 

;-• 

,a 

;-< 

bc 

;-, 

XI 

^ 

0 

^ 

<o 

M 

0 

a 

W 

w 

fii 

0 

w 

W 

M 

1846 

1094 

687  1037 

864 

? 

4459 

1862 

I28I 

1060 

13.59 

II68 

1082 

6983 

1847 

1540 

1470  1317 

1058 

V 

5<^37 

1863 

1468 

1265 

1345 

II3I 

940 

7993 

1848 

1425 

1253  1457 

1253 

V 

7404 

1864 

I3IO 

II 57 

1359 

1229 

820 

7235 

1849 

1454 

1289  1  1401 

1192 

y 

6646 

1865 

IIO8 

928 

I261 

1083 

907 

8077 

1850 

1382 

988 

1233 

1046 

V 

6226 

i86b 

I3IO 

964 

1177 

1058 

907 

6899 

1851 

1339 

940 

I26I 

1131 

V 

3954 

1867 

1065 

916 

II9I 

II68 

1006 

6309 

18^2 

1425 

1072 

II49 

937 

V 

6310 

1868 

1440 

1108 

IIO7 

949 

88s 

7740 

1853 

1224 

1012 

1233 

1107 

V 

4796 

1869 

13.53 

1096 

1289 

1095 

984 

7235 

1854 

1425 

1181 

1.^87 

1265 

V 

4711 

1870 

II23 

1024 

1247 

1071 

831 

7151 

1855 

878 

795 

1.33 1 

1192 

y 

5132 

1871 

1238 

855 

13  17 

1229 

1060 

5048 

185b 

1353 

1205 

1401 

1265 

y 

6899 

1872 

1267 

976 

I33I 

1204 

1039 

7824 

1857 

1454   1229 

953 

718 

y 

7993 

1873 

1339 

1169 

1233 

1107 

907 

6815 

1858 

1022  1000 

869 

742 

y 

7404 

1874 

1497 

1133 

II9I 

912 

568 

8245 

1859 

1296 

940 

1037 

998 

y 

6815 

1875 

"95 

1012 

IIO7 

973 

77Ö 

7404 

1860 

I4II 

1205 

1289 

1277 

1093 

4964 

1876 

II 23 

880 

II77 

1083 

1039 

7404 

1861 

1368 

988 

1275 

1204 

929 

5721 

1877 

1166 

1181 

1079 

998  1 

820 

6899 

Königreich  Preufsen  Bestand  nach  1867  ohne  Hohenzollern 


1870 

1103  1062 

1275  1127 

849 

7474 

1874 

1530  1186  ■  1232 

986 

656 

85.58 

I87I 

I25I  IOI3 

1361  1294 

1116 

5135 

1875 

1393 

1075 

1177 

1063 

995 

7816 

1872 

1354  1050 

1347  i  1268 

1041 

8644 

1876 

1143 

914 

1160 

1140 

1064 

7751 

1873 

1383   939 

1275  '■'  1178 

928 

6995 

1877 

1163 

1211 

1117 

lioi 

871 

6590 
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Im  Hinblicke  auf  dio  olion  aiif^cfülirlcn  Durclifichnittserträße  pro  ha 
lit'i^t  i!»  nahe,  don  Versuch  zu  waf^oii,  die  CirülHC  einer  der  Miltelernte  der 
cinzelueu  Früclito  entspreclienden  Krntenienge  für  l'reul'Heu  lestzuatellen. 
Die  nachfolgenden  Zahlen  wurden  erhalten,  indem  wir  die  Aubauver- 
hältnisse  des  Jahres  1878  ')  zu  (iruodo  legten;  bei  dem  gänzlichen  Mangel 
irgend  welcher,  nur  einigermafsen  sicherer  Anhalte  über  die  Anbauver- 
hältnisse in  Preulsen  glaubten  wir  am  bcMteu  zu  thun,  diejenigen  von 
1878  für  diese  lierechnung  zu  wühlen.  Schliefsen  die  Durchhchnittserträge 
pro  ha  schon  manche  Unsicherheiten  ein ,  so  mufsten  letztere  noch  ver- 
mehrt werden,  sobald  wir  für  den  vorliegenden  Zweck  dio  oft  auf  blofsen 
Mutmafsungen  beruhenden  Angaben  über  die  Anbautiächeu  der  einzelnen 
Früchte  benutzen  wollten. 

Demnach  werden  unsere  Angaben  für  die  neuere  Zeit  eine  gröfsere 
Gültigkeit  haben  müssen,  als  es  für  die  weiter  zurückliegenden  Jahrzehnte 
der   Fall   sein    wird. 

Als  eine  Mittelernte  würden  nach  den  oben  aufgeführten  Durch- 
sehnittserträgeu  die  nachstehenden  Erntemeugen  in  Tonnen  a  1000  Kilo- 
gramm anzusehen   sein. 

Tab.  XIII. 


In: 

Weizen 

Roggen 

Gerste           Hafer 

Erbsen 

KartoflFeln 

Provinz  Preufsen   . 

231672,4 

910850.3 

196829,8     458627,2  128933,3 

2  130116,0 

Provinz   Saclisen     . 

204166,3 

508997.7 

261995,2     283189.8    37314,8 

I  659127,2 

Provinz   lilieinlnnd 

172745.4 

3443057 

56215,8     337237-2,     9797,5 

I  160071,4 

Staaten  vor  1867  ohne 

Holicnzolleru 

I  204010,9 

4532934,7 

I  044160,6  2  339017,31385449,7 

13  986301,2 

Staaten       nadi      1867 

ohne  Hohen/.ollern 

I  508823,8 

5  518956,8 

I  248969,8  3 148024,1 

444486,5 

16056279,9 

Staaten  nach  1867  mit 

Hohenzollern       .      . 

I  516543.7 

5534431.9 

I  280995,0  3  168935.7 

445858,6 

15  989560,9 

Engel  2)  berechnete  für   die  vier  Hauptgetreidearten  unter  Zugmnde- 
legung    der  Anbau  Verhältnisse    des  Jahres    1878    nach  den  von   1   Hektar 


1)  Nach  der    ,,Preufsischen  Statistik",    a.    a.   0.,  Heft  52,    von    uns    berechnet  unter 
ZuzammenfassuDg  des  Winter-  und  Sommergetreides.     Es  waren  angebaut  ha : 


In: 


mit 


Provinz  Preufsen  . 
Provinz  Sachsen  . 
Provinz  Rheinland 
Staaten    vor    1867     ohne 

Hohenzollern 
Staaten  nach   1867    ohne 

Hohenzollern 
Staaten    nach     1867    mit 

Hohenzollern 

2)  Ztschr.  d.  K.  pr. 


Weizen 


167757,4 
129383,2 
119217,1 

843649,9 
1025713,6 


Roggen       Gerste 


748439.6  141597,7 

359308.7  160438,2 
258682,51  34637,4 

3  764896,8  745829,3 
4468791,4871577,0 


Hafer 


Erbsen     Kartoffeln 


424262, i'ii9938, 8  286537,6 
199009,8'  30611,8  170132,7 


222452,3 

1  923354,1 

2  4574744 


8151,1 

352653,4 
392656,7 


I  026773,414  470462,61876794,1 
stat.  Bur.  Jahrg.   1878.  Pag.  418 


161233,5 
I  662463,3 
1876172,5 


2  465992,41392827,111  880240,9 
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gewonneiien    Erdruschrcsultaten    der  einzelnen  Jahre    von     1872 — 77    fol- 
gende Quantitäten. 

Es  wurden  im  ganzen  Staate  geerntet  in   Tonnen  ä    1000   kg: 

Tab.  XIV  a. 


Weizen 


Roggen 


Gerste 


Hafer 


1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 


I  527629 

I  583339 
I  792506 
I  406642 
I  365687 
I  613163 


5  034083 
5047977 
6075651 
5  365266 

4632591 
6311665 


I  379223 
I  352150 
I  325306 
I  195402 
I  212571 
I  199384 


3397164 
3325956 

3  139675 

2  847043 
3060370 

3  094988 


Nach  der  preufsischen  Statistik  ^)  wurden  in  den  Jahren  von  1878 — 82 
1  ganzen  Staate  geerntet  in  Tonnen  ä   1000   kg: 

Tab.  XIV  b. 


Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen 

Kartoffeln 

I  562963 
I  275623 
I  244287 
I  084400 

I  355814 
I  162310 

5  106020 
3892478 

3243274 

3  686901 

4  366466 
3  839903 

1 

1878 

1879 
1880 
I88I 
1882 
18832) 

I  343074 
I  045942 
I  035447 
I  006238 
I  094162 
964925 

3395482 
2576759 
2497934 
2231731 
2  670607 

2  125435 

439431 
336349 
297687 

281347 

297876 

? 

17  154802 
II  966741 
II  710988 
15555482 
"673344 
14263211 

Vergleicht  man  vorstehende  Übersichten  mit  den  in  Tabelle  XIII 
berechneten  Quantitäten  ,  welche  ungefähr  den  Erntemengen  entsprechen 
sollen,  die  bei  dem  Eintritt  einer  Durchschnittsernte  gewonnen  werden, 
so  ergiebt  sich  vor  Allem,  dafs  die  Ernten  von  1879 — 82  auch  nicht 
annähernd  jenes  Mittel  erreicht  haben.  Die  in  Preufsen  seit  1872  pro- 
duzierten Körnerernten  entsprechen  dem  ungefähren  Durchschnitt  nur  bei  dem 

Weizen  in  den  Jahren   1872,   73,   78, 

Roggen    „     „  „        1874,  77, 

Gerste      „     „  „        1872,  73,  74,  78, 

Hafer       „     „  „        1872,  73,  78, 

überragen    denselben    erheblich    beim    Weizen    und    Eoggen    nur    in    den 
Jahren   1874  und   77,  Kartoffeln  im  Jahre   1878. 

Wir  wollen  es  keinen  Augenblick  verhehlen ,  dafs  wir  uns  bei  der 
Aufstellung  der  Tabelle  XIII  dem  Eindrucke  nicht  verschliefsen  konnten, 
etwas  zu  hohe  Zahlen  gewonnen  zu  haben  und  sind  uns  vollständig  be- 
wufst,  dafs  dieselben  ihre  Mängel  haben.  Immerhin  geben  sie  uns  einen 
ungefähren  Anhalt  dafür,  welche  Köruermengen  in  Preufsen  produziert 
werden  müssen,    wenn    die  Ernte    als  eine  Mittelernte  bezeichnet  werden 


1)  a.  a.  O.     Die  Durchschnittszahlen  für  Sommer-  und  Wintergetreide  sind  von  uns 
berechnet. 

2)  Winterweizen,    Winterroggen,    Sommergerste,    entnommen    d.    ,, Deutschen  landw. 
Presse"  No.  68  Jahrg.  XI. 
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8oll.  Unsere  Zahlen  repräsentieren  nicht  die  Wirklichkeit,  dürften  derselben 
jedoch  näher  kommen,  als  die  bisher  über  den  JJegriff  „Mittekrute"  ge- 
hegten Mutnial'sungon.  Mit  liestimmtheit  sagen  zu  können,  wie  viel 
geerntet  werden  mul's,  wenn  eine  Mittelernte  erreicht  werden  soll,  wird 
dann  trat  möglich  sein,  wenn  die  seit  dem  Jahre  1878  eingeführte 
Erntestatistik  eine  längere  Reihe  von  Jahren  fortgeführt  sein  wird. 
Die  bisher  über  fünf  Jahre  vorliegenden,  mit  Ausnahme  von  1878, 
schlechten  Ernterosullate  eigenen  sich  keineswegs  dazu,  um  ihr  Durchschnitts- 
ergebnis ^)  als  Mittelernte  bezeichnen  zu  können.  — 

n. 

In  zweiter  Reihe  hatten  wir  uns  die  Aufgabe  gestellt  zu  untersuchen, 
wie  sich  die  Fruchtpreise  der  früheren  Jahrzehnte  zu  denen  der  neuen 
Zeit  verhalten ,  und  ob  sich  das  Wertverhältnis  des  Roggens  zu  den 
übrigen  Getreidearten  wesentlich  geändert  hat.  Wir  hatten  vorher  Ge- 
legenheit gehabt  ziffermäfsig  nachweisen  zu  können ,  dafs  die  Getreide- 
produktion in  Deutschland  in  den  letzten  Jahren  in  Folge  der  ungünstigen 
Ernten  eine  erheblich  verminderte  war  und  es  fallen,  wie  aus  den 
Tabellen  I — VI  ersichtlich,  diese  schlechten  Ernten  mit  niedrigen  Preisen 
zusammen.  Dafs,  durch  diese  Verhältnisse  bedingt,  die  Lage  des  deutschen 
Landwirts  in  der  Gegenwart  keine  besonders  angenehme  ist,  läfst  sich 
keinen  Augenblick  leugnen.  Es  fragt  sich  für  uns  jedoch  zunächst  nur, 
ob  dieser  die  Klagen  der  Landwirte  besonders  hervorrufende  Preisrück- 
gang der  wichtigsten  Feldfrüchte  wirklich  ein  so  enormer  ist,  wie  dies 
von  manchen  Seiten  behauptet  wird.  Wir  glauben  diese  Verhältnisse  am 
besten  zur  Anschauung  bringen  zu  können,  wenn  wir,  dem  Beispiele 
Conrads  2)  folgend,  den  Durchschnittspreis  der  Jahre  1851 — 70  zum  Aus- 
gangspunkt unserer  Untersuchung  macheu,  um  dann  zuzusehen,  wie  sich 
die  Preise  in  neuerer  Zeit  dem  zwanzigjährigen  Durchschnittspreise  gegen- 
über verhalten.  Das  uns  zu  Gebote  stehende  Material  erlaubt,  Preufsen 
und  Würtemberg  in  den  Kreis  dieser  Betrachtungen  zu  ziehen.  Ein 
Blick    auf   die  unten    gegebene  Tabelle  XV  zeigt  zunächst,    dafs  in   allen 


1)  Es  wurden  nach  unserer  Berechnung  geerntet    pro  ha  in  kg  im  Durchschnitt  der 
Jahre   1878—82: 


In: 

a 
v 

'5 

c 

bD 

0 
Ca 

u 

4) 

0 

a 

a 

0 

1;« 

Provinz  Preufsen 

ilo6,6 
1419.7 
1435-3 

1249,9 

1263,1 

710,6 

825,4 
1080,0 

788,5 

799.9 

1100,7 

876,8 
1354.3 

1214,7 
1235.2 

892,2 
1303.4 
1387.6 

1039,7 
1083.3 

823,0 

1085,4 

847,8 

862,8 

855,0 

6132,7 
8717,0 
6438,8 

6754,0 

7077.9 

Königreich    Preufsen 

vor     1867    ohne 

Königreich    Preufsen 
Hohenzollern 

nach    1867    ohne 

2)  Diese    Jahrbücher    Band    34. 
Gesetze  vom  15.  Juli  1879.     A.  Getreidezölle.     S.  4. 


im  Deutschen    Reiche    nach  dem 
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3) 


1851 — 70 
1871—75 


1851—70 


1871—75 
1876 

1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
188.^ 


Provinz  Preufsen 


»H 

a 
ho 

<o 

u 

0 

<0 

tiC 

u 

^ 

0 

<0 

tf 

0 

K 

H 

197, 2|   138.8,   120,9'   123,1 1   134,4      4S>8 
225,o|   159,4!  142,61   150,2    163,8      53,7 


114 
100 
III 

97 

95 

104 

105 
99 
92 


=  100 

=  100 

=  100 

114 

117 

122 

"5 
"5 

123 
119 

135 
118 

92 

94 
126 

HO 

107 
121 

99 

97 

119 

133 
104 

95 

122 
108 
106 

124 
106 
104 

121 

129 

113 

106 

105 

126 

136 
115 
115 


Provinz  Rheinland 


117 
"5 
125 
106 
68 
127 
123 

94 
118 


Tab.  XV. 

Provinz  Sachsen 


rH 

a 

bD 

0 

S 

bD 

t- 

0 

a> 

es 

li 

M 

C5 

K 

W 

200,7 

2334! 


166,8 
188,6 


i42,9j   136,3!   i8o,oj 
183,0!   169,0    248,0 


46,15 
59,10 


=:   100 

~iT6~ 

105 
114 

99 

96 
107 
107 
102 


K  öni  gr e  i 
1867 


=  100  ==  100=  100^ 


"3 

128 

123 

137 

HO 

125 

132 

142 

HO 

126 

122 

136 

88 

120 

108 

130 

91 

113 

104 

129 

120 

123 

112 

143 

123 

118 

I20 

146 

98 

113 

112 

141 

90 

106 

105 

135 

ch  Preufsen  Best, 
ohne  Hohenzollern 


128 
108 
127 
118 
130 
134 

122 
102 
127 

vor 


1851-70 
1871—75 


227,6    179,6    158,9 
249,41    188,4!   187,2 


144,41   205,3 
168,0    272,5 


60,8 
71,0 


1851—70 


100  ==  100  =  100'=  100=  100 


207,2  159,7 

__232|j  77^ 
=  100  =  100 


139,6 
167,4 


136,3! 
i6r,8| 


167,5    48,5 
214,4'  57,52 


=  100  =  100=  100 


1871—75 
1876 

1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 


104 

96 

117 
117 

116 
128 

132 
151 

105 
89 

86 

121 

113 
106 

119 

105 
100 

143 
136 
132 

"3 

115 

108 

146 

120 

"5 

112 

152 

lOI 

112 

108 

152 

87 

102 

103 

146 

109 

98 

112 

98 

94 
103 
104 
100 


Königreich  Preulsen   Best. 
1867  ohne  Hohenzollern 


116 
118 

134 
120 

133 
126 

109 

112 

127 

nach 


III 

99 
109 

96 

93 

104 

104 


1851—702) 
1871—75 


1851—70 


1871-75 

[876 

[877 

[878 

[879 


207,2 

235,2 

159,7 
179,2 

139,6 
170,8 

=  100 

=  100 

=  100 

113 

112 

122 

lOI 

108 

120 

III 

HO 

121 

97 

94 

105 

106 

89 

89 

120 

126 

112 
106 
120 
118 

100 
89 

100 
92 

HO 
104 

136,3 
163,2 


167,5 

224,6 


48,5 

60,4 


100 


HO 
107 
108 

87 

88 
118 
123 


119 
118 
118 
108 
102 
117 
116 
106 
100 


119 
129 

115 
98 

96 
III 

115 
104 

99 


133  118 

135  107 

129  !ii7 

120  J105 


116 

131 
138 
131 
130 


115 
123 
"3 
96 
123 


Königreich  Würtemb  er  g^) 


119 
129 
117 
101 
93 

HI 
116 
107 
100 


134 

149 

139 
131 
127 
144 
149 

143 
141 


124 
116 
130 
116 
126 

134 
117 
102 
126 


1855—70 
1871—75 
1855—70 


1871-75 
1876 

1877 
1878 

1879 
1880 
1881 
1882 
1883 


105,5,      81,1        74.3 
128,0     109,41      96,7 


64,5 

77.2 


1)  Lei  Erbsen  Duichscliiült  der  Jahre    1861 — 70. 
ü)  Durchschnitt.sjjreis  der  acht  alten  Provinzen. 
3)  Preise  pro  Ztr.  in  ^'^Mark. 


29 
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Gebieten  die  Durch  seh  nittspreiHC  der  Jahre  1871  —  75  sehr  erheblich  den 
zwaiizigjälirigeri  Durchschnitt  überrafien,  dal's  letzteres  aber  auch  der  Fall 
ist  bei  den  Gersten-  Hafer-  Mrbseu-  uud  Kartoffelpreisen  fiir  die  Zeit  von 
1876 — 83;  ganz  besonders  gilt  dies  für  die  Erbsen.  Es  verhalten  sich 
zum    2()j;ihrigen   Durchschnitte,  letzteren  =   100  gesetzt: 


K 

j  II  i  g 

reic 

ll 

K  o  n  1  g  r  e  1  c  ii   i'  r  e  u  i  s  e  n 

W 

lirtemberK 

a 

a 

a 

a 

v 

^ 

u 

0) 

0 

a 

0 

V 

bc 

^ 

^ 

k« 

tc 

^ 

0 

a> 

V 

OS 

0 

K 

u 

UJ 

bä 

OS 

0 

P3 

Die  Preise  von 

1871  —  75  wie 

"3 

112 

122 

119 

1.34 

124 

121 

134 

130 

119 

1876     80  .     .     . 

I02 

104 

116 

III 

'.38 

124 

108 

116 

121 

109 

1881        .... 

io6 

126 

118 

116 

149 

117 

112 

127 

121 

III 

1882       .... 

ICO 

ICO 

HO 

107 

143 

102 

109 

118 

106 

105 

1883       .... 

:    «9 

92 

104 

100 

141 

126 

? 

? 

? 

? 

}  — Y    1884     .      . 

87 

92 

107 

106 

140 

93 

? 

? 

? 

? 

Mai   1884   .      .      . 

88 

94 

III 

"3 

141 

95 

? 

y 

V 

"i* 

Im  Königreich  Würtemberg  ist  demnach  die  Preisgestaltung  eine 
günstigere  bis  zum  Jahre  1882  als  in  Preufsen ,  abgesehen  von  der  des 
Hafers.  —  Ein  erheblicher  Preisrückgang  macht  sich  in  Preufsen  für 
Weizen  und  Koggen  geltend,  deren  Wert  in  den  Jahren  1878  und  79, 
dann  namentlich  seit  dem  Jahre  1882  erheblich  unter  den  20jährigen 
Durchschnitt  gesunken  ist.  Während  diese  Preisreduktion  in  den  zuerst 
genannten  Jahren  besonders  stark  den  Roggen  trifft,  fällt  seit  dem  Jahre 
1882  der  Weizen  derselben  dauernd  anheim.  Eine  Vergleichuug  der 
Weizen-  und  Eoggen-Durchschnittspreise  des  Jahres  1883  mit  denen  der 
früheren  Jahre  zeigt  aber,  dafs  es  eine  irrthümliche  Annahme  ist,  wenn 
gesagt  wird,  dafs  die  Getreidepreise  der  Gegenwart  eine  vollständig  ab- 
normale, noch  nicht  dagewesene  Erniedrigung  erfahren  hätten  ^). 


1)  100  kg  Weizen  und  Roggen  kosteten  Mark; 


In:     Preufsen 

Sac 

h  sen 

Rhein 

1  and 

Staat  P 

reu  f sen 

[m  Jahre 

Weizen 

Roggen 

Weizen 

Roggen 

Weizen 

Roggen 

Weizen 

Roggen 

1857 



12,1 



15,0      ! 

18,7 





13,7 

1858 

18,1 

10,3 

17,6 

14,6 

18,5 

14,8 

18,1 

12,7 

1859 

17,8 

II, I 

16,9 

14,8 

14,8 

17,8 

13-5 

1863 

16,3 

"•3 

17,5 

14-3 

— 

15-I 

18,3 

13,5 

1864 

15.9 

8,8 

15.5 

11,6 

18,4 

14,3 

i5>9 

11,4 

1865 

16,3 

11,2 

t5,8 

14,6 

17.7 

13,2 

16,3 

12.4 

1866 

— 

13,0 

— 

— 

— 

15,6 

— 

— 

1883 

18,2 

13,3 

17,8 

.5,. 

20.3 

15.7 

18,4 

14,3 
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Das  starke  Sinken  der  Getreidepreise  in  der  Gegenwart  giebt  Veran- 
lassung zu  der  weiteren  Untersuchung,  ob  sich  das  Wertverhältnis  der 
einzelnen  Getreidearten  zu  einander  wesentlich  verschoben  hat,  Conrad  i) 
fand  das  Verhältnis  des  Roggens  zum  Weizen  für  Deutschland  im  Durch- 
schnitte vieler  Jahre  wie   100  :    134, 

des  Koggens  zur  Gerste  wie    100   :  93 
„  „  zum  Hafer    „     100  :  90 

„  „    zu  den  Erbsen     „      100   :   112. 

Wie  Tabelle  XVI  ^)  zeigt,  hat  dasselbe  in  neuerer  Zeit  eine  wesent- 


1)  Diese  Jahrbücher,  Band  34.   S.  6. 

2)  Tab.  XVI. 


Königreich  Preufsen 

Königreich  Würtemberg 

a 

ID 

bo 

0 
Cd 

a 

<u 

N 
'3 

s 

C5 

w 

a 

<c 

.0 
>- 

a 

1 
0 

9 

? 

0 

a 

H 
'S 

<» 

a 

u 

ID 

0 

1851—60 
1861—70 

100 
100 

128 
133 

86 
89 

84 

81 

? 
109 

30 
31 

1855-70 

1871—75 
1876 

1877 
1878 
1879 

100 

100 

100 
100 
100 
100 

? 

? 

? 

? 
0 

? 
? 

? 

130 

117 
124 

125 

130 
127 
114 
115 

I20 

97 
88 

99 
93 
99 
102 
84 
87 
83 

79 
71 

87 
75 

1851—70 

100 

129 

87 

86 

105 

30 

1871—75 

100 

131 

94 

91 

125 

33 

76 

77 

1876 
1877 
1878 

1879 
1880 

100 
100 
100 
100 
100 

120 

130 
141 
136 
113 

96 

95 
109 
102 

87 

lOI 

90 

97 
93 
78 

143 
132 

153 

149 

125 

32 
36 
39 
43 
34 

36 

888 

00  00  00 
00  00  00 

64 
69 
76 

1876-80 

100 

121 

100 

91 

164 

1881 

1882 

1883 
-I1884 
Mai  1884 

100 
100 
100 
100 
100 

108 
129 

125 
122 
121 

82 
95 
99 

lOI 

102 

79 
90 

93 

97 

102 

123 
149 
161 
158 
156 

28 
36 

42 

30 
30 

Königreich  Bayern 


6r  0  fsher  zog  tum  Baden 


a 

<o 

W 

0 

123 

93 

133 

99 

137 

lOI 

137 

104 

128 

98 

109 

77 

131 

92 

127 

93 

s 

a 

bc 

N 

bc 

« 

^ 

100 

142 

100 

135 

100 

132 

100 

130 

100 

131 

100 

124 

100 

130 

Y 

y 

i8-?f 
i8^v 

i8?§ 

i8«-o 
i8Si 

182* 


100 

100 

100 
100 
100 
100 
100 
100 


123 
132 

155 
143 
136 
114 

126 

144 


74 
89 
86 

85 
74 
64 
79 
80 


8|f 

«77 

Oyfw 


I 

i8|| 

188Q 


144 

99 

140 

98 

133 

105 

129 

100 

129 

96 

122 

92 

130 

95 

y 

? 

93 

95 
85 
88 
78 

74 
80 
? 


29* 
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licho  Verschiebung  erfahren.  Es  ergiebt  tiich  aber,  dal«  der  Koggen  in 
Preulson  dem  Weizen  gegenüber  mit  AuKnahmo  der  Jahre  \HlH  und  79 
durchaus  nicht  entwertet  iwt.  Die  Periode  von  1871  —  T!j  kann  als  ziemlich 
normal  in  dieser  l^eziehung  mit  Ausnahme  der  ICrbsen  bezeichnet  werden, 
welche  in  der  ganzen  Zeit  dauernd  hohe  Preise  aufweisen.  In  den  Jah- 
ren 1876 — 80  ebenso  in  den  letzten  Jahren  sind  es  Gerste,  Hafer  und 
Erbsen,  welche  dem  lloggen   dauernd   den   Rang  ablaufen. 

Ähnliche  Zustünde  finden  wir  in  Süddeutschland.  Nur  das  Krnte- 
jahr  1882/83  in  Bayern  weist,  abgesehen  von  den  beiden  schon  oben  bei 
Proufsen  erwähnten  Jahren ,  eine  erhebliche  Wertvermiuderung  des 
Roggens  im  Verhältnisse  zum  Weizen  nach  und  zwar  wie  100  :  144;  in 
Baden  hat  der  Roggen  nichts  an  seinem  Werte  eingebüfst,  ziemlich  dasselbe 
gilt  in  beiden  Ländern  gegenüber  der  Gerste.  Dem  Hafer  gegenüber 
hat  er  dagegen  in  ganz  Süddeutschland  seinen  Wert  nicht  nur  dauernd 
behauptet,  sondern   eine  erhebliche  Werterhöhung  erfahren.  >)   — 

1)  Wir  lassen  hier  unten  noch  die  Sjährigen  Durchschnittspreise  (1879— 83)  des  Grofs- 
handels  folf^en ,  welelio  ein  ähnliches  Verliältnis  heltunden.  Die  Preisnotierungen  sind 
entnommen  der  Zusammenslellunt,'  von  Kinil  Meyer:  PrcisheweKung  von  Weizen.  Roggen, 
Hafer,  Koggenmehl,  Ilüböl  und  Spiritus  an  der  Berliner  Börse  von  1857  — 1884.  Berlin, 
im  Selbstverläge  des  Verfassers;   1884. 


Weizen 


Roggen  Hafer 


Roggen 


Weizen 


Hafer 


Provinz  PreuCsen 

Königsberg        ...     11     196,71      I      149,94     1      1 28.36 
Danzig' ||      204,09      ]      154,48      1      136,41 

Provinz  Brandenburg 

Berlin ||     205,08      ]      162,57      j      137,17 

Provinz  Pommern 

Stettin II     204,04     I      158,72      I      138,29 

Provinz   Posen 

Posen II     193,99     I      156,87      I      141,18 

Provinz  Schlesien 

Breslau 1|      188,96     |      161,63      |      132,03 

Provinz  Sachsen 
Magdeburg  .     .      .     .     ||     206,68     |      170,19      1      150,51 

Halle  a.  S 1     198,17     |      176,72     i      153-49 

Bheinland 

Köln II     218,37      I      182,49     I      152,94 

Provinz  Hessen-Nassau 
Frankfurt  a.  M.    .     .     ||     227,00     |      180,26     I      147,50 

Königreich  Bayern 
München       .      .     .     .     ||     225,92      1      184,08      1      151,71 
Lindau    .     ...     .     .     ||     245,35     !      193,80  153,28 

Grofsherzogtum  Baden 
Mannheim    .     .     .      .     ||     235,45      |      182,91      |      148,17 

Königreich  Würtemberg 
Stuttgart II     239,44     I      189,81      I      145,76 


100 

131. 19 

85,41 

100 

132,11 

88.30 

100 

126,14 

84,37 

100 

128,56 

87,06 

100 

123,66 

83,62 

100 

116,90 

81,68 

100 

121.45 

88.43 

100 

112,13 

86,45 

100 

119,60 

83,80 

100 

120,38 

81,88 

100 

122,72 

82.41 

100 

121,44 

79.09 

100 

128,72 

81,01 

100 

126,14 

76,79 
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Wie  schon  erwähnt ,  waren  die  Ernten  der  letzten  fünf  Jahre  weit 
hinter  dem  Durchschnitt  zurückgeblieben,  so  dafs  die  Landwirte  Deutsch- 
lands für  die  niedrigen  Getreidepreise  keineswegs  durch  höhere  Boden- 
erträge entschädigt  werden,  wie  dies  besonders  deutlich  unten  ^ )  Tabelle  XVII 
veranschaulicht,  welche  wir  auf  Grund  der  in  der  Anmerkung  der  Seite  19 
aufgeführten  Zahlen  und  der  Durchschnittspreise  der  Erntejahre  berechnet 
haben.  Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  hervor,  dafs  der  Körnerwert 
einer  Eoggenernte  vom  ha  betrug  im  Durchschnitt: 


1)  Tab.  XVII. 


Wert  des  R  o  gge  n  e  r  t  r  a  g  s  an  Körnern 

pro  ha  nach  den  Durchschnittspreisen  der  Erntejahre,   abgerundet  in  Mark, 

im  preufsischen  Staatsgebiet  vor  1867   (ohne  Hohenzollern). 


I85I 

145 

1861 

162 

1871 

144 

1881 

124 

52 

255 

62 

156 

72 

169 

82 

114 

53 

211 

63 

149 

!         73 

243 

83 

130 

54 

235 

64 

132 

74 

191 

Winter- 

bo 

55 

202 

65 

128 

75 

169 

roggen  im 

%<  'i 

1846 

164 

56 

182 

66 

168 

76 

160 

ganzen 

"_:S 

1847 

179 

57 

274 

67 

196 

n 

177 

Staate 

-^     .-      - 

1848 

103 

58 

137 

68 

186 

78 

130 

'^    +j    CO 

1849 

102 

59 

136 

69 

167 

79 

131 

?S  S  -s 

1850 

109 

60 

175 

70 

170 

80 

133 

%  " 

1846—50 

131 

1851—60 

195 

1861—70 

161 

1871—80 

164 

Wert  des  Erntertrages  an  Körnern  resp.  Knollen 
pro  ha,  abgerundet  in  Mark,  nach  den  Durchschnittspreisen   der  Erntejahre 
im  preufsischen  Staatsgebiet  vor   1867   (ohne  Hohenzollern). 


1 

Weizen 

Gerste 

Hafer 

Erbsen 

Kartoffeln 

1876 

249 

294 

180 

230 

422 

1877 

251 

176 

143 

175 

365 

1878 

260 

195 

168 

225 

471 

1879 

272 

188 

146 

187 

390 

1880 

256 

184 

148 

181 

361 

1876—80 

258 

207 

157 

159 

402 

I88I 

240 

172 

134 

160 

366 

1882 

232 

164 

135 

153 

372 

Winterwei- 

Sommer- 

0 

zen 

gerste 

1883 

211 

161 

125 

? 

322 

im  ganzen   Staat 

(Preisdurch- 
schnitt V.  1.  Aug. 
bis  31.  Mai) 

368 


dor  Jahro 
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1846—70    162 

Mark 

1871—75    183 

1876—80    HO 

81    15^1 

82    114 

83    130 

(DurchHchnitt  der 
Proiöo  V.  1.  August  —  31  Mai),  in  gleicher  Weise  fallen  die  Werte 
für  die  Hektarerträge  der  übrigen  Fruchte  recht  bedeutend. 


in. 

Zur  Besprechung  der  dritten  Frage  übergehend,  ob  sich  in  den  zur 
Besprochung  herunirezogenen  Ländern  ein  Zusammenhang  des  Erntcaus- 
falls  und  der  Preisgestaltung  des  betreffenden  Inlandes  nachweisen  läfst, 
bemerken  wir  vorerst,  dals  der  uns  hier  zur  Verfügung  stehende  Raum 
nicht  erlaubt,  diesem  Gegenstände  eine  solche  Ausdehnung  zu  geben,  wie 
es  seine  Wichtigkeit  wohl  erheischt;  wir  behtdten  es  uns  vielmehr  für 
später  vor,  denselben  ausführlich  in  einer  gröfseren  Arbeit,  zu  welcher 
wir  schon  seit  längerer  Zeit  Material  sammeln,  zu  behandeln.  Für  jetzt 
müssen  wir  uns  darauf  beschränken ,  in  aller  Kürze  die  Gestaltung  der 
Ernten  und  Preise  für  die  einzelnen  Jahre  zu  vergleichen.  Eine  gründ- 
liche ,  zu  sicheren  Resultaten  führende  Untersuchung  darüber ,  wie  weit 
die  eigene  Ernte  in  der  Gegenwart  noch  Anteil  nimmt  an  der  Preis- 
regixlierung  des  Inlandes,  wird  nur  vorgenommen  werden   können,    wenn 


Wert  der  Körnerernten  Preufsens 

in  Mark  berechnet    nach    den    Durchschnittspreisen    der    betreffenden  Erntejahre    und  bis 

1877  unter  Zugrundelegung  der  Anbaufläche  des  Jahres   1878. 


Weizen 

Roggen 

Gerste                  Hafer 

Erbsen 

Im  Ganzen 

1874 

338693721.2 

1050  913  760.5    230  821  822.8  j  582  553  320.6 

90450936.4 

2293433561-5 

1875 

289919400.5 

934  760  157.3    200  836  135.5     407  916  520.8 

97  826070.1 

1931  258  284.2 

1876 

301  860809.8 

872778995-5 

1996477560    ,5104052993 

107  858053  8 

1992550914-4 

1877 

3425593794 

1027  100495.9 

210416  528.0     4923713974 

112430  778.1 

2184878  578.8 

1878 

289  148  155.0 

682866814.0, 

192059582.0     444808142.0 

92  280  510.0 

1701  163  203.0 

1879 

276  810  191.0 

677  291  172.0 

172580430.0     381360332.0 

78032  9680 

1586075  093.0 

1880 

267  521  705.0 

674  600  992.0  '  171  884  202.0     379  677  704.0 

74  122  063.0 

1567  806  666.0 

I88I 

242  905  600.0 

668  329  081.0  '  164  015  794  0     348  150  036.0 

69  211  362.0 

1492  611  873.0 

1882 

250  825  590.0 

624  404  638.0 

156765  166.0     354090731.0 

70  002  860.0 

1456088985.0 

Wert  der  Kö  rn  er  e  r  nt  en  Deutschlands 

in  Mark ,   berechnet  nach  den  Durchschnittspreisen  der  betreffenden  Früchte  in  Preufsen, 

Bayern,  Würtemberg  und  Baden. 


Wei»en  und 
Spelz 


sfe 


Roggen 


Gerste 


Hafer 


Im  Ganzen 


1878 
1879 
1880 


594  8jb2  288.3 
637  2.49401.4 
654  935  308.4 
618  3  18  500.0 


IUI  018  328.2 
998  669  280.5 
996  860  512.9 

1067  407  696.4 


365  148  801.4  1 670  046  960.7  I  2741  076  578.6 
375  449  863.7  606  416  924.2  2617  785  469.8 
352  309  827.5  I  598  104  291.0  j,  2602  099  939.8 
370  048  529.9  533  959  700.0  i  2589  734  426.3 
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sämtliche  Länder,  die  auf  dem  Weltmarkte  für  Getreide,  sei  es  als  Pro- 
duzent oder  Konsument ,  auftreten ,  eine  eingehende  Berücksichtigung 
finden;  diese  Notwendigkeit  glauben  wir  bereits  früher^)  nachgewiesen 
zu  haben. 

In  der  erwähnten  Schrift  konnten  wir  für  die  Zeit  von  1846  —  75 
den  Nachweis  führen,  dafs,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  die  Ausdehnung 
und  Verbesserung  der  Kommunikationsmittel  und  des  Transportwesens 
und  der  damit  Hand  in  Hand  gehende  Aufschwung  des  internationalen 
Getreidehandels  den  früher  bestehenden  engen  Zusammenhang  zwischen 
den  Ernteerträgen  und  den  Preisbewegungen  im  Inlande  in  neuerer  Zeit 
wohl  erheblich  gelockert  hat ;  dafs  man  aber  zu  weit  ging ,  eine  Ein- 
wirkung der  Ernte  des  eigenen  Landes  auf  die  inländischen  Preise  in 
allen  Fällen  leugnen  zu  wollen. 

Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dafs  die  segensreiche  und  volkswirt- 
schaftlich hochwichtige  Aufgabe  des  internationalen  Getreidehandels  darin 
besteht,  auf  die  Preise  nivellierend  einzuwirken,  Teuerungspreisen  vor- 
zubeugen, das  einzelne  Land  von  seinen  Ernten  unabhängig  zu  machen, 
und  dafs  derselbe  in  jenen  Fällen  seine  Aufgabe  nicht  erfüllte,  in  denen 
ein  Erntedefizit  des  Inlandes  letzterem  wesentlich  höhere  Brodpreise  ver- 
ursachte. Jede  Erschwerung,  die  dem  Handel  auferlegt  wird,  kann  daher 
bei  dem  notorisch  dauerndem  Getreidebedürfnis  Europas  die  Gefahr  in 
sich  schliefsen ,  dafs  sich  die  einzelnen  bedürftigen  Länder  im  Falle 
einer  allgemeinen  Erntekalamität  die  Preise  von  transatlantischen  Speku- 
lanten diktieren  lassen  müssen.  — 

Der  wichtigste  Kegulator  des  Getreidepreises  ist  der  Witterun gs ver- 
lauf; wechseln  Regen  und  Sonnenschein  in  den  wichtigsten  Produktions- 
gebieten unserer  Erde  in  gleichmäfsiger  Weise,  so  wird  das  Angebot  ein 
so  bedeutendes  bei  der  nun  verringerten  Nachfrage  der  Konsumtion- 
länder, dafs  u.  A.  n.  den  naturgemäfs  eintretenden  Preisrückgang  selbst 
wesentlich  höhere  als  die  jetzt  bestehenden  Zollschranken  nicht  aufzu- 
halten im  Stande  sein  werden.  Es  geht  letzteres  aus  einer  Vergleichung 
der  Ernten  und  Preise  der  letzten  Jahre  in  Deutschland  ziemlich  deutlich 
hervor. 

In  der  unten  ^)  mitgeteilten  Tabelle  XVIII  verglichen  wir  die 
Ernteerträge^)  Preufsens,  Bayerns,  Badens  und  Würtembergs  von  Jahr 
zu  Jahr,  in  gleicher  Weise  die  Durchschnittspreise  der  dazu  gehörenden 
Erntejahre. 

Das  Erntejahr  1876/77  zeigt  in  allen  Ländern  eine  gegen  das  Vor- 
jahr geschmälerte  Weizen-  und  Boggenernte,  welche  einen  schnellen 
Verbrauch  der  aus  der  reichen  Ernte  von  1874  und  75  stammenden  Vor- 
räte herbeiführen  mufste.  Die  Folge  war  ein  starkes  Anziehen  der 
Preise,  welches  besonders  für  Bayern  eine  Verteuerung  des  Roggens  von 
sogar  33  f,  herbeiführte,  trotzdem  seine  Roggenernte  der  des  Vorjahres 
annähernd  gleich  geblieben  war ;  letztere  war  aber  weit  unter  Durchschnitt 
ausgefallen.     Die  Preisgestaltung  für  Hafer  und  Gerste  ist  in  Preufsen  als 


1)  Über  den  Einflufs  des  Ernteausfalls  auf  die  Getreidepreise  etc.  a.  a.  0. 

2)  u.  3)  siehe  die  Acmerkungen  auf  S.  370  u.  371. 
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aj  Tab.  XVIII. 


Es  steigt  (-{-)  oder  sir 

.kt  (-) 

Es  s 

le  i  ge  n  (-)-)  oder  sinken  ( — ) 

die    Ernte   im  Verglciclie    aum  Vorjahre 

die] 

'reise  im  Vergleiche  «um  Vorjahre 

a 

a 

V 

s 

«3 

a 

3 

4D 

B 

s 

N 

fci 

^0) 

0) 

0 

^4 

bC 

1> 

<u 

c 

'53 

tx 

ü 

^' 

u* 

'^ 

tc 

U 

Jl 

^ 

0 

<u 

ce 

« 

0 

oe 

^ 

0: 

C= 

« 

C5 

n 

U 

UJ 

is 

s; 

C5 

BJ 

W 

>> 

_;^ 

15 

% 

8 

» 

» 

8 

8 

« 

% 

^1^ 

» 

1876 

— 12 

-14 

+  3 

+  24 

+  26 

V 

+  7 

+  7 

—    2 

-  9 

-16 

+  9 

S 

1877 

+  '4 

+37 

+  2 

+23 

—  II 

V 

I 

-15 

-  3 

-15 

—  4 

—  II 

,'A 

1878 

—  12 

-35 

-f  0,6 

+  4-5 

-    5-2 

? 

-15 

-15 

—  II 

-13 

—  8 

38 

0 

1879 

-17 

-24 

-27 

-37 

-17 

—  22 

+  16 

+31 

+  15 

+  14 

+17 

+79 

0^ 

1880 

—  10 

-18 

—  10 

—  6 

—  12 

-20 

—  3 

+30 

+  3 

+  8 

+  9 

+  " 

_a 

1881 

—  2 

+  8 

+  4 

4-  8 

+  H 

+40 

+  5 

— 12 

-  5 

—  6 

—  5 

-32 

0 

1882 

+21 

+  15 

-   2 

+  13 

+  2 

-14 

-14 

-23 

—  II 

—  12 

—  3 

+57 

1876 

+  2 

-13 

-    5-2 

—  2 

+  28 

? 

+  9 

+  8 

—  4 

—   i 

—10 

+  18 

S 

1877 

+  27 

4-29 

+  8 

+  2 

-  8 

? 

-  6 

—21 

+  2 

—  10 

—  3 

-  5 

_2 

1878 

—  13 

28 

+  19 

+  2 

+  2 

? 

—  II 

-13 

—  16 

—  II 

—  4 

—  I 

c: 

1879 

—  15 

—32 

-13 

-14 

-25 

-23 

+14 

+23 

+  14 

+  9 

+  8 

+  16 

'^' 

1880 

+  2 

-15 

0 

-  7 

—  12 

-13 

—  2 

+  17 

—  5 

+  5 

+  5 

-  7 

J 

1881 

—  7 

-fi8 

—  2 

0 

+  5 

+44 

+  6 

-13 

+  I 

-j-  I 

0 

-24 

0 

1882 

418 

+  .6 

+  8 

+24 

+26 

-13 

-17 

—21 

—  12 

-12 

-13 

+36 

JI4 

1876 

-45 

-16 

-  8 

—  12 

+  4 

? 

+  '4 

+11 

+  4 

—  2 

—  4 

+  9 

j;. 

1877 

+21 

+  18 

+12 

+  9 

+44 

? 

—  2 

—  II 

-  3 

—  II 

-  5 

-  4 

'2 

1878 

+  7 

—  16 

—  4 

+22 

—  9 

? 

-15 

—  II 

—  IT 

— 10 

—  I 

+  2 

«^ 

1879 

—  13 

-17 

II 

-  9 

-28 

-37 

+  14 

+23 

+  8 

+  8 

+  2 

+  9 

=  J 

1880 

—  4 

—  4 

+  I 

—  2 

-  8 

+37 

—   2 

+  16 

0 

+  I 

+  8 

—  21 

*> 

1881 

—  14 

—    I 

-16 

-30 

—31 

+29 

+  6 

-  5 

+  2 

+  5 

+  I 

-  5 

0 

1882 

+  5 

+17 

-f-  6 

+25 

+  10 

-54 

—  16 

—22 

12 

—  II 

-  4 

+36 

1876 

—  6 

—  14 

0 

+  6 

+33 

? 

+  10 

+  9 

0 

-  5 

-  8 

+  12 

s 

1877 

+  17 

+41 

+  7 

+11 

-  3 

? 

-  3 

—  II 

—  I 

—13 

—  5 

-  6 

1878 

—  7 

-33 

+  2 

+  0,9 

—  10 

? 

-15 

—  13 

-14 

—10 

—  8 

—  2 

1879 

—  10 

—23 

-17 

-23 

-25 

-29 

+15 

+29 

+  13 

+13 

+10 

+16 

1  ® 
3  -^' 

1880 

-  5 

—  II 

—  I 

—  3 

-  8 

+  0,3 

—  I 

+  19 

0 

+  5 

+  7 

—  9 

Sc 

1881 

—  II 

+  4 

-  7 

--12 

—  12 

+36 

+  4 

-13 

—   I 

0 

—  I 

-23 

■5 

1882 

+20 

+33 

+  9 

+21 

+11 

Spelz 

-26 

—17 

—23 

— 12 

-14 

-  5 
Kern 

+28 

« 

1876 

+  3 

— II 

+  9 

+  6 

0 

? 

+" 

+14 

—  2 

+  I 

+  14 

? 

1877 

+  7 

+13 

—  19 

-  8 

+  9 

? 

—  4 

—  II 

0 

—14 

-  8 

? 

^ 

1878 

—  2 

—  6 

--15 

+  6 

—  6 

y 

—10 

—  10 

-15 

—13 

—II 

? 

'S  c 

1879 

—  I 

—  I 

--  5 

+  4 

+  2 

? 

+  H 

+22 

+  15 

+  8 

+13 

? 

St   >> 

1880 

+  5 

+  4 

--10 

+  2 

+  ^ 

? 

—  3 

+  13 

— 10 

—  2 

—  2 

? 

"c  ^ 

1881 

—  6 

+  3 

—  8 

—   I 

+  I 

? 

+  4 

-  5 

+  I 

+17 

+  11 

? 

w"" 

1882 

+12 

+  " 

+  12 

+M 

+  7 

Spelz 

? 

-15 

-25 

—24 

-24 

—26 
Kern 

? 

1876 

0 

0 

-  6 

0 

-16 

? 

+  13 

+33 

-|-ii 

+  0,8 

+  11 

? 

s 

1877 

-  5 

-  5. 

—  II 

-  6 

+  18 

? 

—  6 

—  4 

+  2 

-14 

-  9 

? 

s 

1878 

+24 

-f-18 

+31 

+35 

-|-22 

? 

—  II 

—  10 

-15 

-  7 

—12 

? 

c    c 

1879 

—  6 

-14 

0 

-  6 

—  4 

? 

+  18 

+17 

+13 

+  4 

+16 

? 

11 

1880 

+  9 

+24 

+  10 

0 

+  12 

v> 

—  4 

+  I 

^  2 

—  3 

-4 

9 

JZ   ^ 

1881 

'-  9 

0 

0 

-13 

—  II 

? 

+  8 

0 

+  6 

+  " 

+r 

9 

c 

1882 

0 

—  7 

0 

+  8 

0 

? 

? 

? 

? 

y 

? 

0 

Miszellen. 


371 


eine  der  Ernte  entsprechende  zu  bezeichnen,  desgleichen  für  Baden,  während 
dies  in  Würtemberg  nur  bei  Hafer  der  Fall  war.  Bayerns  bessere  Gersten- 
ernte vermochte  trotz  des  Bedarfs  in  Süddeutschland  einen  um  2  ^  geringeren 
Durchschnittspreis  zu  erzielen,  demnach  die  sich  in  den  anderen  Ländern 
geltendmachende  steigende  Tendenz  abzuschwächen.  Bei  Hafer  war  letz- 
teres nicht  der  Fall,  da  ein  um  6^  höherer  Ertrag  eine  Preiserhöhung 
von  1  {}  nicht  verhindern  konnte,  doch  ist  hieran  die  an  sich  sehr  niedrige 
Haferernte  des  Vorjahrs  wohl  wesentlich  schuld.  Erbsen  zeigten  in  Preufsen 
eine  Ertragserhöhung  von  33  ^,  doch  liefs  die  sehr  schlechte  Ernte  von 
1875  nur  eine  unbedeutende  Preisdifferenz  zu. 


Es  steigt  (-J-)  oder  sin 

kt  (-) 

Es  steigen  (-{-)  oder  sin 

se  n 

(-) 

die  Ernte  im  Vergleiche  zum 

Vorjahre 

die  Preise  im   Vergleiche  zum 

Vorjahre 

s 

Ol 

Ol 

u 

a 

S 
0 

c 

a 

<0 

u 

1 
0 

^ 

XI 

'S 

be 

;_ 

^ 

1       ^ 

0 

0 

K 

ä 

W 

^ 

0 

tu 

0 

fcd 

% 

§ 

% 

0 

0 

0 
0 

% 

% 

% 

0 

0 

« 

« 

Wiu- 
ter- 

? 

Preise  in  den  Kalenderjahren 

spelz 

Kern 

? 

? 

:3 

1876    —IG 

-13 

+ 1 

-  5 

? 

? 

+  13 

+  " 

+  4 

+  4 

? 

9 

^^77  +  4 

+  4 

-  8 

-  4 

? 

+  6 

--  s 

—   I 

—  9 

? 

V 

.a  ■=: 

1878   -f  5 

+  10 

+  10 

-1-  6 

? 

—  II 

-14 

-  9 

^  I 

? 

V 

bJD  S 

1879    +   8 

—  0.4 

--  0,4 

--  0,9 

? 

-  3 

—    2 

+   2 

-  0,6 

V 

•i 

C 

1880  4-  7 

—   I 

--II 

--  6 

y 

+  9 

+  23 

0 

--  I 

5> 

? 

fc!5 

1881    -  8 

--  4 

-  8 

-  5 

•p 

+  0.4 

+   0.3 

+  3 

--  7 

Y 

? 

1882  -\-  5 

+  7 

+  9 

+  8 

V 

—  3 

-  7 

— 12 

—  5 

V 

? 

3)  Für    diese  Berechnung    sind  die  Angaben    der  Erdrutschtabelle  für  die  Provinzen 
und  den  Staat  Preufsen  zu  Grunde  gelegt  worden  für  die  Jahre  1876   und   77. 


Es  wurden  geerntet  pro  ha  in  Neuscheffeln 


a 

'S 

Ol 
Sit 

0 

0) 

s 

(2 

CS 

«3 

1875 

38,78 

34,00 

44.56 

40,50 

27,16 

187b 

34-00 

29,00 

46,00 

59.00 

34,00 

1877 

40,00 

40,00 

47,00 

63,00 

28,00 

1875 

33-60 

39.15 

52.19 

64.00 

23.93 

T87Ö 

32,00 

33.00 

48,00 

56,00 

25,00 

i877 

39.00 

39.00 

54.00 

61,00 

35,00 

Provinz 
Preufsen 


Provinz 
Rheinland 


36,21 
37.00 
47,00 

36 
34 
40 


O 


39.1250, 
34,00  48,00 
44,00  52,00 


34 
29 

41 


43 
43 
46 


K 


64,61 
63.00 
65,00 

51 
54 
60 


27.93 
36,00 

33.00 

24 

32 

31 


Provinz 
Sachsen 


Staat 
Preufsen 


Erträge  von   77  in   kg  umgerechnet, 
vergl.   Ztschr.   d.   Kgl. 


1522,8 

1809,7 

1494.4 

111530,4 


1447.6 
1625,8 
1387,2 
1491,9 


1463.5 
1655.1 
1625,4 

1449,9 


1198,3 
1400,1 

1352,9 
1360,8 


Über  das   Durchschnittsgewicht  des  Neuscheffels 
statistischen   Bür.   Jahrg.    78  p.    401. 

1116.0  Preufsen 

1338.1  Sachsen 
143 1.O  Rheinland 
1258,4   Staat 
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Einen  viel  iinrof^olniiirsi^^ercii  Vorlauf  zeigte  das  kommende  Jahr,  in 
welchem  der  im  Osten  entbrannte  ruHBiHch-tiirkibchc  Krief;  den  Getreide- 
haiidel  nicht  unwenentlich  heeinfiuI'Hte ,  und  dem  zum  Teil  auch  die  in 
der  letzten  ilälfto  des  KrntejahreB  187(;|77  erfolgte  l'reiherhühung  für 
Koggen  zuzuHchreibon  war.  Ka  kam  hinzu,  dafs  das  Wetter  im  Herbst 
und  Winter  1876  einen  sehr  wechselnden  Verlauf  nahm,  wobei  ungeheure 
Kegcnmassen  mit  wütenden  Stürmen  wechselten,  welche  Überschwem- 
mungen und  Verkehrsstörungen  aller  Art  hervorriefen.  Frühjahr  und 
iSommer  1877  zeigte  iihnlicihes  unbestimmtes  Wetter;  Frost,  Kegengüßse 
und  Ül)orilutungen  wechselten  mit  Hagel,  Schneegestöber,  denen  dann 
starke  Nachtfröste  folgten.  Während  die  erste  ]Iälfte  des  Mai  normal 
verlief,  hc^rrschte  später  wieder  liegen,  dem  im  Juni  eine  starke  Dürre 
Platz  machte.  Juli,  August  und  September  waren  gleich  veränderlich, 
dabei  kühl;  der  8.  Juli  brachte  starken  Nachtfrost,  der  zwar  Weizen  und 
Koggen  nicht  mehr  viel  anhaben  konnte,  wohl  aber  die  Sommerfrüchte 
arg  beschädigte.  Da  der  Witterungsverlauf  in  fast  allen  Ländern  ziemlich 
gleich  Avar,  so  waren  die  Aussichten  auf  die  kommende  Ernte  sehr 
schwankende,  indem  Hoffnungen  und  arge  Enttäuschungen  lebhaft  mit 
einander  wechselten.  Preufsen  machte  trotz  der  sehr  ungünstigen  Ernte 
eine  qualitativ  reiche  Ernte  an  Weizen  und  Koggen;  auch  Gerste  und 
Hafer  gab  bessere  Erträge  als  im  Vorjahre.  Bayerns  Ernte  war  für 
Weizen  und  Spelz  befriedigend,  Gerste  fiel  bedeutend  aus,  Hafer  erzielte 
annähernd  einen  Durchschnittsertrag,  war  aber  trotzdem  11^  gegen  das 
Vorjahr  zurück  gegangen.  Badens  Ernte  blieb  weit  unter  Durchschnitt ; 
der  Ertrag  an  Spelz  überragte  den  des  Vorjahres  zwar  um  18  f„  hatte 
aber  keineswegs  eine  Durchschuittsernte  geliefert,  da  er  1876  sehr  gering 
ausgefallen  war.  Würtemberg  hatte  bei  recht  guten  Ernteaussichten,  die 
aber  dem  launischen  Wetter  zum  Opfer  fallen  mussten ,  eine  schwache 
Ernte,  so  dafs  Weizen  und  Roggen  zwar  etwas  mehr  als  im  Vorjahr  er- 
gab, Hafer  und  Gerste  aber  noch  hinter  seinen  Ergebnissen  zurückblieben. 
Überall  in  den  genannten  Ländern  hatte  die  Qualität  aber  bedeutend 
gelitten;  dasselbe  war  in  den  übrigen  Ländern  Europas  i)  der  Fall,  von 
denen  einzelne,  namentlich  England,  seines  bedeutenden  Defizits  halber 
sehr  bezugsbedürftig  waren.  Kufsland  und  Österreich-Ungarn  besafsen  durch 
reichere  Ernten  Vorräte,  welche  aber  in  Folge  der  Kriegswirren  in  der 
Türkei  nicht  sofort  in  den  Handel  traten.  So  waren  die  Bedarfsländer 
angewiesen,  Ware  in  den  preufsischeu  Ost-  und  Nordseehäfen  zu  suchen, 
erst  später  trafen  starke  Zufuhren  aus  Südrufsland  und  noch  später  aus 
Amerika  ein,  während  Süddeutschland  seinen  Bedarf  aus  Ungarn  decken 
konnte.  Die  gegen  das  Vorjahr  bedeutende  Ertragserhöhung  an  Weizen 
und  Koggen  hätte  eine  erheblichere  Preisreduktion  herbeiführen  müssen 
als  es  in  der  That  der  Fall  war ;  es  stehen  die  Preisrückgänge  von  3 
und  11  ^  in  keinem  Verhältnis  zu  einer  Erntebesserung  von  17  bis  43^ 
bei  Weizen  und  Koggen.     Der  Bedarf  des  Weltmarktes  mufste  ein  weiteres 


1)  Die  Notizen  über  die  Lage  des  Weltmarktes  sind  den  Berichten  von  Emil  Meyer, 
Bericht  über  den  Getreide-  Öl-  und  Spiritushandel  in  Berlin,  Berlin  Jahrgang  1877  und 
folgde.  entnommen. 
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Sinken  derselben  verhindern.  In  allen  Ländern  finden  wir  übrigens,  dafs 
dieser  Preisrückgang  sich  dann  erst  geltend  macht,  als  die  Aussichten  auf 
die  nächste  Ernte  glänzende  zu  werden  versprachen.  Die  Preisgestaltung 
der  Sommerfrüchte  vollzog^  sich  ebenfalls  unter  dem  Einflüsse  des  inter- 
nationalen Handels,  emanzipierte  sich  vom  Ernteausfall.  In  fast  noch 
höherem  Grade  zeigt  das  Jahr  1878  die  nivellierende  Macht  des  inter- 
nationalen Verkehrs.  Der  Einflufs  des  Wetters  war  in  diesem  Jahre 
weniger  fühlbar  auf  die  Preise  als  namentlich  die  ungeheuren  Quantitäten 
an  Weizen  und  Roggen,  welche  den  Markt  nach  der  aufgehobenen  Blokade 
der  südrussischen  Häfen  überschwemmten.  —  Herbst  und  Winter  1877 
waren  der  Bestellung  zum  Teil  nicht  ganz  günstig  gewesen ,  hatten 
besonders  einen  Teil  der  Weizenfelder  unbesäet  gelassen,  jedoch  zeigten 
die  Felder  überall  im  Frühjahr  gutes  Aussehen  ,  so  dafs  die  Hoffnungen 
auf  reiche  Ernten  gesichert  zu  sein  schienen,  bis  Nachtfröste  dieselben 
zu  zerstören  drohten  und  namentlich  Roggen  auch  durch  teilweise  schlechtes 
Erntewetter  geschädigt  wurde,  während  Preufsens  Weizenernte  eine  quali- 
tativ gute  war.  Den  Welthandel  beherrschte  im  Erutejahr  1878J79 
Amerika.  Die  ungeheure  Ausdehnung  des  dortigen  Weizeubaus  mufs  sich 
bei  der  der  Ausbildung  des  Transportwesens  gewidmeten  Sorgfalt  mit  der  Zeit 
auf  dem  Weltmarkte  immer  fühlbarer  machen.  Die  ungeheuren  Weizeu- 
lager  des  Jahres  1878  wurden  aber  zum  Teil  in  Folge  der  Hungersnot 
nach  China  abgeführt,  so  dafs  sich  zunächst  Südrufsland,  Österreich-Ungarn 
seiner  Vorräte  entledigen  konnte;  erst  später  sammelten  sich  in  Folge 
von  Haufse-Spekulationen  wieder  recht  bedeutende  Vorräte  an,  die  die  in 
Europa  in  das  W^eichen  gekommenen  Preise  herabdrückten.  England 
hatte  trotz  immenser  Zufuhren ,  die  gröfsten  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren,  starken  Bedarf  und  mufste  die  Hälfte  seines  Consums  aus  dem 
Auslande  decken.  Die  Ernte  Preufsens  an  Weizen  und  Roggen  stand  der 
des  Vorjahres  namentlich  für  letztere  Frucht  erheblich  nach,  ähnlich  in 
Bayern,  während  Hafer  und  Gerste  in  Deutschland  besser  geraten  waren. 
Dagegen  hatte  Baden  eine  an  Spelz  und  Weizen  den  Durchschnitt  weit 
überragende  Ernte.  Unter  diesen  Verhältnissen  ist  es  klar,  dafs  die  Preis- 
regulierung eine  von  dem  Ernteausfalle  ziemlich  unabhängige  sein  mufste. 
So  finden  wir  denn  auch  in  Preufseu  trotz  des  Erntedefizits  niedrige  Weizen- 
und  Roggeupreise.  Die  guten  Ernteresultate  Süddeutschlands  aber  riefen 
nur  eine  Preiserniedrigung  hervor,  welche  mit  der  in  Preufseu  ziemlich 
übereinstimmt.  — 

Das  Jahr  1879  brachte  Deutschland  eine  recht  schlechte  Frnte  und 
erheblichen  Preisaufschlag.  Der  von  uns  gegebene  ziffermäfsige  Vergleich 
trägt  für  Preufsen  eine  ziemliche  Übereinstimmung  zwischen  Ernten  und 
Preisen  zur  Schau,  während  die  sich  vom  Eruteausfall  emanzipierende 
Preisgestaltung  Süddeutschlands  den  Einflufs  des  Getreidehandels  unver- 
kennbar läfst.  Fast  alle  Länder  hatten  über  Mifswachs  zu  klagen ,  so 
mufste  auch  Süddeutschland  trotz  relativ  besserer  Ernte  höhere  Preise 
zahlen.  Es  mufste  ferner  das  sichere  Bevorstehen  der  für  Deutschland 
mit  dem  1.  Januar  1880  in  Kraft  tretenden  Koruzölle  den  Handelsstand 
veranlassen,  noch  im  Herbste  1879  grofse  Importe  heranzuziehen,  was 
gleichfalls    die    an    sich    schon   vorhandene    steigende    Preistendenz    unter- 
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Ktiitzt'ii  riiufsle.  DuH  Julir  18K()  weiht  liir  J'rciil'«eii  liuo  noch  gi-rin{;ere 
Mi-iitc  als  (Mo  von  \HTJ  iiuf.  l'c'soiulerh  waren  oh  sturko  MuilVo.sto,  wolclio 
diu  unfünglich  guten  l'>utouusKiehl(!ii  bald  gänzlich  vernichteten  ;  beträcht- 
lichen iSchudüii  fügten  ferner  die  in  der  Zeil  von  Ende  Mai  —  Oktober 
im  Wecliöcl  mit  Hagelschäden  auftretenden  Wolkenbrüche  überall  den 
lY'ldern  zu.  So  erinnerte  in  der  That  das  Jahr  1880  vielfach  an  die 
ihnjr  Nässe  halber  Ijoriichtigten  Jahre  1811  und  G7,  und  wies,  abgcöehen 
V(Hi  beträclitlichen  Krntedel'ekten,  vielfach  beschädigte  und  wertlose  Qua- 
litälcn  auf.  Siiddeutsohland  konnte,  abgesehen  von  der  oft  beschädigten 
Hualität,  mit  seinen  Erträgen  ziemlich  zufrieden  sein.  Was  die  l'reisge- 
staltung  des  Krutejahres  1880/81  anlangt,  so  zeigte  dieselbe  für  Gerste, 
Hafer,  Erbsen  und  Kartoffeln  einen  dem  Ernteausfalle  entsprechenden 
Verlauf  in  Preufsen,  desgleichen  für  Hafer  in  Baden  und  Bayern,  auch 
wolil  noch  in  letzterem  Laude  bei  der  Gerste.  Die  Weizenpreise  stehen 
dagegen  in  allen  4  Ländern  stark  unter  dem  Einflüsse  des  Welthandels, 
nicht  minder  die  des  Koggens.  Die  beiden  wichtigsten  Momente  in  dem 
internationalen  Getreidegeschäft  waren  erstens  die  wieder  gestiegene  Pro- 
duktion Amerikas  sowie  die  zum  Teil  vollständig  mifsratenen  Ernten 
Eul'slands.  Letzterer  Umstand  führte  zu  dem  noch  nicht  dageweseneu 
Faktum,  dal's  Petersburger  Firmen  ihren  Bedarf  an  Weizen  auf  englischen 
Märkten  aus  amerikanischen  Zuführen  deckten,  ebenso  in  Odessa  ameri- 
kanischer Weizen  verkauft  wurde.  Die  Umsicht  der  grofsen  europäischen 
Getreidefirmen  hatte  einer  Preissteigerung  des  Weizens  vorzubeugen  ge- 
wufst,  trotzdem  Amerika  zweimal  im  Laufe  des  Jahres  1880  den  Versuch 
machte,  durch  ausgedehnte  Hauöse-Sp(;kulationen  Europa  hohe  Preise  zu 
diktieren.  Lidcm  sich  Westeuropa  zum  Beginne  des  Jahres  aus  anderen 
Bezugsländern  versorgte,  namentlich  aus  Lidien,  gelang  es  für  dieses  Mal 
den  Amerikanern  Opposition  zu  bieten,  welche  sich  ihr  Brod  selbst  ver- 
teuert hatten,  und  schliefslich  doch  in  Folge  von  Kapitalkündigungen 
billige  Offerten  nach  Europa  gelangen  lassen  mufsten.  So  kam  es,  dafs 
die  Weizenpreise  niedrige  blieben  trotz  der  verminderten  Weizenerträge 
der  preufsischen  Landwirtschaft.  Andererseits  aber  vermochten  die  in 
Süddeutschland  stattgefundeneu  Ertragserhöhungen  von  5  und  9  ^  nicht 
einen  entsprechenden  Niedergang  der  Preise  herbeiführen;  der  Preisrück- 
gang gegen  das  Vorjahr  beschränkte  sich  auf  3  und  4  {{.  In  gar  keinem 
Verhältnisse  zum  Ernteertrage  stehend  finden  wir  den  Eoggenpreis  in 
Preufsen,  Würtemberg  und  Bayern;  nur  in  Baden  scheint  die  in  der  That 
beträchtliche  Erntebesserung  vou  24  ^  einer  wesentlichen  Verteuerung 
des  Roggens  vorgebeugt  zu  haben,  wozu  aber  auch  die  aus  Frankreich, 
—  welches  au  Eoggen  eine  Vollerute  gewonnen  hatte,  —  abgegebenen 
Quantitäten  wesentlich  mit  beitrugen.  Namentlich  die  Knappheit  der 
russischen  Ernten,  ferner  die  Möglichkeit  nach  Skandinavien  frei  ohne 
Zollschranke  transportieren  zu  können,  bewirkten  den  in  den  erstgenann- 
ten Ländern  stattgehabten  Preisanzug  von  19,  23  und  13^  gegen  das 
Vorjahr. 

Die  Ernte  des  Jahres  1881  blieb  für  Weizen,  Gerste,  Hafer  und 
Erbsen  in  Preufsen ,  desgleichen  für  die  drei  erstgenannten  Früchte  in 
Süddeutschland  gegen  ihre  Vorgängerin  zurück,  während  Roggen  bessere  Er- 
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träge  gegeben  hatte.  Die  Witterung  war  nicht  ungünstig  gewesen;  freilich 
war  starker  Frost  im  Januar,  welcher  die  Felder  ohne  schützende  Schnee- 
decke traf,  die  Veranlassung,  im  Frühjahr  gröfsere  Flächen  Weizen  und 
Roggen  umzupflügen ;  ebenso  richtete  übergrofser  Regeufall  im  Februar 
und  März  manchen  Schaden  an.  Die  im  April  und  Mai  wehenden  scharfen 
Ostwinde  verlangsamten  die  Vegetation,  so  dafs  die  darauf  folgenden  Mai- 
fröste den  noch  wenig  entwickelten  Feldbeständen  nur  wenig  anhaben 
konnten.  So  sah  man  im  Allgemeinen  einer  guten  Ernte  entgegen,  und 
nur  Gerste  hatte  durch  Engerling-  und  Dratwurmfrafs  erheblich  ge- 
litten. Bereits  im  Juli ,  dann  in  viel  stärkerem  Mafse  im  August  und 
September  schädigte  übergrofse  Nässe  sehr  wesentlich  die  Qualität  und 
erschwerte  die  Ernteavbeiten  bedeutend,  so  dafs  die  Hoffnungen  wesentlich 
herabgestimmt  wurden.  Amerika  hatte  gegen  die  Vorjahre  ein  erhebliches 
Defizit  aufzuweisen,  während  Kufslauds  Erträge  gute  zu  nennen  waren. 
Die  erwähnten  Übez-schüsse  Amerikas  aus  dem  Jahre  1880  konnten  den 
in  Europa  herrschenden  Bedarf  wohl  decken,  wufsten  aber  bereits  zu 
Anfang  des  Jahres  1881,  bei  dem  Unvermögen  Rufslands  als  Konkurrent 
aufzutreten,  steigende  Preise  auf  dem  Weltmarkte  zu  erlangen,  die  sich 
auch  auf  den  Märkten  Preufsens  und  Süddeutschlands  Geltung  ver- 
schafften. Mit  Eintritt  der  neuen  Ernte  kamen  namentlich  unter  dem 
Einflüsse  russischer  Zufuhren  gröfsere  Quantitäten  zum  Verkauf,  durch  welche 
einer  weiteren  Preissteigerung  bis  zu  gewissem  Grade  Einhalt  geboten 
war,  indem  sich  Europa  später  aus  Indien,  Kalifornien,  Australien  und 
Südrufsland  versorgen  konnte  und  die  unbilligen  Forderungen  der  atlan- 
tischen Staaten  in  Schach  zu  halten  vermochte.  Die  Preisgestaltung  des 
Erntejahres  1881/82  zeigt,  dafs  die  oben  geschilderten  Verhältnisse  des 
Weltmarktes  nicht  ohne  Einwirkung  auf  dieselbe  gewesen  sind.  Dem 
nicht  unerheblichen  Erntedefizit  an  Weizen  in  Preufseu,  ebenso  in  Bayern 
von  10  und  6  ^  steht  nur  eine  Preiserhöhung  von  4  ^  in  beiden  Ländern 
gegenüber,  indem  der  Weizenpreis  von  Monat  zu  Monat  fiel,  nachdem 
Deckung  des  Bedarfs  für  die  übrigen  Bezugsländer  in  sicherer  Aussicht 
stand.  Die  Nachfrage  nach  Roggen  war,  bedingt  durch  die  schlechte 
Qualität  des  Weizens  der  1880  und  8lger  Ernte,  bis  Ende  des  Jahres 
eine  sehr  starke  gewesen ,  da  die  grofsen  Mühlenetablissements  vielfach 
den  Roggen  als  Surrogat  bei  der  Verarbeitung  des  beschädigten  Weizens 
verwenden  mufstcn ;  dieser  starke  Begehr  hatte  im  Jahre  1881  denselben 
dem  Weizen  im  Werte  annähernd  gleichgestellt,  so  z.  B.  im  April  und 
Mai  in  Preufsen,  während  in  Süddeutschland  sein  Verhältnis  zum  Weizen 
ziemlich  intakt  blieb.  Erst  nachdem  die  neue  Ernte  die  Müller  mit  Weizen 
versorgt  hatte,  als  dann  namentlich  in  Folge  der  grofsen,  aber  vielfach 
durch  Frost  beschädigten  Kartoffelernte,  von  letzterer  Frucht  grofse  Posten 
zum  Angebot  kamen,  ging  der  Preis  allmählig  herunter.  Letzteres  wäre 
nicht  möglich  gewesen,  hätten  sich  die  Mühleuetablissements  nicht  jeglicher 
Einkäufe  enthalten.  Die  inzwischen  mit  Eröffnung  der  Schilffährt  einge- 
troffenen Zufuhren  aus  Südrufsland  und  den  russischen  Ostseehäfen  hatten 
dann  eine  weitere,  dauernd  fallende  Tendenz  im  Gefolge,  welche  gegen 
Ende  des  Erntejahres  1881/82  durch  die  guten  Ernteaussichten  wesentlich 
unterstützt  wurde.     Dies  nach  unserer  Berechnung    sich    ergebende  Minus 
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von  .'J3  [■  gofijon  das  Krntojalir  1HS1H2  ist  daher  keineswegs  allein  der 
geringen  Krlragserhöhung  der  Jtoggenernte  von  4  ^  zuzuschreiben,  sondern 
vornehmlich  auf  den  durch  die  oben  geschilderten  Verhältnisse  bedingten, 
unnalürli(;li  in  die  Höhe  getriebenen  lloggenjtreis  Ende  des  Krntejahres  lH|p 
/uriickzul'iihreii.  Auch  in  Siuldcutschlaiid  zeigte  sich  eine  ähnliche  Einwir- 
kung der  ulhnählig  grölser  werdenden  Koggenvorräte,  auch  sanken  die  Preise 
dauernd  bis  zum  August  18H2.  Gerste  halte  in  PreufHcn,  wie  erwähnt, 
geringeren  Ertrag  gebracht  und  liefs  die  Qualität  viel  zu  wünschen  iibrig. 
Die  Folge  davon  war,  dafs  die  Brauereien,  Urennereien  und  Malzfabriken 
ziemlich  spröde  waren  und  ihre  Einkäufe  bis  spät  in  den  Herbst  hinaus- 
schoben. Das  vielfach  schlecht  eingebrachte,  verfärbte  und  üachkörnige 
Gewächs  kam  in  grofsen  Mengen  zu  Markte  und  verllaute  die  Preisnotizen, 
so  dais  wir  in  dem  Erntejuhr  1881/82  auch  für  diesen  Artikel  stets 
weichenden  Preisen  begegnen,  während  der  in  Süddeutschland  herrschende 
Bedarf  nur  durch  die  Anlegung  etwas  höherer  Preise  realisiert  werden 
konnte.  Der  in  I'reufsen  1881  entstehende  Haferdefekt  hätte  für  diese  Frucht 
eine  Preissteigerung  herbeiführen  müssen ,  hätten  die  schlechten  Sorten 
von  Gerste  und  Hülsenfrüchten  nicht  ein  willkommenes  Surrogat  geboten; 
nur  in  Bayern  und  Baden  läfst  sich  eine  solche  in  erheblichem  Mafse 
Avahrnehmen,  die  mit  dem  Ernteausfalle  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist. 
Erbsen  hatten  in  den  letzten  Jahren  schlechte  Erträge  gegeben ,  standen 
aber  gut  im  Preise.  Eine  verringerte  Nachfrage,  namentlich  auch  im 
Hinblicke  auf  die  reichliche  Kartoffelernte  liefs  auch  hier  eine  Preisminderung 
eintreten.  Die  reichliche  Kartoffelernte  raulste  eine  Depression  auf  den 
l'reis  ausüben,  und  zwar  stand  dem  Plus  des  Ertrages  von  36^  ein  Minus 
des  Preises  von  23  ^  gegenüber.  Wie  bereits  erwähnt,  gaben  die  Felder- 
bestände des  Jahres  1882  zu  den  berechtigtsten  Hoffnungen  auf  eine  günstige 
Ernte  Anlafs,  und  wurden  dieselben  zum  gröfsten  Teile  auch  erfüllt. 
Preufsen  und  die  übrigen  deutschen  Länder  brachten  eine  sehr  reichliche 
Ei'nte,  überreich  an  Stroh  ein,  trotz  des  häufig  recht  ungünstigen  Wetters, 
das  vielfach  die  Ernte  erschwerte,  die  Qualität  schädigte,  wie  dies  namentlich 
in  Würtemberg  der  Fall  war.  Überschwemmungen  vernichteten  grofse 
Erntebestände  in  Deutschland  und  richteten  unmessbaren  Schaden  in  ein- 
zelnen Gegenden  an.  Eine  der  reichsten  Weizenernten,  ebenso  eine  vor- 
treffliche Gerstenernte  hatte  Ungarn  gemacht.  Frankreich  verzeichnete 
Durchschnittserträge  für  Weizen,  klagte  aber  über  schlechte  Qualität. 
England  hatte  bis  zur  Ernte  zwar  starken  Bedarf,  welcher  auch  nach  ein- 
geheimster Ernte  nicht  nachliefs,  da  letztere  den  Durchschnitt  nicht  er- 
reichte, auch  vielfach  beschädigt  wurde.  Kufsland  hatte  an  dem  Koggen 
Einbufse  erlitten,  war  aber  durch  reiche  Weizen-  und  Haferernten  ent- 
schädigt. Indien  war  weniger  exportfähig,  dagegen  hatten  die  vereinigten 
Staaten  reichliche  Überschüsse.  Kein  Wunder,  dafs  wir  im  Hinblicke  auf 
die  quantitativ  reichen  eigenen  Ernten  der  von  uns  zur  Besprechung  heran- 
gezogeneu Länder  überall  einen  starken  Preisrückgang  wahrnehmen;  war 
derselbe  auch"  in  diesem  Jahre  nicht  lediglich  auf  den  eigenen  Ernteausfall 
zurückzuführen,  so  war  es  den  Konsumtionsländern  doch  leicht  gemacht, 
ihre  Nachfrage  zu  billigen  Preisen    zu    befriedigen   angesichts  der  reichen 
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Erträge  in  den  wichtigsten  Produktionsgebieten.  Unter  der  Einwirkung 
der  reichen  Ernten  des  Jahres  1882  sanken  die  Preise  dauernd  bis  zum 
Schlüsse  des  Erntejahres  1882|83  und  es  konnte  die  entschieden  weit 
geringer  ausgefallene  Ernte  von  1883  bis  zum  Dezember  1883,  ja  bis  zum 
April  des  heurigen  Jahres  jenen  Vorräten  gegenüber  keine  Preiserhöhung 
erzielen.  Es  liegen  die  offiziellen  Ziffern  über  die  Ernte  von  1883  in 
PreuTsen  noch  nicht  vor,  wir  geben  unten  i)  die  betreffenden  Zahlen,  so 
weit  sie  uns  zur  Verfügung  stehen.  Dieselben  zeigen  gegen  das  Vorjahr 
erhebliche  Differenzen  in  den  Erträgen  der  Hauptfrüchte,  nur  Kartoffeln 
weisen  eine  Ertragserhöhung  auf,  welche  gegenüber  der  schlechten  1882ger 
Kartoffelernte,  immer  noch  nicht  eine  Durchschnittsernte  erreicht.  Doch 
nicht  nur  Preufseus  Ernte,  sondern  auch  die  der  übrigen  deutschen  Länder  ist 
gegen  das  Vorjahr  erheblich  zurückgeblieben.  England  und  Frankreich 
haben  Bedarf,  während  Rufslaud  und  Österreich-Ungarn  bedeutend  weniger 
exportfähig  ist.  Auch  Amerika  hat,  abgesehen  von  seinem  stets  steigenden 
eigenen  Konsum ,  eine  geringere  Ernte  gemacht,  nur  Indien,  dessen  Pro- 
duktion für  den  europäischen  Bedarf  von  Jahr  zu  Jahr  wichtiger  wird 
und  dessen  fein  schaliger,  aufser ordentlich  mehlreicher  Weizen  immer  gröfsere 
Beliebheit  auf  englischen  Märkten  erlangt,  soll  eine  reiche  Ernte  gemacht 
haben.  Soviel  dürfte  jetzt  als  feststehend  anzusehen  sein,  dafs  Eufsland 
und  Österreich-Ungarn  gröfstenteils  Bestände,  aus  der  1882iger  Ernte 
herrührend ,  zum  Export  gebracht  haben.  Die  Pi-eise  für  das  Erntejahr 
1883|84  liegen  nicht  vollständig  vor.  Der  Durchschnittspreis  vom  August 
bis  Mai  zeigt  nur  einen  geringen  Preisaufschlag  für  die  Hauptcerealien, 
der  sich  immer  erst  in  den  Monaten  April-Mai  vollzog,  während  Kartoffeln 
geringere  Notierung  als  im  Vorjahre  erzielten  in  Folge  der  Verbesserung 
des  Ernteertrages.  — 

Diese  kurze  Betrachtung  über  den  Einfiufs  des  Eruteausfalls  auf  die 
Getreidepreise  zeigt,  dafs  in  den  letzten  Jahren  der  internationale  Ge- 
treidehaudel  immer  gröfsere  Dimensionen  angenommen,  dafs  es  ihm  unter 
Heranziehung  immer  weiterer  vom  Weltmarkte  entfernter  gelegenen  Ge- 
genden möglich  wird ,    den  Bedarf    des   letzteren  dauernd  zu  decken ,  und 
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dafß  or  durch  ricliti}^  f^elcilote  Sijekulationen  auch  in  Zeikn  der  (Jefahr 
don  KüiiKiinritiünBlüiKlern  die  ÜIilthcIiühbü  der  die  eiiti'crnt  f^ele^eneii  C'enlren 
dos  'rhüiioiiHolieii  StaatoK  roprü.sciiticrcndcn  I'roiluktioribgobiele  zu  billigen 
PreiHen  zuzulührcii  im  Stiiude  ist.  Nur  i»  Ausiiahmefullon  zeigt  fiich  noch 
eiu  Zusarunienhaii!^  zwinchen  Kriile  und  Preihhildung  des  IiilandeH,  welches 
aber  um  so  stärker  hervortritt,  so  bald  wichtige  Produktionsgebiete  gleich- 
zeitig von   einer   Krntekaiamität  gctroflen   werden. 

Uuedlinburg,   im   August    1881. 


V. 
Trunksucht    und  Verbrechen  in  Massachusetts. 

Kespr.   von  J.   W    J  e  n  k  s. 

In  dem  elften  Jahresbericht  des  Buroaux  der  Arbeitsstatistik  in 
Massachusetts,  1880,  findet  man,  dafs  ungefähr  60  Proz.  der  Verurteilungeu 
während  der  letzten  20  Jahre  wegen  entschieden  ,.Kum-ofFences"  statt 
fanden,  d.  h.  wegen  gemeiner  Trunksucht,  Trunkenheit,  Spirituoseuver- 
kauf  ohne   Erlaubnis  u.   s.  w. 

Um  mit  gröfserer  Genauigkeit  zu  er.sehen ,  welchen  Einfluls  die  al- 
koholischen Getränke  auf  die  anderen  Verbrechen  haben,  stellte  das  Bureau 
eine  Nachforschung  in  einer  Grafschaft  (Suffolk)  für  das  Jahr  vom  ersten 
September  1879  bis  zum  ersten  September  1880  an.  Diese  Untersuchung 
wurde  in  folgender  Weise  durchgeführt.  In  jedem  der  neun  (9)  Kriminal- 
gerichtshöfe in  Suffolk  beauftragte  das  Bureau  einen  Agenten,  der  dafür 
bezahlt  wurde,  die  Umstände  jedes  Verbrechens  und  Vergehens  ganz  genau 
zu  erforschen.  Um  den  Zusammenhang  zwischen  dem  alkoholischen  ilifs- 
brauch  und  der  strafwürdigen  That  festzustellen  suchten  sie  in  Erfahrung 
zu  bringen  1.  ob  der  Bestrafte  zur  Zeit  des  Vergehens  unter  dem  Ein- 
flufs  der  Getränke  stand.  2.  Ob  er  betrunken  war  zur  Zeit,  wann  er 
die  Absicht  fafste  die  That  zu  begehen.  3.  Ob  die  unmäfsigen  Gewohn- 
heiten   des  Schuldigen    direkt    oder  indirekt  die   Ursache  der  That  waren. 

4.  Ob  die    unmäfsigen   Gewohnheiten  Anderer    dazu    Veranlassung    gaben. 

5,  Was    für  Gewohnheiten    der  Verbrecher  hatte ,   ob  er  gar  keine  Spiri- 
tuosen trank,  ev.  mäfsig  oder  unmäfsig. 

Um  die  Untersuchung  möglichst  eingehend  und  genau  auszuführen, 
mufste  der  Agent  den  Verbrecher  selbst  unter  vier  Augen  befragen,  den 
Verhandlungen  im  Gerichtshofe  folgen,  und  in  jeder  Weise  den  Charakter 
des  Angeklagten,  seine  Freunde,  Nachbarschaft,  Namen,  den  genauen 
Charakter  seines  Vergehens,  seinen  Wohnungsort,  Beschäftigung,  sein 
Alter,  Geschlecht  und  Geburtsort,  seinen  Lebenslauf  etc.  kennen   lernen. 

In  dem  Berichte  für  1881  wird  der  Erfolg  der  Untersuchung  auge- 
geben.    Die  ganze  Zahl  der  Verurteilungen  in  dem  Jahre  betrug  16  897. 

12  221  waren  wegen  Trunkenheit  in  verschiedenen  Graden,  und  68  für 
alkoholischen  Getränke  verkauf  ohne  Erlaubnis  u.  s.  w.  Also  die  Ver- 
urteilungen wegen  Getränkemifsbrauchs    bilden  über  72  Proz.  der  ganzen 
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Zahl.  Die  übrig  bleibenden  27  Proz.  ergeben  die  Zahl  4  606.  Von 
diesen  waren  2  097,  also  45  Proz.  betrunken  zur  Zeit  der  That;  1  918 
waren  betrunken ,  als  sie  die  Absicht  sie  zu  begehen  fafsten ;  die  un- 
mäfsigen  Gewohnheiten  von  1  804  Individuen  waren  als  unmoralische 
und  zum  Verbrechen  disponierende  anzusehen;  821  waren  zur  schuldigen 
Handlung  durch  die  Trunksucht  anderer  veranlafst. 

Von  den  4  608  letzt  betrachteten  Verurteilten  kamen  auf  die,  welche 
gar  keine  Spirituosen  tranken  1  158  also  über  25  Proz,;  auf  die,  welche 
mäfsig  tranken    1  918;  auf  die  Unmäfsigen   1  317   also   28   Proz. 

Einige  Arten  der  bezüglichen  Vergehungen  werden  direkt  durch 
Trunkenheit  veranlafst,  (Todtschlag,  Friedensstörung)  während  andere  von 
Betrunkenen  fast  gar  nicht  ausgeführt  werden  können   (Verfälschung). 

Die  folgende  Tabelle  wird  dieses  klar  legen. 


Art    des   Verbrechens 
oder  Vergehens 

Schlägerei 
aller  Arten 

Friedens- 
störung 

Müssig- 
gang  und 
Fehlerhaft. 

Fluchen 
u.    Gottes- 
lästerung 

Totschlag 

Vagabon- 
dieren 

Zahl  der  zur  Zeit  des 
Verbrechens  Be- 
trunkenen 

857 

176 

86 

74 

4 

74 

Zahl  der  Nichtbe- 
trunkenen 

597 

35 

61 

20 

0 

31 

Art    des  Verbrechens 
oder  Vergehens 

Ehebruch 

Diebstahl 

Fälschung 

Unter- 
schlagung 
des  Fahr- 
geldes 

Liederlich- 
keit! 

Übertre- 
tung   der 
Sonntags- 
gesetze 

Zahl  der  zur  Zeit  des 
Verbrechens  Be- 
trunkenen 

3 

441 

0 

II 

I 

0 

Zahl    der  Nichtbe- 
trunkenen 

IG 

622 

7 

24 

22 

49 

Leider  fand  die  Untersuchung  nur  in  einer  Grafschaft  statt,  so  dafs 
man  den  Einflufs  der  schlimmsten  Kategorien  ziffermäfsig  nicht  verfolgen 
kann.  Über  Mörder  und  Mordbrenner  z.  B.  findet  sich  gar  kein  statisti- 
scher Nachweis. 

In  solchen  Fällen  wie  Diebstahl  hat,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach, 
das  Verbrechen  seinen  Grund  schon  in  der  Art  der  Erziehung ,  zumal 
wenn  die  Eltern  ein  schlechtes  Vorbild  gegeben  haben.  Die  Betrunken- 
heit spielt  hier  natürlich  eine  Hauptrolle.  Solche  Ursachen  aber  lassen 
sich  nicht  ziffermäfsig  genau  feststellen. 

Das  ganze  Resultat  der  Untersuchung  scheint  zu  zeigen ,  dafs  die 
Betrunkenheit  und  Trunksucht  überhaupt  einen  gröfseren  Einflufs  auf  das 
leichtere  Verbrechen  oder  das  blofse  Vergehen  übt,  als  auf  die  schwereren 
Arten,  aufser  vielleicht  Totschlag,  wo  das  Verbrechen  in  den  meisten  Fällen 
im  Zorne  begangen  wird. 

Die  gröfste  Zahl    der  Verbrechen    oder  Vergehen  sind  leichterer  Art, 
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was  aus  dcir  Strafe  zu  orschon  ist.  Dio  folgende  Tabelle  zeigt  die  Dauer 
der  Stralhalt  und  diu  üeldistrat'o  bei  den  zahlreichsten  Kategorien.  Leider 
unterHclioidot  hier  der  Bericht  nicht  zwischen  den  zur  Zeit  des  Verbrechena 
Betrunkenen  und  den  Nichtbetrunkenen. 


Verhaftet  auf 

5 

Tage 

I 

Moiint 

2 

Monate 

3 

Monate 

4 
Monate 

6 
Monate 

I 

J.-.hr 

Zahl 

5 

18 

79 

181 

180 

279 

160 

Geldstrafe 

Geriehts- 
Unkosten 

I    Cent 

$     I.OO 

$     2.00 

$    300 

$    500 

$   10.00 

Znlil 

63 

63 

145 

123 

212 

580 

349 

Verhaftet  auf 

2 
Jahre 

3 
Jahre 

5 
Jahre 

IG 
Jahre 

16 
Jahre 

Zahl 

99 

38 

10 

I 

I 

Geldstrafe 

$   1500 

$    20  00 

$  2500 

1   5000 

$   100.00 

Zahl 

79 

54 

22 

9 

3 

Von  Interesse  ist  es  hierbei,  die  Zahl  der  Ausländer  mit  den  Ein- 
geborenen zu  vergleichen.  40  Proz.  der  Ausländer  waren  zur  Zeit  des 
Verbrechens  oder  Vergehens  betrunken. 

Die  Zahl  der  eingeborenen  Nichttrinker,  in  Vergleich  mit  der  ganzen 
Zahl  der  eingeborenen  Verbrecher  beträgt  32  Proz. ;  die  Zahl  der  un- 
mäfsigen  Trinker   23   Proz.  derselben. 

Unter  den  Ausländern  betragen  die  Nichttrinker  nur  14  Proz.,  die 
Unmäfsigen  36  Proz,  der  Verurteilten.  Nebenbei  wäre  zu  beachten ,  dafs 
die  meisten  bestraften  Handlungen  im  19.  Lebensjahr  begangen  wurden, 
aber  unter  den  Frauen ,  für  sich  betrachtet ,  ist  hier  das  30.  Jahr  die  an 
Verbrechen  reichste  Zeit  gewesen. 

Es  wird  sicher  nicht  zu  einer  Überschätzung  des  Einflusses  führen, 
wenn  man  den  Vergehen  aus  Alkohol-Mifsbrauch  die  Zahl  der  Verbrecher 
zusetzt,  die  zur  Zeit  der  That  betrunken  waren.  Man  findet  dann,  dafs 
mehr  als  84  Proz.  der  ganzen  Zahl  der  Bestraften  in  diesem  Staat  (und 
es  giebt  keinen  Staat  der  Union,  wo  die  Kultur  höher  ist,  wo  die  Getränke- 
gesetze strenger  sind  und  strenger  gehandhabt  werden) ,  dem  direkten 
oder  indirekten  Einflufs  der  Spirituosen  Getränke  zugeschrieben  werden 
müssen. 


Miszellen. 
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VI. 

Geschäftsergebnisse  von  121  Darlehnskassen- Vereinen  (System 
RaiflFeisen)  pro  1881. 

Auf  Grund  der  von  F.  W.  EaifFeisen  bearbeiteten  Statistik 
zusammengestellt    von  Dr.  C.  B  ö  t  z  o  w. 


-1 

Jahreseinnahme 

Landesteile  bezw. 
Verbände  und  Unter- 
verbände 

°  5 
■a  c 

■111 
CS    C  -ö 

c  a 

ig 

gl« 

S  ■^ 
So 

3 

d 

c 

a 

B 

1.   Unterfränkischer 

Verband   .     .     . 

2.  Grofsherzogtum 
Hessen      .     .     . 

3.  Hessen-Kasseler- 

27 

2 

I  902 

269 

13043 
4983 

67542 
98758 

489  508 
31  816 

182   209 
9644 

31305 

2745 

783  607 
147946 

Verband    . 
4.  Reg.  Bez.  Wies- 

9 

691 

I  200 

— 

94330 

19  122 

3892 

118  544 

baden  .... 

5.  Reg.  Bez.  Aachen 

6.  Unterverband 

2 
2 

292 

328 

40 
276 

10  400 

11  250 

29307 
20347 

50444 
25123 

4293 
5699 

94484 
62  695 

Ahrweiler 
7.  Unterverband 

4 

503 

7  453 

86625 

1 1 1  846 

73607 

26944 

306  475 

Koblenz  -  Mayen 
8.  Unterverband 

II 

715 

II  798 

66350 

227855 

126  771 

18289 

451  063 

Neuwied  . 
9.  Sonst.    Vereine 

13 

2709 

45385 

53940 

184348 

166  172 

49247 

499  092 

im    Reg.    Bez. 
Koblenz    . 
10.  Unterverband 

7 

1 143 

23460 

38420 

245315 

II4661 

40990 

462  844 

Rees     .... 
11.  Unter  verband 

4 

321 

5522 

66  294 

100427 

32  020 

7530 

211  793 

Köln    .... 
12.  Unterverband 

II 

978 

3813 

70150 

260331 

52851 

13  646 

400791 

Mühlheim  a.  Rh. 
13.   Unterverband 

II 

I  010 

18  701 

57250 

202  759 

78382 

II  990 

369  084 

Sieg      .... 
14.   Sonst.  Vereine  im 

6 

630 

7927 

82305 

142  106 

36268 

II  576 

280  182 

Reg.  Bez.    Köln 

15.  Reg.    Bez.    Trier 

16.  Provinz  Sachsen 

4 
7 
I 

468 
I  200 

61 

2677 
3  574 

16  200 

2486 
500 

52674 
66  152 

95  735 

22483 

50653 

5650 

5092 

II  908 

I   756 

99  126 

134773 
103  641 

Zusammen 

121 

13  220 

149852 

728  470 

2354856 

I  046  060 

246  902 

4  526  140 

30 
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Jahru.suusgube 

Lnndesteile  hczw.  Verbände 
und  Unterverbändo 

xi  a 
^& 

Ifl 

o  5 

Laufende   Rech- 
nung mit  der  Bank 
nnd   den  Mit- 
gliedern 

:3  'S   sei? 

c 

Xi 

i 

c 
0 

s 
a 

3 

1.   Unterlränkischcr     Ver- 

bfind 

— 

40  649 

II5958 

569978 

23816 

750401 

2.   Grü(';>hcrzügtum  Hessen 

— 

70215 

II  940 

56859 

2483 

'4' 497 

3.  Hessen  -  Kusseier  -  Ver- 

band       

— 

— 

IG  766 

95481 

3208 

109455 

4.   Reg.  Bez.    Wiesbaden 

— 

II  300 

II  215 

62  847 

4567 

89929 

5.   Reg.  Bez.   Aachen   . 

,._ 

2  500 

17  761 

35035 

4466 

59762 

6.   Unterverband  Ahrweiler 

— 

60035 

100  866 

II7675 

21  400 

299  976 

7.  Unterverband  Koblenz- 

Mayen 

694 

"9475 

99006 

193586 

13834 

426595 

8.    Unterverband  Neuwied 

- 

HO  288 

114369 

191  368 

46583 

462  608 

9.  Sonst  Vereine  im  Keg. 

Koblenz 

— 

62  654 

75225 

228  404 

56357 

422  640 

10.  Unterverband  Rees 

— 

84383 

59766 

59839 

5  445 

209  433 

11.              „              Köln 

— 

107  750 

78229 

193  585 

10  598 

390  162 

14.               „              Mühl- 

heim a.  Rhein 

6312 

81  850 

117063 

131 366 

13590 

350  181 

13.  Unterverband  Sieg 

— 

86507 

63996 

113  404 

8994 

272  901 

14.  Sonst.  Vereine  im  Reg. 

Bez.  Köln      .... 

413 

22  300 

27  118 

43087 

5031 

97  949 

16.  Reg.  Bez.  Trier      .     . 

— 

5300 

29856 

81  240 

II  964 

128  360 

16.  Prov.  Sachsen 

— 

500 

20  900 

79  445 

2  185 

103  030 

Zusammen 

7419 

865  706 

954034 

2  253  199 

234  521 

14314879 

Bilanz  am 

Jahresschlu 

fs 

Landesteile  bezw.  Verbände 

■a  « 

•s  s  fl 

■^  rt 

darunter 

und    ünterverbände 

cZ 

im 

"  •  2 

Sparkassen- 
gelder 

Geschäftsan- 
teile der  Mit- 
gleder 

Vereinska- 
pital (Re- 
serrefond) 

1.    Unterfränkischer    Ver- 

band       

2.  Grofsherzogtum  Hessen 

3.  Hessen  -  Kasseler  -  Ver- 

667 734 
93697 

613674 

35  176 

657  884 

93  435 

12  138 
26453 

13874 
369 

5  109 
429 

band     

4.  Reg.  Bez.  Wiesbaden 

5.  Reg.  Bez.  Aachen    .     . 

6.  Unterverband   Ahrweiler 

7.  Unterverband  Koblenz- 

103  290 
68610 
77621 

425214 

90761 

59502 

66584 

252338 

lOI  689 

67854 

76889 

420  775 

33  574 

6079 

16476 

3314 

4  113 
4276 

6433 
14957 

753 
I  114 

5762 
19  156 

Mayen 

8.  Unterverband  Neuwied 

9.  Sonst.  Vereine  im  Reg. 

333  082 
I  012  729 

206  465 
550621 

325516 
I  004  258 

23053 
86563 

9605 
21  716 

8406 
65501 

Bez.  Koblenz      .     . 

10.  Unterverband  Rees 

11.  ,,             Köln 

12.  „      '.       Mühl- 

749 145 
247  564 
284  983 

614  258 
185  245 
202  574 

739  886 
246  068 
282  200 

413  873 
189  431 
236  454 

6583 

7  600 
14765 

30  979 
1778 
3  OII 

heim  am  Rhein        .     . 

13.  Unterverband  Sieg 

14.  Sonst.  Vereine  im  Reg. 
Bez.  Köln 

15.  Reg.  Bez.  Trier       .     . 

16.  Provinz  Sachsen      .     . 

258055 
245082 

91  124 

257631 

74  939 

182  632 
162027 

39417 
173  371 

73  795 

255  245 
241  118 

89546 

244  284 
74835 

222357 

167  374 

55725 

26400 

9047 
5845 
3295 

7654 
6x0 

1469 
2883 
I  691 

4645 

Zusammen 

4  990  50o| 

3  508  440 

4921482 

I  519264 

130  742 

152  686 
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Übersicht   über   die   neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    Geschichte.     Encyklopädisches.     Lehrbücher.     Spezielle  theoretische 
TJntersachungen. 

Alexi,  S. ,  John  Law  und  sein  System.  Ein  Beitrag  zur  Finanz-  und  Münzge- 
schichte. Berlin,  F.  &  P.  Lehmann,  1885.  gr.  8.  67  SS.  2  Tafeln  Abbildungen  und 
3  Tabellen.     M.   5.  — 

Bahr,  H.,  Rodbertus'  Theorie  der  Absatzkrisen.  Ein  Vortrag.  Wien,  C.  Konegen, 
1884.     8.     33  SS.     M.   0,60. 

Burkhard,  W.,  Würzburg,  dessen  Stadt-  und  Staatsgesehichte,  sowie  die  Rechts- 
geschichte des  Hochstifts,  Entwicklung  und  Bedeutung  des  fränkischen  Rechts  für  Franken 
und  Deutschland.      Würzburg,  A.   Stuber,   1884.      8.     71    SS.     M.    1.   — 

Grofs,  G.,  Karl  Marx.  Eine  Studie.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot ,  1885.  8. 
82  SS.     M.   1,80. 

Lepsius,  R.,  Die  Längenmafse  der  Alten.  Berlin,  W.  Hertz,  1884.  gr.  8. 
110  SS.     M.   3.  — 

Mario,  K. ,  Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Arbeit,  oder  System  der 
Weltökonomie.  2.  vervollständigte  Auflage.  Band  II:  Geschichte  und  Kritik  der  öko- 
nomischen Systeme.  Tübingen,  Laupp,  1884  IX — 629  SS.  (Band  I  erscheint  später). 
M.   12.  — 

V.  Miaskowski,  A.,  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentumsverteilung  im  Deutschen 
Reiche.  Ein  sozialwirtschaftlicher  Beitrag  zur  Kritik  und  Reform  des  deutschen  Eib- 
rechts. Abteilung  II:  Das  Familienfideikommifs,  das  landwirtschaftliche  Erbgut  und  das 
Anerbenrecht.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1884.  gr.  8.  VI — 476  SS.  (Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik.    Band  XXV,  Abteilung  2).     M.    10.  — 

^ieander,  Th. ,  Die  Keimbildung  der  Dorpater  Landsmannschaften.  Eine  kritisch- 
historische Untersuchung      Mitau,    V.   Felsko,   1884.     gr.   8. 

Neurath,  W.  ,  Adam  Smith  im  Lichte  heutiger  Staats-  und  Sozialauffassung. 
Nach  einem  Vortrage  gehalten  am  5.  Februar  1883  im  Saale  des  „Wiener  kaufmänni- 
schen Vereins".     Wien,  Manz,  1884.     Roy. -8.     48  SS.     M.    1.   — 

Ratzinger,  G.,  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege.  Gekrönte  Preisschrift. 
2.  Auflage.     Freiburg,  Herder,   1884.     gr.   8.     XIV- 616  SS.     M.  8.  — 

Schuricht,  H.,  Geschichte  der  deutschen  Schulbestrebungen  in  Amerika.  Leipzig, 
F.  Fleischer,  1884.     8.     V— 149  SS.     M.  3.  — 

Wirth,  M  o  r. ,  Der  drohende  Untergang  des  Nachlasses  von  Rodbertus- Jagetzow. 
Zur  Beleuchtung  der  Herausgeberthätigkeit  der  Herren  Prof.  A.  Wagner  und  Dr.  Th. 
Kozak.     Leipzig,   G.  Fock,   1884.     gr.  8. 

Amiel,  E. ,  Un  publiciste  du  XVIe  siecle:  Juste  Lipse.  Paris,  Lemerre,  1884. 
12.     335  pag.     fr.   3,50. 

Andrieu,  J.,  La  censure  et  la  police  des  livres  en  France  sous  l'ancien  regime: 
une  saisie  de  livres  ä  Agen  en  1775.     Agen,  Michel  &  Medan,  1884.     8.     47  pag. 

Association  fran9aise  pour  l'avancement  des  sciences.  Xlle  Session:  Ronen 
1883.     Paris,  G.   Massen,  1884.     gr.  in-8.      1202  pag.     av.      13  planches.     fr.  25.  — 

Dictionnaire  des  dictionnaires,  encyclopedie  universelle  des  lettres,  des  sciences 
et  des  arts,  sous  la  direction  de  P.  Gueriu.  Fascicules  1  ä  4.  (A — Ang.)  Paris,  Ri- 
card, 1880.  gr.  in-4.  ä  3  col.  pag.  1  ä  320.  (L'ouvrage  se  composera  d'environ  80 
fascicules  de  80  pages  chacun  =  5  beaux  volumes  de  1300  k  1400  pages.  Le  prix 
de  la  souscription  est  de   130  fr.) 

Friedlaender,  L.,  Moeurs  romaines,  du  regne  d'Auguste  ä  la  fin  des  Antonins. 
Traduction  libre  faite ,  sur  le  texte  de  la  2e  edition  allemande ,  avec  des  considera- 
tions  generales  et  des  remarques,  par  Ch.  Vogel.  Tome  I.:  la  ville  et  la  cour,  les  trois 
ordres,  la  soci^te  et  les  femmes.     Paris,  Reinwald,   1884.     8.     XLVIII — 441   pag. 

Laroche-Joubert,  La  question  economique  et  sociale  ä  la  Chambre  des  depu- 
tds ,  discours  prononce  dans  la  seance  du  26  janvier  1884.  Angouleme ,  impr.  Chas- 
seignac  &  Ce,  1884.     8.     31  pag. 


3^4        Übersicht  über  dio  iiouesten   Publikationen  Deutschland»  und   des  Auslandes. 

Ij  e  va  V  as  s  e  u  r  ,  C,  De  l'influcnce  de  l'art  in/icanique  »ur  l'abolition  de  l'escla- 
vage  antique.      Kouen,   inipr.   Cagniiird,    1884.      8.      l'J   J>ftg.   et  planche. 

Puech,  A.,  Une  ville  au  tcmps  judis,  ou  Nimes  Ji  la  fin  du  XVI«  »ifecle  d'aprfe« 
les  compois  de  1595J  et  des  docunients  iiK^dits,  ötudid»  au  point  de  vue  de  la  d^mo- 
gruphie  dans  ses   rapports  avec  l'histdire.    Niines,   Orinuiud,    1884.     8.    568  pag.      fr.    12.  — 

Fostor,  W.  K,  Stephen  IIo|)kins,  a  Uhodc  I.slimd  Statcsman  :  a  study  in  tho 
Political  Ilistory  of  the  XYIlPh  Century.  Providence,  ^Ithodo  Island)  12.  XX— 497  pp. 
30|.   — 

Guyot,  Yves,  Principles  of  Social  Economy.  Translated  from  the  French  by 
C.  H.   d'Kyncourt  Leppington.      London,   Sonnenschein,  1884.     8.      316  pp.     9'.   — 

Hanson,  W.,  The  fallacios  in  ,,F*rogrcss  and  Poverty",  in  H.  Dunning  Maclend's 
,,Economi(s",  and  in  ,, Social  Problems"  —  (alsol  the  ethics  of  Protection  and  Free 
Trade,  and  the  Industrial  Problem  considered  k  priori.  New- York  1884.  12.  191  pp. 
5|.  - 

Sullivan,  E.,  Stray  shots,  military,  economical,  and  social.  London,  Longmans, 
1884.     8.     298  pp.      1()|6. 

Transactions  of  the  National  Association  for  the  promotion  of  Social  Science. 
Iluddersfiold  Meeting,  1883.  London,  Longmans,  Green  &  C» ,  1884.  8.  XL— 
678   pp. 

Staatkundig  en  staathuishoudkundig  jaarboekje  voor  1884,  uitgegeven  door  de 
vereeniging  voor  de  statistiek  in  Nederland.  XXXVI.  jaargang.  1.  aflevering.  Amsterd., 
J.   Müllor,    1884.      8.     XXVIII— 480   bl. 

2.     Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Unser  Wissen  von  der  Erde.  1.  Band.  Allgemeine  Erdkunde.  Von  Dr. 
J.  Hann,  Dr.  F.  v,  Hochstetter  und  Dr.  A.  Po  körn  y.  Lieferung  1  — 10.  T>. 
Leipzig,  Freytag,    1884. 

In  den  vorliegenden  überaus  reich  mit  Illustrationen  ausgestatteten  Lieferungen  liegt 
uns  der  Anfang  eines  grof>en  und  vielversprechenden  Unternehmens  vor.  Dasselbe  ist 
auf  sechs  Bände  berechnet  und  soll  in  dem  ersten  eine  allgemeine  Erdkunde  und  in  den 
übrigen  Bänden  eine  Spezielle  Erdkunde  oder  die  Länderbesclireibung  der  fünf  Erdteile 
bieten.  Die  allgemeine  F]rdkunde  besteht  aus  drei  Abteilungen,  die  Erde  als  Weltkörper, 
die  feste  Erdrinde  nach  ihrer  Zusammensetzung  ,  ihrem  Bau  und  ihrer  Bildung  und  die 
Erde  als  Wohnplatz  der  Pflanzen ,  Tiere  und  Menschen  ;  die  Bearbeitung  derselben  ist 
Hann,  Hochstetter  und  Pokorny  anvertraut. 

Schieb  ach,  W.,  Über  Landeskultur  in  Elsafs-Lothringen ,  Belgien,  Holland, 
Bremen  ,  Hannover ,  Bayern  und  Hessen-Kassel.  Reisebericht.  Stuttgart,  K.  Wittwer, 
1884.     gr.   8.     IV— 72   SS.     Mit  10  Abbildungen.     M.   2,50. 

Baudens,  G.,  La  Coree:  geographie ,  Organisation  sociale,  moeurs  et  coutumes, 
ports  ouverts  au  commerce  japonais,  les  traites.  Paris,  Berger-Levrault  &  C^,  1884. 
8       42  pag.   av.  cartes.     (Extrait  de  la  Revue  marit.   et  coloniale.) 

Blancard,  L.,  Les  salaires  et  les  prix  des  marchandises  dans  l'empire  romain 
d'apres  l'edit  de  Diocletien.     Marseille,  impr.      Barlatier-Feissat,   1884.      12.      12  pag. 

de  Cardevacque,  A.,  Rapport  sur  le  concours  de  dentelles  et  histoire  de  la 
dentelle  d'Arras  (1883.)     Arras,  impr.  Rohard-Courtin,   1884.     8.     56  pag. 

Serie  des  prix  de  la  chambre  syndicale  des  entrepreneurs  de  bätiments  de  la  ville 
de  Toulouse  (Mission  de  la  chambre ;  recueil  de  quelques  connaissances  utiles :  macjon- 
nerie,  charpenterie,  etc.)  Annee  1883 — 1884.  Toulouse,  impr.  Vialelle  &  Ce ,  1884. 
8.     200  pag.     fr.   7.   — 

Totten,  C.  A.  L.,  An  important  question  in  Metrology,  based  upon  recent  and 
original  discoveries :  a  challeuge  to  the  Metrie  System  ,  and  an  earnest  word  with  the 
English-speaking  peoples  and  these  ancient  weights  and  measures.  New-York  1884. 
8.     12|6. 

3.     Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik. 

Deckert,  E.,  Die  Kolonialreiche  und  Kolonisationsobjekte  der  Gegenwart.  Ko- 
lonialpolitische  und  kolonialgeographische  Skizzen.  Leipzig,  P.  Frohberg,  1884.  8. 
240  SS.     M.  4.  — 
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Europäische  Kolonien  in  Afrika  und  deutsche  Interessen  sonst  und  jetzt. 
Berlin,  Dümmler,   1884.     Imp -8.     62  SS.     M.   1.   — 

Desdevises  du  Dezert,  T.,  La  France  dans  l'extreme  Orient.  Rouen,  impr. 
Cagniard,   1884.      8.     31   pag. 

4.     Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft.     Fischereiwesen. 
Dankelmann,  Dr.,  Kgl.  Preufs.  Oberforstmeister   und  Direktor  der  Forstakademie 
Eberswalde.     Über    die  Grenzen    des    Servitutsrechts    und    des    Eigentumsrechts.     Berlin. 
1884.     J.   Springer.     57   SS. 

Der  Verfasser  erörtert  in  klarer  und  übersichtlicher  Weise  einen  in  der  Literatur 
schon  nach  allen  möglichen  Richtungen  hin  behandelten  Gegenstand,  welchem  freilich 
viel  neue  Gesichtspunkte  nicht  mehr  abzugewinnen  sind  und  der  deshalb  für  die  wissen- 
schaftliche Forschung  kein  sehr  ergiebiges  Feld  bildet.  Das  Verdienstliche  der  vorliegen- 
den Broschüre  besteht  in  der  streng  logischen  Anordnung  des  Stoffs  und  in  der  fleifsigen 
Gegenüberstellung    der  entsprechenden    gesetzlichen  Bestimmungen   verschiedener  Länder. 

L. 
Nordmann,    H. :     Der    ländliche  Grundbesitz,    seine  Lage    und    seine  Bedeutung. 
Berlin   1884.     106  SS. 

Der  Verf.  bekundet  in  der  kleinen  sehr  lesenswerten  Schrift  Sachkenntnis  ,  selbstän- 
dige Ideeen  und  Verstandesschärfe,  zugleich  aber  auch  Neigung  zu  einer  extremen  Schlufs- 
folgerung  und  nicht  genügende  Kenntnis  der  neueren  ,  allerdings  gewaltig  angewachsenen 
Litteratur.  Aber  ohne  Berücksichtigung  der  Berichte  über  die  Lage  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  in  Preufsen  ,  welche  dem  Landesökonomiekollegium  vorgelegt  wurden,  und 
der  badischen  Enquete  dürfte  heutigen  Tages  solche  Schrift  nicht  mehr  geschrieben  wer- 
den. Auch  die  wissenschaftliche  Litteratur  der  Gegenwart  scheint  dem  Verf.  nur  teil- 
weise bekannt  zu  sein. 

N.  sucht  zunächst  nachzuweisen  ,  dafs  die  Klagen  der  Landwirte  übertrieben  sind. 
Ausgehend  von  der  (durchaus  unbewiesenen)  Verteuerung  des  Goldes  rechnet  er  sogar 
eine  Steigerung  der  Getreidepreise  heraus  und  betont  die  Verbilligung  des  Transportes 
und  den  Ausgleich  der  Erhöhung  des  Arbeitslohnes  durch  Verallgemeinerung  der  Ma- 
schinen u.  s.  w.  Die  Kalamität  sei  nur  herbeigeführt  durch  die  häufigen  schlechten 
Ernten   der  letzten  Jahre,  und  hierin  pflichten  wir  dem  Verf.  sehr  bei. 

Das  wesentliche  Übel  der  Zeit  sieht  er  aber  in  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes, 
und  den  landwirtschaftlichen  Kreditverhältnissen  ist  daher  der  Hauptteil  der  Schrift  ge- 
widmet, da  er  die  gegenwärtigen  Zustände  für  ganz  verkehrte  hält.  Er  greift  die  Hypo- 
thekenbanken scharf  an  und  weist  in  sehr  beachtenswerter  Weise  nach,  wie  auch  das 
neue  Subhastationsgesetz  zu  einseitig  die  Gläubiger  begünstigt. 

Wenn  er  aber  S.  48  sagt:  ,,Die  ganze  Idee  der  (zwangsweisen)  Amortisation  ist  ein 
Irrtum",  und  S.  85:  ,,Die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  mittelst  hypothekarischer 
Eintragung  ist  eine  dem  Wesen  der  Verpfändung  nicht  entsprechende  Künstelei.  Die 
natürliche  Form  ist  die  Übergabe  jedes  Pfandbesitzes,  aus  welchem  der  Gläubiger  sich 
ohne  weiteres  bezahlt  machen  kann."  Wenn  er  ferner  S.  84  ,, Beseitigung  des  jetzigen 
gleichen  Erbrechts  in  bezug  auf  Grundbesitz,  welcher  unbelastet  durch  Erb-  und  Pflicht- 
teile vererbt  werden  müfste",  und  schliefslich  ,,die  Abschatfung  der  Verschuldbarkeit  des 
ländlichen  Grundbesitzes",  Ablösung  der  bestehenden  Schulden  durch  Rentenbriefe  und 
Staatsvermittelung  verlangt.  Wenn  er  einen  Rückgang  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
in  der  Verminderung  der  Schafhaltung  sieht  und  diese  wieder  mit  als  Folge  der  Ge- 
treidezölle hinstellt,  so  sind  das  extreme  Auffassungen,  wie  sie  doch  wenig  ausreichend 
in  der  Schrift  motiviert  erscheinen.  Gleichwohl  betonen  wir  zum  Schlufs  noch  einmal, 
dafs  wir  der  Schrift  manche  Anregung  verdanken  und  sie  der  Beachtung  der  Interes- 
senten empfehlen   können. 

Bittmann,  C,  Zur  Entwicklung  der  deutschen  Rübenzuckerindustrie.  Hildes- 
heim, Gerstenberg,    1884.     8.     VI— 145  SS.  mit  2  graph.  Darstellungen.     M.   1.   80. 

Boehnke-Reich,  H.,  Der  Kaffee  in  seinen  Beziehungen  zum  Leben.  2.  Aufl. 
Berlin  und  Leipzig,  Fr.  Thiel,  1885.  8.  224  SS.  (Festschrift  zum  200jähr.  Jubiläum 
des  Kaffees  in  Österreich  und  Deutschland.)     M.   3.  — 

Briefwechsel  zwischen  Justus  v.  Liebig  und  Theodor  Reuning  über  landwirt- 
schaftliche Fragen  aus  den  Jahren  1854  bis  1873.  Dresden,  G.  Schönfeld,  1884.  gr.  8. 
VIII— 243  SS.     M.   5.  — 

Denkschrift   zur   Feier    des   hundertjährigen   Bestehens    des   königl.    Blei-  und 
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SilborcrzberKworits  Fricdrich.sj^rubo  bei  Tarnowitz,  O.-Scbl.  licrlin,  Krnst  &.  Korn,  1884. 
4.      Litb.  Titel  und   68   SS.   neb.st  Atlu.s   von    16  Tafeln 

Oittmar,  CJ.,  Der  landwirtsciuiftlicbe  Pacbtv(-rtra(j.  Uonn  1884.  8  XV— 160  SS. 
()riK--I-'Wdbd.    (liiindwirt.sciiiiltliclic   Koiniieiidioii    VIII.)      M.    3,60. 

D  r  o  z  (Huiide.Hiat),  Die  laiidwirtscliaftliclie  Kri.sis,  ibre  natürlichen,  legi.slativen, 
»üziulen  und  individuiillcn  Ur.sacbiin  und  Vor.scblii((e  zur  Abiiilfe,  Uber.sotzt  von  J.  Ürei- 
fula.      Aarau,  J.  J.    Ciiristcn,   18H4.      jfr.   8.      81    SS.      M.   0,90. 

Ei.sbcin,  C.  J-,  Keine  Futternot  melir !  Zusainmen.stellung  der  bewährtesten 
Mittel  ,  dem  Boden  mehr  Futter  abzu(^ewinnen  und  dasselbe  höher  als  bi.sher  zu  ver- 
werten.    Bonn   1884.     8.     Ori« -Lwdbd.      92   SS.     M.   2.    — 

11  artig,    G.    L.,    Lebrliuch    für    Jäger    und    für    die,    welche    es    werden    wollen. 

11.  Aufl.,  br.sg.  von  Rob.  Ilartig.  Band  IL:  Wildzucht,  Wildschutz,  Wildjagd  und 
Wildbenutzung.  Stuttgart,  J.  G.  Cotta,  1884.  gr.  8.  VI— 328  SS.  Mit  Holzschn.  etc. 
Preis  für  Band  I  und   II.     M.    13.  — 

V.  M  a  rcli  ese  tt  i  ,  C,  Die  ö.sterreichische  Seefischerei  nach  dem  Werke:  Die 
Fischerei  an  der  östlichen  Küste  des  adriatischen  Meeres,  übersetzt  von  A.  Breycha. 
Triest   1884.     gr.  8.     81   SS.     M.    1,80. 

Nördlinger,  II.,  Die  Kenntnis  der  wichtigsten  kleinen  Feinde  der  Landwirt- 
schaft. 2.  Aufl.  Stuttgart,  J.  G.  Cotta,  1884.  8.  156  SS.  mit  in  den  Text  gedr. 
Holzschnitten.     M.   1,50. 

Sammlung  der  preufsischen  Forst-  und  Jagdgesetze  vom  Jalire  1806  bis  auf  die 
neueste  Zeit,  mit  Erläuterungen  hrsg.  von  P.  Kohli.  Berlin,  J.  Springer,  1884.  8. 
XII— 338  SS.      M.  3,60. 

Schacht,  F.,  Die  Ausbildung  des  Landwirts  in  Lehre  und  Studium,  wie  sie  ist 
und  wie  sie  sein  sollte.  Zwei  Fragen  von  hoher  fach-  und  volkswirtschaftlicher  Be- 
deutung. Kiel  1884.  8.  64  SS.  und  eine  Tabelle  als  Führer  für  die  Studierenden 
auf  deutschen  Hofbschulen      M.   2, .50. 

Wagener,  Gust.  ,  Der  Waldbau  und  seine  Fortbildung.  Stuttgart,  J.  6.  Cotta, 
1884.     gr.   8.      IV— 579  SS.     M.   10.   — 

Barral,  J.  A.,  La  lutte  contre  le  phylloxera.  5^^^^  Edition.  Paris,  C.  Marpon  & 
E.  Flammarion,  1884.  12.  Avec  87  gravures  dans  le  texte  et  une  grande  carte  colo- 
ri^e.     fr.   5.  — 

Muel,  E.,  Notions  de  sylviculture.  Paris,  Ducher  &  Ce  ,  1884.  gr.  in-8.   222  pag.  fr.  6. 

Seance  publique  annuelle  de  la  Societe  nationale  d'agriculture  de  France  tenue 
le  2  juillet  1884.  (Discours,  compte  rendu  des  travaux  de  la  Societe,  rapports.)  Paris, 
impr.  Ve    Tremblay,   1884       8.      179   pag. 

Thil,  A.,  Achat,  recolte  et  preparation  des  graines  resineuses  employdes  par  l'ad- 
ministration   des  forets.     Paris,  impr.  Hennuyer,    1884.     8.     83  pag. 

Agricultural  Department,  Privy  Council  Office.  Annual  report  of  the  —  for 
the  year   1883.     London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,   1884.    gr.   in-8.    281   pp.     1|6. 

Kunhardt,    W.  B.,    The    practice    of  Ore  Dressing  in  Europe.     New-York    1884. 

12.  10|.  — 

de  Almeido  e  Brito,  F.,  Le  phylloxera  et  autres  epiphyties  de  la  vigne  en 
Portugal.  Memoire  presente  au  Congres  phylloxerique  de  Turim.  Lisboa,  imprimerie 
nationale,   1884.     Imp.  in-8.      34  pag.,   1   carte,   1   planche  et  2  plans. 

5.     Oewerbe    und  Industrie. 

Bourdeau,  L.,  Les  forces  de  l'industrie.  Progres  de  la  puissance  humaine.  Paris, 
F.   Alcan,   1884.     8.     fr.   5.  — 

Question,  la,  du  droit  de  patente,  proposd  en  Suisse.  (Aux  hautes  autorites 
federales  quelques  industriels  suisses.)  Bäle  et  Geneve,  H.  Georg,  1884.  8.  94  pag. 
M.   1,50. 

Wiener,  L.,  Reeherches  sur  l'industrie  cartifere  en  Lorraine.  Nancy,  impr.  Crepin- 
Leblond,   1884.     8.     81   pag    et  9  planches. 

Bell,  J.  L.,  Principles  of  the  Manufacture  of  Iron  and  Steel,  with  some  notes 
on  the  economic  conditions  of  their  production.  London  ,  G.  Routledge  &  Sons ,  1884. 
XVm— 744  pp.     20|.  — 

6.     Handel  und  Verkehr. 
Schreiber,  J.  F.,  Eisenbahn-Zentralinspektor.     Das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen, 
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dessen  betriebsökonomische  Aufgaben  und  Stellung  im  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Staatsleben  der  Gegenwart.  2.  Bd.  der  Bibliothek  des  Eisenbahnwesens.  Wien,  Pest, 
Leipzig.     A.  Hartleben.     1884.     251    SS. 

Der  Verfasser ,  der  für  sein  Schriftchen  nicht  den  Anspruch  erheben  will ,  dafs  es 
eine  gelehrte  Arbeit  sei ,  bespricht  in  demselben  ein  für  die  Entwickelung  unseres  ge- 
samten Kulturlebens  aufserordentlich  wichtiges  Thema.  Er  lehnt  sich  zwar  in  vielen 
seiner  Ausführungen  eng  an  bereits  vorhandene,  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde 
Werke  an,  bekundet  aber  doch  dabei  die  selbständige  Auffassung  eines  im  Eisenbahn- 
wesen bewanderten  Fachmannes.  Die  Darstellung  ist  knapp  gehalten ,  dabei  doch  klar 
und  wird  für  viele  Leser,  auch  wenn  manche  Punkte  nicht  sehr  eingehend  erörtert  sind, 
ihren  Zweck  vollständig  erfüllen.  Nicht  unerwähnt  möge  übrigens  eine  Bemerkung  bleiben, 
welche  der  Verfasser  über  die  Art  der  Gebührenberechnung  für  Tarife  mit  fallender  Skala 
macht.  Er  bezeichnet  es  (S.  197)  als  etwas  verschiedenes,  ob  die  Berechnung  in  der 
Weise  erfolge,  dafs  die  Einheitssätze  lediglich  für  die  betreffende  Zone,  ohne  Berück- 
sichtigung der  Rückwirkungen  der  nachfolgenden  billigeren  Zonen  in  betracht  gezogen 
worden,  oder  ob  der  für  die  ganze  Transportdistanz  der  Sendung  entfallende  Zonensatz 
als  Durchschnittssatz  an  Stelle  der  vorhergehenden  höheren  Zonensätze  mit  rückgreifen- 
der Wirkung  angenommen  werde.  Eine  Verschiedenheit  liegt  hier  doch  nur  dann  vor, 
wenn  man  von  einer  einmal  festbestimmten  Zahlenreihe  ausgeht  und  diese  im  einen  Fall 
nach  der  ersten ,  im  anderen  nach  der  zweiten  Methode  behandelt.  Dagegen  wird  für 
die  Methode  an  und  für  sich  keine  Verschiedenheit  in  der  Tarifierung  bedingt.  Werden 
im  einen  Falle  die  Einheitssätze  34,  34,  32,  26,  20  nach  der  ersten  Methode  behandelt, 
so  kommt  dies  genau  auf  dasselbe  hinaus,  wie  wenn  man  die  Sätze  36,  35,  34,  32, 
29,6  bildet  und  aus  ihnen  nach  der  zweiten  Methode  die  Frachtgebühr  berechnet.      J.  L. 

Adler,  Heinrich:  Der  Centralviehmarkt  zu  St.  Marx  (Ein  Wort  an  die  Regie- 
rung, die  Landwirte  und  die  Kommune  Wien).  Wien  1884.  Hugo  H.  Hitschmanns 
Journalverlag.     8  ».     37   SS. 

Die  kleine  Schrift,  die  aus  Anlafs  des  Kampfes  um  die  neue  Marktordnung  für  den 
Centralviehmarkt  zu  St.  Marx  entstanden  ist ,  will  die  Rechte  der  österreichischen  Land- 
wirte wahren;  sie  beleuchtet  zu  dem  Zwecke  die  Mifsstände  beim  Transport  der  Tiere 
nach  dem  Markte,  sowie  bei  der  Verkaufsform,  der  Vermittelung  und  den  Einrichtungen 
des  Wiener  Marktes  u.  s.  f.  in  recht  klarer  Weise  und  knüpft  daran  Reformvorschläge. 
In  wieweit  die  darin  niedergelegten  Ansichten  zutreffend  sind,  vermögen  wir  nicht  zu  be- 
urteilen, da  wir  den  betr.  lokalen   Verhältnissen  fernstehen.  R.   v.   d.  B. 

Eras,  W.,  Die  Oderregulieiung,  die  kommerzielle  Bedeutung  ihres  nahe  bevor- 
stehenden vorläufigen  Abschlusses  und  die  Kanalprojekte  im  Oderstromgebiet.  Breslau, 
M.  Woywod,  1884.  8.  52  SS.  nebst  Übersichtskärtchen  der  künstlichen  Wasserläufe 
zwischen  Oder  und  Havel.     M.    1,50. 

M  e  i  t  z  e  n  ,  A.,  Die  Frage  des  Kanalbaues  in  Preufsen.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot,  1884.  gr.  8.  71  SS.  Mit  Karte  in  Fol.  (Separatabdruck  aus  Schmollers  Jahr- 
buch etc.     Band  VIII,   Heft  3.)     M.   2.  — 

Opel,  Die  Kanalfrage.      Leipzig,  W.  Engelmann,   1884.     gr.   8.     35  SS.     M.   0,60. 

Schwab,  H.,  Die  Notwendigkeit  einer  Reorganisation  der  württemb.  Staatsbahn- 
Verwaltung  ,  hergeleitet  aus  ihrem  jährlichen  Defizit  von  zwei  Millionen  Mark.  Stuttg., 
J.  H.  W.  Dietz,  1884.     8.     80  SS      M.  1.   — 

Seehandel  und  Flottenstationen.  Separatabdruck  aus  Heft  V  und  VI  der  Mit- 
teilungen aus  dem  Gebiete  des  Seewesens.     Wien  1884.     gr.  8.     16  SS.     M.  0,60. 

Compagnie,  la,  du  canal  de  Panama,  sa  Situation  presente ,  sou  avenir.  Par., 
impr.   Schiller,    1884.     8.     48  pag.     fr.   0,50. 

Compte  rendu  des  travaux  de  la  Chambre  de  commerce  de  Marseille  pendant 
l'annee   1883.     Marseille   1884.     pet.  in-4.     404  pag. 

Deschanel,  P.,  La  politique  fran9aise  en  Oceanie,  k  propos  du  canal  de  Panama. 
Ire  S6rie:  L'Archipel  de  la  Soci^te.  Nancy,  Berger-Levrault  &  Ce,  1884.  12,  XIX — 
624  pag.     fr.  6.  — 

Weeden,  W.  B.,  Indian  Money  as  a  factor  in  New  England  Civilization.  Balti- 
more.     1881.  8.     51    pp.     2|6. 

C  e  n  n  i  monografici  sui  singoli  servizi  dipendenti  dal  Ministero  dei  lavori  pubblici 
per  gli  anni  1861  — 1882—1883,  compilati  in  occasione  della  Esposizione  nazionale  di 
Torino  dell'  anno   1884.     Roma,  tipogr.   eredi   Botta,   1884.     Imp. -Folio.     582  pp. 

C  6  d  i  g  0    de   comercio    de    la   republica   de  Chile.     I.  Disposiciones   legales  que  la 


338       übersiebt  über  dio  ucucsten  I'ublikaüuiien  Dcutüclilauds  und  des  Au^laudes. 

comploirifMitftii.      Kdicion  autori'/.uda  jjor  cl   suprerno  gobicrno  etc.     I.c  Havrc   1884       12- 
XXXJIl  — 458   piig 

7.     FinanzweaeB 

Das  iiidirbkto  A  b  >;  ab  e  n  w  es  c  ii  im  Ki'iiiitjreielie  Saihscn  seit  der  HcKriiudung 
des  Deutschen  Zollvereins.      Keipziu   1884.     Veit  u.  Comp.     8  <>.     71    SS. 

Die  Sclirifl  ist  vom  der  K^\.  Sächsiachon  Zoll-  und  Stcuerdirektion  aus  Anbifs  ihres 
/iiiir/ij.'jiilirif5en  IJestebens  hcrau.sjict^cben.  Sie  schildert  das  frühere  System  der  indirekten 
Ab(,'aben  in  .S.'iehsen  ,  wobei  bis  in  das  17.  .lahrhuiidert  /uriickneKantjen  wird.  Weiter 
bchi)richt  .sie  den  Anschlufs  Sachsens  an  den  Zollverein  und  knüpft  daran  eine  Übersicht 
der  iMitwickebuiK  sowie  des  jetzi)^en  Standes  des  indirekten  AbKabensystems  und  der 
f Mj^anisiilion  der  Zoll-  und  Steuerljehörden.  Die  angehängten  Tabellen  enthalten  eine 
Übersieht  <ler  seit  1.  Jaiiimr  1834  im  Kyr.  Sachsen  auft^ekommenen  indirekten  Abgaben, 
ferner  der  seit  1.  Januar  1879  erhobenen  Stcmpelabnaben ,  der  seit  1.  Januar  I8.'14  (ge- 
währten IJranntweinsteuer-,  Uübenzuckersteuer-,  Tabacksteuer-  und  Uraumalzsteuer-Rück- 
ver^jiitungen,  eine  Zusammenstellung  der  seit  1868  vom  Kt;r.  Sachsen  entrichteten  Matri- 
kularbeiträi^e  sowie  der  auf  Sachsen  entfallenen  Anteile  vom  PJrtrage  der  Zölle  u.  s.  w. 
und  der  Ueichsstempel- Abgabe ,  eine  vergleichende  Übersicht  des  Beamtenpersonals  bei 
den  Ilaupt-ZoU-  und  Steuerämtern  pro  18.'i3;4  und  1883|4  und  ein  Verzeichnis  der  Di- 
rektoren und   Uäte  der  Sachs.  Zoll-  und   Steuerdirektion  seit  1834. 

Die  Arbeit  empfiehlt  sich  durch  ihre  knappe  und  präcise  Form.         E.   v.   d.   B. 

Zur  Reform  der  preu  fsischen  Klassen-  und  Einkommensteuer  Berlin 
1883.     K.  v.  Decker's  Verlag.     8  <>.      71    SS. 

Die  Schrift  schildert  nach  einer  Übersicht  der  Steuerreform -Bewegung  seit  1875  die 
Entwickelung  und  den  jetzigen  Zustand  der  preufsischen  Klassen-  und  Einkommensteuer, 
vergleicht  dieselbe  mit  den  analogen  Steuern  in  verschiedenen  anderen  Staaten  und 
knüpft  daran  eine  Kritik  der  preufsischen  Steuer  sowje  Vorschläge  zur  Reform  derselben. 
Die  letzteren  laufen  darauf  hinaus,  dafs  unter  Freilassung  der  Einkommen  bis  1200  Mark 
eine  allmähliche  Progression  in  der  nach  Prozenten  zu  erhebenden  Steuer  eintreten  und 
dafs  zur  Ergänzung  eine  Kapitalrentensteuer  eingeführt   werden  soll. 

Neues  enthält  die  Schrift  nicht;  was  in  ihr  gesagt  ist,  kann  man  in  jedem  Kolleg 
über  Finanzwissenschaft  hören.  Die  Behandlnng  des  eigentlichen  Themas  steht  nicht  in 
Verhältnis  zu  dem  Raum  ,  welchen  die  vorbereitenden  Erörterungen  einnehmen.  Gleich- 
wohl ist  die  Schrift  für  den ,  der  sich  über  die  Einkommensteuer  in  den  verschiedenen 
Staaten  und  deren  Vorzüge  oder  Mängel  orientieren  will ,  ein  immerhin  bequemes  Hülfs- 
mittel.  R.  v.  d.  B. 

Westphal-Conn,  Philipp:  Die  Steuersysteme  und  Staatseinnahmen  sämt- 
licher Staaten  Europas  und  die  Steuerreformgesetze  in  Österreich.  Wien  1884.  Karl 
Gerolds  Sohn.     8  o.     VIII  o.     108  SS. 

Die  kleine  Schrift  untersucht  den  Wert  der  neuen  österreichischen  Steuervorlagen 
auf  Grund  der  Steuerverhältnisse  sowie  der  einschlägigen  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten ;  der  eigentlichen  Arbeit  gehen  kurze  Erörterungen  über  die  Entwickelungsge- 
schichte  des  Steuerwesens,  den  Staatsbegriff,  die  Grundsätze  der  Besteuerung  und  die 
Wahl  der  Steuerquelle ,  sowie  über  die  in  der  Volkswirtschaft  sich  gegenüber  stehenden 
Weltanschauungen  in  ihrer  Beziehung  zu  den  Steuersystemen  vorher. 

Der  Hauptwert  der  Schrift  besteht  in  dem  statistischen  Material  und  der  Zusammen- 
stellung der  Steuergesetze,  die  mit  Dank  angenommen  zu  werden  verdienen.  Die  einlei- 
tenden Kapitel  sowie  die  Folgerungen  aus  den  vorgeführten  Zahlen  sind  allzukurz  und 
lassen  namentlich  in  bezug  auf  Definitionen  an  Präzision  des  Ausdruckes  zu  wünschen 
übrig.  In  sprachlicher  und  stilistischer  Hinsicht  sind  verschiedene  Unebenheiten  und 
selbst  Unrichtigkeiten  störend. 

Im  ganzen  kann  die  Schrift  wegen  der  recht  übersichtlichen  Darstellung  des  that- 
sächlichen  Materiales  wohl  empfohlen  werden.  R.   v.  d.  B. 

Birnbaum,  K.,  Die  Erhebung  einer  Braumalzsteuer  Bemerkungen  zu  dem  von 
der  grofsherzoglich  badischen  Regierung  der  Ständeversammlung  vorgelegten  betreffenden 
Gesetzentwurfe.     Karlsruhe,   G.  Braun,   1885.     gr.   8.      27   SS.     M.  0,50. 

B  rager,  L.,  De  l'impot  sur  les  boissons ,  examen  de  l'enquete  de  1880  et  des 
conclusions  de  la  commission  presidee  par  P.  Duprat,  döpute.  Aurillac,  imprim.  Bon- 
net-Picut,  1884,     8.     50  pag. 
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Chancy,  E.  (chef  de  bureau  au  Ministfere  de  la  justice ,  Haiti),  L'independance 
nationale  d'Haiti  ,  etude  historique  conteiiant  des  appreciations  nouvelles  ,  suivie  d'etats 
iuedits  des  sommes  vers^es  dfes  1883  en  execution  du  traite  financier  du  12  fevrier. 
Paris,  Marpon  &  Flammarion,   1884.     12.     XXXIV— 336  pag. 

Cormeray,  E.,  De  l'assiette  et  de  la  repartition  de  l'impot  foncier  ä  Rome  et 
dans  la  France  ancienne  et  moderne.     Paris,  Ollier-Henry,   1884.     8.      320  pag. 

Conta  da  receita  e  despeza  do  thesouro  publico  no  anno  economico  de  1882 — 83. 
Lisboa  1884.     Folio.      100  pp. 

Situation  financier  e,  la  des  communes  de  France  et  de  L'Algerie  prdcedee  d'un 
tableau  indiquant  la  Situation  financiere  des  departements  (annee  1884)  presentee  par  M. 
Le  Guay,  conseiller  d'etat,   ä  M.  Waldeck-Rousseau,  ministre  de  l'interieur.   Paris  1884.   4. 

Die  jährliche  Veröffentlichung  der  Finanzstatistik  der  französischen  Gemeinden 
durch  das  Ministerium  des  Innern  wird  von  den  Kommunalstatistikcrn  so  dankbar  an- 
erkannt, dafs  wir  wohl  der  Aufgabe  überhoben  sind,  aufs  neue  auf  das  Löbliche  dieser 
Publikationen  hinzuweisen.  Zu  bedauern  ist  nur,  dass  es  nicht  möglich  zu  sein  scheint, 
mit  den  Einnahmen  zugleich  auch  eine  Übersicht  der  Gemeindeausgaben  zu  verbinden. 
Den  Resultaten  entnehmen  wir,  dafs  es  in  Frankreich  36  097  Gemeinden  giebt ,  auf 
deren  jede  durchschnittlich  ein  Areal  von  1  462  Hektaren  entfällt.  Die  ordentlichen 
Gesamteinnahmen  betrugen  476  709  325  fres.,  jede  Gemeinde  hat  durchschnittlich  50 
verschiedene  Zuschlagscentimes  zu  den  Staatssteuern  erhoben.  1  534  Gemeinden  be- 
sitzen ein  Oktroi,  die  Einnahmen  der  bureaux  de  bienfaisance  betrugen  31  485  782  frcs. 

Fr. 

8.     Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.    Versicherungswesen. 

Voigt,  Dr.  Job.  Friedr. :  Das  deutsche  Seeversicherungs -  Recht.  Kommentar 
zu  Buch  5  Tit.  11  des  Allg.  Deutsch.  Handels- Ges.  -  Buchs  und  zu  den  „AUg.  See  Ver- 
sicherungsbedingungen" von  1867.  I.  Abteilung,  den  1.  Abschn.  des  Tit.  11  ,,vou  den 
allgemeinen  Grundsätzen"  betreffend.  Jena  1884,  Gustav  Fischer.  8  ".  VIII  und 
170  SS. 

Der  genannte  Kommentar  ist  unseres  Wissens  der  erste ,  welcher  auch  die  ,.Allg. 
Seeversicherungs-Bedingungen"  von  1867  erläutert.  Dies  ist  von  um  so  gröfserem  Wert, 
als  der  Verf.  an  den  Beratungen  über  diese  allg.  Bedingungen  hervorragenden  Anteil  ge- 
nommen hat.  Neben  dem  Material ,  das  dem  Verf.  aus  der  Zeit  jener  Beratungen  zu 
Gebote  stand ,  sind  die  einschlägigen  Gerichtsentscheidungen  und  Beispiele  aus  dem  Ver- 
kehr herangezogen  und  weiter  auch  bei  einigen  Bestimmungen  Reformvorschläge  ge- 
macht. 

Der  vorliegende  erste  Teil  der  gründlichen  und  dabei  doch  kurz  gefafsten  Arbeit 
behandelt  in  9  Unterabschnitten  folgende  Fragen:  Was  kann  versichert  werden?  Wer 
kann  Versicherung  nehmen?  Von  der  Versicherung  für  eigene  oder  fremde  Rechnung. 
Beurkundung  der  Versicherung.  Wirksamkeit  des  Umstandes ,  dafs  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses ein  Schaden  schon  eingetreten  oder  ausgeschlossen  ist.  Der  Versicherungs- 
wert im  allgemeinen.  Konkurrenz  mehrerer  Versicherungen  ;  Doppelversicherungen ;  die 
Ratenverbindlichkeit  der  Partialversicherer.  Die  Policentaxe.  Bestimmungen  über  den 
Versicherungswert  der  zu  versichernden  Gegenstände  im  einzelnen.  Eintritt  des  Ver- 
sicherers, welcher  Schaden  vergütet  hat,  in  die  entsprechenden  Rechte  des  Versicherten. 

R.  V.  d.  B. 

Heym,  Prof.  Dr.  Karl:  Anzahl  und  Dauer  der  Krankheiten  in  gemischter  Bevöl- 
kerung.    II.  Auflage.     Leipzig  1884.     Eduard  Strauch.      8  ".     51   SS. 

In  dieser  kleinen  Schrift  sind  ,, fünfundzwanzig  Jahre  Erfahrungen  der  Versicherungs- 
Gesellschaft  Gegenseitigkeit  zu  Leipzig"  niedergelegt,  und  zwar  in  sehr  anschau- 
lichen Tabellen  und  zweckmäfsigen ,  kurzen  und  klaren  Erläuterungen.  Der  allgemeine 
Umfang  der  Krankenversicherung  bei  der  genannten  Gesellschaft,  die  verschiedenen  Arten 
der  Zahlung  des  Krankengeldes  (,, volles"  und  ,, abgestuftes"  Krankengeld),  die  Dauer  der 
Krankheiten,  die  Anzahl  der  Kranken,  der  Erkrankungen  und  der  Krankheitstage  nach 
Alter ,  Geschlecht  und  Art  des  Krankengeldes ,  die  Sterblichkeit  unter  den  mit  Kranken- 
geld versicherten  Mitgliedern  ,  die  Höhe  und  die  Berechnungsweise  des  Reservefonds,  das 
sind  die  Momente ,  die  der  Verf.  durch  Wort  und  Zahl  veranschaulicht.  Als  Einleitung 
sind  ,, Geschichtliche  Mitteilungen"  über  die  Versicherungs  -  Gesellschaft  „Gegenseitigkeit" 
vorausgeschickt. 


3'J(J        Übersiclit  über  die  neuesten  Publikationen  Deutbclilands  und  des  Auslandes. 

Es  ist  uns  an  dieser  Stelle  unrnöfjlicli ,  genauer  auf  die  vom  Verf.  dargelej^ten  nu- 
merisdien  Krselieiiiuni^en  des  Krkrankens  cinzu(^ehen.  Wir  betonen  aber,  dafs  eine  auf 
diesnm  (Jebieto  allgemein  ancrkanute  Autorität  hier  ein  äufserst  wertvolles  Material  in 
trctriicli  verarbeiteter  Form  vorlegt,  und  hoffen  mit  <h;m  Verf.,  duf»  aui-h  andi-TC ,  denen 
l5(!obji(rlitung(!n  in  der  erwähnten  Uiehtutig  zugänglii'h  sind ,  diese  Ueobachtungeii  ver- 
öffentlichen werden,  weil  damit  für  die  jetzt  ge.'setziich  geregelte  Krankenversicherung  der 
Arbeiter  eine  zuverlässige   Grundlage   gewonnen   werden   kann.  li.   v.   d.   H. 

Kögler,  K.,  Über  Leben.sversiiherung.  Eine  Skizze.  Prag,  IL  Dominicus,  1885. 
gr.   8.     48  SS.     M.  0,70. 

v.  Lenthe,  E.  C,  Zur  Statistik  des  Calenberg-Grubenhagen-Hildesheim'schHn 
Kreditinstituts.  Hannover,  C.  Hrandcs ,  1884.  8.  3  SS.  Text  und  2  Tabellen  in  gr. 
Folio.      M.    1.   — 

V.  Philippsberg,  E.  Philippovich,  Die  Bank  von  England  im  Dienste  der 
Finanzverwaltung  des  Staates.  Wien,  Toeplitz  &  Deuticko,  1885.  gr.  8.  VIII — 214  SS. 
M.  6.  — 

Plön  er,  0.,  Verstaatlichung  des  Versicherungswesens?  Eine  brennende  Zeitfrage 
bejahend  beantwortet.     München,  G.   Franz,   1884.     8.      40  SS.     M.   0,50. 

Schmidt,  H..  Die  deutsche  Grundkreditbank  zu  Gotha  und  deren  Reorganisation. 
Beitrag  zur  Orientierung  der  Aktionäre  und  Pfandbriefbesitzer  der  Bank.  Berlin,  Putt- 
kammer &  Jlühlbrecht,    1884.      8.      96  SS.     M.    1,20. 

V.  Stieglitz,  H.,  Das  Wesen  und  die  Vorzüge  des  Depositen-  und  Checkverkehrs. 
Berlin,  C.  Heymons,   1884.     8.      24   SS.     M.   0,50. 

Le  Turcq  des  Rosiers,  Les  assures  et  les  actionnaires  des  compagnies  d'assu- 
rances  sur  la  vie,  leurs  interets,  leurs  garanties.  Nancy,  irapr.  Fringnel  &  Guyot,  1884. 
8.     43   pag. 

9.     Soziale  Frage. 

Das  luzernische  Armenwesen  und  die  Revision  des  Armengesetzes  vom  5.  De- 
zember 1856.  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Armenfrage.  Von  einem  Luzerner  Armen- 
freunde.    Luzern   1882.     8  ".     54  SS. 

Nach  einer  kurzen  Erörterung  über  Ziel  und  Zweck  der  Armenpflege  (Kap.  I)  be- 
spricht der  Verf.  zunächst  die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Geistes  der  Armenver- 
waltung (Kap  II).  Darnach  begründet  er  die  Notwendigkeit  einer  Gesetzrevision  histo- 
risch und  statistisch  (KRp.  III),  um  dann  die  Richtung  der  Reform  dahin  zu  skizzieren, 
dafs  die  obligatorische  Armenunterstützung  zwar  nicht  aufgehoben,  aber  auf  das  jetzt 
gesetzlich  normierte  Mafs  beschränkt  und  durch  die  freie  Liebesthätigkeit  entlastet  werden 
soll  (Kap.  IV),  und  weiter,  dafs  das  Heimatsprinzip  an  Stelle  des  Territorialprinzipes  zu 
treten  habe  (Kap.  V).  In  den  beiden  letzten  Kapiteln  werden  noch  andere  Reformen 
von  weniger  prinzipieller  Bedeutung  behandelt,  unter  denen  die  Vorschläge  zur  Errichtung 
von  Zwangsarbeitsanstalten   und  Arnienerziehungsanstalten    am    bemerkenswertesten    sind. 

Die  Schrift,  deren  Stil  öfter  uudeutsch  und  von  Gemeinplätzen  nicht  frei  ist,  dürfte 
auch  weitere  Kreise  interessieren  ,  mufs  aber  mit  Vorsicht  benutzt  werden  ,  da  der  Verf. 
öfters  unmögliches  verlangt.  So  will  er  u.  a.  (S.  11),  dafs  die  Unterstützungen  , .ledig- 
lich nach  Mafsgabe  des  durch  möglichst  genauen  ,,,,Untersuch""  jedes  einzelnen  Falles 
festgestellten  Bedürfnisses,  am  rechten  Orte  und  im  erforderlichen  Mafse  und  ,, „stets - 
fort*'"  unter  Rücksi  ch  t  nahm  e  auf  die  Zukunft  des  betr.  Armen  ge- 
währt werden"  u.  s.  w. ;  diese  Forderung  dürfte  doch  wohl  unerfüllbar  sein!  Auf  S.  27 
betont  der  Verf.  ferner  die  Notwendigkeit,  die  Organisation  der  freiwilligen  Armenpflege 
gesetzlich  zu  regeln,  und  fährt  dann  fort:  ,, Nicht  nur  mufs  die  Pflicht  zur  Grün- 
dung freiwilliger  Armenvereine,  sondern  auch  die  äufsere  Organisation  der- 
selben u.  s.  w.  gesetzgeberisch  festgestellt  werden".  Wenn  dieser  Wunsch  des 
Verf.  praktisch  würde,  dann  würden  wohl  Armenvereine  entstehen  können  ,  aber  ob  die- 
selben dann  noch  „freiwillig"  sind,  glauben  wir  aus  Gründen  der  Logik  bezweifeln 
zu  sollen.  R    ^-   ^-  B; 

V.  d.  Osten,  Dr.  jur.  M:  Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich  Leipzig, 
Duncker  und  Humblot ,  1884.  8  «.  VIII.  u.  177  SS.  (Band  XXVI  der  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik.) 

Bei  dem  lebhaften  Interesse ,  welches  der  Arbeiterversicherung  hier  und  anderwärts 
entgegengebracht  wird,  kann  die  genannte  fleifsige  Arbeit  nur  willkommen  sein.  Sie  be- 
bandelt in  anschaulicher  und  gründlicher  Weise,  mit  reicher  Benutzung  des  vorhandenen 
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Materiales  und  auf  Grund  persönlicher  Anschauung  die  gesamte  gesetzliche  und  thatsäch- 
liche  Entwickeluug  der  verschiedenen  Zweige  der  Arbeiterversicherung  in  Frankreich, 
von  den  ersten  Arbeiterverbänden  nach  der  Revolution  an  bis  auf  die  neuesten  Projekte, 
und   bringt  die  hauptsächlichsten   Gesetze  im  Anhang  wörtlich  zum   Abdruck. 

Die  im  letzten  Kapitel  (3.  Abschn.)  dargestellten  Reformbestrebungen  bezügl.  der 
Unfallversicherung  sind  im  Laufe  dieses  Jahres  schon  mehrfach  (von  Stieda  und  Bödiker) 
behandelt.  ..ß-   v.  d.  B. 

V.  Pacher,  Gustav:  Zur  Reform  der  Fabrikgesetzgebung  in  Osterreich.  Wien 
1884.      8  0.     72   SS. 

Obwohl  die  kleine  Schrift  zunächst  nur  für  die  österreichischen  Verhältnisse  be- 
rechnet ist  und  ein  Protest  gegen  die  Pläne  und  das  Vorgehen  der  ,,feudal-ultramontaren" 
Partei  sein  soll ,  so  erhebt  sie  sich  doch  weit  über  das  Niveau  der  Parteischriften  ge- 
wöhnlichen Schlages  und  verdient  ein  allgemeines  Interesse. 

Die  Frage  des  Normalarbeitstages  ist  es ,  die  darin  behandelt  wird.  Der  Ver.  ver- 
kennt keineswegs  die  Notwendigkeit  einer  Reform  in  der  Regelung  der  Arbeitszeit;  aber 
er  bekämpft  die  „leichtfertige  Festsetzung  willkürlicher  Grenzen  oder  gar  einer  einzigen 
willkürlichen  Grenze  ins  Blaue  hinein".  Seine  Waffen  sind  nicht  etwa  allgemeine  Partei- 
schlagworte, sondern  eine  ruhige  und  sachliche  Würdigung  der  Bedürfnisse  der  Industrie 
und  der  Arbeiterbevölkerung  selbst,  auf  Grund  deren  allein  eine  zweckmäfsige  Normie- 
rung der  Arbeitszeit  möglich  ist.  Dadurch  erhält  er  nicht  einen,  sondern  mehrere 
Normalarbeitstage,  die  sich  der  Rücksicht  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie,  auf 
die  Art  der  Beschäftigung ,  auf  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  selbst  u.  s.  f.  an- 
zupassen haben. 

Der  Verf.  hat  es  verstanden  ,  mit  grofsem  Geschick  und  völliger  Sachkenntnis  all' 
die  einzelnen  Momente,  die  bei  einer  so  tief  einschneidenden  Mafsregel  zu  beachten  sind, 
klar  zu  legen,  und  darin  liefet  der  wissenschaftliche  Wert  dieser  kleineu  Schrift,  die  wir 
mit  gutem  Gewissen  empfehlen  können.  _  R.  v.  d.  B. 

1)  R.  Klang:  Zur  Arbeiterversicherungs-Frage  in  Österreich.  (Zweite  verbesserte 
Auflage.)     Leipzig  1884.     Duncker  und  Humblot.     kl.  8  «.     72   SS. 

2)  Dr.  James  Klang:  Die  Arbeiterversicherung  und  die  österreichische  Regie- 
rungsvorlage eines  „Gesetzes ,  betr.  die  Unfall-Versicherung  der  Arbeiter".  Wien  1884. 
Sallmeyer'sche  Buchhandlung,     gr.   8  °.     84  SS. 

Die  erste  der  genannten  beiden  Schriften ,  die  in  der  I.  Auflage  den  Titel  ,,Zur  Ar- 
beiterversicherungs-Frage. Studie  eines  Assekurateurs"  führte,  ist  von  dem  General- 
sekretär des  „Janus"  in  Wien  verfafst ,  die  zweite  enthält  ein  Referat  über  den  öster- 
reichischen Unfallgesetzentwurf  aus  der  Feder  des  Direktors  der  österr.  -  franz.  Lebens- 
und Renten-Versicherungs-Ges.  ,,Azienda".  Es  sind  also  Fachmänner ,  die  das  Problem 
der  Arbeiterversicherung  behandeln,  und  es  ist  deshalb  interessant,  beide  Schriften  neben 
einander  zu  halten  ,  um  so  mehr,  als  der  Inhalt  der  ersten  Auflage  der  zuerst  genannten 
Arbeit  in  der  zweiten  Schrift  und  der  Inhalt  dieser  wieder  in  der  zweiten  Auflage  der 
ersten  Untersuchung  Berücksichtigung  gefunden  hat. 

Der  Generalsekretär  R.  Klang  stellt  zunächst  das  ,, Versicherungs-Programm"  dahin 
fest ,  dafs  die  Versicherung  sich  auf  die  Kranken  -  und  Invaliden  -  Versicherung  zu  er- 
strecken habe.  Die  erste,  mit  der  zu  beginnen  ist,  betrifft  alle  temporäre  Erwerbs- 
unfähigkeit, mag  diese  nun  durch  Erkrankung  oder  Verletzung  entstanden  sein. 

Die  zweite  umfafst  alle  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  durch  körperliches  Gebre- 
chen, Unfall  oder  hohes  Alter.  Die  Unfallversicherung  selbst  gilt  ihm  gar  nicht  als 
besonderes  Glied  des  Versicherungssystems  —  er  spricht  sogar  von  einem  ,, Irrwahn  des 
Unfallversicherungs  -  Systems"  (S.  71)  —  und  er  macht  energisch  dagegen  Front,  dafs 
man  dieselbe  aus  dem  Ganzen  der  Versicherung  gegen  Erwerbsunfähigkeit  (eskl.  der 
durch  Arbeitslosigkeit  oder  Familien-Mittellosigkeit  bedingten)  heraus  zu  reifseu  versucht. 
In  dem  Kapitel  ,,Versicherungs-Iustituierung"  kommt  er  zu  dem  Resultat,  dafs  das  Ver- 
sicherungs  -  Programm  „auf  der  Grundlage  der  sozialen  Hülfe"  durchzuführen  ist ,  dafs 
ferner  die  Kranken  -  Versicherung  unumschränkt ,  die  Invaliden-Versicherung  dagegen  be- 
schränkt ,, imperativ"  ins  Werk  zu  setzen  ist ,  dafs  weiter  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber 
allein  das  Versicherungserfordernis  zu  tragen  haben  und  endlich  ,  dafs  der  Staat  für  die 
Erfüllung  der  Versicherungsverbindlichkeiten   haften  mufs. 

Im  III.  und  IV.  Kapitel  entwickelt  der  Verf.  dann  des  näheren ,  wie  die  Kranken- 
versicherung und  darauf  fufsend  die  Invalidenversicherung  ins  Werk  zu  setzen  ist.  Die 
charakteristischen  Merkmale  dieses  Planes  sind  u.  a.    strafl'e  Zentralisation,   gleichmäfsige 
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Beiträge  der  Arbeiter ,  auch  bei  verschiedener  Gefährlichkeit  der  Betriebe ,  dagegen  stei- 
gende lioiliäge  der  Unternehmer  je  nach  der  (»eliilirliclikeit  der  betriebe  und  möglichst 
weite  Ausspannung  des  Kreises  der  Versicherungsplliclitigen.  In  letzterer  Hinbicbt  ist 
die  sonst  „von  den  Kämpfen  und  Erscheinungen  des  Tages  völlig  absehende,  rein  theo- 
retisch belehrende  Schrift"  (so  nennt  sie  Dr.  James  Klang  S.  37)  durch  die  Rücksicht 
auf  die  Praxis  zur  Inkonsequenz  gezwungen.  Der  Verf.  sieht  doch  ein  ,  dafs  die  Last, 
welche  er  mit  seinem  weitausgieifenden  Plane  <len  Linternehmern  aufbürdet,  zuweilen 
unerschwinglich  sein  kann.  Kr  reduziert  daher  mit  dem  steigenden  Oelahrengrade  und 
dem  steigenden  IJeitriige  den  Zwang  zur  Versicherung  auf  Ü.O  Lohnprozente  ,  wahrend  er 
sonst  60  Proz.  befürwortet,  ,,um  bei  den  Hesitzern  gerade  der  gefährlichsten  Betriebe 
den  Zwang  ganz  aufzuheben  und  dessen  Linführung  auf  bessere  Zeiten  zu  verschieben". 
Kr  kommt  also  dazu,  ,,aus  Gründen  der  ,,,,iiumanit;it""  gerade  die  Arbeiter  der  ge- 
fährlichsten Betriebe  auch  der  Vorsorge  für  die  Betriebsunlälle  vorerst  verlustig  zu 
machen". 

Diese  letzten  Worte  entstammen  der  Schrift  von  Dr.  James  Klang  (S.  39  u.  40), 
welche  auf  S.  37 — 40  die  Anschauungen  der  ersten  Schrift  über  die  Stellung  der  Un- 
fallversicherung so  gründlich  widerlegt,  dafs  wir  nur  auf  die  betr.  Ausführungen  zu  ver- 
weisen  brauchen. 

Der  Gang,  den  Dr.  James  Klang  nimmt,  ist  folgender.  Es  ist  unberechtigt  zu  ver- 
iiingen,  dafs  eine  genaue  Unfallstatistik  der  Unfallversicherung  vorgehen  müsse,  vielmehr 
werde  gerade  erst  durch  die  Unfallversicherung  eine  genauere  Statistik  möglich,  ähnlich 
wie  das  bei  anderen  Versicherungszweigen  der  Fall  gewesen  ist  (Kap.  I)  Die  Organi- 
sation der  Arbeiterversicherung  ist  durch  Zwang  herbeizuführen.  Dieser  Zwang  darf 
aber  nicht  in  den  staatlichen  Betrieb  der  Arbeiterversicherung  ausarten.  Die  Organisa- 
tion der  letzteren  hat  am  zweckmäfsigsten  mit  der  Unfallversiclierung  zu  beginnen 
(Kap.  11).  Die  Dekretierung  des  Unfallversicherungszwanges  ist  nötig.  Als  Träger  der 
Versicherung  haben  lokal-abgegrenzte,  alle  Betriebe  des  abgegrenzten  Bezirks  umfassende 
Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  zu  dienen  ,  innerhalb  deren  die  Prämien- 
last nach  Gefahrenklassen  abgestuft  wird.  Die  PrJimienlast  ist  von  den  Arbeitgebern 
allein  zu  tragen  (Kap.  111).  Im  IV.  Kap.  endlich  giebt  der  Verf.  eine  kurze  Analyse 
der  Regierungsvorlage;  seine  Kritik  ist  vielfach  scharf  und  schneidend,  in  den  meisten 
prinzipiellen  Fragen  aber  wird  seine  Schrift  zu  einer  oft  glänzenden  Verteidigung 
der  österr.  Regierungsvorlage. 

Beide  Schriften,  klar  und  präzis  gefafst,  verdienen  eine  eingehende  Würdigung.  Sie 
widerstreiten  zwar  in  vielen  Punkten  den  Anschauungen,  die  nunmehr  in  Deutschland 
durch  das  neue  Unfall- Versicherungsgesetz  zum  Siege  gelangt  sind;  man  mufs  sich  aber 
wohl  hüten,  sie  lediglich  mit  diesem  Mafsstabe  zu  messen  und  darf  nicht  übersehen,  dafs 
sie  von  Österreichern  mit  spezieller  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  ihres  Vaterlandes, 
die  sich  ja  nicht  überall  mit  denen  Deutschlands  decken  können ,  geschrieben  sind.  In 
einigen  Punkten  scheinen  uns  sogar  die  dort  niedergelegten  Anschauungen  auch  für 
Deutschland  vor  denen  der  Majorität  des  Reichstages  den  Vorzug  zu  verdienen. 

Dr.   R.   van  der  Borght. 

1)  Putsch,  Albert:  Aphorismen  über  die  Grundzüge  für  den  Entwurf  eines 
Gesetzes  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter.  Zeitfragen,  Abteilung  für  Sozialpolitik, 
Heft   13.     Berlin.     Fr.  Kortkampf.     8  ".      14  SS. 

2)  Beschütz,  Dr.  S.  :  Das  Unfallgesetz.  Vorschläge  zur  Änderung  der  jetzigen 
Gesetzgebung,     Berlin   1883.     Puttkammer   und  Mühlbrecht,     kl.   8  «.     45  SS. 

3)  V.  M  ü  hie  n  f  eis  ,  Otto:  Die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  nnd  die  Unfallver- 
sicherung.    Berlin   1884.     G.  Reimer.     8  ".     VI  und  93  SS. 

4)  Dr.  V.  Stein  berg-Skirbs:  Die  Alters  -  und  Invaliden  -  Versicherung  ,  Vor- 
schläge zu  ihrer  Verwirklichung.  Zeitfragen,  Abteilung  für  Sozialpolitik,  Heft  14.  Berlin 
1884.     Fr.  Kortkampf.     8  <».     42  SS. 

Unter  den  genannten  4  Schriften  ist  die  erste  vollständig  veraltet ,  nicht  etwa  ,  weil 
das  Unfallversicherungsgesetz  inzwischen  zu  Stande  gekommen  ist,  sondern  weil  dieselbe 
eine  ganz  oberflächliche  Kritik  einzelner  Bestimmungen  des  Entwurfs  enthält ,  die  auf 
irgendwelche  dauernde  Bedeutung  keinen  Anspruch  machen  kann. 

Die  Arbeit  von  Beschütz  bringt  einen  Gesetzentwurf,  der  durch  Erweiterung  der 
bisherigen  Bestimmungen  über  die  Haftpflicht  das  Unfallgesetz  ganz  entbehrlich  machen 
will.  Dies  Ziel  will  der  Verf.  u.  a.  durch  Vergröfserung  der  IMacht  der  Fabrikinspektoren, 
durch    Versicherungszwang,    staatliche   Aufsicht    der    Versicherungsanstalten  u.  s.  w.    er- 
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reichen.     Den  Kreis    der    zu    versichernden  Personen    dehnt    er  auch  auf  die  in  der  See- 
und  Flufs-SchiflYahrt,   der  Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter  aus. 

Die  Schrift  giebt  sich  schlicht  und  bescheiden.  Sie  enthält  manchen  sehr  richtigen 
Grundgedanken  (z.  B.  über  Karenzzeit,  Beibehaltung  der  Versicherungsgesellschaften 
u.  a.  na.) ;  gröfsere  Bedeutung  hat  sie  indessen  nicht,  weil  der  Plan  das  Verf.  im  ganzen 
doch  nur  wenig  Aussicht  auf  Verwirklichung  bietet. 

In  anderer  Weise  nimmt  v.  Mühlenfels  das  Haftpflicbtgesetz  zum  Ausgangspunkt. 
Er  betrachtet  dasselbe  mit  spezieller  Rücksicht  auf  das  Eisenbahnwesen.  Im  I.  Abschn. 
weist  er  nach ,  dafs  die  Absicht  des  Gesetzes  ,  den  Verletzten  oder  seine  Hinterbliebenen 
gegen  Verschlechterung  ihrer  Lage  zu  schützen,  in  der  Praxis  zu  einer  ungewöhnlichen 
Verbesserung  der  materiellen  Lebenslage  der  Betroffenen  geführt  hat ,  womit  in  sittlicher 
und  sozialer  Beziehung  manche  Übelstände  verbunden  sind,  die  im  II.  Abschnitt  be- 
sprochen werden.  Der  III.  Abschnitt  sucht  das  ,, Vorurteil"  über  die  besondere  Gefährlich- 
keit des  Eisenbahnbetriebes  für  Reisende  und  nicht  zum  Bahupersonal  Gehörige ,  wie 
auch  für  die  Bahnbediensteten  mittelst  statistischer  Daten  zu  zerstören.  Im  IV.  Abschnitt 
trägt  er  indes  diesem  Vorurteil  doch  Rechnung ,  indem  er  Zwangsversicherung  für  Rei- 
sende gegen  Unfälle  vorschlägt.  Als  Versicherer  sollen  dabei  die  Eisenbahn-Unternehmer 
fungieren,  welche  die  Prämien  durch  Zuschläge  zu  den  Billetpreisen  erheben  können. 

Für  Eisenbahnbedienstete  ist  die  Haftpflicht  neu  zu  gestalten.  Die  Hauptmomente 
der  vorgeschlagenen  Reform  sind  folgende.  Die  Entschädigung  wird  auf  ^j^  des  bis- 
herigen Arbeitsverdienstes  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit ,  i/^  bei  teilweiser  Erwerbs- 
unfähigkeit u.  s.  f.  ermäfsigt;  die  noch  teilweise  Arbeitsfähigen  dürfen  vom  Bahn- 
unternehmer unter  Gewähr  des  bisherigen  Verdienstes  in  anderen  Arbeiten  bescliäftigt 
werden.  Der  Arbeitsverdienst  kommt  bei  der  Berechnung  der  Renten  unverkürzt  zur 
Anrechnung.  Die  Eisenbahnunternehmer  sind  zur  Leistung  der  Entschädigung  zu  ver- 
pflichten u.  s.  f.  Nach  diesen  Prinzipien  formuliert  der  Verf.  einen  neuen  Haftpflicht- 
Gesetzentwurf;  ein  Verzeichnis  der  von  der  Braunschweig.  Eisenbahn-Verwaltung  Renten 
beziehenden  Personen  und  der  Text  des  jetzt  gültigen  Haftpflichtgesetzes  sind  im  Anhang 
abgedruckt. 

Die  bisher  erwähnten  Schriften  gingen  nicht  über  das  Gebiet  der  Unfallversicherung 
hinaus;  die  Arbeit  von  Dr.  v.  Steinberg-Skirbs  dagegen  führt  uns  zu  dem  Problem  der 
Alters-  und  Invalidenversicherung.  In  10  Grundsätzen  entwickelt  der  Verf.  die  Grund- 
züge eines  Planes  zu  einer  unter  staatlicher  Aufsicht  und  Verwaltung  stehenden  Alters- 
bank ,  deren  li'onds  zum  grölseren  Teile  durch  Beiträge  der  Arbeiter  und  Unternehmer, 
zum  kleineren  durch  eine  Reichssteuer  aufzubringen  sind. 

Man  wird  diesen  Plan  mit  Dank  annehmen  können  ,  man  wird  sich  aber  nicht  ver- 
hehlen dürfen ,  dafs  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung ,  namentlich  wo  es  sich  um 
den  Übergangszustand  handelt,  vom  Verfasser  entschieden  unterschätzt  sind  und  dafs 
seine  Ausführungen  nicht  immer  mit  der  nötigen  Berücksichtigung  aller  Momente  gear- 
beitet sind.  Dr.  E.  van  der  Borght. 

Stursberg,  H. :  Die  jugendlichen  Gefangenen  und  ihre  Bestrafung.  Düsseldorf 
1884.     8".     32  SS. 

Die  kleine  Schrift  enthät  einen  Vortrag,  gehalten  in  der  General- Vers,  der  Rhein. - 
Westphäl.  Gefängnis-Gesellschaft  in  Düsseldorf  am  11.  Oktober  1883,  der  mit  schlichten 
aber  eindringlichen  Worten  die  verderblichen  Wirkungen  des  jetzigen  Verfahrens  gegen- 
über den  jugendlichen  Gefangenen  klar  legt.  Das  Ziel  des  Vortrages  ist,  die  jugend- 
lichen Gefangenen  vor  den  verderblichen  Einflüssen  in  der  Untersuchungs-  und  Strafhaft, 
in  den  Kreisen  ihrer  Angehörigen,  in  ihrem  Aufenthaltsorte  u.  s.  f.  vor  und  nach  der 
Bestrafung  zu  schützen  und  dieselben  dadurch  von  dem  Betreten  bezw.  Wiederbetreten 
der  Verbrecherlaufbahn  abzuhalten.  Die  zur  Erreichung  dieses  Zieles  vorgeschlagenen 
Mafsnahmen  sind  sicherlich  bei  gutem  Willen  nicht  undurchführbar.  R.   v.  d.  B. 

Huzel,  Das  System  der  kommunalen  Natural  Verpflegung  armer  Reisender  zur  Be- 
kämpfung der  Wanderbettelei.  Stuttgart,  1883,  W.  Kohlhammer,  kl.  8".  IV  und 
114  SS. 

Der  Verf.,  Oberamtmann  in  Blaubeuren,  erörtert  zunächst  kurz  das  Wesen  des  Vaga- 
bondentums,  um  dann  zu  zeigen,  dafs  die  Hilfe  des  Staates  allein  nicht  ausreicht,  die- 
sem Unwesen  zu  steuern.  Vielmehr  mufs  die  Selbsthilfe  energisch  mit  eingreifen.  Das 
zweckmäfsigste  System  ist  hier  das  der  kommunalen  NaturalverpÜegung ,  welches  der 
Verf.  auf  Grund  der  in  Württemberg  gemachten  Erfahrungen  eingehend  und  objektiv 
beleuchtet. 
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Die  Silirift  zeifjt,  dafs  damit  zwar  nicht  alle  Übel  beseitigt  werden  können,  dafs 
aber  doch  bei  riclitij^cr  Orfjuiiihation  »ich  mehr,  als  bei  dem  bisherigen  N'erfahreii,  und 
zwar  mit  erheblich  geringeren  Mittein  erreichen  läfst  Gerade  jetzt,  wo  das  erwähnte 
System  mit  anerkennenswertester  Knergie  in  verschiedenen  Teilen  Deutschlands  zur  An- 
wendung  gebracht  wird,  dürfte  die  Schrift  sehr  willkommen   sein.  K.   v.   d.    B. 

Dalton,  Hermann,  Der  soziale  Aussatz.  Kin  Wort  über  Prostitution  und  Mag- 
dalcnenasylc.      Hamburg  1884,   Agentur  des   Rauhen   Hauses.      8",      64   SS. 

Der  in  der  genannten  Schrift  wicflergegebene  Vortrag  untersucht  im  I.  Teile,  wie 
dem  ,, sozialen  Aussatz",  der  Prostitution,  zu  wehren  sei.  Die  Schrift  bekämpft  die  von 
selten  des  Staates  diesem  sittlich(;n  Krebsschaden  gewährte  Anerkennung  durch  Kegle- 
mentinrung  etc.  und  sucht  zu  zeigen,  wie  unljerechtigt  es  sei  ,  diu  Pro.^titution  als  ein 
,, notwendiges  Übel"  zu  bezeichnen.  Im  H.  Teil  werden  die  zur  Kettung  derer,  die  ,,8ich 
wollen  retten  lassen",  zu   ergreifenden  Mafsnahmcn  besprochen. 

Der  Verf.  bekundet  jedenfalls  ausgedehnte  Kenntnis  der  bez.  Verhältnisse  und  eine 
zündende   Heredsamkeit.  K.  v.  d.    B. 

Starke,  W.,  Über  die  Arbeit  der  Gefangenen  aufserhall)  der  Gefängnisräume,  ins- 
besondere über  die  Beschäftigung  derselben  mit  landwirtschaftlichen  Arbeiten  und  die 
Erriciitung  von  landwirtschaftlichen  Kolonien  für  Gefangene.  Berlin  ,  Puttkammer  & 
Mühlbrccht.      8».     46  SS 

Der  Verf.,  bekanntlich  eine  der  ersten  Autoritäten  auf  diesem  Gebiete  ,  kommt  auf 
Grund  einer  eingehenden  Würdigung  des  geschichtlichen  und  statistischen  Materials  zu 
dem  Resultat,  dafs  die  Beschäftigung  von  erwaclisenen  Strafgefangenen  mit  Aufsenarbeit 
nur  dann  empfehlenswert  ist,  wenn  dieselbe  unter  strenger  Beobachtung  der  durch  das 
Strafgesetzbuch  gegebenen  Vorschriften  erfolgen  kann,  ferner,  dafs  die  Aufsenarbeit  bei 
Strafen  von  längerer  Dauer  zweckmäfsig  erst  dann  eintreten  darf,  nachdem  der  Gefangene 
einen  Teil  der  Strafe  in  geschlossenem  Kaume  verbüfst  hat,  und  endlich,  dafs  die  Errich- 
tung von  landwirtschaftlichen  Kolonien  im  Inlande,  in  welchen  Strafgefangene  ausschliefs- 
lich  mit  landwirtsehaftlichen  Arbeiten  beschättigt  werden  sollen  ,  nach  den  in  Deutsch- 
land bestehenden  Verhältnissen  nicht  ausführbar  und  nicht  empfehlenswert  sei.  Was 
die  Anstalten  zur  Aufnahme  jugendlicher  Verbrecher,  die  ohne  Unterscheidungs- 
vermögen gehandelt  haben  und  deshalb  nicht  bestraft,  sondern  lediglich  in  eine  Erzie- 
hungs-  und  Besserungsanstalt  gebracht  werden  sollen,  anlangt,  so  sind  dieselben  so  ein- 
zurichten, dafs  die  IJeschäftigung  der  Zöglinge  mit  landwirtschaftlicher  Thätigkeit  statt- 
finden kann,  aber  nicht  ausschliefslich  auf  dieselbe  beschränkt  ist.  R.   v.   d.   B. 

Elvers,  Dr.  Rudolf,  Zur  Vagabondenfrage  (zwölf  Thesen  und  ein  Entwurf  zu 
einem  Reichsgesetz).     Berlin  1882,  Fr.  Kortkampf      S».      59  SS. 

Der  Verf.  geht  davon  aus,  dafs  trotz  der  Anstrengungen  der  Privatthätigkeit  die 
durch  die  Vagabondenfrage  geschafifenen  Zustände  noch  unverändert  fortdauern  ,  und 
schliefst  daraus,  dafs  die  Thätigkeit  des  Staates  derjenigen  der  Privaten  zu  Hilfe  kom- 
men müsse.  Zu  dem  Zwecke  scheint  es  ihm  zunächst  empfehlenswert  ,  dafs  die  Haft- 
strafe als  Einzelhaft  vollstreckt  werde  und  dafs  die  Behörden,  welche  die  Zwangsarbeits- 
anstalten zu  verwalten  haben,  über  die  Dauer  der  Einsperrung  zu  befinden  haben ;  vor 
übermäfsiger  Strenge  der  Strafbestimmungen  warnt  der  Verf.  Auch  hält  er  die  Bestra- 
fung des  Almosengebens  für  unzulässig.  Weiter  verlangt  er ,  dafs  die  Freizügigkeit, 
gegen  deren  völlige  Aufhebung  er  sich  entschieden  ausspricht ,  in  der  Art  vor  Mifs- 
brauch  geschützt  wird,  dafs  jeder  Angehörige  des  Deutschen  Reichs  auch  eine  Heimat 
(Unterstützungswohnsitz)  behält  bezw.  wiedererlangt.  Niemand  soll  den  Unterstützungs- 
wohnsitz an  einem  Ort  verlieren  ,  ehe  er  nicht  einen  solchen  an  einem  andern  Ort  er- 
worben hat ;  niemand  soll  also  mehr  ,, Landarmer"  werden  können.  Wer  bei  Erlafs 
einer  dahin  gehenden  Bestimmung  heimatlos  ist,  soll  durch  das  Gesetz  da,  wo  er 
selbst  bezw.  seine  Vorfahren  zuletzt  heimatberechtigt  waren,  einen  neuen  Unterstützungs- 
wohnsitz erhalten.  Wer  sich  der  Wanderfreiheit  unwert  gemacht  hat,  soll  zum  dauern- 
den Aufenthalt  in  seinem  Unterstützungswohnsitz  gezwungen  werden  können.  Anderer- 
seits sind  die,  welche  aufserhalb  ihres  Unterstützungswohnsitzes  dem  Erwerbe  nachgehen, 
zur  Führung  von  Wanderbüchern  zu  verpflichten ,  die  von  der  Obrigkeit  auszustellen 
und  periodisch  zu  revidieren  sind.  Dazu  soll  sich  die  Erweiterung  der  Machtbefugnisse 
der  Armenverbände,  die  den  Anforderungen  an  die  Armenpflege  entsprechende  Vergröfse- 
rung  und  Ausstattung  der  Ortsarmenverbände  sowie  eine  strengere  Kontrolle  der  Her- 
bergen gesellen.  Die  kurze  aber  inhaltreiche  Schrift  verdient  jedenfalls  allgemeinere 
Beachtung.  R.  v.   d.  B. 
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V.  Melle,  Dr.  W. ,  Die  Entwicklung  des  öflfentlichen  Armenwesens  in  Hamburg. 
Hamburg   1883,  Wilh.   Jowien.     S«.     362   SS. 

Der  Verf.  dieser  tüchtigen  Schrift  gebt  von  der  Fürsorge  für  die  Armen  im  Mittel- 
alter aus,  ein  Abschnitt,  der  sehr  knapp,  vielleicht  zu  knapp  behandelt  ist.  Hieran 
schliefst  sich  zunächst  die  Schilderung  der  Buggenhagenschen  Reform  und  die  Darstellung 
ihrer  Fortentwickhing  bis  1788.  Der  nun  folgende  Teil,  der  mit  der  Errichtung  der 
musterhaft  organisierten  und  deshalb  bei  den  späteren  Reformen  immer  wieder  zum  Vor- 
bild dienenden  ,, Allgemeinen  Armen-Anstalt"  anhebt ,  ist  der  bei  weitem  interessanteste 
des  ganzen  Werks.  Dieser  Anstalt  vor  allem  ist  es  zuzuschreiben ,  dafs  Hamburg  von 
grofsem  Einflufs  auf  die  Armenpflege  in  den  übrigen  Teilen  Deutschlands  geworden  ist. 
Auch  die  neuesten  Gestaltungen  des  in  mehrfacher  Hinsicht  mustergiltigen  Hamburger 
Armenwesens  knüpfen  an  die  Grundgedanken  an ,  von  denen  die  Stifter  jener  Anstalt 
ausgingen. 

Maxime  du  Camp,  M.,  Die  Privatmildthätigkeit  in  Paris.  I.  Die  Pflegschwestern 
der  Armen.  (Mit  Genehmigung  des  Verf.  ins  Deutsche  übertragen  von  Dr.  Hermann 
Mensching.)     Hannover  1883,   Schmorl  und  von  Seefeld.      8".      52   SS. 

Die  kleine,  lebhaft  und  anziehend  geschriebene  Arbeit,  deren  Verf.  auf  dem  Stand- 
punkt der  edelsten  Toleranz  steht,  zeigt  an  einem  ,, leuchtenden  Beispiele",  was  aufopfernde 
Selbstverleugnung  und  glaubensfreudige  Nächstenliebe  zu  schaffen  vermag.  Das  W^erk, 
welches  eine  arme  Magd  in  einer  Dachkammer  1839  begonnen,  ist  ohne  öffentliche  Un- 
terstützung, nur  durch  freiwillige  Gaben  getragen,  zu  grofsem  Umfange  emporgeblüht.  Am 
1.  Januar  1883  gehörten  3400  Schwestern  zu  dem  Institut;  in  217  Häusern  pflegten  die- 
selben 25000  arme  und  gebrechliche  Greise  beiderlei  Geschlechts  ,  ohne  Unterschied  des 
Glaubens  oder  der  Nationalität :  in  der  That  ein  achtunggebietender  Erfolg,  um  so  mehr, 
als  er  nur  durch  die  giöfste  Entsagungsfähigkeit  der  Schwestern  und  durch  eine  beispiel- 
lose Geschicklichkeit  in  der  Ausnutzung  jeder,  auch  der  unscheinbarsten ,  Gabe  und  Ar- 
beitskraft erzielt  werden  konnte.  Das  Unternehmen ,  dessen  Entwicklung  und  innere 
Einrichtung  der  Verf.  klar  veranschaulicht,  lebt  allerdings  ,,von  der  Hand  in  den  Mund" ; 
es  besitzt  gar  keine  materiellen  Fonds  und  ist  nur  auf  die  freiwillige  Mildthätigkeit  an- 
gewiesen. Bisher  ist  das  Werk  aber  dabei  stetig  gediehen,  sodafs  auch  für  die  Zukunft 
ein  gleiches  von  den  leitenden  Persönlichkeiten  erwartet  wird. 

Osthoff,  Georg,  Die  Armenarbeitshäuser.  Anlage  und  Einrichtung  derselben, 
Leipzig  1882,  Karl  Scholtze.     kl.  8<».     55  SS. 

Der  kleinen  Schrift  ist  eine  vom  Stadtsyndikus  Beseler  in  Oldenburg  verfafste 
Einleitung  vorangeschickt.  Dieselbe  erörtert,  anknüpfend  an  das  englische  Prinzip,  nur 
die  zu  unterstützen,  die  in  das  Armcn-(Arbeits-)Haus  zu  gehen  bereit  sind,  die  Vorzüge 
und  Nachteile  der  Armenarbeitshäuser  und  die  für  dieselben  mafsgebenden  Prinzipien. 
Im  Anschlufs  daran  bespricht  der  Stadtbaumeister  Osthoff  in  Oldenburg  im  I.  Teile  das 
Armenarbeitshaus,  wobei  er  nach  einer  Wiedergabe  des  Statuts  der  Armenarbeitsanstalt 
der  Stadtgemeinde  Brake  die  Erfordernisse  erläutert ,  die  für  die  Wahl  des  Hauseltern- 
paares, die  Lage  der  Hauselternwohnung,  den  Umfang  der  Thätigkeit  des  Hauseltern- 
paares ,  die  Lage ,  Höhe  und  Gröfse  der  Arbeits- ,  Efs-  und  Schlafsäle  und  die  Aborte 
zu  beachten  sind. 

Der  zweite  Teil  bringt  Mitteilungen  (mit  18  Abbildungen)  über  ausgeführte  Armen- 
arbeitshäuser in  Kiel ,  Flensburg  ,  Reinfeld  (Holstein) ,  Barmen  ,  Brake,  Oldenburg  und 
Ellwürden  und  schliefslich  ein  Verzeichnis  des  Inventars  der  Anstalt  in  Oldenburg. 

R.  V.  d.  B. 
Ofner,    Dr.  Julius,    Das  Recht  zu  leben      Wien  1884,    Alfred  Holder,     kl.  8». 
29  SS. 

,,Das  Recht  zu  leben"  ist  nach  Ansicht  des  Verfassers,  wenn  wir  die  Schrift  richtig 
verstehen ,  der  Anspruch  des  Individuums  auf  die  zur  Erhaltung  seines  Lebens  nötigen 
Existenzmittel.  Für  dieses  Recht  spricht  nach  dem  Verf.  zunächst  der  gesunde  Men- 
schenverstand. Den  Beweis  erbringt  der  Verf.  nur  durch  ein  Beispiel  (S.  12)  und 
erläutert  die  Sache  noch  näher  durch  den  Ausspruch  Pitts :  „So  lange  ein  Engländer 
ein  Pfund  übrig  hat,  darf  kein  Engländer  verhungern".  Uns  scheint  allerdings  aus  sei- 
nen Ausführungen  nur  hervorzugehen,  dafs  die  im  Staat  organisirte  Gesellschaft  es  als 
Pflicht  der  Humanität  und  Menschenliebe  erachtet,  niemanden  aus  Mangel  an  Existenz- 
mitteln untergehen  zu  lassen  ;  keineswegs  aber  finden  wir  darin  den  Beweis  ,  dafs  jeder 
ein  Recht  hat,  solche  Unterstützung  zu  fordern. 

Den  zweiten  Beweis  leitet  der  Verf.   aus    der    individualistischen  Rechts- 
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anschauun«  Jili  ,  wenitjor  mittelst  streng  logischer  Deiluktion ,  als  vicininhr  mittelst 
der  Anal()>;ie.  Er  geht  auf  das  l'rinzip  der  Individualrechte,  insbesondere  auf  das  Recht 
der  Kriialtunj^  der  Einla(;en  ein,  das  sowohl  lür  freiwillige  ,  als  auch  für  Zwanjjsgenos- 
senschaflcn  gilt.  Eine  solche  Zwangsj<enossen»chaft  i.->t  ihm  auch  die  niensehliche  Ge- 
sellschaft (Kulturgesellschaft)  ,  in  die  der  Einzelne  gezwungen  wird  und  in  welche  er 
als  Einlage  seine  ,, menschliche  Existenz  und  Kraft'"  bringt  Damit  wird  seine  Existenz 
ein  Teil  des  Grundfonds  der  flescllscliaft,  vor  dessen  vollständiger  Sicherung  ,,nach  den 
Grundsätzen  aller  Gesellschaft  kein  Gewinn  ,  besonders  keine  Hcgünstigung  an  einzelne 
Mitglieder  verteilt  werden"  kann.  —  Für  Aktiengesellschaften  u.  dergl  trifft  dies  Prin- 
zip zu;  aljcr  für  den  Staat,  lür  die  inenschli(die  (Jesellschaft  V  Darf  wirklich  der  Staat, 
welcher  doch  auch  Kulturzwecke  hat,  ,, keine  wie  immer  geartete  Luxusall^gab<•  machen, 
möge  sie  auch  von  noch  so  grofser  wissenschaftlicher,  künstlerischer  oder  industrieller 
Wichtigkeit  sein"?  Es  ist  denn  doch  recht  mif>lich,  durch  den  Vergleich  mit  einer  Er- 
werbsgesellschaft oder  auch  ,  wie  es  S.  24  geschieht ,  durch  das  Hild  einer  Familie  das 
,, Recht  zu  leben"  im  Sinne  des  Verf.  beweisen  zu  wollen,  ohne  Rücksicht  auf  die  grof>en 
Verschiedenheiten  des  Staats  von  Familie  und  Erwerbsgesellschaft ,  die  neben  den  ver- 
gleichbaren Momenten  bestehen,  und  ohne  Rücksicht  auf  die  abweichenden  Prinzipien, 
die  für  das  Staatslel)en  mafsgebend  sind. 

Sehliefslich  macht  der  Verfasser  noch  die  „Probe  der  N  ü  t  z  1  i  c  h  k  e  i  ts  r  e  c  h - 
nung  für  die  Gesellschaft",  die  in  der  bekannten  Ausmalung  der  Gefahren  be- 
steht, von  denen  die  Gesellschaft  bedroht  ist,  wenn  sie  den  Notleidenden  nicht  zu  Hilfe 
kommt.  Auch  hieraus  folgt  weiter  nichts,  als  dafs  die  Ge.sellsehaft  die  Pflicht  hat,  die 
vorhandene  Kot  zu  lindern  und  dem  zukünftigen  Elend  vorzubeugen  ,  soweit  es  eben 
möglich  ist.  Die  Beweise  des  Verf.  stehen  also  auf  schlechten  Füfsen.  und  es  ist  eine 
Selbsttäuschung,  wenn  er  auf  S.  27  ei  klärt :  ,,Wenn  also  der  gesunde  Menschenverstand, 
wenn  individualistische  Rechtsanschauung ,  wenn  endlich  Konsequenz  und  Nützlichkeit 
für  die  Gesellschaft  in  so  dringendem  Mafse  für  den  Schutz  des  Lebens  sprechen  ,  so 
können  wir  nunmehr  mit  voller  Beruhigung  sagen :  Der  Anspruch  zu  leben  ist  ein  ratio- 
neller Rechtsanspruch." 

Wenn  der  Verf  sich  bemüht  hätte,  in  seinen  Erläuterungen  den  Boden  der  realen 
Verhältnisse  festzuhalten ,  dann  möchte  es  mit  dieser  „Beruhigung"  wohl  schlecht  be- 
stellt sein. 

Der  ganzen  Darstellung  des  Verf.  fehlt  die  Präzision  des  Ausdrucks  und  die  logische 
Strenge  der  Gliederung,  und  die  wunden  Punkte  der  Arbeit  sind  deshalb  noch  nicht  er- 
schöpft. Das  Gesagte  mag  jedoch  genügen,  um  zu  zeigen  ,  dafs  die  Schrift  im  Grunde 
genommen  ihren  Zweck  verfehlt  hat.  Dr.  R.   van  der  Borght. 

Ofner,  Dr.  Julius,  Über  das  Rechtsprinzip  des  Arbeitslohnes  nach  herrschen- 
dem Systeme.     Wien   1884,  Alfred  Holder.      8".     15  SS. 

Der  Arbeitsvertrag  wird  allgemein  als  ein  Mietvertrag  über  die  Arbeit  auf- 
gefafst.  Deshalb  lassen  sich  mittelst  der  Analogie  der  Sachmiete  folgende  Rechte  des 
Arbeiters  festsetzen:  Das  Recht  auf  Erhaltung  seiner  Arbeitskraft,  die  ihm  unver- 
sehrt (?)  wieder  zurückgestellt  werden  mufs  —  dies  Recht  zergliedert  sich  in  das 
Recht  auf  Schutz  gegen  Überarbeit  und  auf  Subsisteuz  —  und  ferner  das  Recht  auf 
einen  Arbeitszins.  Für  diesen  Arbeitazins  liegt  der  Rechtsgrund  in  der  Natur  der 
Unternehmung,  welche  eine  Vereinigung  der  Produklivelemente  zu  einem  produzierenden 
Ganzen  darstellt  und  die  juristisch  als  eine  Gemeinschaft  zwischen  den  Eigentümern  der 
verschiedenen  Produktivelemente,  und,  wenn  diese  gewollt  ist,  als  eine  Gesellschaft 
aufzufassen  ist.  Daraus  folgt,  dafs  jeder  dieser  Eigentümer  Anteil  am  Gewinn  bezw. 
Verlust  des  Unternehmens  hat.  Dieser  Auteil  am  Gewinn  oder  Verlust  wird  tliatsäch- 
lich  in  einen  festen  Durchschnittsgewiun  umgewandelt  und  dieser  Durchschnitts- 
gewinn ist  der  Zins,  dessen  Rechtsgrund  darin  besteht,  dafs  die  Produktivquelle  durch- 
schnittlich einen  Gewinn  abzuwerfen  im  Stande  ist.  Jeder  geschulte  und  tüchtige  Arl)eiter 
ist  nuu  in  seiner  Art  Meister  und  als  solcher  ist  er  zu  einem  bürgerlichen  Gewinn  be- 
rechtigt. Der  Ruhepunkt  für  die  Bewegung  des  Arbeitslohnes  darf  also  nicht  das  Exi- 
stenzminimum sein,  sondern  das  bürgerliche  Fortkommen  der  Arbeiter- 
familien e,in  sehliefslich  Erziehungskosten   und  Notpfennig.   — 

Das  ist,  Venn  wir  alles  Beiwerk  fortlassen,  der  Weg  des  Verfassers.  Da  die  Schrift 
sich  vor  dessen  ,, Recht  zu  leben"  vorteilhaft  durch  gröfsere  Klarheit  und  Besonnenheit 
der  Darstellung  auszeichnet,  wird  man  diese  immerhin  bemerkenswerte  und  eigenartige 
Deduktion  mit  Interesse  lesen.  R.  v.   d.  B. 
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Ruprecht,  Dr.  W. :  Die  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen  in  London.  Göt- 
tingen   1884.     Vandenhoeck  und  Ruprechts  Verlag.     8  *•-     IV  und   144   SS. 

Der  Verf.  zeigt ,  dafs  die  bestehende  ,  auf  Verbesserung  der  Arbeiterwohnungen  ge- 
richtete strenge  englische  Gesetzgebung  nicht  vermocht  hat ,  den  elenden  Zustand  der 
Arbeiterwohnuugen  in  London  zu  beseitigen.  Zum  guten  Teil  erklärt  sich  dieser  Mifs- 
erfolg  daraus,  dafs  die  zur  Ausführung  der  Gesetze  bestimmten  Organe  wenig  oder  gar 
kein  Interesse  daran  hatten,  die  Gesetze  durchzuführen. 

Der  Verf.  legt  weiter  dar,  dafs  die  Privatthätigkeit  nur  in  vereinzelten  Fällen  ge- 
rade den  armen  Arbeitern  zu  gesunden  Wohnungen  verholten  hat.  Um  den  Übeln  ab- 
zuhelfen ,  ist  nötig  ,  dafs  die  Privatthätigkeit  sich  mehr  auf  die  erwähnte  Hülfe  für  die 
arme  und  ärmste  Bevölkerung  verlegt  und  sich  dabei  möglichst  weiser  Sparsamkeit  in 
der  Verwaltung,  im  Ausnutzen  jedes  Raumes  u.  s.  w.  befleifsigt.  Dem  Staat  erwächst 
die  Pflicht,  einmal  diese  Privatthätigkeit  möglichst,  ev.  auch  durch  Gewährung  von  Dar- 
lehen,  zu  unterstützen  und  dann   die  Fehler  der  jetzigen   Gesetze  zu  beseitigen. 

Die  fleifsige  und  gründliche,  überhaupt  ganz  vortreffliche  Arbeit  ist  mit  warmer  Em- 
pfindung, klar  und  vor  allem  objektiv  geschrieben.  Sie  zeigt  an  vielen  Stellen,  dafs 
der  Verf.    seine  Ansichten   durch  persönHche  Anschauung  der  Verhältnisse    gewonnen  hat. 

R.   V.   d.  B. 

Lehmann,  Dr.  Gustav:  Die  Schutzlosigkeit  der  immateriellen  Lebensgüter 
beim  Schadensersatz.     Dresden   1884.     8  ".     45   SS. 

Der  Verf.  tritt  mit  diesem  interessanten  und  geschickt  gearbeiteten  Schriftchen  für 
einen  Gedanken  ein,  den  er  schon  1865  befürwortet  halte.  Er  findet  in  dem  jetzigen 
deutschen  gemeinen  Recht  die  Lücke ,  dafs  nach  der  Doktrin  desselben  nur  für  einen 
Vermögensschaden  Ersatz  gewährt  wird,  nicht  aber  für  Schädigungen  an  immaterialen 
Gütern,  wie  es  dem  natürliehen  Rechtsgefühl  ent?pricht  und  auch,  wenn  man  näher  zu- 
sieht, dem  römischen  Recht  nicht  fremd  war.  Wenn  eine  dahin  gehende,  zunächst  fakul- 
tative ,  Bestimmung  ins  Gesetz  aufgenommen  würde  ,  so  würde  einmal  der  Gekränkte  in 
die  Lage  versetzt ,  durch  die  Geldentschädigung  sich  neue  Lebensaunehnilichkeiteu  zu 
verschaffen ,  die  ihm  einen  Ausgleich  für  die  Schädigung  seines  Gemütes  gewähren 
können  ;  zugleich  aber  würde  damit  eine  Art  Zuchtelement  in  das  Recht  eingeführt ,  das 
den  menschlichen  Egoismus  zu  disziplinieren  vermöchte.  Das  notwendige  Korrelat  dazu 
wäre  die  Einführung  des  Schuldprinzipes  ,  wie  es  fast  in  der  gesamten  aufserdeutschen 
Gesetzgebung  besteht.  Für  die  erwähnte  Erweiterung  der  Schadensersatzpflicht ,  die  nur 
eine  Fortbildung  des  „Schmerzensgeldes"  bezw.  der  ,,Bufse"  der  deutschen  Strafgesetze 
ist,  liegen  Analogiecn  im  französischen  und  englischen  Recht,  sowie  seit  1883  auch  in 
dem  schweizerischen  Obligationsrecht  vor ;  in  Osterreich  scheint  gleichfalls  Aussicht  auf 
Einführung  dieses  Prinzipes  vorhanden  zu  sein ,  und  auch  Deutschland  wird  sich  dem- 
selben auf  die  Dauer  nicht  verschliefsen  können 

Dies  der  Gedankengang  der  lesenswerten  Schrift.  R.   v.   d.   B. 

Neurath,  Wilhelm:     Eigentum  und  Gerechtigkeit.     Wien   1884.     8".     31   SS. 

In  geschickter  und  klarer  Darstellung  rechtfertigt  der  Verf.  die  gegenwärtige  Eigen- 
tumsordnung vom  historisch- realistischen  Standpunkte  aus  unter  Ablehnung  der 
Okkupations  -  ,  Arbeits  -  und  Bedürfnistheorie.  Er  hebt  hervor ,  dafs  das  Eigentum  ein 
soziales  Wächter-  und  Herrscheramt  ist  und  deshalb  durch  Erfüllung  der  mit  diesem  Amt 
verbundenen  Pflichten  sich  selbst  heiligen  mufs. 

Hahn,  Ludw. ,  Das  soziale  Königtum.  Ein  Ausspruch  Lassalles  und  die  soziale 
Praxis  Kaiser  Wilhelms.  Eine  Schrift  zu  den  Wahlen.  Berlin ,  W.  Hertz,  1884.  8. 
44   SS.     M.  0,80. 

V.  Hertling,  (Frh.),  Aufsätze  und  Reden  sozialpolitischen  Inhalts.  Freiburg  i|Br., 
Herder,   1884.     8.     VIII— 257   SS.      M.    2,40 

Hoppe,  J.  J.,  Das  Recht  auf  Arbeit  und  die  leitende  Genossenschaft.  Frank- 
furt a.   M.,  A.   Foesser  Nachf.,    1884.     gr.   8.      52   SS.     M.  0,   75. 

V.  Laveleye,  E.,  Die  sozialen  Parteien  der  Gegenwart.  Nacli  der  2.  Aufl.  des 
Originals  unter  Mitwirkung  von  K.  Th.  Eheberg  ins  Deutsche  übertragen  von  M.  Ehe- 
berg.    Tübingen,   Laupp,    1884.     8.     IV— 397  SS.     M.  4.    — 

Liersch,  Über  Armenkrankenpflege  im  Allgemeinen  und  im  Regierungsbezirk 
Frankfurt  a|0.  im  Besonderen      Kottbus   1884.     8.     44   SS.     M.   0,75. 

Löbner,  A.,  Bemerkungen  zur  Lage  der  freiwilligen  Bildung  von  Berufsgenossen- 
schaften auf  Grund  des  Unfallversicherungsgesctzes  vom  6.  Juli  1884.  Dresden,  Zahn  v*c 
Jaensch,   1884       8.      18   SS.     M.  0,40. 
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Schenck,  V.  (Anwalt  des  «Ilj^ein.  deutschen  OciiossenschafUiverlmnde.s).  Jahres- 
bericht für  1883  über  die  auf  Sellislliilfe  (;i:)^ründeten  deutschen  Erwerl)s-  und  Wirt- 
schaftsj^enossenschiiften.    Leipzig;,  J.  Klinkhurdt,  1884.   Hoy.-folio.   XIV — lui  SS.  M.  8.  — 

Schmitz,  J.,  Wie  sind  die  Kriinkenkassen  /u  errichten  und  ältere  Kussenein- 
richtungcn  nach  dem  KrnnkenvnrsicIierunK.snesetze  v»n\  15.  Juni  1883  umzuändern  V 
Neuwied,    Heuser,    1884.      ^'^.    8       'i.'JO   SS       M.   4     — 

Schul  er.  Die  KrnährunKswciNc  der  arbeitenden  Klassen  in  der  Schweiz  und  ihr 
Kinflufs  auf  die  Ausbreitung;  des  Alkoholisiiius.  Im  Auftra^'e  des  Departemente  des  In- 
nern  der  schweizer  Kidgenossenschaft   verfafst.      Hern,   Daip,    1884.     8.     40  SS.    .M     0,7". 

V.  S  e  1  c  li  o  w  ,  E.,  iJcr  Liebe  eine  Gusse!  Letzter  Sjjalin  zur  Sozialrefonii.  Herlin 
li.   Wilhelmi,   1884.      8.     51    SS.     M.    1.   — 

V.  Uechtritz,  O.,  Der  Adel  in  der  christlich-sozialen  Hewegung  der  Gegenwart. 
Heilbronn,  Henninger,  1884.  8.  48  SS.  (Zeitfragen  des  christl.  Volkslebens,  Hand  IX, 
Heft  7.)    M.    1.  — 

Biard,  J.  ]?.,  La  propriöt^  ouvrifere,  ou  le  droit  des  ouvriers,  le  devoir  des  com- 
mune.s  ;  i)ar  un  f)uvrier  cherbourgeois.  Paris,  Dentu  ,  1884.  8.  32  pag.  et  planche. 
fr.   0,50. 

Garreau,  11.,  La  caisse  des  invalides  de  In  murine,  son  histoire,  e.\amen  critique 
des  divers  projets  de  r^organisation  auxquels  eile  a  donne  lieu.  Paris,  Cerf,  1884.  8. 
58  pag. 

H  üb  e  r  t  -  Val  1  e  r  o  u  X  ,  P.,  Les  associations  eoop^ratives  en  France  et  k  l'etranger 
Paris,  Guillaumin  &  C",   1884.     8.     X— 470  pp 

Hurdett,  H.  C.,  Hospital  Sunday  and  Hospital  Saturday  :  their  origin,  progress, 
and  development.     London,  Paul,  Trench  and  C" ,    1884.      8.      |0,6. 

National  Temperance  Congress ,  Liverpool,  June  188d.  London,  N.  T.  Depot, 
1884.     Roy.  in-8.     VII-  256  pp.     5|.   -- 

Sprague,  H.  H.,  Women  ander  the  law  of  Massachusetts:  tbeir  rights,  Privi- 
leges, and  disabilities.    Boston   1884.     32.      70  pp.     4|.  — 

Vers  lag  aan  den  Koning  betreffende  den  dienst  der  Kijks-postspaarbank,  1883. 
s'  Gravenhage  1884.     4.     82  bl.  incl    6  bijlagen  in  Folio. 

10.     Gesetzgebung. 

v.  Canstein,  R.  (Frh.),  Das  /ivilprozefsrecht  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Reclitssprechung  des  obersten  Gerichtshofes.  I.  Hälfte.  Berlin,  C.  Heymanns  Ver- 
lag,  1885.      gr.   8.      VIH— 264  SS.     M.   6.  — 

Da  Icke,  A.,  Strafrecht  und  Strafprozefs.  Eine  Sammlung  der  wichtigsten,  das 
Strafrecht  und  das  Strafverfahren  betreffenden  Gesetze.  Zum  Handgebrauch  für  den 
preufsischen  Praktiker  erläutert  und  herausgegeben.  Berlin,  H.  W.  Müller,  1885.  8. 
XI— 700  SS.     Original-Ganzlwdbd.     M.   6.    - 

Entscheidungen  des  Reichsoberhandels-  und  Reichsgerichts  in  einem  Bande  von 
O.  Fuchsberge  r.  Teil  V:  Seehandelsrecht.  Giefsen ,  E.  Roth,  1884.  Roy-8. 
VI_409   SS.     M.   6,50. 

Fr  an  ekel,  O.,  Die  Bestimmungen  des  österreichischen  Rechtes  gegen  unehrbaren 
Wettbetrieb  (concurrence  deloyale.)  Wien,  Mauz,  1884.  gr.  8.  (Separatabdruck  aus 
dem  XXVII.   Jahresberichte  der  Wiener  Handelsakademie.)     64  SS.     M.    1.   — 

Jäger,  L.  (Revierförster),  Das  württembergische  Gemeindewaldgesetz.  Stuttgart, 
W.   Kohlhammer,   1884.     8.     VI— 187   SS.     M.   2,40. 

Lewis,  W.,  Das  deutsche  Seerecht.  Ein  Kommentar  zum  fünften  Buch  des  all- 
gemeinen deutschen  Handels-Gesetzbuchs  nnd  zu  den  dasselbe  ergänzenden  Gesetzen. 
2.   Aufl.    Band  II.     Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1884.     8.     VIII— 528  SS.     M.   10.   — 

Merkel,  A.,  Juristische  Encyklopädie.  Berlin,  Guttentag,  1885.  8.  XII — 380  SS. 
M.  4,50. 

Naef,  N.,  Das  Recht  der  Liegenschaftsvollstreckung  im  Grofsherzogtum  Baden. 
Karlsruhe,  Bielefeld,   1884.     8.     XL— 238  SS.     M  4.   — 

Niendorff,  0.,  Das  preufsische  Mietsrecht.  Handbuch  für  Juristen,  Hauswirte 
und  Mieter.    Berlin,   C.   Dunckers  Verlag,   1884.    8.  X— 245  SS.    Orig.-Lwdbd.     M.   4.  — 

Späing,  W.,  Handelsrecht  und  Firmenrecht  nach  deutschem  und  aufserdeutschem 
Rechte.     Berlin,  Vahlen,   1884.     8.      108  SS.     M.   2.  — 

Weber,  A.  C,  Das  Unfallversicherungsgesetz  für   das  Deutsche  Reich   vom  G.Juli 
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1884  nebst  den  von  den  Einzelstaaten  erlassenen  Kompetenzbestimmungen.  In  kurz- 
gefafster  systematischer  Darstellung.     Berlin,   Guttentag,    1884.     8.      90  SS.     M.   1,50. 

Chassaing,  J.  B.,  Notions  usuelles  de  droit  civil,  repondant  aux  programmes 
de  l'enseignement  primaire  et  de  l'enseignement  secondaire  special.  Paris,  Delalain 
frferes,   1884.     8.     VIII— 300  pag.     fr.   2,50. 

Hauriou,  L'histoire  externe  du  droit.     Paris,   Pichon,   1884.     8.      15  pag. 

Jannet,  C,  Le  Code  civil  et  les  reformes  indispensables  ä  la  liberte  des  familles. 
Paris,   Dentu,   1884.      12.     72  pag. 

Liste  des  condamnes  ä  mort  par  les  divers  tribunaux  et  cours  qui  se  sont  suc- 
cedes  k  Nimes  depuis  1791  jusqu'ä  nos  jours  1884,  avec  la  date  de  la  condamtion ,  la 
nature  du  crime,  le  Heu  de  l'execution,  etc.,  documents  officiels.  Nimes,  Catelan,  1884. 
n-4  oblong.      3  pag.   et   15  tableaux. 

Mager,  H.,  Cours  sommaire  et  pratique  de  legislation  commerciale  et  industrielle, 
suivi  de  notions  de  legislation  finauciere.  Paris,  Delalain  frferes,  1884.  12.  VIII — 376  pag. 
avec  tableaux  de  statistiques  et  de  droit  de  douane ,  d'apres  les  documents  les  plus  re- 
cents,  et  une  carte  de  la  competence  judiciaire  et  commerciale  en  France,     fr.  4.   — 

Landtmanson,  L.  S.,  Svensk  rättshistoria  i  utlandet :  Karl  v.  Armira ,  Alt- 
schwedisches Obligationsrecht.     Stockh.   1884.     8.     71   pp.  kr.   1.   — 

W  r  e  d  e  ,  R.  A.,  On  kvittning  enligt  finsk  rätt.  Akademisk  afhandling.  Helsing- 
fors  1884.      8.     kr.  3,50. 

11.     Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Stein,  Lorenz  von.  Das  Gesundheitswesen.  (I.  Hauptgebiet,  2.  Teil 
der  inneren  Verwaltungslehre.  2.  Aufl.,  gänzlich  neu  bearbeitet  und  bis  auf  die  neueste 
Zeit  verfolgt).  Anhang;  Das  kaiserl.  deutsche  Gesundheitsamt.  Nach  zuverlässigen  Quellen. 
(Die  Verwaltungslehre  III.  Theil).     Stuttgart  1882,   Cotta.   XV  u.   456   S.     gr.  8.     M.  8.— 

Das  Gesundheitswesen  als  ein  organisches  Glied  des  grossen  Ganzen  der  Staatswissen- 
schaft zur  Anschauung  zu  bringen,  ist  bisher  Niemand  so  gelungen,  wie  Lorenz  von  Stein. 
Nachdem  der  Verfasser  schon  im  Jahre  1867  in  der  ersten  Auflage  dieses  Werkes  den 
Versuch  gemacht  hat,  das  Gesundheitswesen  systematisch  zu  behandeln,  hat  er  in  der 
nunmehr  vorliegenden  2.  Auflage  ein  Werk  über  das  Gesundheitswesen  geschafien,  das 
einen  mafsgebenden  Einfluss  auf  das  Studium  des  Arztes  und  des  Verwaltungsbeamten  ge- 
winnen wird. 

Das  Werk  beginnt  mit  einem  Bilde  des  gesammten  Staatsorganismus ,  in  dem  zur 
Darstellung  gebracht  wird ,  wie  jedes  Gebiet  der  Verwaltung  in  seiner  Weise  au  dem 
Gesundheitswesen  Anteil  hat.  Wissenschaftlich  wie  praktisch  ,  weist  Verf.  nach,  giebt  es 
fünf  ganz  bestimmte  Gebiete  ,  welche  uns  die  fünf  grofsen  Grundverhältnisse  des  Lebens 
der  Staaten  als  die  fünf  Objekte  ihrer  positiven  und  das  Recht  bildenden  Arbeit  bedeuten. 

Demgemäfs  widmet  er  in  Abschnitt  A  eine  höchst  belehrende  Besprechung  dem  Ge- 
sundheitswesen in  seiner  Beziehung  zur  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, wobei  er  das  kriegsrechtliche  wie  das  friedensrechtliche  internationale 
Gesundheitswesen  unterscheidet.  Hierbei  macht  er  darauf  aufmerksam,  dafs  an  der  Seite 
der  Genfer  Konvention  auch  eine  Konvention  über  Schiflfshülfe  dringend  wünschenswert 
sei.  Das  internationale  Seuchenrecht  behandelt  er  neben  dem  internationalen  Heilwesen 
und  weist  nach,  dafs  das  letztere  bereits  in  der  Zeit  der  Kreuzzüge  (Johanniter,  Templer, 
deutscher  Orden)  und  in  den  ältesten  frommen  Stiftungen  seinen  Anfang  nimmt.  Für  die 
Zukunft  wird  es  absolut  notwendig,  die  gleiche  soziale  Arbeitergesetzgebung  zum  positiven 
Inhalt  des  internationalen  Gesundheitswesens  zu  machen. 

Im  folgenden  Abschnitt  B  findet  das  Gesundheitswesen  im  Heerwesen  eine 
eingehende  Besprechung.  Die  Gesammtentwickeluiig  unserer  Zeit  geht  dahin,  einen  immer 
gröfseren  Teil  der  Bevölkerung  teils  durch  den  Einflufs  aller  Lebensfactoren  der  Städte, 
teils  durch  die  Nervenarbeit  der  geistigen  Kräfte  das  physisclie  Element  in  der  Gesund- 
heit zu  bedrohen.  Das  Heerwesen ,  seiner  Natur  nach ,  reifst  dagegen  den  jungen  Ulann 
durch  die  allgemeine  Wehrpflicht  aus  allen  seinen  Verhältnissen  heraus ,  und  zwingt  ihn 
rücksichtslos ,  eben  nur  jenes  physische  Element  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  Dieust- 
jahre  thun  das  ihrerseits  gerade  in  dem  Lebensalter,  in  welcliem  der  physische  Organismus 
sich  innerlich  entwickelt  und  consolidirt ,  und  zwar  lange  genug,  um  ihren  physischen 
Einflufs  dauernd  zu  hinterlassen.  Es  ist  daher  allerdings  in  hohem  Grade  naheliegend 
anzunehmen,  dafs  diese  allgemeine  Wehrpflicht  ein  naturgemäfses  und  zwar  das  ganze 
Volk  umfassendes  Gegengewicht   gegen   jene  Erscheinung   unserer  Gegenwart  ist ,  welche 
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vorzugsweise  in  kapitalistisclier  und  «cistiKcr  Arbeit  die  ursprünglich  so  ijewaltige  Spann- 
raft  der  (^ßrinaiii.sehen  Nationen  in  Schwäche  und  nervöse  Verstimmung  auflöst.  Wäh- 
rend die  allgemeine  Wchrpllicht  der  I.aiidhevölkerung  die  gymnastische  Herrschaft  über 
den  Kör])er  gieht ,  bietet  sie  für  die  liöheren  Stände  eine  allgemeine  unmittelbare  Eut- 
wickelung  aller  I';ieinenie  der  (jcsundlmit.  lluil  fiifst  man  das  Leben  des  Menschen  als 
ein  tJiinzes,  in  wcIcIkmii  die  physische  Kntwickelung  der  Oesundheit  in  der  Jugend  die 
Krhaltung  und  I'Vischo  derselben  im  Alter  bedingt  und  erzeugt,  so  wird  das  wohl  nicht 
wenig  dazu  beitragen  ,  uns  mit  der  Last  zu  versöhnen ,  welche  diese  allgemeine  Wehr- 
pflicht auf  die  Schultern  _der  Hevölkening  wälzt.  Es  wäre  dem  entsprechend  auch  richtig, 
wenn  die  militärischen  Übungen  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nicht  so  gleich- 
gültig gegen  die  grolsen  Unterschiede  im  Mafso  der  physischen  Kraft,  namentlich  bei 
den  Anstrengungen  wären,  wie  sie  glauben  es  sein  zu  müssen.  In  der  Tliat  wird  speziell, 
nachdem  lioth  und  Le.x  die  Sache  genau  und  wissenschaftlich  erforscht  haben  ,  auch 
d<!r  Militiirjirzt  zugeben,  dafs  wenigstens  gewisse  Krankheiten,  wie  namentlich  Fufsleiden 
und  ähnliche  Muskelaftcktionen,  beim  Militär  durchschnittlich  viel  häutiger  und  bösartiger 
sind,   als   in   andern   Ständen. 

Im  Abschnitt  C  zieht  Verf.  das  Gesundheitswesen  in  Volks-  und  Staatswirtschaft  in 
den  Kreis  seiner  Betrachtungen  und  entwickelt  dabei  beherzigenswerte  Grundsätze  über 
die  Notwendigkeit  der  Aufstellung  des  öffentlichen  G  e  su  n  d  h  e  i  ts  b  u  d  g  e  ts  für 
den  Staat  und  die  Gemeinden.  Das  Gesundheitswesen  in  der  Rechtspflege  bildet  den 
Inhalt  des  Abschnittes  D.  Verf.  entwickelt  Begriff  und  Stellung  der  gerichtlichen 
Medicin  in  der  Verwaltung,  behandelt  die  historische  Stellung  der  medicina  legalis  und 
der  medicina  forensis  und  führt  in  klarer  Weise  die  Elemente  der  Geschichte  der  ge rieht r 
liehen  Medicin  vor.  Hieran  sehliefst  er  seine  An^ch:luun;.cen  über  das  System  der  ge- 
richtlichen Medicin,  das  er  einteilt  a)  in  die  juristischen  Elemente  tur  die  Aufgabe  der 
gerichtliclicn  Medicin  in  der  Rechtspflege  überhaupt,  b)  in  die  civilgerichtliche  Medicin, 
ihr  l'rinzip  und  ihr  Gebiet  und  c)  in  die  strafgerichtliche  Medicin  und  die  Frage  der 
Zurechnungsfähigkeit. 

Die  bisherige  Darstellung  liatte  das  Gesundheitswesen  noch  als  Teil  und  Moment 
der  anderen  Gebiete  der  gesamten  Verwaltung  aufgefafst.  Als  selbständige  Aufgabe  der 
Verwaltung  betrachtet  Verf.  im  Abschnitt  E  das  eigentliche  Gesundheitswesen ;  die  öffent- 
liche  Gesundheit  als  Aufgabe   der  inneren    Verwaltung. 

Die  Erörterung  dieser  Aufgabe  macht  den  gröfsten  Teil  des  Werkes  aus.  Die  ge- 
schichtliche Entwickelung  des  Gesundheitswesens  wird  in  klarer ,  erschöpfender  Weise 
lind  die  Scheidung  des  Sanitätswesens  von  der  Medicinalpolizei  vortrefflich  begründet  und 
durchgeführt.     Die  ganze  Materie  teilt  Verf.  in  3  Teile. 

I.  Theil.  Das  Gesundheitsamt.  (Das  staatliehe  Verwaltuugsrecht  des  Gesundheits- 
wesens und  seine  Organisation.)  In  dem  Kapitel  über  ,.die  reclitbildende  Statistik  des 
Gesundheitswesens"  wird  nachgewiesen,  wie  die  Lehre  vom  Gesundheitswesen  der  Stati- 
stik nicht  mehr  entbehren  könne.  Ihre  historische  Entwickelung  lehrt  am  besten,  was 
sie  eigentlich  leistet  und  was  von  ihrer  Zukunft  zu  erwarten  ist.  Bestimmte  Epochen 
sind  zu  unterscheiden.  In  der  ersten  Epoche  löst  sich  die  Gesundheitsstatistik  von  der 
Bevölkerungsstatistik  los  und  wird  zu  einem  selbständigen  Gebiet  —  Krankheitsstatistik. 
Die  Einführung  der  Anzeigepflicht  beim  Auftreten  gemeingefährlicher  Krankheiten  —  das 
Seuchenwesen  —  führt  zur  zweiten  Epoche.  Die  dritte  und  gegenwärtige  Epoche  ist 
dadurch  geschafi'en,  dafs  ärztliche  Berichte  vorgeschrieben  werden,  welche  nicht  mehr  die 
einzelne  Gefahr  und  das  einzelne  Auftreten  der  Störungen  der  öffentlichen  Gesundheit 
beschreiben,  sondern  den  Gesundheitszustand  des  Staates  als  ein  Ganzes  aufzufassen  und 
in  seinen  Bewegungen  darzustellen  haben.  Deshalb  heifst  sie  die  Epoche  der  administra- 
tiven oder  der  Verwaltungsstatistik.  Diese  hat  wieder  2  Grundformen.  Die  erste  ist  die 
ordentliche  Gesundheitsstatistik  der  Verwaltung.  Sie  verwertet  die  Bevölkerungsstatistik 
in  Bezug  auf  das  Auftreten  von  Krankheiten  in  den  verschiedenen  Bevölkerungsverhält- 
nissen und  hat  den  Zweck,  die  Ursachen  der  Krankheiten  zu  ermitteln.  Unter  der  aufser- 
ordentlichen  Gesundheitsstatistik  ist  diejenige  zu  verstehen,  welche  durch  ganz  bestimmte 
Verhältnisse  und  örtliche  Verhältnisse  hervorgerufen  wird.  Amtliche  Erhebungen,  En- 
queten, öffentlicJie  Vernehmungen  werden  veranstaltet,  um  der  Regierung  das  tatsächliche 
Materia!  entweder  für  neue  Gesundheitspflege  oder  für  bestimmte  Mafsregeln   zu  geben. 

Aufserdem  giebt  es  eine  rein  wissenschaftliche  Gesundheitsstatistik,  die  an  keine 
territorialen  Grenzen  gebunden  ist.     Ihr  Wert  hängt  von  der  Angabe  der  Quellen  ab. 

Zu    beklagen    ist,     dafs   die    amtliche   wie    die    wissenschaftliche    Krankheitsstatistik 
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sich  noi'h  vorwiegend  auf  die  Todesursachen-Statistik  bescliränken  mufs.  Die  Kranklieit, 
die  so  schwer  auf  den  sanitären  Zuständen  der  Bevölkerung  ruht,  in  Bezug  auf  Dauer 
und  Häufigkeit  in  versdiiedenen  Lehensverhältnissen  kennen  zu  lernen,  ist  jedoch  viel 
wichtiger  für  die  Verwaltung.  Nach  diesem  Ziele  zu  streben,  ist  charakteristisch  für  un- 
sere Zeit.  Das  Gesundheitswesen  beginnt  mit  gutem  Recht,  diese  Verbindung  der  Hy- 
gii'ne  mit  ihrer  Statistik  als  eine  wesentliche  Bedingung  der  ersteren  anzuerkennen  und 
zu  (ordern. 

Im  II.  Teil  entwickelt  Verf.  den  Begriff  des  Sanitätswesens,  das  eigentliche  Sanitäts- 
recht und  seine  Elemente,  wie  die  Grundlagen  des  Systems  des  Sanitätswesens.  Die  erste 
Abteilung  enthält  die  Sanitätsjjolizei :  A.  Seuchenwesen.  B.  Bürgerliche  Sanitätspolizei 
(Gil'tpolizei.  Kurpfuscherei.  Das  Toten-  und  Begräbniswesen.  Die  Unfallspolizei  und 
ihr  sanitäres  Bufsrecht).  In  der  zweiten  Abteilung  wird  die  allgemeine  bürgerliche  Ge- 
sundheitspflege (Wohnungswesen,  Nahrungsmittel),  die  gewerbliche  und  soziale  Gesund- 
heitspflege unter   der  Überschrift  ,,Die  Sanitätspflege"  zusammengefafst. 

Die  Darstellung  des  Medizinal-  und  Heilwesens  bildet  den  III.  Teil.  Die  erste  Ab- 
teilung desselben  bezieht  sich  auf  Arzt,  Apotheker,  Hebammen,  Ileildiener  und  Kranken- 
wäiter  unter  dem  Titel:  ,,Der  Heilberuf  und  sein  Recht".  Mit  Freude  und  in  Überein- 
stimmung registrieren  wir  hier,  dafs  die  Autorität  eines  Lorenz  von  Stein  es 
unbegreiflich  findet,  dafs  die  Gesetzgebung  des  deutschen  Reiches,  wenn  mau  die  Ge- 
schichte des  ärztlichen  Standes  vor  Augen  hat,  durch  die  Gewerdeordnung  vom  21.  Juni 
1869  die  Ausübung  der  Heilkunde  als  ein  freies  Gewerbe  hinstellen  konnte.  Das  Volk 
aber  kann  aus  dieser  Gewerbeordnung  nur  Eines  herauslesen  ,  und  leider  stimmt  das  mit 
dieser  Bestimmung  jenes  Gesetzes  in  absoluter  Konsequenz  überein,  dafs  nämlich  die 
wissenschaftliche  Bildung  durchaus  nicht  mehr  für  die  Heilung  und 
das  Verständnifs  der  Krankheiten  notwendig  sei,  sondern  nur  für 
die  Führung  eines  behördlich  verliehenen  Titels.  Durch  die  deutsche 
Gesetzgebung  ist  dem   ärztlichen   Beruf  die  Achtung  des  Volkes  entzogen. 

In  der  zweiten  Abteilung  werden  die  Heilanstalten  besprochen.  Über  die  Anschau- 
ungen des  Verfassers  giebt  folgende  Stelle  Auskunft:  ,,Je  weniger  die  ärztliche  Funktion 
innerhalb  einer  solchen  Anstalt  bedeutet  und  vermag,  desto  niedriger  steht  dieselbe  im 
Organismus  des  Gesundheitswesens ,  und  diejenigen  sind  die  am  höchsten  stehenden  und 
leisten  daher  auch  für  den  letzten  Zweck  am  meisten  ,  in  denen  das  administrative  ,  und 
unter  Umständen  sogar  auch  das  formal  rechtliche  Element  der  ärztlichen  Aufgabe  sich 
unterordnet. 

In  allen  so  glücklich  aufgestellten  Unterscheidungen  im  System  des  Gesundheitswesens 
findet  der  Leser  eine  höchst  lehrreiche  Berücksichtigung  der  geschichtlichen  Entwickelung 
der  bezüglichen  Rechtsinstitutionen.  Zur  Erhöhung  des  Wertes  der  vorliegenden  Schrift 
kommt  dazu  eine  Vergleichung  des  Rechtszustandes  in  England  ,  Frankreich  ,  Osterreich 
vmd  im  deutschen  Reiche.  Durch  diesen  Vergleich  erseheinen  die  licistungen  Deutsch- 
land im  hellsten  Lichte.  Daher  begrüfst  der  berühmte  Verf.  das  kaiserlich  deutsche  Ge- 
sundheitsamt im  Namen  der  deutschen  Wissenschaft  und  ihrer  Zukunft  ganz  besonders 
und  bespricht  seine  Entstehungsgeschichte,  seine  Organisation,  seine  Entwickelung  und 
seine   Arbeiten  in   einem   Anhange. 

Aus  der  Zeit  des  polizeilichen  Kampfes  mit  den  offenen  Feinden  der  öflentlichen  Ge- 
sundheit sind  wir  in  die  Epoche  der  Verwaltung  des  Gesundheitswesens  gelangt.  Diese 
Höhe  dtr  Aufgabe  der  staatlichen  Tätigkeit  im  Gesundheitswesen  ist  ausschliefslich  durch 
die  Leistungen  der  Arzte  erreicht  worden.  Auf  Grundlage  der  medizinischen  Wissen- 
schaft sind  die  Forderungen  formulirt ,  welche  die  öffentlichen  Gesundheit  an  das  Ge- 
sammtleben  stellt.  Der  Wert  und  die  Unentbehrlichkeit  seiner  Kenntnisse  und  Erfahrun- 
gen rufen  nunmehr  den  Arzt  in  die  Verwaltung  des  Staates  hinein.  Der  Arzt  ist  bisher 
der  Träger  der  Entwickelung  des  Gesundheitswesens  gewesen  ;  jetzt  kommt  die  Zeit,  wo 
er  auch  zum  öffentlichen  Vertreter,  ja  Verwalter  derselben  werden  soll.  Jetzt  ist  Zeit, 
dafs  der  Jurist,  der  Verwaltungsbeamte  an  der  Vollbringung  dessen,  was  die  Bevölkerung 
zur  Erfüllung  der  Aufgabe  der  Hygiene  zu  leisten  bereit  ist ,  den  eigentlich  Sachver- 
ständigen nicht  blos  theoretisch,  sondern  auch  praktisch  Teil  nehmen  lässt. 

Dr.   Gu  ttstadt-Berlin. 

Biermann,  H.,  Der  deutsche  Reichstag.  Seine  Parteien  und  Grössen.  Teil  II. 
(Bennigsen  ,  Miquel ,  Treitschke  ,  Kardorff,  Kleist-Retzow  ,  Minnigerode,  Ilammerstein, 
Rauchhaupt ,  Professor  Wagner  ,  Stöcker ,  Wiudthorst ,  Schorlemer- Alst ,  Cremer,  Bebel.) 
Leipzig,  Renger'sche  Bhdl.,  1885,     8.     IV— 346  SS.     M.  5.  — 
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II  u(!  (io  Gras  (Graf),  Iluiidbiicli  dor  Verfassung  und  Verwaltung  in  Preufsen  und 
dem  deutschen   Kelche.  4.  Aiid.    Merlin,  J    Springer,    1884.    gr.  8.    Orig.-Lwdhd.  M.  7.  — 

de  Lagardo,  I*.,  Programm  für  die  konservative  Partei  Preufsens.  Göttingen, 
Dieterich,  1884.     gr.  8.      (>i  SS.     M.    1.   — 

Mojor,  O.,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht.  2.  Aufl.  Kreihurg  1.  H.  und 
Tübingen,  J.  C.    H.    Mohr,    1884.      gr.   8.      Vll  1—363   SS       M     8.  — 

Meyer,  G.,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes.  Mit  Anschlufs  an  das 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes.  Teil  II:  Auswärtige  Verwaltung,  Militärver- 
waltung, Finanzverwaltung.  Leipzig,  Duncker  &  Ilumblot,  1885.  gr  8.  VUI— 395  SS. 
M.   8.    — 

Pfafforoth,  C,  Die  gesamten  Organisationsgesetzc  für  die  innere  Verwaltung 
des  prcursisclicn  Staates.  Textausgabe  mit  Anmerk.  etc.  Uerlin,  J.  Guttentag,  1884. 
8.     Orig-Lwdbd.      VIII— 565  SS.     M.   6,50. 

Schmitz,  J.,  Die  Bürgermeisterei-  und  Amtsverwaltung  mit  Berücksichtigung  der 
neuesten  sozialpolitischen  Gesetze.  Band  I.  Neuwied,  Hcuser's  Verlag,  1884.  gr.  8 
320  SS.     M.  5.    - 

Wirth,  P.  C,  Die  neuen  Verwaltungsgesetzc  für  die  Provinz  Hessen-Nassau  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  den  Regierungsbezirk  Wiesbaden  betrachtet.  Wiesbaden,  Lim- 
barth,    1884.     8.      102  SS.     M.    1,50. 

Gucrin,  F.  R.  A.,  De  la  responsahilite  des  magistrats  publics,  en  droit  romain  , 
de  la  responsabilit(5  des  fonctionnaires,  en  droit  fran9ais.  Paris,  Rousseau,  1884.  8. 
296   pag. 

Reynaert,  A.,  Histoire  de  la  discipline  parlementaire.  Rfegles  et  usages  des 
assemblees  politiques  des  deux  mondes.  2  vols.  Paris,  A.  Durand  &  Pedone-Lauriel, 
1884.     8.     fr.  18.  — 

Bergstrand,  W.,  Handbok  för  den  svenska  kommunalförvaltningen  med  undan- 
tag  af  Stockholms  stads.     2a   uppl.  Stockholm  1884.     8.     508  pp.     kr.  3,75. 

12.     Statistik. 

Deutschland. 

Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt  am  Main.  Herausgegeben  von  der 
statistischen  Abteilung  des  Frankfurter  Vereins  für  Geographie  und  Statistik.  Band  IV, 
Heft  3:  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880.  Teil  IV:  Die  städti- 
sche Bevölkerung  nach  Stand  und  Beruf.  Frankf.  a.  M.,  Sauerländers  Verlag,  1884.  4. 
(S.    163—324.) 

Statistik  des  Herzogtums  Sachsen-Meiningen.  Heft  12:  Volkszählungsergebnisse 
nach  den  Zählungen  seit  1833.  Meiningen  1884.  4.  (Beilage  zum  Regierungsblatt 
Nr,    158  vom  6.   Oktober   1884.)     Nicht  im  Handel. 

Frankreich. 

Memoires  de  la  Societe  de  statistique,  sciences  ,  lettres  et  arts  du  departement 
des  Deux-Sfevres.  3^  Serie  tome  1.  Saiut-Maixent ,  impr.  Reverse,  1884.  8.  VIII — 
398  pag. 

Passerat,  Salubrite-statistique  (1872 — 1883)  de  Bourg-en-Bresse ,  reponse  k  M. 
Authier.  Bourg,  imprim.  Villefranche,   1884.      8.     46  pag. 

England. 
A  n  u  u  a  1    Statistical    report    of    the    Secretary    to    the  members  of  the  British   Iron 
Trade  Association    on    the    home  and  foreign  Iron    and  Steel  Industries  in   1883,   issued 
April  1884.     London,  Spon,    1884.      8.     IV— 157   pp. 

Holland. 

Gerechtelijke  statistiek  van  den  koninkrijk  der  Nederlanden,  1883,  's  Graven- 
hage  1884.     4.,    LH.— 275  bl.     (Holländische  Justizstatistik  für   1883.) 

Statistie'k  van  den  loop  der  bevolking  van  Nederland  over  1883.  Uitgegeven 
door  het  Departement  van  binnenlandsche  zaken.  's  Gravenhage,  van  Weelden  &  Min- 
gelen ,  1884.  8.  (Bewegung  der  Bevölkerung  im  Königr.  der  Niederlande  für  das 
Jahr   1883.) 
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Schweden. 
Befallningshaf  V  andes    femarsberättelser.     Ny    följd.      V.     jemte    sammandrag 
för  aren   1876—1880.     Utarbetadt  af  kungl.  statistiska  Centralbüran.     (Bidrag  tili  sveri- 
ges  officiela  Statistik.  H.)    Stockholm  1884.     Roy.  in-4.    (Schwedische  Provinzialstatistik  . 
Resume  der  fünfjährigen  Präfekturberichte  für  die  Jahre  1876/80.)     1163  pp. 

Portugal. 

Estatistica  agricola  do  districto  de  Beja.  Parte  I:  Concelho  de  Beja.  Parte  II : 
Concelho  de  Cuba,  par  G.  A.  Pery.  Lisboa,  imprensa  nacional.  1884.  Fol.  55  e  55  pp. 
com.  3  cartas  in  Imp.-fol.  (Publication  des  Ministeriums  für  öfifentl.  Arbeiten  ,  Handel 
und  Industrie). 

Estatistica  geral  dos  correios,  telegraphos  e  pharoes.  Anno  de  1881.  Lisboa, 
imprensa  nacional,  1883  Roy.  in-4.  (Portugiesische  Verkehrsstatistik  für  das  Jahr 
1881:  Posten,  Telegraphen  und  Leuchttürme  an  den  portugies.  Küsten  mit  6  graphischen 
Darstellungen  in  Fol.  und  Imper.-Fol.) 

Rumänien. 
Statistica    invetiamentului    pe  anul    scolar   1881/82.     Bucuresci   1884.     4.     (Sta- 
tistik der  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  Rumäniens.) 
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A.     Frankreich. 

Bulletin  du  Ministere  de  l'agriculture.  Ille  Anne'e  (18  8  4.)  N«  6:  De  l'etat  ru- 
ral  en  Allemagne,  par  (le  baron)  de  Plancy.  —  Rapport  sur  la  Situation  de  l'agriculture 
en  Allemagne  et  sur  son  Organisation  en  vue  d'une  culture  intensive,  par  H.  Merou.  — 
Notes  sur  diverses  questions  agricoles  relatives  h  l'AUemagne ,  par  G.  de  Pina.  —  Rap- 
port sur  la  recolte  de  1883  en  Prusse ,  par  G.  de  Pina.  —  Rapport  sur  les  progres 
recents  de  l'industrie  laitiere  en  Danemark  et  en  Hollande,  par  Leze  (suite  et  fin.)  -  - 
Rapport  sur  l'exposition  piscicole  de  Londres  en   1883  par   Sauvage.   —  etc. 

Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee.  VIII.  Annee.  S  eptembre 
18  84.  A.  France:  Evaluation  du  revenu  foncier  des  proprietes  non  bäties.  Rap- 
port du  President  de  la  commission.  —  Le  mouvement  des  impots.  —  Produits  des  con- 
tributions  indirectes  pendant  le  1er  semestre  des  annees  1884  et  1883.  —  Ouvertures 
et  annulations  de  credits.  Situation  au  20  septembre  1884.  —  Le  commerce  exterieur 
de  la  France.  —  Repartition  du  fonds  de  Subvention,  exercice  1885.  —  B.  Etranger: 
Belgique :  Le  regime  des  sucres.  L'impot  sur  les  eaux-de-vie.  —  Angleterre :  Les  de- 
penses  de  l'Etat  avant  et  depuis  1880.  Les  rentiers  anglais.  —  Italic:  L'admission 
temporaire  des  fils  de  coton.   —  Chine  :  Le  commerce  exterieur.  —   etc. 

Journal  des  Economistes.  Septembre  1884:  Theorie  generale  de  la  valeur, 
par  A.  Houdard.  —  Les  associations  ouvrieres  et  les  faveurs  ofticielles  ,  par  P.  Hubert- 
Valleroux.  —  L'Enquete  parisienne  de  la  Commission  des  44,  par  A.  Liesse.  —  Revue 
de  l'Academie  des  sciences  morales  et  politiques  (du  17  mai  au  15  aoüt  1884),  par  J. 
Lefort.  —  La  theorie  de  la  plus-value  de  Karl  Marx  et  la  critique  de  Paul  Leroy- 
Beaulieu ,  par  P.  Lafargue.  —  L'impot  doit-il  redresser  les  torts  de  la  liberte  ?  par  E. 
Martineau.  —  La  protection  coloniale,  par  J.  Rambaud.  —  Circulaire  relative  aux  syn- 
dicats  professionnels  —  Le  monopole  des  allumettes.  —  La  valeur  de  la  vie  humaine. 
—  Les  primes  sucrieres.  —  Programme  du  parti  ouvrier  socialiste  beige.  —  La  condi- 
tion  des  ouvriers  des  fabriques  en  Russie,  —  Societe  d'economie  politique.  Rcunion  du 
5  septembre  1884.  Communications:  L'association  polytechnique  et  Tcconomie  politique. 
Le  congres  des  societes  savantcs  en  1885.  Programme  de  la  scction  des  sciences  eco- 
nomiques  et  sociales.  Discussion :  Des  reformes  possibles  dans  l'assiette  le  tarif  des 
contributions  indirectes.  —  Comptes  rendus.  —  Chronique  economique.  —  Biblio- 
graphie 6trangere ,    par  E.  Renaudin.  —  etc.     Octobre    1884:    Malthus ,    par  G.  do 
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Moliimri.  -  llu  |)rcinicr  pas  diiiis  lit  voie  de  rövision  des  tarifs  de  cluiiniiis  de  fer, 
par  K.  Laiii('-l''l(;ury.  —  La  iiuuvcllo  loi  sur  lei»  sociütü»  anonymes  en  Alleniagne  ,  par 
A.  liaflalovich.  —  Kcvuo  des  principalcs  puldications  econotn'Kjucs  de  retraiii^er ,  par 
M.    lUock.   —   I.,c   54«    congrfcs    de   TAssociation   britaniiique,    par  H.  Taclid  Lc  capi- 

tal,  de  Karl  Marx,  k  j)roi)08  d'uuü  anticritique,  par  M.  IJloek.  —  I^a  thtorie  de  la  va- 
liMir  de  Karl  Marx,  pur  Achille  Loria  —  La  vriritalde  doctrine  de  Ha.stiat  sur  la  valeur, 
))iir  E.  Martiiiuaii  —  Sociöti;  d'<''coni)riiic  politiqnc.  I{i'uiii<jii  du  O  octolire  1884.  Com- 
niuiiications :  Ouvertüre  des  eourst  d'ecoiiomie  jiolitiijue  i\v  l'a.ssociation  pliilotechnique, 
seetion  do  la  ruo  Druot.  Dibcussion :  Jie  rexliauss<;inent  projeti;  en  France  des  droit.s 
d'iniportation  sur  los  bostiaux  ,  le  fromcnt  et  la  tarine.  —  CVjinptes  rendus  —  Chroni- 
quo  (Jcononiiquo :  L'agitatiiin  protectionnistc.  La  crise  de  rindustric  lyonnaise.  Lc  rc- 
tablissenioiit  de  la  taxc  du  pain.  IjU  Situation  financifcrc  de  la  France.  Comment  le 
Rouvernement  portugais  s'y  prciid  pour  attircr  livs  capitaux  fran(;ais  dans  »es  entreprises 
de  cliemins  do  l'er.   —  etc. 

Journal  de  la  Societc  de  statistique  de  Paris.  XXV.  Anncc  (18  8  4)  N"  9  (Scp- 
tuinbrc:  Los  statistiques  cornmunalcs ,  par  M.  de  Crisenoy.  —  Statistique  de  l'in- 
dustrio  mini'rale  en  France  et  ii  l'otranger,  par  Keller,  —  Du  n'-gime  des  impots  en 
France  et  cn  Frusse  ,  par  A.  Duiaurier.  —  Le  mouvement  de  la  population  en  Suisse, 
cn  IHS.'J,  par  T.  Loua.  —  J^cs  arrestations  ä  Paris,  cn  1883.  —  N"  10  (octobre):  Le» 
socictes  coopcrativos,  par  E.   lirolay,  (pag    3G9 — 424.)  — 

Moniteur  des  assurances,  le.  Revue  mensuelle.  N*"  191,  102  et  193:  Resumd  des 
Operations  des  compagnies  d'assuranccs  contre  l'incendie  peiidant  rexercice  1883.  —  Conrjptes 
rendus  des  compagnies  d'assuranccs  contre  Tincendie.  Extraits  des  (19)  comptes  rendus. 
—  Comptes  rendus  des  principales  compagnies  etrangeres:  Assurances  generales  de  Trieste 
et  Venise.  North  british  and  mercantile  Insurance  C" .  —  Assurances  contre  les  accidents. 
Kcsumu  des  Operations  de  l'exercice  1883.  -  licglement  du  Syndieat  general  des  com- 
pagnies d'assurances  h  primes  fixes  contre  les  accidents.  —  Extraits  des  (13)  comptes 
rendus  des  compagnies  d'assurances  k  primes  fixes  contre  les  accidents.  —  Assurances 
maritimes.  L'exageration  des  valeurs  assures,  par  L.  Fouzes.  —  Les  Operations  en 
1882  —  83  des  compagnies  anglaises  d'assurances  sur  la  vie.  —  Assurances  contre  la 
gröle.  Kesunic  des  Operations  de  l'exercice  1883.  Extraits  d'^s  comptes  rendus  des  (3) 
compagnies  d'assuranccs  k  primes  fixes  contre  la  grele:  ,,rAbeille",  la  ,,Confiance",  le 
,,Soleil".  Les  assurances  maritimes  ä  Paris  en  1883.  —  Statistique  de  la  marine 
marchande  en  1884.  —  Operations  des  compagnies  d'assurances  maritimes  du  Havre, 
ler  semestre  1884.  —  Les  accidents  en  Europe.  —  La  reforme  sociale  par  l'assurance 
en  Allemagne.     Correspondance  ctrangere.   —   etc. 

Revue  generale  d'administration.  Vlle  Annce.  Septembre  1884:  Du  casier 
de  l'etat  civil  et  des  livrets  de  famille ,  par  H.  Lefebvre.  —  De  l'origine  des  armees 
permanentes  en  Europe,  par  J.  De  la  Chauvelays.  —  Situation  de  l'enseignement  primaire 
en  1882  — 1883.  —  Chronique  de  l'administration  fran(,'aise :  Societe  de  secours  aux 
blessi'S.  Caisse  d'epargne  postale ;  remboursements  par  maudats-poste.  luspection  de 
la  boucherie  k  Paris.   —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXXII,  Septembre  1884:  Le  royaume 
du  Cambodge  ,  par  Bouinais  et  A.  Paulus.  —  Organisation  de  la  marine  norwegienne, 
traduit  de  l'italien  par  Josse.  —  Souvenirs  d'une  campagne  dans  le  Levant.  La  Grece 
en  1883  (suite),  par  B.  Girard.  —  Le  budget  de  la  marine  anglaise  (1884 — 1885) 
[suite.j  —  Administration  de  la  marine  (suite),  par  Neveu.  —  Budget  et  flotille  de  Bul- 
garie.  —  Fortifications  de  Pola.  —  Fortifications  de  la  Spezia.  —  Pavillons  de  la  marine 
chinoise.  —  I.a  marine  marchande  anglaise  et  les  principales  marines  etrangeres  de 
1840  ä  1883.  —  etc.  Octobre  1884:  Au  sujet  de  l'adoption  projetee  d'un  premier 
meridien,  par  Beilot.  —  L'instruction  pul)lique  ä  l'ile  de  la  Keunion,  par  D.  Brunet.  — 
Notice  historique  sur  la  fregate  la  ,, Minerve''  (1778 — 1884)  —  Administration  de  la 
marine,  par  Neveau  (suite.)  —  Considerations  sur  la  methode  des  distances  lunaires,  par 
G.   Felix.   —  Notes  sur  Madagascar,  par  L.   Cremazy  (suite.)  —  Chronique.  —  etc. 

;  B.     England. 

Eritish  Quarterly  Review,  N"  160,  October  1884:  Federalism  and  the 
British  Empire.  —  Pascal's  ,, Pensees".  —  The  theory  of  Christian  Socialism.  —  The 
House  of  Lords:   Can  it  be  reformed?  —  The  Irish  Rebellion  of  1641.    —   The  original 
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Lome  of  the  Aryans.  — ■  The  eve  of  Disestablishment  in  France  and  its  antecedents.  — 
The  political  struggle  of  the  day.   —   etc. 

Contemporary  Review,  the.  August  1884:  Technical  Instruction  in  America, 
hy  J.  H.  Rigg-  —  Christianity  and  the  equality  of  the  Sexes,  by  J.  Llewelyn  Davies.  — 
The  British  Association  at  Montreal,  by  Grant.  —  Party  Government,  by  Matt.  Macfie. 
—  Gold  Worship,  by  F.  A.,  Paley.  —  The  political  crisis,  by  H.  D.  Traill.  ^  Liberal 
defeat  and  its  causes  ,  by  E.  de  Laveleye.  —  September  1884:  The  Confiict  with 
the  Lords,  by  G.  Smith.  —  House-Boarders  and  Day-boys,  by  H.  Lee  Warner.  —  Science 
and  Religion ,  by  W.  Barry.  —  The  late  Duke  of  Wellington  ,  by  H.  R.  Haweis.  — 
Further  thoughts  on  Apparitions ,  by  (the  Bishop)  of  Carlisle.  —  Contemporary  life 
and  thougth  in  Italy,  by  G.  Boglietti.  —  etc.  October  1884:  Reform  of  the  House 
of  Lords,  by  E.  A.  Freeman.  —  Socialism  as  Government,  by  H.  A.  Taine.  —  Flying 
and  Balloon-Steering  ,  by  H.  Coxwell.  —  The  Americans  painted  by  themselves,  by 
(Lady)  Verney.  —  A  national  School  of  Forestry,  by  J.  Lubbock.  —  Mechanical  modes 
of  Worship,  by  C.  F.  Gordon  Cumming.  — ■  Redistribution :  Electoral  districs,  by  A. 
B.  Forwood.  —  Contemporary  life  and  thougth  in  the  United  States :  The  Presidential 
Canvass,  by  (Prof.)  C.  K.   Adams.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the.  N<»  328,  October  1884  (IV.  quarter  of  18  84):  Moun- 
tain Observatories.  —  Memoirs  of  (the  Earl)  of  Malmesbury.  —  John  de  Witt.  —  The 
Irish    Massacres    of    1641.  —   Boulger's   History  of  China.  Memorials  of  the  Merivale 

family.   —  The  Reform  Bill  and  the  House  of  Lords.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  September  1884:  An  antidote  to  Agitation, 
by  (Lord)  R.  S.  Churchill.  —  Sport  and  travel  in  Norway,  by  C.  N.  Jackson.  —  People 
and  Peers ,  by  H.  Labouchere.  —  People  ,  Parliament ,  and  Peers ,  by  A.  Arnold.  — 
Concerning  Chili,  by  (Lord)  Cochrane.  London  Water  Supply ,  by  C.  Norman  Bazal- 
gette    —  Two  colonial  questions :    1.   The  Germans  in  South  Africa  ,    by  W.  Gresswell. 

2.  What  England  has  done  for  the  Zulus,  by  Fr.  Mackarness.  —  etc.  October  1884: 
Is  England  a  great  European  Power?  —  Ideas  about  India  II.  Race  hatred,  by  W.  Sc. 
Blunt.  —  The  House  of  Lords  as  a  Senate,  by  Percy  Greg.  —  The  Future  of  the 
Soudan,  by  (Capt.)  E.  A.  De  Cosson.  —  Lord  Salisbury  as  foreign  Minister,  by  a  mem- 
ber  of  Parliament.  —  Bernal  Osborne ,  by  T.  H.  S.  Escott.  —  Home  and  foreign  af- 
fairs.   —  etc. 

Journal    of  the  Statistical  Society.     Published  quarterly.     Vol.    XLVII,    part 

3,  September  1884:  Report  of  the  Council  to  the  fiftieth  anniversary  meeting  of 
the  Statistical  Society,  held  on  the  24*'»  of  June,  1884,  with  proceeding.  —  Some  sta- 
tistics  of  Egypt,  by  J.  Robino,  with  discussion  on  this  paper  — •  The  General  Statistics 
of  the  British  Empire.  The  address  of  the  President  of  Section  F  (Economic  Science 
and  Statistics)  of  the  British  Association  at  the  LIVth  Meeting  ,  held  at  Montreal,  in 
August  1884,  by  R.  Temple.  —  Media  of  Exchange,  being  some  notes  on  the  Precious 
Metals  and  their  equivalents  ,  by  J.  B.  Martin.  —  Immigration  into  the  United  States, 
by  A.  Liegard.   —  A   new  Industrial  Inquiry,  by  F.  Harrison.    —    etc. 

Macmillan's  Magazine,  N"  229  for  September  1884:  The  Northumbrian 
Border ,  by  (Canon)  Creighton.  —  Wilkes  and  Lord  Sandwich.  —  The  decay  of  ge- 
nius.  — Review  of  the  Month  etc.  —  October  1884:  Mark  Pattison :  in  memoriam, 
by  J.  C.  Morison.  —  Notes  in  the  Canton  de  Vaud.  —  Steam ,  the  tyrant.  —  The 
Capital  of  the  Cyclades.  —  Newspapers  and  English :  a  dialogue.  —  Review  of  the 
Month.   — 

National  Review,  the.  August  1884:  Poisoning  the  wells,  by  a  retired 
politician.  —  A  plea  for  the  partial  Emancipation  of  certain  Engli.sh  Bondmen  and 
Bondwomen,  by  (Lady)  John  Manners.  —  John  Gibson  Lockhart,  by  G  Saiutsbury.  — 
The  Ameer's  Message,  by  A.  C.  Lyall.  —  Social  Science  at  Birmingham,  by  Rieh. 
Temple.  —  The  Clergy  and  Church  Defence  ,  by  (Canon)  Blackley.  —  Radicali.sm  and 
Reality  ,  by  N.  Pearson.  —  The  French  v.  the  London  l\Ii.ssionary  Society  in  Madagas- 
car,  by  A.  Smith.  —  September  1884:  Democracy  and  the  House  of  Lords,  by  (tbe 
Earl)  of  Dunraven.  —  The  Burning  of  Bristol.  A.  reminiscence  of  the  first  Reform 
Bill ,  by  G,  Lathom  Browne.  —  Personal  Sacrifices  and  the  Conservative  Cause ,  by 
A.  M.  Brookfield.  —  Protection  from  the  Workman's  point  of  vicw,  by  W.  J.  Harris. 
—  A.  Woman's  Work  ,  by  (Lord)  Brabazon.  —  The  younger  Pitt  as  an  Orator,  by  C. 
F.  Keary.  —  The  Right  of  l^aymen  in  the  Church,  by  H.  llayman.  —  October  1884: 
The  value    of  Redistribution,    by    (the  Marquis)    of  Salisbury.  —  To  King  Humbert  of 
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Italy,  l>y  II.  Herbert.  —  'I'hc  Iiidii.'itrial  Cri.si.s  (>(  Kriiixc  ,  liy  W.  \l  Huiiie.  —  Cork- 
hou.se  jit  lioiiie  ,  Ijy  (Lord)  SaiiKfroid.  —  Tory  I'rinie  MiiiistcrH.  I  I'itl,  \>y  T.  E.  Heb- 
bel. —  Letters  from  Ruricola.  IV.  Coininuniciited  by  fthe  Earl)  of  Cariiarvon.  —  Settle- 
iiient  of  Land   in   Knt;hind,   l)y   II.   AI.   Iluinpbrey.  —   Italian    Social   Lifo,   by   A.  Ciallenga. 

—  India,    I88U — 84:   an   unofticial   rctrospect,    by   J.   Durie    —   etc. 

Ninuteenth  Century,  tbc.  A  inonthly  review  edited  by  J.  Knowlcs  N"  91, 
September  1884:  Chatter  versus  Work  in  I'arliament ,  l)y  J.  O  Koi^er.-*.  —  The 
Dawn  of  the  new  Italy  ,  by  fthe  marchese)  Noljili-N'itelleschi.  —  Tbe  fipportunity  of 
the  Peers,  by  (Lord)  LyniinKton.  —  A  Dennocrat's  dcfcnce  of  tbc  IIousc  of  Lords,  by 
Maltinan  Harry.  —  Knglisb  Supreinacy  in  tbe  Käst,  by  F.  Hulkeley  Jobnsoii.  —  Im- 
perial Kederatiou  —  its  impossibility,  by  (Lord)  Norton.  —  N*  92,  Üctober  1884: 
Daily  life  in  a  modern  monasterie ,  by  Fatlier  Cody.  —  The  Emigrant  in  New  York, 
by  Charlotte  G.   0'   Brien.  En>^land  as  a  Market  Garden,  by  H.  P.  Dunster.  —    ,,The 

Spoliation  of  India",  a  reply ,  by  L.  Asbburner.  —  Pro{^ress  und  Wages:  a  workman'a 
view,   by  J.   G.  Hutchinson.  —  Lord   Beaconsfield's  Irish  Policy,   by  J.   P.  Hennessy.  — 

Quarterly  Review,  N"  .S16.  (IV.  quarter  of  1884):  The  nature  of  Demo- 
cracy.  —  France  under  Richelieu.  —  Country  Life.  —  John  de  VV^itt.  —  Cricket.  — 
Massillon.   —   The  Crokcr  Papcr.s    —   The  IIousc  of  Lords  and  the  Government.   —  etc. 

Transactions  of  the  Manchester  Statistical  Society,  session  1883  —  84:  On  the 
Cost  of  Technical  and  Art  Education   in   England  and  in   foreign  countries  ,    by  J.  Slagg. 

—  The  land  and  the  nation ,  by  Pankhurst.  —  On  the  Revalution  by  the  State  of 
the  three  per  cent  Annuity  on  the  National  Debt ,  by  II.  Baker.  --  Progress  of  Morals 
in  England  during  the  last  25  years,  by  (Prof.)  L.  Levi.  —  National  Income  and  Ex- 
penditure ,  by  Tb.  B.  Moxon.  —  Certain  statistics  of  New  Zealand  2nA  paper,  by  R. 
H.   Gibson.  —   etc. 

C.     Österreich. 

Osterreichische  Monatsschrift  für  christl.  Sozialreform,  Gesellschaftswissen- 
schaft etc.,  von  Frh.  C.  v.  Vogelsang.  XII.  Jahrg  (1884)  Heft  9  —  10:  Zins  und 
Wucher.  Ein  Separatvotum  in  dem  vom  deutschen  Katholikentage  eingesetzten  sozial- 
politischen Komitc.  Artikel  V.  —  Ein  Nachtrag  zur  Darlegung  der  materiellen  Lage 
des  Arbeiterstandes  in  Österreich :  (Floridsdorf  und  Umgebung ,  ein  soziales  Bild.)  — 
Land  und  Leute  des  böhmischen  Erzgebirges.  —  Zur  materiellen  Lage  des  Arbeiter- 
standes in  Österreich  —  Über  Versicherungswesen  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse der  Landwirtschaft.   —  etc. 

Statistische  INlonatschrift.  Hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission. 
X.  Jahrg.  Heft  8  — 10:  August  bis  Oktober  1884:  Die  Griechisch-Gläubigen  und  ihr 
Kirchenwesen  in  Österreich-Ungarn,  von  H.  J.  Bidermann.  —  Der  Haushalt  der  gröfsten 
österreichischen  Stadtgemeinden  ,  von  J.  Hatschek.  —  Bericht  über  die  Thätigkeit  des 
statistischen  Seminars  an  der  k.  k.  Universität  Wien  im  Wintersemester  1883  1884,  von 
J.  von  Roschmann-Hörburg.  —  Versuche  zur  Beschaffung  einer  Industriestatistik  in 
Österreich,  von  Rossiwall.  —  Auszug  aus  dem  Protokolle  der  193.  Sitzung  der  k.  k. 
statistischen  Zentralkommission.  —  Realitätenverkehr  und  Realitätenbelastung  im  Jahre 
1882,  von  Winkler.  —  Die  Verluste  der  österreichischen  Handelsmarine  durch  Schiff- 
bruch in  den  Jahren  1873  bis   1882,  von  Pizzala.  —  etc. 

E.     Italien. 

Annali  di  agricoltura,  1884.  N"  74 — 82:  Süll'  allevamento  dei  grossi  co- 
lombi  da  carne.  —  Atti  del  Convegno  dei  produttori  di  vino.  —  Atti  della  Commissione 
consultiva  per  la  pesca,  sessione  1884.  —  Della  influenza  dei  boschi  sulla  malaria  do- 
minante nella  regione  marittima  della  provincia  di  Roma.  —  Atti  della  Commissione 
consultiva  per  la  fillossera,  1883.  —  Relazione  sul  servizio  ippico,  1883.  —  Atti  del 
Consiglio  di  agricoltura,  1884.  —  Sulla  preservazione  dell'  uomo  nei  paesi  di  malaria. 
—  Le    scuole  pratiche  di  agricoltura  in  Italia.     Parte  I  e  II.  — 

Annali  ,di  statistica.  Serie  3»  vol.  9.  e  10.  Roma  1884:  Vol.  IX.:  Ap- 
punti  di  statistica  comparata  di  alcune  cittä  italiane  ed  estere.  — ■  Censimento  degli 
Israelit!  esistenti  nel  Regno  alla  fine  dell'  anno  1881.  —  La  superficie  geografica  del 
Regno  d'Italia  secondo  i  piii  recenti  studi.  Memoria  del  prof.  G.  Marinelli.  —  Sulla 
statistica  dell'  istruzione  secundaria  per  l'anno  scolastico  1881 — 82.  Studio  presentato 
del  prof.  Arist.  Gabelli  al  Ministro  della  pubblica  istruzione.  —  Vol.  XI.:  Appunti  di 
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statistica    e    legislazione  comparata  sugli    istituti    di  credito  fondiario   di  L.  Sbrojavacca. 
Parte  la ,  pag.  3 — 133:  Italia.   Parte  IIa,  pag.  3 — 257  :   Germania,  Svizzera  e  Australia.  — 

G.  Belgien  und  Holland. 
Economist,  de.  Tijdschrift  voor  Staathuishoudkunde ,  onder  redactie  van 
J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XXXIII.  Jaargang  (1884)  Juli  —  Augustus:  Umfang  und 
Verteilung  des  niederländischen  Kapitalvermögens,  von  G.  M.  Boissevain.  —  Die  Gröfse 
(grootheid)  eines  kleinen  Landes  :  (Über  die  wirtschaftliche,  industrielle  und  finanzielle 
Bedeutung  der  Schweiz),  von  D.  Hartevelt.  —  Die  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  A.  Jansen.  —  Die  Welt  der  Kolonien:  (Historisch-geographisch- 
statistisch-wirtschaftliche Übersicht  der  Kolonien  der  5  Erdteile),  von  H.  J.  Bool.  — 
Finanzielle  Übersicht  einer  Anzahl  der  bedeutendsten  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungs- 
institute in  dem  Königr.  der  Niederlande.  —  Die  neuesten  ,  vom  Minister  des  Innern 
eingebrachten  niederländischen  Steuervorlagen :  (Abschaffung  der  Patentsteuer,  Regu- 
lierung der  Einkommensteuer ,  Projektierte  Kapital-  und  Rentensteuer)  2  Reden  am 
19.  und  26.  Juni  von  Bruyn  Kops.  —  September  bis  Oktober  :  Die  Welt  der  Kolonien, 
von  H.  J.  Bool  (Fortsetzung.)  —  Kapitalversicherung,  von  M.  Henriquez  Pimentel.  — 
Mufs  es  staatliche,  resp.  landwirtschaftliche  Versuchsstationen  geben?  von  (Prof.)  A. 
Mayer.  —  Landwirtschaftliche  Zustände  im  Königr.  der  Niederlande  ,  von  H.  C.  Müller. 
—  Holländische  Käseindustrie,  von  F.  B.  Löhnis.  —  Der  niederländisch-indische  Militär- 
Witwen-  und  Waisenvermögensgrundstock ,  von  W.  Stoop.  —  Rede  des  holländischen 
Finanzministers  bei  Überreichung  des  Staatshaushalts-Voranschlags  für  1885  in  der 
II.   Kammer  des  gesetzgebenden  Körpers.  —  etc. 
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Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser  Nr.  173 — 175, 
1.  September  —  1.  Oktober  1884:  Einflufs  der  Eisenindustrie  auf  die  finanziellen  Ver- 
hältnisse Österreichs.  —  Die  Brennstoffersparnis  beim  Lokomotivbetrieb,  von  Lange.  — 
Sommerversammlung  der  Institution  of  Mechanical  Engineers  in  Cardiff  am  5.  und 
6.  August.  —  Die  Herstellung  einer  6  m  tiefen  Wasserstrafse  zwischen  Königsberg 
und  Pillau.  Gutachten  der  königl.  Akademie  des  Bauwesens.  —  Ratschläge  bei  An- 
lage neuer  Dampfkessel,  von  Abel.  —  Der  Simplexmotor,  Dampfmaschine  für  das  Klein- 
gewerbe von  Klotz  ,  Günther  &  Kops  in  Merseburg.  —  Geschwindigkeit  englischer  und 
deutscher  Eisenbahnzüge.  —  Geschwindigkeit  auf  Kanälen ,  von  Conder.  —  Bericht 
der  Halleschen  Maschinenprüfungsstation  über  die  Feldeisenbahn  von  R.  Dolberg  in 
Rostock.   —  etc. 

Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  hrsg. 
von  G.  Hirth  und  M.  Seydel.  Jahrg.  1884.  No.  10:  Die  rechtliche  Natur  des  Stiuits- 
dienstes  nach  deutschem  Staatsrecht  historisch-dogmatisch  dargestellt.  Von  der  Jurist. 
Fakultät  der  Universität  München  gekrönte  Preisschrift,  von  H.   Rehm.  — 

Arbeiter  freund,  der.  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  XXII.  Jahrg.  (1884) 
3.  Vierteljahrsheft:  Arbeiterzustände  in  England  während  der  letzten  sechshundert  Jahre, 
von  A.  S.  —  Der  gegenwärtige  Stand  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
in  Grofsbritannien  und  Irland,  von  F.  Schneider.  —  Arbeitervertretungen  in  Fabriken, 
von  A.  Lammers:  1.  Die  Fabrik  von  D.  Peters  &  C.  in  Neviges  bei  Elberfeld.  2.  Die 
Fabrik  von  F.  Brandts  in  M.  Gladbach  und  der  Verein  Arbeiterwohl.  —  Statut  für  die 
Alterssparkasse  der  städtischen  Sparkasse  zu  Breslau  —  Altersrentenversicherung  ,  ge- 
stiftet von  Wilhelm  Borchert.  —  Vierteljahrschronik.     Wirtschaftlich-soziale  Umschau. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  No.  13,  14,  15  u.  16.  Juli  und  August  1884: 
Das  Postkurswesen.  —  Verbesserungen  in  der  Einrichtung  der  Diensträume  der  Verkehrs- 
anstalten. —  Das  belgische  Post-  und  Telegraphenwesen  im  Jahre  1882.  —  Eine  eigen- 
tümliche Schädigung  des  Isolationszustandes  oberirdischer  Telegraphenleitungen.  —  Ein- 
richtung einer  Personenpost  vor  200  Jahren.  —  Die  elektrische  Beleuchtung  der  Dienst- 
räume beim  kais.   Haupttelegraphenamt  zu  Berlin.  —    Ein  römischer  Postdirektor  in  den 
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Rlieinlfiriden  —  Dns  bittlio^^ritphischc  Museum  von  Klemm  in  Dresden.  —  Die  Hamil- 
ton'scliu  IlandscIirilteiisHinniliiii^  im  Jierliner  MuHcuiii  und  ihre  He/iehun|<en  zur  Ue- 
schielite  des  Nacliricliten-  und  Verlielirswescns.  —  Da»  TelcKraplnuiwesen  von  Neu-See- 
liind    im   Jalir   18H'2.  Die   inteniiiliijriHle   Konferenz    zur   Hestiinmuni^    der  elelitrischen 

ICiidieiten.  —  Das  neue  I'ostgesetz  der  Republik  Honduras.  —  Über  Schrift-  und  Ver- 
kehrswesen im  alten  Ägypten.      -  etc. 

■Jahrbuch  liir  <]iesctz((<;bun«,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich, 
hrsg.  von  (J.  Schmoller.  Vlll.  .ialir^.  (IH84)  Heft  4:  Studien  über  die  wirt'>cliaftliche 
Politik  l'^riodrichs  des  (»rofsen  und  Preufsens  überhaiijU  von  1G80  bis  1780,  vo»  (i. 
Schmoller.  Abteilung  V.  —  VH.  —  Über  den  volkswirtschaftlichen  Wert  rationeller 
Eisenbahntarifo  und  deren  Flcrstcllung ,  von  L.  E.  Trommer.  —  I>ie  ungarische  Ge- 
werbeljewegung  und  das  ungarische  (iewerbegesetz  von  1884,  von  Fr.  Hcltai.  -  Die 
neuen  Verträge  der  französischen  Regierung  mit  den  sechs  grofsen  Kisenbahngesellschaften, 
von  v.  d.  Leyen.  —  Die  deutsche  Waren  -Ein-  und  Au.ifuhr  und  die  Durchfuhr  durch 
das  Deutsche  Reich  von  1880  bis  1882.  Wirtschaftsstatistische  Studie,  von  Th.  Laves. 
—  Das  englische  Ari)eitcrversicherungswesen ,  von  W.  Hasbach.  —  Die  preufsische 
und  bayerische  (Jrundeigcntumsstatistik  von  1882.  —  Kegulierungen,  Ablösungen,  Ge- 
mcinheitstoilungen  und  Zusammenlegungen  in  Preufsen  bis  1883.  —  Die  .Statistik  der 
llypotbekcnscliulden  in  ()stcrreicli.  —  Die  Bilanzen  der  deutschen  iianken  in  den  Jahren 
1H82  und  1883  —  Die  Höhe  des  Tageslohns  in  den  einzelnen  Provinzen  Österreichs 
von  18.'51  bis  1881  —  Polen  unter  Stanislaus  August  (1764-1794)  (nacli  dem  Buche: 
Wewnatrzne  Dzieje  Polski  etc.  :  Innere  (ieschiclite  Polens  unter  Stanislaus  August,  von 
Thadd.   Korzon.      Porsehungen  vom   Ökonom,   etc.   Staudijunkte.]   —   etc. 

J  ournal  für  Landwirtschaft.  Im  Auftrage  des  Zentralausschusses  der  kgl.  Land- 
wirtschafts-Gesellschaft zu  Celle,  hrsg.  von  W.  Henneberg  und  G.  Drechsler.  XXXIl. 
Band,  1884  Heft  3:  Mitteilungen  aus  dem  bodenkundlichen  Laboratorium  der  kaiserlichen 
geologischen  Landuufnahme  in  Tokio  ,  von  M  Fesca.  —  Kuiturversuche  mit  Zucker- 
rüben ,  von  W.  u.  H.  Brandes.  —  Die  Grundrente  der  Gegenwart  und  die  Voraus- 
setzungen ihres  Entstehens  wie  ihres  Fortbestandes  als  Erwerbselement ,  von  Leise- 
witz. — 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hr.sg.  von  H.  Thiel.  Band  XIH  (1884) 
Heft  4  II.  .5:  Beitrag  zur  natürlichen  Geschichte  bayrischer  Rinderrassen,  von  Th. 
Kitt.  —  Die  Entwickelung  der  Viehzucht  und  die  Viehnutzuug  im  preufsischen  Staate 
von  1816 — 1883,  von  E.  Kirstein.  —  Welchen  Umständen  verdankt  die  Ochsenzuchl 
Bayerns  ihren  Vorrang  ?  Reisebericht  von  Benno  Martiny.  —  Mitteilungen  aus  der 
agrikulturchemischen  Versuchsstation  Dahnie.  Referent:  J.  Fittbogen.  —  Bonitieren  der 
Wiesen,  von  S.  A.  Pfannstiel.  —  Band  XIII,  Supplement  I:  Beiträge  zur  land- 
wirtbchafllichen  Statistik  von  Preufsen  für  das  Jahr  1883.  I.  Teil.  Bearbeitet  im  kgl. 
preufs.  Ministerium  für  Landwirtschaft ,  Domänen  und  Forsten.  663  Textseiten  in  8. 
und   120   Seiten  Tabellen   in  4.  — 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs  für  1884.  Hrsg.  vom  kaiserl. 
Statist.  Amt.  Jlaiheft,  Juniheft  und  Juliheft:  Die  Anmusterungen  von  Vollmatrosen  und 
unbefahrenen  Schiffsjungen  bei  der  deutschen  Handelsmarine  im  Jahre  1883.  —  Die 
Eisenbahn-  und  Bevölkerungsstatistik  der  deutschen  Städte  für  die  Periode  1867  bis  1880.  — 
Warenverkehr  des  deutschen  Zollgebiets  mit  dem  Auslande  für  das  Jahr  1883  nach  dem 
Werte.  Definitive  Hauptergebnisse.  —  Überseeische  Auswanderung  aus  dem  Deutschen 
Reich  über  deutsche  Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfang  Januar  bis  Ende  Mai, 
resp.  Ende  Juni  und  Ende  Juli  1884  und  Vergleich  mit  dem  entspr.  Zeitraum  der  vorher- 
gehenden Jahre.  —  Berichtigung  zu  den  Statistiken  über  Produktion  und  Besteuerung  des 
iuländi.sfhen  Rübenzuckers,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  deutschen  Zollgebiet.  — 
Ergebnisse  der  Viehzählung  vom  10.  Januar  1883  im  Deutschen  Reiche.  —  Übersicht 
über  die  Spielkartenfabrikeu  und  den  Verkehr  mit  Spielkarten  im  Deutscheu  Reiche  für 
das  Etat.sjahr  1883/84.  —  Der  Seeverkehr  in  den  deutschen  Hafenplätzen  in  den  Jahren 
1873  bis  1882  einschl.  —  Die  den  Weinhändleru  im  deutschen  Zollgebiet  gewährten  ZoU- 
begün.^tigungen  für  das  Etatsjahr  1883J84.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im 
Grofshandel,  Mai,  Juni  und  Juli  1884.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Waren- 
artikel im  deutschen  Zollgebiet  für  die  Monate  Mai,  Juni  und  Juli  1884  und  für  die  Zeit 
vom  1.  Januar  bis  Ende  Mai,  resp.  Ende  Juni  und  Ende  Juli  1884.  —  Versteuerte  Rüben- 
mengen im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  in  den  Monaten 
Mai,  Juni  und  Juli   1884.  —  August  lieft:  Beiträge  zur  Forststatistik    des  Deutschen 
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Reichs.  —  Die  Deutschen  im  Auslande  und  die  Ausländer  im  Deutschen  Reich.  — 
Der  Tabakbau  und  die  Ergebnisse  der  Tabakernte  im  deutschen  Zollgebiet  für  das 
Erntejahr  1883|84.  —  Überseeische  Auswanderung  aus  dem  Deutschen  Reich  über 
deutsche  H.äfen  nnd  Antvperpen  in  der  Zeit  von  Anfang  Januar  bis  Ende  August  1884 
und  Vergleich  mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der  vorhergehenden  Jahre.  —  Durch- 
schnittspreise wichtiger  Waren  im  Grofshandel,  August  1884.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der 
wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  August  1884.  —  Versteuerte 
Rübenmengen  im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  August 
1884.  — 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke  und  H.  Delbrück.  Band  LIV, 
Heft  2,  August  1884:  Das  Königreich  Serbien  nach  seinen  wirtschaftlichen  und  Produk- 
tionsverhältnissen. —  Johann  Gustav  Droysen,  von  Max  Duncker.  —  Ein  Gesamtkatalog 
der  deutschen  Bibliotheken,  von  K.  Kochendörffer.  —  Die  Stuttgarter  Stichwahl  (Politische 
Korrespondenz),  von  H.  Delbrück.  —  etc.  Heft  3,  September  1884:  Die  methodische 
Kriegführung  Friedrichs  des  Grofsen ,  von  H.  Delbrück.  —  Studien  über  die  Schwan- 
kungen des  Volkswohlstandes  im  Deutschen  Reiche,  von  E.  Philippi.  —  Das  Königreich 
Serbien  nach  seinen  Industrie-  und  Verkehrsverhältnissen.  —  Die  englische  Wahlreform. 
(Politische  Korrespondenz.)  —  Heft  4,  Oktober  18  8.4:  Cavour  und  der  Friede  von 
Villafranca ,  von  W.  Laug.  —  Die  Errichtung  direkter  Postdampfschiffsverbindungeu 
zwischen  Deutschland  und  Ostasien  sowie  Australien  ,  von  P.  Ch.  Hansen.  —  Die  At- 
traktion fremder  Weltteile  wiederum  Faktor  der  europäischen   Politik.   —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Osterley.  Jahrg.  XXXIV,  Lief.  14 
u.  15  v.  1.  August  1884:  Zur  Charakteristik  der  Angriffe  gegen  die  Administration  der 
Versorgungsanstalt.  —  Allgemeine  Versorgungsanstalt  in  Wien.  —  ,, Kosmos"  Zentral- 
verein zur  Unterstützung  und  Förderung  der  Interessen  der  von  Elementarereignisseu  Be- 
troffenen in  Wien.  —  Lief.  17,  18  u.  19,  1.  S  eptember  —  1.  Oktober  1884:  Die  Aus- 
gleichung der  Sterblichkeitserfahrungen  der  Gothaer  Bank  nach  der  Gompertz-Make- 
ham'schen  Sterblichkeitsformel ,  von  J.  Karup.  —  Allgemeine  Versorgungsanstalt  in 
Wien.   —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart.  Jahrgang  1884,  Nr.  8  u.  9:  Was 
bedeutet  uns  Angra  Pequena?  von  A.  Kirchhoff.  —  Die  Entwickelung  der  modernen 
Eisenindustrie,  von  H.  Schwarz.  —  Osmanische  Staatsmänner.  II.  Gavril-Pascha  Krestovic, 
Generalgouverneur  Ostrumeliens.  —  Die  norwegische  Reichsgerichts-Aktion,  von  H.  Mar- 
tens  II.  —  Cholera  und  Gesundheitspflege,  von  Ed.  Reich.  —  Der  Congo  und  sein  Strom- 
gebiet. I.  —  Die  deutsche  Bevölkerung  Londons,  von  L.  Katscher.  —  Eine  Reise  durch 
Litauen  nach  Kurland  und  Riga,  von  J.  v.  Dorneth.  II.  —  etc.  Heft  10  :  Bismarck's  Daheim 
in  Friedrichsruh.  —  Über  die  Einheit  der  Naturkräfte  im  Universum,  von  M.  W.  Meyer. 
—  Der  Congo  und  sein  Stromgebiet  II.  —  Eine  Reise  durch  Litauen  nach  Kurland 
und  Riga,  von  J.  v.  Dorneth  III.  — 

Vier  t  elj  ah  r  schri  ft  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg.  von 
Ed.  Wiss.  XXI.  Jahrg.  (1884),  III.  Bd.  2.  Hälfte:  Volkswohlstand  und  Einzelwohlstand  in 
ihren  Beziehungen  zu  einander.  I.  Von  Felix  Boas.  —  Die  deutsche  Sprache  in  Elsafs- 
Lothringen,  von  Fr.  W.  Toussaint.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  Wien,  von 
E.  Blau.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau,  redigiert  von  L.  v.  Müller. 
XVI.  Jahrg.  (1884)  Nr.  1  u.  2 :  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Königreich  Bayern 
während  des  Jahres  1882.  —  Die  Morbidität  in  den  Heilanstalten  Bayerns  während  des 
Jahres  1882.  —  Nachweisungen  über  den  Verkauf  von  (Jetreide  auf  den  bayerischen 
Schrannen  ,  sowie  über  die  erzielten  Durchschnittspreise  für  das  Kalenderjahr  1883.  — 
Jahresdurchschnittspreise  der  Viktualien  in  verscliiedenen  Orten  Bayerns  für  das  Jahr 
1883.  • —  Die  Hauptergebnisse  der  landwirtschaftlichen  Betriebsstatistik  (Erhebung  vom 
5.  Juni  1882)  im  KR.  Bayern,  von  v.  Müller.  —  Erwerb  und  Verlust  der  Reichs-  und 
Staatsangehörigkeit  durch  Erteilung  von  Aufnalime-,  Naturalisations-,  Wioderverleilamgs- 
und  Entlassungsurkunden  im  Jahre  1883  für  das  KR.  Bayern.  —  Die  öffentlichen  Spar- 
kassen in  Bayern  im  Jahre  1882,  von  C.  Rasp.  —  Stiftungen  und  Stiftungszuflüsse  im 
KR.  Bayern  während  des  Jahres  1882,  von  v.  Müller.  —  Die  Bewegung  der  Gewerbe 
in  Bayern  im  Jahre   1883,   von   C.   Rasp.   —  etc. 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preufsischen  Staate, 
hrsg.  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.  Band  XXXIl  (1884)  1.  statistische 
Lieferung :    Produktion    der  Bergwerke ,    Salinen    und  Hütten  im  preufsischen  Staate  im 
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Jiilire  1883.  -  VeruiiKlüfkungen  mit  tödtlichem  Au.sKan^c  heim  Rcr(?werksbetriebe  in 
l'riMil'scii  im  .Juhre  1883.  —  Vcruiijjlückunijen  oliiie  tiidtliciicn  Aui)^!iii(;,  aber  mit 
Arboitsiiiiläbij^kcit  von  1  Monat  und  liurübcjr  ,  l)eim  Üergwerk.ibfitriebe  in  Preufsen  im 
Jutire  1883.  -  Die  auf  den  Steiiikoiil(;ii-l{er(^werkcn  I'reulsen»  durcli  »clilajjcnde  Wetter 
188Ü   veninliifsten  UnKl'i'ksfiilie.   — 

Zei  t.scli  r  i  ft  für  U(;r(,'re(lit  ,  r<<liKi«rt  von  H  lirafsert.  XXV.  Jahrg.  (1884) 
Ilcil't  3:  Die  Kursjjruktikiintcn  im  Koiiijjrcicli«;  .Sachsen,  vom  (Herf^rat  l'rof.)  Wähle,  nebst 
Ki:({ulativ  für  den  praktisch-licrj^miinni.'jchen  Arlieit.skur.su.s  vom  3  Mai  1884  —  Hei- 
tiiif^e  aus  der  Anwenduntf  des  alli^om.  preufs.  HcrKt^esetzes  fK<irt.setzun({  )  —  Kntschei- 
dun|^(Mi   der  (Jeriflitsliöle     —    fJeset/.KubiniK       Her«j>olizeivor.schriften.    —   etc. 

Zeit.schrift  für  die  gesamte  Staatswissensciiaft,  hrsg.  von  Kricker,  A.  SchäiTle 
und  A.  Wagner.  Jahrg.  XL  (1884)  Heft  3  u.  4:  Eine  rationelle  Formel  für  das  Mor- 
talitätsgesetz mit  ihren  biologisclien  Konsequenzen  und  ihrer  Anwendung  zur  Herstellung 
von  Abstcrbetafeln  ,  von  H.  Kaiser.  —  Arbeitskapital  und  Normalerwerb ,  von  L.  I>ar- 
gun.  Die  Hosteuerung  der  Gebäude  und  Wohnungen  in  (Österreich   und  deren  Reform, 

von  Fr.  X.  v.  Myrl>ach.  1.  Artikel.  -  Über  Wesen  und  Hi^deutung  des  Teilbaus  (Mez- 
zadria)  in  Italien,  von  II  Dietzel.  (Fortsetzung.)  —  Die  Scheidung  der  Funktionen  im 
Staatsleben  und  der  Hundesstaat,  von  E  Rümelin,  —  Denkschrift  über  die  staatsrecht- 
lichen Veriiältni.sse  der  Grafschaft  Iloya ,  von  G  II.  Pertz  (mitgeteilt  durch  II.  Müller 
in  .Marl)urg )  (Fortsetzung.)  —  Montesquieu's  Erziehung  zum  Verfassungspolitiker,  von 
J.  S<']ivarcz.  1.  Artikel.  —  Der  österr.  Entwurf  eines  Untallversicherungsgesetzes ,  von 
J.  Kaizl.  -  Die  Alpenwirtschaft  in  Deutsch-Tirol  ,  von  Inama-Sternegg.  —  Der  Census 
der  Vereinigten  Staaten  von   1880,   von  A.   SchäfFle.    —    etc. 

Zeitschrift  für  deutsche  Volkswirtschaft,  redigiert  von  II.  Grothe.  Jahrg.  V. 
(1884)  Heft  1 — 5:  Einflufs  der  Manchesterlehre  und  seine  Resultate,  von  H.  Grothe.  — 
Über  die  Notwendigkeit  einer  neuen  politischen  Partei  auf  Basis  des  jetzigen  wirtschaft- 
lichen Systems,  von  W.  Hackhaus.  —  Der  landwirtschaftliche  Grundbesitz  und  die 
Arbeiter  im  landwirtschaftlichen  Hetriebe,  von  F.  W.  Toussaint.  —  Das  Experiment 
und  seine  Hedcutung  für  die  mechanische  Technik  ,  von  E.  Ilartig.  —  Verzeichnis  der 
in  den  letzten  12  Jahren  verkrachten  Aktiengesellschaften,  von  A.  Druckenmüller.  — 
Freihändlerische  Volkswirtschaft ,  von  C.  Prieger.  —  Über  die  zollfreie  Zulassung  der 
feinen  Baumwollengarne,  resp.  Zurückerstattung  des  Zolles  bei  Ausfuhr  damit  hergestellter 
Hulbseidengewebe.  —  Russische  Staatsfinanzen.  —  Die  Kanalfrage  in  einem  anderen 
Lichte,  von  Th.  Springmann.  —  BetreflFend  die  Zölle  für  feine  Baumwollengarne  zur 
llalbseidenfabrikation.  —  Sozialpolitische  und  wirtschaftliche  Ansichten.  Aphorismen 
aus  einer  dreijährigen  Abgeordnetenthätigkeit  ,  von  A.  Lohren.  —  Betrachtungen  über 
die  sozialen  Reformen ,  von  v.  Festenberg-Pakisch.  —  Die  Notwendigkeit  einer  Reform 
der  allgemeinen  Feuer-Versicherungsbedingungen,  von   F.  Stumpf.  — 


cbo  Buchdruckerei  (Uermuin  Pöble)  In  Jena. 


VII. 


Das  llnfall-Versicheriiiigs-Gesetz  vom  6.  Juli  1884, 
seine  Eiitsteliniig  und  sozialpolitische  Bedeutung. 


Vou 

Prof.  Dr.  H.  Paasche  in  Marburg. 


Die  5.  Legislaturperiode  des  deutschen  Reichstages,  welche  bei 
ihrem  Beginn  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  vom  17.  Nov.  1881  in 
besonders  feierlicher  Weise  für  wichtige  sozialpolitische  Aufgaben  be- 
stimmt war,  ist  nicht  abgelaufen,  ohne  zu  dem  Krankenversicherungs- 
gesetz wenigstens  noch  ein  Unfallversicherungsgesetz  hinzuzufügen. 
Zwei  wichtige  Schritte  vorwärts  sind  damit  gethan  zu  dem  grofsen 
Ziele,  „dem  Vaterlande  neue,  dauernde  Bürgschaften  seines  inneren 
Friedens  und  den  Hülfsbedürftigen  gröfsere  Sicherheit  und  Ergiebig- 
keit des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch  haben,  zu  hinterlassen." 

Das  weitere  unendlich  viel  schwieriger  zu  erreichende  Ziel,  „auch 
denjenigen,  welche  durch  Alter  und  Invalidität  erwerbsunfähig  werden, 
ein  höheres  Mafs  staatlicher  Fürsorge"  zuzuwenden,  liegt  aber  noch 
im  weiten  Felde,  nicht  der  kleinste  Versuch,  ihm  näher  zu  rücken, 
hat  in  der  abgelaufenen,  arbeitsvollen  Periode  unserer  Gesetzgebung 
gemacht  werden  können. 

Haben  uns  nun  die  beiden  vorliegenden  Gesetze  dem  ersehnten 
sozialen  Frieden  näher  gerückt,  oder  bieten  sie  wenigstens  eine  Bürg- 
schaft, dafs  auf  dem  betretenen  Wege  sozialer  Reform  die  ungestörte 
Weiterentwicklung  unserer  Kultur  gesichert  werden  kann? 

Über  das  Krankenkassengesetz  haben  wir  bereits  in  diesen  Jahr- 
büchern ausführlich  geurteilt,  und  obgleich  wir  mancherlei  Schäden 
und  Schwächen  glaubten  aufdecken  zu  müssen,  das  ganze  (Jresetz  doch 
als  einen  wesentlichen  Fortschritt  begrüfst,  der  wenigstens  den  grcifs- 
ten  Teil  unserer  Arbeiterbevölkerung  sicher  stellt  vor  den  Gefahren 
des  wirtschaftlichen  Ruins  durch  Krankheit  und  dadurch  bedingte 
vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit,  sodafs  das  Gesetz,  wenn  es  nicht 
mehr  zum  Spielball  der  Parteileidenschaft  gemacht  und  in  den  Par- 
teikampf hineingezogen  wird,  segensreich  wirken  kann  und  wird. 
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Im  l''ol^aMi(len  wollen  wii-  in  ulinliclHir  Weise  auch  das  zweite 
Gesetz  hehaiideln,  das  urspnuif^licli  als  das  wichtigere,  durch  jenes 
erste  in  seiner  Aiisführuntf  nur  erleichtert  werden  sollte,  aber  so,  wie 
es  nun  nach  jahrelangci-  Arbeit  und  zweinialij,'en  ver;;,'eblichen  Ver- 
suchen (Midlich  zur  Verabschiedung  gelangt  ist,  nicht  mehr  in  dem 
Malse  als  das  hervorragend(!n'  von  beiden  (besetzen  betrachtijt  wer- 
den kann. 

Wir  suchen  dabei,  wie  bei  jener  ersten  Arbeit,  unsere  Aufgabe 
nicht  in  einer  möglichst  genauen  Darstellung  des  geschaffe- 
nen Rechtes,  auch  nicht  in  einer  Klarlegung  der  zaiileichen,  sich  an 
einzelne  Bestimmungen  anknüpfenden  Kontroversen,  vielmehr  beschrän- 
ken wir  uns  auch  hier  auf  eine  möglichst  objektive  Darlegung 
und  kritische  Prüfung  der  grundlegenden  Prinzipien 
und  leitenden  Gesichtspunkte,  von  dcn(!n  die  Vorlagen  der 
Iiegierung  und  die  gesetzgebenden  Körpeischaften  bei  ihren  Vt^bes- 
serungsvorschlägen  ausgingen ,  und  hotfen  dadurch  in  den  Stand  ge- 
setzt zu  werden,  die  sozialpolitische  Bedeutung  des  Gesetzes  objektiv 
beurteilen  zu  können. 

Zum  richtigen  Verständnisse  der  Grundlagen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes,  sowie  zur  Würdigung  der  vielen  Schwierigkeiten,  mit  denen 
die  gesetzgeberische  Gestaltung  des  allgemein  anerkannten  und  ge- 
billigten Gedankens  der  Unfallversicherung  zu  kämpfen  hatte,  müssen 
wir,  —  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  Bekanntes  und  oft  Gesagtes  zu 
wiederholen ,  —  in  aller  Kürze  einen  Blick  rückwärts  werfen  auf  die 
allmälige  Entstehung  des  letzten  in  seinen  Grundzügen  angenommenen 
Gesetzentwurfes. 

Der  grofsartige  Aufschwung  unserer  modernen  Produktion  war  be- 
dingt und  ermitglicht  durch  einen  tiefeingreifenden  Umschwung  in  der 
Art  und  Weise  der  Gütererzeugung  der  letzten  Jahrzehnte.  An  Stelle 
der  ausschliefslichcn  Handarbeit,  mit  einfachen,  jedem  Arbeiter  wohl- 
bekannten Geräthen  und  Werkzeugen,  ist  in  immer  ausgedehnterem 
Mafse  der  Grofsbetrieb  mit  den  mannigfachsten ,  durch  elementare 
Kräfte  aller  Art  getriebenen  Maschinen  getreten.  In  der  Industrie, 
im  Handwerk,  bei  der  Landwirthschaft  und  in  den  Transportgewerben, 
überall  müssen  die  eisernen  Arme  der  Maschinen,  durch  Dampf,  Wind, 
Wasser  oder  Elektrizität  u.  s.  w.  in  Bewegung  gesetzt,  die  Menschen- 
hand unterstützen ,  und  in  zahllosen  Fällen  bleibt  dem  Arbeiter  nur 
die  Aufgabe,  den  Gang  der  komplizierten  Maschinen  zu  regeln  und 
zu  leiten,  welche  die  eigentliche  Arbeit  verrichten.  Er  wird  dann  gar 
oft  zu  einem  willenlosen  Gliede  eines  grofsen  Organismus,  das  seinen 
Posten  ausfüllen  muss  und  häufig  gar  nicht  im  Stande  ist,  die  Ver- 
antwortung für  sein  Thun  und  Treiben  zu  übernehmen. 

Dadurch  sind  aber  die  Gefahren  gewaltig  vermehrt,  die  den  Arbei- 
ter bei  seiner  Arbeit  bedrohen.  Er,  der  bis  dahin  in  seiner  Werkstatt 
sitzend  oder  in  Feld  und  Wald  rüstig  schaffend  höchstens  durch  eigene 
Ungeschicklichkeit  sich  mit  seinen  Werkzeugen  verletzen  konnte,  steht 
jetzt  dem  unbekannten  Mechanismus  der  Maschinen  gegenüber,  deren 
Zahnräder,  Walzen  und  Kurbeln  ihn  nur  allzuleicht  erfassen  und  zer- 
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malmen  können ,  während  Dampf kesselexplosionen  oder  schlagende 
Wetter  in  den  Bergwerken  nicht  selten  zahlreiche  Menschenleben  in 
wenigen  Augenblicken  vernichten. 

Das  sind  neben  manchen  anderen,  ganz  besonders  eklatante  Nach- 
teile unserer  modernen  Produktionsweise,  Nachteile,  die  sich  um  so 
mehr  geltend  machten ,  als  bei  der  Isoliertheit ,  in  die  durch  die  ein- 
gebürgerte Geld  Wirtschaft  jeder  einzelne  Arbeiter  versetzt  ward ,  die 
Unglücklichen,  die  derartig  zu  Opfern  der  neuen  Arbeitsmethoden  ge- 
macht wurden,  mit  jedem  Unfall  zugleich  dem  bittersten  Elend  ver- 
fielen. 

Dem  Besitzer  der  Arbeitsmaschinen  kamen  die  Vorteile 
der  technischen  Entwicklung  zu  gute ;  der  Arbeiter,  der  bezahlt  ward, 
so  lange  und  nur  so  lange  als  er  leistungsfähig  war,  mufste  versu- 
chen, sich  selbst  mit  seinem  Unglück  abzufinden ,  er  und  die  Seinen 
fielen  zumeist  der  Armenkasse  zur  Last.  Nur  wenn  dem  Arbeitgeber 
ein  Verschulden  an  dem  Unfall  nachgewiesen  werden  konnte,  haftete 
er  nach  den,  einer  früheren  Periode  entstammenden  Rechtsgrundsätzen 
privatrechtlich  für  den  entstandenen  Schaden. 

Je  mehr  die  Maschinen-Industrie  sich  ausbreitete  und  in  alle 
Sphären  des  gewerblichen  Lebens  eindrang,  je  mehr  damit  die  Gefah- 
ren für  den  Arbeiterstand  wuchsen,  um  so  mehr  mufste  die  Unzu- 
länglichkeit der  geltenden  Rechtsgrundsätze  zum  allgemeinen  Bewufst- 
sein  gelangen,  bis  endlich  grofse  Massenunfälle,  die  Hunderte  von 
Menschen  der  öffentlichen  Mildthätigkeit  überlieferten,  den  äufseren 
Anlafs  gaben  zur  Anpassung  des  geltenden  Rechts  an  die  veränderten 
wirtschaftlichen  Erscheinungen  der  Neuzeit. 

Das  neu  erstandene  deutsche  Reich  war  es,  das  zuerst  i)  von 
allen  Kulturländern  Europas  und  Amerikas  durch  Spezialgesetzgebung 
über  das  gemeine  Recht  hinaus  den  arbeitenden  Klassen  eine  Besse- 
rung ihrer  Lage  zu  schaffen  bemüht  war  und  durch  das  Haftpflicht- 
gesetz vom  7.  Juni  1871  den  ersten  wichtigen  Schritt  auf  dem  Ge- 
biete sozialpolitischer  Gesetzgebung  that. 

Deutschlands  Beispiel  hat  dann  auch  in  anderen  Ländern  die 
lange  zurückgedrängte  Bewegung  in  Flufs  gebracht,  sodafs  selbst  in 
den  Ländern,  die  wie  England  und  die  Schweiz  2)  am  meisten  einem 
Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  das  wirtschaftliche  Leben  abhold  sind, 
besondere  Gesetze  die  Haftpflicht  der  Unternehmer  regeln,  wäh- 
rend da,  wo  das  französische  Recht  mit  seiner  im  Vergleich  zum  rö- 


1)  Vergl.  dazu  die  Zusammenstellung  des  geltenden  Rechts  und  der  Reform  versuche 
der  Hauptkulturländer  in  Bödiker:  „Die  Unfall-Gesetzgebung  der  europäischen  Staaten". 
Leipzig   1884. 

2)  Das  Gesetz  betrefiend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  etc.  vom  1.  Juli  1875 
sorgte  zuerst  für  die,  beim  ]iau  und  Betriebe  von  Eisenbahnen  und  DampfscliiftYahrts- 
Unternehmungen  Verunglückten.  Für  die  Unfälle  in  den  Fabriken  brachte  das  Kabriken- 
gesetz  vom  23.  März  1877  eine  provisorische  Regelung,  bis  dann  das  Haftpflichtgesetz 
vom  25.  Juni  1881  definitiv  die  Verpflichtung  der  Fabrikunternelimcr  aussprach,  für 
alle  Unfälle  zu  haften,  für  die  sie  nicht  den  Beweis  erbringen  können,  dafs  höhere  Ge- 
walt, eigenes  Verschulden  des  Verletzten  oder  das  Verschulden  von  dritten  Personen,  für 
welche  sie  nicht  zu  haften   haben,    die  Ursache  seien,     cfr.   Bödiker  a.  a.  O.    S.  55--59. 

32* 
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mischen  Recht  orvvcitertcn  Haftung  des  Arbeitgebers  Geltung  hat  (Frank- 
rcicl»,  B(!lgi(!n  und  die  NitiderhiiHic),  die  zuhlrcichcti  Versuche,  eine 
b(!S()nder(!  j^fiSct/^^M'herische  (JesfaU.  für  die  /.eitj^cuiuiseii  Ansi^rüclK! 
der  /Xrbeifcr  /u  finden,  noch   nicht  g('^diu:l\t   sind. 

Deufschhuid  marschiert  mit  dem  jetzt  publizierten  Unfallversiciie- 
nnigsgesetz  wied  e  ru  in  an  der  Spitze  der  Zivihsation,  als  das  erste 
Land,  das  für  gewisse  Arbeiterkategorien  absolute  Sicherheit  gegen 
d'u)  nachteiligen  FolgcMi  gewi^rblicher  Unfälle  durch  allgemeine,  zwangs- 
weise V(U"si(herung  zu  scliatlcn  b(!müht  ist.  Seinem  {»(sispiele  werden 
S(^hr  bald  auch  di(!  übrigem  Kulturstaaten  in  mehr  oih;r  minder  aus- 
g(Mlehntem  Mafse  Folge  leisten,  wie  denn  Osterreich')  l)ereits  ih-n 
Versuch  gewagt  hat,  auf  ähnlicher  Grundlage  dem  gleichen  Zieh; 
zuzustreben. 

Aber  welch  ein  Umschwung  in  der  öffentlichen  Meinung  seit  der 
Zeit  vor  dem  Erlals  jenes  ersten  und  der  Verabschiedung  dieses  letz- 
ten Gesetzes  ! 

Aus  der  individualistischen  Auffassungsweise  des  alten  Hechtes, 
das  besondere  soziale  Verpflichtungen  des  Arbeitgebers  dem  Arl)eiter 
gegenüber  nicht  anerkannte  und  dem  entsprechend  nur  für  eigenes 
Verschulden  (auch  für  culpa  in  eligcindo;  —  den  Fal)rikhcrrn  verant- 
wortlich machte,  ist  z.  Z.  die  öffentlich  rechtliche  Verpflichtung  getre- 
ten für  jeden  selbst  durch  blofsen  Zufall,  ja  sogar  durch  eigenes 
Verschulden  des  Arbeiters  entstandenen  Unfall  Entschädigung 
zu  gewähren,  —  zwar  nicht  aus  den  Mitteln  des  Einzelnen,  sondern 
aus  der  gemeinsamen  Kasse  des  vereinigten  Industriezweiges,  welche 
die  zwingende  Gewalt  des  Staates  geschaffen.  Dieser  weite  Schritt 
vorwärts  war  aber  nicht  denkbar  ohne  einen  allgemeinen  Umschwung 
in  der  Ansicht  von  den  Pflichten  und  Rechten  des  modernen  Kultur- 
staates, und  während  am  Ausgang  der  60er  Jahre  die  alte  nianchester- 
liche  Auffassung  die  fast  ausschliel'slich  vorherrscliende  war,  welche 
die  wirtschaftlichen  Aufgaben  des  Staates  nur  in  der  Beseitigung  der 
Hemnniisse  und  Schranken  für  die  freie  Entfaltung  aller  individuellen 
Kräfte  erblickte,  die  deshalb  wohl  freie,  auf  Selbstverwaltung  basierte 
Kassen,  aber  keine  staatliche  Bevormundung  oder  gar  staatliclien 
Zwang  wollte,  —  ist  gegenwärtig  fast  allgemein  das  zwangsweise  Ein- 
greifen des  Staates-)  zur  Sicherung  der  Arbeiter  anerkannt  worden. 
Man  hat  viel  eher  Ursache,  das  Überwuchern  staatssozialistischer  An- 
schauungen zu  beklagen,  die  Alles  dem  Staate  anvertrauen  und  der 
privaten  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  gesamten  Versicherungs- 
wesens den  Boden  unter  den  Füfsen  entziehen  wollen. 

Das  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871    stand   noch   vollständig, 


1)  Entwurf  eines  ,, Gesetzes  betr.  die  UnfaUversicherung  der  Arbeiter."  Nr.  783 
der  Beilag:en  zu  den   stenographischen  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses.    IX.  Session. 

2)  Auch  der  von  allen  liberalen  Parteien  acceptierte  Gesetz-Entwurf,  betr.  die  er- 
weiterte Haftpflicht,  statuierte  den  allgemeinen  Versicherungszwang,  und  der  Abgeordnete 
Dr.  Lasker  ,  der  als  der  eigentliche  Urheber  dieses  Entwurfes  gelten  kann  .  sprach  sich 
oüen  für  solchen  Zwang  aus.  Erst  später  haben  dann  die  Deutsch-Freisinnigen  sich 
z.  T.  gegen  den  Zwang  gewendet. 
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soweit  es  sich  auf  Fabriken  etc.  bezog,  auf  dem  Boden  des  Privat- 
rechtes. Es  sucht,  abgesehen  von  den  Eisenbahnen,  nur  für  gewisse 
Kategorien  besonders  gefährlicher  Betriebe,  für  Fabriken  und  Berg- 
werke die  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  zu  erweitern  und  den 
Arbeitgeber  auch  dann  haftbar  zumachen,  wenn  Nachlässigkeit  und 
Verschulden  seiner  Angestellten  den  Unfall  verursacht.  Ent- 
sprechend der  Anschauung,  dafs ,  nur  wenn  eine  Schuld  vor- 
liege, Schadenersatz  gefordert  werden  könne,  fällt  dann  selbstver- 
ständHch  auch  demjenigen,  der  Entschädigung  beansprucht,  der  Be- 
weis des  Verschuldens  zu. 

Darin  sowie  in  der  mangelnden  Sicherheit  für  die  Ansprüche  der 
Arbeiter  und  der  nicht  weit  genug  gehenden  Ausdehnung  des  Gesetzes 
zeigten  sich  im  Laufe  der  Zeit  die  hauptsächlichsten  Schwächen  des- 
selben. Nur  auf  dem  Wege  des  Prozesses  konnte  der  Arbeiter  sein  Recht 
gegen  den  Arbeitgeber  erstreiten  und  in  relativ  seltenen  Fällen  wird 
es  dem  Verstümmelten  oder  den  Angehörigen  des  Getödteten  gelun- 
gen sein,  den  Beweis  einer  Schuld  zu  erbringen.  Gelang  ihm  das, 
so  war  in  den  meisten  Fällen  überreich  für  ihn  gesorgt,  da  der  Rich- 
ter nach  freiem  Ermessen  eine  Kapitalsumme  festzusetzen  hatte,  die 
den  vollen  Schaden  des  Verunglückten  zu  decken  bestimmt 
war.  Wo  aber  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  vergeblich  Prozesse 
geführt  wurden,  da  mufste  zu  allem  Elend  auch  noch  die  Enttäuschung 
und  Erbitterung  kommen ,  die  sicherlich  nicht  zur  Überbrückung  der 
immer  tiefer  gähnenden  Kluft  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
beitragen  konnte.  Reformbestrebungen  traten  daher  gar  bald  und 
immer  zahlreicher  auf;  aber  sie  wurden  weder  von  Seiten  der  Libera- 
len, die  sie  vertraten,  mit  dem  nötigen  Nachdruck  betrieben,  noch 
fanden  sie  auf  Seiten  der  Regierung  und  der  übrigen  Parteien  die 
genügende  Unterstützung.  Erst  das  Sozialistengesetz,  bei  des- 
sen Beratung  positive  Mafsregeln  zur  Besserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  von  der  Regierung  versprochen  waren,  sowie  die 
Einführung  der  Schutzzölle,  an  deren  Vorteilen  auch  die  Arbeiter  der 
geschützten  Industrien  einigen  Anteil  nehmen  sollten,  brachten  die 
Frage  nach  besserer  Versorgung  der  Opfer  gewerblicher  Unfälle  in 
lebhaftere  Bewegung. 

Während  bis  dahin  die  liberalen  Elemente  hauptsächlich  für  die 
Besserung  der  Lage  der  untersten  Volksklassen  eingetreten  waren, 
nahm  jetzt  die  kaiserliche  Regierung,  nahm  der  Reichskanzler  die  so- 
zialpolitischen Reformbestrebungen  selbst  in  die  Hand. 

Mit  der  ihm  eigenen  Kühnheit  und  Entschlossenheit  des  Vor- 
gehens suchte  er  die  anerkannten  Mängel  der  Haftpflichtgesetzgebung 
dadurch  dauernd  zu  beseitigen,  dafs  er  eine  völlig  neue  Grund- 
lage schuf,  nicht  weiterbaute  auf  dem  vorhandenen  Fundament  der 
privatrechtlichen  Haftung  der  Arbeitgeber  und  der  darauf  erstandenen 
freien  Unfall-Versicherung,  sondern  eine  allgemeine  zwangsweise  Ver- 
sicherung der  Arbeiter  unter  Beihülfe  des  Reiches  bei  einer  Reichs- 
anstalt erstrebte. 

Im  März  des  Jahres  1881  wurde  dieser  erste  Entwurf,  —  in  sei- 
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nen  Grundgedanken  als  Mittel  zur  Sicherung  der  arbeitenden  Klassen 
von  all(!n  Parteien  fniudig  liegnifst,  —  dem  Iteiclistage  vorgelegt. 
SeiiK!  Motive;  betonten  mit  besonderem  Nachdruck  das  Miislingen  des 
llarti)IIichtg(!setzes,  das  seinen  Zweck  nicht  erreicht  habe  und  nicht 
erreichen  könne,  weil  es  langwierige  Prozesse  unvermeidlich  mache 
und  dadurch  den  sozialen  Frieden  immer  mehr  untergrabe.  8ie  be- 
tonten ferner,  dal's  es  darauf  ankoninie,  gegenüber  den  Lockungen 
der  Sozialdemokratie  dem  Arl)eiter  zu  beweisen,  dafs  der  Staat  ge- 
willt s(!i,  positiv  tTn*  ihn  (nnzutri^ten,  dal's  er  ausdrücklich  und  that- 
sächlich  die  rtlicht  anerkenne,  für  die  untersten  Schichten  der  Be- 
völkerung zu  sorgen').  ()fh/,i()S,  —  wenn  auch  niclit  offiziell,  wurde 
dann  hinzugefügt,  dals  man  für  die  Opfer,  die  dem  Volke  durch  Er- 
höhung der  indirekten  Steuern  auferlegt  waren,  für  die  Opfer,  die 
man  ihm  durch  das  Projekt  des  Tabaksmonopols  weiter  zumutete, 
eine  Entschädigung  in  der  Unfalls-  und  Invaliden-Versorgung  bieten 
wolle,  dafs  di(!  neuen  Einnahmen  als  „Patrimonium  der  Enterbten" 
Verwendung  finden  sollten. 

Das  (iesctz  proponirte  dementsprechend  eine  Beseitigung  des 
alten  Haftpfiichtgesetzes  und  schlug  an  Stelle  dessen  allgemeine 
zwangsweise  Versicherung  vor.  Um  aber  absolute  Sicherheit 
für  die,  durch  das  Gesetz  geschaffenen  Ansprüche  der  Arbeiter  zu 
bieten,  wurde  nicht  eine  Weiterentwicklung  der  bestehenden  Unfall- 
versicherungsgesellschaften ins  Auge  gefafst,  sondern  eine  Reichs- 
versicherungsanstalt,  die  unter  allen  Umständen  zahlungsfähig 
sein  würde. 

Die  Arbeiter  oder  deren  Angehörige  sollten  nicht  wie  nach  dem 
bisherigen  Recht  Anspruch  auf  Ersatz  des  vollen  Schadens  er- 
werben, sondern  es  sollte  ihnen  nur  eine  Rente  gewährt  werden,  die 
einen  Bruchteil  des  Arbeitsverdienstes  darstellte.  Dafür  wurde  aber 
der  Möglichkeit,  durch  Prozesse  dem  Arbeiter  seine  Anrechte  abzu- 
streiten und  anderseits  der  Notwendigkeit,  seine  Ansprüche  auf  pro- 
zessualischem Wege  geltend  zu  machen  dadurch  ein  Ende  bereitet, 
dafs  für  alle  gröfseren  Unfälle  (s.  unten),  ohne  Rücksicht 
auf  das  Verschulden  des  Arbeiters  oder  des  Arbeit- 
gebers Ersatz  geleistet  werden  sollte,  und  nur  vorsätzlich  herbeige- 
führter Unfall  keinen  Anspruch  an  die  Versicherungskasse  begründen 
sollte. 

Die  Kosten  der  Versicherung  sollten  geteilt  werden  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  der  Weise,  dafs  letztere  ^\^  resp. 
^la  der  Prämie  erstere  ^j^  resp.  ^[g  zahlen  sollten,  jedoch  mit  der 
Modifikation,  dafs  für  alle  diejenigen  Arbeiter,  die  ein  Jahresverdienst 


1)  Vergl.  Motive  S.  1  :  ,,Es  sei  eine  Aufgabe  staatserhaltender  Politik,  auch  in  be- 
sitzlosen Klassen  der  Bevölkerung  die  Anschauung  zu  pflegen,  dafs  der  Staat  nicht  blos 
eine  notwendige,  sondern  eine  wohlthätige  Einrichtung  sei.  Zu  dem  Ende  müssen  sie 
durch  erkennbare  direkte  Vorteile  ,  welche  ihnen  durch  gesetzgeberische  Mafsregeln  zu 
teil  werden,  dahin  geführt  werden .  den  Staat  nicht  als  eine  lediglich  zum  Schutze  der 
besser  situirten  Klassen  der  Gesellschaft  erfundene ,  sondern  als  eine  auch  ihren  Bedürf- 
nissen und  Interessen  dienende  Institution  aufzufassen." 
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von  weniger  als  750  Maik  aufzuweisen  haben,  das  Reich  selbst 
eintritt  und  für  die  unterste  Klasse  der  Arbeiterbevölkerung  die  Last 
auf  seine  Schultern  nimmt.  Die  Verwaltung  der  Reichsversicherungs- 
austalt  schlofs  sich  an  die  Technik  der  bis  dahin  bestehenden 
Versicherungsgesellschaften  insofern  an ,  als  sie  nach  den  Grund- 
lagen des  Deckungs-  oder  Anlage- Verfahren  s  jedes  einzelne 
Betriebsjahr  für  seine  Unfälle  voll  aufkommen  lassen  wollte,  d.  h. 
verlangte,  dafs  so  viel  Deckungskapitalien  hinterlegt  würden,  als  nach 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  notwendig  sein  würden,  um  die 
fälhg  gewordenen  Renten  sicher  zahlen  zu  können. 

Um  ferner  die  Arbeitslast  der  Reichsversicherungsanstalt  nicht 
allzusehr  zu  vermehren,  sie  nicht  mit  allzuviel  kleinen,  unbedeutenden 
Schäden  zu  belasten,  und  auf  der  anderen  Seite  der  Simulation  nicht 
Thür  und  Thor  zu  öffnen,  schlug  die  Regierungsvorlage  eine  Ka- 
renzzeit von  4  Wochen  vor,  d.  h.  sie  machte  zum  Gegenstand 
der  Versicherung  „den  Ersatz  des  Schadens,  der  durch  eine  Körper- 
verletzung, welche  eine  völhge  oder  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  von 
mehr  als  4  Wochen  zur  Folge  hat,  oder  durch  Tötung  entsteht". 
Die  dadurch  bedingte  Lücke  von  4  Wochen  sollte  nach  den  Versiche- 
rungen der  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  durch  gesetzliche 
Regelung  des  Hülfskassen-  und  Krankenversicherungswesens  möglichst 
noch  vor  dem  Inkrafttreten  des  Unfallgesetzes  ausgefüllt  werden. 
Endlich  ist  an  prinzipiell  wichtigen  Bestimmungen  noch  hervorzuheben, 
dafs  man  den  Kreis  der  versicherungspflichtigen  Arbeiter  auf  diejenigen 
Kategorien  beschränkte,  denen  in  der  Natur  des  Betriebes  liegende  Ge- 
fahr drohen,  welche  also  bisher  gröfstenteils  durch  §  2  des  Haftpflicht- 
gesetzes vertreten  waren  i),  so  dafs  man  beispielsweise  alle  bei  Trans- 
portgewerbeu,  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter 
nicht  der  Wohlthaten  des  Gesetzes  teilhaftig  werden  liefs ,  obwohl 
doch  aus  dem  allgemeinen  Reichssäckel  ein  Zuschufs  zur  Versicherung 
der  übrigen  Arbeiter  proponiert  wurde. 

Wir  deuteten  oben  bereits  an,  dafs  alle  Parteien  des  Parlamen- 
tes dem  Streben  der  Reichsregierung,  die  wirtschaftlichen  Folgen  der 
gewerblichen  Unfälle  möglichst  zu  mildern,  durchaus  sympathisch  ge- 
gegenüberstanden, sodafs  es  trotz  zahlreicher  Widersprüche  und  Ge- 
gensätze im  Einzelnen  der  Kommission  in  verhältnismäfsig  kurzer 
Zeit,  in  nur  11  Sitzungen  möglich  war,  den  Entwurf  durchzuberaten. 

Der  allgemeine  Zwang  zur  Unfallversicherung  fand  nur  bei  den 
Vertretern  der  Fortschrittspartei  entschiedenen  Widerspruch,  obwohl 
auch  sie,  die  eine  Fortentwicklung  des  Haftpflichtgesetzes  vorschlugen, 
indirekt  einen  Versicherungszwang  statuirten  ^). 


1)  Der  W^ortlaut  des  §.  2  wurde  nicht  übernommen ,  vielmelir  der  gröfseren  Deut- 
lichkeit wegen  zu  den  Bergwerken  —  Salinen  und  Aufbereitungsanstalten,  zu  den  Fabri- 
ken —  die  Hüttenwerke  zugefügt.  Aufserdem  sind  Werften  und  Bauhöfe  neu  aufgenom- 
men, sowie  die  Einziehung  der  Baubetriebe  dem  Bundesrat  anheimgegeben.  Betriebe,  iu 
denen  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke  dauernd  zur  Ver- 
wendung kommen,  sind  den  Fabriken  gleichgestellt. 

2)  Der  bereits  in  der  Kommission   von  3  Mitgliedern  der  Partei  vorgelegte  Entwurf 
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Lebhaften'  ()p])ositi()ii  crrc't^'tc  die  Art  und  Weise,  wie  man  die-scn 
Zvvan^'  zur  Durclit'iiliruii^'  l)riii;,feii  wollte.  Die  iiiuiioijoiisierte  Keielis- 
Aiistalt  mit  ihrer  centralistisclien  Verwaltung  erfreute  sich  nur  bei 
Weni^'en  einer  ungeteilten  AniMkennmig.  Die  Liberalen  wollten  nicht, 
dafs  die  freien  Versicherungsgesellschaften,  die  sich  im  Anschlufs  an 
das  Iiaft])flichtges(!tz  in  den  letzten  10  Jahren  (Mitwickelt  hatten,  durch 
die  ncu(!  Institution  einfach  wieder  beseitigt  werden  sollten. 

Sie  i)laidiert(!n  daher  fin-  möglichste  Freiheit  innerhalb 
d(!S  allgemeinen  Zwanges,  weil  si(;  meinten,  nur  so  würde  es 
jedem  (Mnzelnen  Industriellen  mciglich  sein,  auf  die  billigste  und  beste 
Weise  seiner  Versicheruiigsptliclit  zu  genügen ,  und  zugleich  durch 
möglichste  Verhütung  von  Unfällen  am  wirksamstcMi  die  Intentionen 
des  Gesetzgebers  zu  erfüllen.  Subsidiär  wollten  dann  einzelne  wohl 
die  Rcichsanstalt  gelten  lassen,  um  für  jedes  Risiko  eine  Statte  zu 
Schäften,  bei  der  die  Versicherung  erfolgen  köime.  Von  den  Mitglie- 
dern des  Centrums  traten  viele  gegen  das  Reichsinstitut  ein,  weil 
ihnen  Landeskassen  von  den  einzelnen  Staaten  eingerichtet  und  ver- 
waltet geeigneter  erschienen  als  ein  derartiges  Centralinstitut.  Die 
Konservativen  traten  mit  der  Regierung  hauptsächlich  gegen  die  Zu- 
lassung der  Privatversicherungsgesellschaften  auf,  da  sie  aber  die 
Stimmen  des  Centrums  für  Ausschlufs  der  privaten  Versicherung 
nicht  anders  erhalten  konnten ,  opferten  sie  schliefslich  die  Reichs- 
anstalt den  partikularen  Staatsanstalten. 

Die  vielfach  angeregten  Versuche,  die  Unfallversicherungspflicht 
auch  auf  weitere  Arbeiterklassen,  namentlich  auf  Land-  und  Forst- 
wirtschaft auszudehnen,  wurden  weder  in  der  Kommission  noch  im 
Plenum  des  Hauses  von  Erfolg  gekrönt;  man  scheute  sich,  das  erste 
Experiment  gleich  zu  weit  auszudehnen. 

Dafür  beseitigte  man  aber  aus  der  Regierungsvorlage  dasjenige 
Moment,  das  sonst  für  eine  Verallgemeinerung  der  Versicherungs- 
pflicht durchschlagend  gewesen  wäre,  den  Reichszuschuss,  für 
den  sich  nur  wenige  Verteidiger  fanden.  Die  Regierung  wollte  aus- 
gesprochenermafsen  grade  durch  dieses  sichtbare  und  greifbare  Zei- 
chen ihrer  Fürsorge  für  die  arbeitenden  Klassen,  die  Herzen  dieser 
Bevölkerungskreise  für  den  Staat  gewinnen*),  doch  fand  eben  die- 
ser Gedanke  am  wenigsten  Anklang,  zumal,  da  nur  ein  kleiner  Bruch- 
teil der  Arbeiterbevölkerung  an  dieser  Wohlthat  Teil  nehmen  sollte, 
während   doch  die   Gesamtheit  des  Volkes  für    die  Aufbringung   der 


eines  erweiterten  Haftpflichtgesetzes  ward  nachher  von  der  ganzen  Partei  im  Plenum 
wieder  eingebracht.  Nr.  191  der  Drucksachen  der  IV.  Session  1881.  Der  Abgeordnete 
E.  Richter  erklärte  in  seiner  Rede  bei  Gelegenheit  des  Windhorst'schen  Antrages  am 
12.  Januar  1882  (S.  566)  ausdrücklich  die  Zustimmung  der  Partei  zur  Zwangsversiche- 
rung. „Ich  konstatiere ,  (sagt  er)  dafs  bereits  im  vorigen  Sommer  ein  von  der  ge- 
samten Partei  unterzeichneter  Gesetzentwurf  vorgelegen  hat ,  der  das  Prinzip  der 
Zwangsversicherunjg  enthielt." 

1)  Staatsmiiljster  von  Bötticher  erklärte  in  der  Kommission  (Bericht ,  Drucksache 
Nr.  159,  S.  23)  ,.Das  Entscheidende  sei:  Durch  die  Beteiligung  eines  öffentlichen  Ver- 
bandes solle  dem  Arbeiter  zum  Bewußtsein  gebracht  werden  ,  dafs  der  Staat  auch  für 
ihn  sorge.     Das  sei  das  Ausschlaggebende    zumal    in  der  jetzt  sozial  so  bewegten  Zeit." 
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Staatsmittel  einzutreten  habe.  Die  weitere  Motivierung  endlich,  dafs 
es  sich  dabei  nur  um  Gelder  handele,  die  bis  dahin  von  den  Armeii- 
verbänden  gezahlt  wären,  ward  demgegenüber  nicht  als  stichhaltig 
anerkannt.  Die  extremsten  Gegner  der  vorgeschlagenen  Verteilung 
der  Lasten  wollten  ausdrücklich  das  Prinzip  zur  Anerkennung  brin- 
gen, dafs  die  Industrie  für  die  Betriebsunfälle,  welche  ihre  Arbeiter 
betreffen,  ganz  ebenso  wie  für  sämtliche  übrige  Produktionskosten  auf- 
zukommen habe,  sie  verlangten  daher  auch  ausschliefsliche 
Übernahme  der  Lasten  durch  den  Betriebsunternehraer 
und  vollständige  Entlastung  der  Arbeiter.  Als  Grund  für 
den  Wegfall  der  Arbeiterbeiträge  wurde  mit  Recht  geltend  gemacht, 
dafs  die  Industrie  eigenthch  in  den  Löhnen  für  das  Unfall-Risiko  mit 
entschädigen  müsse,  dafs  sie  also  die  Lasten  zu  tragen  habe,  die  ein 
Bruchteil  des  natürlichen  Arbeitslohnes  seien.  Thatsächlich  sei  auch 
bereits  ein  bedeutender  Prozentsatz  der  Arbeiterbevölkerung  frei- 
willig durch  deren  Arbeitgeber  gegen  alle  Unfälle  versichert,  ohne 
dafs  man  dem  Arbeiter  Abzüge  irgend  welcher  Art  gemacht  habe. 
Die  vorgeschlagene  Heranziehung  der  Arbeiter  würde  also  für  die- 
sen Teil  der  letzteren  geradezu  eine  Verschlechterung  ihrer 
Lage  bedingen. 

Diesen  Ausführungen  gegenüber  beharrten  namentlich  einige  Ver- 
treter des  Centrums  auf  dem  Standpunkte,  dafs  auch  der  Arbei- 
ter einen  Teil  der  Last  tragen  müsse,  weil  auch  für  die  durch  sein 
eigenes  Verschulden  herbeigeführten  Unfälle  En^^schädigung  ge- 
zahlt werde,  und  weil  der  moralische  Nutzen  der  Versiche- 
rung ein  weit  gröfserer  sein  werde ,  wenn  dem  Arbeiter  durch  die 
Zahlung  seiner  Beiträge  das  Bewufstsein  gefestigt  werde,  dafs  er  sich 
ein  wohlerworbenes  Recht  auf  eventuelle  Unterstützung  gesichert 
habe. 

Die  Majorität  der  Kommission  beschlofs  demgemäfs  die  Ver- 
sicherungsprämien zu  zwei  Dritteln  dem  Betriebsunternehmer,  zu 
einem  Drittel  ohne  Unterschied  der  Höhe  des  Jahresverdienstes 
dem  Arbeitnehmer  aufzubürden. 

Eine  weitere  prinzipiell  wichtige  Änderung  der  Regierungsvorlage 
ist  die,  dafs  man  die  sogenannte  Karenzzeit  von  4  auf  2 
Wochen  verkürzte,  der  Unfallversicherung  also  bereits  nach  Ab- 
lauf von  14  Tagen  die  Heilung  und  Unterstützung  der  Verunglückten 
zuwies. 

In  konsequenter  Verfolgung  des  Gedankens,  dafs  der  ganze 
Unfall  dem  Unternehmer  zur  Last  fallen  müsse,  verlangten  die  Li- 
beralen, dafs  ebenso  wie  beim  Haftpflichtgesetz  auch  hier  von  einer 
Karenz  z  eit  überhaupt  nicht  die  Rede  sein  dürfe,  zumal 
da  geradein  der  ersten  Zeit  Unterstützung  durch  die  tücii- 
tigsten  Ärzte  und  reichliche  Mittel  zur  Pflege  am  meisten 
not  thäten. 

Durch  Verminderung  der  Karenzzeit  auf  14  Tage  kam  die  Majo- 
rität diesen  Forderungen  in  etwas  entgegen,  hielt  aber  eine  kurze 
Wartefrist  für  zweckmäfsig,    um   einmal   den   grofsen,   schwerfälligen 
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Apparat  niclit  für  die  IJiiinassc!  kloinor,  unbedeutender  Unfälle  in  Be- 
we^^unj,'  zu  setzen,  andererseits  aher  auch  der  Sitinilution  dadurch 
einen  wirksauK^n  Kiej^el  vorzuschieben. 

So  kam  das  erste  (iesetz  in  wesentlichen  Einzelheiten  aiierdinf^s 
unig(!staltet,  abei-  doch  in  seiiKUi  (irund^,M;dank(.'ii  von  der  Mehiheit 
des  Parlamentes  ^nit  ^<eheirseii  an  die,  lle^^ieiuii;,,'  zurück.  Diese  ver- 
saf,'t(;  aber  dem  uni;.;eaib(!it('ten  I'jitwuif  ihrt;  (ienehmij^un|^%  weil  sie 
aid"  den  lleichszuschuss  noch  idcht  verzichten  wollte ,  und  der  Herr 
Reichskanzler  nachher  zu  der  llberzeuj^'unj^  kam,  dafs  der  Ajjparat 
einer  Keichsversicherun^sanstalt  allzu  schwerfallit^  sei'). 

Diesem  ersten,  mil's^dückten  Versuche,  die  Unfallversicherung'  zu 
re^'ulieren,  folgten  di(!  Iieichsta;^'swahlen,  bei  denen  ^,'erade  die  sozial- 
l)olitischeii  IM;in(!  der  ({eichsre^ierun^"  eines  der  W(!sentlichsten  A^dta- 
tionsmittel  bildeten.  Der  Ausfall  der  Wahlen  konnte  wohl  kaum  als 
eine  Zustimmung'  des  Volkes  zu  den  sozialen  Kefornibestrebunj^en  des 
Kaisers  und  des  Kanzlers  ^'edeutet  werden.  Die  Partei  der  lebhafte- 
sten Opposition  ^iu}^-  in  ihrer  Zahl  fast  verdreifacht  aus  den  Wahlen 
hervor,  die  Mittelparteicn  bülstcm  die  meisten  Mandate  ein. 

Trotzdem  beharrte  die  Ueichsre^derung  auf  ihren  Plänen,  und  be- 
reits die  Thronrede  zur  Eröffnung  des  neuen  Parlamentes  betonte  in 
besonders  feierlicher  Weise  den  Willen  des  greisen  Monarchen  für 
die  arbeitenden  Klassen  die  Gesetzgebung  des  Reiches  in  i^>(!wegung 
zu  setzen.  Bevor  aber  neue  Vorlagen  dem  Reichstage  gemacht  wur- 
den, einigten  sich  die  drei  liberahiii  Parteien,  Nationalliberale,  Sezes- 
sionisten  und  Fortschrittler  zu  einem  gemeinsamen  Gesetzentwurfs), 
der  die  schwebende  Frage  in  ruhiger  Fortentwicklung  dessen,  was 
bereits  geschatien,  einer  zweckentsprechenden  Lösung  entgegenführen 
sollte. 

Man  entschlofs  sich  zu  diesem  Vorgehen,  einmal,  weil  man  zei- 
gen wollte,  dafs  die  verschiedensten  liberalen  Elemente  von  Rechts 
und  Links  geschlossen  und  einig  für  wichtige  Vorlagen  einzutreten 
im  Stande  seien  =^),  andererseits,  weil  man  gegenüber  den  in  der  Wahl- 


1)  Wenn  man  vun  den  unleugbaren  Nachteilen  absieht,  die  mit  der  zentralisierten 
Reichsanstalt  für  die  Geschäftsführung  verbunden  sind,  so  könnte  man  es  fast  bedauern, 
dafs  dieser  Entwurf  nicht  bereits  vor  3  Jahren  Gesetz  geworden.  Mancher  Hader  und 
Streit  wäre  dann  vermieden.  Die  freien  Versicherungsgesellschaften  hat  man  doch  nicht 
gerettet,  die  Regierung  hat  auf  den  Reichszuschufs  verzichtet;  aber  die  nur  14  tägige 
Karenz,  sowie  das  Deckungsve: fahren  würden  entschiedene  Vorzüge  gegenüber  dem  jetzi- 
gen (iesetz  gewesen  sein. 

2)  Antrag  Buhl  und   Genossen.     Nr.   66   der  Drucksachen  der  I.   Session   1881. 

3)  Leider  hat  sich  der  schöne  Traum  von  ,,der  grofsen  liberalen  Partei"  nur  allzu- 
bald als  ein  leeres  Traumgebilde  offenbart.  Die  Liberalen  ,  die  damals  so  einig  densel- 
ben Gedanken  vertraten ,  stehen  heute  mehr  denn  je  in  ihrer  alten  Zerrissenheit  den  so- 
zialpolitischen Plänen  gegenüber.  Dem  für  die  liberale  Partei  leider  zu  früh  verstorbe- 
neu Abg.  Dr.  Lasker  gebührt  das  Verdienst,  alle,  auch  die  am  weitesten  links  stehenden 
Liberalen  zu  diesem  positiven  Schritt  geeinigt  zu  haben,  wie  auch  er  die  Hauptarbeit  an 
dem  Entwurf  gethan  hat.  Dafs  sich  nach  seinem  Tode  gerade  seine  engeren  politischen 
Freunde,  ein  Tfeil  der  alten  Sezession  am  schärfsten  gegen  die  sozialpolitischen  Reformen 
gewandt  haben  und  am  liebsten  den  ganzen  Versicherungszwang  wieder  aus  ihrem  Pro- 
gramm beseitigen  wollten  ,  ist  bekannt  genug.  Vergl.  die  Broschüre  Bamberger ,  Barth, 
Brömel :  ,, Wider  den  Staats-Sozialismus".     Berlin  1884. 
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bewegung  so  oft  gehörten  Vorwürfen,  dafs  die  Liberalen  nur  Parteien  der 
Negation  seien,  den  unwiderleglichen  Beweis  hefern  wollte,  dafs  Alle 
einig  seien  in  dem  positiven  Schaffen  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen,  dafs  sie  nur  der  Form,  in  der  die  gleichartigen  Bestre- 
bungen der  Reichsregierung  auftraten,  nicht  ohne  Weiteres  ihre  Zu- 
stimmung geben  könnten. 

Die  Grundprinzipien  dieses  wichtigen  Gesetzentwurfes  sind  fol- 
gende : 

Man  hielt  fest  an  dem  Gedanken  der  Haftpflicht  des  Unterneh- 
mers für  die  im  Betriebe  vorkommenden  Unfälle,  dehnte  diese  Pflicht 
aber  zunächst  auf  weitere  Arbeiterkategorien  i),  sodann  auf  alle  Un- 
fälle aus,  indem  man  nur  dem,  der  sich  vorsätzlich  selbst  verletzt, 
keinerlei  Ansprüche  zuerkannte.  Man  acceptierte  aus  dem  ersten  Re- 
gierungseutwurf  die  Entschädigung  der  Verunglückten  mittelst  jähr- 
licher Ren  ten,  die  einen  Bruchteil  des  Arbeitsverdienstes  ausma- 
chen 2)  und  erkannte  demgemäfs  die  Verpflichtung  der  Arbeitgeber 
an,  für  die  dauernde  Zahlung  dieser  Renten  Sicherheit  zu  be- 
schaffen durch  Selbstversicherung,  oder  eine,  volle  Garantie  für  die 
Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  bietende  Versicherung  bei  Privatver- 
sicherungsgesellschaften. Betreffs  der  Wahl  der  Versicherung  gestand 
man  aber  dem  Arbeitgeber  volle  Freiheit  zu,  unter  den  im  Deut- 
schen Reich  nach  Erfüllung  von  Nonnativbestimmungen  zugelassenen 
Versicherungsanstalten  diejenige  auszuwählen,  die  ihm  die  günstigsten 
Bedingungen  stellte.  Wer  eine  genügende  Versicherung  nicht  nehmen 
kann  oder  will,  wird  gezwungen,  in  vorgeschriebener  Weise  und  Höhe 
Sicherheit  zu  bestellen,  widrigenfalls  ihm  der  Betrieb  untersagt  wer- 
den kann.  Eine  besondere  Karenzzeit  war  nicht  vorgesehen, 
sondern  Ersatz  der  vollen  Kosten  des  Heilverfahrens  und  Zahlung 
der  Renten  vom  Tage  des  Unfalles  an  projektiert.  Ein  Reichszuschufs 
zu  den  Prämien  der  Versicherung  war  selbstredend  weder  für  die 
Dauer,  noch  als  vorübergehende  Hülfe  in  Aussicht  gestellt.  Auch  der 
Arbeitnehmer  war  nicht  mit  Prämienzahlung  an  der  Versicherungs- 
last beteiligt,  weil  man  meinte,  der  Arbeiter  sei  hinreichend  dadurch 
an  dem  Unfallschaden  beteiligt,  dafs  er  ein  volles  Drittel  der  Last 
und  mehr  insofern  trage,  als  er  oder  seine  Hinterbliebenen  nicht  vol- 
len Ersatz  des  entstandenen  Schadens,  sondern  nur  zwei  Drittel  even- 
tuell nur  ein  halb  und  weniger  des  früheren  Arbeitsverdienstes  er- 
halten. 

Man  mag  einwenden  und  hat  diesen  Vorwurf  besonders  geltend 
gemacht,  dafs  Manches  in  diesem  Gesetzes-Vorschlage,  der  einer  Kom- 


1)  Die  Bauarbeiten,  die  gesamten  Transportgewerbe  ,  ferner  ,, gewerbliche,  forstwirt- 
schaftliche und  landwirtschaftliche  Unternehmungen  ,  soweit  darin  dauernd  oder  vorüber- 
gehend ein  durch  elementare  Kraft  bewegtes  Triebwerk  oder  ein  Dampfkessel  zur  Ver- 
wendung kommt",  wurden  mit  unter  die  haftpflichtigen  Betriebe  aufgenommen. 

2)  Nur  für  den  Fall,  dafs  der  Unternehmer  vorsätzlich  oder  durch  Unterlassung  ge- 
setzlich vorgeschriebener  Vorsichtsmafsregeln  den  Unfall  verursacht,  sollte  er  für  den 
vollen  Schaden  haftbar  sein.  Namentlich  durch  die  letztere  Bestimmung  hoffte  man 
auf  Verhütung  der  Unfälle  hinzuwirken. 
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inissioii  ül)('rwi('S(!n  ward,  —  <li(!  ^;ir  nicht  iiiclii-  /iisiuiiiiKMitrat,  — 
in  unlcrtJi^er  Foi-ni  {^cljoten  war,  dals  inclirtucli  nur  Anrc^^iiiif^cn  t^e- 
j^chcn  vvar(*n ,  (li(;  duicli  vvcitcic  (icsctzc;  ausf^iihildct  werden  sollten, 
olnu!  (lals  mehr  als  di(!  Richtung'  dafür  an^M'deiitet  war;  man  darf 
ai)er  damit  das  Urteil  über  dii-  Arbeit  nielit  abschliefsen,  denn  es 
sollte  das  (ianze  nur  (Miie  Art  Proj^ramm  sein ,  das  einer  Weiterent- 
wicklung; fähig  war,    und    als  solches   liat   es    seine   entschiedene  P>e- 

d(!UtUIlg. 

Die  Lib(!ral(!n  bewiescm  damit,  dafs  sie  Willens  seien,  für  eine 
soziale  Reform  (sinzutrciten ,  dafs  sie  dazu  einen  staatlichen  Zwang 
durcliaus  nicht  a  limine  abwiesen,  sie  zeigten  vielmehr  nur  d(!ri  Weg, 
auf  dem  dei"  auch  von  der  Regierung  verfolgte  /w(!ck  ihrer  Meinung 
nach  erniicht  w(!rdcn  könne,  ohne  mit  der  bisherigen  Entwicklung  der 
Gesetzgebung  zu  bniclien,  und  ohne  die  Erfahrungen  und  Leistungen 
der  bestechenden  Unfall-Versicherungsgenossenschaften  einfach  bei  Seite 
zu  setzen.  Man  glaubte  im  Anschlufs  an  das,  was  sich  bereits  ent- 
wickelt und  bewährt  hatte,  sicherer  das  Ziel  zu  erreichen,  als  wenn 
man  vollständig  neue  Gebilde  schuf,  von  denen  Niemand  sagen  konnte, 
ob  und  wie  sie  sich  bewähren  würden.  Da  nun  l)ereits  unt(ir  der 
Herrschaft  des  alten  Haftpflichtgesetzes  zahlreiche  Arbeitgeber  ' )  auf 
den  Nachweis  eines  Verschuldens  verzichtet  und  ihre  Arbeiter  gegen 
alle  l^nfälle  freiwillig  versichert  hatten,  so  kann  man  mit  Recht 
behaupten,  dafs  der  in  dem  liberalen  Entwurf  vertretene  Gedanke  der 
erweiterten  Haftpflicht  und  der  dadurch  bedingten  Versicherung  nur 
eine  rechtliche  Weiterbildung  bereits  in  der  Volkswirtschaft  thatsäch- 
lich  vorhandener  Institutionen  darstellt,  die  sich  durchaus  bewährt 
hatten.  Das  dürfte  aber  immer,  mag  man  sonst  den  Vorschlag  im 
Einzelnen  beurteilen,  wie  man  will,  als  ein  wesentlicher  Vorzug  des- 
selben zu  betrachten  sein. 

Die  verbündeten  Regierungen  gingen  bekanntlich  auf  die  hier  an- 
geregten Gedanken  nicht  ein,  sondern  hielten  fest  an  der  Überzeu- 
gung, dafs  die  Haftpflicht  durch  direkten  Zwang  zur  Ver- 
sicherung der  Arbeiter  gegen  alle  Unfälle,  mit  gesetzlich  limi- 
tirten  Entschädigungen  ersetzt  werden  müsse.  Sie  wollten  jede 
neben  der  allgemeinen  Vensicherungspflicht  noch  bestehende  civilrecht- 
liche  Verpflichtung  des  Unternehmers  zum  Schadensersatz  —  wie  sie 
der  liberale  Entwurf  in  §  8  zuliefs  —  beseitigen,  weil  das  nicht  nur 
der  Billigkeit  widerspreche,  sondern  auch  die  das  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  verbitternden  Streitigkeiten  und  Prozesse 
nicht,  wie  das  die  Regierungsvorlage  bezwecke ,  vermindern ,  sondern 
in  hohem  Mafse  vermehren  würde  ^).     Die  Regierung   erklärte   auch 

1)  Geh.   Rat  Bödiker  gibt  in  seiner  „Unfallstatistik  des   Deutschen  Reiches"   (Ergän- 
zungsheft zu  den   Monatsheften   d.   Stat.   des  D.   R.    1882)    S.   21)  an,  dafs  von 

1  9.57  548  Arbeitern  versichert  waren  : 
*      •  548  503  oder  28, og-  gegen  alle  Unfälle. 

309  730  oder   15,8^  nur  gegen  die  haftpflichtigen   Unfälle. 
Etwa  50g  waren    nicht  versichert ,    bei  den  anderen    fehlen    die  Angaben ,    oder    es    war 
nur  ein  Teil  der  Arbeiter  versichert. 

2)  Vergl.   die  Motive  zur  2.   Vorlage  vom  8.  Mai   1882.     Drucksachen  Nr.  19   S.  23. 
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die  Zulassung  der  Privatversicherungsaustalten  für  un- 
annehmbar, weil  die  Einführung  des  gesetzlichen  Versicherungs- 
zwanges auch  die  Schaffung  „öffentlicher,  unter  staatlicher  Leitung 
stehender  und  eine  unbedingte  Sicherheit  der  Erfüllung  der  übernom- 
menen Verpflichtungen  bietender  Veranstaltungen  fordere",  (Motive) 
und  weil  die  Zulassung  privater  Anstalten  neben  den  gesetzlich  zu 
regelnden  unmöglich  sei ;  denn  es  sei  eine  bisher  noch  nicht  gelöste 
Aufgabe,  „die  Verhältnisse  der  Privatversicherungsanstalten  durch  ge- 
setzliche Normativbestimmungen  so  zu  regeln ,  dafs  einerseits  die  er- 
forderliche, unbedingte  Sicherheit  der  Versicherten  erreicht  wird,  und 
andererseits  den  Versicherungsanstalten  die  Möglichkeit  einer  freien 
und  individualisierenden  Geschäftsführung  gewahrt  bleibe,  die  als  der 
wesentlichste  Vorzug  derselben  angesehen  werde". 

So  war  denn  der  zweite  Gesetzentwurf,  den  die  Regierungen  un- 
term 8.  Mai  1882  mit  eingehenden  Motiven  und  unter  Beifügung  einer 
ad  hoc  ausgearbeiteten  Ünfallsstatistik  dem  Reichstage  gleichzeitig 
mit  dem  Kranken  Versicherungsgesetze  vorlegte,  in  seinen  Grundanschau- 
ungen mit  dem  ersten  vielfach  identisch ,  nur  die  Organisation  der 
allgemeinen  Zwangsversicherung  und  die  Verteilung  der  Last  auf 
Kranken-  und  Unfallversicherung  unterschied  ihn  ganz  wesentlich  von 
seinem  Vorgänger. 

Der  allgemeine ,  direkte  Versicherungszwang  für  gewisse  Katego- 
rien von  Arbeitern,  der  Ausschlufs  der  Privatversicherungsgesellschaf- 
ten, sowie  die  Beihülfe  des  Reiches  zu  den  Kosten  der  Versicherung  ' ) 
war  beibehalten,  letzteres,  trotzdem  der  Reichstag  gegen  einige  Stim- 
men extrem  konservativer  Männer  und  der  Vertreter  der  Sozialdemo- 
kratie diesen  Reichszuschufs  abgelehnt  und  seine  Motivirung  verworfen 
hatte. 

Aber  die  ganze  Organisation  ward  eine  durchaus  andere  da- 
durch ,  dafs  man  nicht  mehr  alle  Unfallsschäden  nach  Abrechnung 
einer  kurzen  Karenzzeit  von  4  resp.  2  Wochen  der  centralistischen 
Reichs-  oder  Staatsanstalt  zur  Regulirung  zuwies,  sondern  neben  dem 
Unfallversicherungszwange  einen  besonderen  Krankenversicherungszwang 
statuirte  und  den  derartig  in's  Leben  gerufenen  Krankenkassen  die 
Kosten  der  Heilung  und  Verpflegung  der  durch  Unfall  erwerbsunfähig 
gewordenen  bis  zur  Dauer  von  13  Wochen  aufbürdete.  Da  nun  die 
Krankenkassen  überwiegend  aus  den  Beiträgen  der  Arl)eitne1)nier  zu 
erhalten  waren,  so  ward  auf  diese  Weise  ein  gut  Teil  der  Unfallslast 
auf  die  Schultern  der  letzteren  abgewälzt,  die  in  Folge  dessen  zu  l>e- 
sonderen  Beiträgen  zur  Unfallversicherung  nicht  weiter  herangezogen 
wurden. 


Um  so  beachtenswerter  erscheint  es,  dafs  trotzdem  in  dem  Entwurf  selbst  in  §  116  und 
117  eine  Haftung  des  Betriebsunternehmers  zugelassen  wird  ,  wenn  er  den  Unfall  vor- 
sätzlich oder  durch  groVjes   Verschulden   herbeigeführt  hat. 

1)  Der  Reichszuschufs  tritt  hier  freilich  in  anderer  Form  auf.  Während  in  dem 
ersten  Entwurf  ein  Zuschufs  von  33* 1 3  {$  zu  den  Versicherungsbeiträgen  der  Arbeiter  bis 
zu  750  Mark  Jahresverdienst  vorgesehen  war,  sollten  jetzt  25}{  sämtlicher  von  der  Un- 
fallversicherung zu  leistenden  Entschädigungen  auf  die  Reichskasse  übernommen 
werden,  die  dadurch,   wie  die  Motive  darlegen,  eine  geringere  Last  auf  sich   nimmt. 
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I)(!r  TJnfallversiclieruMf^  vc-rhlicl)  also  nach  diesem  Plane  nur  die 
Fiirsori^e  für  die  der  Zahl  nach  ^'erinj,'(;n,  der  liedcutniiff  nach  aber 
sehr  in's  (iewiciit  fallenden  llniaile'j,  welche  den  Tod  oder  eine  langer 
als  i.'i  Woclu'n  vvilhrende,  vorübergehende  oder  dauernde  Erwerbsun- 
fähigkeit zur  Folge  haben.  Kine  gewaltige  Arbeitslast  sowie  eine 
nicht  unbedeutende  pekuniäre  l^ast  ward  also  den  grofsen  Verbänden 
abgenonmien  und  auf  die  kleinen,  lokalen  Kassen  für  Krankenpflege 
abgewälzt. 

Die  neue  Organisation  zum  Zweck  des  Ersatzes  des  in  der  Weise 
begrenzten,  durch  K("»ri)erverletzung  oder  'l'ödtung  herbeigeführten 
Schadens  sucht(i  zwar  auch  das  Risiko  an  möglichst  grofse  Kreise  von 
versicherungspflichtigen  Betrieben  zur  gemeinsamen  Tragung  zu  über- 
weisen; aber  doch  ohne  sich  der  Gefahr  einer  büreaukratischen  und 
schablonenmäfsigen  Erledigung  der  Geschäfte  auszusetzen,  wie  sie 
die  Keichsregierung  nachträglich  selbst  bei  Errichtung  einer  mono- 
polisirten  Reichsanstalt  befürchtete.  Vielmehr  trat  das  Bestreben  her- 
vor, genossenschaftliche  Organisationen  der  Industrie  und  des 
Gewerbes  zum  Zweck  der  Unfallversicherung  zu  schaffen,  bei  denen 
eine  Teilnahme  der  Beteiligten  an  der  Verwaltung  und  an  der  Fest- 
stellung de,r  Entschädigungen  möglich  sein  würde.  Die  Motive  heben 
als  ausschlaggebenden  Grund  für  die  Errichtung  solcher  genossen- 
schaftlichen Organisationen  namentlich  den  hervor,  dafs  es  für  die 
weitergehenden  sozialpolitischen  Reformen  unbedingt 
nötig  sei,  diese  Grundlage  zu  schaffen,  die,  wenn  einmal  vorhanden, 
sehr  viel  leichter  für  die  Aufgaben  der  gröfseren  noch  ausstehenden 
Aufgaben,  speziell  für  die  allgemeine  Regelung  der  Invaliden-  und 
Altersversorgung  ausgebildet  werden  könne. 

Welcher  Art  waren  nun  aber  diese  genossenschaftlichen  Organi- 
sationen? Um  das  Risiko  auf  möglichst  breite  Schultern  abwälzen 
und  doch  „eine  kräftige  Entwicklung  des  genossenschaftlichen  Lebens 
und  eine  erfolgreiche  Verwaltung  durch  genossenschaftliche  Organe" 
erwarten  zu  können,  fafste  man  zunächst  über  das  ganze  Reichsge- 
biet die  gleichartigen  Betriebe  und  die  mit  ihnen  durch  die  gleiche 
Unfallsgefahr  verbundenen  Industrien  zu  „Gefahrenklassen" 
zusammen  und  vereinigte  dann  innerhalb  dieser  Gefahrenklassen  die 
Betriebsunternehmer  örtlich  abgegrenzter  Bezirke  zu  besonderen  „Be- 


*)  Nach  der  vom  Geheimratli  Bödiker  bearbeiteten  „UufaUstatistik  des  deutschen 
Reiches"  (Ergänzungsheft  zu  Band  53  der  ,, Statistik  des  deutschen  Reiches")  kommen 
bei  etwa  2  Millionen  versicherungspflichtigen  Arbeitern  jährlich  88  722  Unfälle  vor,  davon 
1986  mit  tödtlichem  Ausgang,  1680  mit  nachfolgender  dauernder  Erwerbsunfähigkeit, 
85  056  mit  nachfolgender  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit.  Die  letzteren  haben  im 
Ganzen  1649  577  Krankentage  zur  Folge.  Die  Unfälle  mit  Erwerbsuntahigkeit  bis  zu 
28  Tagen  machen  davon  80  {}  aus  und  nehmen  47.7  §  der  Krankentage  in  Anspruch. 
Von  den  verbleibenden  Unfällen  nimmt  man  an ,  dafs  wieder  die  meisten  innerhalb 
13  Wochen  erletligt  sind,  so  dafs  nur  3§  der  nicht  tödtlichen  Unfälle,  also  etwa  900  Fälle 
der  Unfallversicherung  zur  Last  fielen,  im  Ganzen  also  nur  c.  4600  Unfälle  durch  letz- 
tere zu  behandeln  blieben.  Die  gesamte  durch  Unfälle  entstehende  Versieherungslast 
schätzt  die  gleiche  Schrift  auf  16  547  167  Mark  jährlich,  wovon  2  749  295  Mark  durch 
die   Krankenkassen  und   13  796  872  ]Mark  durch  die  Unfallkasse  zu  tragen  wären. 
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triebsgenossenscliaften"  resp.  „Betriebsverbänden".  Letzteren  sollte  die 
ganze  örtliche  Verwaltung,  namentlich  die  Feststellung  der  Beiträge 
und  der  Entschädigungssummen,  sowie  die  Kontrolle  über  die  Durch- 
führung aller  zur  Verhütung  von  Unfällen  getroffenen  Mafsregeln  zu- 
fallen. Um  sie  aber  mit  ihrem  eigenen  Interesse  an  einer  möglichsten 
Verhütung  von  Unfällen  zu  beteiligen,  sollte  ihnen  15  Prozent  der 
Last,  die  aus  den  innerhalb  ihres  Kreises  eintretenden  Unfällen  er- 
wächst, vorweg  aufgebürdet  werden,  nur  der  Best  des  Risiko's  sollte 
zu  60  Prozent  auf  die  Gesamtheit  der  zu  einer  Gefahrenklasse  ge- 
hörenden Unternehmer  übertragen  werden,  während  25  Prozent  das 
Reich  aus  eigenen  Mitteln  leistete. 

Da  die  Regierung  diese  Organisation  nur  durch  Herstellung  eines 
einheitlichen  Kassen-  und  Rechnungswesens  sowie  durch  Ersetzung  der 
bis  dahin  vorgeschlagenen  Versicherung  gegen  feste  Prämien 
durch  eine  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  und  auf 
Grundlage  des  Umlageverfahrens  glaubte  durchführen  zu 
können,  so  wurde  nicht  nur  letzteres  in  Vorschlag  gebracht,  sondern 
auch  den  Postv  erwaltungen  die  Auszahlung  sämtlicher  Entschä- 
dignngen  übertragen  und  eine  Reichs-Zentralstelle  zur  Berechnung  der 
von  den  verschiedenen  Verpflichteten  zu  zahlenden  Beträge  eingesetzt. 

Wir  haben  kaum  nötig,  neben  diesen  grundlegenden  Prinzipien 
die  zahlreichen  Einzelheiten  des  124  Paragraphen  umfassenden  Ge- 
setzentwurfes genauer  darzulegen,  zumal  das  Ganze  als  ein  verun- 
glückter Versuch  zu  betrachten,  der  wenig  praktische  Konsequenzen 
nach  sich  zog. 

Nur  eine  einzige  Lesung  hat  der  Entwurf  gleichzeitig  mit 
dem  Krankenkassengesetz  im  Plenum  des  Hauses  erfahren.  Die  Kom- 
mission, der  beide  Vorlagen  zur  weiteren  Berathung  überwiesen  wurden, 
hat  mit  grofser  Gewissenhaftigkeit  das  Krankenversicherungsgesetz 
durchberathen,  hat  es  losgelöst  von  dem  Zusammenhang  mit  der 
zweiten  Vorlage,  weil  ihre  Mitglieder  von  Anfang  an  das  Zustande- 
kommen auch  des  Unfallgesetzes  in  Zweifel  zogen.  Schliefslich  hat 
dann  die  Kommission  auf  wiederholte  Anregung  auch  die  Berathung 
dieser  Vorlage  begonnen;  aber  mau  vermochte  sich  nicht  über  eine 
Form  zu  einigen,  in  der  die  vorgeschlagenen  Prinzipien  gesetzgeberisch 
gestaltet  werden  konnten.  Vielmehr  geht  der  Vorschlag  der  Kom- 
mission, der  in  dem  mündlichen  Bericht^)  des  Referenten  dem  Hause 
vorgelegt  werden  sollte,  aber  gar  nicht  mehr  zur  Berathung  kam,  da- 
hin, der  Reichstag  wolle  „den  vorgelegten  Entwurf  in  seiner  jetzigen 
Gestalt  in  allen  seinen  Teilen  ablehnen"  und  den  Herrn  Reichskanzler 
um  Vorlage  eines  umgearbeiteten  Gesetzes  bitten,  in  dem  eine  Reihe 
von  Gesichtspunkten  Berücksichtigung  fänden,  auf  die  wir  weiter  unten 
znrückkommen. 

In  der  Generaldiskussion  im  Plenum  des  Hauses  wurde  dem  vor- 
gelegten Entwurf  eigentlich  von  keiner  Seite  volle  Sympatie 
entgegengebracht.     Fast   alle    Redner    erklärten    sich    gegen    den 


*)  Drucksache  Nr.  372  der  VI.  Session  1882  der  5.  Legislaturperiode. 


426  •''■"'"■   !»••  H-   i'aasche, 

!{,(!  i  ch  s/ lisch  u  Ih.  Die;  komplizirteOrt^'a  ii  isa  t  i  on  ,  die  den  schönen 
NiiiiKüi  (i  (in  ()SS(!iisc  h  a  f  t  e  n  für  sich  in  Ansju-uch  nahm,  ohne 
wahre,  hihenst'ahif^e  (icüKtssenschatten  zu  jjilden,  fand  nur  teilweise 
AnerkenllUllf,^  Die  liberalen  liedner  bezeichneten  diese  sogenannten 
(ienossenschaften  als  reine  Karrikaturen,  weil  beispielsweise  die  ilaupt- 
grundlagc;  der  Organisation,  di(!  Gefahrenklasse,  nur  ein  ,, kalkulato- 
rischer Begrilf"  sei'),  aber  niemals  (üne  (ienossenschaft;  (Uinn  ihr 
fehlte  nicht  nur  jeder  genossenschaftliche  (ieist,  der  auf  gemeinsamen 
lnti'rcss(Mi,  gemeinsamen  I>edürfnissen,  gemeinsamen  Anschauungen  und 
Zielen  Ixiruht,  ihrtehlte.  seli)st  die  äufsere  Organisation,  der  Vorstand, 
die  Vertretung  der  eigenen  Jnteicssen,  so  dafs  auf  solchen  (ienossen- 
schaften sicherlich  das  (iebäude  der  sozialen  Reform  nicht  weiter  auf- 
gebaut werden  konnte.  Lebhafter  Opposition  begegnete  auch  das 
Umlage- Verfall  ren ,  das  als  ein  Rückschritt  in  die  Steinzeit  des 
Versicherungswesens,  als  eine  Borgwirtschaft  und  ein  ungerechtes  Be- 
lasten d(!r  Zukunft  zu  CJunsten  der  Gegenwait  bezeichnet  ward.'') 
Prinzipieller  Widerspruch  wurde  namentlich  gegen  die  Verquickung 
der  Kranken-  mit  den  Unfallskassen  laut,  und  fand  namentlich  die 
Überweisung  aller  Unfälle  bis  zu  13  Wochen  an  die  neu  zu  bildenden 
Krankenversicherungen  auf  der  ganzen  linken  Seite  des  Hauses  leb- 
haften Widerspruch,  weil  man  den  hauptsächlich  durch  Arbeiterbei- 
träge erhaltenen  Krankenkassen  nicht  einen  so  bedeutenden  Teil  der 
Unfallslast  aufbürden  und  dadurch  den  neu  zu  begründenden  Kassen 
nicht  die  Uebeiisfähigkeit  entziehen  wollte. 

Die  Kommission  hat  eigentlich  nur  die  ersten  Paragraphen  be- 
treffend den  Gegenstand  der  Versicherung,  die  Ausdeh- 
nung des  Versicherungszwanges  und  die  Organisation 
desselben  gründlich  beraten;  aber  schon  dabei  traten  die  Gegen- 
sätze einander  so  schroff  gegenüber,  dafs  eine  positive  Gestaltung  be- 
stimmter Grundprinzipien  nicht  möglich  war,  man  sich  vielmehr  be- 
gnügen mufste,  die  ablehnende  Haltung  durch  Betonung  einzelner  Ge- 
sichtspunkte zu  verschleiern,  für  die  sich  schliefslich  eine  Majorität 
unter  den  Mitgliedern  fand.  Diese  Beschlüsse  machten  den  Ansprüchen 
dei"  Liberalen  einige  Konzessionen.  Sie  verlangten  zuerst  Ausdehnung 
des  Versicherungszwanges  auf  die  Arbeiter  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  und  der  Flöfserei.  Sie  milderten  sodann 
die  13 wöchentliche  Karenzzeit  insofern  ,  als  sie  den  Kranken- 
kassen zwar  die  ganze  Last  der  ersten  13  Wochen  beliefsen,  aber  dem 
Verletzten  doch  vom  Beginn  der  5.  Woche  die  volle  Unfallsrente  durch 
Zuschufs  aus  der  Unfallversicherungskasse  zugestanden. 

Der  Reich  szuschufs  sowie  besondere  A  r  heiter  bei  tr  äge 
sollten  fortfallen,  und  die  Unfallversicherung  bei  Aktiengesell- 
schaften  nicht   als  Erfüllung   der  gesetzlichen  Versicherungspflicht 


')  Vergl.  die  Rede  des  Abg.  Dr.  Hirsch  am  15.  Mai  1882.  Stenographische  Be- 
richte S.   207   ff. 

-)  Wir  kommen  auf  das  Umlageverfahren  genauer  zurück  bei  der  Besprechung  des 
letzten  Entwurfes. 
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gelten.  Für  die  Zwaiigsversicherung  schlug  man,  unter  Beseitigung 
der  Gefahrenklassen  als  Verbandsorganisation,  Betriebsverbände  räum- 
lich bei  einander  liegender  verschiedenartiger,  oder  Berufsgenossen- 
schaften gleichartiger  Betriebe  mit  weiterer  Ausdehnung  vor.  Daneben 
gestattete  man  aber  unter  bestimmten  durch  das  Gesetz  festzustellen- 
den Normativbestimmungen  „freiwillige  Bildung  von  Ge- 
nossenschaften zur  selbständigen  Übernahme  des  ge- 
samten Risiko's,  oder  eines  Teiles  desselben,  sowie  „freiwilliges 
Ausscheiden  einzelner  Betriebe".  Die  Aufbringung  der  Lasten  sollte 
dann  bei  den  Zwaugsgenossenschaften  durch  Umlage  des  Jahresbe- 
darfes, bei  freiwilligen  Bildungen  durch  Ansammlung  von  Entschädi- 
gungskapitalien erfolgen. 

Wie  schon  erwähnt,  sind  diese  Vorschläge  gar  nicht  mehr  im 
Plenum  des  Hauses  zur  Diskussion  gelangt,  sie  sind  aber  insofern 
wichtig,  als  die  Mehrheit  des  Reichstages,  wie  sie  durch  die  Kommis- 
sion vertreten  war,  sich  gegen  Reichszuschufs,  für  Versi- 
cherungszwang land-  und  forstwirtschaftlicher  Ar- 
beiter, gegen  die  vorgeschlagene  Organisation  und  gegen  die  aus- 
schliefslichen  Zwan  gsversicher  ungs-Anstalten,  für  Zu- 
lassung freier  genossenschaftlicher  Versicherung  aus- 
drücklich aussprach. 

So  war  also  auch  der  zweite  Versuch  der  Reichsregierung,  die 
Arbeiter  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  gewerblicher  Unfälle  sicher 
zu  stellen,  gescheitert,  und  nur  das  vorbereitende  Gesetz  der  Kranken- 
versicherung war  zur  Verabschiedung  gelangt. 

Am  6.  März  1884  legte  die  Reichsregierung  dem  wieder  zu- 
sammenberufenen Reichstage  einen  dritten  Entwurf  vor,  (Druck- 
sachen Nr.  4  der  IV.  Session)  der  schliefslich  mit  unbedeutenden  Ab- 
änderungen Gesetz  geworden  ist,  und  den  wir  defshalb  in  seinen  Grund- 
zügen genauer  verfolgen  wollen. 

Da  er  dasselbe  Ziel  wie  seine  Vorgänger  verfolgte,  ist  er  in  vie- 
len Einzelheiten  denselben  nachgebildet  und  sucht  vor  allem  unter 
Verwerfung  des  Prinzipes  der  privatrechtlichen  Haftung  des  Betriebs- 
unternehmers die  öffentlich  rechtliche  Pflicht  zur  Sicherung  der  Arbei- 
ter gegen  die  materiellen  Folgen  der  Unfälle  durch  Begründung  einer 
allgemeinen  Zwangsversicherung  ^)  zur  Anerkennung  zubrin- 
gen, deren  Lasten  die  Betriebsunternehmer  zu  tragen  haben.   Da  man 


1)  Eigentümliclier  Weise  wird  diese  öffentlich  rechtliche  Verpflichtung  der  Arbeit- 
geber zur  Tragung  der  Unfallslasten  in  den  Motiven  dieses  Entwurfes  grnde  mit  den 
Gründen  zu  erweisen  gesucht,  die  bis  dahin  im  Munde  der  Vei treter  der  liberalen  Par- 
teien von  der  Regierung  und  den  ilir  nahe?tehenden  Parteien  aufs  Lebliaftote  angegriffen 
wurden  ,  als  den  Arbeiter  entwürdigend  und  zum  „Arbeitsvieh"  hcrahdrückend.  S.  35 
der  Motive  heifst  es:  „Wie  dem  Betriebsunternehmer  die  an  dem  Anlage-  und  Be- 
triebskapital entstehenden  Schäden  und  Verluste  zur  Last  fallen,  so  soll 
derselbe  auch  die  Verluste  an  persönlicher  Arbeitskraft,  welche  durch  die 
seinem  Industriezweige  eigentümlichen  Gefahren  veranlalst  werden,  tragen  und  für 
beide  in  dem  Gesamtertrage  seines  Unternehmens  Deckung  finden."  Früher  hiels  es 
immer,  die  Industrie  könne  die  Last  nicht  tragen,  sei  aucli  nicht  dazu  verptlichtet ,  die 
Arbeitnehmer  und   das  Kelch  müfsten  einen  Teil  davon  übernehmen. 

N.  F.  Bd.  IX.  3;3 
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j^liiiilitc  uiinclinioii  zu  düriori,  (l;il's  ül)cr  die  Notweridifikcit  einer  zwiings- 
weisei)  Versiclieruii^;  kiiiiin  noch  M(;i(iiin;^svers<liie(lenlieiten  hest;indeii, 
{finj^eii  die  Motive  unter  Hinweis  ;iuf  die  liejininduiif,'  der  vorlier^^e- 
gaiiKtiiicn  lüitwürfe  kurz  darüber  liinwej.,'. 

Der  Umfang  dcii-  V  (;  r  sie  li  er  uii}^  war  irotz  der  Vorselilajj;e 
der  letzten  Kommission  ein  beschränkter,  s()<^ar  weniger  ausgedehnt 
als  im  2.  Kiitwurle.  Man  hielt  es  mit  Recht  für  die  nächstlie- 
gende und  dringlichste  Aufgabe,  die  Arbeiter  derjenigen  Be- 
triebe zu  vcMsichern,  die  bisher  haftpflichtig  gewesen  waren,  weil 
sie  die  meiste  rnfallsgefahr  in  sich  schliefsen.  Für  dies(!  Arl)eiter- 
kiitegoiien  wollte  man,  wie  die  Motiv(;  htM'vorheben ,  zuerst  sorgen, 
ihre  Versicherung  sollte;  den  A  usga  ngspu  nk  t  der  (je  setz  gebu  n  g 
bilden,  „an  welchen  demnächst  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung 
auf  weitere  Arbeiterkreise  angeknüi)ft  werden  kann",  und  solche  Aus- 
dehnung würde  „nicht  ausbleiben  können". 

Versicherungspflichtig  sollten  demnach  zuerst  ,,alle  in  Bergwerken, 
Salinen,  Aufbereitungsanstalten,  Steiiibiücheii,  (iräbereien,  auf  Werften 
und  Bauhöfen ,  sowie  in  Fabriken  und  Hüttenwerken  beschäftigten 
Arbeiter  und  Betriel)sbeamten"  s(;in,  „letzteie  sofern  ihr  Jahresarljeits- 
verdienst  an  Lohn  oder  (iehalt  zweitausend  Mark  nicht  ül)ersteigt". 
Der  Entwurf  ging  dann  aber  über  diesen  Kreis  bisher  haftpflichtiger 
Betriebe  hinaus,  indem  er  alle  handwerksmäfsigen  Betriebe, 
in  welchen  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft 
bewegte  Tiiebwerke  zu  dauernder  Verwendung  kommen, 
den  obigen  gleichstellte,  weil  in  diesen  mit  elementarer  Kraft  arbei- 
tenden Kleinbetrieben  die  ünfallsgefahr  sehr  oft  gröfser  ist,  als  in 
solchen  Arbeitswerkstätten,  die  nach  der  Zahl  der  in  ihnen  beschäf- 
tigten Personen  als  „Fabriken"!)  gelten,  aber  ohne  Anwendung  ele- 
mentarer Kräfte  arbeiten.  Da  man  sich  ferner  nicht  verhehlen  konnte, 
dafs,  wenn  die  Kleinbetriebe  mit  unter  den  Versicherungszwang  gestellt 
würden,  es  eine  Ungerechtigkeit  gegen  die  kleinen  Unter- 
nehmer sein  würde,  wenn  ihnen,  die  ihrer  ganzen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Stellung,  sowie  der  Art  ihrer  Arbeit  nach  den  von  ihnen 
beschäftigten  Arbeitern  vielfach  gleichstehen,  die  Möglichkeit  ent- 
zogen würde,  sich  selbst  vor  den  wirtschaftlichen  Folgen  der  Unfälle 
sicher  zu  stellen,  —  so  gestattet  der  Entwurf,  nach  dem  Vorbilde 
des  Kranken  Versicherungsgesetzes,  denjenigen  Betriebsunternehmern, 
die  weniger  als  2ü()0  Mark  Jahreseinkommen  haben,  sich  freiwillig 
bei  der  Berufsgenossenschaft,  der  sie  angehören,  gegen  Unfallschäden 
zu  versicheren. 

Eine  weitere  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  war  in 
dem  Gesetz  nicht  beliebt,  Eisenbahn-  und  SchiÖahrtsbetrieb  sind 
nur  als  wesentliche  Bestandteile  der  obengenannten  Betriebe  versiche- 


1)  Bei  der  Uugewifsheit ,  was  unter  Fabrik  zu  verstehen  sei,  gibt  der  Entwurf 
folgende  Definition:  ,, als  Fabriken  gelten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  insbesondere  diejenigen 
Betriebp,  in  welchen  die  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  von  Gegenständen  gewerbsmäfsig 
ausgeführt  wird,  und  in  welchen  zu  diesem  Zwecke  mindestens  10  Arbeiter  regelmäfsig 
beschäftigt  werden". 
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rungspflichtig,  und  die  in  dem  zweiten  Entwurf  aufgenommenen  Ar- 
beiter, die  bei  Ausführung  von  Bauten  oder  in  Gewerbebetrieben 
beschäftigt  werden,  die  sich  „auf  Ausführung  von  Bauarbeiten 
erstrecken",  sind,  ohne  ein  Wort  der  Begründung  weder  in  den  allge- 
meinen noch  den  speciellen  Motiven  darüber  zu  verlieren,  einfach  weg- 
gelassen. 

Auch  der  Gegenstand  der  Versicherung  ist,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Kommissionsvorschliige ,  fast  wörtlich  aus  dem  zweiten 
Entwurf  herüber  genommen,  und  soll  demgemäfs  der  zu  versichernde 
Schadensersatz  im  Falle  der  Verletzung  bestehen  1)  „in  den  Kosten 
des  Heilverfahrens,  welche  vom  Beginn  der  vierzehnten  Woche 
nach  Eintritt  des  Unfalles  au  entstehen";  2)  „in  einer  dem  Verletzten 
vom  Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalles 
an  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  gewährenden  Rente"  von 
66^/3  Prozent  des  Arbeitsverdienstes.  Im  Falle  der  Tötung  soll  aufser- 
dem  Ersatz  der  Beerdigungskosten  und  den  Hinterbliebenen  eine  Rente 
gewährt  werden,  die  für  die  Witwe  20,  für  jedes  vaterlose  Kind  10, 
für  vater-  nnd  mutterlose  Kinder  je  15  "/o  vom  Arbeitsverdienst  des 
Getöteten ,  zusammen  aber  nicht  über  50  ^jf^  betragen  sollte.  Vom 
Verunglückten  bisher  ernährte  Aszendenten  sollen  20  •'[o  erhalten. 
Charakteristisch  ist,  dafs  auch  nach  diesem  Entwurf  die  Last  der 
ersten  lo  Wochen  ungeschmälert  den  Krankenkassen  auf- 
gebürdet werden  sollte,  ohne  dafs  man  auf  die  zahlreichen  Einwen- 
dungen Rücksicht  nahm,  die  von  den  verschiedensten  Seiten  des  Hau- 
ses gegen  diese  Verteilung  der  Last  früher  laut  geworden  waren.  Der 
Reichstag  hatte  auf  Vorschlag  seiner  Kommission  bei  Beratung  des 
Kr  a  n  k  e  n  V  e  r  s i  c  h  e  r  u  n  g  sg  e  s  e  t  z  e  s  die  Beitragslast  der  Untern(4'imer 
allgemein  auf  ein  Drittel  der  Beiträge  festgestellt,  hatte  die  von 
der  Regierung  vorgeschlagene  Beschränkung  der  Bei  trag  s - 
pflicht  auf  die  unfallsgefährlichen  Betriebe  beseitigt,  grade  weil 
er  in  diesen  Zuschüssen  der  Arbeitgeber  nicht  ein  Äqui- 
valent schaffen  wollte  für  die  den  Krankenkassen  etwa 
später  aufzubürdenden  Unfallslasten.  Die  Regierung  schien 
sich  dieser  Auffassung,  wenn  auch  nicht  ausdrücklich,  anzuschliefsen. 
Trotzdem  wird  in  den  Motiven  der  letzten  Vorlage  dieser  Thatsache 
mit  keinem  Worte  Erwähnung  gethan ,  sondern  als  Gründe  für  die 
volle  Übertragung  der  ersten  dieizehn  Wochen  nur  darauf  hingewie- 
sen, dafs  die  Krankenkassen  bisher  ohne  Widerspruch  ihre  Unfalls- 
kranken mit  verpflegt  hätten,  dafs  sie  nur  in  verschwindend  wenig 
Fällen  nach  den  Bestimmungen  des  Haftpflichtgesetzes  hätten  auf  Ei-- 
satz  ihrer  Auslagen  rechnen  können.  Jetzt  sei  ihnen  durch  das  Drit- 
tel, das  die  Arbeitgeber  zur  Tragung  der  gesamten  Krankenlast 
beisteuern  müfsten,  die  Last  noch  erleichtert  worden,  die  überhaupt 
nur  wenige  Million(ui  betrage,  und  eine  Gefahr  für  die  Kraükenkassen 
nicht  involviren  könne.  Als  zweiten  Grund  für  die  vorgeschlagene 
Verteilung  der  Lasten  führen  die  Motive  an,  dafs  praktische  Rück- 
sichten auf  eine  rationelle  Verwaltung  dazu  zwingen,  die 
grofsen  zentralen  Verbände,  die  zur  Traguug  des  Risikos  der  Unfall- 
es* 
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versiilii'iui)^  erforderlich  wären,  nicht  mit  der  Erledi^(ung  von  Fällen 
vorühei^^chender,  kurze  Zeit  dauernder  luwerhsunfahit^keit  zu  beschwe- 
ren. Die  notwendi;,'e  Kontrolle,  (li(!  {gerade  in  diesen  Fallen  wegen 
der  grolsen  (iefahr  der  Simulation  ertorderlicli  wäre,  würde  nur 
von  lokalen  Kassen  ausgeüi)t  werden  können,  und  hei  der  (iering- 
rii;^i^keit  der  einzelnen  Fntseh;i.di|:;uiigsbeilrä;4e  würden  die  kleineren 
Krciise  die  Last  sehr  wohl  tragen  können. 

Also  nur  Zw eckm älsi gkeitsgr ünde  sind  es,  die  hier  für 
die  Heteiligung  der  Krankenkassen  geltend  gemacht  werden,  die  inne- 
ren Gründe,  die  man  früher  mehrfach  für  die  Berechtigung  solchen 
Vorgeluüis  vorzubringen  suchte,  -  dafs  nandich  dadurch  die  Arbeiter 
mit  zur  'i'ragung  der  ('nfallsList,  die  ja  zum '1  eil  durch  ihr  Verschul- 
den herbeigeiulirt  werde,  gezwungen  werden,  dafs  dadurcii  der  Arbei- 
ter, wenn  auch  materiell  schlechter,  doch  moralisch  besser  gestellt 
werde,  indem  er  sich  nun  selbst  versichere  und  dadurch  Anrecht 
erhielte,  in  der  Verwaltung  mitzureden,  —  all  diese  Gründe  werden 
jetzt  verschwiegen,  weil  man,  wie  oben  angedeutet,  nach  den  iMotiven 
dieses  Fntwuifes  die  Ijetriebsunternehmer  für  veri)flichtet  erachtet, 
so  wie  für  die  Schäden  an  ihrem  Anlage-  und  Betriebskapital  auch 
für  „die  Verluste  an  persönlicher  Arbeitskraft"  einzutreten.  Die  not- 
wendige Konsequenz  hat  man  freilich  daraus  nicht  gezogen  ,  dafs  der 
Arl)eitgeber  dann  auch  für  den  ganzen  Schaden,  nicht  blos  für  einen 
Teil  desselben  aufzukommen  habe,  und  all  die  zahlreichen  Bedenken, 
die  sonst  in  der  Kommission  für  den  zweiten  Entwurf  gegen  dieses 
Vorgehen  erhoben  wurden,  hat  man  ebenso  ignoriert. 

Den  Umfang  der  zu  zahlenden  Entschädigungen  hat 
man  ebenso  wie  in  den  beiden  ersten  Entwürfen  auf  den  oben  genann- 
ten Bruchteil  des  bisherigen  Arbeitsverdienstes  beschränkt,  und  die 
Motive  glauben  sich  mit  Recht  einer  besonderen  Begründung  über- 
hoben, da  eigentlich  kaum  Widerspruch  dagegen  erhoben  wurde  M, 
dafs  der  Arbeiter  nicht  wie  bei  der  bisherigen  Haftpflicht  vollen  Er- 
satz des  Schadens  erhielte,  sondern  nur  soweit  entschiidigt  werde,  dafs 
der  Unfall  ihn  nicht  in  seiner  ganzen  wirtschaftlichen  Existenz  ruiniere. 
Wenn  es  sich  um  die  privatrechtliche  Verpflichtung  handelte,  den  von 
dem  Arbeitgeber  herbeigeführten  Schaden  auszugleichen,  so  wäre  vol- 
1  e  r  Ersatz  allerdings  notwendig,  wenn  aber  die  ötfentlich  rechtliche 
Pflicht  vorliegt,  für  alle,  auch  die  durch  Zufall  und  selbst  durch  eige- 


1)  Aulser  deu  Vertretern  der  Sozialdemokratie  war  es  wohl  aar  der  Abg.  Lenzmaim, 
der  sic'li  berufen  fülilte ,  für  Ersatz  des  vollen  Schadens  eine  Lanze  zu  biechen.  Er  hob 
in  seiner  Rede  v.  15.  Mai  1882  (Stenogr.  Ber.  S.  247)  hervor,  dafs  es  sich  nicht  um 
eine  öffentlich  rechtliche,  sondern  um  eine  privatreehtliche  Frage  handele.  Der  Arbeiter 
verunglückt  im  Dienst  ,,der  Industrie".  „Die  Industrie  selbst,  wenn  auch  nicht  das  ein- 
zelne Individuum,  ist  Autor  des  Schadens."  Darum  hat  ,,die  Industrie  einfach  kurz  und 
gut  wie  ein  fingirter  Schadenszufüger  den  Schaden  auszugleichen",  und  es  gibt  ,. keinen 
Keclitsgrund,  dem  Arbeiter  den  Schadensersatz  zu  beschneiden".  —  Mit  derselben  Logik 
und  juristisch  öbenso  bedenklich  könnte  man  sagen  ,  die  Industrie  ist  ein  notwendiges 
(Jlied  unserer  Volkswirtschaft,  der  Arbeiter  verunglückt  also  im  Dienste  der  Volkswirl- 
schalt,  letztere  ist  der  fingirte  Schadenszufüger ,  sie  hat  daher  einfach  kurz  und  gut  die 
privatrecli  tliche  Verpflichtung,  den  Schaden  auszugleichen. 
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nes  grobes  Verschulden  der  Arbeiter  verursachten  Schäden  einzutre- 
ten, um  den  Arbeiter  vor  wirtschaftlichem  Ruin  zu  bewahren,  so  ist 
es  durchaus  berechtigt,  die  Höhe  der  Entschädigung  für  Alle  gleich- 
mäfsig  durch  Gesetz  auf  einen  Bruchteil  des  Arbeitsverdienstes  zu 
fixieren  ^).  Das  wird  auch  trotz  allen  Widerspruches  die  Arbeiter  ver- 
anlassen, vorsichtiger  mit  den  ihnen  anvertrauten  Maschinen  umzu- 
gehen und  manche  Gefahr,  der  sie  sich  jetzt  mit  oft  unbegreiflichem 
Leichtsinn  aussetzen,  sorgfältiger  zu  vermeiden.  Also  nicht  darüber, 
dafs  hier  ein  Bruchteil  des  Verdienstes  gewährt  werden  soll,  kann 
unseres  Erachtens  mit  Recht  gestritten  werden  2),  sondern  höchstens 
darüber,  ob  der  vorgeschlagene  Prozentsatz  richtig  bemessen  sei,  und 
in  der  Beziehung  hat ,  um  das  vorweg  zu  bemerken ,  der  Reichstag 
eine  Erhöhung  der  Rente  für  die  vaterlosen  Kinder  auf  15  "„i  für 
die  völlig  verwaisten  auf  20  "  <,  beschlossen  und  zugleich  das  Maxi- 
mum, das  die  Familie  eines  Getöteten  erhalten  kann,  von  50  auf  60 
Prozent  heraufgesetzt. 

Der  wesentlichste  Unterschied  zwischen  dem  letzten  Gesetzent- 
wurf und  seinem  Vorgänger  ist  durch  die  anderweitige  Organisa- 
tion der  Versicherung  bedingt.  An  die  Stelle  der  Pseudogenos- 
senschaften ,  der  Gefahrenklassen  mit  ihrem  bunten  Gemisch  der 
verschiedensten  Berufsklassen,  die  durch  keine  gemeinsamen  Interessen 
zusammengehalten  wurden,  sind  jetzt  Berufsgenossenschaften 
getreten,  die  den  Namen  Genossenschaften  sehr  wohl  verdienen,  weil 
sie  alle  diejenigen  zu  einem  Verbände  vereinigen,  weiche  durch  die 
Gemeinsamkeit  der  Betriebsinteressen ,  durch  den  gleichen  Beruf  auf- 
einander angewiesen  sind  und  die  gleichen  sozialen  Pflichten  und  Inter- 
essen zu  vertreten  haben.  Sie  verwalten  ihre  Angelegenheiten  selbstän- 
dig durch  ihren  Vorstand  und  die  Genossenschaftsversammlung,  und 
wenn  auch  eine  Beaufsichtigung  durch  die  Organe  des  Staats  oder 
des  Reichs  bei  der  Wichtigkeit  der  sozialen  Aufgaben,  die  ihnen  über- 
tragen werden,   nicht  entbehrt  werden  kann,   so  sollte  doch  nach  den 


1)  Die  von  der  Regierung  früher  iu  den  Motiven  herangezogene  Analogie  mit  den 
Beamten  des  Staates,  die,  wenn  sie  invalide  werden,  auch  nicht  das  volle  Gehalt 
als  Pension  beziehen,  scheint  uns  gar  nicht  so  unberechtigt  zu  sein,  wie  von  einzelnen 
Seiten  behauptet  wurde.  Denn  auch  der  Arbeiter  geht,  wenn  er  sich  in  einem  gefähr- 
lichen Betriebe  zur  Arbeit  meldet ,  ein  Vertragsverhältnis  ein  ,  und  wenn  jetzt  die  Vcr- 
sicherungspfiicht  gesetzlich  geregelt  ist ,  so  steht  er  nachher  in  bezug  auf  seine  Unfalls- 
rente und  die  Rente  seiner  Witwe  und  Waisen  durchaus  nicht  anders  da  ,  als  wenn  der 
im  Dienste  des  Staates  gewissen  Gefahren  ausgesetzte  Beamte  bei  Eingehung  seines  Ver- 
tragsverhältnisses das  Bewufstsein  hat,  dafs  ihm,  im  Falle  er  im  Dienst  verunglückt,  eine 
karg  bemessene  Pension,  seiner  Witwe  ein  noch  kümmerlicher  berechnetes  Witwengeld 
sicher  sei.  Dafs  der  Beamte  sich  aufserdem  in  der  Hoffnung  auf  eine  Alterspension  mit 
einem   niedrigem  Gehalte  begnügt,  steht  auf  einem  anderen  Blatte. 

2)  Man  bedenke  auch  ,  dafs  der  durch  Unfall  erwerbsunfähig  Gewordene  allerdings 
während  der  Zeit  seiner  eigentlichen  Krankheit  besonderer  Pflege  bedarf,  dafs  aber  nach- 
her ,  wenn  die  Heilung  vorüber  ist,  auch  der  Ganzinvalidc  ,  der  kein  Arbeitsgerät  zu 
halten  braucht,  der  nicht  mehr.  Wind  tmd  Wetter  ausgesetzt,  besserer  Nnhrung  und  Klei- 
dung bedarf,  sondern  der  zumeist  kleine  Verrichtungen  im  Hause  immer  noch  vorncinnen 
und  dadurch  die  Frau  arbeitsfähiger  machen  kann,  dafs  der  auch  weniger  zum  Unterhalt 
gebraucht,   als  zu  der  Zeit,  da  er  von  früh  bis  spät  rüstig  arbeiten  mufste. 
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Motiven  die;  hclMinllicho  Einmischunf^  ;iiif  das  uiil)(;dint,'t  erforderliche 
Miifs  hesciniuikt  bleiben,  und  in  der  Tliat  ist,  wohl  die  selbst  verwal- 
tende Tliiitij^keit  d(!r  (jlenossenscliat'ten  nicht  all/u  sehr  beschränkt. 
Solche  wahren  (ienosseiischaften  werden  auch  allein  im  Stande  sein, 
zu  einem  wirksamen  System  der  Unfallverhütunj,'  zu  f^elan^'en ,  weil 
die  materiellen  Interessen  der  einzelnen  IJerufsj^enossen  wie  der  ganzen 
Berufs;4(inoss(!ns('liat"t  dahin  dräuf^'en  werden,  l)(!w:ihrt(!  Ililfsmitfi;!  und 
Kinrichtiin^Müi  /,ur  Vermc^idun^'  v(in  lln^dücksfalhüi  all^njuiein  und  mö},'- 
lichst  bald  ein/uliihren. 

I)i(!  IJerutsf^enossenschaften  sollen  sich  im  Prinzii)  auf  das  ^'anze 
Reichs}i;ebiet  erstiecken,  doch  ist  die  fr(!iwilli^e  lüldunj^  von  besonde- 
ren Berufssenossenschaften  für  bestimmte  Bezirke  zulässig?,  wenn  sie 
nach  dem  Urteil  d(!s  Bundesrates  die  dauernde  Leistun^sfähif^keit  nach 
der  Aiizalil  der  Betriebe  und  ihrer  Arbeiter  fiewährleisten  und  für 
den  verbleibenden  l{est  dadurch  nicht  die  Möglichkeit  ausgeschlossen 
ist,  zu  leistungsfäliigen  Verbänden  zusammen  zu  treten. 

Innerhalb  d(u-  grofsen  Verbände  können  durch  Statut  (irtlich  ab- 
gegrenzte Sektionen  mit  Vertrauensmännern  als  r)rtlichen  Genossen- 
schaftsorganen eingesetzt  werden ,  weil  in  den  meisten  Fällen  nur  so 
eine  bequeme  und  prompte  Erledigung  der  Geschäfte  möglich  sein 
wird.  Den  Sektionen  kann  auch  ein  Teil  der  Unfallslast,  die  inner- 
halb ihres  Bezirkes  entstanden  ist,  (bis  zu  50  "  „)  zur  selbständigen 
Tragung  durch  das  Statut  überwiesen  werden,  um  damit  das  Inter- 
esse an  einer  Vermeidung  von  Unglücksfällen  noch  weiter  zu  steigern. 
Um  das  Risiko  zu  vermindern,  können  sich  auch  mehrere  Berufsge- 
nossenschaften zu  gemeinsamer  Tragung  desselben  vereinigen ,  wenn 
die  betr.  Genossenschaftsversammlungen  darauf  bezügliche  Beschlüsse 
fassen  und  das  Reichsversicherungsamt  seine  Genehmigung  dazu  erteilt. 

Da  es  vor  allem  darauf  ankommen  wird,  namentlich  bei  der  noch 
zu  erwähnenden  Art  der  Deckung  der  entstandenen  Schäden,  lei- 
stungsfähige Berufsgenossenschaften  zu  bilden,  so  ist  dem 
Bundesiat  die  Kontrolle  darüber  vorbehalten,  ob  die  sich  freiwillig 
bildenden  Genossenschaften  die  genügende  Bürgschaft  bieten, 
und  dieser  höchsten  Instanz  auch  die  Aufgabe  übertragen,  alle  die- 
jenigen Betriebe,  die  bis  zu  einem  bestimmten  Termin  sich  nicht  frei- 
willig vereinigt  haben,  zu  leistungsfähigen  Verbänden  zusammen  zu 
legen.  Wenn  man  nun  auch  annehmen  könnte,  dafs  in  diesem  Vor- 
behalte der  Genehmigung  durch  den  Bundesrat  hinreichende  Garantie 
dafür  geboten  sei,  dafs  die  gebildeten  Genossenschaften  dauernd  im 
Stande  sein  würden ,  den  ihnen  durch  Gesetz  auferlegten  Verpflich- 
tungen nachzukommen ,  so  musste  doch  Vorsorge  auch  für  den  Fall 
getroffen  werden,  dafs  eine  Genossenschaft  zahlungsunfähig 
werde.  Solche  Fälle  können  und  werden  trotz  aller  angewandten  Vor- 
sicht vorkommen,  weil  im  Laufe  der  Zeiten  auch  die  heute  blühend- 
sten Industrien  durch  Veränderung  in  ihren  Produktions-  und  Absatz- 
bedingungen in  ihrem  Bestände  gefährdet  werden  können.  Dagegen 
mufs  Vorsorge  getroffen  werden,  damit  sowohl  die  einmal  entstande- 
neu Verbindlichkeiten  weiter  erfüllt,  und  andererseits  die  weiter  Arbei- 
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tenden  auch  ohne  Unterbrechung  weitere  Versicherung  finden.  "Während 
nach  dem  früheren  Entwürfe  nicht  mehr  leistungsfähige  Betriebsge- 
nossenschaften einfach  aufgelöst  und  dem  betr.  Betriebsverbande  mit 
samt  ihren  bereits  erwachsenen  Verbindlichkeiten  überwiesen  werden 
sollten,  gehen  nach  dem  letzten  Entwurf  die  bis  zur  Zeit  der  Auf- 
lösung einer  leistungsuniähigen  Berufsgenossenschaft  entstandenen  Ver- 
pflichtungen derselben  auf  das  Reich  über,  die  weiter  arbeitenden 
Betriebe  aber  sollen  „anderen  Berufsgenossenschaften  nach  deren  An- 
hörung" zu  weiterer  Versicherung  angeschlossen  werden.  Als  Grund 
für  die  Übernahme  der  Schulden  einer  bankerotten  Versicherungs- 
genossenschaft auf  das  Reich  führen  die  Motive  einfach  die  Erwägung 
an,  „dafs  es  an  einem  anderen  Faktor  fehlt,  welchem  ohne  Unbilligkeit 
und  ohne  die  Möglichkeit  einer  zu  empfindlichen  Belastung  jene  Über- 
nahme angesonnen  werden  könnte". 

In  diesem  eventuellen  Eintreten  des  Reichs  für  die  Zahlungsver- 
bindlichkeiten der  Genossenschaften  hat  man  mit  Recht  eine  andere 
Art  von  Reichszuschufs  zu  erblicken  gemeint,  und  die  Motive 
selbst  bestätigen  diese  Auffassung,  indem  sie  unmittelbar  an  die  eben 
skizzierten  Darlegungen  Betrachtungen  darüber  anschliefsen ,  dafs  zur 
Zeit  schwer  zu  entscheiden  sei,  „ob  noch  darüber  hinaus  ein  Bedürf- 
nis zur  Beteiligung  des  Reiches  an  den  laufenden  Kosten  der  Unfall- 
versicherung entweder  generell  oder  für  einzelne  Industriezweige  vor- 
liegt". Für  den  Fall,  dafs  sich  später  herausstellen  sollte,  dafs  „die 
Exportfähigkeit  einzelner  oder  aller  Industriezweige  durch  die  Be- 
lastung mit  den  gesamten  Kosten  der  Unfallversicherung  ernstlich 
gefährdet"  sei,  so  wird  dann  für  die  Zukunft  ein  Reichszuschufs  in 
Aussicht  gestellt,  von  dem  die  Regierung  sich  gar  nicht  scheint  tren- 
nen zu  können ,  obwohl  das  früher  als  ausschlaggebend  bezeichnete 
Motiv ,  dafs  man  dem  Arbeiter  dadurch  die  Fürsorge  des  Staates  für 
ihn  möglichst  vor  Augen  führen  wollte,  jetzt  ganz  und  gar  aus  der 
Begründung  verschwunden  ist. 

Die  Gefahr,  dafs  solche  Zuschüsse  notwendig  werden,  erscheint 
aber  zum  mindesten  für  die  ersten  Jahre  völlig  ausgeschlossen  durch 
die  Art  und  Weise,  wie  nach  dem  Regierungsvorschlage  die  Mittel 
zur  Tragung  der  Unfallslast  aufgebracht  werden  sollen.  Denn  ent- 
gegen dem  von  allen  Versicherungsverbänden  bisher  geübten  Verfahren, 
die  ganze  Last  der  in  jedem  Jahre  erwachsenen  Verbindlichkeiten 
den  jeweiligen  Versicherern  aufzubürden,  also  für  die  zu  zahlenden 
Renten  sofort  die  versicherungstechnisch  berechneten  Deckungskapita- 
lien aufzubringen,  wird  hier  wie  im  vorhergehenden  Entwurf  das  Um- 
lageverfahren wieder  in  Vorschlag  gebracht,  wonach  in  jedem  Jahre 
immer  nur  die  faktisch  zu  zahl  en  den  Entschädigungen  von 
den  Betriebsunternehmern  durch  Beiträge  zu  decken  sind.  Dadurch 
wird  die  Last  anfangs  zwar  minimal  sein,  sie  wird  und  mufs  aber 
stetig  wachsen  bis  zu  dem  Zeitpunkt;  wo  die  Zahl  der  neu  hinzukom- 
menden Rentenempfänger  ungefähr  gleich  ist  derjenigen,  die  durch  Tod 
oder  durch  Überschreiten  des  Kindesalters  aus  der  Reihe  der  zu  ver- 
sorgenden  ausscheiden.     Um   also  den   momentanen  Vorteil   mini- 
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iiialnr  AMfiiii!^'sl('istuiif,'('n  sich  /,u  sichoni,  bürdet  man  einer  /ukünftif^'en 
Jndustrie,  deren  spiitcMc  I.cistun^'sliiliigkeit  zur  Zeit  kein  M(;nsch  be- 
urteilen kann,  Lasten  auf,  dercMi  Höhe  sich  ebensowenig  bestimmen 
liilst.  Zur  Motivierun;^  wird  dann  noch  anj^'cfülirt ,  dal's  nach  einem 
,,a]l^u!ineinen  (iiundsat/  des  öll'entlichen  Hechtes"  der  Staat  nur  soviel 
erli('l)en  dürfe,  als  er  /ui'  Mrfiillunj^  „ötVcnt lieber  V(!r])fiiclitiin^<'n"  not- 
wendig brauche  —  (womit  jeiienfalls  die  l'lrbebiin^  von  Deckunj^'ska- 
IMtaüeii  nicht  aus^'esclilossen  wäre)  —  und  dafs  andererseits  di(!  pri- 
vatwirtschaftlichen  Interessen  dadurcli  jf(!schädi^'t  werden  wünien, 
wenn  erhebliche  Kapitalien  der  produktiven  Verwendunj^f  der  Berufs- 
f^cnossen  entzo^n-n  würden,  um  als  Deckunf,'  für  die  entstandenen  Ver- 
bindlichkeiten liinterlegt  zu  werden').  Der  Gefahren,  die  aus  soIcIhmu 
Vorj;(!lien  für  die  l''.iit\vicklun^  der  Industrie  sowie  für  die.  Sicherheit 
d(!r  ^anz(;n  lidallversicherunji  entstehen  kcunien,  und  die  «^rad«;  der 
mehr  als  der  Privatmann  zur  Fürsorge  für  die  Zukunft  ver- 
pflichtete Staat  vermeiden  müfste,  wird  in  den  Motiven  kaum  gedacht, 
nur  darauf  hingewiesen,  dafs  „zunächst"  von  der  F>hel)ung  von 
Deckungskapitalien  Abstand  zu  nehmen  s(n,  dafs  aber  damit  der  „künf- 
tigen, anderweiten  Entscheidung  der  Gesetzgcibung  in  keiner  Weise 
präjudiziert"  sein  solle ,  falls  die  Erfahrung  ergeben  sollte; ,  dafs  die 
Deibehaltung  des  Umlageverfahrens  „unnötig  und  unvorteilhaft"  sei. 
Um  solchen  Gefahren  gegenüber  nicht  ganz  unvorbereitet  dazustehen, 
ist  nach  dem  Entwurf  gestattet,  durch  das  Statut  die  Ansamm- 
lung eines  Reseivefonds  „bis  zur  Höhe  desjenigen  Jahresbetrages  an- 
zuordnen, welchen  die  Genossenschaft  an  Beiträgen  beim  Eintritt  des 
Beharrungszustandes  aufzubringen  hat". 

Neben  dieser  auf  dem  Prinzip  der  Zwangsgenossenschaften  basie- 
renden Organisation  findet  dann ,  was  wir  kaum  besonders  betonen 
brauchen ,  die  freiwillige  Versicherung  dei-  privaten  Versicherungsge- 
sellschaften keinen  Platz.  Auffallend  ist  nur,  dafs  die  Motive  fast 
kein  Wort  darüber  verlieren  und  sich  auch  nicht  im  entferntesten 
dazu  herbeilassen,  die  Unzulänglichkeit  der  privaten  Versicherungs- 
anstalten oder  freiwilligen  Versicherungsgenossenschaften  zu  erweisen. 
Es  wird  nicht  einmal  auf  die  Motivierung  der  früheren  Entwürfe  ver- 
wiesen, als  ob  die  ganze  Frage,  die  doch  für  einen  grofsen  Teil  des 
Parlamentes  als  eine  überaus  wichtige  betrachtet  wurde,  längst  abge- 
than  und  der  Diskussion  gar  nicht  mehr  wert  sei.  Nur  mit  wenigen 
allgemeinen  Redewendungen  sucht  man  die  Notwendigkeit  der  Zwangs- 
versicherungsanstalten zu  erweisen.  Da  es  sich  „um  eine  öffentlich 
rechtliche  Verpflichtung  handele ,  so  folge  daraus  die  Notwendigkeit, 
die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  durch  öffentliche  Institu- 
tionen sicher  zu  stellen",  und  weil  es  sich,  heifst  es  dann  weiter 
unten ,  um  die  Erfüllung  einer  den  Betriebsunternehmern  obliegenden 
sozialen  Pflicht  handele ,  so  verlange  die  Sicherstellung  derselben 


1)  Man  erinnere  sich  zur  Kritik  dieses  Satzes  daran,  dafs  bis  dahin  schon  zahlreiche 
Industrielle  nach  den  Grundsätzen  des  Deckungsverfahrens  bereits  Versicherung  gesucht 
und  gefunden  hatten. 
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für   die  Bildung   der  Berufsgenossenschaften   eine   Zwangspflicht 
der  Unternehmer  zum  Beitritt. 

Das  ist  alles,  was  zur  Motivierung  gesagt  wird,  und  damit  ist 
den  Privatversicherungsanstalten  das  Todesurteil  gesprochen.  Wie  weit 
das  berechtigt  war,  darauf  werden  wir  noch  zurückkommen. 


Wir  haben  mit  Obigem  die  theoretisch  wichtigen  Grün  d- 
prinzipien  des  dem  gegenwärtigen  Gesetz  zu  Grunde  liegenden 
Entwurfes  wohl  hinreichend  skizziert,  betreffs  der  zahlreichen,  volks- 
wirtschaftlich minder  wichtigen  Einzelheiten  über  die  Organisation, 
die  Feststellung  der  Entschädigungen,  die  Arbeitervertretungen,  die 
Errichtung  der  Schiedsgerichte  und  des  Reichsversicherungsamtes  etc. 
können  wir  auf  die  in  dieser  Beziehung  wenig  veränderten  Bestim- 
mungen des  am  Ende  dieser  Abhandlung  abgedruckten  Gesetzestextes 
verweisen. 

Wir  gehen  jetzt  dazu  über,  noch  kurz  die  Gründe  zu  prüfen,  die 
im  Laufe  der  Beratungen  für  oder  wider  wichtige  grundlegende  Be- 
stimmungen laut  geworden  sind,  um  dadurch  das  Urteil  über  Wert 
und  Bedeutung  des  Gesetzes  zu  erleichtern. 

Wir  wollen  vorweg  bemerken,  dafs  die  Umgestaltung  des  Ent- 
wurfes in  der  Kommission  wie  im  Plenum  sich  auf  wenige  Punkte 
beschränkte  und  thatsächlich  eine  ganze  Reihe  von  wichtigen  Bedenken 
seitens  der  Gegner  der  Vorlage  gar  nicht  oder  nur  in  sehr  abge- 
schwächtem Mafse  zur  Geltung  gelangte,  weil  die  konservativ-kleri- 
kale Majorität  des  Reichstages  schliefslich ,  um  nur  überhaupt  etwas 
zu  Stande  zu  bringen,  wenig  Rücksicht  auf  die  Einwendungen  der 
Gegner  nahm.  Zum  Teil  kann  man  dabei  den  liberalen  Parteien  den 
Vorwurf  nicht  ersparen,  dafs  sie  selbst  daran  schuld  sind,  dafs  ihren 
Forderungen  so  wenig  Gehör  geschenkt  wurde.  Hätten  sie,  die  an 
sich  ja  nicht  die  Mehrheit  im  Reichstage  repräsentierten,  von  An- 
fang an  ehrliche  Mitarbeit  zugesagt,  so  wäre  vielleicht,  ebenso  wie 
beim  Krankenkassengesetz  zahlreiche  sachgemäfse  Anträge  der  äufser- 
sten  Linken  zur  freiheitlicheren  Gestaltung  des  Kassenwesens  Annahme 
fanden,  auch  hier  manches  in  ihrem  Sinne  zu  erreichen  gewesen.  So 
aber  erklärten  die  Deutschfreisinnigen  von  vornherein  ziemlich  deut- 
lich, dafs  sie  das  ganze  Gesetz  nicht  wollten  ^),  —  was  Wunder,  wenn 
man  ihren  Anträgen  wenig  Beachtung  schenkte,  da  man  wufste,  dafs 
keine  Aufnahme  ihrer  Anträge  sie  bestimmen  würde,  schliefslich  für 
das  Gesetz  zu  stimmen.  Die  Nationalliberalen  andererseits  begingen 
den  Fehler,  in  besonders  feierlicher  Weise  auf  ihren  Parteitagen  zu 
erklären ,   dafs   sie   unter  allen  Umständen  das  Unfallversicherungsge- 


1)  Der  erste  Redner  der  Deutschfreisinnigen  bei  der  2.  Beratung  des  Gesetzes,  Dr. 
Barth,  erklärte  z.  B.  (S.  756  der  Sten.  Ber.)  :  ,,Wir,  meine  Herrn,  stehen  auf  dem  Stand- 
punkte, dafs  wir  das  Gesetz  in  dieser  Form  üV)erhaupt  nicht  wollen,  weil  wir  der  Ansieht 
sind  ,  dafs  es  in  dieser  Form  weit  mehr  Schaden  bringt ,  als  es  jemals  Nutzen  bringen 
kann".  Die  Anträge  seiner  Partei  gingen  auch  nur  darauf  aus,  zu  zeigen,  dafs  die  ganze 
vorgeschlagene  Organisation  nicht  möglich  sei. 
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setz  zu  staiidi'  hiiii^cii  wollten.  \\;ii'  es  d.i  den  vereiiii^'tcn  Freunden 
der  Vorlaj^o  zu  verdenken,  dal's  sie  di(!se,  l>undes^en()Ss(Mi  einfach  accep- 
liorteii,  ohne  ihre;  l'.edinj^uii;,^'!!  zu  hön'ii ,  da  sie  auf  l)(.'din^i;uii},'slo.sc 
/ustininiun^'  ^dauhleii  itjchneii  zu  dürfen  V  Erst  als  nach  dem  Koni- 
proniil's  diu-  K(jnservativen  mit  dem  Zentrum  viele  Nationalliherale 
ernsthaft  anfiii^M'ii,  ihren  Widersjjruch  «geltend  zu  machen,  wurden 
ihnc^n  schlielslich  noch  wichti^'e  Konzessionen  K*'i'iächt,  die  beweisen, 
was  sich  bei  vorsichtij,'(!rer  Aktion  mö{,dicherweise  hiltte  erreichen 
lassen. 

Die  ersten  l'ünwendunj^en,  die  ^ef^en  den  Entwurf  laut  wurden, 
richteten  si(;li  ^^e^^^en  die  l*>esch  riln  k  u  n  j,'  der  Zahl  der  versi- 
ehe ru  n<isi)fl  ich  ti^e  n  Betriebe.  Wir  deuteten  oben  bereits  an, 
dafs  die  Ue^ierun^'svorla^fe  im  Wesentlichen  nur  die  bisher  hafti)tlich- 
tif^en  Gewerbe  unter  das  (iesetz  stellen  wollte,  und  dafs  sie  diese 
geringe  Ausdehnung  damit  zu  motivieren  suchte,  dafs  der  erste  Ver- 
such nicht  in  zu  grofsem  Un)fange  begonnen  werden  dürfe,  wenn  er 
nicht  scheitern  soll.  Der  Fürst  liismark  berief  sich  in  seiner  Rede 
vom  15.  März  18S4  (S.  72  der  sten.  l>er.)  bei  Motivierung  dieses  Vor- 
gehens darauf,  dafs  das  Bessere  der  Feind  des  Guten  sei,  versjjrach 
aber  mit  besonderem  Nachdruck  ^)  eine  möglichst  baldige  Erweiterung 
des  Gesetzes,  sobald  nur  das  Parlament  sich  entschliefsen  könnte, 
diesen  ersten  Schritt  zu  dem  erstrebten  Ziele  mitzumachen. 

In  den  Kommissionsverhandlungen  ebenso  wie  im  Plenum  wurde 
trotzdem  von  verschiedenen  Seiten  eine  Ausdehnung  der  Ver- 
sicherungspflicht erstrebt  und  dieses  Vorgehen  teilweise  damit 
begründet,  dafs,  wenn  man  einmal  ijrinzipiell  dem  Arbeitgeber  die 
Pflicht  zuerkenne,  für  die  im  Betriebe  verunglückten  Arl)eiter  einzu- 
treten, dann  kein  innerer  Grund  vorliege,  nur  einem  Teile  der 
Arbeiterbevölkerung  die  Wohlthat  der  Versicherung  zuzuwenden.  Der 
äufserliche  Einwand  aber,  dafs  die  Hereinziehung  beispielsweise  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  in  die  vorgeschla- 
gene Organisation  passe,  könne  nicht  als  stichhaltig  anerkannt 
werden,  da  sich  die  Organisation  nach  dem  Kreise  der  zu  versichern- 
den richten  müsse  und  nicht  umgekehrt.  Wenn  dann  die  Organisation 
für  solche  Erweiterung  nicht  passe,  so  sei  sie  falsch  und  müsse  durch 
eine  andere  ersetzt  werden.  Freilich  konnte  die  bei  Motivierung  der 
Erweiterungsvorschlägo  seitens  der  Gegner  des  Gesetzes  ausgesprochene 
Absicht,  damit  die  ganze  Vorlage  sozusagen  ad  absurdum  zu  führen  2), 
die  Freunde  derselben   am  allerwenigsten  veranlassen,   für  diese  An- 


1)  S.  73  der  sten.  Ber.  sagt  er:  ,,Ich  will  aber  die  Zusage  für  die  Zukunft  gebeu, 
dafs,  soweit  ich  auf  das  Geschäft  Einflufs  habe,  wir  sofort  uach  Annahme  dieses  Gesetzes 
.  .  .  mit  der  Erweiterung  und  Ausdehnung  desselben  auf  andere,  und  zwar  in  erster  Linie 
auf  die  Baugewerbe  und  auch  ,  wenn  die  Interessenten  sich  nicht  entschieden  dagegen 
wehren,  auf  das  landwirtschaftliche  Gewerbe  kommen  und  Ihnen  Vorlagen  in  dieser  Be- 
ziehung machen  werden.  Das  ist  eine  Zusage,  die,  wenn  ich  noch  im 
Dienste  bin,  jedenfalls  eingelöst  werden  wird". 

2)  Der  Abgeordnete  Dr.  Barth  erklärte  (S.  756)  als  Vertreter  der  deutschfreisinnigen 
Partei,  dafs  sie  das  Gesetz  in  der  vorgeschlagenen  Form  überhaupt  nicht  wollten.  Wenn 
sie  trotzdem  eine  Erweiterung  desselben  vorschlügen  ,  so  geschähe  das  ,     weil ,    wenn  die 
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träge  zu  stimmen,  obwohl  von  fast  allen  Seiten  des  Hauses  anerkannt 
wurde,  dafs  eine  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  auf  möglichst 
alle  Arbeiter  das  Ziel  der  Gesetzgebung  sein  müsse'). 

Da  nun  auch  die  Regierung,  wie  oben  gezeigt,  wiederholt  die  Not- 
wendigkeit einer  Erweiterung  des  Gesetzes  anerkannte  und  eine  Fort- 
bildung des  Begonnenen  auf  dem  Wege  der  Spezialgesetzgebung  in 
sichere  Aussicht  stellte^),  so  war  wohl  kein  Grund  vorhanden,  darum 
die  ganze  Vorlage  zu  verwerfen,  weil  sie  nicht  weit  genug  ging.  Dafs 
ein  etwaiges  Mifstrauen  gegen  die  Regierung  nicht  berechtigt  gewesen, 
und  dafs  diejenigen  Recht  gethan,  die  darum  nicht  den  ersten  Schritt 
verschmäht,  weil  er  nicht  gleich  zum  letzten  Ziele  führte,  beweisen 
die  bereits  wenige  Monate  nach  der  Publikation  des  Gesetzes  dem 
Bundesrate  vorgelegten  Entwürfe  zur  Ausdehnung  der  Versicherungs- 
pflicht auf  die  in  den  Transportgewerben  wie  in  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft beschäftigten  Arbeiter. 

Der  Kreis  der  Versicherungspflichtigen  ist  nun  von  der  Mehrheit 
des  Hauses  in  der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Weise  begrenzt 
worden,  nur  wurden  auf  fast  allgemein  geäufserten  Wunsch  die  be- 
reits im  2.  Entwurf  unter  das  Gesetz  gestellten  Bauarbeiter  mit  her- 
eingezogen, sodafs  gegenwärtig  auch  alle  bei  der  „Ausführung  von 
Maurer-,  Zimmer-,  Dachdecker-,  Steinhauer-  und  Brunnenarbeiten  so- 
wie im  Schornsteinfegergewerbe  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten" versichert  werden  müssen.  Es  wird  sich  nun  im  Laufe  der 
nächsten  Session  zeigen  müssen,  ob  diejenigen,  die  bei  dieser  Gelegen- 
heit theoretisch  auch  für  eine  weitgehende  Ausdehnung  namentlich 
auf  Land-  und  Forstwirtschaft  eingetreten  sind,  sie  in  dem  vorliegen- 
den Gesetz  aber  ablehnten ,  nun  wirklich  geneigt  sind ,  die  praktische 
Durchführung  der  von  ihnen  als  Ziel  hingestellten  allgemeineren  Für- 
sorge für  die  Arbeiter  im  Rahmen  eines  Spezialgesetzes  zu  erleichtern. 

Prinzipiell  wichtiger  als  dieser  durch  die  Thatsachen  gewisser- 
mafsen  überholte  Streit,  war  die  um  den  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung vorhandene  Meinungsverschiedenheit. 

Die  Regierung  hatte,  wie  bereits  in  der  2.  Vorlage,  eine  Teilung 
der  Last  in  der  Weise  vorgeschlagen,  dafs  die  Heilung  und  Verpfle- 
gung der  durch  Unfälle  erwerbsunfähig  Gewordenen  für  die  ersten 
13  Wochen  den  Krankenkassen  zur  Last  fallen  sollten ,  während  die 
Unfallversicherung  nur  für  die  Hinterbliebenen  der  Getöteten  und  für 
die  Ganzinvaliden   oder    vielmehr  für  diejenigen  eintreten  sollte,   die 


betr.  Anträge  Annahme  fänden,  sich  dann  beweisen  liefse,  ,,darä  nun  nicht  mehr  die  Or- 
ganisation, welche  der  Entwurf  vorschlägt,  sondern  die  Organisation,  welche  seine  Partei 
vorschlägt,   die  allein   mögliche  und  rationelle"   sei. 

1)  Selbst  der  Vertreter  der  äufsersten  Keehten,  der  Abg.  von  Maltzahn,  bezeichnete 
als  das  von  ihm  erstrebte  Ziel  ,,eine  möglichst  auskömmliche  Versiclierung  des  verun- 
glückten Arbeiters,  und  zwar  in  Zukunft  möglichst  aller  Arbeiter  bezw.  der  von  ihnen 
Ernährten. 

2)  Der  Staatsminister  von  Bötticher  betonte  (S.  761),  dafs  die  verbündeten  Regie- 
rungen ganz  auf  dem  Standpunkte  ständen,  ,,dal's  die  Unfallversicherung  auf  alle  Arbeit 
ausgedehnt  werden  müsse,  die  mit  Gefahr  verbunden  ist''. 
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länf^or  als  1;5  Wodicn  crwcrbsurifähiK  gemacht  würden').  T^iii  den 
Kraiikonkassen  die  ilincii  dadurch  aufj^'clnirdctc  l'iifallslast  /u  erh-ich- 
tcru ,  wurde  im  Kiaid<(!iiv<'r>icli('ruii'^sj<cs(;t/i'  bestimmt,  dal's  flie  Ar- 
l)('it,u;el)er  ein  Drittel  der  für  die  Arbeiter  aus/.ulef,'eiideM  Kasseiibei- 
träj^'e  aus  eif,'enen  Mitteln  zu  bestreiten  hätten.  Obwohl  nun,  wie 
oben  gezeigt,  bei  der  Beratung  des  ebengenannten  Gesetzes  die  Ge- 
währung der  Arbeitg(!berzusehüRS(!  ausdrücklich  in  dem  Sinne  von 
einer  grolsen  Zahl,  man  darf  wohl  sagen  der  Mehrzahl  d(M-  Parlaments- 
mitglieder zugestanden  wurde,  dafs  darin  kein  Äquivalent  für 
etwai^je  Überwälzung  eines  Teiles  der  Unfallslast  liegen  sollte,  moti- 
vierte die  Ivegierung  dennocli  die  drciizelmwöchentliclie  Karenz  unter 
anderem  damit,  dafs  die  Arbeitgeberl)eiträge,  die  zu  allen,  nicht  blos 
den  l  iifallserkrankungen  gewährt  würden,  reichlich  die  aus  dem  Un- 
fall (irwachsenden  Lasten  aufwiegen  würden. 

Die  Kolgen  der  liegiernngsvorlage  waren  also  die,  dafs  beim 
Killtritt  eines  Betriebsunfalles  die  Verun^dückten,  sofern  sie  gegen 
Krankheit  versichert  waren,  zunächst  den  Krankenkassen  oder 
der  (lemeindekrankenversiclieiung  zur  Heilung  und  Verpflegung  zu- 
fielen und  sich,  selbst  wenn  dauernde  Invalidität  oder  gar  der  Tod 
7Ai  l)efürchteu  stand,  mit  den  oft  recht  kümmerlichen  Unterstützungen 
der  Krankenkasse  begnügen  mufsten,  während  sie  eventuell  nach  Ab- 
lauf eines  Vierteljahres  die  reichlicheren  Renten  der  Unfallversicherung 
erhielten.  Wer  aber  nicht  gegen  Krankheit  versichert  war, 
und  solcher  konnte  es  nach  den  Bestimmungen  des  Krankenkassen- 
gesetzes selbst  unter  den  industriellen  Arbeitern  geben  2),  hätte  da- 
nach im  ersten  Vierteljahr  gar  keine  Ansprüche  an  die  Kasse  der 
Unfallversicherung  gehabt,  hätte  kleinere  Unfälle  ganz  aus  seiner 
Tasche  bestreiten  und  bei  gröfseren  erst  sein  Hab  und  Gut  zusetzen 
müssen,  bis  er  endlich  die  Renten  der  Unfallversicherung  nach  langer 
Wartefrist  erhalten  hätte. 

Wenn  man  dazu  aber  erwägt,  dafs  zahlreiche  Unfälle  durch  ein 
Verschulden  des  Betriebs-Unternehmers  oder  seiner  Angestellten  ver- 
ursacht sein  werden,  also  haftpflichtig  gewesen  wären ,  so  liegt  auf 
der  Hand,  wie  sehr  damit  der  neue  Zustand,  der  den  sozialen  Frie- 
den bringen  sollte,  schlechtere  Resultate  gezeitigt,  wie  viel  weniger 
er  für  den  Arbeiter  gesorgt  hätte,  als  nach  dem  alten  Haftpfiieht- 
gesetz  der  Fall  war.  Während  nach  letzterem  eventuell  Zahlung 
des  vollen  Schadens  zu  erwarten  war,  mufste  hier,  wohl  gar  bei 
offenbarem  Verschulden  des  Arbeitgebers ,  die  Last  entweder  ganz 
vom  Verletzten  getragen  werden,  oder  die  geringen,  bei  Gemeinde- 
krankenversicherung geradezu  minimalen  Leistungen  der  Kranken- 
kasse waren  die  einzigen  Entschädigungen. 


1)  Vergl.  oben   S.  429. 

2)  Nach  §-  1  des  Ges.  vom  15./6.  1883  sind  u.  A.  nicht  versicherungspflichtig  alle 
diejenigen  ,  „deren  Beschäftigung  ihrer  Natur  nach  eine  vorübergehende  oder  durch  den 
Arbeitsvertrag  im  Voraus  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt 
ist."  Gerade  diese  nur  vorübergehend  oder  erst  seit  wenig  Tagen  in  den  Fabriken  be- 
schäftigten Elemente  unterliegen  aber  notorisch  am  meisten  der  Unfallsgefahr. 
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Dafs  derartige  Bestimmungen  lebhaften  Widerspruch  finden  mufs- 
ten,  war  selbstverständlich.  Der  grofse  Vorteil,  der  für  jede  Re- 
gulierung von  Unfallschäden  in  einer  allgemeinen  Krankenversicherung 
deswegen  begründet  ist,  weil  die  lokal  über  alle  Teile  des  Landes 
verbreiteten  Kassen  am  ehesten  im  Stande  sind,  den  Verunglückten 
schnelle  Hülfe  angedeihen  zu  lassen,  sie  auch  am  ehesten  in  der 
Lage  sind,  Simulanten  zurückzuhalten,  ward  allgemein  bereit- 
willigst anerkannt  und  deswegen  auch  allseitig  das  Prinzip  gebilligt, 
dafs  die  Krankenkassen  die  erste  Hülfe  für  all  ihre  Mitglieder 
übernehmen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Erwerbsunfähigkeit  Folge 
eines  Unfalles  oder  nicht.  Man  suchte  ferner  in  erster  Linie  auch 
denen,  welche  nicht  Mitglieder  einer  Krankenkasse  sind,  die 
Vorteile  sofortiger  Hülfe  dadurch  zu  verschaffen,  dafs  man  die  Unter- 
nehmer der  Betriebe,  in  denen  der  Unfall  stattfand,  verpflichtete,  dem 
Beschädigten  die  Leistungen  der  Krankenkasse  aus  eigenen  Mitteln 
zu  gewähren.  Ein  darauf  bezüglicher  Antrag  der  liberalen  Mitglieder 
fand  in  der  Kommission  allgemeine  Zustimmung  und  ward  auch,  nur 
redaktionell  etwas  verändert,  in  das  Gesetz  mit  aufgenommen.  Der 
eigentliche  Streit  entbrannte  naturgemäfs  darum,  ob  die  von  den 
Krankenkassen,  eventuell  von  den  Arbeitgebern  gewährte  erste  Hülfe 
auch  definitiv  von  ihnen  getragen  werden  solle,  oder  ob  die  Un- 
fallversicherungsgenossenschatt  Ersatz  der  Auslagen  zu  leisten  und 
den  Erkrankten  von  Anfang  an,  also  ohne  sog.  Karenzzeit  die  vol- 
len gesetzlich  fixierten  Entschädigungen  zu  gewähren  habe. 

Die  Verteidiger  der  vorgeschlagenen  Teilung  der  Lasten  wiesen 
darauf  hin ,  dafs  die  Unfallversicherung  bei  der  Gröfse  des  Risikos 
gezwungen  sei,  letzteres  auf  möglichst  breite  Schultern  abzu- 
wälzen, also  nur  in  einer  sich  auf  weite  Kreise,  oder  das  ganze  Reich 
erstreckenden  Organisation  die  volle  Sicherheit  bieten  könne.  Der- 
artige weit  ausgedehnte  Verbände  würden  aber  gar  nicht  oder  nur 
mit  unverhältnismäfsig  grofsen  Opfern  im  Stande  sein,  all  die  Tau- 
sende von  kleinen,  schnell  vorübergehenden  Unfallschäden  zu  regulie- 
ren, während  die  überall  vorhandenen  Krankenkassen  ohne  allzugrofse 
Belastung  das  Risiko  dieser  beschränkten  Erwerbsunfähigkeit  sehr 
wohl  tragen  könnten ,  ohne  in  Gefahr  zu  geraten ,  durch  die  Last  er- 
drückt zu  werden.  Die  Krankenkassen  hätten  bisher  schon  die  Un- 
fallskranken mit  entschädigt  ^)  und  nur  selten  nach  dem  Haltpflicht- 
gesetz Ersatz  erhalten,  jetzt,  wo  ein  Drittel  der  Beiträge  vom  Arbeit- 
geber zugeschossen  werde,  würden  sie  die  Last  ohne  Beschwer  tragen 
können;  wenn  aber  wirklich  auf  den  Arbeitern  ein  Teil  der  Unfalls- 
gefahr hängen  bliebe,  so  sei  das  ein  Ersatz  dafür,  dafs  auch  für  die 
von  ihnen  selbst  verschuldeten  Unfälle  der  Arbeitgeber  aufzukommen 
habe.  Derartige  materielle  Beteiligung  an  dem  Unfallsrisiko  sei  sogar 
deswegen  erwünscht,   weil   dann  den  Arbeitern    auch    eine  Vertretung 

1)  Man  darf  dabei  aber  nicht  vergessen ,  dafs  einmal  die  Fälle  der  Eutscliädigung 
nach  dem  Haftpflichtgesetz  gar  nicht  so  selten  waren,  wie  dargestellt  wird,  und  zweitens, 
dafs  von  2  Millionen  Arbeitern  bereits  etwa  eine  halbe  Million  freiwillig  gegen  alle  Un- 
fälle versichert  worden  war. 
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in  der  V(!rwaltuii^'  dv.v  Unfallsorganisatioiitn  zugestanden  werden 
könn(!. 

Dem  }^(;^'enüber  sclieincii  uns  die  (iiündi;  durcr ,  weldu;  eine  Be- 
s(^itij^un}^',  /um  mindesten  eine  IJeseliiiiiiknn^f  dei'  Kan'n/z(!it  erstreb- 
ten, sehr  viel  ^fe\vicliti^i;e,r  und  saclilicli  berechtiget  zu  sein,  wali- 
rend  die;  ref^ieiuni^sseili^^  vorj^t^brachten  Mntiv(;  nur  aus  (iriinden 
äufscrer  Z  vv  e  ck  miUs  i'^U  ei  t  eine  gewisse  (iültigkeit  beanspruchen 
können. 

Die  lietcih^nmg  d(^r  Arbinter  an  (htm  Risiko  des  Unfalls  ist  si- 
cherlich in  ausreicIuMidem  Mal'se  ;i,(!^'eben  ,  da  sie  zum  mindesten  ein 
volles  Drittel  desselben  dadurch  auf  sich  nehmen,  dafs  ihnen  nicht 
Ersatz  des  ganzen  durch  dvu  l'nfall  iicrbeigeführten  Schadens,  son- 
dern nur  ein  r.ruchteil  des  bisherigen  Arbeitsverdienstes  als  Rente 
gewährt  wird.  Wenn  darin  auch  mit  Recht  eine  Komjjensation  dafür 
erblickt  werden  kaini,  dafs  der  Betriebsunternehnujr  durch  die  Ver- 
sicherung auch  für  alle  die  Unfälle  haftet,  die;  ohne  sein  Verschulden, 
selbst  durch  grobes  Verschulden  des  Arbeiters,  durch  Zufall  und  hö- 
here (iewalt  veraidafst  wenhni ,  so  ist  docii  auch  nicht  zu  verkennen, 
dafs  der  Arbeiter  zugleich  mitbeteiligt  wird  an  deui  Unfallsschaden, 
und  aufser  dem  natCulichen  Interesse  sich  Leben  und  Gesundheit  zu 
erhalten ,  auch  durch  die  materiellen  Folgen  jeden  Unglücks  lebhaft 
interessiert  ist,  mit  der  Unfallversicherungsgesellschaft  für  Verhütung 
der  Schäden  und  deren  baldige  Heilung  zu  sorgen. 

Da  es  aber  ferner  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  wie  des  ein- 
zelnen Arbeiters  viel  mehr  darauf  ankommt,  dafs  vorhandene  Körper- 
verletzungen so  schnell  und  so  gut  wie  möglich  geheilt 
werden,  und  wo  irgend  thunlich  die  Arbeitskraft  des  Ver- 
letzten wieder  hergestellt  werde,  als  dafs  den  Invaliden  der 
Arbeit  eine  auskömmliche  Versorgung  gegeben  werde,  so  suchte  man 
von  Seiten  der  Gegner  der  Karenzfristen  die  Unfallgenossenschaften 
namentlich  bei  gröfseren  Unglücksfällen  von  Anfang  an  für  die 
Verunglückten  zu  interessieren,  da  es  ihr  eigener  Vorteil  er- 
heische, die  Verletzten  nicht  erst  zu  dauernd  Arbeitsunfähigen  werden 
zu  lassen.  Diese  Gefahr  würde  aber  nur  zu  häufig  vorhanden  sein, 
wenn  die  Krankenkassen  allein  für  die  Beschädigten  einzutreten  ha- 
ben, weil  die  geringen  Mittel  der  zahlreichen  kleinen  Kassen  oder  der 
Gemeindeversicherungen  kleiner  Dorfgemeinden  selten  ausreichen  wür- 
den, tüchtige  Chirurgen  zu  Hülfe  zu  ziehen  und  kostspielige  Kuren 
mit  den  Kranken  vorzunehmen.  So  würde  bei  der  vorgeschlagenen 
Einrichtung  Mancher  zum  Krüppel  und  dauernd  arbeits- 
unfähig werden,  der  vielleicht  seine  Arbeitskraft  teilweise  oder 
ganz  wieder  erhalten  hätte,  wenn  hinter  der  Krankenkasse  die  Unfall- 
versicherung mit  ihren  reichen  Geldmitteln  gestanden  hätte. 

Diesem  wichtigen  praktischen  Bedenken  reihte  man  ein  anderes 
mehr  theoretisches  an.  Die  Regierung  hatte  in  den  Motiven  des  letz- 
ten Entwurfes  (S.  35),  wie  wir  oben  bereits  andeuteten,  selbst  er- 
klärt, „dafs  der  Betriebsunternehmer,  wie  ihm  die  an  dem  Anlage- 
uud  Betriebskapital   entstehenden   Schäden    und   Verluste    zur  Last 
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fallen,  so  auch  die  Verluste  an  persönlicher  Arbeitskraft,  welche  durch 
die  seinem  Industriezweige  eigentümlichen  Gefahren  veranlafst  wer- 
den, tragen  und  für  beide  in  dem  Gesamtertrage  des  Unternehmens 
Deckung  finden  soll".  Wenn  dem  aber  so  ist,  so  ist  nicht  einzusehen, 
warum  dann  die  weitaus  gröfsere  Anzahl  der  Unfälle,  die  freilich  nur 
die  kleinere  materielle  Belastung  ergeben,  anderen  als  den  von  den 
Betriebsunternehmern  zu  erhaltenden  Versicherungsanstalten  überwie- 
sen werden  soll.  Die  Krankenkassen  werden  zum  gröfsten  Teil  von 
den  Arbeitnehmern  erhalten,  und  das  Drittteil,  das  jetzt  die  Arbeit- 
geber zwangsweise  zuschiefsen  müssen,  kann  als  Entgelt  für  die  Äuf- 
bürdung  eines  Teiles  der  Unfallslast  nicht  angesehen  werden ,  weil 
einmal  auch  früher  schon  teils  freiwillig,  teils  durch  Ortsstatut  er- 
zwungen ,  älmliche  Beiträge  von  den  Arbeitgebern  zu  den  Kranken- 
kassen gezahlt  wurden,  und  zweitens  doch  wenigstens  die  Möglichkeit 
vorlag,  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  Ersatz  der  gemachten  Aus- 
lagen  zu  erhalten. 

Hat  aber,  wie  regierungsseitig  anerkannt  ist,  der  Arbeitgeber 
prinzipiell  für  den  Unfallsschaden  einzustehen,  so  mögen  dann  immer- 
hin aus  praktischen  Gründen  die  Krankenkassen  als  die  der  Unfalls- 
stätte nächsten  Organe  die  erste  Hülfe  leisten ,  die  materielle  Last 
des  Schadens  muss  den  Unfallversicherungsverbänden  zufallen,  ebenso 
wie  nach  dem  Haftpflichtgesetz  ohne  weitere  Karenzzeit  der  volle 
Schaden  ersetzt  werden  mufste.  Namentlich  da  das  ganze  Gesetz  in 
erster  Linie  einen  sozialpolitischen  Charakter  haben,  zur  Beseitigung 
der  Unzufriedenheit  in  den  arbeitenden  Klassen  mit  beitragen  sollte, 
war  eine  derartige  Regelung  doppelt  wünschenswert,  denn  der  Abg. 
Buhl  machte  (S.  92  des  sten.  Ber.)  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  wie 
geringfügig  im  Vergleich  zu  den  Leistungen  der  Krankenkassen  na- 
mentlich in  den  ersten  Jahren  bei  Anwendung  des  Umlageverfahrens 
die  Summen  sein  würden,  die  zur  Deckung  der  Unfallschäden  von 
den  Betriebsunternehinern  aufgebracht  werden  müfsten.  Die  Unzu- 
friedenheit mufs  aber  wachsen,  wenn  dann  noch  ein  Teil  der  Last  auf 
die  Schultern  der  Arbeiter  abgewälzt  wird. 

Freilich  ist  diese  Last  nicht  allzu  grofs  und  wenn  sie  gleich- 
mäfsig  über  alle  Kassen  verteilt  würde,  könnte  man  den  Vertlieidi- 
gern  des  Regierungsvorschlages  Recht  geben,  dafs  darin  keine  Gefahr 
für  eine  gedeihliche  Entwickelung  der  durch  das  Gesetz  vom  15.  Juni 
1883  verallgemeinerten  Krankenversicherung  liegen  könne.  Der  Vor- 
dersatz wird  aber  keineswegs  immer  zutreffen,  vielmehr  liegt  die  Ge- 
fahr gerade  darin  begründet,  dafs  Unfälle  in  Fabriken,  Bergwerken, 
bei  Bauten  etc.  nur  zu  oft  gleichzeitig  mehrere,  oft  recht  viele  Opfer 
fordern,  deren  monatclange  Verpflegung  gar  leicht  eine  sonst  gut  si- 
tuierte  Ortskrankenkasse  ruinieren  und  diejenigen  ihrer  Ansprüche 
berauben  kann ,  die  jahrelang  durch  das  Gesetz  gezwungen  ihre  Kas- 
senbeiträge gezahlt  haben ,  und  von  denen  wohl  noch  viele  gar  nicht 
einmal  der  Vorteile  der  Unfallversicherung  teilhaftig  werden,  weil  sie 
nicht  V(^rsiclierungspflichtig  sind.  Das  sind  aber  (iefahren,  die  eine 
sozialpolitische   Gesetzgebung   am   meisten   vermeiden    mufs    und   die 
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iliircli  (i'liorwiilzuii;^  dci'  rclufiv  kleinen  Lust  ;iul  dicjcMii^en ,  die  sie 
von  Ueclitswegen  tragen  müssen,  Iciclit  hatten  vermieden  weiden 
können  '). 

Kin  weiteres  IJedenken  gegen  die  KiWiielientliclie  Karenz  ist  end- 
lich noch  ins(dern  zu  erliehen ,  als  es  durchaus  nicht  angemessen  er- 
scheint, di(!jenigen,  die  hinger  als  ein  Vierteljahr  zur  Arbeit  unfähig 
geworden  sind,  während  dieser  ganzen  ersten  Zeit,  wo  sorgsamste 
Pflege  doppelt  not  thut,  aber  auch  grofse  jiekuniäre  Opfer  erfordert, 
auf  die  sj)iirlichen  Knfschiidigungen  w(jhl  gar  d(;r  (ienieindevei"siche- 
ruiig  anzuw(!isi!ii  und  ihnen  erst  nach  dieser  lan^;dauerml(;n  Wartefrist 
eine    ihi'eni    l>isherig(!n    Lolme    entsprc^chende    Ilente    zu     veraltfoigen. 

All  diese  zahlreichen  Kinwäiide  blieben  bei  der  ersten  Lesung  in 
der  Kommission  niclit  uniieachtet,  vielmehr  entschied  sich  die  Majo- 
rität dafür,  im  Widerspruche  mit  der  Regierung  die  Karenzzeit  von 
13  Wochen  analog  der  ersten  Gesetzesvorlage  auf  4  Wochen  herab- 
zusetzen ,  so  dafs  die  Unfallversicherung  nach  Ablauf  der  ersten  28 
Tage  Heilung  und  Verpfiegung  di;^  Verletzten  überneiimen  sollte. 
Eine  viUlige  J>eseitiguiig  der  Karenzzeit  war  nicht  zu  erreichen  und 
konnte  schliefslich  auch  verschmerzt  werdoi,  da  die  gewaltige  Zahl 
der  kleinen,  nur  wenige  Wochen  nachwirkenden  l'nfälle  für  die  gro- 
fsen  Unfall-Verbände  allerdings  eine  unverhältnismäfsig  grofse  Be- 
lastung und  zahlreiche  Simulationen  zur  Folge  gehabt  haben  würde; 
andererseits  aber  bei  schwereren  Unfällen  die  ersten  vier  W^)chen 
wohl  auch  trotz  geringerer  Entschädigungen  von  den  Verletzten  über- 
standen werden  konnten. 

Leider  mufste  diese  Errungenschaft  in  der  2.  Lesung  der  Kom- 
mission der  konservativ- klerikalen  Koalition  wieder  geopfert  werden, 
welche  sich  für  eine  Wiederherstellung  der  Regierungsvorlage  ent- 
schied, weil  sonst  „die  leichte  und  sichere  Durchführung  des  neuen 
Gesetzes"  gefährdet  sei,  und  doch  die  Herabsetzung  der  Karenzzeit 
nur  arbeiterfreundlich  aussehe,  in  Wahrheit  aber  von  minimaler,  ma- 
terieller Bedeutung  sei 2). 

Das  Plenum  des  Hauses  nahm  in  2.  Lesung  nach  diesen  Vor- 
schlägen der  Majorität  der  Kommission  den  §  5  unverändert  an,  und 
erst  in  3.  Lesung  gelang  es  den  Bemühungen  der  Nationalliberalen, 
den  vereinigten  konservativ-klerikalen  Abgeordneten  ein  geringes  Zu- 
geständnis abzuringen,  das  wenigstens  nach  einer  Richtung  hin  Ab- 


1)  Der  Einwand,  dafs  man  die  Last  der  vielen  Tausende  kleiner  Unfälle  nicht  einer 
auf  ehrenamtlicher  Verwaltung  beruhenden  Organisation  aufbürden  dürfe,  ist 
nicht  stichhaltig,  weil  die  Verwaltung  den  Kraukenkassen  bleiben  konnte,  die 
Verrechnung  des  Ersatzes   aber  nicht  allzu  schwierig  sein   durfte. 

2)  Nach  den  S.  13  und  14  des  Kommissionsberichtes  mitgeteilten  Berechnungen  der 
Regierungsvertreter  soll  es  sich  dabei  um  ca.  400,000  Krankentage  und  ein  Krankengeld 
von  500,000  Mk.  handeln.  Da  von  dem  Geldopfer  in  der  Regel  nur  ^  ,  durch  die  Ar- 
beiter getragei>  würde  ,  so  betrage  die  ganze  Mehrbelastung  bei  2  Millionen  Arbeitern 
pro  Kopf  derselben  jährlich  nur  20  Pfennige.  Abgesehen  von  der  Unsiclierheit  dieser 
IJerechnungen  ist  zu  bedenken  ,  dafs  die  ünfallslast  sich  ,  wie  früher  erwähnt  ,  durchaus 
nicht  glcichmäfsig  über  alle  Krankenkassen  verteilt,  von  einzelnen  Arbeiterkreisen  also 
sehr  erhebliche  Opfer  fordern  kann. 
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hülfe  schafft.  Danach  sollen  nach  Ablauf  der  ersten  vier  Wochen  den 
dann  noch  Arbeitsunfähigen  durch  Zuschufs  aus  der  Kasse  des  Betriebs- 
unternehmers,  bei  dem  der  Unfall  passiert  ist,  die  Krankengelder  von 
der  Hälfte  des  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegten  Arbeitslohnes  auf  zwei 
Drittel  erhöht  werden  ').  Die  Unfallversicherung  tritt  dann  nach  wie  vor 
erst  nach  13  Wochen  in  Aktion,  den  Krankenkassen  bleibt  unverkürzt 
die  ganze  Last  dieser  ersten  Zeit,  ihnen  bleibt  auch  die  Sorge  für 
das  Heilverfahren  mit  all  den  damit  verbundenen  Mängeln  überlassen. 
Viel  ist  also  gerade  in  dieser  Richtung,  wo  schon  aus  Rücksicht  auf 
den  sozialen  Frieden  eine  Nachgiebigkeit  der  Regierung  zu  wünschen 
gewesen  wäre,  nicht  erreicht  worden,  man  hat  den  vermeintlichen 
Bequendichkeiten  der  Organisation  ein  grofses  Opfer  gebracht,  das 
unserer  Auffassung  nach  nicht  gerechtfertigt  gewesen. 

Der  hauptsächlichste  Widerspruch,  der  gegen  das  Gesetz  laut 
wurde,  richtete  sich  gegen  die  vorgeschlagene  Organisatio  n, 
in  erzwungene  Versicherungsverbände  unter  Ausschi ufs  der  be- 
stehenden Unfallversicherungs-Gesellschaften  auf  Aktien 
und  auf  Gegenseitigkeit. 

Wie  wir  oben  in  der  kurzen  Geschichte  der  jetzigen  Vorlage  dar- 
gelegt haben,  ging  die  Regierung  von  Anfang  an  darauf  aus,  die 
zwangsweise  eingeführte  Versicherung  nicht  in  die  Hände  privater 
Erwerbsgesellschaften  zu  legen,  weil,  wie  das  geflügelte  Wort  lautete, 
der  Unfall  des  Arbeiters  nicht  zum  Gegenstand  für  Dividenden  ge- 
macht werden  dürfe  ■'^).  Sachlich  suchte  man  den  Ausschlufs  der 
Privatversicherung  (S.  37  ff.  der  Motive)  damit  zu  rechtfertigen,  dafs 
man  sagte,   es  handele  sich  bei  der  wirtschaftlichen  Sicherung  gegen 


1)  Die  Absicht  der  Antragsteller  war  dabei,  die  Kranlienkassengclder  auf  die 
Höhe  der  später  von  den  Unfallversicherungen  zu  gewährenden 
Rente  von  ^Ig  des  bisherigen  Arbeitsverdienstes  zu  bringen.  Vergl.  d.  Rede  des  Abg. 
Oechelhäuser  S.  1123.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  besagt  aber,  dafs  das  Krankengeld 
,,auf  mindestens  zwei  Drittel  des  bei  der  Berechnung  desselben  zu  Grunde  gelegten 
Arbeitslohnes  zu  bemessen  sei."  Wer  also  bei  einem  täglichen  Verdienst  von  4  Mark 
der  Gemeindekraukenversicherung  angehört,  erhält  dann  immer  nur  '^|j  des  ,, ortsüblichen 
Tagelohues  gewöhnlicher  Handarbeiter",  also  bei  1  Mark  50  nur  1  Mk.  ,  während  die 
Unfallsrente  etwa  2,50  Mk.   betragen   würde. 

2)  Auch  der  Herr  Reichskanzler  leitete  (S.  74  d.  sten.  Berichte)  seine  Polemik  ge- 
gen die  privaten  Versicherungsgesellschaften  damit  ein,  dafs  er  erklärte,  ,,die  verbündeten 
Regierungen  hielten  Unfälle  und  Unglücksfälle  überhaupt  nicht  für  eine  geeignete  Opera- 
tionsbasis zur  Gewinnung  hoher  Zinsen  und  Dividenden".  Dafs  diese  hohen  Zin- 
sen und  Dividenden  thatsächlich  nicht  vorhanden  sind,  sondern  die  ganze,  noch 
junge  Industrie  der  privaten  Unfallversicherung  das  Stadium  der  Versuche  und  der  da- 
mit verbundenen  Verluste  eben  erst  zu  überwinden  begann  ,  deuten  die  von  Dr.  Barth 
(S.  758)  angeführten  Zahlen  an,  wonach  die  6  in  Deutschland  bestehenden  Aktiengesell- 
schaften ,, während  der  ganzen  Dauer  ihres  Bestehens  Alles  iu  Allem  mit  1,4  4  Pro- 
zent  Verlust  gearbeitet"   haben. 

Das  Gehässige,  das  in  der  Unterstellung  liegt,  als  ob  die  Aktiengesellschaften  sich 
auf  Kosten  der  unglücklichen  Opfer  gewerblicher  Unfälle  bereicherten  ,  ist  sehr  richtig 
bereits  von  Dr.  Hahn  („Haftpflicht  und  Unfallversicherung".  Leipzig  1882.  S.  33)  und 
nachher  vom  Abg.  Bamberger  (S.  85  der  sten.  Berichte.  1884)  mit  dem  Hinweis  darauf 
widerlegt  worden,  dafs  man  mit  demselben  Rechte  sagen  könne,  der  Bäcker,  der  am 
Brodbacken,  oder  der  Landwirt ,  der  bei  der  Erzeugung  des  Brodkornes  verdiene,  mache 
den   Hunger  des  armen  Mannes  zum  Gegenstand  schnöden   Gewinnes. 

N.  F.   M.  IX.  34 


die  Folgen  (l(!r  Bctriebsunt'älle  um  (^iiic  öffentlich  rechtliche 
Yer  pfl  ic  h  t  IUI  L( ,  und  diiruus  lol^'e  di(;  Notwcndii^kcit,  die  Mifülliiiii^ 
dieser  Verpllielitiiii^  durch  öffentliche  Institutionen  sicher 
/u  stellen".  VVcmI  es  sich  ferner  „um  die  Krfüllun«,'  (;iner  den  Be- 
triei)sunternehiii(!i'ii  obliegenden  soziiilen  IMiichl  liundeh;,  so  v('rhinge 
die  Sicherstellunf^  d(!rsell)cii  tin-  die  Bildun;,'  der  Berufs^^fenossenschaf- 
ten  eine /\van{,'spf  licht  dc^r  Intern  eh  mer  /um  Beitritt.  Mine 
blos  fakultative  (Jenossenschaftsbildung  könne  für  die  als  staatlich 
notwendit;  anerkannte;  alli^anneiiM!  Lösun;^'  der  Auf^^alie  die  (uforder- 
liche  Sicherheit  nicht  ^(jwiihriin;  vielmelir  müsse  der  eiii/.(!ln(!  lietrieb 
kraft  (resetzes  von   der  l)erufs<i,enossenschaft  er^Mitlen   werdcüi". 

Diese  Schlul'siolL^'erungcii  scheinen  uns  weni^^  sticlihalti^^  /u  s(!in, 
denn  aus  der  öffentlich-rechtlichen  Verpflichtunfjj  zur  Versicherunj,'  der 
Arbeiter  fol}i,t  ebensowenig  die  Notwendigkeit,  die  Versicherung  bei 
Zvvangs-Genossenschaften  zu  suchen,  als  man  aus  deni  allge- 
meinen Schulzwange  folgert,  dafs  jedes  schulpflichtige  Kind  zum  P»e- 
suche  von  Staatsschulen  oder  dergl.  gezwungen  sei. 

Schatilt  man  einen  allgemeinen  Versicheriingszwang,  so  sind 
allerdings  öffentliche  Institute  notwendig,  bei  denen 
Jeder  Versicherung  suchen  und  finden  kann,  und  ohne 
staatlich  organisierte  Anstallen  wird  man  dabei  nicht  auskommen 
können,  weil  keine  Garantie  dafür  geboten  wird,  dafs  alle  die  durch 
Gesetz  Gezwungenen  bei  Privatanstalten  auch  zu  normalen  Prämien 
Unterkunft  finden;  —  aber  das  zwingt  immer  noch  nicht  dazu,  dafs 
ein  Jeder  bei  diesen  Anstalten  sich  versichere. 

Kine  Freiheit  innerhalb  des  Versicherungszwanges, 
sich  die  Versicherungsform  zu  wählen,  wäre  an  und  für 
sich  mit  dem  Prinzip  der  öffentlich  recbtlichen  Ver- 
pflichtung durchaus  vereinbar. 

Es  fragt  sieb  nur,  ob  die  freiwilligen  Versicherungen  bei  priva- 
ten Gesellschaften  nach  allen  Iliclitungen  hin  die  Garantien  bie- 
ten, die  man  bei  so  tief  einschneidenden  Gesetzen  im  öflFentlichen 
Interesse  verlangen  mufs,  —  sowie  ferner,  ob  den  Nachteilen  des 
Zwanges  gegenüber  ein  besonderes  Volkswirt  schaft  lieh  es  In- 
teresse vorhanden  ist,  die  bestehenden  Gesellschaften  lebensfähig 
neben  den  staatlich  organisierten  Genossenschaften  zu  erhalten. 

Beide  Fragen  wurden  von  der  Regierung  im  Laufe  der  Diskussion 
verneint,  von  den  Vertretern  einer  Weiterentwicklung  der  Versiche- 
rung auf  Grundlage  der  bestehenden  Organisationen  natürlich  bejaht. 

Die  Regierung  ging  zuerst  und  gewifs  mit  Recht  von  dem  Grund- 
satz aus,  dafs,  wenn  man  eine  allgemeine  Versicherung  der  Arbeiter 
erzwinge,  n)an  auch,  soweit  das  überhaupt  bei  menschlichen  Dingen 
erreichbar  und  raöglicb  ist ,  Sicherheit  dafür  bieten  müsse ,  dafs  d  i  e 
rechtlich  begründeten  Ansprüche  nicht  verloren  gehen. 
Sie  glaubte  aber  eine  Garantie  dafür  nur  bei  Anstalten  zu  finden,  die 
durch  ihre  Ausdehnung  und  Organisation  in  sich  selbst  schon  die 
Bürgschaft  für  eine  dauernde  Leistungsfähigkeit  böten  und  hinter 
denen  subsidiär  die  Mittel  der  Reichskasse  stehen.     Die  privaten  Au- 
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stalten  verwarf  sie  auch  deswegen,  weil  sie  die  erzwungene  Versiche- 
rung so  billig  als  möglich  machen  wollte  und  von  der  Überzeu- 
gung durchdrungen  war,  dafs  die  Zulassung  von  Erwerbsgesellschaf- 
ten, namentlich  Aktiengesellschaften  die  Erfüllung  der  sozialen  Ver- 
pflichtung nur  verteuern  würde  i),  und  dafs  ein  Nebeneinanderbestehen 
von  Zwangsgenossenschaften  und  Privatgesellschaften  erstere  in  ihrer 
Existenz  gefährden  und  für  diejenigen  Risiken,  die  bei  letzteren  keine 
Unterkunft  fänden,  allzu  ungünstige  Bedingungen  zur  Folge  haben 
müsse. 

Auch  die  liberalen  Parteien  hatten  in  ihrem  gemeinsamen  An- 
trage eine  solche  Sicherstellung  der  einmal  erworbenen  Ansprüche 
in  Aussicht  genommen ;  sie  meinten  aber  durch  Normativbestimmungen 
und  eingehende  Kontrolle  der  Geschäftsgebahrung  auch  bei  den  pri- 
vaten Gesellschaften  volle  Gewähr  für  Erfüllung  aller  Verbindlichkeiten 
finden  zu  können. 

Wenn  die  von  ihnen  aufgestellte,  von  verschiedenen  Versicherungs- 
gesellschaften als  zulässig  und  durchführbar  anerkannte  Forderung, 
die  jedesmal  fällig  werdenden  Deckungskapitalien  in  einer  von  Seiten 
des  Reiches  festgestellten  Höhe  bei  der  Reichsbank  zu  deponieren, 
gesetzhch  erzwungen  wäre,  so  würde  damit  sicherlich  für  die  ein- 
mal vorhandenen  Invaliden  in  ausreichendster  Weise  gesorgt, 
und  die  Gefahr  eines  Verlustes  unmöglich  gemacht  sein.  Wenn  dann 
ferner  eine  eingehende  staathche  Kontrolle  der  ganzen  Geschäftsfüh- 
rung, der  Prämientarife  und  dergl.  durch  die  gesetzlichen  Normativ- 
bestimmungen vorgeschrieben  würde,  so  wäre  damit  auch,  soweit  das 
überhaupt  erndchbar,  wohl  genügende  Sicherheit  für  die  dauernde 
Leistungsfähigkeit  und  die  Erfüllung  künftiger  Ver- 
bindlichkeiten geschati'en  worden. 

Es  fragt  sich  nur,  ob  solche  Normativbestimmungen  eingeführt 
werden  können,    ohne  die  Existenz  freier  Versicherungsgesellschaften 
zu  gefährden?     Der  Geh.  Rat  Lohmann  citierte   bei  Beratung  des  li- 
beralen   Gesetzentwurfes  2)    eine   Eingabe   der  Magdeburger  Versiche- 
rungs-Aktiengesellschaft, die  sich  dahin  ausspricht,   dafs,   wenn  man 
absehe  von  einer  einfachen  Weiterbildung  des  Haftpflichtgesetzes, 
„ohne  Errichtung    von  Reichs-   oder   Staatsanstalten    der  Versiche- 
„rungszwang  nicht  durchführbar  sei ;    denn  es  ist  zweifellos  richtig, 
„dafs  man   die  betreffenden  Unternehmer   nicht  zwingen  kann ,   bei 
„Privatanstalten   zu   versichern ,    wenn   man   nicht   gleichzeitig    den 
„letzteren     die     Versicherungsbedingungen,      Prämicn- 
„tarife,  S ch adenreguli er ungs verfahren  u.  s.  w.  bis  aufs 
„speziellste  vorschreiben  wollte,  und  hierzu  würden 
„sich    die   Privatgesellschaften   natürlich   nicht   ver- 
„stehen  können". 


1)  Vergl.  die  Rede  des  Fürsten  Bismarck  vom  15.  März  1884  (S.  77):  „Ich  glsmbe, 
dafs  wir  durch  Zulassunji;  der  Privatgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
uns  die  Ausführung  des  Unternehmens  wesentlich  erschweren  würden  ;  wir  würden  auf 
diese  Weise  eine  Konkurrenz  herstellen,  deren  erstes  Ergebnis  notwendig  eine  Ver- 
teuerung des   Unternehmens    sein   würde    wegen  Verkleinerung    des   Wirkungskreises". 

2)  Sitzung  vom    18.  Januar   1882.      S.   792   der  sten.   Berichte. 
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Die  Hauptbedciikcii  <^viH',\\  eine  /uhissiin;:  der  Privatversicherunfj;8- 
aiistiilteii  bei  Jill<<('iii(;iiiciii  Zwuii^^e  lie;^'eii  elj(;ii  darin  heKriiiidet ,  dafs 
keine  (iarantie  voilianden  isf,  dafs  für  je;  des  Itisiko  auch 
eine  V  er  s  i  clier  im  f,'  ^,'efnnden  werde.  l)arin  liej^t  die  Haupt- 
sciivviiclie  jeder  freien  Versiclieriinji;.  frcilicli  suchte  der  liheraU; 
Entwurf  auch  rlaf^ej^eu  Vorsori^e  /u  trefl'en,  indem  er  unter  die  Nor- 
niativbestininiun^^en  die  l'orderunt^  aufnahm,  dafs  nur  soh-he  Versiche- 
rungsanstalten /u/ulass(!n  seicüi ,  „welche  alle  lJntern(;hmen  der  I'.e- 
triei)skate^;;orien ,  h(!zi(^liun}4sweise  der  Bezirke,  für  welche  die  Ver- 
si(;heiiin^;sanstalt  errichtet  ist,  unter  d(Mi  in  den  Statuten  vor^'eselMinen 
liedin^unj^cn  in  Versicherun','  nimmt''. 

Der  Al);^e()r(inete  Lasker  benuiiite  sich  auch  (S.  72;-i),  den  Nach- 
weis /,u  liefern,  dafs,  wenn  man  absähe  von  solchen  Betrieben,  die 
der  Nachlilssijikeit  ihrer  Anlaji;e  oder  ihrer  Gefährlichkeit  we;,'en  die 
naturficmiU'se  l'riimie  ül)erhau])t  nicht  tragen  könnten  und  deshalb 
kein  h'eclit  auf  Existenz  liiitten,  dann  „sich  schwerlich  noch  eine  L'n- 
niüglichkeit  herausstellen  wüi'de,  betriebswürdige  Anstalt(Mi  gegen 
angemessene  I'iamie  zu  versichern"'. 

Aber  trotzdem  ist  der  obige  Einwand  der  Magdeburger  (Jesell- 
schaft  nicht  von  der  Hand  zu  weisen.  Zwingt  der  Staat  den  einz(!l- 
ncn  Unternehmer  zur  Versicherung ,  so  kann  er  ihn  nicht  der  will- 
kürlichen Klassifikation  einer  privaten  Gesellschaft  überlasscin,  sondern 
niuss  sich  einen  Einflufs  auf  die  Gestaltung  der  Tarife  etc.  sichern, 
und  das  würde  den  wesentlichsten  Vorteil  der  privaten  Unfallversiche- 
rung beseitigen,  die  Individualisierung  des  Risikos,  die 
durch  freie  Regulierung  der  Prämien  für  jeden  Einzelfall  die  Unfalls- 
gefahr vermindert. 

Die  Vorteile  dieser  individualisierenden  Behandlung 
des  Risikos,  wie  sie  den  privaten  Gesellschaften  bisher,  bei  der 
Ereiheit  der  Versicherten  sich  die  Gesellschaft  zu  wählen ,  zur  Seite 
standen,  sind  so  grofs,  dafs  wir  kurz  darauf  eingehen  müssen,  um 
nicht  den  Vorwurf  auf  uns  zu  laden,  dieses  wichtigsten  Vorzuges 
nicht  gedacht  zu  haben.  Dadurch  dafs  die  Gesellschaften  jedes  ein- 
zelne Risiko  genau  prüften,  diejenigen  Unternehmer ,  die  sich  weiger- 
ten, Vorsichts-  und  Schutzmafsregeln  gegen  die  Gefaiiren  des  Betrie- 
bes einzuführen,  anders  behandelten,  nur  gegen  h()here  Prämien  zur 
Versicherung  annahmen,  als  die  vorsichtigen  Unternehmer,  die  nach 
allen  Richtungen  hin  für  ihre  Arbeiter  sorgten ,  hatten  sie  eine  vor- 
zügliche Handhabe,  jeden  einzelnen  Unternehmer  zu  immer  besseren 
und  zweckmäfsigeren  Einrichtungen  anzuregen.  Unbestreitbar  liegt 
aber  in  diesem  materiellen  Interesse  der  Arbeitgeber  das  allerbeste 
Reizmittel,  dahin  zu  wirken,  dafs  möglichst  wenige  Arbeiter  zu 
Invaliden  oder  vorzeitig  vom  Tode  dahin  gerafft  wer- 
den. So  verknüpft  sich  zugleich  das  Interesse  der  Versicherten  (der 
Arbeitgeber)  mit  dem  der  Versicherungsgesellschaften ,  und  wenn  die 
letzteren  durch  ihre  materiellen  Vorteile  mächtig  angespornt  werden, 
auf  eine  Verminderung  des  Unfallrisikos  hinzuarbeiten ,  —  weil  sie 
auch  nur  dann  zu  billigen  Prämien  versichern   und   sich  dadurch  der 
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Konkurrenz  erwehren  können,  —  so  liegt  darin  gewifs  die  beste  Recht- 
fertigung für  die  Existenz  selbst  der  sogen.  „Erwerbsgesellschaften" 
auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicheruug.  Denn  letztere  haben  durch- 
aus nicht  die  Funktion,  und  bei  der  lebhaften  Konkurrenz  auch  gar 
nicht  die  Möglichkeit,  nur  hohe  Prämien  einzuziehen  und  sie  an  die 
Beschädigten  zu  einem  Bruchteil  wieder  abzugeben ,  den  Rest  aber 
als  Gewinn  für  sich  zu  behalten,  vielmehr  besteht  ihre  hochbedeutsame 
Aufgabe  und  Arbeit  darin,  mit  findigem  Sinne  alle  Gefahrsmomente 
zu  studieren  und  die  Mittel  zu  ihrer  Beseitigung  ausfindig  zu  machen. 
Nur  wenn  sie  das  können,  nur  wenn  sie  dadurch  —  gewifs  zum 
Segen  der  arbeitenden  Klassen  und  die  ganze  Volkswirtschaft  —  das 
Unfallsrisiko  vermindern,  kann  als  Entgelt  für  ihre  Arbeit 
ein  Gewinn  erübrigen,  der  aber  dann  „nicht  auf  das  Unglück  der 
Menschen  zurückzuführen  ist,  sondern  im  Gegenteil  gerade  auf  der 
Verhütung  und  Verminderung  der  Gefahren  basiert"  i). 

Wir  erkennen  also  die  Vorzüge  der  bisherigen  privaten 
Versicherung  vollständig  an,  und  sind  weit  entfernt  davon,  ihnen 
schnöde  Gewinnsucht  auf  Kosten  der  unglücklichen  Opfer  der  Indu- 
strie vorzuwerfen,  —  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften,  die  ohne  alle 
Aussicht  auf  eigenen  Gewinn  nur  das  Streben  haben,  ihren  Mitglie- 
dern die  Last  der  Versicherung  möglichst  zu  erleichtern,  sind  ja  vor 
diesem  Vorwurf  an  und  für  sich  geschützt.  Das  kann  uns  aber  nicht 
hindern,  unsere  Überzeugung  dahin  auszusprechen,  dafs,  wenn  man 
den  Versicherungszwang  für  notwendig  hält,  um  eine  allgemeine 
Sicherung  der  Arbeiter  gegen  die  wirtschafthchen  Folgen  von  Betriebs- 
unfällen zu  erreichen,  alsdann  neben  den  in  diesem  Falle  unvermeid- 
lichen öffentlichen  Organisationen  und  in  Konkurrenz  mit  letzteren 
für  die  privaten  Anstalten  kein  Raum  ist^).  Denn  liefse 
man  sie  zu,  so  würden  entweder  so  strenge  Normativbestimmungen 
erlassen  werden,  dafs  die  hauptsächUchsten  Vorzüge  derselben  ver- 
loren gehen  würden,  oder  sie  zögen  alle  die  guten  und  billig  zu  ver- 
sichernden Risiken  an  sich,  so  dafs  für  die  öffentlichen  Verbände  nur 
die  schlechten  und  gefährlichen  Risiken  übrig  blieben,  bei  denen  eine 
gedeihliche  Entwicklung  der  Staatsanstalten  von  vornherein  ausge- 
schlossen wäre. 


1)  cfr.  Dr.  F.  Hahn    „Haftpflicht    und  Unfallversicherung".     Leipzig   1882.      S.   33. 

2)  Wir  inüsseu  übrigens  hier  noch  besonders  betonen,  dafs  durch  die  Bestimmungen 
des  §  28  betreffs  Bildung  der  (iet'ahrenklassen,  sowie  der  §§  78 — 81  betreft's  der  Unt'all- 
versicherungsvorschriften  auch  den  Berufsgenossenschaften  das  Mittel  durch 
Individualisierung  des  Risiko 's  das  materielle  Interesse  der  Berufsgenossen- 
schat'ten  an  Verhütung  von  Unfällen  wachzurufen,  in  hohem  Grade  zur  Seite  steht.  Die 
Einschätzung  in  die  Gefahrenklassen  erfolgt  für  jeden  einzelnen  Fall  je  nach  dem  Grade 
der  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Unfallsgefahr ;  wenn  die  zur  Verhütung  von  Unglücks- 
fällen vorgeschriebenen  Mafsregeln  nicht  erfüllt  werden  ,  ist  genau  so  wie  bei  den  Pri- 
vatgesellschaften, höhere  Tarifierung  zuläfsig,  eventuell  durch  Zuschläge  zu  den  Beiträgen 
Strafe  gestattet.  ,,Die  Genossenschaftsversammlung  kann  ferner  den  Unternehmern  nach 
Mafsgabe  der  in  ihren  Betrieben  vorgekommenen  Unfälle  für  die  nächste  Periode  Zu- 
schläge auflegen  oder  Nachlässe  bewilligen".  Dis  Alles  sind  gewifs  Mafsregeln,  die 
seines  materiellen  Interesses  wegen  den  Betriebsunternehmer  in  hohem  Mafsc  anspornen 
werden,  Alles  zu  tun,   um  Unfälle  zu  verhüten. 
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Nun  Winde  über  mit  Recht,  nimieiitlich  von  natioiialliberaler  Seite, 
Gewicht  darauf  gele},4,  dais  den  privaten  (iesellscliaften  durcli  das 
(iesetz  nicht  Jede  Kxist('iizni<);;Iichkeit  entzo{jj(;n  würde,  weil  (his,  neben 
der  prinzipiellen  r>edenkliclikeit  einer  Unterdrückung,'  eines  privaten 
Krwerbszweij^es,  vor  Allem  deswe^'en  wcni;^'  wünschenswert  sein  würde, 
weil  auch  nach  Mrlals  des  (Jesetzcs  wi.'j^en  der  ;,'erin;,'en  Ausdehnung 
desselben  t'iii'  weite  Kieis(!  ein  driii;i,(;ndes  ])(!dürfiiis  vorhanden  sein 
würde,  l'reiwillig  Versicherung  für  sich  und  ihre  Arbeiter  zu  suchen. 
Deswegen  ward  von  Seiten  des  Hrn.  Abg.  Oechelhauser  ein  Antrag 
eingebracht'),  dahin  gehend,  man  möge  gestatten,  dals  Berufsgenos- 
senscluilten  unter  Zustimmung  des  Keichsversicherungsamtes  mit  be- 
stehenden rnfallversicherungsgesellschaftcn  Verträge  abschliefsen  „be- 
hufs vollstiindiger  oder  teilweiser  Übernahme  des  Risikos  und  der 
Verwaltung".  Man  wollte  also  durch  ein(!  Art  Rückversicherung  den 
Privatgesellschaften  die  Möglichkeit  der  Fortexistenz  ^)  garantieren; 
aber  selbst  dieser  letzte  Versuch,  die  bestehenden  Rildungen  zu  er- 
halten, scheiterte  an  dem  Widerspruch  der  .Majorität,  und  dadurch 
ist  wohl  den  Privatversicherungsanstalten  auf  dem  Gebiete  des  Un- 
fi'.lles  definitiv  der  'Jodesstofs  versetzt,  einer  lebensfähigen  Industrie 
ohne  alle  Entschädigung  der  dadurch  Betroffenen  der  Garaus  gemacht 
worden  ^).  Man  wird  das  bedauern  müssen ,  aber  wir  betonen  schon 
hier,  dafs  das  kein  zwingender  Grund  sein  kann,  das  ganze  Gesetz 
zu  verwerfen;  denn  der  Arbeiter,  für  den  man  Sorge  tragen  will, 
hat  kein  besonderes  Interesse  daran,  dafs  er  bei  Pri- 
vatversicherungen untergebracht  werde,  sondern  wird  bei 
genügender  Kontrolle  der  Mafsregeln  zur  Verhütung  von  Unfalls- 
schäden  bei  den  Berufsgenossenschaften  nicht  schlechter  aufgehoben 
sein.  Das  vorliegende  Gesetz  soll  aber  in  erster  Linie  dem  Arbeiter- 
stande zu  gute  kommen ,  und  wenn  nach  den  bestehenden  Parteiver- 
hältnissen nur  mit  Opferung  der  Privatgesellschaften  ein  Gesetz  zu 
gunsten  der  Arbeiter  durchzusetzen  war,  so  ist  es  denen,  die  letzte- 
res wollten,  nicht  zu  verargen,  wenn  sie  dann  lieber  das  Unvermeid- 
liche mit  in  den  Kauf  nahmen  und  die  wenigen  Anstalten*),  die  bis- 
her existierten,  dem  Zustandekommen  des  Ganzen  opferten. 


1)  Nr.   140    der  Drucksachen. 

2)  Es  ist  charakteristiscli  genug,  dafs  eine  unterm  26.  Mai  1884  von  den  grofsen 
Leipziger  Unfallversicherungsgenossenschaften  dem  Reichstage  vorgelegte  und  gedruckte 
Petition  eine  Konkurrenz  mit  den  staatlich  organisierten  Genossenschaften  für  aus- 
sichtslos hält  und  die  Privatgesellschaften  nur  deshalb  bestehen  lassen  will,  damit 
einmal  solche  Rückversicherung  seitens  der  Genossenschaften  ,  sodann  eine  weitere  Ver- 
sicherung der  Betriebsunternehmer  möglich  sei  gegen  die  Folgen  der  §§  92  und  93  des 
Gesetzes  etc.  etc. 

3)  Wir  halten  es  für  undenkbar ,  dafs  die  durch  den  Reichstag  in  einer  besonderen 
Resolution  gegebene  Anregung,  die  brodlos  werdenden  Versicherungsbeamten  zu  entschä- 
digen, seitens  der  Reichsregierung  keine  Beachtung  finden  sollte.  Denn  der  Staat  hat 
sicherlich  das  Recht,  bestehende  Privatwirtschaften,  wenn  es  das  Interesse  der  Gesamtheit 
erfordert,  zu  beseitigen,  aber  er  mufs  unter  allen  Umständen  die  Betroffenen  angemessen 
entschädigen. 

4j  Es  handelt  sich  in  Deutschland  im  ganzen,  abgesehen  von  den  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften um  6  Aktiengesellschaften,  von  denen  die  älteste  1875,  drei  andere  1877 
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Nur  wenn  die  nach  dem  Gesetz  zur  Unfallversicherung  berufenen 
Genossenschaften  nicht  im  Stande  wären ,  die  grofse  Aufgabe  im  In- 
teresse der  Gesamtheit  zu  lösen ,  wäre  dieses  Opfer  ein  vergebliches 
gewesen. 

Nun  scheinen  uns  aber  die  vorgeschlagenen  Berufsgenossenschaf- 
ten, deren  Organisation  wir  nach  dem  Regierungsentwurf  oben  (S.  431 
u.  432)  bereits  skizziert  haben,  durchaus  keine  ungeeigneten 
Träger  der  Versicherungspflicht  zu  sein.  Sie  beruhen  auf 
der  allerdings  durch  den  Staat  erzwungenen  Vereinigung  derer,  die 
durch  den  gleichen  Beruf  auf  einander  angewiesen  sind,  und 
„im  Allgemeinen  gleiche  oder  verwandte  Interessen  und  Vorbedingun- 
gen des  Betriebes  haben".  Solche  Vereinigungen  und  Genossenschaf- 
ten haben  sich  freiwillig  längst  in  grofsem  Umfange  gebildet  und  in 
der  gemeinsamen  Vertretung  gemeinsamer  Interessen  Tüchtiges  ge- 
leistet. Jetzt  sucht  man  im  Anschlufs  daran  die  freiwillige  Bildung 
solcher  Berufsgenossenschaften  zu  erzwingen;  aber  darum  bleiben 
diese,  eventuell  durch  das  Reich  erzwungenen  Vereinigungen  doch 
immer  „Genossenschaften",  in  denen  freie  Bewegung  und  Gelegenheit 
genug  für  den  Einzelnen  zur  Bethätigung  in  der  Selbstverwaltung  ge- 
geben ist  1). 

An  Vorwürfen  aller  Art  gegen  diese  Berufsgenossenschaften  hat 
es  freilich  nicht  gefehlt.  Dr.  Barth  glaubt  in  ihnen  „für  einzelne  Be- 
triebsunternehmer die  reine  Hölle"  finden  zu  müssen,  weil  das 
wirtschaftliche  Wohl  und  Wehe  „rein  und  ausschliefslich  von  Majo- 
ritätsbeschlüssen abhängig  gemacht  würde,  wodurch  einzelne  Unter- 
nehmer „bis  zu  einem  hohen  Grade  in  ihrer  ganzen  Prosperität  unter- 
drückt" oder  eines  Teiles  ihres  Vermögens  beraubt  werden  könnten  ^). 
Derartige  Angriffe  und  offenbaren  Übertreibungen  werden  die  Vertei- 
diger jener  Einrichtungen  ebensowenig  irre  machen,  wie  die  klassische 
Behauptung  desselben  Redners,  dafs  in  den  Betriebsgenossenschaften 
„keine  Interessenübereinstimmuug"  vorhanden  sei,  weil  man  die  „dia- 
metralsten Gegner,  weil  man  Schutzzöllner  und  Freihändler  in  einer 
einzigen  Genossenschaft  zwangsweise  zusammenfafst".  Nun,  man 
wird  auch  jetzt  in  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften  Schutzzöllner 
und  Freihändler   neben  einander   dieselben  Interessen  vertreten ,   die- 


uud  zwei  erst  1882    ins  Leben    gerufen    sind.      Vergl.    Stenogr.  Berichte   1884.      S.   758. 
Oechelhäuser  rechnet  ebenda  S.  46  incl.   der  Gegenseitigkoits-  im  ganzen   8  Gesellschaften. 

1)  Der  Abg.  Sonucmann  betonte  (S.  79  der  sten.  Berichte  ,  1.5.  März  1884)  dem 
Abg.  Bamberger  gegenüber  mit  vollem  Recht,  dals  eine  Genossenschaft  nicht  unbedingt 
frei  sein  müsse ,  dafs  Zwangsgenosseuschaften  bereits  auf  vielen  Gebieten  des  Staats- 
lebens existieren. 

2)  Der  Abg.  Bamberger  schildert  (S.  57  der  sten.  Berichte)  die  Gefahren,  die  er 
für  die  ganze  politische  Entwicklung  aus  diesen  Organisationen  sich  entwickeln  sieht, 
noch  weit  drastischer:  ,,Wie  glauben  Sie  denn,  wenn  dies  Gesetz  zu  Staude  käme  und 
alles,  was  man  noch  an  Invalidenaltersversorgung  und  weiter  dahinter  wartenden  chimäri- 
schen Plänen  zu  erfüllen  sich  schmeichelt,  wie  glauben  Sie  denn,  dafs  dann  ein  Staat  aus- 
sehen würde,  der  in  diese  Maschine  hineingesteckt  wird  ,  die  in  fiktiven  Organisationen 
gegliedert,  in  der  That  von  der  Verwaltung  gegängelt,  von  einer  obersten  Hand  gehalten, 
nach  rechts  und  links  marschieren  müfste  in  den  wichtigsten  Lebensfragen  V  Glauben 
Sie,  dafs  irgend  etwas  von  politisclier  Freiheit  in  solchem  Lande  existieren  könnte?" 
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s('ll)(!ii  /ich;  v(;rfoltf(!ii  sehen,  und  es  ist  wohl  iiocli  koinein  cinKefallen, 
lilxnuh;  und  konservative,  oder  protestantische  und  katholische  (ienos- 
senschaften  für  die  Versicherunj^  zu  bilden ,  nur  weil  die  Genossen- 
schal'ter  auf  anderen  («(tbieten  diainefral  entgegengesetzte  Interessen 
veitr(!ten. 

Wenn  man  die  Verhältnisse,  so  wie  sii;  liegcüi,  objektiv  und  ohne 
Parteileidenschafl  l)eti"achtet,  so  wird  man  allerdings  zugidxüi  müs- 
sen, —  und  das  ist  auch  allgeiiMiin  zugegeben  worden,  —  dafs  man 
einen  Schritt  ins  Dunkele  hinein  thut,  von  dem  niemand  mit  Si- 
cherheit sagen  kann,  ob  er  gelingen  wird.  Das  ist  aber  bei  den 
meisten  Versuchen  auf  wirtschaftlichem  und  sozialem  (iebiete  der 
Fall,  eine  absolute  Garantie  für  das  (icilingen  hat  man  nirgends  und 
nur  selten  kann  man  mit  einiger  Sicherheit  di(!  Wirkung  eines  Ge- 
setzes voraussagen.  So  kann  man  ja  auch  hier  l>edenken  mancher- 
lei Art  vorbringen ,  kann  bei  der  weiten  Ausdehnung  der  lierufsge- 
nossenschaften,  eventuell  über  das  ganze  Keich,  befürchten,  dafs  für 
eine  ehrenamtliche  Verwaltung  die  Organisation  zu  grofsartig,  die  Last 
für  den  einzelnen  zu  schwer  sei,  kann  besorgen,  dafs  bei  solcher 
Organisation  eine  eigentlich  genossenschaftliche  Verwaltung  sich  schwer 
durchführen  lasse  etc.  —  aber  man  wird  u.  E.  zugeben  müssen,  dafs 
derartiges  Zusammenfassen  der  Berufsgenossen  zu  ge- 
meinsamer Verfolgung  gleicher  Ziele  ganz  im  Geiste 
unserer  Zeit  liegt,  dafs,  wenn  man  einmal  Zwangsverbände  zur 
Erfüllung  der  Versicherungspflicht  braucht,  die  Berufsgenossenschaft, 
in  kleinere,  aber  lebensfähige  Verbände  gegliedert,  der  beste  Trä- 
ger der  allgemeinen  Versicherungspflicht  sein  wird.  Wir 
sind  auch  der  Überzeugung,  dafs  diese  neuen  Bildungen  nicht  das 
Grab  unserer  politischen  Freiheit,  nicht  die  Hölle  für  die  Betriebs- 
unternehmer sein  werden ,  sondern  dafs  auf  dem  Boden  der  freien 
Initiative  der  Unternehmer  sich  eine  zweckmäfsige  Organisation  ent- 
falten kann,  die  dann  zugleich  die  einzig  mögliche  Grundlage  für 
die  durchaus  notwen  dige  Weiterbildun  g  der  A  rbei  ter- 
versicherung  darstellen  kann,  während  die  Aktien-  und  Gegensei- 
tigkeitsgesellschaften der  Gegenwart  sicherlich  kein  Fundament  für 
einen  derartigen  W'eiterbau  abgeben  könnten. 

Das  am  meisten  angegriffene  und  am  meisten  anfechtbare 
Prinzip  der  Regierungsvorlage  ist  unter  allen  Umständen  die  Art 
und  Weise,  wie  die  zur  Zahlung  derRenten  notwendigen 
Geldbeträge  von  Seiten  der  Berufsgenossenschaften 
aufgebracht  werden  sollen.  Wie  oben  schon  angedeutet,  sollte 
durch  Vermittlung  der  Postkassen  den  zum  Bezüge  von  Renten  Be- 
rechtigten ihre  Entschädigung  ausgezahlt  werden.  Die  Post  sollte 
dann  alljährlich  ihre  Vorschüsse  von  den  Berufsgenossenschaften  wie- 
der eintreiben,  und  letztere  nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
und  der  Höhe  der  verdienten  Löhne  von  den  einzelnen  Genossen- 
schaften durch  Umlage  die  Beiträge  einziehen. 

Man  verliefs  also  die  bisherigen  Grundsätze  der  privaten  Ver- 
sicherung,  welche  in    der  Bildung  von  Deckungskapitalien  für 
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die  in  jedem  Jahre  seitens  der  Arbeiter  erworbenen  Ansprüche  ihre 
Hauptaufgabe  erblickte,  und  wollte  für  jedes  Jahr  nur  die  that- 
sächlich  auszuzahlenden  Summen  auf  die  Genossen  umlegen. 

Es  ist  über  dieses  Umlageverfahren ,  über  seine  Mängel  und 
Schwächen,  die  es  dem  Anlageverfahren  gegenüber  hat,  über  die  Ge- 
fahren, die  es  für  die  Zukunft  in  sich  schliefsen  kann,  so  viel  geredet 
und  geschrieben  worden  i),  dafs  wir  wohl,  trotz  der  besonderen  Wich- 
tigkeit gerade  dieser  Frage,  etwas  kürzer  darüber  hinweggehen  können. 

Es  ist  unbestreitbar,  dafs  die  von  der  Regierung  vorgeschlagene 
Aufbringung  der  notwendigen  Geldmittel  nur  die  Folge  haben  konnte, 
zu  Gunsten  der  gegenwärtigen  Betriebsunternehmer  die  Zukunft  zu 
belasten.  Denn  dafs  bei  der  Auszahlung  der  Entschädigungen  in 
jährlichen  Renten  die  ersten  Lasten  gering  sein  werden,  nachher  aber 
mit  der  jährlichen  Zunahme  der  Invaliden  die  Last  stetig  wachsen 
mufs,  ist  selbstverständhch.  Ebenso  klar  ist  es  aber,  dafs  dadurch 
für  die  kommenden  Generationen  —  denn  erst  nach  c.  75  Jahren  würde 
nach  der  Annahme  der  Regierung  der  Beharrungszustand  eintreten  ^) 
—  schwere  Gefahren  heraufbeschworen  werden  können.  Einer  künf- 
tigen Generation  von  Betriebsunternehmern  ,  deren  Leistungsfähigkeit 
zur  Zeit  niemand  beurteilen  kann,  wird  die  Unfallslast  der  Gegen- 
wart zum  grofsen  Teile  aufgebürdet  und  nur  darin  allein  kann  sie 
einigen  Trost  finden,  dafs  sie  selbst  diese  Borgwirtschaft  fortsetzt  und 
auch  ihrerseits  einen  Teil  der  neu  entstehenden  Lasten  der  Zukunft 
zur  Tragung  überweist. 

Auch  die  Regierungsvorlage  hätte  diese  Gefahren  anerkennen 
müssen,  und  trotzdem  hat  sie,  nur  weil  sie  befürchtete,  mit  dem  An- 
lage- oder  Deckungsverfahren  die  heutige  Industrie  allzu- 
schwer zu  belasten,  sie  womöglich  exportunfähig  zu  machen,  zu 
dem,  man  kann  kaum  anders  sagen,  unsolideren  Verfahren  gegriffen. 
Die  Gründe,  welche  die  Vorlage  sonst  gegen  das  Deckungs-  und  für 
das  Umlageverfahren  vorbringt,  wird  man  kaum  als  stichhaltig  aner- 
kennen können.  Wenn  behauptet  wird,  dafs  nach  einem  allgemeinen 
Grundsatz  des  öffentlichen  Rechtes  die  Träger  offen  tlicher  Ver- 
pflichtungen —  Staat,  Provinz,  Gemeinde  —  nur  insoweit  Bei- 
steuern erheben  dürfen ,  als  solche  zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtun- 
gen notwendig  sind ,  so  mag  das  seine  volle  Berechtigung  haben  für 
derartige  ewige  Persönlichkeiten,  deren  dauernde  Lei- 
stungsfähigkeit unter  heutigen  Verhältnissen  ohne  Weiteres  prä- 
sumiert werden  kann.  Wenn  nun  auch  die  Versicherung  zu  einer  „öf- 
fentlichen Verpflichtung"  gestempelt  wird,  so  ist  doch  damit  noch  lange 
nicht  die  dauernde  Leistungsfähigkeit  eines  Verbandes  von  Industriel- 
len garantiert,  deren  Existenz  nach  einem  Mcnschenalter  niemand  ver- 
bürgen kann. 

1)  Wir  verweisen  namentlich  betreffs  der  ziffermälsigen  Belastung  durcli  das  Um- 
lage- und  das  Deckungsverfalircn  auf  die  zuerst  in  der  ,,^'afion",  dann  selbständig  (Ber- 
lin 1884)  erschienenen  ,, Kritischen  Beiträge  zur  dritten  Unfallvcrsicherungsvorlage"  von 
M.  A.  und  auf  die  fast  noch  leidenschaftlicher  und  parteiischer  geschriebene  Antikritik 
vom  Reg. -Rat  G.  F.  Beutner:  „Umlageverfahren  oder  Kapitalsdeckung".  Berlin  1884. 
2)  Vergl.  dazu  die  weiter  unten  (S.  456)  folgenden  Ausführungen. 
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I)i(!  Motive  betonen  aber  ferner,  dals  durch  das  Deckungsverfah- 
ren er  li(!  b  1  i  eil  e  K  ii  ])  i  t  al  i  e  ii  der  produktiven  Verwendung 
dei'  Milglicdcr  der  (iciiosscnsciiatt  entzogen  würden,  die  sie  sich 
als  Betriebskapitalien  zu  bölieieni  Zinst'uls  wieder  verscbatlen  inüfs- 
ten ').  Das  h't/teie  mag,  llieoretiscli  genoninien,  richtig  erscheinen, 
denn  die  pupillariseh  sicher  /u  belegenden  Kapitalien  bringen  viel- 
leicht weniger  Zinsen  ein,  als  der  Industrielle  für  sein  erborgtes  lie- 
triebskajiital  zahlen  niuls^*).  Aber  wenn  man  bedenkt,  dafs  in  der 
Praxis  der  grofsen  j'ltabiissements ,  b(;i  (b-nen  es  sich  wirklich  um 
Kapital  i  (Ml  als  rräinienzahhiiig  handelt,  doch  immer  nur  wenige 
sind,  dafs  vielmehr  dic^  kleineren  Unternehmer  überwiegen  werden,  bei 
denen  die  geringen  Tramien  kaum  als  Detriebskapital  ins  Gewicht 
fallen  werden  3),  —  wenn  man  ferner  erwägt,  dafs  viele,  von  den 
gröfseren  Etablissements  vielleicht  die  meisten,  sich  bereits  nach 
(lern  Kapitaldeckungsverfahren  versichert  hatten,  so  glauben  wir,  dafs 
die  geringen  /insersi)ariiisse,  um  die;  es  sich  eventuell  handeln  kann, 
gar  nicht  ins  (Gewicht  lallen  den  Nachteilen  gegenüber,  die  aus  der 
einfachen  Umlage  entstehen  können. 

Dazu  kommt  noch  ein  anderes  bedenken,  auf  das  die  Abgeord- 
neten L.  Löwe  und  Dr.  Duhl  mit  Recht  bereits  in  der  ersten  Lesung 
aufmerksam  machten.     Der  Herr  Staatssekretär  von  Bötticher   suchte 


1)  Uer  Abgeordnete  Leuscliner  sjuach  (S.  90  der  sten.  Bericlite)  sogar  von  „rie- 
senhafte ii  Suninieu,  welche  dem  Betrieb  und  der  Nation  zur  Förde- 
rung der  Arbeit  verloren  gehen".  Als  ob  die  Zinsen  für  die  Deckungskapita- 
lieu  von  den  Bäumen  geschüttelt  werden  könnten  ,  und  nicht  vielmehr  aus  der  produk- 
tiven Thätigkeit  der  Nation ,  der  sie  zur  Verfügung  gestellt  werden  ,  resultieren.  Im 
Gegenteil  werden  nur  zu  häutig  die  kleineu  Prämieubeiträge  erst  durch  ihre  Ansamm- 
lung zu  Deckungskapitalicn,  zu  produktiven  Kapitalien  werden,  die  die  Arbeit 
der  Nation   fördern. 

2)  Der  Herr  Reg.-Rat  Beutner  a.  a.  O.  S.  29  u.  30  will  deu  Nachweis  liefern,  dafs 
die  Industrie  beim  U  m  1  a  g  e  v  c  r  f  a  h  r  e  n  enorme  Summen  sparen  würde  und 
nimmt  dabei  an,  dafs  die  Deckungskapitalien  nur  4  g  einbringen,  die  Industrie  aber  ,,im 
Laufe  tlir  Zeiten  von  ihren  Kapitalien  einen  Betrag  von  7  —  8  {{  herauswirtschafte". 
Selbst  Avenn  man  aber  nur  6§  annehme,  so  würde  seiuer  Rechnung  nach,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  die  Industrie  beim   Umlagevcrfahren  ersparen : 

nach   10  Jahren     91   Millionen 

„     25       „         219  „ 

„     50       „         941  „ 

„  75  „  4042 
Nun,  die  ,,vier  Species'"  mag  der  Herr  Regierungsrat  richtig  angewendet  haben  ,  wie  er 
selbst  betont;  die  Vordersätze  aber  sind  durchaus  falsch.  Wenn  sichere  Anlage 
4  Jl  Zinsen  ergibt ,  so  wird  kein  Industrieller ,  der  nur  6  §  hcrauswirtschaftet ,  auch  6  ^ 
Zinsen  für  fremdes  Kapital  zahlen,  sondern  vielleicht  4,5  bis  5^.  Diese  Zins- 
differeuz  hätte  er  allein  in  Anrechnung  bringen  können  ;  denn  niemand  hindert  die  In- 
dustrie, mit  fremdem  Kapital  jene  7 — 8§  zu  verdienen,  und  für  kurze  Zeit  steht  der 
Industrie  zumeist  zu  sehr  viei  billigerem  Zinsfufs  ,  zum  Wechseldiskont,  Geld  zur 
A'erfügung. 

3)  Der  Herr  Abg.  Oechelhäuser  rechnete  (S.  46)  heraus,  dafs  die  Auslage  beim 
Deckungsverfal\ren  pro  Kopf  der  versicherten  Arbeiter  etwa  8  Mark  pro  Jahr  betragen 
würde.  Wer  also  10 — 20  Arbeiter  beschäftigt,  hätte  ca.  80 — 160  Mk  jährlich  zu  ent- 
richten. Nun  bedenke  man  aber,  dafs  ganze  Industrien,  die  dem  Versicherungszwange 
unterliegen,  durchschnittlich  nur  1 — 2  Arbeiter  pro  Betrieb  beschäftigen.  Wo  bleiben  da 
die  zinsbar  anzulegenden  Kapitalien'? 
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in  seiner  Rede  vom  14.  März  1884  (S.  61  der  sten.  Berichte),  den 
Ausführungen  der  vorhergenannten  anonymen  Brochiire  gegenüber  i) 
den  Nachweis  zu  liefern,  dafs,  wenn  man  auch  die  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen  für  die  beim  Umlageverfahren  ersparten  Kapita- 
lien mit  in  Rechnung  ziehe,  sich  nach  75  Jahren  eine  Differenz  von 
242,960,000  Mark    zu  gunsten  des  Umlageverfahrens  herausrechue. 

Auch  hier  wird  der  Vordersatz  falsch  sein,  und  seine  Annahme 
pafst  auch  gar  nicht  in  den  Kram  der  Regierung.  Sollte  jener  Über- 
schufs  sich  ergeben,  so  müfste  die  Industrie  alle  jene  „Kapitalien", 
die  sie  nach  dem  Umlageverfahren  erspart,  Zins  auf  Zins  anlegen, 
sie  müfste  also,  und  das  bestreitet  ja  die- Regierung 
gerade,  diese  Kapitalien  übrig  haben  und  zurücklegen 
für  die  Zeit,  in  der  die  gröfseren  Ansprüche  des  Umlageverfahrens 
an  die  Industrie  herantreten.  Dazu  wird  aber  „die  Industrie"  aus 
verschiedenen  Gründen  nicht  im  Stande  sein.  Zuerst  schon  des- 
wegen nicht,  weil,  wie  wir  oben  andeuteten,  viele  kleine  Prämienbe- 
träge gar  nicht  angelegt  werden  können,  höchstens  bei  den  Sparkas- 
sen gegen  niedrigen  Zins,  —  weil  „die  Industrie"  als  solche  wohl 
13,340,000  Mark  im  ersten  Jahre  sparen  und  kapitalisieren  könnte, 
aber  nicht  die  Summe  von  vielen  Tausenden  einzelne!-,  meist  kleiner 
Industrieller.  Sodann  ist  nach  den  heutigen  Produktionsverhältnissen, 
wie  L.  Löwe  richtig  hervorhob,  der  Industrielle  gar  nicht  in  der  Lage, 
diese  Summen,  deren  Ersparung  den  bis  dahin  nicht  Versicherten  gar 
nicht  zum  Bewufstsein  kommen  wird ,  thatsächlich  zu  sparen.  Er 
rechnet  mit  seinen  faktischen  Produktionskosten ,  berechnet  danach 
den  Preis  seiner  Waareu  und  wird  danach  auch  seinen  Gewinn  ein- 
heimsen. Die  nach  Meinung  der  Regierung  ersparten  Kapitalien 
werden  also  in  Wahrheit  gar  nicht  erworben,  können  also  auch  keine 
Zinsen  bringen. 

Wäre  die  Annahme  des  Herrn  von  Bötticher  berechtigt,  so 
würde  der  einzige  Grund,  den  die  Regierung  für  das  Umlage- 
verfahren anführt,  über  den  sich  streiten  läfst,  nämlich  der,  dafs 
die  Industrie  z.  Z.  die  ganze  Last  solcher  Deckungskapitalieii  nicht 
tragen  könne,  von  vornherein  hinfällig  werden;  denn  nur  unter  der 
Voraussetzung  ist  jene  Zinsberechnung  richtig,  dafs  diese  Kapi- 
talien vorhanden  sind,  verdient  werden  und  von  der 
Industrie  kapitalisiert   werden   können.     Das   bestreitet  ja 


1)  Diese  Brochüre  kommt  S.  38  zu  dem  Resultat,  dafs  bis  zum  17.  Jalirc  das  Um- 
lageverfahren weniger  erfordere,  als  dns  Deckungsverfahren.  Am  Schlüsse  des  17.  Jah- 
res sind  die  Aufwendungen  etwa  gleich.  Dann  wachsen  die  durch  Umlage  aufzubringen- 
den Summen  bis  zum  76.  Jahre,  wo  sie  auf  den  Beharrungszustand  von  22,900,000 
Mark  jährlich  ankommen  ,  während  nach  dem  anderen  Verfahren  bei  einem  Deckungs- 
kapital von  etwa  235  Millionen  jährlich  nur  13,510,564  Alk.  aufzubringen  sind.  Auf 
Seite  48  berechnet  er,  dafs  in  dem  Zeitraum  vom  18.  bis  75.  Jahre  die  Industrie  bat 
aufbringen  müssen  : 

nach  dem  Umlageverfahren   1213,500,000  Mk. 
,.         ,,     Anlageverfahren      782,000,000     ., 
so  dafs  sich  eine  Differenz  von  431,500,000   Mk.     zu  gunsten    des    letzteren    ergiebt,  — 
das  Alles  für  die  beschränktere  Zahl  von  VersicheruugspÜichtigeu  berechnet. 
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aber  die  Hef,'icruii{< ,  und  der  liirst  Bisniarck  erklärte  es  für  eine 
Sünde,  ja  für  ein(!  Todsünde,  deren  man  sieli  mit  dem  Knt/.u^e  sol- 
cher Kapitalmasseii    an    der  (^e;4('nwärti<,'en  Industrie  scliu]di<i  maclie. 

Wenn  alxir  die  Industrie  solciic  Kapitalien,  wie  es  unserer  Mei- 
nun|.f  nach  thatsiichlich  eint  reiten  würde,  niclil  zurückh-^^t  oder  nicht 
y,uriu'i<Iej,M'n  kann,  s(»  bleibt  in  der  liewcislührun^,'  des  Hcmtu  von 
IJöLticluT  (S.  (II  j  nur  dei-  Nachsatz  bestellen,  „dafs  von  einem  gewis- 
sen Zeitpunkte!  ab  die  Leistungen,  welche  das  Umlageverfahren  er- 
fordert, hidier  sind  als  diejenigen,  welche  das  Anlagekapital  (irfordcTt", 
dafs  vom  18.  Jahre  ab  dit;  IJndagen  weitersteigen  bis  zum  75.  Jahre, 
„in  welchem  sie  ungefähr  9'!^  Millionen  höher  sind,  als  die  von 
Aniang  an  erhobenen  Deckungskapitak;".  Von  da  ab  würde  die  Mehr- 
belastung in  diesem  IJetrage  gleichbleibend  und  dauernd  sein. 

Streitig  bleibt,  wie  eben  gesagt,  nur  die  Frage,  ob  die  heutige 
Industrie  durch  Übernahme  der  höheren  Belastung  in  der  Lage  sein 
würde,  ihre  Stellung  auf  dem  Weltmarkte  zu  behaupten. 
Müfste  man  diese  Frage  verneinen ,  so  wäre  es  allerdings  Todsünde 
gegen  die  bestehende  Industrie,  wollte  man  sie  zu  solchen  Opfern 
heranziehen ,  dann  würde  man  u.  Frachtens  immer  das  etwas  gewag- 
tere aber  z.  /.  allein  durchführbare  Verfahren  anwenden  müssen. 

Die  Regierung  hat  einen  Beweis  dafür,  dafs  unsere  heutige  In- 
dustrie konkurrenzunfähig  werden  würde,  gar  nicht  einmal  ver- 
sucht, sie  deutet  in  den  Motiven  nur  an,  dafs  sich  dabei  die  Auf- 
fassungen der  zunächst  interessierten  Kreise  einander  völlig  unver- 
mittelt gegenüber  stehen,  und  folgert  daraus,  dafs  sie  zu  doppelter 
Vorsicht  verpflichtet  sei,  und  es  geboten  erscheine,  zunächst  von 
der  Frhebung  von  Deckungskapitalicn  abzusehen. 

Am  ausführlichsten  ist  die  wichtige  Frage  im  Parlamente  vom 
Abg.  Oechelhäuser  behandelt  worden,  dessen  Angaben  wir  den  folgen- 
den Betrachtungen  zu  Grunde  legen  wollen. 

Die  Motive  hatten  selbst  bei  etwa  2  Millionen  versicherungspflich- 
tiger Betriebe  ein  notwendiges  Deckungskapital  von  13,75  Millionen 
angenommen.  Rechnet  man,  wie  der  Abg.  Oechelhäuser,  selbst  16  Mil- 
lionen, so  würde  also  für  jeden  Arbeiter  eine  Jahresprämie 
von  acht  Mark  zu  leisten  sein.  Bei  den  8  Gesellschaften  waren 
bis  jetzt  im  ganzen  902  000  Arbeiter  mit  einer  Prämieneinnahme  von 
7  568  000  Mk.  oder  8,40  Mk.  pro  Arbeiter  und  Jahr  versichert.  Rechnet 
man  davon  die  16,5  Prozent  von  der  Unfallslast  ab,  die  jetzt  den 
Krankenkassen  überwiesen  sind,  so  blieben  genau  7  Mark  für  die 
bisherige  Belastung  der  Unternehmer  aus  den  schweren  Unfällen.  Es 
würde  sich  also  hier  nur  um  eine  Erhöhung  von  1  Mark  pro  Ar- 
beiter handeln.  Bei  den  330000  Arbeitern  der  Knappschaftskassen, 
die  jetzt  ungefähr  7,1  Mark  pro  Kopf  für  schwere  Unfälle  zu  zahlen 
haben,  würde  sich  nach  dem  Gesetz  die  Belastung  auf  10  Mark  stei- 
gern. Die  dann  von  den  2  Millionen  noch  verbleibenden  768000  Ar- 
beiter sind  zum  Theil  bereits  bei  kleineu  oder  lokalen  Uufallsgenossen- 
schaften  versichert  gewiesen,  und  ist  im  Durchschnitt  etwa  4  Mark  pro 
Kopf  schon  jetzt  gezahlt.     Alles  in  allem  würde  danach  die  bisherige 
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BelastuDgssumme  für  die  Industrie  etwa  1 1  735  000  Mark  betragen 
haben,  so  dafs  also  die  Neubelastung  nur  4  265  000  Mark  betragen 
würde. 

Die  Mehrbelastung  wird  also  im  Durchschnitt  pro  Arbeiter  nur 
2,1  Mark  betragen  oder  bei  einem  durchschnittlichen  Jahresverdienst 
von  750  Mk.  =0,28  Prozent  des  Lohnes.  Nur  bei  gefährlicheren  Be- 
trieben wird  der  Zuschlag  gröfser  sein,  aber  selbst  wenn  er  auf  1  Pro- 
zent des  Lohnes  steigen  sollte,  so  ist  zuzugeben,  dafs  das  keine  Last 
sein  kann,  die  unsere  sonst  lebensfähige  Industrie  konkurrenzunfähig 
machen  könnte.  Bei  kleinen  Betrieben  mit  wenigen  Arbeitern  werden 
die  Summen  überhaupt  minimal  sein;  aber  auch  bei  grofsen  Betrieben, 
selbst  wenn  sie  Tausende  von  Arbeitern  beschäftigen,  handelt  es  sich 
um  ein  Mehr  von  einigen  Tausend  Mark,  und  wenn  Betriebe  mit  2000 
Arbeitern  noch  gar  nichts  an  Versicherungsprämien  gezahlt  hätten, 
so  würden  die  vollen  8  Mark  pro  Jahr  noch  immer  Summen  ergeben, 
die  verschwindend  klein  sind  gegenüber  den  Huuderttausenden,  die 
viele  unserer  gi'ofsen  Aktiengesellschaften  in  den  letzten  Jahren  an 
Dividenden  verteilt,  den  Reservefonds  zugeschrieben  und  vom  Ver- 
mögen abgeschrieben  haben. 

Es  ist  ja  möglich,  dafs  die  Reichsregierung  mit  anderen  Zahlen 
hätte  aufwarten  können ,  die  vielleicht  die  Unmöglichkeit  dargelegt 
hätten,  die  neuen  Lasten  zu  tragen ;  aber  wahrscheinlich  ist  das  nicht, 
und  so  lange  können  wir  uns  auf  Grundlage  der  von  der  Regierung 
selbst  gebotenen  Zahlen  durchaus  nicht  überzeugen,  dafs  es  notwendig 
sei,  die  heutige  Industrie  zu  entlasten,  um,  wie  der  Herr  von  Böt- 
ticher  selbst  zugegeben  hat,  nachher  um  fast  zwei  Drittel  höhere  Lasten 
aufzubürden  einer  Industrie,  deren  Tragfähigkeit  niemand  beurteilen 
kann. 

Dafs  es  sich  z.  Z.  aber  um  eine  Entlastung  handeln  würde, 
ist  unbestreitbar;  denn  nach  dem  Umlageverfahren  würden  nach  den 
bisherigen  Grundlagen  der  Berechnung  am  Schlufs  des  ersten  Jahres 
nur  710  000  Mk.  zu  zahlen  sein,  während  nach  dem  Obigen  allein 
den  Privat- Versicherungsgesellschaften  mehr  als  7,5  Millionen  Mark 
Prämie  gezahlt  wurden. 

Nach  dem  Gesagten  scheinen  uns  all  die  von  der  Regierung  gegen 
das  Anlageverfahreu  vorgebrachten  Gründe  nicht  stichhaltig  zu 
sein.  Wenn  wir  uns  trotzdem  nicht  entschliesseu  können,  die  Beibe- 
haltung des  Umlageverfahrens  in  der  beschränkten  Form,  wie  es  schliefs- 
lich  Annahme  gefunden  hat,  für  einen  so  fundamentalen  Fehler  zu 
halten,  dafs  wir  darum  das  ganze  Gesetz  verwerfen  mr)chten,  so  liegt 
der  Grund  in  etwas  Anderem,  das  im  Laufe  der  Diskussion,  so  weit 
wir  sehen  können,  nicht  hervorgehoben  ist. 

Will  man  Deckungskapitalien  erheben,  so  mufs  man  unseres  Er- 
achtens  mit  ziemlicher  Sicherheit  und  Genauigkeit  be- 
rechnen können,  wie  viel  man  braucht,  um  allen  Ansprüchen 
zu  genügen,  ohne  der  Industrie  unnötig  grofse  Summen 
zu  entziehen.  Die  Privat- Versicherungsgesellschaften,  die,  so  viel 
uns  bekannt,  wohl  ausnahmslos  keine  Renten,  sondern  Kapital- 
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bcträ^M!  iiii  di(!  Vcrmif^lücktcii  iiuszahltcn ,  iiiufstcn  iiatüiiich  Kapi- 
talien aiisaiimicln  und  iliic  rianiicn  (Icincntsjucchcnd  ticstalten.  Sie 
kf'inncn  dcswciicn  ahcr  aiicli  niclit  »las  Material  liefein  zu  ein(.'r  ge- 
iiaiHüi  IJerecliniuiji  d(M-  Kapitalien,  die  nittig  sind,  um  für  die  Invaliden, 
tili"  die  Witwen  und  Kind(!r  der  CUitödteten  die  Renten  zu  zahlen. 
Die  lie.f^ieninj^svorliige  nimmt  an,  dals  erst  nach  75  Jahren  der  lie- 
harningszustand  eintreten  werde,  weil  löjährif^t!  Arlieiter  ganz  invalide 
wenhüi  und  ein  Alter  von  iJ()  Jahren  erreichen  konnten.  W(!r  kennt 
alx^r  (li(!  M  ()  i't  al  i  1  ä  tsz  i  ft"(U"n  für  die  Invaliden  der  Arbeit? 
JNlit  allgemeinen  iMortalitätstahellen  ist  da  wenig  g(!than  ;  (h;nn  dals  den 
durch  schwei'e  nntalle  dauernd  erwc^ihsunfahig  (i(;machten  dies(;ll)(; 
durchschnittliche  Ijcbensdauer  beschic'den  sein  sollte,  wie  den  nonnalen 
Menschen,  wird  man  kaum  behaupten  wollen.  Die  Knaitpschaftskassen 
haben  nach  einer  dem  Bericht  über  die  Verhandlungen  vom  7.  und 
8.  Juni  18S2  beigegebenen  „/usammenstellung  der  wichtigsten  Resul- 
tate der  Mitteilungen  deutscher  Knai)i)scliaftsvei"eine,  betretlend  den 
Gesetzentwurf  ülxü-  die  I'nfallviMsiclu'rung  der  Ailjciiter"  eine  mittlere 
Bezugsdauer  für  die  durch  Unfall  entstandem^n  Renten 

l)ei  Invaliden  V(m  6,<)l  Jahren 

bei  Witwen        „     9,28       „ 

bei  Waisen        „     6,17       „ 
während  in  den  einzelnen  Bezirken  bedeutende  Schwankungen,  bei  In- 
validen  von   2,7    bis    12,1  Jahren,   bei  Witwen   von   6,;i  l)is  13,3   und 
bei  Waisen  von  4,4  bis  7,2  Jahren  vorkommen. 

Könnten  diese  Zahlen  als  Regel  angesehen  werden,  so  würden 
7  5  Jahre  für  die  Erreichung  des  Beharrungszustandes  als  unend- 
lich viel  zu  weit  gegriffen  gelten  müssen.  Wir  sind  natürlich 
weit  entfernt  davon,  sie  besonderen  Berechnungen  grundlaglich  zu 
machen,  sie  mögen  im  Zusammenhalt  mit  jener  Regierungsannahme 
nur  die  Behauptung  stützen,  dafs  man  betr.  der  that sächlichen 
Verhältnisse  völlig  im  Dunkeln  tappt.  Wo  existiert  eine 
gültige;  allgemeine  Statistik  über  das  Alter  der  durch  Unfall  verwit- 
weten Frauen V  Wer  kennt  ihre  Ster])lichkeit?  Wer  kaim  sagen,  wie 
viele  sich  wieder  verheiraten  werden  und  wann  V  Wer  kennt  die  Mor- 
talität der  Waisen  von  verunglückten  Arl)eiternV  Dafs,  da  die  allge- 
meinen Mortalitätstafeln  für  Kinder  nicht  ausreichen,  weifs  jeder,  dem 
es  nicht  unbekannt  ist,  welchen  Einflufs  Wohlstand  der  Eltern  und 
körperliche  Pflege  auf  die  Lebensdauer  der  Kinder  haben.  Die  all- 
gemeinen Beobachtungen  über  die  Wiederverheiratung  der  Witwen, 
über  die  Sterblichkeit  derselben  können  hier  ebenso  wenig  angew-endet 
werden,  w^eil  bei  einer  einzigen  Klasse  der  Bevölkerung  und  ihren 
eigenartigen  Lebensbedingungen  eine  Abweichung  vom  Durchschnitt 
fast  mit  Sicherheit  angenommen  werden  kann. 

Bedenkt  man  endlich  noch  die  Verschiedenheit  in  den  einzelnen 
versicherungspflichtigen  Industrien,  bei  denen  bald  mehr,  bald  weniger 
jugendliche  und  unverheiratete  Arbeiter  oder  Arbeiterinneu  beschäftigt 
werden,  bei  denen  also  die  Grundlagen  für  die  Berechnung  wieder 
ganz  verschiedene  sein  werden,  —  so  wird  mau  zugeben  müssen,  dafs 
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wir  in  Bezug  cauf  die  Höhe  der  erforderlichen  Deckungs- 
kapitalien jeder  sicheren  Grundlage  entbehren.  Da  wir 
nun  der  festen  Überzeugung  sind,  dafs  nach  Einführung  des  allge- 
meinen, gesetzlichen  Zwanges  die  Zahl  der  Invaliden  viel  gröfser  sein 
wird,  als  die  statistischen  Erhebungen  ergeben  haben  zu  einer  Zeit, 
wo  noch  keine  allgemeine  Versicherung  bestand  ' ),  —  so  würde  man 
mit  der  allgemeinen  Einführung  des  Deckungsverfahrens  auch  einen 
Sprung  ins  Dunkle  gemacht  haben,  der  allerdings  der  Industrie 
leicht  unnötig  grofse  Kapitalien  entziehen  könnte,  weil 
man  vorsichtshalber  immer  eher  zu  viel  als  zu  wenig  erhoben  haben 
würde. 

Wir  kommen  daher  zu  dem  Schlufse,  dafs,  obwohl  an  und  für  sich 
das  Deckungsverfahren  gewifs  das  Solidere  ist,  es  doch  bis  zu  der  Zeit, 
da  man  die  genaueren  Grundlagen  für  dassel])e  gewonnen  hat,  sich 
empfehlen  dürfte,  durch  Umlagen  mit  gleichzeitiger  An- 
sammlung eines  starken  Reservefonds  die  Mittel  zur  Ver- 
sicherung zu  beschaffen. 

Den  letzteren  Weg  ist  man  ja  denn  auch  thatsächlich  gegangen. 
W^ährend  die  Regierungsvorlage  (§  19)  nur  die  Ansammlung  eines  Re- 
servefonds bis  zur  Höhe  desjenigen  Jahresbedarfes,  der  l)eim  Eintritt 
des  Beharrungszustandes  erforderlich  ist,  gestattet,  ist  jetzt  nach 
§  18  diese  Ansammlung  zur  Pflicht  gemacht  worden.  „Es  sind  an 
Zuschlägen  zur  Bildung  desselben  bei  der  erstmaligen  Umlegung  der 
Entschädigungs])eiträge  dreihundert  Prozent,  bei  der  zweiten  zwei- 
hundert, bei  der  dritten  einhundertundfünfzig,  bei  der  vierten  ein- 
hundert, bei  der  fünften  achtzig,  bei  der  sechsten  sechzig  und  von  da 
an  bis  zur  elften  Umlegung  jedesmal  zehn  Prozent  weniger  als  Zu- 
schlag zu  den  Entschädigungsbeiträgen  zu  erheben.  Nach  Ablauf  der 
ersten  elf  Jahre  sind  die  Zinsen  des  Reservefonds  dem  letzteren  so 
lange  weiter  zuzuschlagen,  bis  dieser  den  doppelten  Jahresbedarf 
erreicht  hat."  —  „Auf  Antrag  des  Genossenschaftsvorstandes  kann  die 
Genossenschaftsversammlung  jederzeit  weitere  Zuschläge  zum  Reserve- 
fonds beschliefsen,  so  wie  bestimmen,  dafs  derselbe  über  den  do})i)clten 
Jahresbedarf  erhiiht  werde." 

Durch  diese  Vorschriften  ist  das  U  m  1  a  g  e  v  e  r  f  a  h  r  e  n  u  n  t  e  r 
allen  Umständen  unendlich  viel  solider  geworden  ^).  Es 
wird  die  Last  eine  allmälig  steigende,  aber  doch  nicht  im  Anfang  so 
klein,  dafs  auf  spätere  Zeit  allzu  hohe  Beiträge  abgewälzt  werdc^i,  und 
wenn  die  gebildeten  Deckungskapitalien  auch  nicht  annähernd  die  Höhe 
erreichen,  wie  nach  dem  Deckungsverfahren,  so  ist  eben  anzuerkennen, 
dafs  man  noch  gar  nicht  weii's,  wie  viel  D  e  c  k  u  n  g  s  k  a  p  i  t  a  1  n  o  t  - 


1)  Nach  der  Unfallstsitislik  des  Doutscheii  Reichs  (S.  21)  ergiebt  sich  „durchwo';-  eine 
ganz  erhebliche  Steigerung  der  Zahl  der  zur  Anmeldung  gelangten  Unfäihi ,  wenn  die 
Arbeiter  gegen  alle  Unfälle  versichert  sind;  und  in  nocli  stärkerem  Mafsc  steigt  die 
Zahl  der  Krankentage".  Bei  gesetzlichem  Versiclierungszwangc  dürfte  eine  weitere  Zu- 
nahme  nicht  unwahrscheinlich   sein. 

2)  Wenn  wir  die  in  der  mehrerwälinten  anonymen  Broehüre  (S.  38)  angefiilirten  Be- 
rechnungen der  nach  dem  einfachen   Umlageverfahren    zu    zahlenden  Beiträge    zu  Grunde 
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\v(!M(li^  s(Mii  wird,  sowie,  fcriici-  /ii  bedenken,  dafs  solide  V(*r- 
waltiiiif^en ,  sol);il(l  sie  eiiiselicn,  dals  iliic  H(!ifräj^e  iiiclit.  iiusreielien, 
von  der  K''!^<'<zl'<"l'<'"  H«'tiij^iiis  (iebiMwch  ni;iclieii  und  {.^'n'ifsere  Zu- 
schläj^e  iiussclireilx'n   wei'deii. 

VV'ii'  köniKMi  diilier  mich  den  old^eii  Ausfüliiun.^cn  nicht  zu  <lcni 
Scldufse  kommen,  dal's  das  j^an/e  (iehäud(!  der  Zwanj^sversicherunt^, 
wie  (is  in  (h'n  Hei-ufsj,'enoss(^nscliaften  mit  der  el)en  t^eschihlerten  Me- 
thodik der  Krli(;l)un^'  d(!r  Heiträi^e  durch  das  Gesetz  aufj^ebaut  ist, 
ein  so  ^n-undveiwcrfhches,  für  die  /ukiinft  unserer  Nation  Verderben 
brini^ciMhjs  sein  w(u-(h!.  Sollte  wirklich  einmal,  was  Ixii  ;.,'enügender 
Vorsicht  in  d(;r  l'^uidanicnticrunt^  kaum  vorkommen  wird,  das  eine 
oder  andere  (Jehauih'  einer  lierufsjjjenossenschaft  zusammenstürz«;n '), 
so  ist  es  selbsverständlich,  dal's  man  dann  nicht  die  versichert(!n  Ar- 
beiter unter  den  Trümmern  begraben  lälst,  sondern  dals  in  solchen 
Fällen  das  Reich  die  erwachsenen  Verbindlichkeiten  übernimmt.  Mag 
imin  das  immerhin  einen  Uei  chsz  uschu  fs  nennen,  der  hierdurch, 
so  wi(;  durcli  die  Vorschüsse  der  Reichspostkas.se  zu  den  Kosten  der 
Unfallversicherung  gewährt  wird,  —  das  Bedenkliche  des  bisherigen 
lieichszuschusses  fehlt  diesem  doch  ganz,  nämlich  der  stark  sozia- 
listische Beigeschmack,  der  in  der  M<^tivierung  des  früheren  lag,  und 
ihn  darstellte  als  einen  Köder,  um  die  arbeitenden  Klassen  mit  den 
bestehenden  Institutionen  des  Staatslebens  zu  versöhnen. 


lesen,   so  ergiebt  sich   nach   ilcni  jetzt  geltenden  Recht  die  aus  der  folgenden   Tabelle  er- 
sichtliche Kelastnng. 


sind  anfzubrinKcn 

ist  unter  Zurechnung 

von  4  "1^   Zinsen 

Am   Suhliifs   des 

Nach  dem  früheren 

Nach   dem  jetzigen 

Üeckungskapital 

Umlageverfahren 

Umlageverfahren 

vorhanden 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1.  Jahres 

690  000 

2  760  000 

2  070  000 

2. 

I  700  000 

5  100  000 

5  502  800 

3 

2  800  000 

7  000  000 

9  922  912 

4. 

3  800  000 

7  600  000 

14  119  826 

S- 

4  700  000 

8  460  000 

18  444  619 

6. 

5  500  000 

8  800  000 

22  482  403 

7. 

6  600  000 

9  900  000 

26  681  699 

8. 

7  400  000 

10360000 

30  708  966 

9. 

8  200  000 

10  660  000 

34397324 

10.        „ 

9  000  000 

10  800  000 

37573216 

1)  Wir  vroUen  nicht  unterlassen  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daPs  die  Knapp- 
schaftskassen ihre  Invaliden  schon  seit  laugen  Jahren  im  wesentlichen  nach  den 
Prinzipien  des  Umlageverfahrens  versichern,  und  wenn  auch  nach  den  Grundsätzen  der 
privaten  Versicherung  vielleicht  manche  Kasse  als  nicht  leistungsfähig  betrachtet  werden 
müfste,  so  hat  doch  noch  niemand  behauptet,  dafs  diese  Kassen  Verderben  bringend  für 
den  Bergbau  sihd.  Allerdings  haben  sie  wohl  allgemein  den  Beharrungszustand  bereits 
erreicht  und  die  Periode  der  schnell  wachsenden  Jahresbeiträge  überwunden,  so  dafs  man 
aus  ihrer  heutigen  Leistungsfähigkeit  nicht  ohne  weiteres  auf  diejenige  der  jetzt  neu  zu 
belastenden  Industrien  sehliefsen  kann. 
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Fassen  wir  nach  den  obigen  Einzeluntersuchungen  unser  Urteil 
über  die  sozialpolitische  Bedeutung  des  Ganzen  kurz  zusammen,  so 
müssen  wir  es  aus  voller  Überzeugung  als  einen  hochbedeut- 
samen Anfang,  oder  im  Anschlufs  an  das  Krankenkassengesetz 
als  einen  wichtigen  Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  der 
sozialen  Reform  begrüfsen. 

Es  wird  Schwierigkeiten,  Mühe  und  Arbeit  bei  der  ersten  Ein- 
führung in  Hülle  und  Fülle  bieten;  aber  das  Chaos,  der  Kampf  Aller 
gegen  Alle,  wie  ihn  der  sozialistische  Abgeordnete  von  Vollmar  mit 
boshafter  Schadenfreude  glaubte  prophezeien  zu  müssen,  wird  sicher- 
lich nicht  das  Endresultat  sein,  —  vielmehr  sind  wir  der  frohen  Zu- 
versicht, dafs  unsere  Industrie  die  Schwierigkeiten  überwinden,  und 
das  Gesetz  zum  Heile  für  die  leidende  Menschheit,  zum 
Wohle  unseres  Volkes  gereichen  wird. 

Es  wird  auch  trotz  aller  gegenteiligen  Behauptungen  dahin  führen, 
den  sozialen  Frieden  zu  sichern;  und  die  mafsvolle  Agitation, 
zu  der  sich  die  sozialistischen  Führer  bei  der  letzten  Reichstagswahl 
bequemt  haben,  die  Art  und  Weise,  wie  sie  selber  z.  Z.  ihre  utopischen 
Pläne  in  den  Hintergrund  stellen  und  positive  Ziele  für  die  Besserung 
der  Lage  des  Arbeiterstandes  betonen  mufsten,  ist  ganz  gewifs  ein  er- 
freuliches Resultat  des  Vorgehens  der  Regierung  auf  sozialpolitischem 
Gebiete.  Möchte  eine  baldige  Weiterbildung  und  ein  Ausbau  der  be- 
gonnenen Gesetzgebung  in  naher  Zukunft  bevorstehen! 

Zum  Schlufs  sei  uns  noch  ein  kurzes  Wort  über  die  Stellung  der 
liberalen  Parteien  zu  diesem  Gesetze  gestattet.  Es  ist  gewifs  zu  be- 
dauern, dafs  die  mehr  links  stehenden  Elemente  durch  die  ganze  Art 
und  Weise,  wie  beim  Auftauchen  der  sozialpolitischen  Pläne  zahlreiche 
Vertreter  der  Regierungspolitik  in  Presse  und  öffentlicher  Rede  in 
und  aufserhalb  des  Parlamentes  die  liberalen  Bestrebungen  angegrif- 
fen haben,  durch  die  Art  der  Interessenpolitik,  die  mit  der  neuen 
Wirtschaftspolitik  scheinbar  ausschliefslich  zu  gunsten  einzelner  Klas- 
sen des  Volkes  inauguriert  wurde,  durch  die  Methode,  wie  das  Ta- 
baksmonopol als  Patrimonium  der  Enterbten  dem  Volke  mundgerecht 
gemacht  werden  sollte,  —  sich  allzusehr  in  die  Auffassung  hinein- 
gearbeitet haben,  dafs  die  ganze  Sozialpolitik  nur  geschaffen  sei,  um 
die  Staatsomnipotenz  zu  stärken,  um  konservative  Wahlen  zu  machen, 
um  eine  gefügige  Regierungspartei  zu  bilden. 

Man  fürchtete  sich  beispielsweise,  die  Versicherungspflicht  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  wegzulassen,  weil  man  glauben  mufste, 
dafs  zahlreiche  Vertreter  des  Grofsgrundbesitzes,  die  ganz  plötzlich 
ein  so  lebhaftes  Interesse  an  dem  Wohlergehen  der  ihnen  sonst  fern 
stehenden  industriellen  Arbeiter  nahmen,  so  eifrig  die  Versicherung 
der  letzteren  betrieben ,  weil  das  Experiment  auf  Kosten  und  zu  La- 
sten anderer  gemacht  wurde.  Dieses  im  Einzelnen  oft  berechtigte 
Mifstrauen  hat  den  Kampf  erbitterter  gemacht,  als  n()tig  ist,  hat  die 
liberalen  Elemente  gegen  diese  ganze  Gesetzgebung  in  einen  Wider- 
stand versetzt,  d  e  r  i  n  n  e  r  1  i  c  h  g  a  n  z  u  n  b  e  r  e  c  h  t  i  g  t  sein  d  ü  r  f  t  e. 
Denn  mögen  auch  bei  manchem  „Anhänger  der  Kaiserlichen  Botschaft" 

N.  Y.  Bd.  IX.  35 
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wenig  ideale  Motive  im  Hintert^runde  gestanden  haben,  so  ist  doch 
anzuerkennen,  dafs  die;  ]{('strel>iuigfn  ,  wie;  sie  /um  Schhifs  hervorge- 
treten sind,  den  soziiihstischen  und  agitatorischen  li('ig(;schinuck,  den 
die  ersten  Versuche!  in  dieser  J{iciituiig  unleughar  iiatteii,  alhiiiiHg  ver- 
h)ren  hahen,  und  wenn  man  ehrHcii  das  Fa/.it  /.ielien  will,  s(j  muls 
jenes  leidige,  anfangs  wohl  herecht  igte  MilstrauiM)  immer  mehr  zurück- 
treten. Dann  müssen  gerade  die  lil)eraleii  Vertreter,  die  in  den  wei- 
ten Schichten  des  unal)h;ingigen  Bürgertums  ihre  naturgeinälse  und 
dauernde  Stütze  finden,  dann  müssen  gerade  sie  die  ersten 
Schritte  auf  diesem  Wege  mit  aller  Kraft  unterstützen 
und  dürfen  nicht,  weil  diese  (Tsten  Bewegungen  schwankend  und  un- 
beholfen sind,  sich  dem  ganzen  Versuch  widersetzen.  Die  ganze 
sozialpolitische  Gesetzgebung  ist  (; i n  e  im  b e s t e n  S i n  n e 
des  Wortes  liberale  Bewegung.  Es  gilt  den  Arbeiter  frei  zu 
machen  von  den  unnatürlichen  Fesseln,  in  die  er  durch  die  Geld- 
wirtschaft  und  die  Gridsindustrie  geschlagen  ist,  ihn  in  die  Lage  zu 
versetzen,  ohne  Furcht  vor  wirtschaftliciiem  Ruin  durch  Krankheit, 
Unfall  und  Invalidität,  ohne  Furcht  vor  Almosen  und  Armenunter- 
stützung den  Kampf  ums  Dasein  aufzunehmen.  Und  wenn  das,  wenn 
diese  Fürsorge  für  die  arbeitenden  Klassen  nicht  Sache 
der  liberalen  Elemente  des  Volkes,  nicht  Sache  derjenigen 
Parteien  ist,  deren  erstes  und  oberstes  Streben  es  ihrer  ganzen  Ver- 
gangenheit nach  sein  soll  und  mufs,  die  Unterdrückten  im  politischen 
und  wirtschaftlichen  Leben  frei  zu  machen  von  allen  Fesseln,  die  eine 
Gleichberechtigung,  eine  ungehinderte  Entfaltung  ihrer  Kräfte  erschwe- 
ren, —  so  müfste  man  an  dem  Beruf  des  Liberalismus 
verzweifeln. 

Da  kann  und  darf  es  nicht  zum  Kriterium  liberalen  Geistes  ge- 
macht werden,  ob  dieses  echt  hberale  Ziel  auf  dem  Wege  freiwilliger 
Selbstversicherung,  überhaupt  „freiwilligen  Vorgehens"  erreicht 
werde,  oder  ob  dazu  ein  mehr  oder  minder  starker  Druck  der  öflent- 
lichen  Gewalt,  des  Staates  in  Anwendung  gebracht  wird. 

Im  Interesse  der  arbeitenden  Klassen  soll  das  Gesetz  erlassen 
werden,  die  Unternehmer  werden  zu  Opfern  gezwungen,  die  die  Ar- 
beiter frei  machen  sollen  von  dem  Alpdruck,  der  durch  die  Gefahr 
des  wirtschaftlichen  Ruins  in  Folge  von  Unfällen  auf  ihnen  lastet. 
Stellt  es  sich  dabei  heraus,  dafs  nur  durch  einen  Zwang  das  grofse 
Ziel  schnell  erreicht  werden  kann,  dafs  zur  rationellen  Gestaltung 
der  Zwangsorganisationen  die  wenigen  privaten  Gesellschaften  daneben 
nicht  zu  erhalten  sind,  so  verlangt  es  das  Prinzip  des  Liberalismus 
wahrhaftig  nicht,  dafs  man  nun  aus  Furcht  vor  den  Gefahren,  die 
aus  diesem  ersten  Anfange  folgen  könnten,  die  ganze  arbeiterfreund- 
liche und,  unserer  Meinung  nach,  in  ihren  Grundprinzipien  durchaus 
liberale  Gesetzgebung  bis  aufs  Messer  bekämpfe.  Mag  auch  in  dem 
vorliegenden  Gesetz  manche  Forderung  der  Liberalen,  die  das  Ganze 
zweckmäfsiger  gestaltet  hätte,  nicht  Erfüllung  gefunden  haben,  so 
mufs  man  doch  zugestehen,  dafs  es  noch  immer  besser  ist,  überhaupt 
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ein  solches  Gesetz  mit  seinen  Mängeln  und  Schwächen  als  nach  jahre- 
langer Arbeit  gar  nicht  zu  Stande  zu  bringen. 

Das  Bessere  ist  der  Feind  des  Guten,  und  die  arbeitenden  Klas- 
sen immer  auf  die  Zukunft  vertrösten,  weil  in  der  Gegenwart  noch 
nichts  Vollkommenes  erreicht  werden  kann,  ist  ein  gefährliches  Spiel, 
das  namentlich  dem  Liberalismus  in  weiten  Schichten  des  Volkes  den 
Boden  unter  den  Füfsen  entziehen  kann.  Lieber  kleine  Prinzipien 
opfern,  um  Grofses  zu  erreichen,  als  umgekehrt! 
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IV. 

Zur  Kritik  der  Rodbertus'schen  Theorien. 

Von   W.   L  ex  i  s. 

Das  Kapital.  Vierter  sozialer  Brief  an  von  Kirchmann  von  Dr. 
Carl  Rodbertus-Jagetzow.  Herausgegeben  und  eingeleitet  von 
Theophil  Kozak.  Berlin  1884.  80.  XIX  u.  315  8. 
Die  neue  Veröffentlichung,  welche  Dank  der  lieifsigen  Mühewaltung 
und  Sachkunde  des  Herausgebers  Dr.  Kozak  in  befriedigend  abgeschlosse- 
ner Form  aus  dem  litterarischeu  Nachlasse  Kodbertus'  ans  Licht  gebracht 
werden  konnte,  enthält  zwar  keine  grundlegenden  Gedanken,  die  nicht 
bereits  in  früheren  Suhriiton  des  geistvollen  Sozialökoiiomen  zum  Aus- 
druck gekommen  wären ;  aber  sie  liefert  die  ausführlichste  und  klarste 
Darstellung  der  Rodbertus'schen  Kapitaltheorie  und  gibt  zugleich  wich- 
tige neue  Erläuterungen  seiner  Rententheorie ,  seiner  Wertlehre  und  sei- 
ner Krisentheorie.  Mit  Recht  ßndet  A.  Wagner,  der  die  Schrift  mit 
einem  Vorwort  einleitet,  durch  dieselbe  sein  Urteil  über  Rodbertus, 
den  er  als  den  ,, Ricardo  des  ökonomischen  Sozialismus"  bezeichnet  und 
in  die  Reihe  der  gröfsten  Meister  stellt,  vollauf  bestätigt.  Man  wird 
sogar  behaupten  dürfen,  dafs  Rodbertus  seinem  britischen  Rivalen 
an  Kraft  des  abstrakten  Denkens  mindestens  gleichkommt,  ihn  aber 
noch  übertrifft  in  der  Virtuosität  der  Aufdeckung  des  tiefsten  Zusammen- 
hangs der  Erscheinungen ,  in  der  Lebendigkeit  der  Phantasie  und  vor 
allem  in  seinem  ethischen  Standpunkte  gegenüber  dem  Wirtschaftsleben, 
das  nun  einmal  nicht  als  blofser  Naturprozefs  angesehen  werden  darf, 
sondern  als  menschlicher  Kulturprozefs  gewürdigt  werden   mufs. 

Die  Schriften  Rodbertus'  werden  stets  für  alle,  die  sich  einem 
tieferen  Studium  der  Volkswirtschaftstheorie  widmen  wollen,  die  vorzüg- 
lichste „Disciplina  mentis"  darbieten  und  insofern  dauernd  einen  klassischen 
Wert  besitzen ;  ein  Teil  seiner  Grundanschauungen  wird  definitiv  von  der  Wis- 
senschaft angenommen  und  zum  weiteren  Ausbau  ihres  Systems  verwen- 
det werden ;  von  seinen  einzelnen  Theorien  jedoch  wird  man  nicht  an- 
ders urteilen  können  ,  als  dafs  sie  den  wirklichen  Thatsachen  nicht  ent- 
sprechen,  wodurch  denn  freilich  ihr  Wert  auf  einen  blos  formalen 
herabgedrückt  wird.  Die  abstrakte  Deduktion,  die  Rodbertus  so  mei- 
sterhaft zu  handhaben  verstand,  hat  unzweifelhaft  auch  in  der  Volkswirt- 
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Bchaftslehre  auf  einem  gewissen  Gebiete  ihre  Berechtigung;  aber  wer  sie 
anwenden  will,  darf  nie  vergessen,  dafs  abstrakte  Schlufsfolgeruugen ,  so 
streng  logisch  sie  auch  sein  mögen ,  von  der  Wirklichkeit  immer  weiter 
abführen,  wenn  sie  von  Begriffen  ausgehen,  die  nicht  wenigstens  alle  we- 
sentlichen Momente,  wenn  auch  nicht  den  vollen  konkreten  Eeichtum  der 
AVirklichkeit  einschliefsen, 

Rodbert  US  ist  nun  aber  in  der  Vereinfachung  seiner  Voraussetzun- 
gen zu  kühn  gewesen  und  hat  dadurch  seinen  Resultaten  die  sichere 
Grundlage  der  Thatsachen  entzogen. 

Betrachten  wir  zunächst  die  "Werttheorie,  welche  Rodbertus  in 
der  vorliegenden  Schrift  (S.  7  ff.)  eingehender ,  als  in  seinen  früheren 
Darlegungen ,  zn  begründen  sucht.  Er  geht  nicht  ganz  so  weit ,  wie 
Marx,  in  der  Zurückführung  des  Wertes  auf  das  Quantum  der  in  den 
Gütern  enthaltenen  (gesellschaftlich  notwendigen)  Arbeit.  Er  gibt  zu,  dafs 
in  dem  gegenwärtigen  sich  selbst  überlassenen  Verkehr  der  Marktwert 
auch  der  fertigen  Güter  nicht  genau  mit  dem  nach  Arbeit  bemessenen 
oder  dem  —  nach  seiner  Auffassung  —  normalen  Wert  zusammenfalle, 
aber  er  behauptet,  dafs  der  Marktwert  fortwährend  nach  jenem  normalen 
Wert  gravitire  und  sich  immer  in  derselben  Richtung  und  in  dem  ent- 
sprechenden Verhältnis  ändere,  wie  sich  die  Kostenarbeit  des  Gutes  ver- 
ändere. Wenn  für  die  Herstellung  der  gleichen  Qualität  einer  fertigen 
Ware  früher  10,  später  in  Folge  der  steigenden  Produktivität  der  Arbeit 
nur  8,  6,  4,  2  Arbeiter  nötig  waren,  so  sollen  die  relativen  Marktwerte 
im  gegenwärtigen  Verkehr  immer  um  die  den  angeführten  Produktivi- 
tätsstufen entsprechenden  Zahlen  oscillieren,  so  dafs  z.  B.  statt  8  zuweilen 
einmal  9,  zuweilen  aber  auch  7  herauskommen,  immer  aber  die  Tendenz 
auf  8  zu  bestehe. 

Bei  dem  Versuche,  diese  Behauptung  zu  beweisen,  läfst  Rodber- 
tus aber  die  wichtige  Thatsache  aufser  Acht,  dafs  die  Verminderung  der 
Arbeiterzahl  gerade  bei  den  wichtigsten  Fortschritten  der  modernen  In- 
dustrie mit  einer  bedeutenden  Vermehrung  des  durch  grofse  Betriebs- 
anlagen, Maschinen  u.  s.  w.  repräsentierten  stehenden  Kapitals  verbunden 
war.  Die  Arbeiter  sind  also  teilweise  durch  Maschinen  ersetzt  worden, 
und  das  in  die  Maschinen  gesteckte  Kapital  verlangt  einen  Gewinn  nach 
demselben  Fufse,    wie    das    für   Rohstoffe    und    Arbeitslöhne    verausgabte. 

Angenommen,  ein  Unternehmer  habe  früher  in  einem  durch  hausindu- 
strielle Handarbeit  betriebenen  Produktionszweige  100  Arbeiter  beschäftigt, 
die  im  Jahre  100  000  M.  Lohn  erhalten  und  für  100  000  M.  vom  Unter- 
nehmer gelieferten  Rohstoff  verarbeitet  hätten. 

Die  Zeit  von  dem  Beginne  der  Arbeit  bis  zum  Eingehen  des  Preises 
für  das  abgesetzte  Produkt  soll  ein  halbes  Jahr  betragen;  der  Unterneh- 
mer wird  daher  wegen  des  doppelten  Umschlags  in  jedem  Jahre  nicht 
200  000  M.,  sondern  nur  100  000  M.  fortwährend  in  dem  Geschäfte  stecken 
haben ,  und  wenn  der  durchschnittliche  übliche  Gewinnsatz  zehn  Prozent 
des  Kapitals  beträgt,  so  bringt  ihm  sein  Unternehmen  10  000  M.  ein. 
Der  normale  Marktwert  der  Warenmenge  M,  die  in  einem  Jahre  produziert 
wird,  würde  sich  also  nach  den  bestehenden  Gesetzen  der  Preisbildung  auf 
210  000  M.  stellen. 
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Nun  werde  eine  mit  Maschinen  auBpestattete  Fabrik  angelegt,  in  wel- 
cher die  I'roduktonraeiige  M  jährlich  nicht  von  100,  Hondern  Hchon  von 
20  Arbeitern  geliefert  wird.  Das  auf  diese  20  Arbeiter  entfallende  An- 
lagekapital für  Grundstücke,  Oebäude,  Maschinen  u.  b.  w.  betrage  200  000  M. 
Wenn  die  Löhne,  die  Umschlagsgeschwindigkeit  und  der  Kapitalgewinn- 
satz  ungtändcrt  bleiben,  so  stellt  sich  der  Gewinn  des  Unteriiehmers  bei 
((iiieni  (iesamtkapital  von  260  000  M.  jetzt  auf  jährlich  26  000  M.  für  20 
unmittelbar  bcKchäftigte  Arbeiter.  Aufserdem  aber  ist  auch  ein  Teil  der 
Arbeit  in  Anrechnung  zu  bringen  ,  die  als  „vorgethan"  in  den  stehenden 
Anlagen  und  Maschinen  steckt.  Machen  wir  die  für  Kodbertus  über- 
trieben günstige  Annahme,  dafs  die  200  000  M.  Anlagekapital  ausschliefs- 
lich  Löhne  repräsentieren  und  demnach  dem  Jahresprodukt  von  200  Ar- 
beitern entsprechen,  indem  wir  den  einzelnen  Jahreslohn  immer  zu  rund 
1000  M.  annehmen.  Wenn  sich  nun  die  Anlage  jährlich  um  '|,o  ab- 
nutzt, so  entspricht  die  „vorgethane"  Arbeit  einer  laufenden  Mitwirkung 
von  noch  zehn  Arbeitern ;  andererseits  aber  wird  der  Unternehmer  auch 
jährlich  10  000  M.  für  Amortisation  in  Anschlag  bringen,  und  wir  wollen 
annehmen ,  dafs  er  diese  Summe  am  Ende  eines  jeden  Jahres  aufwende, 
um  die  Anlage  dauernd  in  gleichem  Stande  zu  erhalten.  Betrachten  -wir 
nun,  um  kompliziertere  Rechnungen  zu  vermeiden ,  nur  die  Verhältnisse 
des  ersten  Jahres,  so  wird  also  der  normale  Marktwert  der  Produkten- 
menge M  jetzt  betragen  100  000  (für  Rohstoffe)  +  20  000  -|-  10  000  -f- 
26  000  =  156  000  M. ;  bei  einer  teils  unmittelbaren,  teils  mittelbaren  Ver- 
wendung von  30  Arbeitern  für  die  Fabrikation.  Wir  wollen  nun  wie- 
derum die  übertriebene,  für  Rodbertus  bei  weitem  zu  günstige  An- 
nahme machen ,  dafs  die  Ausgaben  für  den  Rohstoff  nur  Löhne  darstel- 
len, so  dafs  also  für  die  Rohstoifproduktion  in  den  beiden  betrachteten 
Fällen  noch   100  Arbeiter  ein  Jahr  lang  mitgewirkt  hätten. 

Es  haben  demnach  in  der  ersten  Periode  200  Arbeiter  in  einem 
Jahre  das  Produkt  M  geschaffen ,  dessen  normaler  Marktwert  *)  damals 
210  000  M.  betrug.  Nach  Einführung  der  Maschinenarbeit  aber  wird 
dasselbe  Produkt  von  130  Arbeitern  hergestellt  und  sein  Marktwert  sinkt 
auf  156  000  M.  Während  sich  also  die  Arbeiterzahl  um  35  Proz.  ver- 
mindert hat,  ist  der  normale  Marktwert  nur  um  26  Proz.  zurückgegan- 
gen. In  Wirklichkeit  würde  die  Differenz  noch  gröfser  sein,  da  die 
100  000  M.  Rohstoffkosten  nicht  nur  Löhne,  sondern  auch  Kapitalgewinn 
und  Grundrente  einschliefsen,  so  dafs  also  nicht  100,  sondern  eine  gerin- 
gere Anzahl  von  Arbeitern  den  Rohstoff  produziert  haben.  Hätte  die- 
selbe z.  B.  80  betragen ,  so  schlöfse  die  Produktenmenge  M  im  ersten 
Falle  die  Jahresarbeit  von  180,  im  zweiten  die  von  110  Arbeitern  ein; 
die  Arbeit  wäre  dann  also  um  39  Proz.  gesunken,  während  die  Preisver- 
minderung auch  jetzt  nur  26  Proz.  beträgt. 

Rodbertus  nimmt  übrigens  auch  an,  d^fs  die  Steigerung  der  Pro- 
duktivität sich  gleichmäfsig  auf  alle  Produktionsabschnitte  erstrecke,  also 
auch  auf  die  Rohproduktion.     Aber  dies  stimmt  wieder  mit  der  Wirklich- 


1)    Gegen    welchen    der    empirische  Marktwert    so  gravitiert,    wie    es  Rodbertus 
irriger  Weise  in  Bezug  auf  den  normalen  Wert  in  seinem  Sinne  annimmt. 
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k  eit  nicht  überein.  Wenn  man  z.  B.  in  der  Leinenindustrie  zur  mecha- 
nischen Spinnerei  und  Weberei  übergeht,  so  liegt  darin  gar  kein  Grund, 
dafs  auch  im  Flachsbau  mit  gleicher  Arbeit  mehr  Produkt  gewonnen  wer- 
den könne.  Überhaupt  wird  es  bei  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
wie  beim  Bergbau  ganz  gewifs  einen  Punkt  geben ,  von  welchem  ab  die 
Produktivität  der  Arbeit  nicht  mehr  gesteigert  werden  kann,  sondern  ge- 
radezu abnimmt  (s.  unten).  In  der  Hegel  wird  man  übrigens  finden,  dafs 
auch  die  Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit  in  Landwirtschaft 
und  Bergbau  mit  mehr  oder  weniger  bedeutenden  stehenden  Kapital- 
anlagen (für  Drainage ,  Wasserhaltung  u.  s.  w.)  zusammengeht ,  so  dafs 
also  die  obigen  Betrachtungen  auch  hier  unmittelbar  anwendbar  sind. 
Man  kann  überhaupt  die  einzelnen  Produktionsabschnitte,  welche  ein  Gut 
bis  zu  seinem  definitiven  Absatz  zu  durchlaufen  hat  (Rohproduktion,  Halb- 
fabrikation, Fabrikation,  Transport  und  Handel),  nach  dem  obigen  Schema 
jede  für  sich  behandeln,  indem  man  untersucht,  wie  sich  die  Arbeit,  die 
für  den  speziellen  zusätzlichen  Produktionsanteil  einer  jeden  Stufe  erfor- 
derlich ist,  bei  einer  Veränderung  der  Produktivität  derselben  auf  dieser 
Stufe  zu  dem  Marktwerte  des  zusätzlichen  Produktionsanteils  verhält. 

Es  ist  also  dann  der  Materialwert ,  der  in  die  betreffende  Produk- 
tionsstufe eintritt,  sowie  auch  die  demselben  entsprechende  Arbeit  auszu- 
scheiden. 

In  unserem  obigen  Beispiele  würde  sich  also  der  Mai'ktwert  des  zu- 
sätzlichen Produktionsanteils  der  Fabrikationsstufe  von  den  ursprünglichen 
110  000  M.  in  der  zweiten  Periode  in  56  000  M.  verwandelt  haben,  wäh- 
rend die  aufgewandte  Arbeit  sich  im  Verhältnis  von  100  zu  30  vermin- 
dert hätte.  Einer  Herabsetzung  des  Arbeitsaufwandes  auf  weniger  als 
ein  Drittel  hätte  also  eine  Verminderung  des  Marktwertes  des  speziellen 
Produktes  dieser  Stufe  um  weniger  als  die  Hälfte  entsprochen.  Bei  sol- 
chen Teilprodukten  kann  also  vollends  nicht  von  einer  auch  nur  ange- 
näherten Proportionalität  zwischen  ihrer  Kostenarbeit  und  ihrem  Markt- 
werte die  Rede  sein.  Bestimmt  man  nun,  wenn  sich  die  Produktivität 
der  Arbeit  auf  den  einzelnen  Stufen  in  verschiedener  Weise,  positiv  oder 
auch  negativ  geändert  hat,  die  anfänglichen  und  die  neuen  normalen 
Marktwerte  der  Teilprodukte  nach  den  gegebenen  Bedingungen  und 
addiert  die  beiden  Reihen  dieser  Summanden,  so  erhält  man  die  Gesamt- 
werte des  fertigen  Produktes  in  den  beiden  Fällen  ,  und  man  wird  dann 
die  Gesamtgröfse  der  aufgewendeten  Arbeit  bei  der  frühereu  und  der 
späteren  Produktionsart  mit  denselben  vergleichen  können.  Wenn  sich 
hier  eine  annähernde  Proportionalität  zwischen  Marktwert  und  Kosten- 
arbeit herausstellen  sollte,  so  könnte  dies  nur  ein  Ausnahmefall  sein,  der 
durch  zufällige  Ausgleichungen  bei  der  Bildung  der  Gesamtwerte  entstan- 
den wäre.  Im  allgemeinen  dagegen  wird  stets  eine  Abweichung  von  jener 
Proportionalität  stattfinden,  die  um  so  gröfser  ist,  je  mehr  die  Vermin- 
derung der  Arbeiterzahl,  die  für  die  Gewinnung  der  gleichen  Produkten- 
menge erforderlich  ist,  eine  Vergröfserung  der  stehenden  Kapitalan- 
lage bedingt. 

Rodbertus  gibt  nun  allerdings  selbst  zu  (S.  11),  dafs  wegen  der 
bestehenden  Tendenz    zur  Gleichheit    des    Kapitalgewinnes    der   Wert  der 
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Teilprodukte  in  den  einzelnen  ProduktionsabHchnitten,  die  ein  Gut  bis  zu 
Heiner  Vollendung  zu  durchlaufen  habe,  der  Hpeziellen  Kostenarbeit  dur- 
Helben  nicht  entspreche,  weil  eben  jeder  Mitproduzent,  der  dun  niichst- 
vorh(!rgelu;nd(;  Trüprodukt  als  Material  übernimrat,  auf  dieses  Material 
sich  Kapital  berechnen  werde  und  dieser  'l'eil  des  Unternehnjerkapitals 
wegen  der  fortschreitenden  Vollendung  des  Produktes  auf  den  einander 
folgenden  Stufen  einen  immer  gröfseren  Wert  besitze.  Dagegen  will  er 
für  das  fertige  Gut  seine  These  aufrecht  erhalten  und  behauptet  dem- 
nach auch,  dafs  der  nach  Arbeit  bemessene  Wert  desselben  im  (ianzen 
hinreiche,  um  die  Summe  der  auf  allen  Produktiousstufen  dieses  Gutes 
heute  abfallenden  Renten  (Grundrenten  und  Kapitalgewinne)  zusam- 
men g  e  n  o  m  m  c;  n  abzuwerfen.  Aber  auch  in  dieser  lieschrünkung  ist 
der  Satz  von  der  Gleichheit  des  Wertes  und  der  Kostenarbeit  nicht  halt- 
bar. Gerade  wie  für  die  Teilprodukte  in  den  einzelnen  Produktious- 
abschuitten  desselben  Gutes  bei  Vermehrung  des  stehenden  Kapitals  die 
Veränderung  dos  Marktwertes  nicht  mit  der  aufgewendeten  Arbeit  paral- 
lel geht ,  so  ergibt  sich  dasselbe  auch  bei  der  Vergleichung  zweier  ver- 
schiedener fertiger  Güter,  bei  deren  Herstellung  auf  eine  gleiche  Arbeits- 
gröfse  verschiedene  Kapitalgröfsen  kommen,  wie  das  im  allgemeinen  für 
alle  einander  nicht  ganz  nahe  stehende  Güterarten   der  Fall  ist. 

Die  Gröfse  der  „Ausbeulung"  der  Arbeit  in  einem  Unternehmen  ist 
offenbar  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  der  Zahl  der  be- 
schäftigten Arbeiter,  sondern  der  Gröfse  des  engagierten  Kapitals  propor- 
tional. In  einem  Unternehmen,  welches  in  Folge  der  besonderen  Natur 
seiner  Erzeugnisse,  rasch  zu  produzieren  und  Absatz  zu  finden,  also  sein 
Betriebskapital  mehrmals  im  Jahre  umzusetzen  vermag  und  überdies  auch 
nur  wenig  stehendes  Kapital  bedarf,  kann  eine  gröfse  Anzahl  Arbeiter 
beschäftigt  und  jährlich  eine  gröfse  Masse  Produkt  geliefert  werden,  wäh- 
rend für  den  Unternehmer  nur  ein  dem  verhältnismäfsig  kleineu  Kapital 
entsprechender  Gewinn  abfällt,  der  im  Vergleich  mit  der  jährlich  an  Löh- 
nen gezahlten  Summe  klein  erscheint.  Die  Kate  der  „Ausbeutung"  ist 
also  in  diesem  Falle  eine  niedrige;  dagegen  kann  sie  gleichzeitig  nach 
sozialistischer  Anschauung  sehr  hoch  stehen  in  anderen  Unternehmungen, 
welche  ihr  Betriebskapital  nur  langsam  umsetzen  und  mit  einem  grofseu 
stehenden  Kapital  arbeiten.  Der  Zusatz  ist  jedoch  in  allen  Fällen  der- 
selbe, weil  dieser  sich  nach  einem  absoluten  Mafsstab  und  nicht  als  Quote 
des   Produkts  bestimmt  ^). 

Aber,  sagt  Rodbertus,  wenn  der  Wert  sich  nicht  nach  der  Ko- 
stenarbeit bestimmt  und  diese  letztere  zur  Bildung  der  Kapitalrente  nicht 
genügt,  wie  kann  denn  überhaupt  Kapitalrente  durch  einen  blofsen  Zu- 
schlag zum  Produktwert  erzielt  werden  ?  Ein  solcher  Wertzuschlag 
könnte  allerdings  dem  einzelneu  Unternehmer  Gewinn  bringen,  sobald  er 
aber,  wie  es  unter  der  obigen  Voraussetzung  der  Fall  sein  müfste,  allge- 
mein für  die  Produkte  aller  Unternehmer  stattfände,  würde  sich  die  Wir- 


1)  Auch  Zuns  (Einiges  über  Rodbertus,  Berl.  1883)  stützt  seine  Kritik  gegen 
die  Wert-  und  Grundrenteulehre  Kodbertus  hauptsächlich  darauf,  dafs  derselbe  das 
stehende  Kapital  und  das  Zeitmoment  nicht  berücksichtigt. 


Litteratur.  467 

kung  im  Ganzen  aufheben  und  eine  reelle  Kapitalrente  nicht  hervortre- 
ten. Wenn  Rodbertus  hieran  weiter  die  Bemerkung  knüpft,  dafs  der 
objektive  Entstehungsgrund  der  Eente  nicht  im  Werte,  sondern  in  der 
Produktivität  zu  suchen  sei,  so  wird  man  dieselbe  als  unbedingt  richtig 
anerkennen  müssen.  Aber  eben  deswegen  hätte  er,  wie  auch  Marx,  es 
aufgeben  sollen,  die  Kapitalrente  unmittelbar  aus  der  Art  der  Bildung 
des  Marktwertes  der  einzelnen  Waren  abzuleiten.  Wie  die  Unterneh- 
mer als  Besitzer  der  Produkte  ihre  Preise  kalkulieren ,  ist  für  den  sach- 
lichen Inhalt  des  Lohnes,  sofern  derselbe  nur  den  notwendigen  Lebens- 
unterhalt gewährt,  gleichgiltig.  Werden  durch  die  rechnuugsmäfsigen 
Gewinnzuschläge  der  Unternehmer  notwendige  Lebensbedürfnisse  ver- 
teuert, so  mufs  sich  auch  der  Nominalwert  des  Lohnes  entsprechend  höher 
stellen  und  jene  Zuschläge  werden  also  thatsächlich  vom  Kapital  getra- 
gen. Die  Verteuerung  der  Luxusgegenstände  aber  fällt  von  vornherein 
auf  die  das  Kapital  und  den  Grundbesitz  repräsentierenden  wohlhabenden 
Klassen  zurück.  Aber  wenn  durch  die  rechnungsmäfsigen  Zuschläge  die 
Beuten  der  Kapitalisten  und  Grundbesitzer  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  ver- 
mehrt werden ,  so  spielen  sie  doch  eine  wichtige  Bolle  als  Abrech- 
nungsmittel innerhalb  des  Kreises  der  Bentenbezieher, 
indem  durch  ihre  Vermittlung  bewirkt  wird ,  dafs  die  Anteile  der  Ein- 
zelnen sich  nicht  nach  der  Gröfse  der  beschäftigten  Arbeit,  sondern  nach 
Mafsgabe  des  in  Dienst  gestellten  Kapitals  und  Grundbesitzes  bestimmen. 
Der  Prozefs  ist  also   folgender : 

Der  reelle  Grund  der  Beuten  liegt  darin,  dafs  die  Unternehmer  die 
Arbeit  nach  ihrem  Marktwerte,  der  dem  landesüblichen  nothwendigeu 
Unterhalt  nahe  bleibt,  ankaufen ,  ihrerseits  aber  die  Produkte  als  Eigen- 
tum erhalten,  in  denen  der  Leistungswert  der  Arbeit  enthalten  ist. 
Je  höher  die  Produktivität  der  Arbeit  steigt,  um  so  gröfser  ist  der  Un- 
terschied zwischen  dem  Marktwert  und  dem  Leistungswert  derselben,  und 
zwar  der  Sache  nach  unabhängig  von  der  Nominalbestimmung  des  Wertes. 
Betrachtet  man  also  die  Gesamtmasse  des  produzierten  fertigen  Gutes 
einerseits  und  die  Gesamtmasse  der  daraus  den  Arbeitern  zufallenden 
Lohngüter  andererseits ,  und  berechnet  die  Nominalwerte  beider  Massen 
auf  die  übliche  Art,  so  stellt  die  erstere  den  gesamten  Leistungswert,  die 
letztere  den  gesamten  Marktwert  der  Arbeit  und  die  Differenz  den  Mehr- 
wert dar,  welchen  die  Arbeiter  produzieren  müssen,  um  den  Unternehmern 
ihre  Beute  zu  verschaffen  i).  Der  e  i  n  z  ein  e  Unternehmer  jedoch  erhält 
keineswegs  gerade  den  Teil  des  gesamten  Mehrwertes ,  den  die  Arbeit  in 
seinem  speziellen  Geschäftsbetriebe  erzeugt,  sondern  der  eine  erhält  we- 
niger ,  der  andere  mehr ,  indem  sich  die  Gesamtheit  des  Mehrwertes  auf 
die  einzelneu  nach  dem  von  ihnen  gestellten  Kapitalwcrt  verteilt, 
wobei  auch  die  Grundstücke,  was  noch  näher  zu  betrachten  ist,  als  Ka- 
pitalwerte von  gewisser  Gröfse  mitgerechnet  werden. 


1)  Die  Vergütung  für  die  Unternehmer ,  die  wirklich  technisch  und  leitend  bei  der 
Produktion  mitarbeiten,  ist  natürlich  von  der  lediglich  durch  den  Besitz  bedingten  Rente 
zu  unterscheiden  und  in  den  Gesamtwert  der  Arbeit  mit  einzurechnen.  Es  ist  durch- 
aus unstatthaft,  wenn  Rodbertus  nur  die  materielle  Arbeit  als  Kostenarbeit  be- 
rechnen will. 
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Jeder  Unternehmer  also,  der  an  der  Erzeugung;  eiueb  Gutes  in  irgend 
einen»  ProduktionKubHchnitte  teilt^ciioninuii  liat ,  hucht  einen  Zuschlag  zu 
dem  Murkt\v('rt  der  von  ihm  bt.Hohaftif^kii  Arbeit ,  d.  Ii.  zu  der  von 
ifim  bezahlten  LohnHumnu;  zu  machen.  Kh  gelingt  ihm  <li(  h  in  gröfserem 
oder  g(!ringerem  Mal'se,  denn  wahrend  er  für  ßcincn  Teil  immer  möglichst 
viel  zuzuöchlagen  suclit,  wird  ihm  durch  die  Konkurrenz  der  übrigen  Uu- 
Icrtu  hmcr  entgegengcarbeitel  und  ein  GleicligewichtbZUBtand  tritt  eret  ein, 
wenn  der  WertiiberscliufH,  den  der  einzelne  Unternehmer  für  sich  behält, 
in  einem  für  alle  annähernd  gleichen  Verhältnis  zu  dem  K  af)  i  tal  werte 
eine«  jeden  stellt.  Die  Marktwerte  der  einzelnen  Güterarten  wie  auch 
der  Arbeit  bestimmen  sich  also,  indem  sie  diese  (ileichgewichtslage  auf- 
sudien  ,  um  welche  sie  dann  mit  meistens  nur  kleinen  Aussehlägen  oseil- 
lieriii.  Bezeichnen  wir  nun  den  so  resultierenden  Marktwert  des  gesam- 
ten Jahreserzeugnisses  irgend  eines  Gutes  mit  a-|-ß,  wo  a  die  Summe 
der  in  allen  Produktionsabsehnitten  desselben  gezahlten  Löhne  und  a  die 
Summe  der  von  den  Unternehmern  nach  Mafsgabe  ihres  Kapitalwertes 
durcligesetzten  Wertzuschläge  bedeutet;  seien  ferner  b-4-^,  c-\-y,  (i-\-S 
u.  s.  w.  die  ähnlich  zerlegten  Marktwerte  der  Jahreserzeugnisse  aller  übri- 
gen Güter:  so  wird  also  das  gesaramte  jährliche  Nationalprodukt  durch 
a-\-ct-\-h-{-ß-\-c-\-Y~\~^^~\~^~h---  dargestellt  und  dieses  ist  zugleich 
der  Ausdruck  des  Leistungswertes  der  gesamten  nationalen  Arbeit.  Aus 
der  (jTÜtermasse  nun,  für  welche  sich  dieser  Wert  gebildet  hat,  erhalten 
die  Arbeiter  einen  nach  ihren  konkreten  Bedürfnissen  ausgewählten  An- 
teil im  Gesammtwerte  von  a -|- b -|- c -f- d  etc.,  welche  ISumme  den 
Marktwert  der  Arbeit  darstellt.  Die  Unternehmer  wählen  sich  aus  der 
Gesamtmasse  Güter  im  Werte  von  a  -\-  ß  -\-  y  -\-  6  etc.  aus,  teils  gewöhn- 
liche, teils  Luxusgegeustände,  die  den  Arbeitern  gar  nicht  zugänglich  sind. 
Diese  letztere  Summe  bildet  den  Mehrwert,  den  die  Arbeit  über  ihren 
eigenen  gesamten  Marktwert  hinaus  erzeugt  und  der  im  Verhältnis  zu 
dem  letzteren  um  so  gröfser  wird ,  je  mehr  die  Produktivität  der  Arbeit 
steigt.  Das  Verhältnis  der  einzelnen  a,  ß,  y,  ö  u.  s.  w.  zu  den  entspre- 
chenden Gröfsen  a,  b,  c,  d  u.  s.  w.  aber  ist  ein  sehr  verschiedenes  und 
mit  den  Produktionsmethodeu  veränderliches. 

Die  Wertlehre  von  Rodbertus  und  Marx  gilt  also  nicht  für  die 
Wertbestimmung  der  einzelnen  Güter,  sondern  nur  für  das  Nationalpro- 
dukt im  ganzen  betrachtet.  Auf  diesem  Standpunkte  verschwindet  frei- 
lich ihre  ursprüngliche  theoretische,  aber  es  bleibt  ihre  praktische  Be- 
deutung. Wenn  man  das  Nationalprodukt  äquivalent  setzt  mit  der  Summe 
der  menschlichen  Thätigkeit,  die  es  geschaflPeu  hat,  so  ist  dies  eine  nahe- 
liegende Gleichung  zwischen  Ursache  und  Wirkung.  Andererseits  aber  kann 
die  als  Ursache  thätig  gewesene  Arbeitskraft  wieder  als  Wirkung  betrachtet 
werden,  deren  phjsiologische  Ursache  in  den  Nahrungs-  und  Unterhal- 
tungsmittelu  liegt,  welche  die  Arbeiter  zur  Erhaltung  ihrer  Existenz  und 
ihrer  Kraft  aufwenden.  So  entstehen  zwei  verschiedene  Wertgleichungen 
der  Arbeit,  die  um  so  weiter  von  einander  abweichen,  je  höher  die  Pro- 
duktivität der  Arbeit  steigt,  wenn  die  Arbeiter  durch  ihre  Kapitallosig- 
keit  genötigt  sind,   sich  mit  dem  notdürftigen  Lebensunterhalt  zu  begnügen. 

Wenn    nun    aber    bei    der  bestehenden  wirtschaftlichen  Ordnung  der 
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Marktwert  der  einzelnen  Güterarten,  aus  denen  sich  das  Nationalpro- 
dukt zusammensetzt,  wie  auch  der  der  Teilprodukte  auf  den  einzelnen 
Fabrikationsstufen  sich  nicht  einmal  der  Tendenz  nach  der  Kostenarbeit 
gleichstellt,  so  ist  auch  der  Eo  dbertus' sehen  Grundrententheorie 
der  Boden  entzogen.  Es  ist  einigermafsen  auffallend,  dafs  er  dieselbe  in 
der  vorliegenden  Schrift  noch  aufrecht  erhält,  nachdem  er  unmittelbar 
vorher  zugestanden,  dafs  der  Wert  der  Teilprodukte  in  den  Produktions- 
abschnitten eines  Gutes  sich  nicht  nach  der  Arbeit  bemifst.  Denn  bei 
der  Ableitung  seiner  Eeutenlehre  hat  er  ausdrücklich  vorausgesetzt,  dafs 
der  Wert  sowohl  des  Rohprodukts  wie  des  zusätzlichen  Fabrikationspro- 
dukts durch  die  Kostenarbeit  bestimmt  wird.  Nur  unter  dieser  Voraus- 
setzung gilt  seine  weitere  Schlufsfolgerung :  die  Rentenanteile  des  Fabri- 
kanten und  des  Rohstoffproduzenten  verhalten  sich  wie  die  von  beiden 
verwerteten  Arbeitsgröfsen;  sind  dieselben  gleich,  so  berechnet  der  Fa- 
brikant prozentmäfsig  seinen  Gewinn  auf  ein  Kapital ,  welches  gleich  ist 
der  von  ihm  gezahlten  Lohnsumme  und  dem  Werte  des  gelieferten  Roh- 
produktes; der  Landwirt  dagegen,  der  kein  Rohmaterial  anzuschaffen 
braucht,  bezieht  eben  deswegen  die  gleiche  absolute  Gewinngröfse  auf  ein 
kleineres  Kapital,  der  prozentmäfsige  Gewinnsatz  erscheint  daher  bei  ihm 
gröfser  als  der  normale  Kapitalgewinn  und  der  so  sich  herausstellende 
überschüssige  Gewinn  ist  eben  die  Grundrente. 

Man  könnte  gegen  diese  Theorie  zunächst  einwenden ,  dafs  auch  die 
Landwirtschaft  Rohmaterial  gebraucht.  Denn  das  Saatgut,  das  Viehfutter, 
der  Dünger  sind  Stoffe ,  die  den  verkäuflichen  Produkten  gegenüber  die 
Bedeutung  von  Rohstoffen  haben.  Ob  sie  auf  dem  Gute  selbst  erzeugt 
oder  gekauft  werden ,  ist  gleichgiltig  ,  denn  auch  im  ersteren  Falle  mufs 
der  Wert  dieser  Stoffe  als  Kapital  in  Anrechnung  gebracht  werden ,  da 
man  sie  ja  hätte  verkaufen  und  den  Erlös  anderweitig  gewinnbringend  an- 
legen können.  Überhaupt  rechtfertigt  nichts  die  allgemeine  Annahme,  dafs 
in  der  Fabrikation  auf  jeden  Arbeiter  ein  gröfseres  Kapital  komme ,  als 
in  der  Landwirtschaft.  Denn  der  etwaige  Überschufs  des  Materialbedarfs 
in  der  ersteren  kann  ausgeglichen  werden  durch  gröfseres  stehendes  Ka- 
pital in  der  letzteren,  zu  welchem  namentlich  das  in  den  Boden  gesteckte 
Meliorationskapital  gehört.  Auch  ist  die  langsame  Bewegung  des  umlau- 
fenden Kapitals  in  der  Landwirtschaft  in  Anschlag  zu  bringen.  Man 
könnte  ferner  auch  gegen  Rodbertus  geltend  macheu,  dafs  der  Weber 
wertvolleres  Material  verwendet,  als  der  Spinner ,  und  dafs  also  für  den 
letzteren  auf  ähnliche  Weise  eine  besondere  Rente  berechnet  werden 
könnte,  wie  für  den  Flachs-  oder  Baumwollproduzenten. 

Aber  es  genügt,  zu  wiederholen,  dass  der  den  Unternehmern  zufallende 
Teil  des  nationalen  Gesamtproduktes  sich  nicht  nach  der  Zahl  der  von 
den  einzelnen  beschäftigten  Arbeiter,  sondern  nach  dem  von  jedem  ge- 
stellten gesamten  Kapitalwerte  verteilt.  Rodbertus  hat  selbst  schon  in 
seinem  dritten  sozialen  Briefe  gesagt,  dafs  die  nach  seiner  Theorie  ge- 
dachte Grundrente  ganz  absorbiert  werden  könne ,  wenn  der  Wert  des 
Rohproduktes  unter  die  Kostenarbeit  falle.  In  einem  solchen  Sinken 
des  Wertes  der  Rohprodukte  sieht  er  aber  etwas  Abnormes  und  er 
nimmt  auch  an ,  dafs  derselbe  infolge  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
bald  auf  die  normale  Höhe  —   der  Kostenarbeit  d.  h.  dem  Leistungswert 
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der  aufgewandt  n  Arlicit  cntHprcclicnd  —  btcigcn  werde.  Aber  der  11  o  d- 
b  o  rtu  8 'kcHi:  Normiilwcrt  ißt  eben,  wie  oben  gezeigt  worden,  nicht  der 
wirkli(;be  normale  Marktwert,  und  der  letztere  kann  für  ein  beHtinirateB 
Erzeugnis  recht  wohl  mehr  oder  weniger  tief  unter  dem  ersteren  stehen, 
ohne  dafs  der  Unternehmer,  gleichviel  ob  er  Fabrikant  oder  Kolihtoflpro- 
duzent  sein  mag,  sich  deHlialb  in  einer  abnormen,  unhaltbaren  Stellung 
befände.  Er  erhält  dann  ja  noch  immer  vollen  Ersatz  de»  Marktwer- 
tes der  von  ihm  verwendeten  Arbeit  und  Beiner  sonstigen  Auslagen  und 
aufserdem   einen   seinem   Kapitalwert  ent8]»rechenden   Gewinn. 

Wenn  über  der  Preis  der  Bodenprodukte  lediglich  infolge  der  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  auf  einen  höheren  Marktwert  steigt  und  nun 
den  Rodb  er  tus'Bchen  Normalwcrt  erreicht,  so  hat  er  schon  den  Charak- 
ter eines  Monopolwertes,  der  für  die  Grundbesitzer  eine  Rente  abwirft, 
weil  sie  über  ein  in  beschränkter  Menge  vorhandenes  Produktionsmittel 
zu  ihrem  Vorteil  ausscliliefslich  verfügen  können.  Dieses  monopolistische 
Element  wird  also  nicht  etwa,  wie  Kodbertus  behauptet  (S.  32),  erat 
dann  auftreten  können,  wenn  der  Normalwert  in  seinem  Sinne  über- 
schritt (in   wird. 

Die  letzte  Ursache  der  Grundrente  liegt  allerdings  wieder  in  der 
Produktivität  der  Arbeit,  in  der  Thatsache,  dafs  die  landwirtschaftliche 
Arbeit  mehr  produziert,  als  die  Arbeiter  zur  Erhaltung  ihres  Lebens  ver- 
zehren. Dieser  Produktionsüberschufs  ist  es,  den  die  landwirtschaftlichen 
Unternehmer  —  nicht  etwa  unmittelbar  als  Grundrente  beziehen  —  son- 
dern in  die  Gesamtmasse  des  Mehrproduktes  einwerfen ,  welche  die  ganze 
Unternehmer  kl  ass  e  für  sich  behält  und  nach  den  Kapitalwerten  der 
einzelnen  repartiert.  Die  volkswirtschaftliche  Grundrente,  die  Differenz 
zwischen  dem  Leistungswert  und  dem  Marktwert  der  gesamten  land- 
wirtschaftlichen Arbeit  ist  also  von  der  Summe  der  privatwirtschaft- 
lichen Grundrenten  der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  wohl  zu  unter- 
scheiden. Die  Gröfse  der  letzteren  hängt  wesentlich  mit  von  dem  Markt- 
werte der  Bodenprodukte  ab.  Dieser  Marktwert  aber  wird  um  so  mehr 
steigen,  je  mehr  es  dem  Grundbesitzer  gelingt,  neben  seinem  eigentlichen 
Kapital  auch  seinen  Grundbesitz  als  Kapitalwert  und  folglich  als 
mitbestimmenden  Faktor  bei  der  Verteilung  des  Gesamtanteils  der  Unter- 
uehmerklasse  in  Ansatz  zu  bringen.  Wie  erhält  nun  der  Boden  Kapital- 
wert und  damit  zugleich  einen  Preis? 

Man  könnte  zunächst  darauf  hinweisen ,  dafs  der  Grund  und  Boden 
nicht  nur  ein  Produktionsmittel ,  sondern  auch  ein  unmittelbares  Ge- 
brauchsgut ist,  das  zur  Befriedigung  des  unabweislichen  Platz-  und  Woh- 
nungsbedürfnisses der  Menschen  dient.  Da  nun  in  jedem  okkupierten 
Kulturgebiet  der  Boden  und  somit  die  Konkurrenz  des  Angebots  desselben 
beschränkt  ist,  so  wird  jedes  für  irgend  einen  Zweck  verwendbare  Grund- 
stück auch  einen  Preis  haben,  und  kein  Eigentümer  wird  ein  Grundstück, 
auch  wenn  er  es  gegenwärtig  unbenutzt  liegen  lassen  mufs ,  einem  ande- 
ren umsonst  überlassen  wollen,  sondern  er  Avird  auf  eine  Verkaufsgelegen- 
heit in  der  Zukunft  warten.  Sehen  wir  indes  von  dem  unmittelbaren 
Gebrauchswert  und  dem  dadurch  bedingten  Verkehrswert  des  okkupierten 
Bodens  ab  und  betrachten  denselben  nur  als  Produktionsmittel  der  not- 
wendigsten Lebensbedürfnisse.     Es  ist  einleuchtend,  dafs  er  auch  als  sol- 
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ches  einen  Preis  erhalten  mufs ,  sobald  es  in  dem  betreffenden  Gebiet 
nicht  mehr  möglich  ist ,  konkurrenzfähigen  freien  Boden  unentgeltlich  in 
Besitz  zu  nehmen.  Wir  nehmen  dabei  zunächst  an ,  dafs  der  ganze  Bo- 
den des  begrenzten  Gebietes  von  gleicher  Güte  sei.  So  lange  unter  die- 
ser Voraussetzung  die  Okkupation  nicht  vollständig  ist,  haben  die  Grund- 
stücke noch  keinen  Kapitalwert  und  ihre  Besitzer  beziehen  keine  privat- 
wirtschaftliche Grundrente ,  sondern  haben  nur  vermöge  ihres  Kapitalbe- 
sitzes Anteil  an  der  Gesamtrente  der  Unternehmerklasse.  Ist  aber  kein 
freier  Boden  mehr  übrig  und  nimmt  die  Bevölkerung  weiter  zu,  so  ent- 
wickelt sich  die  privatwirtschaftliche  Grundrente.  Denn  es  ist  unzweifel- 
haft, wenigstens  von  einem  gewissen  Punkte  ab,  nicht  mehr  möglich,  den 
Ertrag  eines  begrenzten  Grundstückes  fortwährend  proportional  dem  auf- 
gewandten Kapital  zu  vermehren.  Die  Grundbesitzer  werden  also  dann 
im  Stande  sein ,  für  ihre  Produkte  Preise  aufrecht  zu  erhalten ,  in  denen 
aufser  ihrem  Kapitalgewinn  auch  noch  ein  weiterer  Zuschlag  zu  ihren 
Gunsten  enthalten  ist.  Auch  früher  allerdings  suchten  sie  ihre  Preise 
stets  so  hoch  wie  möglich  zu  stellen ,  aber  durch  die  fortwährend  neu 
hinzutretende  Konkurrenz  mit  gleichen  Produktionsbedingungen  wurde 
diese  Tendenz  niedergehalten. 

Bei  den  nunmehr  eingetretenen  Verhältnissen  des  Angebots  gegenüber 
der  zunehmenden  Nachfrage  wird  die  von  jedem  Grundbesitzer  erstrebte 
Preissteigerung  gelingen  und  soweit  gehen,  bis  ihr  durch  eine  neue  Kon- 
kurrenz, die  nur  bei  höheren  Preisen  möglich  ist,  z.  B.  durch  Zufuhr  von 
Getreide  aus  grofser  Entfernung,  Halt  geboten  wird.  Ist  der  Boden^  der 
zur  Befriedigung  der  Nachfrage  der  Bevölkerung  nach  Lebensmitteln  be- 
wirtschaftet werden  mufs,  von  verschiedener  Qualität,  so  erzielen  die  Besitzer 
der  besseren  Grundstücke  natürlich  höhere  Grundrenten ,  als  die  der  ge- 
ringeren ,  weil  sie  bei  geringeren  Produktionskosten  doch  den  allgemein 
geltenden  Marktpreis  für  ihre  Produkte  erhalten.  Jedoch  kann  auch  die 
niedrigste  der  benutzten  Bodenklassen  Grundrente  abwerfen ,  wenn  eben 
kein  freier  Boden   dieser  Gattung  mehr  vorhanden  ist. 

So  erhält  also  jedes  Grundstück  in  einem  vollständig  okkupierten  Ge- 
biete nach  seiner  individuellen  Natur  einen  besonderen  Kapitalwert,  d.  h. 
der  Besitzer  desselben  ist  im  Stande ,  zu  den  Selbstkosten  seiner  Erzeug- 
nisse, nachdem  er  bereits  seinen  eigentlichen  Kapitalgewinn  in  Rechnung 
gebracht,  noch  einen  gröfseren  oder  geringeren  Zuschlag  zu  maclieu,  ohne 
dafs  die  Konkurrenz  der  übrigen  Grundbesitzer  den  auf  diese  Art  zusam- 
mengesetzten Preis  herabdrückt.  Der  Entstehungsgrund  dieser  privatwirt- 
schaftlichen Grundrente  liegt  einfach  in  der  schliefslich  hervortretenden 
Monopolstellung  des  Grundbesitzes,  indem  sowohl  die  Grundstücke  der 
besseren  Klasse  wie  auch  in  einem  begrenzten  Kulturgebiete  der  Boden 
überhaupt  nur  in  einer  beschränkten  Ausdehnung  vorhanden  sind.  Ka- 
pitalisiert man  diese  Rente  für  ein  bestimmtes  Grundstück  nach  dem  für 
das  Kapital  bestehenden  durchschnittlichen  Gewinnsatze ,  so  erhält  man 
den  unmittelbaren  Ausdruck  des  hier  in  Betracht  kommenden  Kapitalwer- 
tes desselben,  der  allerdings  meistens  kleiner  sein  wird,  als  der  bei  einem 
Verkauf  zu  erlangende  Preis. 

Die  Grundrentenzuschläge,  welche  die  einzelnen  Besitzer  je  nacli  der 
Qualität   ihrer    Grundstücke    auf    den    Selbstkostenpreis    ihres    Produktes 
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ZU  lc{!;cn  vormöpen,  komnicn  für  den  r(;cll<:ii  Anteil  der  Arbeiter  an  dem 
geeaniten  Natioimlprodukt  niclit  in  IJetraehl,  wenn  wir  annehmen,  dafa 
dieser  Anteil  stet»  in  der  Höhe  de«  notwendigj-n  LehenKunterhaltea  bleibe. 
I)iir(h  jene  ZiisefilüRc  ändert  sich  nur  der  relative  Anteil  der  ürundbe- 
siiz(  r  und  der  KapitalbcHitzer  an  der  (JeHaintrente  nach  MalH^abe  den  Bo- 
ilenk;i|)ilal\v<rte.s  der  ernteren.  hei  gestiegener  (irundrente  wird  eine  gleicdie 
Uuantitiit  (iewerbsjtrodnkte  wenij^er  Jiodenprodukte  dem  Werte  nach  auf- 
wiegen alH  früher,  während  dan  von  den  Arbeitern  in  Anßjirucli  genom- 
meu(;  notwendige  Quantum  der  letzteren  trotz  der  Erhöhung  des  Preibes 
derselben  das  gleiche  bleibt.  Steigt  die  Produktivität  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeit,  so  dafs  auf  der  gleichen  bewirtschafteten  Fläche  der  gleiche 
Naturalertrag  mit  weniger  Arbeitskräften  gewonnen  wird,  so  wird  der 
Preis  der  Produkte  sinken ,  sofern  nicht  etwa  die  Ersparung  an  Lohnka- 
pital durch  vermehrte  sonstige  Kapitalverwondung  (für  Maschinen,  Wege- 
verbesserung u.  s.  w.)  ausgeglichen  wird.  Auf  die  Grundrenten  aber  hat 
eine  solche  Preisverminderung  keinen  Flinllufs.  Wird  es  dagegen  mög- 
lich, auf  derselben  Fläche  infolge  von  Meliorationen,  Entdeckung  neuer 
Düngstoffe  u.  s,  w.  mit  gleichem  Kapital  einen  gröfseren  Naturalertrag  zu 
erzielen,  so  werden  nicht  nur  die  Preise,  sondern  auch  die  Grundrenten 
sinken,  indem  der  Bedarf  der  Bevölkerung  nun  schon  auf  einem  Teile  der 
vorhandenen  Fläche  erzeugt  und  der  andere  somit  für  seinen  bisherigen 
Zweck  überflüssig  wird.  Die  Monopolstellung  der  Grundbesitzer  geht  da- 
durch teilweise  verloren  und  das  Kapital  hat  den  Nutzen  davon  in  Form 
von  billigen  Bodenprodukten  und  Löhnen. 

Mit  den  obigen  Erörterungen  ist  auch  schon  das  von  Rodbertus 
aufgestellte  „Grundrentenproblem"  erledigt.  Auf  der  von  Rodbertus 
angenommenen  Insel  mit  vollkommen  gleichartiger  Bodenqualität  gibt  es 
allerdings  jedenfalls  eine  volkswirtschaftliche  Grundrente,  ein  Mehr- 
produkt der  landwirtschaftlichen  Arbeit.  Ob  aber  bei  der  Verteilung  des- 
selben die  landwirtschaftlichen  Unternehmer  mehr  als  den  normalen  Ge- 
winn von  ihrem  Kapital ,  also  eine  privatwirtschaftliche  Grundrente  be- 
ziehen, läfst  sich  gar  nicht  allgemein  beantworten,  sondern  hängt  von  den 
besonderen  thatsächlichen  Umständen  ab.  Gäbe  es  etwa  auf  der  Insel 
zerstreute  noch  unbenutzte  Staatsländereien  mit  gleich  guter  Marktlage, 
wie  die  bewirtschafteten  Güter  sie  besäfsen,  die  jeder,  der  mit  genügendem 
Betriebskapital  ausgestattet  wäre,  unentgeltlich  als  Eigentum  erhalten 
könnte,  so  würde  ganz  gewifs  für  niemanden  Grundrente  abfallen.  Aber 
auch  wenn  alles  Land  bereits  unter  die  Grundbesitzer  als  Eigentum  ver- 
teilt, aber  noch  nicht  vollständig  angebaut  wäre,  würde  sich  im  allgemei- 
nen keine  Grundrente  für  dieselben  ergeben.  Eine  solche  könnte  nur 
dann  erzielt  werden,  wenn  die  Grundbesitzer  in  so  geringer  Zahl  vorhan- 
den wären,  dafs  sie  im  Stande  wären,  eine  Koalition  zu  bilden,  um  durch 
eine  absichtliche  Beschränkung  der  Produktion  gegenüber  der  stei- 
genden Nachfrage  den  Produktpreis  emporzutreibe^.  Von  diesem  Falle 
wollen  wir  aber  absehen  und  annehmen,  dafs  die  Grundbesitzer  zahlreich 
genug  seien,  um  sich  stets  ernstliche  Konkurrenz  zu  machen.  Jeder  wird 
dann  sein  ganzes  Gut  möglichst  vorteilhaft  zu  bewirtschaften  suchen,  an- 
fangs extensiv  und  bei  steigender  Bevölkerung  immer  intensiver.  Zu 
jedem  Zeitpunkte   wird  ein  Wirtschaftssystem   das  einträglichste  sein    und 
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in  Folge  der  Konkurrenz  daher  auch  von  allen  angenommen  werden  müs- 
sen. Das  in  der  Landwirtschaft  beschäftigte  Kapital  wird  immer  gröfser, 
aber  so  lange  der  Naturalertrag  proportional  dem  Mehraufwand  vom  Ka- 
pital steigt,  werden  die  Grundbesitzer  —  wieder  eine  Folge  ihrer  Kon- 
kurrenz —  nur  den  auch  in  der  gewerblichen  Produktion  üblichen  Ge- 
winnsatz von  ihrem  Kapital  und  nichts  darüber  hinaus  als  Grundrente  er- 
halten. Wenn  aber  die  Grenze  der  der  neuen  Kapitalzufuhr  proportiona- 
len Ertragssteigerung  derselben  Fläche  erreicht  ist,  wenn  also  die  selbst- 
ständige Bedeutung  des  Bodens  als  Produktionsmittel  sich  geltend  macht  ^), 
wird  bei  weiter  zunehmender  Bevölkerung  die  privatwirtschaftliche  Grund- 
rente auftreten,  und  zwar  von  Anfang  an  auf  Grund  einer  monopolistischen 
Preissteigerung.  Es  besteht  also  auf  der  Rod  b  er  tus 'sehen  Insel  ent- 
weder gar  keine  Grundrente  oder  eine  monopolittische,  während  Rodber- 
tuB  behauptet,  dafs  die  Besitzer  Grundrente  ohne  monopolistische  Preis- 
erhöhung beziehen. 

Auch  seine  Krise ntheorie  hält  Rodbertus  in  der  posthu- 
men  Schrift  v.  Kirchmann  gegenüber  in  ihrem  vollen  Umfange  auf- 
recht. Zwar  giebt  er  zu  (S.  51),  dafs  bei  der  heutigen  Gröfse  des 
Marktes ,  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse  und  Produk- 
tionszweige, der  Unsicherheit  der  Anzeichen  des  Begehrs  und  des  völlig 
isolierten  Handelns  der  einzelnen  Unternehmer  das  richtige  Verhältnis  von 
Produktion  und  Konsumtion  leicht  verkannt  werden,  eine  Überfüllung  des 
Marktes  und  dadurch  eine  Absatzstockung  entstehen  könne.  Solche 
Stockungen ,  fügt  er  mit  Recht  bei ,  wären  nur  zu  vermeiden ,  wenn  alle 
heutigen  Eigentumsverhältnisse  vollständig  umgekehrt,  Produktion  und 
Konsumtion  einheitlich  durch  eine  gesellschaftliche  Behörde  geregelt  wür- 
den. Diejenigen  Stockungen  aber,  die  sich  zu  unseren  Handelskrisen  stei- 
gern ,  sollen  aus  einer  anderen  Quelle  stammen ,  nämlich  daher ,  dafs  der 
reelle  Anteil  der  Arbeiter  an  dem  Nationalprodukt  nicht  mit  der  Zu- 
nahme der  Produktivität  der  Arbeit  steige,  sondern  als  Quote  betrachtet, 
geradezu  abnehme,  weil  er  seinem  absoluten  Betrage  nach  gleich  bleibe. 

Unzweifelhaft  bildet  diese  letztere  Thatsache ,  die  allerdings  in  der 
Wirklichkeit  vielfach  gemildert  erscheint,  die  Hauptquelle  der  sozialen 
Übel,  aber  die  spezifische  Ursache  der  akuten  Krisen  vermögen  wir  iu 
derselben  nicht  zu  erkennen.  Die  Krisen ,  wie  sie  erfahrungsmäfsig  auf- 
getreten sind,  entsprechen  nicht  dem  Bilde,  das  sich  aus  der  Rodber- 
tus'sehen  Annahme  ergiebt.  Das  Übel,  welches  aus  dem  Mifsverhältnis 
der  Produktionssteigerung  und  der  gleichbleibenden  reellen  Konsumtions- 
fähigkeit der  Masse  entspringt,  müfste  sich  schon  vor  der  Krisis,  vom  Be- 
ginne der  Periode  der  erhöhten  Produktivität,  fühlbar  machen,  es  müfste, 
wie  Rodbertus  S.  62  ausdrücklich  sagt,  sich  in  leiser  schleichenden 
Weise  etliche  Jahre  hingeschleppt  haben ,    ehe    die  Krisis  zum  Ausbruche 

1)  Rodbertus  bestreitet  freilich,  dal's  die  späteren  hindwirtschaftlichen  Kapital- 
anlagen unproduktiver  werden.  Bis  zu  einem  frewissen  Punkte  m<ag  allerdinjjs  der  Er- 
trag vieler  Grundstücke  durch  spätere  Kapitalverwendungen  in  gleichem  und  selbst  in 
stärkerem  Verhältnis  gesteigert  werden  können ,  als  durch  die  t'riiheren  ,  aber  es  gibt 
doch  unzweifelhaft  für  jede  begrenzte  Fläche  ein  absolutes  Maximum  des  möglichen  Er- 
trags —  schon  des  Raumbedürfnisses  der  Pflanzen  wegen  —  und  ehe  dieses  Maximum 
erreicht  ist  —  von  wo  ab  neue  Kapitalanlagen  also  gänzlich  unfruchtbar  bleiben  ,  mufs 
die  Produktivität  zusätzlicher  K.apitalanlagen  schon  abnehmen. 
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kommt.  ThiitHÜohlich  ahtr  Heben  wir,  dulr«  allen  neu<'ren  Krisen  eine  Pe- 
riode deu  wirt.soliurtlicheu  Aui'Mchwuiif^H ,  külin<r  Initiative  des  Kapitals 
vorhergegunj^on  ist,  in  welcher  in  Folge  der  un{?ewöhnlich  lebhaften  Xaeh- 
fraj;;o  nach  Arbeit  auch  d(;r  reelle  Anteil  der  Arl»eiterkIaB8e  an  dem  Pro- 
diiktiunsertrag  zunahm,  teilH  durch  Jiohnerhühunf^en,  teil»  dadur(-h ,  dal's 
vorher  hrodlose  Arbeiter  wieder  hchchiittif^t  wurden.  Die  Kri.-is  kam  dann 
plülzlich  als  boj^enaiinter  Krach  und  jetzt  erst  ful}j;t(:n  Lohnverminricrun- 
gen  und  Arl)eiterenllassuii}:;eii.  .Auch  ist  in  jenen  Perioden  des  .\ut- 
BchwungoB  keineswegs  immer  eine  beaondere  Steigerung  der  Produktivität 
der  Arbeit,  d.  h.  die  Einführung  neuer  Erfindungen  und  Einrichtungen  zur 
besseren  Verwertung  der  Arbeit,  zu  bemerken,  sondern  es  findet  hau|)t6äeh- 
lich  eine  grofse  Ausdehnung  der  produktiven  Thätigkiit  mit  den  her(  its 
bekannten   Hilfsmitteln   statt. 

Immer  aber  würde  auch  vom  Standpunkt  der  K  o  d  b  e  r  tus'schen  An- 
sieht der  unmittelbare  Grund  der  Krisen  in  einem  falschen  Urteil  der 
Produzenten  ijbtr  die  Absatzfiibigkeit  ihrer  Waren  und  in  der  dadurch 
bedingten  Überproduktion  liegen.  Denn  es  ist  durchaus  ungerechtfertigt, 
wenn  Kodbertus  meint,  bei  den  Absatzstockung(;n  der  ersten  .Art  liege 
eine  Art  von  Schuld  der  Unternehmer  vor,  nicht  aber  bei  den  Handels- 
krisen ,  da  in  dem  letzteren  Falle  die  Unternehmer  nur  ihre  Pflicht 
erfüllt  hatten,  indem  sie  den  Umfang  ihrer  Produktion  nach  der  gegebe- 
nen (Irofse  des  (relativen)  Anteiles  der  arbeitenden  Khi?se  einrichteten. 
Also  die  Unternehmer  haben  angenommen,  dafs  die  Arbeiter  bei  steigen- 
der Produktivität  die  gleiche  Quote  des  Produktes  erhalten  würden  und 
danach  die  Produktion  bemessen.  Glaubt  Rodbertus  wirklich,  dafs  die 
Kapitalisten  in  der  That  jemals  von  so  idealistischen ,  der  Erfahrung  wi- 
dersprechenden  Annahmen   ausgegangen   seien  ? 

Welches  auch  der  Anteil  der  Arbeiter  sein  mag,  die  Unternehmer 
können  das  richtige  Mafs  ihrer  Produktion  nur  durch  fortwährendes  Aus- 
probieren, durch  fortwährende  genaue  Fühlung  mit  dem  Markte  ermitteln, 
und  diese  Aufgabe  würde  bei  jeder  Höhe  des  Lohnes  im  wesentlichen 
dieselbe  Schwierigkeit  darbieten.  Gegenwärtig  stellt  sich  das  Gleichge- 
wicht zwischen  Produktion  und  Konsumtion  in  der  Weise  her,  dafs  die 
Kapital-  und  Grundbesitzer  den  Überschufs  an  gewöhnlichen,  der  Kon- 
sumtion der  Mafse  dienenden  Waren,  der  von  einem  Teil  der  Arbeiter 
produzirt  wird,  dazu  verwenden,  um  einen  anderen  Teil  von  Arbeiti  ru  zu 
unterhalten ,  der  nur  für  die  Bequemlichkeit  und  die  Luxusbedürfuisse 
der  Besitzenden  tätig  ist,  sei  es  unmittelbar  in  persönlichen  Dienstleistun- 
gen, sei  es  mittelbar  durch  Produktion  von  Luxuswaren.  Man  könnte 
nun  allenfalls  sagen,  es  sei  schwieriger,  den  Bedarf  des  Marktes  an  den  so 
mannigfaltigen  und  in  verhältuifsmässig  kleinen  Mengen  begehrten  Luxus- 
wareu  richtig  zu  taxiren,  als  die  Nachfrage  nach  den  Gegenständen  der 
Mafsenkonsumtion.  Tatsächlich  hat  indefs  die  Überproduktion  sich  immer 
zuerst  bei  den  letzteren  gezeigt.  Nehmen  wir  aber  nun  au,  dafs  das  Kod- 
bertus'sche  Ideal  erreicht  sei  und  dem  Arbeiter  bei  steigender  Produktivi- 
tät eine  gleich  bleibende  Quote ,  also  ein  absolut  grösserer  Anteil  an  dem 
Produkt  zufalle,  so  wird  die  Schwierigkeit,  die  Produktion  und  Konsum- 
tion im  Gleichgewicht  zu  erhalten,  bei  dem  bestehenden  System  der 
isolirten,  selbständigen  Unternehmungen  eher  grösser  als  geringer  werden 
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Denii  die  Arbeiter  werden  in  dem  Masse,  wie  ihr  Anteil  wächst,  von 
den  gewöhnlichen  Konsumtionsgegeuständen  mehr  und  mehr  zu  den  fei- 
neren übergehen  und  bei  dieser  fortwährenden  Verschiebung  der  Konsum- 
tion wird  die  Produktion  in  „dem  sich  selbst  überlafsenen  Verkehr"  leicht 
genug  mit  ihren  Schätzungen  des  Bedarfs  sowohl  an  Mafsenprodukten  wie 
an  feineren  Erzeugnissen  fehl  gehen.  Es  würde  sich  also  auch  dann 
wiederholen,  was  sich  gegenwärtig  in  den  mit  Lohnerhöhungen  verbunde- 
nen „Perioden  des  Aufschwungs"  zeigt,  die  den  Krisen  vorangehen:  durch 
falsche  Beurtheilung  der  Conjuncturen  und  übertriebene  Spekulation  würde 
von  Zeit  zu  Zeit  Überproduction  und  dann  durch  das  Versagen  des  über- 
massig angespannten  Credits  eine  acute  Krisis  entstehen. 

Wir  gehen  nicht  näher  ein  auf  Rodbertus  ausführliche  Schilderungen 
seines  commuuistischen  Idealsystems  mit  normalem  Arbeitstag ,  normalem 
Tagewerk  und  der  Zeitarbeit  als  Mafs  der  jedem  zu  Teil  werdenden  Be- 
friedigung. Nur  das  sei  bemerkt,  dafs  die  als  Geld  dienenden  Arbeit- 
scheine, durch  welche  jeder,  der  eine  Arbeit  geleistet  hat,  eine  Anweisung 
auf  beliebig  auszuwählende  Produkte  von  gleichem  Arbeitswert  erhalten 
soll,  keineswegs  zu  leisten  vermöchten,  was  Rodbertus  von  ihnen  erwar- 
tet. Es  wäre  nämlich  nicht  möglich,  den  Besitzern  des  Arbeitsgeldes  die 
freie  Wahl  hinsichtlich  der  Qualität  und  Art  der  Consumtiousgüter 
zu  lafsen,  was  Rodbertus  (S.  150)  ausdrücklich  annimmt,  sondern  es 
müfste  auch  die  individuelle  Consumtion,  die  private  Haushaltung 
ebenso  wie  die  qualitative  Vertheiluug  der  Produktion  durch  die  „gesell- 
schaftliche Zentralbehörde"  geregelt  werden.  Denn  die  gesellschaftliche 
Produktion  kann  sich  unmöglich  den  unberechenbaren  und  wechselnden 
Neigungen  und  Geschmacksrichtungen  der  einzelnen  Consumeuten  genau 
anpassen,  zumal  ihre  Ausdehnung  für  viele  Güter,  insbesondere  für  die 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  längere  Zeit  im  Voraus  festgestellt  werden 
müfste  und  das  schliefsliche  Ergebnis  z.  B.  der  Getreideernte,  oft  von  den 
ursprünglichen  Voraussetzungen  weit  abweicht.  Dazu  kommt  noch ,  dafs 
gewisse  Produkte  ihrer  Natur  nach  nur  in  beschränkter  Menge  z.  B.  nur 
auf  einer  besonderen  begrenzten  Bodeufläche,  gewonnen  werden  können, 
während  die  Nachfrage  nach  denselben  vielleicht  vielmal  gröfser  ist.  Von 
einigen  Gütern  würde  daher  häufig  ein  unabsetzbarer  Überschufs  bleiben, 
von  anderen  aber  mehr  verlangt  werden,  als  geliefert  werden  könnte,  und 
wenn  man  nun  das  Prinzip  der  Äquivalenz  der  Güter  nach  ihrer  Kosteu- 
arbeit nicht  aufgeben,  also  nicht  den  in  Arbeitscheineu  ausgedrückten 
Werte  des  ersteren  herabsetzen  und  den  der  anderen  erhöhen  wollte ,  so 
bliebe  nur  eine  zwangsmäfsige  Ordnung  der  Consumtionsanteile  möglich.^) 

Über  die  Rodbertus'sche  Auffassung  des  Kapitals,  die  am  Schlüsse 
der  posthumen  Schrift  ausführlich  entwickelt  wird,  wollen  wir  hier  keine 
weitere  Diskussion  eröffnen.  Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  dem 
Nationalkapital  und  dem  Privatkapital  oder  Kapitalvermögen,  die  Rodber- 
tus zuerst  mit  der  nötigen  Schärfe  durchgeführt  hat,  ist  im  wesentlichen 
durchaus  haltbar  und  notwendig,  wenn  auch  das  Verhältnis  des  sachlichen 
Inhalts  des  Natioualkapitals  zu  dem  der  Gesamtheit  der  Kapitalvermögeu 
noch  näher  festzustellen  gewesen  wäre. 


1)  Dafs  auch  in  dem  vollendeten  K  o  d  b  er  t  u  s  '  sehen  Sozialsta.it    und    vollends  in 
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Mit  der  Darstellung  der  Kapitallehre  kommt  die  Schrift  zu  einem 
geniif^ciid  abgLTUiidciteii  AbschluHSf;.  Für  liodhcrtuK  war  jedoch  damit 
noch  nicht  da«  hlnilo  der  hcaliHichtigtcn  Entwicklungen  erreicht,  und  sein 
Nachlaf's  ist  auch  glücklicherweise  noch  nicht  erHchopft.  Insbesondere  ist 
auH  denirt(!lb(;n  nach  der  Ankündigung  des  Herausgebers  noch  die  Ver- 
öffentlichung einer  Fortsetzung  der  Schrift  „Zur  Beleuchtung  der  socialen 
Frage"  zu   erwarten. 

Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

IV. 

Das  akandinaviBChe  Markonschutzgesetz. 

Mitf^eteilt  von   H.    Martens. 

J)ic  gcraeinsanio  wirtschaftliche  Gesetzgebung  der  drei  Bkandinavischen 
Keiche  ist  um  ein  neues  Gesetz  erweitert  worden;  es  ist  das  Gesetz  be- 
treffend den  Schutz  der  Warenmarken.  Das  Gesetz  ist  von  einer  Kom- 
mission ausgearbeitet  worden,  die  aus  Vertretern  aller  drei  Keiche  bestand, 
und  zwar  war  in  derselben  vertreten  :  Dänemark  durch  den  Departements- 
chef Riard  und  den  Höchstengcrichtsadvokaten  Klubien ,  Norwegen  durch 
den  Justizminister  Bachke  und  den  Konsul  Th.  Joh.  Heftye,  und  Schweden 
durch  den  Stockholmer  Stadtbevollmächtigten  Dr.  Rubenson  und  den  Grofs- 
hündler  Almgren.  Die  Kommission,  welche  beauftragt  war,  aufser  einem 
Gesetz  zum  Schutze  der  Warenmarken  auch  noch  ein  solches  über  die 
Registrierung  von  Firmen  und  Prokuren  zu  entwerfen ,  trat  zuerst  im 
Oktober  1881  in  Christiania  zusammen,  wo  vorläufig  der  Gesetzentwurf 
über  die  Warenmarken  ausgearbeitet  wurde,  welchen  Entwurf  die  Kom- 
mission im  August  1882  in  Sandefjord  (Norwegen)  definitiv  feststellte. 
Der  Gesetzentwurf  über  das  Firmen-  und  Prokurenwesen  ist  noch  nicht 
fertiggestellt,  während  das  Markenschutzgesetz  in  Schweden  und  Norwegen 
bereits  die  königliche  Sanktion  erhalten  hat,  nachdem  die  Parlamente 
dasselbe  angenommen  hatten. 

Der  Inhalt  des  Markenschutzgesetzes  ist  im  Wesentlichen  folgender: 
Es  ist  verboten,  an  Waren,  die  feilgeboten  werden,  oder  deren  Ver- 
packung unbefugt  nicht  allein  die  Marke  eines  anderen  Herstellers,  sondern 
auch  die  eines  anderen  Händlers  anzubringen,  sofern  dieselbe  entweder 
in  der  Angabe  seines  Namens  oder  seiner  Firma  oder  des  Namens  eines 
ihm  gehörenden  festen  Besitzes  (des  Namens  der  Fabrik),  oder  in  einer  von 
ihm  angenommenen  besonderen  Warenmarke  besteht,  welche  er  in  Über- 
einstimmung mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  hat  registrieren  lassen. 
Sowohl  derjenige,  der  unbefugt  eine  Warenmarke  hat  anbringen  lassen, 
als  derjenige,  der  die  auf  solche  Weise  bezeichneten  Wareu  feilbietet, 
kann  durch  gerichtliches  Erkenntnis  verpflichtet  werden ,  die  unbefugten 
Bezeichnungen  fortzunehmen  oder  erforderlichenfalls  die  Wareu  oder  deren 
Verpackung  •  zu  vernichten,    sofern    sie    noch    zu    seiner  Verfügung  stehen, 

dem  Übergangsstadium  die  Wertbestimmung  der  Produkte  nach  der  Kostenarbeit  nicht 
aufrecht  erhalten  werden  könnte,  zeigt  ausführlich  G.  Adler:  Rodbertus,  der  Be- 
gründer  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  (Leipzig  1884). 
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wobei  er,  falls  ihm  das  bessere  Eecht  des  Anderen  bekannt  gewesen  ist, 
auf  Verlangen  des  Geschädigten ,  mit  Brüchen  bis  zu  2000  Kronen  oder 
Gefängnis  bestraft  und  verpflichtet  werden  kann,  den  verursachten  Schaden 
zu  ersetzen.  Dasselbe  gilt,  falls  Jemand  den  Namen  oder  die  Firma  eines 
Anderen  mit  Änderungen  reproduziert,  oder  wenn  Jemand  eine  Waren- 
marke benutzt,  die  so  grofse  Ähnlichkeit  mit  einer  ,, geschützten"  Waren- 
marke darbietet,  dafs  der  Eindruck  in  seiner  Gesamtheit,  trotz  Unterschied 
in  Einzelheiten,  leicht  zu  Verwechselungen  Anlafs  giebt.  —  -  Das  Allein- 
recht an  Warenmarken  kann  nur  erworben  werden  von  denen,  die  Fabrik- 
oder Handwerksthätigkeit,  Ackerbau,  Bergbau,  Handel  oder  andere  Ge- 
werbe betreiben.  Die  Warenmarke  wird  an  der  Ware  selbst  oder  deren 
Emballage  angebracht.  —  Für  jedes  einzelne  der  drei  Reiche  wird  ein 
Warenmarken-Register  geführt;  für  die  Registrierung  wird  eine  Gebühr 
von  40  Kronen  erlegt.  Warenmarken  dürfen  nicht  registriert  wei'den, 
wenn  sie  ausschliefslich  aus  Zahlen ,  Buchstaben  oder  Worten  bestehen, 
welche  nicht  eine  eigentümlich  hervortretende  Form  haben,  oder  wenn  sie 
ohne  Befugnis  den  Namen  u.  s.  w.  eines  Anderen,  oder  wenn  sie  öffentliche 
Wappen,  oder  Marken  und  Darstellungen  enthalten,  die  Ärgernis  erregen 
können.  Der  Schutz  für  eine  registrierte  Warenmarke,  welcher  am  Tage 
der  Anmeldung  beginnt,  hört  auf,  wenn  die  Registrierung  nicht  vor  Ab- 
lauf von  10  Jahren  erneuert  wird.  Für  die  Erneuerung  der  Registrierung 
wird  eine  Gebühr  von  10  Kronen  erlegt.  —  Die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes finden  vorerst  und  vor  allen  auf  diejenigen  Anwendung,  die  in  dem 
betreffenden  skandinavischen  Reiche  Waren  produzieren  oder  verhandeln. 
Unter  der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  können  sie  indessen  durch 
königliche  Verfügung  auch  auf  diejenigen  anwendbar  gemacht  werden, 
welche  in  fremden  Staaten  Geschäfte  der  vorerwähnten  Art  betreiben; 
jedoch  ist  in  solchem  Falle  die  Anmeldung  zur  Registrierung  der  Waren- 
marken mit  Nachweisen  darüber  zu  versehen,  dafs  der  Anmelder  die  Be- 
dingungen erfüllt  hat,  welche  der  fremde  Staat  für  den  Schutz  der  Waren- 
marke verlangt,  sowie  dafs  der  Anmelder  das  Stadtgericht  resp.  in  Kopen- 
hagen, Christiania  oder  Stockholm  als  zuständig  für  alle  die  Warenmarke 
betreffenden  Angelegenheiten  annimmt  und  einen  in  dem  bezüglichen 
skandinavischen  Reiche  ansässigen  Bevollmächtigten  bezeichnet,  der  Namens 
desselben  Klagesachen  entgegennimmt.  Ist  diesen  Anforderungen  entsprochen, 
dann  soll  die  Warenmarke,  sofern  sie  nicht  der  Moral  oder  üffentlichen 
Ordnung  widerstreitet,  in  derjenigen  Form  registriert  werden,  in  der  sie  in 
dem  fremden  Staate  gültig  ist,  aber  nicht  in  gröfserem  Umfange  oder  für 
längere  Zeit  als  sie  in  dem  fremden  Staate  geschützt  wird.  Hat  Jemand 
spätestens  binnen  4  Monaten  nach  Anmeldung  der  Warenmarke  in  dem 
fi-eraden  Staate  die  Marke  in  dem  bezüglichen  skandinavischen  Reiche  zur 
Registrierung  angemeldet,  dann  soll  solche  Anmeldung  im  Verhältnis  zu 
anderen  Anmeldungen  als  mit  der  Anmeldung  in  dem  fremden  Staate 
gleichzeitig  geschehen  erachtet  werden.  Bestimmt  wird  sodann,  dafs  wenn 
die  Registrierung  einer  solchen  fremden  Marke;  früher  angemeldet  worden, 
aber  der  Anmelder  darthut,  dafs  die  zuerst  angemeldete  Marke  urs])rünglich 
eine  von  ihm  benutzte  Marke  ist,  welche  ein  Anderer  sich  angeeignet  hat, 
dann    soll    die    letzte  Anmeldung    das  Markenregister    mit  dem   Alleinrecht 
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dor  JUiiiilzuii^  für  dio  Warcnurt  erhalten  künnen ,  zu  welcher  er  die 
Marke  benutzte  uIh  der  j^ef;eiiKeiti;;e  Schutz  eiutrut;  Klu^^ehucheii  hierüber 
öollen  jedoch  nicht  «püter  als  0  Monate  nach  dem  Eintritte  des  gegeu- 
Beiti^cii  Schutzes  erhohen  werden  können.  SchlielHlich  enthält  das  Gesetz 
Jieötininiunj^en  über  besondere  Warenmarken,  welche  schon  beim  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  im  Gebrauch  waren.  Wenn  derjenige,  welcher  iu 
einem  der  skandinavischen  Jteiche  solche  Marke  gebraucht,  binnen  G  Mo- 
naten nach  dem  Inkrafttreten  die  vorechriftHmäfsige  Anmeldung  macht,  um 
die  Marke  ins  Warenmurkenrogister  eingetragen  zu  erhalten,  dann  kann 
kein  Anderer  durch  die  Kegistricrung  das  Recht  an  seine  .Marke  erhalten. 
In  Betreu"  derjenigen  Marken,  die  in  den  ersten  G  Monaten  nach  dem 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  registnert  werden ,  wird  also  das  Vorzugsrecht 
an  eine  Marke  nicht  unlxulingt  davon  abhängig  sein,  inwie  weit  sie  früher 
registriert  oder  zur  Kegistrierung  angemeldet  ist  als  eine  andere  derselben 
Art.  Hinsichtlich  der  Warenmarken ,  die  schon  vor  der  Bekanntmachung 
des  Gesetzes  in  der  Gesetzeszeitung  l)enutzt  worden  sind,  gilt  auch  nicht 
das  vorerwähnte  Verbot  der  Kegistrierung  einer  ausschliefslich  aus  Zahlen, 
Buchstaben  oder  solchen  Worten,  die  keine  hervortretende  eigentümliche 
Form  haben,  bestehenden  Marke;  jedoch  darf  eine  solche  Marke  bei  der 
Registrierung  nicht  für  andere  Warenarten  geltend  gemacht  werden ,  als 
für  die,  zu  welchen  sie  vor  dem  Gesetz  benutzt  worden  ist,  gleichwie 
auch  Niemand  dadurch,  abgesehen  von  Eisenstempel  und  Holzmarken, 
von  der  Benutzung  von  Anfangsbuchstaben  seines  Namens  oder  seiner 
Firma  als  Warenmarke  ausgeschlossen  ist.  Was  bezüglich  der  Waren- 
marken bestimmt  ist,  welche  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  in  dem  be- 
treffenden skandinavischen  Lande  im  Gebrauch  sind,  gilt  auch  von  Waren- 
marken fremder  Länder,  mit  welchen  Verträge  wegen  gegenseitigen  Schutzes 
von  Warenmarken  abgeschlossen  sind  oder  deren  Gesetzgebung  über 
Warenmarken  mit  dem  Gesetze  der  skandinavischen  Reiche  übereinstimmt. 
Das  skandinavische  Gesetz  ist  denjenigen  Beschlüssen  angepafst  worden, 
welche  auf  der  im  November  1880  in  Paris  abgehaltenen  internationalen 
Konferenz  gefafst  sind,  an  der  sich  Vertreter  der  meisten  europäischen 
und  eiuiger  amerikanischer  Staaten  betheiligten.  Auf  der  Konferenz 
wurde  bekanutlich  beschlossen,  eine  Vereinigung  der  beteiligten  Staaten 
zum  Schutze  des  industrieeilen  Eigentumrechtes  herzustellen.  Später  sind 
zwischen  den  Regierungen  der  verschiedenen  Länder  Unterhandlungen 
wegen  Herstellung  einer  Union  auf  der  von  der  Konferenz  festgestellten 
Basis  gepflogen  worden,  und  wurde  dann  im  März  1883  eine  neue  Ver- 
sammlung in  Paris  zwecks  Beseitigung  der  zu  Tage  getretenen  Meinungs- 
differenzen abgehalten,  an  der  sich  20  Staaten,  darunter  Schweden  und 
Norwegen,  durch  Professor  D.  Broch  beteiligteu  Am  20.  März  1883 
wurde  die  beantragte  Konvention  von  den  Bevollmächtigten  von  1 1  Staaten 
unterzeichnet.  Die  skandinavischen  Reiche  sind  der  Union  noch  nicht 
beigetreten ,  aber  das  neue  skandinavische  Markenschutzgesetz  erleichtert 
nicht  nur  den  Beitritt  derselben  zur  Union,  sondern  auch  den  Abschlufs 
von  Verträgen  zwecks  gegenseitigen  Schutzes  von  Warenmarken  mit  sol- 
chen Staaten,  welche,  wie  Deutschland  und  Österreich,  der  Union  noch  nicht 
beigetreten  sind  und  auch  vor  der  Hand  wohl  noch  nicht  beitreten  werden. 


M  i  s  z  e  1  1  e  n. 


VII. 
Hauptzahlen  der  deutschen  Handelsstatistik    für  die  Jahre  188083. 

Im  Auschlufs  an  die  entsprechende  Veröifentlichung  im  vorigen  Jahr- 
gange (N.  F.  Bd.  7  S.  562)  folgt  hier  eine  Tabelle,  welche  die  Haupt- 
zahlen der  Handelsstatistik ,  sowohl  für  die  Gewichte  als  für  die  Werte 
um  die  eines  weitem  Jahres  vermehrt  darstellt,  nachdem  die  Zahlen  für 
1883  in  Band  9  der  Neuen  Folge  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs  ver- 
öffentlicht worden  sind. 

Die  Zahlen  stellen  den  besonderen  Warenverkehr  dar,  schliefsen  also 
die   Durchfuhr  sowie  den  Veredlungsverkehr  aus. 

Um  eine  Kontrolle  zu  ermöglichen,  welche  einzelnen  Warengattungen 
(Positionen  des  systematischen  Warenverzeichnisses)  den  hier  gebildeten 
Warengruppen  zugezählt  sind,  ist  eine  Nachweisung  über  die  Zusammen- 
setzung derselben  gegeben.  Das  Warenverzeichnis  selbst  findet  man  in 
jedem   Bande  der  amtlichen  Haudelsstatistik. 


Warengruppeu 


Nummern  des 

amtlichen  systematischen 

Warenverzeichnisses 


I.   Niihrungs-  und  Geuufsmittel 

II.   Gegenstände  der  Landwirtschaft 

a)  Nutzvieh 

b)  Sämereien 

c)  Düngemittel  (und  Abfälle) 

III.  BrennstoflFe 

IV.  Baumaterialien 

a)  Bau-  und  Nutzholz        

b)  Mauersteine,  Kalk,  grobe  Steinmetzarbeit 

V.  Gegenstände  der  Stein-,  Tlion-,  Glas-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VI.   Gegenstände  der  Holz-,  Schnitz-,  Flecht-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VII.  Gegenstände  der  Leder-  und  Rauchwaren-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VIII.  Gegenstände  der  Papier-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

Lumpen  als  Rohstoffe  zu  VIII  und  IX       ... 

IX.   Gegenstände  der  Textil-  und  Kautschuk-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

X.   Gegenstände  der  Metall-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XI.   Gegenstände  der  chemischen  Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XII.   Fahrzeuge,  Maschinen.   Apparate 

XIII.  Kurzwaren  und   Schmuck 

XIV.  Gegenstände  der  Litteratur  und  Kunst       .     .     .     . 
Edelmetalle       


4—12,    15  —  120 

I,  2,  3,   13,   14 
i2i|4,    126I33 

134—144 
145— 151,  239 

380—383 

234,  281I84,  288I9, 

292,  294I6 

285—287 
290|i,  293,  297—316 

384-399  a 
400 — 412 

425-434 
435—443  b 

414—417 

418-424  b 

413 

444I65,    561I3 
466— 560  b,  564172  b 

3i7l34'  378  a,  379 
335—374 

(125,  152—233.  235I8. 

[240,  249,  260I72,  280a 

241:8,  250I9.  273]8o 

573-589 
590  —  600 
601 — 608 
375—378 


480 

Mi  ^/.  rllen. 

Ki  . 

f'ü  li  r    und    A  u  K  f 

u  li  r   im 

deutHclien   Zollgebiet  in 

a.   M  e  ti  K 

on   von   lUOO  Ick  (T 

0  n  n  e  n ) 

Wii  r  (!  II  t;  r  ii  ji  p  <;  ii 

K  i  n 

u  hr 

1 
i  rn    J 

a  h  r  e 

A  u<,f 

u  h  r 

iHSn 

iKHl 

lK«2 

1883       1 

l8«0 

iHSl 

I  ■  '^  2             I 

1.      >l'lllllUllK'>-      11.      <il' 

milMnittil 

2  707  637 

3  010234 

3245891 

3371  920 

2  239  102 

I   84  2  0 I  I 

I  889  595 

2  ; 

11.   fM'(,'eiistiin<k!      der 

Ltindwirtscliuft 

730537 

730857 

824336 

906  6 1 5 

331  726 

334700 

319765 

c 

a)  Nutzvieh    . 

27  lÜC 

24  814 

29  414 

34  694 

7  301 

7  642 

7  367 

b)   SJiinoi(>ion 

24  7  s.oa 

247  938 

273  642 

335  040 

13n  124 

111  597 

104  003 

1 

ci    I)üiiniiiiiU(>l 

(und    Al.riille) 

4.'-).')  570 

514  10.^. 

521  280 

536  881 

194  301 

215  461 

208  395 

\ 

III.   HrcmisfofTi'       .      . 

5  826  693 

5715070 

5  790  184 

6223  194 

7  947  793 

8  223  484 

8453239 

9' 

IV.   I-iaiimnteriiilieii 

2  365  969 

2551368 

2  357  460 

2  544  302 

2  336  904 

2159832 

2213093 

2  : 

a)    Bau-   u.  Nutz- 

holz 

1  737  991 

1  893  987 

1  734  755 

1  9U8  893 

827 136 

587  246 

633  729 

« 

b)   Mauersteine  , 

Kalk  ,     jjrobe 

Steinmct'/.arb. 

627  978 

657  381 

622  705 

635  409 

1  509  768 

1  572  586 

1  579  364 

1  < 

V.   Gegcnst.  d.   Stein-, 

Tho.i-,     Glas-Ind. 

224  824 

276  204 

250965 

287371 

315025 

422067 

476  190 

, 

' 

1.   Roh.stoffe   .      . 

202  040 

251  881 

227  264 

263  596 

194  633 

288  335 

335  242 

; 

2.    Fabrikate 

22  784 

24  323 

23  701 

23  775 

120  392 

133  732 

140  948 

Vi,   Geprnst.  d.  Holz-, 

Sclinitz-,  Flccht-I. 

78593 

82757 

93070 

88696 

54124 

51964 

54009 

1.    KohstofTe   .      . 

65  .515 

68  753 

78  459 

73  358 

10  519 

9  667 

9  363 

2.    Fabrikale  .      . 

13  078 

14  004 

14  619 

15  338 

43  605 

42  207 

44  646 

VII.   Ge^enst.  d.  Leder- 

r 

und    Rauc-hw.-Ind. 

62  920 

64724 

65  840 

74149 

30259 

34285 

37007 

I 

1.    Koh.stot^e   .      . 

,^j6  200 

.56  959 

58  600 

66  277 

18  505 

21  052 

22  683 

2.   Fabrikate  . 

6  630 

7  765 

7  240 

7  872 

11  664 

13  233 

14  324 

VIII.   Gefrenstiindo      der 

( 

Paiiicr-Industrio    . 

15336 

16  881 

16905 

14  165 

65416 

78287 

89968 

P 

1.   Rohstoffe   .      . 

8  808 

9  722 

10  225 

7  976 

14  543 

1  9  358 

23  531 

2.  Fabrikate  . 

6  528 

7  159 

6  680 

6  189 

50  873 

58  929 

66  437 

Lumpen     als     Rohstoffe 

zu    VIII  u.  IX 

34  348 

38045 

37281 

34  743 

34780 

36886 

34592 

IX.  Gegenst.  d.Tcxtil- 

ij 

u.   KautM:liuk-liid. 

404  981 

464  698 

489524 

538  990 

185  882 

210794 

229005 

: 

1.   Rohstoffe    .      . 

346  405 

399  849 

421  741 

466  235 

103  578 

127  053 

140  769 

1 

2.  Fabrikate  .      . 

58  576 

64  849 

67  783 

72  755 

82  304 

83  741 

88  236 

X.   Gegenstände      der 

5 

Metall-Industrie 

9/ 1325 

989213 

I  200  854 

I  213  331 

2  401  003 

2751454 

2  840615 

3' 

\ 

].  Rohstoffe   .      . 

927  831 

945  918 

1  157  018 

1  167  786 

1  700  767 

1  935  079 

2  023  371 

2  ;- 

I 

2.  Fabrikate  .      . 

43  494 

43  295 

43  836 

45  545 

700  236 

816375 

817  244 

f 

XI.   Gegenst.   der   che- 

mischen  Industrie 

717709 

790  464 

890  157 

958  300 

355006 

409  633 

422  775 

4 

1.  Rohstoffe    .      . 

697  706 

769  212 

868  012 

933  371 

334  400 

387  277 

417970 

4 

2.   Fabrikate  .      . 

20  003 

21  252 

22  145 

24  929 

20  606 

22  356 

24  805 

Xn.  Fahrzeuge  ,     Ma- 

! 

schinen,   Apparate 

26465 

28031 

33596 

37509 

89  701 

loi 519 

1 1 1  983 

I 

XIII.  Kurzwaren       und 

Schmuck  1)             ', 

333 

368 

348 

327 

5531 

6256 

6904 

XIV.   Gegenst.    der  Lit- 

teratur   und  Kunst 

3237 

3284 

3436 

3524 

8811 

8944 

10  106 

Summe  I  bis  Xl\' 

14  (70907 

14848  198 

15299855 

16  297  136 

16  401  063 

16  672  116 

17  208  846  19  a 

Dazu  Edelmetalle 

128 
erschiedene 

92 
Waren,  dei 

55 
Gattung  n 

51 
ach  nicht  d 

148 
eklarlert", 

133 
deren  Ziffer 

HO! 

n  jedoch  wegei 

1 

Eo 

1)  einschliefslich  „V 

^ 

M  i  s  z  e 

Ilen. 

481 

ren   18  80    bi 

s    1883 

(Besonderer 

Warenverkeh] 

0 

»rengruppen 

b. 

Werte  von   1000 

Mk. 

EIb 

fuhr 

II 

Aus 

fuhr 

im  (] 

ah  r  e 

i88o 

1      1881 

1       1882 

1       1883 

I       1880 

!       [881 

1       1882 

1      1883 

iNahrunj:^-  u.   Ge- 

iiufsmittel    . 

868718 

943  521 

998  785 

I  005  482 

624  099 

576  099 

648  741 

667  943 

Gegenstände      der 

Landwirtschaft 

183  528 

181  713 

195  395 

219007 

78574 

74  115 

66645 

75  479 

a)  Nutzvieh   . 

59  814 

49  389 

58  563 

61  422 

25  199 

22  686 

20  998 

23  086 

b)  Sämereien 

58  688 

61  203 

66  887 

59  227 

31  398 

27  734 

27  007 

31  154 

c)  Düngemitttel 

(und    Abfälle) 

65  026 

71  121 

69  945 

68  358 

21  977 

23  695 

18  640 

21  239 

Brennstoffe 

79  191 

91407 

91  601 

97585 

57  359 

62637 

70885 

76613 

Kaumaterialien 

90979 

102  934 

90  287 

99  480 

89  161 

81  124 

83863 

72742 

a)   Bau-  u.  Nutz- 

holz 

69  331 

79  302 

67  722 

76  820 

41  378 

33  217 

34  871 

36  249 

b)  Mauersteine  , 

Kalk,     grobe 

Steinmetzarb. 

21  648 

23  632 

22  565 

22  660 

47  783 

47  907 

48  992 

36  493 

Gegenst.  d.  Stein-, 

Tlion-,    Glas-Ind. 

19463 

22  122 

23285 

22775 

67251 

78133 

86234 

82363 

1.   Rohstoffe  .      . 

7  907 

9  934 

10  735 

10  460 

8  663 

11  508 

13  485 

9  998 

2.  Fabrikate  .      . 

11  556 

12  188 

12  550 

12  315 

58  588 

66  625 

72  749 

72  365 

Gegenst.  d.  Holz-, 

"schnitz-,  Flecht-I. 

41  940 

45980 

50817 

51679 

50517 

56488 

63294 

65979 

1.   Rohstoffe   .      . 

29  898 

30  299 

34  458 

34  074 

8  479 

8  176 

9  976 

8  071 

2.  ITabrikate  .      . 

12  042 

15  681 

16  359 

17  605 

42  038 

48312 

53  318 

57  908 

Gegenst.  d.  Leder- 

und  Rauchw.-Ind. 

161  382 

164457 

164  915 

185  HO 

183  539 

210596 

226  846 

254  155 

1.   Rohstoffe  . 

131  966 

131  093 

132  703 

146  998 

73  324 

79  882 

84  941 

79  090 

2.   Fabrikate  .     . 

29  416 

33  364 

32  212 

38  112 

110  215 

130  714 

141  905 

175  065 

Gegenstände     der 

Papier-Industrie 

7507 

8052 

8203 

7209 

49028 

57  974 

63346 

68837 

1.  Rohstoffe   .      . 

1  762 

1  855 

1  959 

1  282 

3  722 

5  128 

5  693 

6  690 

2.  Fabrikate  .      . 

5  745 

6  197 

6  244 

5  927 

45  306 

52  846 

57  653 

62  147 

■n     als     Rohstoffe 

zu  VIII  u    IX 

7385 

9  131 

8947 

7644 

8173 

1 1  0O6 

10378 

10459 

Gegenst.  d.  Textil- 

.1.  Kautschukliid. 

897  585 

016653 

975572 

I  024828 

952987 

979341 

I  000  1 50 

977  003 

1.  Rohstoffe  .      . 

527  159 

534  246 

567  482 

600  920 

141  789 

155  660 

173  295 

165  260 

2.   Fabrikate  .     . 

370  426 

382  407 

408  090 

423  908 

811  198 

823  681 

826  855 

811  743 

Gegenstände      der 

Metall-Industrie 

108  649 

lOi  487 

106  597 

107  728 

299  532 

338  139 

369922 

365  999 

1.   Rohstoffe   .      . 

83  943 

77  517 

82  059 

83  676 

88  734 

96  298 

77  728 

79  844 

2.  Fabrikate  .      . 

24  706 

23  970 

24  538 

24  052 

210  798 

241  841 

292  194 

286  155 

Gegenst.   der  che- 

mischen   Industrie 

296  264 

313727 

346825 

350779 

246382 

253  661 

272  977 

270  080 

1.   Rohstoffe 

258  545 

295  225 

323  266 

321  138 

209  248 

217  555 

231  427 

222  932 

2.   Fabrikate  . 

17  719 

18  502 

23  559 

29  641 

37  134 

36  106 

41  550 

47  148 

I"'alirzeuge  ,      Ma- 

schinen, Apparate 

33015 

34660 

39  573 

50591 

94152 

102  648 

123823 

149  646 

Kurzwaren       und 

Schmuck  1)       .      . 

9302 

II  784 

II  884 

12  800 

56835 

56769 

61  980 

82  222 

Gegenst.   der  Lit- 

teratur  und  Kunst 

15824 

15340 

16822 

21  033 

37824 

38^258 

42  049 

52686 

i  I  bis  XIV     .      . 

2  820  732 

2  962  968  1 

3  129508 

3  "263  730 

2895413 

2  977  048 

3  191  133 

3  272  206 

Edelmetalle 

39196 

27  283  1 

35159 

27  166 

50  767 

63  148  t 

53  588  , 

62  794 

eit  nicht  ins  Gewic 

ht  faUen. 
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Übersicht   über    die    neuesten   Publikationen   Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.     GoBchichto      Encyklopiidisches.      Lehrbücher.     Spezielle  theoretische 
Untorauchungen. 

Hiilir,  II.,  IJIkü-  Iii)dl)titiis  N'ortrii^;  (im  ,,Dout.seheii  Kluh"  zu  i/mz  ;i  \)  um 
1.   Oktohcr    1884).      VVion    1 8H4       8.      M.   0,50. 

Kliiincke,  O.  ,  Die  Ilnndwerksziiiit'tn  im  mittclnlterlichcn  Stettin.  Stettin,  l>ruc-k 
von    Ilcnrkc   &.   L<!l)(;lin(,'.    1KK4.      8.      167    SS       M.   2.   — 

V.  U  ö  ii  ni  -  Hii  w  e  r  k  ,  K.  ,  Ocscliichtc  und  Kritik  der  Kui)it!ilzin»thcorien.  Inns- 
hruck,   Wagner,    1884.      8.      XII      498   SS.      M.   9.60. 

Kestsi-hrift  zur  2.5  jährif^cn  Jubidfeier  de.s  Gymnusiuins  und  Rr-al(^ymna.Hium.s  zu 
Liind.'^IxTK  u.  W.  1.5.  Okt.  18.59—1.  Okt.  1884.  Land.sberg.  LH— 112  SS.  pr.  8. 
(Kntbült  u  A.  :  (Jf.scliichte  der  lateini.scbnn  Schule,  der  höheren  Bürgerschule  und  des 
(Tvmna.siums  und  liealgynina.siunis  zu  Landsberg  a.jVV.  1462  1884,  von  II.  Babucke). 
Nicht  im  Handel 

V.  Henneberj^,  A.  (I"'rh.)  ,  Die  drei  .staatswissenschaftlichnn  .Systeme  nach  Be- 
griff, historischer  Entwicklung  und  Kritik ,  sowie  ihre  Stellung  und  Beziehung  zu  der 
Nationalökonomie  der  Gegenwart  in  Deutschland.  2.  Aufl.  Berlin ,  Verlag  der  KyfT- 
häuser-Zcitung,    1885.      8.      50   SS.      M.    1,25. 

Lehr,  J.  ,  Beiträge  zur  Statistik  der  Preise  insbesondere  des  Geldes  und  des  Hol- 
zes. Frankfurt  a  M.  ,  J.  D  Sauerländer's  Verlag.  1885.  8.  132  SS.  mit  16  graphi- 
schen  Darstellungen.      M.   2,50. 

Müller,  Ed.,  Die  Hochschule  Bern  in  den  Jahren  1834 — 1884.  Festschrift  zur 
fünfzigsten  Jahresfeier  ihrer  Stiftung.  Bern,  J.  Dalp ,  1884.  gr.  8.  V  — 227  SS. 
M.   2,50. 

Müller,  J.  P. ,  Die  deutschen  Schulen  im  Auslande,  ihre  Geschichte  und  Stati- 
stik.    Breslau,  F.  Hirt,   1884.     8.     XVI— 176  SS.      M.   2.   — 

Paiilsen,  Fr.,  Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts  auf  den  deutschen  Schulen 
und  Universitäten  vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis  zur  Gegenwart.  Leipzig,  Veit&C'o, 
1885.     gr.   8.     VllI— 811   SS.      M.    16.   — 

Block,  Maur.  ,  Dictionnaire  general  de  la  politique.  Avec  la  collaboration  d'hom- 
mes  d'Etat,  de  publicistes  et  d'ecrivains  de  tous  les  pays.  2'^nie  cdition.  Tirage  de 
1884.     2  tres  forts  volumes.     Paris,  E.  Perrin,   1884.     gr.   in  -8.     fr.   40. 

Domergue,  J. ,  La  crise  economique ,  l'evangile  de  M.  de  Bismarck.  Paris, 
E.   Dentu,   1884.     gr.   in  -8.     fr.   2. 

Du  Bourg,  A.,  Les  corporations  ouvrieres  de  la  ville  de  Toulouse  du  Xllle  au 
XVe  siecle.  Premiere  periode.  Toulouse,  Sistac  &  Boubee ,  1884.  4.  104  pag. 
fr.   1.  — 

Passy,  F.,  Edouard  Laboulaye,  Conference  faite  ä  la  Societe  du  travail  Paris, 
Guillaumin  &   Ce,    1884.     8.     68  pag. 

Anuual  report  of  the  Board  of  Regents  of  the  Smithsonian  Institution,  showing 
the  Operations,  expenditures  ,  and  condition  of  the  Institution  for  the  year  1882.  Wa- 
shington, Government  printing  Office,   1884.     8.     XVII — 855   pp. 

Briggs,  Th.  ,  Poverty  ,  Taxation,  and  the  remedy ;  Free  Trade,  free  labour.  or 
direct  taxation  the  true  principle  of  Political  Economy ;  universal  Free  Trade  the  first 
condition  of  universal  pcace.     London,  W.   Reeves,    1884.      12.     222  pp.      1.1 — 

Buchanan's  Dictionary  of  science  and  technical  terms  used  in  philosophy  ,  lite- 
rature ,  Professions ,  Commerce ,  Arts ,  and  Trades.  With  Supplement  by  J.  A.  Smith. 
London,  G.  Bell,   1884.      8.      6.|— 

Homology,  the,  of  Economic  Justice.  An  essay  by  an  East  India  Merchant, 
showing  that  political  economy  is  sophistry ;  landlordism ,  Usurpation  and  illegality. 
London,  Paul,- Trench  &  Cp  ,   1884.      12.     230  pp.     5.]  — 

Whitaker's  Almanack  1885.  Enlarged  h.-bound  edition.  London  1884.  12. 
2.|- 

Wolf,  L  u  c  i  e  n  .  Sir  Moses  Montefiore  :  a  centennial  biography.  With  selections 
from  letters  and  Journals.     London,  J.  Murray,   1884.     8.      With  portrait.     10|6. 
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2.     Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Enltnr. 

Dr.   Georg   Haussen,  Professor    an    der   Universität  Göttinnen.     Agrar  histo- 
rische Abhandlungen.    II.  Band.    Leipzig,  Hiizel  1884      IV  u.   577   S. 

Dem  ersten  Bande  seiner  gesammelten  „Agrarhistorischen  Abhandlungen'-  hat  Haus- 
sen nach  4  Jahren  nun  einen  zweiten  ,  gleich  starken  ,  nachfolgen  lassen.  Zum  Teile 
sind  es  auch  hier  wieder  alte  Bekannte,  denen  wir  hegegnen  ;  die  Schilderung  landwirt- 
schaftlicher Zustände  früherer  Zeiten  in  nordfriesischen  Gegenden  und  die  Abhandlung: 
der  historische  Zug  in  dem  Landgemeindewesen  der  Herzogthümer  Schleswig  nnd  Hol- 
stein sind  Umarbeitungen  älterer  Aufsätze  ,  welche  teils  im  Neuen  staatsbürgerlichen 
Magazin,  teils  im  Kieler  Correspondenzblatt ,  im  Journal  für  Ivandwirtschaft  und  in 
Biernatzki's  Volksbuch  erschienen  sind.  Die  grosse  Abhandlung  über  ,,die  Ackerflur 
der  Dörfer"  ist  aus  den  beiden  Aufsätzen  umgearbeitet,  welche  H.  in  dem  38.  und  39. 
Band  der  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft  erscheinen  liefs.  Der  ,, Kommentar  zu  der 
Abhandlung  über  die  Trier'sche  Gehöferschaften"  ist  mit  namhaften  Erweiterungen  der- 
selben Zeitschrift  (Bd.  36)  entnommen.  Ganz  neu  sind  dagegen  die  umfafsenden  Mit- 
teilungen über  ,,die  Dorfwillküren  oder  Nachbarbeliebnngen  in  norddeutschen  Gegenden" 
und  die  Schilderung  landwirtschaftlicher  Zustände  früherer  Zeiten  auf  der  Halbinsel 
Sundewitt,  und  es  ist  daher  wohl  berechtigt,  dafs  wir  unsere  Besprechung  zunächst  an 
diese  anknüpfen.  Die  letztgenannte  Abhandlung  ist  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Schil- 
derungen, welche  H.  auf  Grund  seiner  vor  fünfzig  Jahren  gesammelten  Studien  über  die 
nordfriesischen  Gegenden  entworfen  hat.  Im  ganzen  trägt  sie  auch  denselben  Charakter 
der  historisch-statistischen  Beschreibung ,  welche  ja  bei  H.  in  ganz  besonderer  Weise 
ausgebildet  ist.  Doch  hat  diese  neue  Arbeit  unverkennbar  den  Vorzug  grösserer  Einheit- 
lichkeit und  besserer  Disposition  des  Stoffes ;  während  in  deu  älteren  Abhandlungen 
dieser  Art  der  Verf.  sich  oft  durch  das  massenhafte  Detail  von  dem  Hauptgedanken  seiner 
Darstellung  ablenken  läfst ,  hat  er  in  der  Schilderung  der  landwirtschaftlichen  Zustände 
von  Sundewitt  eine  generelle  landwirtschaftliche  Skizze  aus  einem  Gusse  hergestellt  und 
aus  dem  ihm  gewifs  auch  für  dieses  Gebiet  reichlich  verfügbaren  Detail  nur  einzelne 
charakteristische  Proben  angehängt ,  die  nun  die  allgemeine  Darstellung  erläutern  und 
bekräftigen,  ohne  sie  zu  beschweren.  Ist  damit  die  Abhandlung  gleichsam  ein  Paradigma 
für  ähnliche  historisch-statistische  Beschreibungen  kleinerer  landwirtschaftlicher  Gebiete, 
so  hat  sie  andrerseits  doch  auch  für  die  Kenntnis  von  der  allgemeinen  Entwickelung 
des  deutschen  Agrarwesens  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung.  Allerdings  gehören 
die  Sundewitter  dem  anglo-dänischen  Volke  an;  aber  mit  ihren  Geschicken  und  agrarischen 
Einrichtungen  sind  sie  doch  so  innig  verknüpft  mit  den  deutschen  Verhältnissen  der 
Herzogthümer,  dafs  sie  unbedingt  auch  für  die  deutsche  Wirtschaftsgeschichte  in  Betracht 
kommen.  Von  den  17  Dörfern  der  Halbinsel  sind  einige  als  Mutterdörfer  (Urdörfer), 
die  Mehrzahl  aber  als  Tochterdörfer  anzusehen,  welche  schon  im  frühen  Mittelalter  auf 
Feldmarken  von  Urdörfern  durch  gemeinschaftlichen  Auszug  von  einem  Teil  der  Feld- 
markgenossen oder  durch  Aufnahme  neuer  Ansiedler  auf  den  Gemeinheiten  gegründet 
wurden.  Die  Bonden  (Freibauern.  Gemeinfreien)  geriethen  im  Mittelalter  auch  auf  Sunde- 
witt in  Abhängigkeit  von  Adel  und  Geistlichkeit ,  verloren  die  eigne  Grundherrlichkeit 
ihrer  Hufen  und  behielten  nur  die  Nutzniefsung  ihrer  Stellen  gegen  Naturallieferungen, 
Dienste,  Geldzinsen  mit,  wenn  nicht  rechtlich  geschützter  .  so  doch  faktischer  Vererbung 
in  den  Familien.  Der  grundherrliche  Besitz  bestand  wesentlich  in  einem  Streubesitz 
von  Hufen.  Die  Grundherrlichkeit  hatte  materiell  nur  die  Bedeutung,  von  einem  Ver- 
mögen ein  Einkommen  in  der  Form  dieser  Zinsen  und  Dienste  sich  zu  sichern.  Daher 
fand  schon  im  Mittelalter  hier  wie  anderswo  ein  lebhafter  Umsatz  mit  einzelnen  Hufen 
statt.  Der  Ankauf  war  eine  Art  von  Kapitalanlegung  wie  jetzt  der  Erwerb  von  Staats- 
ohligationen,  Aktien  u.  dgl.  Einzelne  dieser  Grnndherrn  hausten  wohl  ,iuch  in  Sundewitt 
auf  ihren  Gütern ;  die  meisten  aber  waren  gar  nicht  dort  ansässig  und  bezogen  nur  die 
gutsherrlichen  F]inkünfte.  Erst  vom  16.  und  17.  Jahrhundert  an  wird  hier  das  Bestreben 
der  Grundherrn  bemerkbar,  die  Streuhufen  durch  Kauf  und  Tausch  zusammenzuziehen, 
um  daraus  Gutshöfe  zu  eigner  Administration  oder  zur  Verpachtung  an  Ökonomen  her- 
zustellen. Doch  wurde  hier  das  ,, Legen  der  Bauernhöfe"  nicht  so  gewaltsam  betrieben, 
wie  im  Osten  von  Holstein  und  Südschleswig.  Auch  wurden  die  zu  Hofdiensten  heran- 
gezogenen ehemaligen  Fästebauern  nicht  so  gedrückt  wie  dort.  Die  Geistlichkeit  lies  es 
beim  alten  Streubesitz  bewenden  ;  dagegen  wirkte  besonders  die  herzogliche  Verwaltung 
auf  Znsammenlegung  der  zur  Krone  gehörigen  Streuhufen  und  ebenso  bildete  sich  in  der 
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Zftit  zwischen  der  Mitte  de»  16.  und  17.  JalirliundcrtH  die  jjru.sse  Grafschaft  Kevcntlow 
Sandbcrj;.  War  es  so  im  Laufe  der  Zeit  ^eliint^en,  durcli  Kinzichunt;  zli^Hnlnlcn((ekaufter 
oder  (xctausditer  Hufen  ^Jut.shöfe  zu  erricliten,  so  blieb  doch  der  bäuerliche  Hufcnbestand 
der  (Jutshöfe  überwietiCMid  Streubesitz  so  dafs  Hufen  desselben  Dorfes  zu  verschiedenen 
Gütern  gehörten  und  die  Hufen  eines  und  desselben  Gutes  in  verschiedenen  Dorfern 
lagen.  Daraus  entstand  ein  Oewirr  von  Patrimonialgerichtsbarkeiten  ,  wie  wir  es  auch 
uns  anderen  Tlioilen  Deutschlands  zur  fJcnüge  kennen.  —  Während  nun  noch  viele  Be- 
sitzer von  Uittergütern  in  Holstein  ,  Mecklenburg,  Pommern  u.  s.  w.  ihre  ohnehin  schon 
gross(!ii  Jlofwirthscliuften  durch  weitere  Niedrrrlegung  von  Hufen  vergröfscrten  und  da- 
ilurcli  lue  An'/.)ilil  der  bäuerlichen  Wirtschal'teii  noch  mehr  verminderten  ,  wurde  in  ent- 
gcgengcsetzlor  Uichtung  in  der  zweiten  Hülfte  des  18  Jahrhunderts  in  den  Herzogthümern 
ein  neuer  Mittel-  und  Klcinbcsitz  durch  die  Parcellirutig  der  Domänialhöfu  geschaffen. 
Dabei  legten  die  (Grundherrn  gewöhnlich  um  den  alten  Haupthof  herum  eine  Stamm- 
parcelle  (meist  nnr  in  der  Grösse  einer  vollen  Hauernstclle)  aus,  und  schufen  im  Übrigen 
aus  dem  Domaniallande  Parcellcn  von  der  Grösse  mittlerer  Bauernstellen  bis  herab  zu 
ganz  kleinen  Parcellen  von  wenigen  Tonnen  Landes  zum  landwirtschaftlichen  Neben- 
erwerb von  Handwerkern  und  Tagelöhnern.  Die  Parcellen  wurden  unter  Auflegung 
eines  festen  Jährlichen  Kanon  zum  öffentlichen  Aufgebot  gebracht;  gleichzeitig  aber  die 
Krohndienstc  der  Domanial-  und  Gutsbauern  in  feste  Geldabgaben  convertirt,  die  Leib- 
eigenschaft aufgehoben  und  die  Banern  entweder  zu  P>igentümern  (auf  den  Domänen) 
oder  zu  lOrbpächtern  (auf  den  adeligen  Gütern)  gemacht.  Diese  Parcellierung  der  Do- 
manial- und  Gutshöfe  stellt  nicht  blos  einen  durch  die  frühere  Niedcrlegung  von  Hufen 
vernichteten  mittleren  und  kleineren  Grundbesitz  wieder  her,  sondern  schuf  auch  ge- 
wisscrmafsen  einen  neuen  Stand  von  Grundbesitzern  neben  dem  Bauernstand  der  Dörfer. 
Kleine  Rentner,  pensionirte  Beamte  und  Offiziere ,  Gewerbetreibende  ,  die  sich  aus  dem 
städtischen  Ijeben  zurückzogen  ,  wurden  Käufer  dieser  Parcellen  und  genossen  auch 
als  Besitzer  privilegirten  Hoffeldes  ,  im  Anfang  wenigstens,  gröfseres  Ansehen  unter  den 
Bauern.  Der  Hauptvorzug  dieser  neuen  Bauernstellen  war  aber  ihre  bessere  Arrondierung 
im  Vergleich  zu  den  Hufenwirtschaften  in  den  Dörfern  ,  welche  eben  gleich  anfänglich 
bei  der  Auslegung  derselben  hergestellt  wurde,  während  die  alten  Bauern  erst  später 
durch  sog.  Vermagschiftungen  eine  bessere  Gestalt  ihrer  oft  schlecht  geformten  Koppeln 
anstreben  mufsten.  Dieser  ganze  interessante  Entwickelungsgang  der  Grundbesitzverhält- 
nisse ist  nicht  ohne  An.alogien  in  anderen  deutschen  Gegenden,  aber  doch  bis  jetzt  noch 
so  wenig  klargelegt,  daPs  Hanssens  Darstellung  geradezu  eine  Lücke  in  der  Geschichts- 
schreibung der  norddeutschen  Agrarverfassung  ausfüllt. 

In  noch  höherem  Grade  gilt  das  aber  von  dem  zweiten  neuen  Beitrag  zur  Agrar- 
geschichte,  den  H.  in  diesem  Bande  geboten  hat ,  über  ,,die  Dorfwillküren  oder  Nachbar- 
beliebungen  in  norddeutschen  Gegenden''.  Die  Weisthümerforschung  hat  in  Norddeutschland 
bisher  bei  weitem  nicht  solche  Erfolge  aufzuweisen  ,  wie  in  den  Rheingegenden  ,  in  den 
süddeutschen  und  österreichischen  Landen.  Die  grosse  Sammlung  von  Grimm  und 
Schröder  hat  aus  dem  ganzen  Gebiete  von  Niedersachsen  nur  wenig  Stücke  aufgebracht  und 
auch  die  spätere  Nachlese  ist  unbedeutend  geblieben.  P]s  ist  aber  gar  kein  Grund  vorhanden, 
weshalb  die  niederdeutschen  Gemeinden  weniger  als  die  mittel-  und  oberdeutschen  ihr  Gewohn- 
heitsrecht in  geschriebenen  Satzungen  hätten  fixiren  sollen ;  vielmehr  müssen  wir  an- 
nehmen ,  dafs  bisher  nur  der  Mangel  an  systematischer  Sammlung  die  Schuld  an  so 
geringer  Ausbeute  trägt.  Ist  es  ja  doch  auch  in  anderen  Gebieten  Deutschlands  nicht 
anders  ergangen.  Grimms  Sammlung  belief  sich  (nach  der  Vorrede  zu  den  Rechts- 
alterthümern  1828)  auf  .387  Stücke  und  er  glaubte  ,.dafs  immerhin  noch  einige  hundert 
sich  aufbringen  lassen  würden ,  alle  zusammen  würde  ein  mäfsiger  Quavtband  oder  ein 
starker  Oktavband  fassen".  Die  von  ihm  aber  herausgegebene  durch  Maurer  und 
Schröder  ergänzte  Sammlung  (1840 — 1869)  beläuft  sich  schon  auf  2468  Weisthümern  in 
6  stattlichen  Oktavbänden.  Und  trotzdem  ist  auch  darin  nur  ein  kleiner  Teil  des  in- 
zwischen zugänglich  gemachten  Materials  enthalten.  Insbesondere  die  systematische 
Verzeichnung  und  Herausgabe  wie  sie  in  Oesterreich  durch  die  kais.  Akademie  der 
Wis.senschaften,  in  den  Rheingegenden  durch  die  Gesellschaft  für  Rheinische  Geschichts- 
kunde (K.  Lamprecht)  eingeleitet  worden  ist,  zeigen,  dafs  selbst  die  kühnsten  Erwartungen 
übertroffen  werden.  Und  so  wird  es  denn  auch  für  Norddeutschland  nur  des  ernsten 
Angriffs  bedürfen ,  um  auch  hier  den  ganzen  Reichthum  dieser  Quelle  zu  erschliefsen. 
Inzwischen  sind  die  16  Stücke  von  Dorfwillküren,  welche  H.  aus  Schleswig,  Oldenburg 
und   Sachsen  gesammelt    und    in    dem  vorliegenden  Bande    mitgeteilt  hat ,  ein   wertvolles 
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Beweisstück  für  diese  Annahme.  Es  ist  diese  Bereicherunjs;  des  Quellenschatzes  für  die 
Geschichte  der  Gemeindeautonomie  und  der  Agrarverfassunjr  insbesondere  aus  Nord- 
deutschland aber  auch  von  gröfstera  Belange ,  weil  sie  uns  erst  gestattet  zu  erkennen, 
wie  aufserordentlich  nahe  doch  die  Verhältnisse  des  Agrarwesens  im  Mittelalter  und 
selbst  noch  in  der  neueren  Zeit  überall  verwandt  waren,  wo  deutsches  Wesen  den  Grund- 
zug der  gesellschaftlichen  Ordnung  bildete.  Überall  ist  der  persönliche  Verband  der 
Nachbarn  ,  der  sich  auf  den  realen  Wohn-  und  Feldverband  stützt,  die  deutlich  erkenn- 
bare Quelle  der  gewohnheitsrechtlichen  Normen,  welche  allmälig  die  ganze  Summe  öffent- 
licher Interessen  in  ihren  Bereich  einbezogen ,  soweit  sich  dieselben  im  örtlichen  Kreise 
der  Gemeinde  erschöpften.  Dabei  ist  es  für  die  Ausbildung  solch  autonomer  Beliebungen 
ganz  unwesentlich,  ob  die  Nachbarschaft  auf  einer  altfreien  Markgenossenschaft,  oder  auf 
einer  grundhörig  gewordenen  Dorfschaft  beruhte  oder  etwa  erst  später  auf  grundherr- 
lichem Gebiete  durch  Zuweisung  einer  gemeinen  Mark  an  zinspflichtige  Gutsleute  geschaffen 
worden  ist.  Auch  im  Interesse  der  Grundherrn  lag  es,  den  Bauern  ihrer  grundhörigen 
Dörfer  die  Ordnung  ihrer  lokalen  Interessen  zu  überlassen,  wie  ja  überhaupt  dem  Geiste 
des  deutschen  Mittelalters  die  Konzentration  der  Verwaltung  fremd  war  und  die  örtliche 
Besonderheit  immer  mehr  hervortrat  als  das  Gemeinsame  in  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten. Darum  haben  sich  auch  solche  Gemeinden  leicht  ihre  lokale  Autonomie  erhalten, 
welche  in  die  Gewalt  verschiedener  Grundherrn  kamen ;  ja  es  hat  sich  wohl  auch 
gerade  diese  Gestaltung  der  Verhältnisse  als  förderlich  erwiesen,  als  die  Nachbarschaften 
anfingen,  mit  klarerem  Bewufstsein  und  stärkerem  Nachdruck  ihre  bäuerlichen  Interessen 
gegen  den  Druck  der  Vögte  und  herrschaftlichen  Verwalter  zu  vertheidigen.  Die  Nachbar- 
beliebungen  sind  nach  den  von  H.  vorgelegten  Beispielen  ebenso  wie  in  den  anderen 
Gegenden  inhaltlich  von  sehr  verschiedener  Ausdehnung ;  zunächst  immer  auf  die  Nor- 
mierung streitiger  Punkte  beschränkt,  während  die  wichtigsten  aber  unbestrittenen  Gebiete 
der  communalen  Ordnung  nicht  berührt  werden  ,  zeigt  sich  doch  vielfach  später  ein  ge- 
wisses Bedürfnis ,  das  Ganze  der  feld-  und  markgenossenschaftlichen  Ordnung  nebst 
der  Sicherheits-  Sitten-  und  Verkehrspolizei  in  einer  Art  von  System  zu  bringen  ,  das 
freilich  seinen  bäuerlichen  Ursprung  nicht  verleugnet.  Auch  der  Form  nach  werden  sie 
zuerst  wohl  immer  als  eigentliche  Weistümer  nur  Aufzeichnungen  über  das  von  den 
Kundschaftspersonen  gewiesene  Gewohnheitsrecht  sein  und  später  erst  den  Charakter 
eigentlicher  Kompilationen  des  Gewohnheitsrechtes  erhalten ,  das  dann  alljährlich  als 
Ganzes  der  Gemeinde  als  ihr  Recht  gewiesen  war.  Nicht  minder  ist  der  Entwicklungs- 
gang, den  die  Dorfautonomie  nach  H.  in  Schleswig  genommen  hat ,  auch  anderwärts  zu 
konstatiren ;  mit  dem  Beginn  der  Landesherrschaft  wird  zunächst  das  autonome  Recht 
der  Gemeinden  dadurch  eingeschränkt ,  dafs  die  aufkommenden  Landesrechte  auch  die 
besonders  wichtig  gehaltenen  Partien  des  Agrarrechtes  generell  einbeziehen  ;  dann  aber 
auch  dadurch,  dafs  die  Dorfwillküren  von  Seiten  der  Landesherrschaft  zunächst  bestätigt, 
dann  wohl  auch  unter  deren  Autorität  neu  redigirt,  und  schliefslich  nach  ihrem  Ermessen 
abgeändert  oder  gar  aufgehoben  werden.  Doch  ist  das  gänzliche  Verschwinden  dieser 
vielfach  wohl  auf  ein  Alter  von  tausend  Jahren  zurückzuführenden  lokalen  Ordnungen 
erst  in  unserm  Jahrhunderte  erfolgt,  nachdem  die  moderne  Staatsverwaltung  besonders 
auch  durch  die  Ausbildung  der  politischen  Ortsgemeinde  der  alten  Realgemeinde  das 
Gebiet  der  öffentlichen  Wirksamkeit  entzogen  hat.  Die  Benutzung  der  Dorfwillküren 
und  Weistümer  für  die  Bearbeitung  der  Agrargeschichte  ist,  wie  auch  H.  anerkennt, 
mit  besonderer  Vorsicht  vorzunehmen,  da  das  wahre  Alter  ihrer  einzelnen  Bestimmungi'u 
und  der  mehr  gelegentlich  als  systematisch  gewählte  Inhalt ,  aber  auch  die  in  der 
Unbildung  der  Bevölkerung  begründete  unklare  Formulierung  der  Sätze  die  Tragweite  der- 
selben oft  nicht  leicht  erkennen  lassen.  Insbesondere  wird  aber  die  erfolgreiche  Ver- 
werthung  des  Inhalts  der  einzelnen  Weistümer  abhängig  sein  von  einer  möglichst  voll- 
ständigen Kenntnis  der  früheren  Schicksale  des  Gemeinwesens ,  für  welches  in  einem 
Weistum  gleichsam  ein  Querschnitt'  seiner  agrarischen  Gesamtentwickehing  geboten 
wird.  Und  wie  viel  in  Hinsicht  auf  diese  ältere  Geschichte  der  deutschen  Gemeinde 
noch  zu  thun  ist,  das  zeigt  uns  H.  selbst  in  seinem  ,,Commentar  zu  der  Abhandlung 
über  die  Trierschen  Gehöferschaften",  der  so  viel  neues  und  wertvolles  Material  darbietet, 
dafs  darüber  selbst  die  Bedeutung  der  ursprünglichen  Abhandlung  in  den  Hintergrund 
tritt.  Die  Struktur  der  Gehöferschaften  ist  damit  wohl  ziemlich  klar  gelegt;  über  die 
Geschichte  derselben  aber  wird  ein  einigermafsen  abschliefsendes  Urteil  erst  zu  bilden 
sein,  wenn  Meitzen  und  Lamj)rccht  ihre  einschlägigen  Specialstudien  werden  veröffent- 
licht haben.  I  n  a  ra  a. 
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de  Carapebus,  J. ,  Notice  sur  les  ressources  minerales  du  Bresil.  Paris,  impr. 
Lahure,   1884.     8.     59  pag.   et  carte. 

F  i  g  u  i  e  r  ,  L.  ,  Le  raffinage  du  sucre  en  fabrique  et  ses  nouveaux  procedes.  Avec 
une  introduction  par  J.  Severin  sur  le  relevement  de  l'industrie  sucriere.  Paris  ,  impr. 
Lahure,    1884.     8.     59  pag.  avec  8  figures.     fr.   2.    — 

Fleury,  Fr.,  Solution  de  la  crise  agricole,  par  la  mobilisation  partielle  de  la 
propriete  fonciere.     Paris,  E.   Dentu,   1884.     gr.   in-8.     fr.   1.   — 

Hu,  F. ,  Le  bailliage  seigneurial  de  Pontlevoy ,  suite  de  notes  sur  la  vie  rurale 
dans  l'ancien  pays  blesois.  I.  L'impot ,  impots  royaux  et  droits  seigneuriaux.  Blois, 
impr.   Marchand,   1884.      8.     90  pag. 

Atti    della  giunta  per  la  inchiesta    agraria  e  sulle  condizioni   della  classe  agricola. 


Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Ueutschlands  und  des  Auslandes.     487 

Volume  XI :  Kelazione  del  Commissario  Fr.  Nobili-Vitelleschi  sulla  quinta  circoscrizione 
(provineie  di  Roma,  Grosseto ,  Perugia,  Ascoli-Piceno  ,  Ancona,  Macerata  e  Pesaro.) 
Tome  II.     Roma.   Forzani  e  C,  4.     XVI  — 1200  pp. 

5.     Gewerbe    und  Industrie. 

Asemissen,  O.,  Kleinstädte  und  Kleinstaaten  auf  industriellen  und  gewerblichen 
Gebieten.     Bielefeld,  Helmich,   1885.     gr.   8.  VI— 154   SS.     M.   2,75. 

Gothein,  E. ,  Bilder  aus  der  Geschichte  des  Handwerks  in  Baden.  Karlsruhe, 
G.   Braun'sche  Hofbuchhdl.,    1885.     gr.   8.     4-3  SS.     M.   0,75. 

Grafsl,  J.  B.,  Zur  Frage  der  Organisation  des  Kleingewerbes  und  des  genossen- 
schaftlichen Kreditwesens  wider  den  Druck  des  Geldmonopols,  in  neuer  Aufl.  hrsg.  von 
Fr.   Graf.     Leipzig,  G.  Kloetzsch,   1884.      8.     67   SS.     M.   1.  — 

Verein  zur  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  von  Handel  und  Gewerbe. 
Bericht  über  die  Verhandlungen  der  konstituierenden  Generalversammlung  am  1.  Oktober 
1884.     Berlin,  Druck  der  nordd.  Buchdruckerei,    1884.     gr.   8.     40  SS. 

Donneil,  E.  J.  ,  The  true  issue:  industrial  depression  and  political  corruption 
caused  by  tariif  monopolies;  reform  demanded  in  the  interest  of  manufacturers,  farmers, 
and  workingmen.     New  York,  G.  P.  Putuam's  Sons,   1884.      12.      279  pp.     $  0,25. 

Glen,  A.  ,  Penfold  on  Rating:  practical  remarks  on  the  principles  of  Valuation 
for  purposes  of  rating  as  applied  to  Land  ,  Mines  ,  Buildings  ,  Manufactories ,  Gas  and 
Water  Works,  Railways,  and  Tithe-Rent  Charge.  7'*»  editiou.  London  ,  Knight,  1884. 
8.      360  pp.      18|.   — 

Jaques,  W.  A.,  The  Establishment  of  Steel  Gun  and  Factories  in  the  United 
States.     Annopolis   1884.     8.     380  pp.  with  woodeuts  and   78   plates.     15|.   — 

Antoniotti,  P.,  L'industria  viticola  ed  enologica  nel  Piemonte :  eenni  popolari. 
2a    edizione.      Biella,   tip.   Amosso,   1884.      16.      185  pp.     1.   2.  — 

6.     Handel  und  Verkehr. 

Betriebsresultate  der  braunschweigischen  Eisenbahnen  vom  Jahre  1883. 
Veröflfertlicht  durch  die  Direktion  der  braunschweig.  Eisenbahn-Gesellschaft.  Braun- 
schweig, Vieweg  &  Sohn,   1884.     4.     88  SS.      (Nicht  im  Handel). 

Eger,  G.,  Eisenbahnrechtliche  Entscheidungen  deutscher  Gerichte.  Band  II: 
1.   April   1881   bis   1.   Febr.    1883.     Berlin,   C.  Heymann,    1885.     Roy-8.     XVII— 482  SS. 

Oldenburgische    Eisenbahnen.     Jahresbericht    über    die  Betriebsverwaltung  für 

1883.  Oldenburg,   Stalling,   1884.      4.     Mit  6   Tafeln  graphischer  Darstellungen. 
Protokoll    der    am   28.  Januar  1884  abgehaltenen    Plenarsitzung    der  Budapester 

Handels-  und  Gewerbekammer  No.  1 — 4 :  56  SS.  Budapest,  gr.  8.  (Übersetzung  des 
authentischen  ungar.  Textes.) 

Veredarius,  O.,  Das  Buch  von  der  Weltpost,  Entwickelung  und  Wirken  der 
Post  und  Telegraphie  im  Weltverkehr.  Heft  1.  Berlin,  H.  J.  Meidinger,  1885.  Roy.-4. 
(Vollständig  in  10  Lieferungen  k  5  Bogen,  illustriert  durch  Kupferstich ,  Farbendruck, 
Lichtdruck,  Heliogravüre  etc.  ä.  M.   2.) 

Fi  guier,  L.,  Le  telephone  ,  son  histoire ,  sa  description  ,  ses  usages.  Paris,  P. 
OUendorff,   1884.      16.     Ouvrage  orne  de   70  gravures.     fr.  3.   — 

Hugounet,  P.,  La  poste  des  Califes  et  la  poste  du  Shah.     Paris,  Ch.  Bayle  &  C, 

1884.  8.      103  pag. 

Lefevre,  H.,  Le  commerce.  Theorie,  pratique  et  enseignement,  suivi  du  diction- 
naire  du  commer9ant,  comprenant  tous  les  termes  de  commerce,  banque,  bourse,  tinance 
et  navigation  ,  le  droit  commercial ,  les  usages  des  principales  places,  etc.,  poids ,  me- 
sures  et  monnaies  etc.  Livraison  1.  Paris,  librairie  illustree ,  1884.  8.  (L'ouvrage 
sera  complet  en  50   livraisons  ä  25   Centimes.) 

—  La  comptabilite.  Theorie  pratique,  enseignement.  Paris,  librairie  illustree,  1884. 
fr.   12.   — 

Picard,  A.,  Les  chemins  de  fer  fran^ais,  dtude  historique  sur  la  Constitution  et 
le  regime  du  reseau.  (Debats  parlementaires,  actes  legislatifs,  reglementaires  admiuistra- 
tifs,  etc.)  Tome  VI:  Periode  du  19  juillet  1879  au  20  novembre  1883.  Conventions 
de   1883   (suite  et  fin.)     Paris,   Rothschild,   1884.     8.     853  pag.      fr.   40.   — 

Brassey,  Th.,  Recent  Ship  Building  Policy.  London,  P.  S.  King,  1884.  8. 
28  pp.      1|.   ^ 
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Cook,  K.  U.,  Manual  of  tlie  Highway  Laws  of  the  stat«  of  New  York.  5'*»  edi- 
tion,   by  (i.   k.    iJonnan.    Allmny,   I>.   I'arsons,    1884,      8       17      478   pp      $   liJiO. 

Danicii,  6.  (prof.)  Le  socictk  (tommereiali  csiMtcnti  c  il  nuovu  (Jodicc  di  com- 
mcrcio.  Diritto  traiisitorio :  Commorito  al  titolo  IX,  lih  1  «Iclle  Hoeietk  e  delie  asso- 
ciazioni   coinmerciali.     Volume  I.  Torino,   IJnione  tip.-editr.    1884.    8.    516    pp      1.   8.  — 

Ghclli,  G.  E.,  Notizie  c  dati  huUc  strade  l'errate.  Milano,  tip,  (i.  Civelli,  1884. 
8.      13'2   pp. 

()ri;!(ip'(,  BU'i^MUCH  ToprOBJiii  l'oi'.ciii  HO  EDpoiieiiCKOM  u  AaiflTCKoii  rpauHuaMX  3a 
1882.  (J,  IIcTcpfJypn.  1883.  4.  (Übersicht  de.-*  auswärti(<en  Ilniidnls  Rufilaiids  über 
die  europäi.siihen   und  a.siatischcn  Grenzen   für  da»  Jahr   1882) 

7.     Finanzwesen. 

H  aush  a  1 1  .s  c  ta  t  des  Bczirk.s  Untfir-i^lsaCs  tür  188.''>/8C.  (Ilezirksta(;  des  Unter- 
Elsafs,  Sitzung  von  1884.)  Strafsburg,  Buchdr.  von  U.  Schultz  &  C" ,  1884.  4  02  SS. 
Nicht  im   Handel. 

Kühne  mann,  E.,  l>ic  Stempel-  und  Erbschaftssteuer  in  Preufsen  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Provinz  Hannover.  2.  Aufl.  Hannover,  C.  Meyer,  1885.  8. 
VI— 394  SS.     M.   8.  — 

Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  Königreiche  Sachsen. 
Herausgegeben  vom  kgl.  sächsischen  Finanzministerium  Hand  I  Dresden  ,  C.  Hein- 
rich,   1884.      Imp.-8.      XIII— 482   SS.      M.   G.   — 

K  a  f  f  a  1  o  V  i  c  li ,  A.,  Die  russisdien  F'inanzeii  seit  dem  letzten  orientalischen  Kriege 
1876-  -  188.S.  Deutsche  Bearbeitung  mit  einem  Vorworte  von  M.  Reischer.  Leipzig  und 
Odessa,  Russischer  Merkur,   1884.     8.     63   SS.     M.   2.   — 

V.  Stein,  L  o  r. ,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.  I.  Teil:  Die  Finanzver- 
fassung Europa's.  Mit  spezieller  Vergleichung  Englands,  Frankreichs,  Deutschlands, 
Österreichs,  Italiens,  Rufslands  und  anderer  Länder.  5.  Aufl.  Leipzig,  F.  A.  Brock- 
hau.s,   1885.     8.     VI— 476   SS.     M.   8.  — 

Zander,  C,  Die  Verwaltung  der  Staatsschulden  im  Königreich  Preufsen.  Zu- 
sammenstellung der  bezüglichen  Gesetze  nebst  den  Motiven  und  Ausführungsbestim- 
mungen mit  Erläuterungen.      Hannover,  C.   Meyer,   1885.     8.     48  SS.     M.    1.  — 

Girard  (conseiller  gcneral)  ,  La  rt'partition  de  l'impot  mobilier  dans  le  Puy-de- 
Dome.      Riom,   impr.   Jouvet,    1884.      8.      8   pag. 

Dowell,  St.,  A  history  of  Taxation  and  Taxes  in  England  from  the  earliest  times 
to  the  present  day.  4  volumes.  (Vol.  I  :  Taxation  from  the  earliest  times  to  the  Civil 
War.  XVII— 279  pp.  Vol  II:  Taxation  from  the  Civil  War  to  the  pre.sent  day.  XX  — 
450  pp.  Vol.  III:  Direct  Taxes  and  Stamp  Duties.  XVIII — 379  pp.  Vol.  IV:  Taxes  on 
Articies  of  Consumption.  XVIII— 476  pp.)  London.  Longmans,  Green  &  C» ,  1884. 
8.     cloth.     £  2,17. 

8.     Geld-,   Bank-  und  Kreditwesen.     Versicherungswesen. 

Buchheim,  E.,  V^olkswohlstand  und  Volksgesundheit.  Wien,  G.  Szelinski.  1885. 
8.  VIII— 88  (behandelt  vorzugsweise  die  Lebensversicherung  und  ihre  volkswirtschaft- 
lichen Aufgaben.) 

Falk,  F.,  Reclitsgrundsätze  im  Versicherungswesen.  Aus  den  Erkenntnissen  des 
Reichsoberhandelsgerichts  und  Reichsgerichts  zusammengestellt.  I.  Teil :  Allgemeines 
und  Binnenversicherung.  Hamburg  u.  Leipzig,  Leop.  Vofs,  1885.  8.  VIII — 167  SS. 
M.   2,50. 

V.  Unruh,  Denkschrift  über  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  betreffend  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883  im  Kreise  Ploen  nebst  einem 
Anhange ,  enthaltend  eine  Zusammenstellung  und  Erläuterung  der  Befugnisse  ,  welche 
dem  weiteren  Kommunalverbande  (Kreistage)  durch  das  Gesetz  erteilt  worden  sind. 
Ploen,  W.   Hahn,   1884.     4.     48—4—20  SS.     M.   1.   — 

de  Delalande,  H.,  Traite  theorique  et  pratique  du  contrat  d'assurance  contre 
l'ineendie  (av.  la  coUaboration    de  A.   Couturier.)     Par.,  E.  Thorin,    1884.      8.     fr.  10.  — 

Fey,  E.,,  Code  des  assurances  sur  la  vie.  Manuel  pratique  de  l'assureur  et  de 
l'assure.  Examen  des  bases  de  l'assurance  sur  la  vie ,  ses  avantages  econoniiques  et  so- 
ciaux  ,  etude  juridique  des  dififerents  contrats  d'assurance  ,  de  leur  mecanisme  ,  des  obli- 
gations  qui  en  resulteut  et  des  effets  qu'ils  produisent ,  assurances  sur  l'Etat  etc.  Par., 
A.  Durand  &   Pedone-Lauriel,   1884.      12.     fr.   3,50. 
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Walras,  L.,  Monnaie  d'or  avec  billon  d'argent  regulateur  ,  principes  proposes  ä 
la  Conference  monetaire  internationale  pour  la  propogation  de  l'Union  latine.  Bruxelles, 
C.  Muquardt,  1884.  8.  16  pp.  (Extrait  de  la  Revue  de  droit  international,  numero 
du  1.   decembre  1884.). 

Bolles,  A.  S..  Practical  banking  and  banker's  common-place  book.  New  York, 
Homans  Publ.   0°,    1884.     8.      300  pp.     cloth.     |  3.   — 

Domett,  H.  W.,  History  of  the  Bank  of  New  York,  1784—1884.  2ed  edition. 
New  York,  G.   P.   Putnam's  Sons  1884.     8.    143   pp.   cloth.     ^  3.— 

Ford,  W.  C,  The  Standard  Silver  Dollar  and  the  Coinage  Law  of  1878.  New 
York,  Society  for  Political  Education,   1884.      12    2  +  32  pp.       $  0,20. 

Quarta,  A.,  II  credito  agrario  e  le  banche  di  emissione.  Roma,  tip.  della  Camera 
dei  deputati,   1884.      16.      200  pp.       1.  4.— 

9.  Soziale  Frage. 

Briefe  an  Hans  von  Bülow  von  Ferdinand  Lassalle  (1862  —  1864).  2.  Aufl. 
Dresden  u.  Lpz.,  Minden,   1885.     8.   80  SS.      M.  1.— 

D  ul  lo  (Stadtsyndicus),  Der  Postsparkassengesetzentwurf  und  die  Sparkassenreformen. 
Brandenb.   a.  d.  H.,  Lunitz,   1884.     8.     24   SS.      M.   0,60. 

—  Wider  die  Postsparkassen.  Brandenburg  a.  d.  H.,  P.  Lunitz,  1884.  8  24  SS. 
M.   0,60. 

George,  H.,  Soziale  Probleme,  deutsch  von  F.  Stöpel.  Berlin,  E.  Staude,  1884. 
8.      236   SS.    M.   3.— 

Hahn,  O.,  Das  Recht  auf  Arbeit  staatsrechtlich  und  volkswirtschaftlich  auf  Grund 
der  kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  November  erörtert.  Stuttgart,  W.  Kohlliammer,  1885. 
8.     XU— 362  SS.      M.   3,40. 

Mai  er,  W.,  Der  Staatssozialismus  und  die  persönliche  Freiheit.  Eine  Beleuchtung 
der  modernen  Rechtsbegrifie.     Regensburg,  J.   Habbel,  1884.     8      VIII  — 382   SS.      M.  4.— 

Peters,  H.,  Ein  Beitrag  zur  Lohnreform  unter  Zugrundlegung  der  sozialökonomischen 
Ansichten  von  Rodbertus-Jagetzow.     Tübingen,   H.   Laupp  ,   1884.     8.      67   SS.     M.    1,20. 

Richter,  G.,  Praktische  Anleitung  bei  der  Errichtung  und  Einrichtung  von  Kranken- 
kassen nach  dem  Reichsgesetz  vom  15.  Juni  1883.  Frkft.  a.  O.  Trowitzsch  &  Sohn, 
1884.     8.     90  SS.     M.  1.— 

Stoecker,  Ad.,  Christlich-sozial.  Reden  und  Aufsätze.  Bielefeld,  Velh.igen  und 
Klasing,    1885.     8.      LIV— 526  SS.     M.  6.— 

Tait,  W.  Cave,  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  Vereinigten  Staaten.  Tübingen, 
H.   Laupp,   1884.      8.     VIII— 178  SS.     M.   3.— 

Fawcett,   H.,  Travail    et  salaires.     Paris,  Guillaumin  &  Ce ,   1884.      12       fr.   3,50. 

Tal  Ion,  E. ,  Lois  de  protection  de  l'enfance  ouvriere ,  manuel  pratique  et  com- 
mentaire  de  la  loi  du  19.  mai  1874  sur  le  travail  des  enfants  et  des  tilles  mineures 
dans  l'industrie.     3^    edition.      Paris,  Pichon,   1885.      8.     594  pag.     fr.   6,50. 

Acland,  A.  H.  Dykes  and  Benj.  Jones,  Working  men  co-operators ;  an  account  of 
the  Artisau's  Co  operative  movement  in  Great  Britain,  with  Information  how  to  provide 
it.   London,  Cassell,   1884.      12.      136  pp.      l.|— 

Fish  er,  P.  ,  The  harvest  of  the  city  and  the  workers  of  to-day ;  with  an  intro- 
duction  by  R.  Sinclair  Paterson.  New  York.  R.  Carter  &  Bros.,  1884.  12.  5  -\-  252 
pp.  cloth.  Ä  1,  25.  (Sketches  of  the  many  missionary  societies  that  are  at  present  grapp- 
ling  with  the  evils  of  ,,outcast  London".) 

Gustafson,  Axel,  The  foundation  of  death  :  a  study  of  the  Drink-question.  Boston, 
Ginn,   Heath  &  Co.,   1884.      12.     3—31  +  582   pp.  cloth.     $  2.— 

Lowell,  Josephine  Shaw,  Public  relief  and  private  charity.  New  York,  G 
P.   Putnam's  Sons,   1884.      8.      111   pp.   cloth.     |  0,75. 

Platt,   Jam.,   Poverty.      London,   Simpkin,   1884.      8.      194   pp.      l.| — 

Report  and  evidence  of  the  Agricultural  Labourers  (Ireland)  Committee.  London 
1884.     Folio.     (Parliament.   paper)     3.1  — 

Self-help  for  Women  :  A  guide  to  business  ,  with  practical  directions  for  cstab- 
lishing  and  conducting  remunerative  Trades  and  Occupatious  suitable  for  Women  and 
Girls,  by   a  woman  of  business.     London,  J.   Hogg,    1884.      12.     120  pp.      1|6. 

Wolff,  M.  P.,  Food  for  the  million:  a  guido  for  starting  public  kitchens;  with 
Statistical  tables,  calculations  of  the  prices  of  36   dishes,  Statement  of  the  starting  expeuse, 
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tlie  ycarly  currcnt  expendilure ,  llie  (jross     und     net    profus    of   u    public   kiteben  ,    a  and 
({round   plun.      I.<ondon,   Low,    1884.   8.      4i6. 

Colajanni,  N.  ,  Soeiulismo  e  Muciolu^ia  criiiiinule.  i'arti;  |)riina :  il  soeialismo 
(Jatania,   h\   Tropen  edit.,    1884       16       400   pp.      1.   6. 

10.     Gesetzgebung. 

H  i!  r  tc  u  e  se  l /.  ,  ibis  uilt<euieiiie  ,  tüi-  die  |)reursisclien  .Staaten  vom  24.  Juni  180.0 
und  die  da.>i.^elbe  ergänzenden  und  abändernden  Ueicbs-  und  f>andeSKeset'/.e  nebst  Kin- 
leilunj;,  ausniiirlicliein  Koniinenlar  elc.  von  Ad.  Arndt.  Halle,  li.  Stricker,  188.').  8. 
Xll      376   SS.      ()rit,'.-Lwdbd.      M.   6.50. 

van  der  Hor^bt,  K. ,  Das  deut.sebe  Markenscbutzgesetz  vor  dem  Tribunal  des 
Reichs-Oberhaudeib-  und  des  keichsKcricbts.  Im  Aut'iratje  des  ,, Vereins  deutsclier  Nadel- 
labrikanteii"  zu  Aachen  vorwie^^eud  lür  den  Fabrik-  und  Handelsstand  berausi^ejjeben. 
Aachen,   J.  A.   Mayer,    1884.      8.      64   SS.      M.    1.— 

Die  recht  mühevolle  und  KC^';'''ckt  (jemaelite  Zusammenstellunj?  wird  den  Fabrikanten 
bicher  sehr  erwünscht  kommen,  da  sie  ihnen  Klarheit  darüber  versclialFt,  wie  die  ein- 
zelnen Gesetzespara({rai)hen  aufzufassen  sind.  Sie  wird  aber  auch  dem  Thecjretiker  An- 
halte  zur  Kritik   des  Gesetzes  bieten. 

(Je  setz  belrellend  die  Kinselzun^'  von  Ikzirks-Eisenbahnräten  und  eines  Landes- 
eisenbahn ratos  für  die  Staatseisenbahnverwaltunn  nebst  Auslührun>,'sbestimmunj,'en.  Berlin, 
€.  Heynuinn's   Verla«,    1885.      k()y.-8.      30  SS.      M.   1.— 

(icsetz,  bell  eilend  liie  KonmianditKesellschaften  auf  Aktien  und  die  Aktieiifresell- 
schafteu  vom  18.  Juli  1884.  l^lit  Erläuterungen  von  P.  Kayser.  Berlin,  H.  W.  Müller, 
1884.    gr.   8.    cart.    174  SS.     M.  4.— 

Handelsgesetzgebung  des  deutschen  Keichs  (einschliefslich  des  neuen  Aktien- 
gesetzes und  des  Seereebts  etc.)  6.  Autl.  Leipzig,  Kofsberg,  1885.  8.  XIV — 538 
SS.     M.   2,60. 

Kohlmann,  B.,  Die  Apothekengesetze  im  Königreiche  Sachsen  einschliefslich  der 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen.  Nebst  einem  Kcpertorium.  Leipzig,  Kofsberg,  1885. 
8.     IV— 42Ü  SS.     M.   6,40. 

Martin,  A.,  Das  Zivilmedizinalwesen  im  Königreiche  Baiern.  Vollständige  Samm- 
lung aller  hierauf  bezüglichen  und  zm-  Zeit  geltenden  Reichs-  und  Landesgesetze,  Ver- 
ordnungen etc.,  sowie  der  dazu  gehörigen  oberstrichterlichen  Erkenntnisse.  Band  I. 
München,   Th.   Ackermann,    1884.      gr.   8.      IV— 844   SS.      M.    16.— 

Pollitzer,  F.,  Das  Verhalten  des  allgemeinen  deutsehen  Handelsgesetzbuches  zum 
Inimobiliarvcrkebr.  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot,  1885.  8.  XII— 143  SS.  M.  3.20. 
Desjardins,  A.,  Traite  de  droit  commercial  maritime.  Tome  IV:  Traite  du 
connaissement  —  traite  des  avaries.  Par.,  A.  Durand  &  Pedone-Lauriel,  1884.  8.  fr.  7. — 
de  S  warte,  V.,  Traite  de  la  comptabilite  occulte  et  des  gestions  extra-reglemen- 
taires  :  l^gislation  ,  reglementation  ,  procedure ,  jurisprudence.  Nancy,  Berger-Levrault  &. 
Ce,   1884.     8.     XXX— 606   pag. 

L  a  b  ü  r  1  a  w  s  ,  of  the  commonwealth  of  Massachusetts  compiled  from  the  public 
Statutes  for  the  use    of   the  Bureau  of  Statistics    of  Labor.       Boston   1884.     8.     34  pp. 

l^awrence,  B.  E.,  Hi^tory  of  the  laws  afl'ecting  the  Property  of  Married  Women 
in  England  :  being  an  essay  wbich  obtaiued  the  Yorke  Prize  of  the  University  of  Cam- 
bridge.    London,  Reeves  &  Turner,    1884.     8.     5|. — 

P  a  1  e  y  ,  W.,  A  treatise  on  the  law  of  Principal  and  Agent ,  chiefly  with  reference 
to  mercantile  transactions.  4th  American  editiou.  New  York,  Banks  &  Bros. ,  1884.  8. 
50  +  474  pp.     $  5.— 

White,  E.,  The  laws  and  limits  of  Responsibility  for  individuals  and  compauies. 
London,  Stock,   1884.     12.      iL   — 

Sacerdoti,  A..  Diritto  dei  creditori  per  gli  atti  compiuti  dal  fallito  anteriormente 
alla  dichiarazione  del  fallimeuto.     Padova,  Drucker  e  Tedeschi  edit.  ,   1884.     8.     136  pp. 

1.   3.— 

van  den  Helm,  G.  L. ,  De  grondwet  opgehelderd  door  aauteekeningen ,  bevat- 
teude  de  literat'uur  en  jurisprudentie.     's  Gravenhage,  Gebr.  Belinfante,   1884.     8.  fl.  2,50. 

Riesz,  C.  H.  F.  ,  De  particuliere  landerijen  en  het  erfpachtsrecht.  Batavia,  Kolflf 
&   C«,   1884    8.     fl.  4,50. 
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11.     Staats-  und  Verwaltungsreclit. 

Gneist,  Rudolf,  Das  Englische  Verwaltungsrecht  der  Gegenwart  in  Vergleichung 
mit  den  Deutschen  Verwaltuugssystemen.  Dritte  nach  deutscher  Systematik  umgestaltete 
Auflage.  Erster  Band,  Allgemeiner  Theil.  1883.  S.  VIll,  439.  Zweiter  Band,  Heson- 
derer  Teil.      1884       S.  XVI,   443—1144.     Berlin,   Verlag  von  Julius   Springer. 

Seit  einem  Menschenalter  sind  die  grofsen  Arbeiten  Gneist's  über  das  englische 
Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  eben  so  sehr  au  dem  öflentlichen  Leben  Deutschlands 
beteiligt,  wie  sie  andererseits  im  Zusammenhange  damit  au  sich  selber  beständige  und 
fortschreitende  Wandlungen  vollziehen,  die  wiederum  durch  eine  Reihe  der  unmittelbar 
für  deutsche  Reformfragen  bestimmten  Einzelschriften  vermittelt  werden.  Die  letzte  Frucht 
dieser  Entwicklung  ist  die  hier  angezeigte  Arbeit.  Sie  erschien  in  ihrer  ersten  Form  als 
„Geschichte  und  Gestalt  der  Amter  in  England"  1857  —  Gneist  verglich  sie  mit  einem 
Gang  durch  den  Urwald.  Bedeutend  erweitert  erschien  sie  in  neuer  Bearbeitung  1867 
„Das  Englische  Verwaltungsrecht  mit  Einschlufs  des  Heeres,  der  Gerichte  und  der  Kirche, 
geschichtlich  und  systematisch";  welchem  im  J.  1863  der  andere  Hauptteil  des  ganzen 
Werkes,  die  Kommunalverfassung,  in  äliulichem  Umfange  und  entsprechender  Behand- 
lung voraufgegangen  war.  Gegenwärtig  ist  das  „Verwaltungsrecht"  — ■  im  Sinne  eines 
vergleichenden  Staatsrechtes  —  durch  Einführung  deutscher  Systematik  (Allgemeiner 
Teil  —  Besonderer  Teil)  abermals  neu  gestaltet  worden ,  nachdem  die  historische  Partie 
bereits  in  einem  voraufgehenden  Bande  (Berlin  1881)  sich  zum  ersten  male  zu  einer 
„Englischen  Verfassungsgeschichte"  entwickelt  hatte.  Es  bleibt  für  die  Zukunft  noch 
oflfen,  diese  fortschreitenden  Verbesserungen  auf  die  Systematik  auszudehnen,  welche  bis- 
her „Selfgovernment"  und  ,, Verwaltungsrecht"  sondert. 

Von  demjenigen  wissenschaftlichen  Gebiete  aus,  für  welches  die  vorliegende  Zeit- 
schrift bestimmt  ist,  kann  nur  so  zu  sagen  von  der  Seite  her  das  grofse  Werk  Gneist's 
gewürdigt  werden,  nur  von  jenen  Gesichtspunkten  aus,  bei  welchen  das  sog.  Verwaltungs- 
recht sich  mit  den  Aufgaben  der  Nationalökonomie  begegnet.  Weil  dieses  aber  für  die 
Mehrzahl  der  einzelnen  verwaltungsrechtlichen  Materien  zutrifl't,  so  ist  einem  Beurteiler 
aus  unserem  Fache  desto  reichhaltigere  Gelegenheit  geboten,  die  erstaunliche  Arbeitskraft 
zu  bewundern,  welche  es  möglich  gemacht  hat,  dieses  Tausenderlei  der  Materialien  zu 
bewältigen,  zu  ordnen,  fortschreitend  zu  ergänzen,  zuletzt  in  den  Zusammenhang  der  ge- 
wohnten deutschen  Theorie  zu  bringen.  Wer  die  Beschaffenheit,  wer  den  Wirrwarr  des 
englischen  Gesetzgebungsstoffes  kennt,  wird  doppelten  Grund  haben  zu  solcher  Bewunde- 
rung. Aber  in  dieser  Bewunderung  ist  zugleich  der  Grund  zur  Mäfsigung  der  Ansprüche, 
andererseits  die  Wurzel  mancher  Bedenken  zu  suchen  —  mancher  Bedenken ,  die  uns 
bei  der  ganzen  Disziplin  des  sog.  ,, Verwaltungsrechts"  aufzusteigen  pflegen.  Es  scheint 
nämlich  nicht  möglich ,  dafs  den  einzelnen  Materien  derjenige  Grad  des  eindringenden 
Verständnisses  zu  Teil  werde,  welchen  sie  beanspruchen  dürfen;  es  scheint  vielmehr, 
nach  dem  Mafse  menschlicher  Kraft,  bei  dieser  juristischen  —  blos  den  Wortlaut  der 
Gesetze  erfassenden,  Gesetze  ordnenden  —  Behandlung  der  Inhalt  der  einzelnen  Mate- 
rien zu  kurz  zu  kommen.  Wenigstens  liegt  demjenigen  solch  ein  Eindruck  nahe,  welcher 
bei  der  Behandlung  einer  einzigen  dieser  Materien  von  der  Überfülle  und  Mühseligkeit 
der  Aufgabe  durchdrungen  worden  ist  und  nun  in  dem  ,, Englischen  Verwaltungsrecht" 
zwar  die  achtbaren  Spuren  der  Aufmerksamkeit  auf  diese  Einzeluntersuchungen  wieder- 
findet, zu  gleicher  Zeit  aber  auch  die  Lückenhaftigkeit  nicht  übersehen  kann,  mit  welcher 
das  ,, Verwaltungsrecht"  sich  gegen  diese  abgefunden  hat.  Statt  einer  Anzahl  von  Bei- 
spielen ein  einziges!  Mit  staatsmänniscliem  Wohlwollen  wird  S.  956  bemerkt:  ,,Bei  der 
scheinbar  allzu  rücksichtsvollen  (!)  Behandlung  der  Eisenbahngesellschaften  ist  auch  nicht 
zu  vergessen,  dafs  die  wirtschaftliche  Lage  der  grofsen  Mthrzalil  nichts  weniger  als  eine 
günstige  ist  "  Ich  erlaube  mir  zu  erwidern,  dafs  man  gut  tluit,  dasjenige  so  sclinell  wie 
möglich  zu  vergessen,  was  total  unrichtig  ist.  Dioe  Bohaui)tung  ist  es  aber.  Denn  der 
durchschnittliche  Reinertrag  alles  in  englischen  Eisenbahnen  angelegten  Kapitals  ist  (ähn- 
lich seit  Jahrzehnten  wie  heute)  i^\^  Prozent,  wobei  der  Durchschnittsertrag  des  Aktien- 
kapitals ungefähr  auf  gleicher  Höbe  steht ,  wie  der  Durchschnittsertrag  der  Obliga- 
tionen —  also  beide  auf  dem  Gesammtdurchschnitt  von  4*|r  Prozent,  während  Konsols 
3  Prozent  geben  Die  fünf  gröfsten  Eisenbahngesellscliaften  enthalten  allein  fast  die 
Hälfte  des  ganzen  Aktienkapitals,  nämlicli  112  Mill.  Pfd.  Sterlg.  und  diese  liefern  durch- 
schnittlich 7  Prozent  Jahresertrag!  —  Ähnlich  wie  mit  diesem  Beispiel  verhält  es  sich  mit 
mancherlei  anderen,  worauf  hier  nicht  eingegangon  werden   kann. 
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Aber,  wi<!  );esuKt,  die  liilliKkeit  und  die  scliuldi({e  licwunderuuff  verbietet,  am  Mafs- 
htiibe  ilicscr  I)(rtiiil>  dii;  I{edvuluii({  d<-s  jjuir/.oii  Werkes  zu  iiiehiteii.  Dt-r  eiitsclieidendo 
Wert  desselben  lie^t  in  seinen  grossen  f Jrundj,'(!daiiken,  welche  hofTeiitlich  immer  tiefer 
eindringen   in   die    Überzeugungen    des   Stuatslebens.  G.    C. 

Fi)^dor,  S.  ,  Die  I'arliinientswis.tenschart.  1.  Die  parlamentiiri^cho  Taktik  Her- 
lin,    l'uttkummer  &.  Müblbrecht,    1885.      8.      VI      !t9   SS.      M     2,40. 

G  e  .s  c  li  H  f  t  s  t  b  ii  t  i  >;  k  e  i  t  des  deutschen  l{(;icb>tat;es.  Übersicht  der  -  in  der 
IV.  Session  der  V.  I.eKisluturperiode  vom  6.  Miirz  1884  bis  28.  Juni  1884.  Herliii 
4.      4  95  SS.      Nicht   im    Handel. 

V.  Neumann,  L.  (Frh.),  Grundrifs  d(!»  Iieuti)<<-n  europäischen  Volkerrechtes 
3,   Aufl.      Wien,    W.    Uniuuiüller,    188.^       8       X      204   SS       M.   3    — 

lliefs,  L.  ,  (ic'scliiclite  des  VN'ulilrechts  zum  eni^ÜMdicn  I'arlawir-nl  im  Mittelalter. 
LüipziK,   Duncker  &   Humblot,    1884.      8.      X-  llß  SS.      M.    2,80. 

Seydel,  M..  Hayerisches  Staatsrecht.  Hand  I.  München,  Tb.  Kiedel  ,  18«4 
gr.  8.      IX- 658  SS.     M.    12.    — 

C  hörest,  A.  ,  La  chute  de  riTiicicn  re),'iine  (1787  17H9.j  -j  vols.  Paris,  Ha- 
chette  &  C«,    1884.      8.      fr.   15    - 

Macd,  G.  ,  La  police  parisiennc.  Le  service  de  la  surete.  Fari.s ,  Charpentier, 
1884.      in   -18  j<^sus       fr.  3,50. 

Poudra  et  Pierre,  Lois  constitutionnelles  de  la  röpublique  rran9aiae  ,  annotes 
et  mises  au  courant  de  la  dernifere  revision.  Paris,  Quantin,  1884.  in  -18  Jesus.  71 
pag.     fr.    1,60. 

Channing,  K. ,  Town  and  county  government  in  the  Engüsh  colonies  of  North 
America:  the  Toppan  prize  essay  for  1883.  Baltimore  1884.  8.  57  pp.  $  0,50. 
(Johns  Hopkins    IJniversity   studies,   2'1    series  No.    10.) 

Ferguson,  J,  H. ,  Manual  of  International  Law,  for  the  use  of  navies,  colonies, 
and   consulates.      6   parts  =   2  vols.      London,   Whittingham,   1884.      8.      24 j.   — 

Flower,  F.  A.  ,  History  of  the  Repuhlican  Party;  embracing  its  origin,  growth, 
and  mission  ;  with  appendices  of  Statistics  and  Information.  Springlield  (Illinois)  1884. 
8.     XVI— 623  pp.      12|.   — 

Forzano,  S.,  Studii  sulle  rifornie  amministrative  Messina,  G.  Capra  &  C, 
1884.     8.     1.   2.  — 

12.     Statistik. 
Deutschland. 

Beiträge  zur  Forststatistik  von  Elsafs-Lothringeu.  Heft  1  Strafsburg,  K.Schultz 
&  Co,    1884.     gr.   8.     IV— 80  SS. 

Beiträge  zur  Geschichte  und  Statistik  des  Taubstummenbildungswesens  in  Preu- 
fsen.  Berlin,  W.  Hertz,  1884.  8.  (Separatabdruck  aus  dem  ,,Centralblatt  für  die  ge- 
samte Unterrichtsverwaltung  in  Preufsen",  Jahrg.    1884).     276  SS. 

Beiträge  zur  Morbiditätsstati.^tik  Bayerns,  1883.  1.  Morbiditätsstatistik  der 
Oberpfalz,  von  Hofmann  München,  1884.  Imp.  -8.  20  SS.,  8  Kartogramme  und  2 
graph.  Tableaux  in  gr.  I'olio.  (Beilagenheft  zur  Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  Sta- 
tist. Bureau,   Jahrg.  1884.) 

Bezirkstag  des  Unter-Elsafs.  Sitzung  von  1884:  (Statistischer)  Verwaltungs- 
bericht und  Vorlagen  des  Bezirkspräsidenten.  Strafsburg,  Buchdr.  v.  R  Schultz  &  C», 
1884.     4.     8  —  311    SS.     Nicht  im  Handel. 

Preufsische  Statistik.  (Amtliches  Quellenwerk.)  Hrsg.  in  zwanglosen  Heften 
vom  kgl.  Statist.  Bureau  in  Berlin.  Heft  LXXXI:  Die  Ergebnisse  der  Ermittelung  der 
landwirtschaftlichen  Bodenbenutzung  und  des  Ernteertrages  im  preufsischen  Staate  im 
Jahre  1883.  Berlin,  Verlag  des  kgl.  stallst.  Bureaus,  1884.  Roy.  in  -4.  LXXIII— 
171   SS.     M.   6,40. 

Statistik  des  Herzogtums  Sachsen  -  Meiniugen.  Heft  13.  Inhalt:  Die  Anbau- 
erhebung vom  Sommer  1883.  Meiningen,  Keyfsner'sche  Hofbuchdruckerei,  1884.  kl.  4 
(S    340—431.)'   Nicht  im  Handel. 

Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeaugelegenheiten  in  der  Stadt  Posen.  Be- 
richt über  das  Verwaltungs.jahr  vom  1.  April  1883  bis  31.  März  1884.  Posen,  Buch- 
druckerei von  Decker  &  C",   1884.     4.      130  SS      Nicht  im  Handel. 
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Frankreich. 
Statistique   de  la  France      Nouvelle  serie  tome  XI:    Statistique  annuelle,  annee 
1861.      Paris,  imprim.   nationale,    1884.     Folio.      CXXIV— 417  pag. 

England. 
Agricultural    returns  of  Great  Britain ,    with    abstract    returns    for    the  United 
Kingdom,   british   possessions,  and   foreign   countries,   1884.      London,   printed   by  Eyre   & 
Sjiottiswoode,    1884.     8.     VI — 165  pp.      (Parliament.  paper  by  command.) 

Ost  er  reich. 

Handbuch,  statistisches ,  der  kgl.  Hauptstadt  Prag  mit  Wysehrad  und  der  Vor- 
orte  Holesowic-Bubna  ,  Karolinenthal,  Smichow ,  kgl.  Weinberge  und  Zizkow  für  das 
Jahr  1882.  Herausgegeben  von  der  statistischen  Kommission  der  kgl.  Hauptstadt  Prag 
samt  Vororten  unter  Redaktion  des  Direktors  des  städtischen  statistischen  Bureaus, 
Jos.  Erben.  Neue  Folge,  2.  Jahrgang.  Deutsche  Ausgabe.  Prag,  Verlag  der  statisti- 
sL'lien  Kommission,   1884.     Roy. -8.     XV — 351    SS. 

Österreichische  Statistik,  herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Zentral- 
kommission. Band  VI,  Heft  4:  St.-itistische  Übersicht  {XV  )  der  Verhältnisse  der  öster- 
reichischen Strafanstalten  und  der  Gerichtsgefängnisse  im  Jahre  1882  ,  bearbeitet  im 
k.  k.  Justizministerium  XXVI — 104  SS.  Band  VJI,  Heft  2  :  Wareueinfuhr  iu  das  all- 
gemeine Österreich. -Ungar.  Zollgebiet  im  Jahre  1883.  89  SS.  Wien  ,  k.  k.  Hof-  und 
Staatsdruckerei,   1884.     Folio. 

W  i  r  t  h  ,  M.  ,  Ungarn  und  seine  Bodenschätze.  Statistisches  Handbuch  ungarischer 
Laudeskunde  nach  amtliehen  Quellen.  Frankfurt  a/M.  ,  J.  D.  Sauerländer,  1885.  8. 
VIII— 489   SS.     M.   8.  — 

Ru  fsland. 

Jordan,  P.  ,  Ergebnisse  der  baltischen  Volkszählung  vom  29.  Dezember  1881 
Teil  II.  Ergebnisse  der  ehstländischen  Volkszählung,  Band  3 :  Die  Zählung  auf  dem 
flachen  Lande.      Lieferung  1.     Reval   1884.     4.      99   SS. 

Italien. 

Dizionario  geografico  postale  del  Regno  d'Italia ,  compilato  dalla  Direzione  ge- 
nerale delle  Poste.     Roma,  E.   Perino,    1884.     gr.  in  -8.      734  pp.   ä  2  colonne.      1.  10.  — 

Ledda,  S. ,  Note  di  topografia  e  statistica  medicostorica  del  comune  di  Sanluri. 
Cagliari,  tip.   Alagna,    1884.      8.      230  pag      1.   3.   — 

(Torre,  F.),  Della  leva  sui  giovani  nati  nell'  anno  1863  e  delle  vicende  del  R. 
esercito  dal  1.  ottobre  1883  al  30  giugno  1884  Roma  1884.  Roy.  in  -4.  (Offizieller 
Bericht  an  den  Kriegsminister  über  die  Rekrutierungsergebnisse  im  KR  Itnlicn  hinsicht- 
lich der  1863   geborenen  Mannschaften  mit  über   100  statistischen  Tabellen  ) 

Belgien. 

C  h  e  m  i  n  s  de  fer  ,  postes,  tölegraphes,  marine  (de  la  Helgique.)  Rapport  presentc 
aux  chambres  legislatives  par  le  Ministre  des  travaux  publics  Bruxelles  ,  impr.  Fr. 
Gobbaerts,    1884.     Folio.     XI— 126  pag.  av.  carte. 

Statistique  de  la  Belgique.  Tableau  general  du  commerce  avec  les  pays  etran- 
gers  pendant  l'annee  1883,  publie  par  le  Ministre  des  finances.  Bruxelles,  impr.  F.  Haye/., 
novembre   1884.     Imp.   in   -fol      XL — 254  pag.  av.   2   tableaux  graphiques. 

Statistique  du  mouvement  de  l'etat  civil  et  de  la  population  du  royaume  de 
Belgique  pendant  l'annee  1883.  Publicatiou  du  Ministöre  de  l'int^rieur  et  de  l'instrut  - 
tion   publique.      (Bruxelles.)      1884.      Roy.   in   -4.      52   jiag. 

Schweden  und  Norwegen. 
Bidrag  tili  Svcriges  officiela  Statistik  L.  Statens  jernvägstrafik.  (Berättelse  22'') 
för  ,Tr  1883  (Schwedische  Staatseisenbahnstatistik  für  1883.)  Stockholm  1884.  4. 
120  pp.  M.  Postverket.  (Berättelse  19  ii.  i  20  i.)  lör  aren  1882  —  83.  Stockhohn 
1884.  4.  12  i  56  pp.  i  «  diagr.  N.  Jordbruk  och  boskapsskötsel.  (Berättelse  för 
är  1882  )  Stockholm  1884.  4.  190  pp.  (Schv.  edische  Agrarstatistik  für  1882.)  1'. 
Undorvisningsvä^endet.  (Berättelse  2  för  läsearet  1876 — 77.)  Stockholm  1884.  1. 
VII  — 196 — 2.01   pp.     (Enquete  über    das  schwedische  Elementarunterri(  htswesen    in    den 
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Jjiliren  187«— 77.)  S  Allniiinnii  iirlieten  (Hi-rättelse  12  för  ,'irel  1883.)  Stockholm 
1884  4.  107  |)|)  (Stiiti^lik  dir  od'entli.  Iien  Mmiten  in  Scliwcden  für  das  Jahr  1883.) 
Norj^fcs  oHicicili;  St!lli^tik.  Ny  Kinkke,  ud(^ivcn  i  Aarct  1884,  H.  No  1:  Th- 
heller  vedkomnicnde  Noi^e.-,  Kriniiniil>tjiti.-.tik  for  Aiiiet  1881.  8M  pj*.  H.  No  2:  Ta- 
Ixdlcr  veflkomincndo  Skiftevue.-.enel  i  Nor({e  i  Aarel  1881.  (Norweg.  Konkur^stati.stik.) 
;i4  i»|).  C.  No.  3''':  Tfibcller  vedkoniinende  Nordes  Handel  i  Aarct  1883.  XVI  -  161  pp. 
C!.  No.  .'J'i :  T;il)t'llcr  vedkuniiiicnde  Ncjrije.s  Skih-tfart  i  Aaret  1882.  Xll—  160  pp.  C. 
No.  6'':  Over>ii>;t  over  Sind.s.sytjeasylerne.s  \'irk»omhed  i  Aarene  1881  — 82.  (Norwcg. 
Irreuliaiisstnti.slik  liir  1881—82)  IV  —  70  oj,'  IV  58  pp.  C  No.  8 :  De  onnntligc 
.lernlmncr  (Norw.  Kis(nl>ahnst;iti.stik  liir  die  Zeit  vom  1  Juli  1882  -  30.  Juni  1883). 
31— 21.'t — 58  pp.  I).  No  2:  Tabcllcr  vedkoinnieTidc  Nor({c.s  Sparehankcr  :  Aarct  1883 
VII— 46  pp  V  No.  1  :  Den  nor.ske  StatstelcKrafs  Statistik  for  1883.  62  pp.  Chri- 
stiania  1884.     4. 

Amerika.      Vereinigte  Staaten. 

Hirths,  Marriaffcs,  and  Deaths  in  the  commonwealth  Tot  Massachu.setts.)  Kejjistry 
und  return.  XLII.  liej)ort  for  the  ye:ir  1883,  together  with  the  rejjort  relating  to  the 
retiinis  of  Lihels  for  l>ivorcc  for  the  year  1883  Boston,  1884.  8.  XI  — 161  — 
CXCIll   pj). 

Census  of  the  United  States.  Volume  VII:  Report  on  Valuation  ,  Taxation,  and 
Public  Indehtedness  in  the  United  States  as  returned  at  the  lO'h  Census  (June  1,  1880), 
compiled  undcr  tlic  direction  of  R  P.  Porter.  Washington  1884  4  VIII  —  !»()9  pp. 
vvitl)  inajis  und  plates.  —  Volume  VIII :  The  Newspaper  and  Periodical  Pres.«,  by  S. 
N.  D  North;  Alaska,  its  ijopulation  ,  industries,  and  resources .  by  Ivan  Petroff;  the 
Seal  Island  of  Alaska,  by  H.  W.  Elliott;  Shipbuilding  Industry  in  the  United  States, 
by  II.   Hall.     Washington   1884.     4.      1189   pp.   with  maps,   plates,  and  woodcuts. 

National  Convention  of  the  State  Labor  Statistical  Bureaus,  hcld  at  St.  Louis, 
Missouri,  June  9—11,    1884.      Cohunbus  (Ohio)   1884       8.      23   pp. 

Nimmo,  J.,  Annual  rei)Ort  on  the  Foreign  Commerce  of  the  United  States  for 
the  fiscal  year  ending  June  30,    1884.     Washington   1884      8.      105  pp. 

Report  of  the  Commissioner  of  Education  for  the  year  1882 — 83.  Washington 
1884.     8.    CCXCIll— 872  pp.   (pag.  315     872:   Statistics  of  Education  for  the  year  1882.) 

Wright,  C.  D.,  Rej)ort  made  to  the  national  Convention  of  chiefs  and  commis- 
sioners  of  State  Hureaus  of  Statistics  of  Labor,  hold  at  Columbus  ,  Ohio,  Sept.  26. 
1883.  Boston.  8.  23  pp.  (Enthält  eine  Geschichte  der  Publikationsthätigkeit  des 
Massachusetts  Bureau  of  Stati.stics  of  Labor  seit  1869.) 

Amerika.     Argentinische  Republik. 

Estadj'stica  del  comercio  y  de  la  navegacion  de  la  repüblica  Argentina  cor- 
respondiente  al  ano  1883.  Publicacion  oficial  Buenos-Aires ,  Stiller  &  Laass ,  1884. 
Roy.   in-8      XXIII— 317   pp 

(L  a  t  z  i  n  a ,  F.)  Resümenes  generales  y  preliniinares  en  cifras  absolutas  y  rela- 
tivas  del  Censo  escolar  nacional  etc.  Buenos  Aires  1884.  Roy.  in-8.  XXV  —30  pp. 
(Resultate  der  Ende  1883  und  Anfang  1884  in  der  Argentinischen  Republik  aufge- 
nommeneu statistischen  Erhebungen  über  das  öffentliche  Schulwesen,  mit  Einschlufs  des 
Unterrichts  der  Taubstummen  und  Blinden   etc.) 

West-    und    Ostindien. 

Sinclair,  A.  B.  and  L.  R.  F  y  f  e ,  The  handbook  of  Jamaika  for  1884 --85. 
London,  Stanford,   1884.     8.     8|.   — 

Statistical  abstract  on  British  India  1873—4  to  1882—83.  London  1884.  8. 
(Parliament.  paper.)     1|5. 


Die  periodische  Presse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 
Bulletin  du   Ministero  de   l'agriculture.      Ille    Annee,    1884   N"    7:   Rapport   sur   la 
suppression  de   l'oeuf  d'hiver  du  phylloxera,  par  Balbiani.  —   Le  credit  agricole  eu  Au- 
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triche-Hoiigrie,  par  (le  comte)  Foucher  de  Careil.  —  De  la  reunion  des  parcelles  territo- 
riales en  Allemagne.  1 — IV.  (I:  Des  moyens  employes  pour  combattre  le  parcellement 
en  pieces  eparses  des  domaines  ruraux  ,  par  Tisserand  ,  avec  2  planches.)  —  Rapport 
sur  I'industrie  laitifere  dans  la  Prusse  Orientale,  par  L.  Duplessis.  —  Rapport  sur  la 
sericiculture  en  Pologne,  par  Boyard.  —  Rapport  sur  la  culture  du  pommier  et  la  fabri- 
cation  du  cidre  dans  les  provinces  de  Guipuzcoa  et  de  Navarre  ,  par  Thibouville.  — 
Production  sericicole  de  l'Italie  de  1880  k  1883.  —  L'insalubrite  des  viandes  salees 
americaines,  par  Clavery.  —  Rapport  sur  des  experiences  faites  aux  Etats-Unis  sur  di- 
verses Varietes  de  bles,  par  Truy.  —  Note  sur  la  Situation  du  betail  aux  Etats-Unis  au 
commencement  de  1884,  par  le  Departement  de  l'agriculture  ä  Washington.  —  Note 
sur  l'influence  du  developpement  de  I'industrie  sur  la  valeur  venale  des  terres ,  de  la 
ferme  et  le  revenu  de  l'agriculteur  aux  Etats-Unis,  par  H.  Grosjean.  —  Note  sur  les 
salaires  de  l'ouvrier  agricole  aux  Etats-Unis  au  commencement  de  l'annde  1884,  par 
H.  Grosjean.  —  Rapport  sur  l'Exposition  internationale  des  produits  et  engins  de  peche 
de  Londres  en   1883,  par  E.  H.   Sauvage  (suite).   —  etc. 

Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee.  Novembre  1884.  A.  France: 
Les  engagements  du  Tresor  au  1er  janvier  1884,  av.  diagramme-  —  La  caisse  des  ly- 
cees,  Colleges  et  ecoles  primaires.  —  Le  mouvement  des  impots  - —  Le  commerce  exte- 
rieur  de  la  France.  —  Le  tarif  des  contributions  indirectes.  —  Le  commerce  exterieur 
en  1883-  —  B.  Etranger:  Le  budget  tunisien.  —  La  conversion  des  rentes  3^  en  Ang- 
leterre.  —  Les  banques  anglaises.  —  L'industrie  du  sucre  (1853—83)  en  Angleterre.  — 
Le  commerce  exterieur  en  1883  d'Allemagne  Resultats  detinitifs.  —  Le  prix  de  l'ar- 
gent  en  Allemage,  (bearbeitet  nach  dem  Ad.  Soetbeer'schen  Artikel  in  den  „Conrad'schen 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik").  —  Le  projet  de  budget  commun 
pour  1885  et  le  projet  de  budget  hongrois  pour  1885  d'Autriche-Hongrie.  —  Le  com- 
merce exterieur  des  Etats-Unis.  —  etc. 

Journal  des  Economistes  Novembre  1884:  Constitution  d'une  ligue  anti-pro- 
tectionniste.  —  La  Situation  de  l'agriculture  en  1884,  par  F.  Bernard.  —  Les  monnaies: 
la  reforme  monetaire  en  Allemagne.  Passage  du  double  etalon  ä  l'etalon  unique,  par 
C.  Cayla.  —  Revue  critique  des  publications  economiques  cn  langue  francjaise ,  par 
Rouxel.  —  Le  28«  Congres  des  sciences  sociales,  par  H  Tache  —  Le  17^  Congres 
des  Trades  Unions ,  par  L.  Kerrilis.  —  Necrologie:  M.  Fawcett  (1833—1884.)  —  Le 
capital  de  Karl  Marx  et  la  critique  de  M.  Block ,  par  P.  Lafargue  —  Manifeste  pro- 
tectionniste.  —  Un  nouvel  iuipot  d'un  milliard,  par  G.  de  Molinari.  —  La  question  du 
pain  ä  Paris.  —  Propositioiis  communalistes  des  citoyens  Vaillant  et  Chabert.  —  So- 
ciete  d'economie  politique.  Reunion  du  5  novembre  1884.  Necrologie:  M.  Marguerin. 
Communications:  3^^^  serie  des  Conferences  de  la  Societe  de  >tatistique  Le  cours  d'eco- 
nomie politique  du  Conservatoire  des  arts  et  metiers.  L'exposition  agricole  de  Hongrie 
en  1885.  Discussion  :  Du  role  et  de  l'avenir  de  la  petite  et  de  la  grande  Industrie  — 
Societe  de  statistique  de  Paris.  —  Comptes  rendus.  —  Chronique  economique :  Les  filateurs 
de  coton  et  les  metallurgistes.  —  L'admission  temporaire  des  fils  de  coton  reclamee 
par  les  rubaniers  de  Saint-Etienne  et  les  tisseurs  de  l'Isere.  Le  retablissement  de  la 
taxe  du  pain.  Vote  de  la  reunion  des  boulangers  contre  le  maximum  du  prix  du 
pain  etc.   — 

Moniteur  des  assurances ,  le.  Tome  XVI,  15  novembre  1884,  N*  194:  Assu- 
rance  sur  la  vie  en  France.  Redaction  des  comptes  rendus.  Benefices  des  compagnies, 
par  W.  Rey.  —  Simples  reflexions  ä  propos  d'une  petitiou  au  Senat.  —  L'assurance 
sur  la  vie  en  Allemagne  en   1883.  —  etc. 

Revue  generale  d'administration.  Vlle.  Annee,  octobre  et  novembre  1884:  Les 
syndicats  professionnels.  Des  conditions  du  travail  sous  les  differents  regimes ,  par  Ch. 
Brunot  (Article  L  et  suite.  —  De  l'origine  des  armees  permanentes  en  Europe  (suite 
et  fin),  par  J.  De  la  Chauvelays.  —  Situation  du  service  des  enfants  assistes  ,  par  L. 
M.  —  Chronique  de  Belgique :  La  nouvelle  legislation  sur  l'instructiou  primaire.  — 
Chronique  d'Italie:  Pensions  civiles.  Medecins  morts  vietimes  de  leur  devouement  en 
cas  d'epidemie.  Recensement  par  professions  de  la  population  italienne  et  des  proprietes 
privees.  -  Chronique  de  l'administration  fran<,'aise :  Enseignement  des  sourds-muets.  Co- 
lonies.  Inde,  monnaie,  divorce;  Senegal,  police  sanitaire.  Heures  de  travail  dans  les  ad- 
ministrations  publiques.  E]nfants  moralement  abandonn^s  de  la  Seine  Les  peches 
maritimes  en  1883.  Travail  des  enfants  dans  les  manufacturcs.  —  Chronique  d'Autriche- 
Hongrie  :  Le  congres  des  avocats  autrichiens.  —  Les  travaux  des  conseils  de  prefecture 
en  1883,  par  P.  D.  —  etc. 
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I{  o  V  ii<-  injiiitimi-  <t  coldtiiMlf  F>ivrnisr,n  278:  nnvomlirc  1884:  I/AriKleterrc  dans 
In    MofiitfMTiiiit'c  ,   |i!ir   Ki<"s.siii(^«r.  Lfs   iiiLssioiis  (■irciim|)r)|Hirr!s  internatiormlos ,    par  A. 

Hc.llot.  ~  Opirations  iiiiiriliinfs  i\o.  rcxinWlitioii  des  Aiißlnis  on  KRyplc,  par  H.  DurasHier. 
Fjh  inariiio  et  Ics  troiipt-s  coloninlcs  cn  Cocliinchiiin,  par  A.  Koiiiiiais  <?t  A.  I'aulu.s.  -  — 
Afliniiiistratioii  do  la  inariiio ,  par  Ni-voii  (suitr;  )  --  Souvenirs  d'iiiif;  carnpHK'"'  daii»  le 
L(!Viiiit.  I^a  (hi'.vo.  eil  1H83,  par  M  flirard  (suite.)  —  La  valeiir  ecunoinique  de  la  vie 
liiiiiiaiiie  ,    par    .J.    Rcx-Iinril.  M/tf^droloRie    du    Soudaii.      I.n    saison    seche    au     fort  de 

Kita  cn    1882.   jiar   K.  Diipouy.  f;iirrmif|ue:   Kesurrection   de   la  flotte  de   la  rner  noir*  . 

(Marine    Kusse  )      Cmiim!    nüirilinic    «je   Oonstadt   ;i   Siiint-Prtersliourf,'.    —    ctc 

H.      K  n  p  1  a  n  d. 

(■  o  n  te  in  po  r  ary  Review,  tlie.  November  18«4:  The  Uritish  Navy,  hy  E.  J. 
Kced  —  Wiir7,l)urp  and  Viennii.  I  ,  liy  K  de  Laveleye.  —  Oeneral  fVordon  ind  the 
Slave  Trade,  liy  II.  W.  (i.  —  CSreek  rities  under  romari  rule ,  hy  E  A  Freeman  — 
Rnilway  Rates  and  Hritisli  Trade,  l>y  J.  S.  Reale.  —  Lord  Salishury  and  Redistribution, 
liy  II  M.  Honipas.  —  Do  we  nced  a  second  Chamber?  by  J  Brycc  —  Contcmporary 
life  and   thoiipht  in   fJermany,   by   H.   GcflTckon.       -   ctc. 

Fortnijjhtly  Review,  for  November  1884:  Mr  Oladstone.  —  Somc  ancient 
orRan.s  oi"  Public  Opinion,  by  (Professor)  R.  C.  Jebb.  —  Is  this  the  BillV  by  A.  Arnold. 
-  The  Futurc  of  Indu.stry,  by  Ch.  Waring.  —  Ideas  about  India  III:  The  Mohammedan 
Question  ,  by  W.  Scawen  Rlunt.  -  A  last  word  of  on  the  Sugar  Bounties ,  by  G. 
Baden-Powell.  —  The  Irish  and  the  Government,  by  T.  M.  Healy.  —  Moderation  and 
total   Ahstinence,  by  Sutton   Sliarpe.   —  John  Wilson  Croker,  by  T.  E.  Kebbel.   —   etc. 

Macmillan's  Magazine,  N"  .'JOl  for  November  1884:  Lord  Malmesbury's  Me- 
inoirs.  —  Barbados.  -  The  IIousc  of  Commons.  —  Intervention  at  the  Cape.  —  Re- 
view of  the  month.   —  etc. 

National  Review,  the,  November  1884:  The  Navy,  its  duties  and  capacity, 
by  W.  H  Smith.  —  The  Russo-Afghan  Boundary  Commission,  by  A.  Vambery.  —  Four 
years  of  Egyptian  Finance ,  by  C.  F.  Moberly  Bell  —  Past  and  present:  Lord  Mal- 
mesbury's Memoirs,  by  H.  Mervyn.  —  Medical  relief  of  the  Rural  Poor,  by  C.  M.  Camp- 
bell.  —  etc 

Nineteenth  Century.  A  monthly  review ,  edited  by  J.  Knowles.  N"  93. 
November  1884:  The  People  of  Elngland  versus  their  Naval  Officials.  by  H.  O.  Arnold- 
Forster.  —  What  will  the  Peers  do  ?  by  (Lord)  Rrabourne.  —  State-directed  Emigra- 
tion :  its  necessity ,  by  (Lord)  Brabazon.  —  Over-Pressure  (in  englischen  Elementar- 
schulen), von  S.  Buxton.  —  Last  words  about  Agnosticism  and  the  Religion  of  Iluma- 
nity,   by  Herb.  Spencer.   —  Lord  Northbrook's  Mission,  by  E.  Dicey.  —  etc. 

C.     Österreich. 

Osterreichische  Monatsschrift  für  christl.  Sozialreform,  Gesellschaftswissen- 
schaft etc.  von  (Frh  )  C.  v.  Vogelsang.  VL  Jahrg.  (1884)  No  ve  m  b  er  h  ef  t :  Die 
materielle  Lage  des  Arbeiterstandes  in  Osterreich.  (Ein  Familienbild  mit  Rahmen  aus 
Floridsdorfs  Umgebung.)  (Fortsetzung.)  —  Das  Sinken  der  Getreidepreise  und  dessen 
kulturelle  Bedeutung.  —  Zur  I-atifundienbildung  in  den  österreichischen  Alpenländern. 
—  Zur  Arbeiterkrankenkassenfrage.  —  Zur  österreichischen  Arbeitsordnung.  —  Der  Wahl- 
kampf in  Deutschland  und  die  Sozialreform.  —  Die  Polizei  und  die  moderne  Gesell- 
schaft.   —  Eine  Musterfabrik.  —  etc. 

Statistische  Monatschrift,  hrsg.  von  der  k.  k,  statistischen  Zentralkommission. 
X.  Jahrg  (1884)  Novemherhef't :  Zur  Charakteristik  des  Grofsgrundbesitzes  in  Oster- 
reich, von  K.  Th  von  Inama-Sternegg.  —  Stand  und  Fortgangsverhältnisse  der  Schüler 
Wiens  in  den  städtischen  Bürger-  und  allgemeinen  Volksschulen  am  Schlüsse  des 
Schuljahres  1882/1883.  —  Das  neue  Spielkartengesetz  und  seine  Erfolge,  von  Bratas- 
sevic.  —  Der  Landhandel  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien  in  den  Jahren  1867  — 
1883,  von  Pizzala.  —  Die  Hagelschäden  und  die  Hagelversicherung  in  Österreich  ,  von 
Krafft.  —  etc. 

Ungarische  Revue.  Mit  Unterstützung  der  ungar.  Akademie  der  Wissen- 
schaften, hrsg.  Von  P.  Hunfalvy  und  G.  Heinrich.  1884.  Heft  6  (Juni),  Heft  7  (Juli>, 
Heft  8  (Oktober):  Denkrede  auf  G.  v.  Mailäth ,  von  A.  (Graf)  Szecsen.  —  Wann  ent- 
stand das  ehemalige  walachische  Fürstentum?  von  P.  Hunfalvy.  —  Ungarns  Stellung 
im  Weltverkehr,  von  K.  Keleti.  —  Die  Goldschmiedekunst  in  Ungarn,  von  F.  v.  Pulszky. 
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—  Siebeubürgen  in  sächsiscLer  Beleuchtung,  von  L.  Hoflfmann.  —  Fiume's  Wappen  im 
ungarischen  Staatsrechte  ,  von  Fr.  Pesty.  —  Verschwundene  Kolonisten  im  ehemaligen 
lianat,  von  M.  Roseufeld.  —  etc. 

Zeitschrift    für    wissenschaftliche    Geographie,    hrsg.    von  J.  I.  Kettler  (Wien). 
Band  IV,  Heft  5  u.   6 :    Die  atlantischen  Meeresströmungen,    von  O.  Krümmel  (Schlufs.) 

—  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  geogr.  Namenlehre,  von  J.  J  Egli  (Schlufs.)  —  Bei- 
träge zur  Kulturgeograpliie  ,  J.  I.  Kettler  (Schlufs.)  —  Nachrichten  über  den  höheren 
geographischen  Unterricht  in  Frankreich.  —  Band  V,  Heft  1  u.  2  (Wien  1884):  Zoana 
Mela.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Erdkunde  in  den  ersten  Dezennien  des  XVI.  Jahr- 
hunderts, von  F.  Wieser.  —  Namen  des  Ken  ,  von  Langkavel.  —  Das  Quellgebiet  der 
Hier  und  ihr  Lauf  bis  Immenstadt,  von  Hildenbrand.  —  Die  Quellen  des  Guadiaua,  von 
M.  Willkomm.  —  Beiträge  zur  Physiognomik  der  Alpen  I.,  von  F.  Simony,  mit  3  Tafeln 
Abbildungen.  —  Karte  der  Gebiete  gleicher  Bevölkerungsbewegung  in  Südwestdeutsch- 
land  ,  entworfen  und  bearbeitet  von  J  I.  Kettler,  dazu  Begleitworte  3  SS.  —  Einige 
Anschauungsmittel  für  den  höheren  geographischen  Unterricht.  —  Das  französische  Pro- 
jekt einer  ,,Ecole  nationale  de  geographie"  —  V.  v.  Haardt's  Referat  über  die  Herstel- 
lung von  Schulwandkarten.  —  Die  Hydrographie  des  östlichen  Indo-China  ,  von  W. 
Sievers.  —  Die  erste  Reise  des  Vespucci  und  die  Actas  de  la  IV.  Reunion  de  Ameri- 
canistas  ,  von  E.  Gelcich.  —  Die  geographischen  Anschauungen  einiger  Chronisten  des 
des  XI.  und  XII.  Jahrhunderts,  von  Dietrich.  —  Die  Kalahara,  von  H.  Reiter.  —  Be- 
merkungen über  einige  Aufgaben  der  Verkehrsgeographie  und  Staatenkunde,  von  F.  G. 
Hahn.  —  Die  orohydrographischen  Wandkarten  Europa's ,  von  Berghaus ,  Haardt  und 
Graf.  —   Die  Erdbeben  südlich  des  Taunus,  von  H.  Fritz.   —  etc. 

E.    Italien. 
Annali   di   s  t  a  t  i  s  t  i  c  a.      Serie  S»  ,   vol.    10:   Atti  della  Commissione    per  il  rior- 
diuamento  della  statistica  giudiziaria    civile    e    penale.      Sessioni    del  giugno    1883    e    del 
febbraio   1884.     (161   pp.) 

F.  Dänemark. 
Nationalakonomisk  Tidsskrift  1884.  Hefte  4  og  5  :  Der  dänische  Militäretat 
in  Bezug  auf  die  Finanzgesetzgebung ,  von  A.  Petersen-Studnitz.  —  Dänische  Arbeiter- 
banken,  von  H.  Westergaard.  —  Die  Sterblichkeit  unter  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Umständen  :  (Besprechung  des  Buches  von  Th.  Soerensen  :  ,,De  okonomiske  Forholds  og 
Beskjaeftigelsens  Indflydelse  paa  Dodeligheden".  I.  Afdeling)  von  H.  Westergaard.  — 
Die  zu  erzielende  Reform  des  dänischen  Apothekenwesens,  von  F.  Bajer.  —  Die  letzt- 
jährigen Bau-  und  Wohuungsverhältnisse  von  Kopenhagen,  von  M.  Kubin.  —  Die  neuen 
deutschen  Reichsgesetze  über  Aktiengesellschaften  und  Unfallversicherungswesen.  —  Prosti- 
tutionsweseu  und  venerische  Krankheiten.  Bemerkungen  zu  ,, Foreningen  mod  Lovbes- 
kyttelse  for  Usaedelighed''  (Vereine  gegen  gesetzliche  Inschutznahme  der  Unsiillichkeit), 
von  A.   Petersen-Studnitz.   — 

H.    S  c  h  w  e  i  z. 

L'  Union  postale.  IX.  Volume  No.  11  et  12  (Berne)  1.  uovembre  et  1.  de- 
cembne  1884:  Le  Service  des  colis  postaux  en  Italic.  —  La  nouvelle  loi  federale  suisse 
sur  les  taxes  posiales.  —  Le  Service  des  postes  de  Venezuela  pendant  l'exercice  de 
1882|83.  —  Les  postes  groenlandaises,  (suite  et  tin.)  —  Le  service  des  abonnements  par 
la  poste  aux  publications  periodiques  dans  l'Empire  allemand.  —  Le  Service  des  postes 
mexicaines  pendant  l'exercice  de  1882 — 83.  —  Les  bons  de  poste  dans  l'lude  britan- 
uique.   —   etc. 

Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Jahrg.  XIX.  18  8  3.  1 — 4.  Quartal- 
heft: Die  Gesetzgebung  der  europäischen  Staaten  betrefi'eud  die  staatliche  Beaufsich- 
tigung der  privaten  Versicherungsanstalten.  —  Die  Postsparkassen  in  Frankreich.  — 
Name  und  Wesen  der  Statistik  ,  von  V.  John.  —  Die  schweizerische  Baumwollenindustrie 
seit  1851.  —  Die  schweizerischen  Zettelbanken.  Notenzirkulation  im  Jahresdurchschnitt 
der  Jahre  1871  — 1882.  —  Ergebnis  der  29  schweizerischen  Emissionsbanken  im  Jahre 
1882.  —  Länge  der  auf  schweizer.  Gebiete  bestehenden  Eisenbahnen  am  Ende  der  Jahie 
1844 — 1882.  —  Das  Steuerwesen  der  Schweiz,  von  C.  Mühlemann.  —  Einige  fernere 
Ergebnisse  der  eidgenöss.  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880.  -  SchulpÜichtige  und 
Schulbesucheude  in  der  Schweiz    am   31.   Jlärz    1882.   —  Resultats    generaux    du  mouve- 
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ment  de  la  poijulatioii  en  Suisse  compards  avec  ceux  de  quelques  autrcM  etAt».  Emi- 
gration de  la  Sui.iMe  dans  les  pays  d'oulrc-mer  pendant  rHnn«-e  1882.  —  Journaux 
pub!i«''.s  cn  Suisse  en  1883.  —  Bestand  und  Krlni),'  der  Waldungen  in  der  Schweiz,  — 
Vergleichende  lleher.tieht  hctreHend  die  Oewinnunj?  von  Minenilien  in  verschiedenen  Lan- 
(h'rii  -  IJehcr  die  Festsetzung  der  Zeitpunkte,  die  bei  deni..grH|)hischen  Arbeiten  zu 
(Jnind.!  zu  legen  sind,  von  II  Kinkelin.  —  XIII.  Juiiro>versaninilung  <ler  .schweizerischen 
stiitistischeii  (Jesell.Hchaft  zu  Kraiienfeld,  nebst  Kröflnungsredc  des  Präsidenten  derselben 
l'rof.  Dr.  H.  Kinkeiin  um  17.  September  188.}  -  Thesen  über  Aufgab«  und  Weiter- 
bildung der  liindwiitsiharilichen  Statistik  in  der  Schweiz,  von  Krnemer.  -  I>ie  Hev.ii- 
kcrunt,'s(Vage  \'ortrug  von  ,f.  J.  Kummer.  —  Die  Ausdehnung  der  Kisenbalinanlagen 
und  der  Hrielpostverkelir  in  den  Hauptstaaten  Kuropa's  im  Jahre  18K2.  Vorläufige 
Zusammenstellung  der  gegenseitigen  Ilülfsgenossenschuften  <ler  Schweiz  iin  Jahre  1879.  — 
Ferienkolonien  der  Schweiz  —  Die  Kornpreise  auf  den  3  schweizerischen  Hauj.tmärkten 
von  186.0—1882  nach  Monats-  und  Jahresdurchschnitten.  —  Getreidepi  eise  auf  dem 
Markte  Hern  von  1865  1882  nach  Monats-  und  Jahresdurchschnitten.  —  Die  Statistik 
al.s  Mittel  zum  Zweck.  Eine  populäre  Aufklärung  über  die  Notwendigkeit  der  statistischen 
Forschung,  von  C.  Mühlmann.  —  Statistik  der  Todesfälle  in  Hern  in  der  fünfjähr. 
Periode  1871 — 75.  Im  Auftrage  der  städtischen  Sanitätskominission  bearbeitet  von  E. 
Schuerer  (mit  Tabellen  und  grajibischen  Tafeln.)  1884.  1.  u.  2.  Quartalheft: 
Altes  und  Neues  aus  der  Eiscnbahnslatistik.  von  II  Streng.  —  Warenausfuhr  der  Schweiz 
nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  im  Jahre  1883,  a)  nach  Konsularkreisen  ; 
h)  verglichen  mit  frühern  Jahren.  —  Uebersiclit  der  schulhygienischen  Gesetzes-  und 
Verordnungsbestimmungen  in  der  Schweiz.  Zusammengestellt  vom  Archivbureau  der 
perman.  schweizerischen  Schulausstellung  in  Zürich  1884.  ■  Die  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern im  Kanton  Hern  pro  1882,  von  C.  Mühlemann. —  Vergleichende  Studien  zu  den 
Volkszählungen  in  (iraubünden  von  1850—1880,  von  Truog  (Schlufs).  —  Die  Bevölke- 
rung der  Schweiz  vom  1.  Dezember  1880  nach  ihren  Berufsarten.  —  Ergebnisse  der  32 
gesetzlich  autorisirten  schweizer.  Emissionsbanken  1883.  —  Notenemission,  Notenzirku- 
lation und  gesetzliche  Barschaft  der  schweizerischen  Zettelbanken  in  den  Jahren  1881 
bis  83.   —  etc. 
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Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser.  Nr.  176  und  177 
V.  15.  Oktober  und  1.  November  1884:  Einrichtungen  bei  der  berliner  Feuerwehr,  von 
Reder.  —  Bericht  der  englischen  Parlamentskommission  über  das  technische  Erziehungs- 
und  Unterrichtswesen,  von  Ludewig.  —  Betrachtungen  über  die  Lokomotiven  der  Jetzt- 
zeit. —  Die  grossen  Alpentunnels  und  die  unterirdische  Wärme.  —  Normalien  für 
Betriebsmittel  der  preufsischen  Staatsbahneu  und  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Privat- 
bahnen —  Brenustofiersparnis  beim  Lokomotivbetrieb,  von  Pechar.  —  lieber  Mittel  und 
Vorkehrungen  ,  die  Gefahren  zu  verhüten ,  welche  Kadreifenbrüche  verursachen  können, 
von  Stösger.  —  Bauwesen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  von  (Regierungs- 
und Baurat)  Lange.  —  Prüfung  und  Verbesserung  der  Luft  in  Wohn-  und  Versammlungs- 
räumen in  Bezug  auf  Temperatur,   Feuchtigkeit  und  Reinheit,  von  (Prof.)  Wolpert.  —  etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen,  hr.-^g.  vom  Ministerium  für  öflentl.  Arbeiten. 
Jahrg.  1884.  Heft  6:  November  und  Dezember:  Die  englische  Eisenbahnpolitik  der 
letzten  zehn  Jahre,  von  G.  Cohn.  —  Die  Petroleumindustrie  des  südlichen  Rufsland.  — 
Die  Omnibuszüge  im  Bezirke  der  kgl.  Eisenbahndirektion  zu  Hannover,  von  v.  Borries. 
—  Die  baierischen  Staatsbahnen  im  Jahre  1882.  —  Die  Eisenbahnen  im  Kaiserreich 
Rufsland.  —  Die  Eisenbahnen  in  Britisch-Ostindien  in  1882—1883.  —  Über  die  Einfuhr 
aus  Deutschland  und  Frankreich  in  die  Schweiz  und  den  deutsch-schweizerischen  Durch- 
gangsverkehr.  —  Die  Eisenbahnen   in  Me.xiko.   —  etc. 

Archiv.für  Post  und  Telegraphie.  Nr.  17 — 19.  September — Oktober  1884: 
Postverhältnisse  in  dem  früheren  Fürstentum  Ostfriesland.  —  Die  pneumatische  Post  in 
Wien  und  die  Rohrpost  in  Berlin.  —  Das  Postwesen  der  Republik  Guatemnla  im  Jahre 
1883.  —  Ein  Postbuch  über  das  Postfuhrwesen  in  Frankreich  aus  der  Zeit  der  ersten 
Republik.  —    Zum    zehnjährigen    Bestehen    des    W^eltpostvereins.    —    Gewitter-    und    Ge- 
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witterbeschädigungen  der  Telegraphenanlagen  im  Juli  1884.  —  Das  italienische  Post- 
wesen im  Jahre    1882.    —  Der  Ausbruch   des  Vulkans  Krakatau  im  Jahre   1883.   —  etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  für  das  Jahr  1884.  Heraus- 
gegeben vom  kais.  statistischen  Amt.  Septemberheft :  Die  Schiffsunfälle  an  der  deutschen 
Küste  während  des  Jahres  1883.  —  Yerunglückungen  deutscher  Seeschiffe  in  den  Jahren 
1883  und  1882.  —  Die  Schulbildung  der  im  Ersatzjahre  1883,84  in  die  deutsche  Armee 
und  Marine  eingestellten  Rekruten.  —  Die  Entweichungen  von  Seeleuten  der  deutschen 
Handelsmarine  im  Jahre  1883.  —  Ueberseeische  Auswanderung  aus  dem  deutsclien 
Reich  über  deutsche  Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfang  Januar  bis  Ende 
September  1884  und  Vergleich  mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der  vorhergehenden 
Jahre.  —  Ergebnisse  der  landwirtschaftlichen  Betriebsstatistik  nach  der  Aufnahme  vom 
5.  Juni  1882.  Vorläufige  Mitteilung  für  das  Reich  im  Ganzen.  —  Die  Dampfkessel- 
explosioneu  im  deutschen  Reiche  während  des  Jahres  1883-  —  Durchschnittspreise  wich- 
tiger Waren  im  Grofshandel,  September  1884.  —  Vorläufige  Nachweisungen  des  Flächen- 
inhalts der  mit  Tabak  bepflanzten  Grundstücke,  sowie  der  Zahl  der  Tabakpflanzer  und 
der  Tabakpflanzungen  im  deutschen  Zollgebiet  für  das  Erntejahr  1884;85  —  Das  Salz 
im  deutschen  Zollgebiet.  Produktion  und  Konsumtion,  Besteuerung  und  steuerfreie  Ab- 
lassung, sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Salz  im  Etatsjahr  1883|84.  —  Ein-  und  Ausfuhr 
der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  September  und  für  die  Zeit 
vom  1.  Januar  bis  Ende  Sept.  1884.  —  Versteuerte  Rübenmengen  im  deutschen  Zoll- 
gebiet, sowie  Ein-  und   Ausfuhr  von  Zucker  im  September   1884.   —   etc. 

Preufsische  Jahrbü  che  r,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke  und  H.  Delbrück. 
LIV.  Band,  Heft  5:  Die  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie,  von  E.  Peterson.  —  Studien 
über  die  Schwankungen   des  Volkswohlstandes  im   deutschen  Reiche  II.,    von  E.  Philippi. 

—  Das  politische  Parteiwesen  in   den  skandinavischen   Ländern.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  begr.  von  E.  A.  Masius,  hrsg.  von  H.  Oesterley. 
Jahrg.  XXXIV,  Liefer.  20,  v.  1.5.  Oktober  1884:  lieber  Sterblichkeitsverhältnisse  Eine 
vorläufige  Studie  von  Fr.  C.  Lukas  (Rechnungsassistent  der  k.  k.  Statist.  Zentralkommission 
in  Wien). 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart.  Jahrg.  1884,  Heft  ll 
und  12:  Das  Ende  des  chilenisch-peru-bolivianischen  Krieges,  von  K.  Loeffler.  I.  und 
II.  Artikel.  —  lieber  Sprache  und  Schrifttum  der  Chinesen,    von  G.  von  der   Gabelentz. 

—  Skandinavien  als  Reiseziel,  von  Spirid.  Gopcevie.  I.  und  II.  Artikel.  —  Von  der 
Arlbergbahn,  von  K.  A.  Regnet.  —  Die  Begräbnisarten  der  Indianer  Nordamerikas,  von 
R.  Doehn,  II.  Artikel.  — Heilkunde  für  das  Volk.  Versuch  zur  Zeitgeschichte  der  Heil- 
kunde, von  O.  Basset,  II.  Artikel.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen.  Jahrg.  XII.  Nr.  8  und  9. 
August  und  September  1884  :  Die  Militärdienst-Versicherung  in  Deutschland.  —  Zur 
Statistik  der  Brandursachen  im  Jahre  1883.  —  Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
und  anderer  Gerichtshöfe  in  Versicherungsangelegenheiten.  — 

Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg.  von 
E.  Wifs.  Jahrg.  XXI,  Band  IV,  2.  Hälfte:  Der  Kampf  des  heutigen  deutschen  Hand- 
werks mit  der  Grofsindustrie,  von  Theod.  v.  Huber-Liebenau.  —  Verbesserung  der  Wasser- 
strafsen  im  deutschen  Nordwesten.  —  Die  Wildpretzüchtung  der  Römer  und  ein  Blick 
auf  Italiens  Gegenwart ,  von  C.  E.  Ulrichs.  —  Die  Verschuldung  der  bäuerlichen  Be- 
sitzungen, II.  Artikel,  von  N.  M.  Witt.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  London, 
von  Jak.   Wallraf.   —  etc. 

Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistischen  Bureau,  redigirt  von  L.  von  Müller. 
XVI.  Jahrg.  (1884)  Nr.  3  :  Die  zwangsweise  Veräufserung  landwirtschaftlicher  Anwesen 
in  Bayern.     Nach  dem  Stande  des  Jahres   1883  mit  Rückblicken  bis  1880,  von  v.  Müller. 

—  Statistische  Nachweise  über  die  Armenpflege  im  Königreiche  Bayern  für  das  Jahr 
1882,  von  C.  Rasp.  —  Die  Ernte  des  Jahres  1883  in  Bayern  (mit  Tabellen  über  Ergeb- 
nisse der  Anbaustatistik  1883),  von  v.  Müller.  —  Summarische  Uebersicht  der  in  Bayern 
bestehenden  landwirtschaftlichen  Spezialvereine  nach  dem  Stande  des  Jahres  1883.  Zu- 
sammengestellt im  kgl.  Staatsministerium  des  Innern  ,  Abteilung  für  Landwirtschaft,  Ge- 
werbe und  Handel.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Bergrecht,  redigiert  von  H.  Brasscrt.  XXV.  Jahrg.  1884.  Heft 
4:  Die  Bestimmungen  über  die  Vorsichtsmafsregeln  gegen  schlagende  Wetter.  Bearbeitet 
von  der  bergrechtlichen  Abteilung  der  preufsischen  Schlagwetter-Kommission. 
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Z  (j  i  I  si- li  li  l'l  du»  köiiij,'!  |ii(!iiMMdieii  sliititttischoii  MurcauH  ,  lirsn  von  K.  Kleiiik. 
.Jjtliij,'.  XXI\'  (1884)  ll<!lt  1.  II.  III.  IV.  (Jaiiuiii-  \>\h  Dv/.inuler):  Die  i>rciif!,i.>,clieii  Spar- 
ItHSBeii  iui  I{(!(liiiuii(,'.>j(ilirü  188'<i,  von  C.  HöUüw.  —  Kiwerlj  und  Vorluot  der  KeicLs- 
und  SlaiitMinK'diöiinkcit  im  prtMiW.scIieii  Staute  wäliiend  des  Jahres  1883.  —  iJie  I.ehen»- 
iind  KiMiervcr.sichcruiij,'  in  l'reuf^^en  in  den  Jahren  1881  und  1H8'J  und  die  Ergebnisse 
der  deutsHihun  Versiclieruntcsanstalten  im  Jalirc  1882,  mit  KückMiiken  auf  frühere  Jahre, 
von  H  Hriimer  —  I>ie  l'eh.rwaelicinj;  der  Dumpfkraft  in  Deut>chland,  von  L.  Kraneke. 
Die  Wälder  und  die  V\  iildmil/iinijen  in  Finlund  vom  wirt^eliaftlichen  Standpunkte, 
von  (l''rli.)  von  Lumezan  Mil  '2  Talein  ^i '•l'''''" '"'''  Dar.-,tcllunKen.  —  Ver(,'leiihende 
Dar.steiiuii^ji'n  uu.s  der  Finany,.>.luti.-%tik  der  preuf-Lschen  (Jemeinden  für  da-*  Jahr  1«8:{84, 
von  VV.  v.  Tz.schopjie.  Mit  3  Tafeln  t'raphi.scher  Dar;stellun>ren  —  AnhauveränderunKen 
in  I''ratd4reieh.  —  Die  Geburten,  Kheschlief^unfjen  und  Sterbefälle  liei  der  Zivil-  und 
Militärbevidkerung  des  preufsisehen  Staates  im  Jahre  1883.  Oröf^tc  Nieder>elilan.smen((en 
in  Deut.sehlaiid  mit  besonderer  Herücksic-Iiti^junf;  Norddcutschjand.s,  von  G.  Ilellmann.  — 
Das  Keli^jionsbekeniitnis  der  Schüler  Iniherer  Lehranstalten  in  I'reuisen.  —  Die  lint- 
wiekeliinj^  der  kommunalen  Wohnun^sstati.slik  unii  ihre  Kr^;ebni^se ,  von  M.  Hövet.  — 
Nekrcdoge  ,    von    E.   lilenek.     —   Hiicheranzeij^'en.  Stati-itische   Korrespondenz      Beson- 

dere Heila^ren  :  Wirkliehe  und  Mitli-Ipreise  der  wichtigsten  Lebensmittel  für  Mensehen  und 
Tiere  in  den  bedeutendsten  i\Iurkt(jrl(-ii  der  preufsi.->ehcn  .Monarchie  während  des  Kalender- 
jahres 1883  be/.w  des  Krntejahres  188283.  Auf  Grund  der  Marktberichte  von  16.^ 
lireursi>ch(ui  M.-irktortcii  bearbeiti;t.  —  Erj^ebnis.se  der  von  den  landwirtschaftliehen  Ver- 
einen im  OklobcM-  1884  kreisweise  bewirkten  Ermitteluiifr  des  Ernteertrages  der  wichtig.sten 
feldmälsiK  antjebauten  Früchte  im  Jahre  1884,  verj;liclien  mit  den  eiulnültitjen  Ergebnissen 
der  in  den  einzelnen  Gemeinden  und  Gutsbezirken  vor^jenommenen  Ermittelung  des  Krnte- 
ertrages  von   1883.  —    etc. 


Frommann'sche  Buchdrnckerei  (Hermann  Pohle)  in  Jena. 


BINDiNG  SECT.  JUL  t  i  «GL 


HB  Jahrbucher  für 
5         Nationalökonomie 
J35       und  Statistik 
Bd. A3 


PLEASE  DO  NOT  REMOVE 
CARDS  OR  SLIPS  FROM  THIS  POCKET 

UNIVERSITY  OF  TORONTO  LIBRARY 


